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Kapitel  I. 

Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen 
Jahres.     Winkelblech  als  ihr  Führer. 

1848— 1849. 

V  o  r  b  e  t  r  a  c  h  t  u  n  g. 

In  der  Einleitung  zu  dem  letzten  (4,)  Kapitel  des  ersten 
Bandes,  das  sich  vornehmlich  mit  der  politischen  Bewegung  des 
Jahres  1848  beschäftigte,  habe  ich  erörtert,  warum  es  unge- 
recht und  verkehrt  sei,  heute  auf  jene  Bewegung  mitleidig  und 
spöttisch  herabzusehen.  Ich  habe  zu  zeigen  versucht,  wie  viele 
der  damaligen  Forderungen  heute  schon  erfüllt,  und  wie  manche 
der  damals  mit  treft'sicherem  Blick  erkannten  Tendenzen  heute 
noch  wirksam  sind.  Dieser  Rechtfertigungsversucli  einer  vor- 
urteilslosen Beurteilung  des  „Völkerfrühlings"  wurde  uns  durch 
den  Hinweis  auf  die  moderne  Geschichtschreibung  wesentlich  er- 
leichtert. Wir  konnten  uns  auf  Historiker  wie  Lenz  und  Marcks 
beziehen,  die  sich  im  Gegensatz  zu  der  Auffassung  eines  Sybel 
und  eines  Treitschke  bemüht  haben,  das  Bleibende  und  Er- 
hebende in  der  Bewegung  von  1848  von  dem  Phraseologischen 
und  Unreifen  zu  scheiden.  Ganz  anders  steht  es  um  unsere  Auf- 
gabe in  diesem  Abschnitte,  der  von  der  politischen  Bewegung 
eines  deutschen  Mittelstaates  hinüberleiten  soll  in  eine  weit  um- 
fassendere wirtschaftliche  und  soziale,  die  ganz  Deutschland  und 
auch  Teile  von  Deutsch  -  Österreich  mitumfaßt :  ich  meine  die 
Handwerkerbewegung  der  Jahre  184849,  die  ihre  Krönung  in 
dem  Hamburger  und  Frankfurter  Kongreß  findet  und  mit  dem 
Berichte  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  der  Paulskirche 
vom  Februar  1849   ausklingt,   als    positive   legislatorische   Erfolge 
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aber  lediglich  eine  Änderung  der  Gesetzgebung  im  zünftlerischen 
Sinne  in  Preußen,  Hannover  und  etwa  noch  Bayern  nach  sich 
zieht.  Im  scharfen  Gegensatz  zur  allgemeinen  politischen  1848  er 
Bewegung  und  zu  der  hier  durchaus  möglichen  Revision  des 
früher  lediglich  verdammenden  oder  geringschätzenden  Urteils 
erscheint  es  schwer,  ja  geradezu  unmöglich,  eine  Rettung  der 
Handwerkerbewegung  zu  wagen,  „Wunderliche  Produkte  der 
Kurzsichtigkeit"  hat  Gustav  Schmoller  in  seiner  „Geschichte  der 
deutschen  Kleingewerbe"  ^)  die  Deklamationen  und  Resolutionen 
der  Handwerker  in  jenen  bewegten  Tagen  genannt.  Und  dieses 
in  dem  Jahre  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  in  Deutsch- 
land, 1869,  gefällte  Urteil  besteht  noch  heute  durchaus  zu 
Recht.  Wenn  wir  von  einigen  katholisch-sozialen  Reformern  ab- 
sehen, etwa  im  Stile  von  Professor  Hitze  in  Münster,  so  herrscht 
heute  eine  seltene  Übereinstimmung  in  der  nationalökonomischen 
Fachwissenschaft  bezüglich  des  Urteils  über  die  zünftlerisch-reak- 
tionären  Bestrebungen  der  Handwerker-Mittelstandspolitik.  Diese 
seltene  Übereinstimmung  ist  das  Ergebnis  eines  stolzen  Werkes 
selbstloser  deutscher  Gelehrtenarbeit,  um  das  uns  andere  Völker 
beneiden  können.  Es  ist  das  Ergebnis  einer  vielbändigen  Unter- 
suchung des  „Vereins  für  Sozialpolitik"  unter  der  Redaktion  von 
Karl  Bücher.  Wer  heute  über  die  Existenzbedingungen  des 
Handwerkers  (und  diese  gilt  es  ja  zu  untersuchen,  wenn  man 
seine  sozialpolitischen  Bestrebungen  auf  ihre  Berechtigung  hin  zu 
prüfen  unternimmt)  urteilen,  wer  den  Kampf  zwischen  Handwerk 
und  Fabrik  beleuchten  und  das  Terrain  gleichsam  abgrenzen  will, 
auf  dem  auch  künftig  das  Handwerk  wird  weiter  wirken  können, 
muß  von  jenen  Untersuchungen  ausgehen,  und  die  bedeutsamsten 
Zusammenfassungen  und  Erörterungen  über  die  Lebensfähigkeit 
des  deutschen  Handwerks,  die  sich  bemühen,  logische  Schlüsse 
aus  dem  gewaltigen  Material  der  in  jenen  Bänden  vereinigten 
112  Monographien  zu  ziehen,  sind  auf  dem  Studium  jener  Unter- 
suchungen aufgebaut.  Ich  erinnere  nur  an  Büchers  bekanntes 
Referat,  an  Stiedas  Rostocker  Rektoratsrede  und  an  Sombarts 
Untersuchungen  in  seinem  „Modernen  Kapitalismus".  Wer  es  diesem 
Tatsachenmaterial  gegenüber,    das    durch   die  Handwerkerenquete 


')  G.  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahr- 
hundert.    Statistische  und  nationalökonomische  Untersuchungen,   1870,  p.  85. 
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des  Jahres  1895  noch  trefflich  ergänzt  worden  ist,  heute  unter- 
nimmt, als  unbefangener  Wissenschaftler  die  zünftlerischen  Be- 
strebungen reaktionärer  Handwerkerkreise,  ihr  Verlangen  nach  dem 
Befähigungsnachweis  zu  unterstützen,  wird  kaum  auf  Nachsicht 
rechnen  dürfen.  Um  so  schmerzlicher  muß  es  den  Kundigen  be- 
rühren, in  welchem  scharfen  Gegensatze  die  deutsche  Gewerbe- 
gesetzgebung seit  dem  Innungsgesetz  des  Jahres  1881  bis  zum 
Handwerkergesetz  von  1897  "^^^  bis  zum  kleinen  Befähigungs- 
nachweis vom  Jahre  1908  zu  den  Anschauungen  der  deutschen 
Wissenschaft  sich  befindet,  ein  Gegensatz,  auf  den  erst  jüngst 
wieder  Waentig  in  treffender  Weise  aufmerksam  gemacht  hat.  ^) 
Bereicherten  die  Ergebnisse  der  Handwerkerenquete  und  des 
„Vereins  für  Sozialpolitik",  sowie  der  Gewerbezählungen  von  1882/95 
unsere  Kenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Morphologie,  nament- 
lich in  den  letzten  Jahrzehnten,  so  ist  für  die  weiter  zurück- 
liegende Zeit,  namentlich  für  die  40  bis  60  er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  noch  heute  die  beste,  auf  exakt  statistischen  For- 
schungen beruhende  Untersuchung  Schmollers  bereits  zitierte  „Ge- 
schichte der  deutschen  Kleingewerbe".  Diese  hat  schon,  wie 
wir  oben  zeigten,  auf  das  Kurzsichtige  und  Verfehlte  der  48  er 
Bewegung  hinweisen  können,  aber  um  wie  viel  verfehlter  noch 
muß  diese  uns  nach  den  Ergebnissen  der  neuesten  Forschungen 
erscheinen,  die  den  indirekten  Schluß  erlauben,  daß  die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Ursachen  jener  Bewegung  im  wesent- 
lichen noch  heute  dieselben  sind,  und  daß  heute  wie  damals  der 
Kampf  gegen  das  rein  formale  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  durchaus 
verfehlt  erscheint. 

Es  kann  also  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  im  folgenden  die 
Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  in  neuer,  wesentlich 
günstigerer  Beleuchtung  erscheinen  zu  lassen,  sondern  der  Ver- 
fasser muß  sich  damit  begnügen,  die  Bewegung  in  möglichst 
weitem  Rahmen  und  mit  möglichst  universaler  Erfassung  aller 
Tendenzen  dem  Leser  vorzuführen.  In  einem  Werke,  das  sich, 
wenn  auch  nicht  in  rein  biographischem  Sinne,  so  doch  in  erster 
Linie   mit  der  Persönlichkeit  eines  Winkelblech  beschäftigt,   bean- 


^)  Waentig,  Die  gewerbepolitischen  Anschauungen  in  Wirtschaft  und  Ge- 
setzgebung des  19.  Jahrhunderts,  in  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirt- 
schaftslehre im  19.  Jahrhundert",  1908.  (Schmoller  zum  70.  Geburtstage.)  Teil  II, 
Abh.  XXV,  p.  59, 
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sprucht  naturgemäß  das  Kapitel  über  die  Handwerkerbewegung 
und  Winkelblechs  Eingreifen  in  sie  einen  beträchtlichen  Raum. 
Gerade  weil  sein  politisches  und  agitatorisches  Wirken,  wie  wir 
schon  früher  betonten,  sich  wie  bei  Rodbertus  auf  die  knappe 
Spanne  von  etwas  über  ein  Jahr  zusammendrängt,  müssen  es 
mächtige  Impulse  gewesen  sein,  die  ihn  zu  seiner  Rolle  zwangen. 
Auch  das  haben  wir  schon  im  letzten  Kapitel  des  i.  Bandes  dar- 
zulegen versucht,  als  wir  die  Anhängerschar  Winkelblechs  schil- 
derten, auf  die  er  in  erster  Linie  rechnen  konnte,  d.  h,  auseinander- 
setzten, welche  wirtschaftlichen  Interessen  sich  mit  den  seinigen  be- 
gegneten und  ihn  bewogen  haben,  in  der  Öffentlichkeit  für  seine  Idee 
zu  wirken.  Auch  die  psychologische  Erklärung  dafür  haben  wir 
früher  versucht.  Die  primäre  Ursache  seiner  Teilnahme  an  un- 
politischen, d.  h.  an  wirtschaftlichen  und  sozialen  Reformfragen 
kennt  der  Leser  bereits  aus  Winkelblechs  Kampf  gegen  „kon- 
stitutionelle Gemütsergötzlichkeiten"  der  liberal-konstitutionellen 
Partei  in  Kassel,  speziell  im  hessischen  Landtag.  Damals  ist  schon 
darauf  hingewiesen  worden,  worin  sich  Winkelblech  überhaupt 
von  den  reinen  Verfassungspolitikern  des  Jahres  1848  unter- 
scheidet. Es  ist  jener  Parallelismus  von  politischen  und  sozialen 
Reformen,  (den  wir  auch  aus  seinem  Werke  kennen)  aus  dem  er 
seine  relative  Geringschätzung  rein  politischer,  speziell  verfassungs- 
politischer Fragen  schöpfte.  Die  politische  Reform  im  Sinne  der 
demokratischen  Republik  ist  für  ihn  im  rein  panpolistischen  Sinne 
nur  zu  verwirklichen,  wenn  die  wichtigere  Sozialreform  im  Sinne 
seines  Föderalismus  ihr  voraus  gegangen  ist.  Besonders  der 
Kampf  des  hessischen  liberalen  Konstitutionalismus  gegen  den 
Kurfürsten  um  Verfassungsgarantien  mußte  ihm,  der  in  einer  tief 
eindringenden  Sozialreform  das  gründliche  Heilmittel  aller  poli- 
tischen und  sozialen  Mißstände  erblickte,  kleinlich  erscheinen. 
Darum  mußte  er  es  freudig  begrüßen,  daß  neben  der  politischen 
Bewegung  des  Jahres  1848  eine  wirtschaftliche  einherging,  die 
obendrein,  wie  er  sich  schon  in  Kassel  überzeugen  konnte,  seinem 
Förderalismus  wesensverwandte  Züge  trug.  So  konnte  ihm  die 
Teilnahme  an  den  Handwerkerkongressen  in  Hamburg  und  Frank- 
furt gleichsam  als  eine  Erlösung  aus  dem  rein  poHtisch-kon- 
stitutionellen,  sei  es  liberalen,  sei  es  demokratischen  Doktrinaris- 
mus erscheinen.  Darum  hat  Winkelblech  seine  ganze  Kraft  der 
wirtschaftUchen    Bewegung     gewidmet     und    versucht,     ihr    den 
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Stempel  seines  Geistes  aufzudrücken,  was  ihm  im  vollen  Um- 
fange, allerdings  nur  für  eine  kurze  Spanne  Zeit,  bei  dem  Frank- 
furter Arbeiterkongreß  und  der  südwestdeutschen  Arbeiter- 
bewegung gelang,  wovon  das  nächste  Kapitel  berichten  soll. 
Unser  Denker  hätte  aber  niemals  an  der  Handwerkerbewegung 
so  regen  Anteil  genommen,  wenn  nicht  auch  er  von  dem  Zentral- 
wunsch der  kleinen  Meister,  von  der  Herstellung  einer  zunft- 
mäßigen Organisation  das  Heil  der  Zukunft  erwartete.  So  mußten 
ihn  gerade  seine  wirtschaftlichen  Ideen  zum  Kampfgenossen  der 
Handwerker  und  der  Arbeiter  (in  seinem  Sinne  der  „qualifizierten" 
Arbeiter  oder  Gesellen)  stempeln,  das  ist  für  jeden  einleuchtend, 
der  sein  Werk  gewissenhaft  studiert  hat,  und  auch  der  Leser,  der 
im  dritten  Kapitel  des  i.  Bandes  eine  ausführliche  Inhaltsangabe 
der  „Organisation  der  Arbeit"  vorfand,  wird  dies  ohne  weiteres 
verstehen. 

Wir  wollen  hier  nur  noch  einmal  die  Gründe  resümieren, 
durch  die  sich  Winkelblech  veranlaßt  sieht,  zum  Führer  der  Hand- 
werker zu  werden.  Fragen  wir  zunächst  sein  Werk.  Es  wird  uns 
auch  hier  die  richtige  Auskunft  über  die  Motive  seines  Handelns 
während  der  Revolution  geben,  da  das  gesamte  Werk,  wie  wir 
im  ersten  Bande  nachweisen  konnten,  in  der  Konzeption  jeden- 
falls 1848  schon  feststand.  Aus  jedem  Bande  will  ich  dem  Leser 
eine  Stelle  in  Erinnerung  bringen.  Im  ersten  Bande  schildert 
Winkelblech  als  einen  Vorteil  der  Industrie  unserer  Vorfahren  die 
organische  Gliederung  der  Produzenten.^)  Sie  sei  die  Folge  ger- 
manischer Rechtsbildung  und  eine  solche  Gliederung,  welche  kein 
Volk  der  alten  Zeit  kannte,  sei  und  bleibe  der  größte  welthistorische 
Fortschritt,  der  seit  dem  Untergange  der  antiken  Staaten  gemacht 
M-orden  sei,  so  sehr  das  auch  von  den  Nationalökonomen  der 
herrschenden  Schule  und  den  römischen  Juristen  verkannt  werde. 
Gewiß  leide  der  ganze  Organismus  noch  an  großen  und  zahl- 
reichen Gebrechen,  alle  Mängel  könnten  aber  nichts  gegen  die 
Zweckmäßigkeit  der  organischen  Gliederung  überhaupt  beweisen, 
welche  auch  in  Zukunft  das  erfolgreichste  Mittel  zu  einer  wahr- 
haft nationalen  Arbeitsteilung  sein  werde.  Was  falsch  an  ihr  ge- 
wesen sei,  sei  das  Prinzip  des  Monopolismus  gewesen,  das  Prinzip 


')  Mario,  I,  p.  37  ff.     Auch    in    diesem    Bande    wird    immer    die    zweite 
Auflage  zitiert. 
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der  ungleichen  Berechtigung.  Im  zweiten  Bande  ^)  erwähnt  er  bei 
der  Darstellung  der  Anschauungen  der  neuliberalen  Schule  unter 
ihren  Postulaten  auch  die  Erneuerung  der  Zünfte.  Für  ihn  ist 
eine  sich  auf  sämtliche  Produktionszweige  erstreckende  Zunftver- 
fassung als  unerläßliches  Mittel  zur  Bildung  von  Erwerbssphären 
die  Grundlage  einer  jeden  von  der  liberalen  prinzipiell  verschie- 
denen sozialen  Ordnung.  An  einer  Stelle  des  dritten  Bandes  -) 
preist  er  den  ethischen  Sinn  des  germanischen  Rechtes  in  einer 
Weise,  die  beinahe  an  die  moderne  Auffassung  von  Gierke  er- 
innert. Nicht  nur  zwischen  den  Geschäftsgenossen,  sondern  auch 
zwischen  den  denselben  Industriezweig  vertretenden  Produzenten 
stellte  das  germanische  Recht  durch  das  Institut  der  Zünfte  eine 
ethische  Verbindung  her.  Erst  mit  dem  Eindringen  liberaler 
Institutionen  sei  die  Zunft  aus  der  Reihe  ethischer  Genossen- 
schaften verschwunden  und  habe  sich  das  ihnen  zugrunde 
liegende  Eigentum  aufgelöst.  Es  sei  ein  dringendes  Bedürfnis,  die 
ethischen  Beziehungen,  in  denen  Glieder  eines  industriellen  Orga- 
nismus zueinander  stehen,  auch  rechtlich  anzuerkennen,  und  dazu 
gehöre  eben  das  Zunfteigentum.  Wie  ein  föderales  Werkrecht 
sich  zu  der  Zunft  verhalten  soll,  hat  Winkelblech  endlich  in  dem 
43.  Kapitel  und  im  Anhange  des  vierten  Bandes  ausführlich  be- 
gründet. Drei  soziale  Vereine  ^)  seien  es  hauptsächlich,  durch  die 
der  föderale  Staat  sich  von  dem  neuliberalen  unterscheide:  der 
soziale  Körper,  die  Zunft  und  das  sozietäre  Geschäft.  Der  soziale 
Körper  falle  in  dem  neuhberalen  Staate  weg,  weil  dieser  selbst 
die  öffentlichen  sozialen  Funktionen  übernehme,  und  auch  Zunft 
wie  sozietäres  Geschäft  fielen  weg,  weil  er  das  Teilnehmen  an 
diesen  in  das  Belieben  der  Teilnehmer  stelle.  Der  Grund,  warum 
die  hberale  Schule  jede  rechtliche  Verpflichtung  zum  Eintritte 
in  die  Zunft  und  sozietäre  Geschäfte  verwerfe,  sei  ihre  sich  überall 
kundgebende,  einseitige  Auffassung  von  der  Freiheit,  sie  ver- 
wechsele aber  die  Freiheit  der  Reicheren  mit  der  der  gesamten 
Produzenten,  und  der  Hauptmangel  des  neuliberalen  Staates  sei 
überdies  in  der  überm.äßigen  Zentralisation  zu  sehen.  Diesem 
Mangel   werde   gerade   im    föderalen   Staate   durch   das  Bestehen 


^)  Mario,  II,  p.  323. 
2)  Mario,  III,  p.  722  ff. 
«)  Mario,  IV,  p.  379  ff. 
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der  Zunft  und  des  sozialen  Körpers  gründlich  abgeholfen,  denn 
nur  diese  seien  geeignete  Organe  zur  Übernahme  der  meisten 
vom  Staate  ausgeübten  sozialen  Funktionen. 

Diese  wenigen  Zitate  aus  Winkelblechs  „Organisation  der 
Arbeit"  zeigen  bereits  deuthch,  worauf  er  hinaus  will.  Für  ihn 
kann,  allerdings  in  modernisierter  Gestalt,  die  Zunft  auch  künftig 
das  sein,  was  sie  früher  zur  Zeit  ihrer  Blüte  gewesen  ist,  näm- 
lich die  Grundlage  des  „großartigsten  Systems  der  Mittelstands- 
politik", wie  es  Georg  Adler  einmal  treffend  bezeichnet  hat.^) 
Das  organisatorische  Prinzip  der  Zunft  und  ihre  Fähigkeit,  den 
Erfolg  der  Arbeit  gleichsam  zu  garantieren,  eine  Proletarisierung 
auf  der  einen,  eine  Plutokratisierung  auf  der  anderen  Seite  zu 
verhindern,  das  sind  Züge,  die  das  Institut  für  Winkelblech  ge- 
eignet erscheinen  lassen,  wenn  auch  in  veränderter  Gestalt  zur 
Grundlage  der  künftigen  politischen,  wie  sozialen  Ordnung  zu 
dienen,  nämlich  zu  der  des  Föderalismus.  In  seinem  Hasse  gegen 
den  Geldadel,  die  Großbourgeoisie  und  ihre  politische  Doktrin, 
den  Liberahsmus,  verkennt  er  die  schweren  Schattenseiten  der 
zünftlerischen  Institutionen,  verkennt,  wie  schon  das  18.  Jahrhundert 
gegen  die  Auswüchse  und  die  Verfallsymptome  der  alten  Zunft 
hatte  kämpfen  müssen,  verkennt  endlich  den  schreienden  Wider- 
spruch, in  dem  das  Institut  zum  Wirtschaftsprinzip  des  Kapitalis- 
mus steht,  der  auch  in  Deutschland  seinen  Siegeslauf  beginnt. 
Er  hält  sich,  wie  gesagt,  an  jene  Tendenzen,  die  mit  den  Forde- 
rungen seines  föderalistischen  Programms  übereinstimmen.  Wenn 
auch  keine  Wohlhabenheit,  so  war  doch  eine  behagliche  Lebens- 
führung und  ein  sicherer  Nahrungsschutz  dem  Handwerker  durch 
die  Zunft  gleichsam  garantiert.  Der  produktive  Arbeiter  konnte 
sich  getrost  auf  den  Erfolg  seines  redlichen  Strebens  verlassen, 
die  Zunft  war  ein  Mittel,  den  unproduktiven  Geldadel  aus  seiner 
Einflußsphäre  zu  verdrängen.  Aus  der  Darstellung,  die  wir  im 
ersten  Bande  von  dem  föderalistischen  Zukunftsgebäude  Winkel- 
blechs gegeben  haben,  geht  hervor,  was  wir  oben  schon  andeuteten, 
daß  die  Zunft  allerdings  nur  in  modernisierter  Gestalt  zur  Grund- 
lage föderalistischen  Wirtschaftslebens  werden  kann.  Dessen  müssen 


^)  G.  Adler,  Über  die  Epochen  der  deutschen  Handwerkerpolitik,  1903, 
p.  14.  Ihm  hat  sich  G.  v.  Below  angeschlossen,  vgl.  namentlich  seinen  Artikel 
„Zünfte"  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschalt -,  II,  p.  1429. 
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wir  eingedenk  bleiben,  wenn  wir  Winkelblechs  Rolle  in  der  Hand- 
werkerbewegung des  Jahres  1848  richtig  verstehen  und  würdigen 
wollen.     Es   liegt   für   den  Verfasser   vorliegender  Arbeit   in  dem 
Gefühl    ein    gewisser   Trost,    daß    sein  Held    nicht  völlig  mit  den 
reaktionären  und  selbstsüchtigen  Gevattern  Schneider  und  Hand- 
schuhmacher identifiziert  werden   kann,    sondern,    wie    wir   später 
sehen  werden   (und    ganz   besonders    deutlich    geht    das   aus  dem 
nächsten    Kapitel    über    die    Arbeiterbewegung    des   Jahres    1848 
hervor),    daß  Winkelblechs  Anschauungen    nur   teilweise  von  den 
Meistern    des   Frankfurter   Kongresses    akzeptiert  wurden,    ebenso 
wie    er   sich   in    einem    Minoritätsgutachten    des   Kongresses,    wie 
auch  später  in  einem  Nachtrage  zum  zweiten  Bande  seines  Werkes, 
ausdrücklich    dagegen  verwahrt  hat,    als  Spiritus  rector  altzünftle- 
rischer  Beschlüsse    zu    gelten.     Seine  Forderungen  sind  nicht  von 
den  Meistern,  sondern  von  den  süddeutschen  Arbeitern,  von  dem 
Frankfurter  Gesellenkongreß  in  erster  Linie,  angenommen  worden. 
Das  ist  der  eine  Trost,  wenn  ich  so  sagen  darf,  für  den  Verfasser. 
Der  zweite  Trost  liegt  in  der  Erkenntnis,  daß  sich,  wenn  Winkel- 
blech irrte,  allerdings  viele  mit  ihm  geirrt  haben,  daß  es  sich  mit 
anderen  Worten  um  eine  Bewegung  handelte,  die  nicht  eines  ge- 
waltigen Schwunges  entbehrt,  über  deren  Wucht  und  geschlossene 
Einheit  und  infolgedessen  starke  Durchschlagskraft  man  sich  nicht 
genug  wundern  kann.    Wer,  wie  der  Verfasser,  zahllose  Petitionen 
aus    allen    Gegenden    Deutschlands    an    die   Nationalversam.mlung 
und   an  das  Frankfurter  Handwerkerparlament    in  den  Originalen 
studiert  hat,    der   kann    sich  jedenfalls   nicht   der  Empfindung  er- 
wehren,   daß  die  Handwerker  mit  zähem  Glauben    (und    das    gilt 
ja  zum  Teil  noch  heute  von  ihnen)  an  ihrer  Zunftverfassung  hingen 
und,    wo  diese  verloren  gegangen  war  oder  ihr  Verlust  nahe  be- 
vorstand, mit  großer  Energie  für  ihre  Beibehaltung  eintraten.   Will 
der  Verfasser  in  dem  Sinne  des  zuletzt  Geäußerten  die  geschlossene 
Einheit  der  Handwerkerbewegung  des  Jahres   1848  und  ihre  Ver- 
breitung durch  ganz  Deutschland  nachweisen,    will   er  darzulegen 
versuchen,    daß    es    sich   denn  doch  um  eine  gewaltige,    für  1848 
jedenfalls    um  die  gewaltigste    und  mächtigste  wirtschaftliche  Be- 
wegung   (mächtiger    wie    die    der    Arbeiter)    gehandelt    hat,    um 
eine   Bewegung,    die    einen    Doktrinär   wie   Winkelblech,    dessen 
System  nun  einmal  das  Institut  der  Zünfte  als  seinen  Mittelpunkt 
akzeptiert  hatte,   wohl  fesseln  konnte,    so  muß    er    sich  bemühen. 
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in    einem    weiteren    Rahmen    die    Bewegung    zu   schildern,    als  es 
bisher  geschehen  ist. 

Die  Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848,  namentlich  die 
Zeit  der  Kongresse  von  Frankfurt  und  Hamburg,  ist  ja  schon  des 
öfteren  dargestellt  worden.  Ich  erinnere  an  die  mancherlei 
Schilderungen  seit  Viktor  Böhmerts  „Freiheit  der  Arbeit"  vom 
Jahre  1858  und  Schäffles  Aufsatz  in  der  „Deutschen  Vierteljahrs- 
schrift" vom  Jahre  1859  bis  zu  Stiedas  Artikel  „Handwerk"  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  und  endlich  bis  zur 
neuesten  Skizzierung  dieser  Dinge  in  dem  früher  zitierten 
Waentigschen  Aufsatze  in  der  Festgabe  für  Schmoller.  ^)  Alle 
diese  Arbeiten,  mit  Ausnahme  von  Böhmert,  Schäfifle  und  Stieda, 
begnügen  sich  mit  einer  kurzen  Skizzierung  der  Handwerker- 
bewegung und  gehen  im  wesentlichen  nur  etwas  ausführlicher 
auf  die  Beschlüsse  der  Handwerkerkongresse  ein.  Seit  der  Zu- 
sammenfassung Stiedas  ist  das  gedruckte  Material  über  die  ganze 
Bewegung  nicht  wesentlich  vermehrt  worden,  und  auch  der 
jüngste  Darsteller,  Waentig,  hat  keine  eigenen  Forschungen  dem 
bisherigen  Bestände  hinzugefügt.  Gewiß,  es  wird  auch  in  den 
früheren  Darstellungen  betont,  wie  mit  geringen  i\usnahmen  in 
Süddeutschland,  in  Rheinbayern  und  Rheinhessen,  die  ganze  Be- 
wegung   durchaus    den    Charakter    eines    einheitlichen    Protestes 


^)  Vgl.  über  die  Handwerkerbewegung  des  Jahres.  1848:  Böh- 
mert, Freiheit  der  Arbeit!  Beiträge  zur  Reform  der  Gewerbegesetze,  1858,  p.  163  tf. 
—  S  c  h  a  e  f f  1  e ,  Vorschläge  zu  einer  gemeinsamen  Ordnung  der  Gewerbebefug- 
nisse und  Heimatrechtsverhältnisse  in  Deutschland  nach  den  Grundsätzen  der  Ge- 
werbefreiheit und  der  Freizügigkeit,  in  der  „Deutschen  Vierteljahrsschrift",  1859, 
p.  218  ff.  —  Karl  Braun,  Die  Gewerbefreiheit  und  Freizügigkeit  durch  ganz 
Deutschland,  1860,  p.  5  ff.  —  Mascher,  Das  deutsche  Gewerbewesen  von  der 
frühesten  Zeit  bis  auf  die  Gegenwart,  1866,  p.  5136".  —  Schmoller,  Zur  Ge- 
schichte der  deutschen  Kleingewerbe,  p.  83  ff.  —  Kaizl,  Der  Kampf  um  Ge- 
werbereform und  Gewerbefreiheit  in  Bayern  von  1799 — 1868,  1879,  p.  30  ff.  — 
Schlüter,  Beiträge  zur  Sozialen  Geschichte  des  Jahres  1S48  in  der  ,,Xeuen 
Zeit",  III,  1885.  —  M  eh  ring,  Geschichte  der  deutschen  Sozialdemokratie,  I, 
1897,  P-  342  ff.  —  Biermer,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften:  Ar- 
tikel „Mittelstandsbewegung".  —  Stieda,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften : 
Artikel  ,, Handwerk".  —  Adler,  Epochen  der  deutschen  Handwerkerpolitik, 
a.a.O.  p.  59  ff.  —  Endlich  neuestens:  Valentin,  Frankfurt  a.  M.  und  die 
Revolution  von  1848/49,  1908,  p.  303  ff.  —  Geschichte  der  Handelskammer 
zu  Frankfurt  a.  M.  (1707 — 1908),  1908,  p.  2S2  ff.  —  Weidner,  Gotha  in  der 
Bewegung   von   1848,   1908,  p.  152  ff.  —  Waentig  a.  a.  O.  p.  18  ff. 
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gegen  die  Gewerbefreiheit  trägt,  aber  wie  umfassend  die  Be- 
wegung gewesen  ist,  wie  gewaltig  und  eindringlich  der  Chor 
der  um  ihre  Existenz  ringenden  Kleinmeister  gewirkt  haben  muß, 
kann  man  aus  den  bisherigen  Darstellungen  kaum  ersehen,  dazu 
ist  das  benutzte  Originalmaterial  doch  zu  dürftig,  die  einzelnen 
Stimmen  werden  nur  flüchtig  erwähnt,  oder  man  begnügt  sich 
gar  mit  der  schaudernden  Konstatierung,  von  wieviel  Tausenden 
von  Petitionen  der  geplagte  volkswirtschaftliche  Ausschuß  der 
Nationalversammlung  habe  Kenntnis  nehmen  müssen. 

Der  Verfasser  hat  ausdrücklich  in  der  Vorrede  zum  ersten 
Bande  betont,  daß  es  sich  in  dem  vorliegenden  Werke  um  keine 
reine  Biographie  Winkelblechs  handelt,  und  daß  die  eingehende 
Analyse  und  dogmenhistorische  Begründung  seiner  Anschauungen 
in  einen  dritten  Band  zu  verweisen  sei.  Er  hat  ferner  darauf 
aufmerksam  gemacht,  daß  sein  Werk  Beiträge  zu  einer  sozialen 
und  politischen  Geschichte  des  Jahres  1848  geben  will.  Bei  den 
Vorarbeiten  speziell  für  dieses  Kapitel  wurde  der  Verfasser  ver- 
anlaßt, zahllose  Broschüren,  Flugschriften  und  dgl.  über  die 
Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  zu  sammeln,  (reich  an 
ihnen  sind  vornehmlich  die  Stadtbibliotheken  in  Berlin  und 
Frankfurt).  Mit  Hilfe  dieser,  sowie  der  Akten  des  Frankfurter 
Handwerkerkongresses,  ^)  die  sich  im  Besitze  des  Frankfurter  Stadt- 
archivs befinden  und  in  denen  namentlich  von  dem  Präsidenten 
des  Kongresses  Maj'  die  zahlreichen  Petitionen  an  den  Kongreß 
und  die  Nationalversammlung,  sowie  ein  kulturhistorisch  nicht 
uninteressanter  Briefwechsel  zwischen  den  einzelnen  Meistern  und 
ihrem  Präsidenten  aufbewahrt  wurden,  soll  im  folgenden  der  Ver- 
such unternommen  werden,  ausführlicher  als  bisher  die  Bewegung 
zu  schildern.  Aus  ihrer  Intensität  ist,  wie  schon  oben  angedeutet, 
abgesehen  von  den  verwandten  Anschauungen  des  Förderalismus 


')  Die  Akten  des  Frankfurter  Handwerkerkongresses,  die  in 
zwei  Faszikeln  im  Frankfurter  Stadtarchiv  aufbewahrt  werden  („Handwerk  ohi^e 
Bezeichnung  I  a")  sind  bislang  nur  von  Professor  Philipp  Stein  zu  Frankfurt  a.  M. 
für  einen  Vortrag  im  frankfurter  „Verein  für  Geschichte  und  Altertumskunde" 
eingesehen  worden.  Über  diesen  Vortrag  wird  kurz  berichtet  im  „Korrespondenz- 
blatt der  Westdeutschen  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Kunst"  XIX,  l  und  2, 
1900.  —  Der  Präsident  des  Kongresses,  Joh.  Mart.  May,  starb  1866,  seine  Söhne 
schenkten  die  Kongreßakten  A.  Späth,  der  sie  aus  anderen  Teilen  des  Mayschen 
Nachlasses  ergänzt  und  der  Frankfurter  Stadtbibliothek  geschenkt  hat;  von  dieser 
wurden  sie  1898  dem  Stadtarchiv,  ebendort,  überwiesen. 
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und    der    alten    Zunftmanie    der    kleinen    Meister,    die    Teilnahme 
unseres  Winkelblechs  an  der  Bewegung  zu  erklären. 

Über  die  Lage  der  deutschen  Kleingewerbe  bis  zur  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  1869  gibt  uns  Schmollers  bereits 
zitiertes  Werk  den  besten  Aufschluß.  Nach  Schmoller  ^)  hatte 
die  Krisis  der  Kleingewerbe  mit  der  Handelskrise  von  1839  be- 
gonnen. Schon  1840  beschwerten  sich  die  Stadtverordneten  von 
Berlin  beim  König  in  einer  Denkschrift.  Sie  bitten  um  Änderung 
der  Gewerbegesetzgebung  und  klagen,  daß  alles  Handwerk  über- 
setzt sei,  während  die  Steuerfähigkeit  ab-,  die  Zahl  der  Bankrotte 
unter  ihnen  erschreckend  zunehme.  Sie  klagen  über  die  um  sich 
greifende  Entsittlichung  und  schlechtes  Arbeiten  der  Handwerker. 
Eine  ähnliche  Bittschrift  überreicht  Köln.  Die  Statistik  beweist 
in  der  Tat,  daß  eine  Krisis  vorhanden  ist.  Wenn  man  mit 
Schmoller  die  einzelnen  Handwerke  in  ihrer  Zahl  von  1843 — 49 
miteinander  vergleicht,  so  nehmen  wohl  manche  der  wichtigeren 
zu,  eine  wesentliche  Zunahme  zeigt  aber  nur  die  Zahl  der  Maurer- 
gesellen, was  als  Folge  der  Eisenbahnbauten  und  der  Fabriken 
anzusehen  ist.  Viele  bleiben  stabil,  manche  zeigen  schon  eine 
Abnahme  von  nicht  geringer  Bedeutung.  Es  sind  solche,  die 
unter  der  Konkurrenz  der  Fabrikware  litten.  Und  auch  in  der 
Zeit  von  1847 — 49,  also  in  der  Zeit,  die  uns  hier  in  erster  Linie 
interessiert,  wird  es  nicht  besser.  Es  kommen  noch  die  Fehlernten 
hinzu,  die  Revolution,  die  allgemeine  Geschäftsstockung  und  Un- 
sicherheit. Erst  bei  der  Zählung  vom  Dezember  1849  ist  es  etwas 
besser  geworden,  da  hat  die  gute  Ernte  von  1849  gewirkt,  aber 
trotzdeni,  so  meint  Schmoller,  lebten  Handel  und  Wandel  nicht 
wieder  auf.  Tatsächlich  ist  in  den  40  er  Jahren  das  Elend  der 
Handwerker  groß  gewesen.  Sombart  meint  in  seinem  „Modernen 
Kapitalismus",  ^)  von  einigen  Bäckern  und  Fleischern  vielleicht 
abgesehen  müsse  man  sich  in  dem  Deutschland  der  40  er  Jahre 
den  Handwerker-  und  den  Krämerstand  geradezu  in  Bedrängnis 
vorstellen,  das  gehe  aus  der  reichen  Literatur  jener  Zeit  deutlich 
hervor.  Er  gibt  in  seinem  Werke  einige  Beispiele,  die  er  nament- 
lich dem  Gesellschaftsspiegel  von  Moses  Heß,  Rodbertus'  Aufsatz 
in   den  „Demokratischen   Blättern"    und   der  Broschüren-Literatur 


^)  a.  a.  O.  p.  79  ff.  —  W  a  e  n  t  i  g ,  a.  a.  O.  p.  1 7  f.  —  K  a  i  z  1 ,  a.  a.  O.  p. 
2)  II,   1902,  p.  262  ff. 
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jener  Tage  entnimmt.  So  habe  Elberfeld- Barmen  bei  85000 
Einwohnern  iioo  Schuhmachermeister  mit  400  Gesellen  gehabt, 
unter  diesen  iioo  Meistern  seien  aber  mindestens  500,  welche 
wenig  oder  gar  nichts  zu  tun  hatten.  Von  den  400  beschäftigten 
Meistern,  zo  erzählt  der  Bericht  des  Gesellschaftsspiegels,  aus  dem 
Sombart  schöpft,  zahlten  nur  32  Gewerbesteuer  und  unter  ihnen 
nur  2  den  Satz  von  12  Talern.  Ferner  haben  die  Schuhmacher 
in  Leipzig  bereits  1846  in  einem  Schreiben  an  den  Rat  ihrer 
gedrückten  Lage  wiederholt  Ausdruck  gegeben.  Nicht  weniger 
als  50  Meister  seien  auf  die  öffentliche  Armenunterstützung  an- 
gewiesen, von  den  etwa  300  Meistern  arbeiteten  nur  84  mit  mehr 
als  einem,  67  mit  einem  und  die  übrigen  150  ohne  Gesellen. 
Wir  wissen  ferner  aus  jener  Quelle,  daß  in  Frankfurt  a.  M.  ein 
Hilfsverein  zur  gewerblichen  und  moralischen  Unterstützung  not- 
leidender Handwerksmeister  gegründet  wird,  um  dem  Pauperismus 
im  Handwerkerstande  und  damit  seiner  sittlichen  Erniedrigung 
entgegenzutreten.  Zu  dem  Elend  der  Handwerker  kommt  die 
allgemeine  Notlage  hinzu,  wie  Sombart  sagt:  „Der  Hunger 
schleicht  durchs  Land.  Und  in  seinem  Gefolge  das  ganze 
Heer  seiner  fürchterlichen  Trabanten :  die  Hungerrevolten  (Weber- 
aufstände !),  die  Hungerepidemien  (Hungertyphus  in  Oberschlesien)". 
Für  das  Weitere  sei  auf  Sombart  verwiesen  und  auf  die  Not- 
standsliteratur, namentlich  der  1830  und  1840er  Jahre,  die  er 
gesammelt  hat.  ^)  Es  ist  verständlich,  daß  daher  in  den  Jahren 
1847 — 1849  bei  der  Teuerung  und  der  Revolution  die  Klagen 
über  den  Notstand  der  arbeitenden  Klassen,  namentlich  des  Hand- 
werks, immer  lauter  und  eindringlicher  wurden.  ^)  Die  natürlichen 
Tendenzen  der  Bedrängung  des  Handwerks  durch  die  neue 
Großindustrie,  durch  die  fortschreitende  Technik  und  die  neue 
Organisation  des  Verkehrswesens  werden  verstärkt  durch  den 
allgemeinen  Zustand  der  Teuerungsjahre  von  1846 — 47  und  die 
Unsicherheit  des  Erwerbslebens  unter  der  Revolution. '-)  So  ist 
es  gekommen,  daß  sich  eine  förmliche  Handwerkerbewegung  1848 
gebildet  hat,  und  neben  die  politische  des  tollen  Jahres  auch  eine 
wirtschafthche  Bewegung  tritt.*) 

1)  a.  a.  O.  p.  266  f. 

*)  Kaizl,  a.  a.  O.  p.  106. 

*)  Vgl.  auch  Weidner,  a.  a.  O.  p.  153. 

*)  Vgl.,  auch  zum  Folgenden  Stieda,  a.  a.  O.  p.  1097. 
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Um  die  Motive  dieser  Bewegung  und  die  politische  und 
wirtschaftliche  Kurzsichtigkeit  ihrer  Vertreter  verstehen  zu  lernen, 
ist  es  notwendig  auf  die  wahre  Ursache,  auf  jene  natürlichen 
Tendenzen,  die  nach  dem  früher  Gesagten  das  Handwerkerelend 
verursachten,  wenigstens  mit  einem  Worte  einzugehen.  Schmoller 
weist  in  seinem  Werke  über  die  „Geschichte  der  deutschen  Klein- 
gewerbe" ^)  darauf  hin,  daß  es  nur  einzelne,  bestimmte  Gewerbs- 
zweige gewesen  seien,  die  direkt  mit  den  Fabriken  zu  kämpfen 
gehabt  hätten,  und  doch  habe  es  in  der  Gesamtheit  der  Hand- 
werker Änderungen  gegeben.  Da  sei  nun  die  tiefer  liegende 
Ursache  in  der  Veränderung  des  Verkehrs  und  aller  Verkehrs- 
formen zu  sehen,  denn  diese  hätten  erst  der  Technik  der  neuen 
Zeit  die  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Anwendung  verschaft't. 
Er  zeigt  dann,  warum  die  Krisis  der  Handwerker  gerade  in  den 
40  er  Jahren  beginnen  mußte  und  weist  daraufhin,  daß  eben  mit 
dem  Ende  der  30  er  und  dem  Anfange  der  40  er  Jahre  sich 
immer  mehr  die  Anzeichen  der  wirtschaftlichen  Umwälzung, 
der  „industriellen  Revolution",  wie  sie  Winkelblech  nennt,  be- 
merkbar machen,  der  Deutschland  entgegengeht.  Es  sei  nur 
an  die  Begründung  des  Zollvereins,  den  Bau  der  Eisenbahnen 
erinnert.  Namentlich  die  letzteren  ließen  den  Großhandel  und 
die  Großindustrie  immer  stärker  hervortreten.  Darum  auch,  meint 
Schmoller, ^)  sei  es  verkehrt,  die  Krisis  des  Handwerks  als  eine 
Sache  für  sich  zu  betrachten.  Sie  sei  nur  eine  Folge  der  Ver- 
änderung unserer  gesamten  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  eine 
Behauptung,  dtren  noch  heute  zurecht  bestehende  Wahrheit 
durch  die  Untersuchungen  des  „Vereins  für  Sozialpolitik"  im 
vollen  Umfange  bestätigt  worden  ist.  Ein  totaler  Umschwung 
der  Technik  und  des  Verkehrswesens,  eine  außerordentlich  rasch 
zunehmende  Bevölkerung,  eine  vollständige  Verlegung  fast  aller 
Standorte  der  Industrie  wie  der  Landwirtschaft,  eine  ganz  andere 
Organisation  der  bei  der  Produktion  zusammenwirkenden  Kräfte, 
total  veränderte  Klassen-  und  Besitzverhältnisse,  endlich  eine 
ganz  andere  volkswirtschaftliche  Gesetzgebung,  alle  diese  Momente 
hätten  die  moderne  soziale  Frage  geschafifen.  Und  darum  sei 
die  soziale  Folge  der  vollständigen  Neugestaltung  der  Vermögens- 


^)  a.  a.  O.  p.  166  f.  —  Kaizl,  a.a.O.  p.  106.  —  Weidner,  a.  a.  O.  p.  152  tf. 
*)  a.  a.  O.  p.  660  ff. 
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und  Einkommensverhältnisse,  daß  einzelne  Klassen  in  ebenso  be- 
hagliche (das  gilt  nach  Winkelblech  für  den  ihm  so  verhaßten 
Geldadel)  wie  andere  in  traurige,  ärmliche  Lage  versetzt  worden 
seien.  Zu  den  letzteren  gehörten  in  erster  Linie  die  Handwerker. 
Diese  sind  aber  weit  entfernt,  sich  die  Ursache  ihrer  Bedrängnis 
richtig  zu  erklären.  Wohl  sahen  sie  in  der  Fabrik,  überhaupt  in 
all  der  lästigen  Konkurrenz  ihren  größten  Feind,  aber  die  Grund- 
ursache dieser  neuen  Betriebsform,  wie  all  der  neuen  Zustände 
überhaupt,  erblicken  sie  nicht  in  der  technischen  und  wirtschaft- 
lichen Umwälzung,  sondern  in  dem  gesetzgeberischen  Prinzip, 
das  jene  erst  künstlich  gezüchtet  habe,  in  dem  „französischen" 
Prinzip  der  Gewerbefreiheit,  wie  sich  die  22  Leipziger  Innungen 
vom  April  1848  verächtlich  ausdrücken.  Man  sehnte  sich  zurück, 
wie  es  Waentig  erst  jüngst  treffend  ausgedrückt  hat,^)  nach  der 
„schützenden  Hürde  der  Zunftverfassung",  und  bei  der  Un- 
fähigkeit der  meisten,  die  komplizierten  Zusammenhänge  der 
modernen  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  zu  überblicken  und 
zu  begreifen,  „verknüpfte  man  naiv  das  eigene  Elend  mit  den 
Tücken  der  Gewerbefreiheit,"  d.  h.  nicht  auf  den  natürlichen 
Lauf  der  Dinge  führt  die  Mehrzahl  der  Meister  die  Notlage  zurück, 
sondern  auf  die  Gewerbefreiheit,  die  sie  wehrlos  gegen  die 
Konkurrenz  der  Fabriken  und  die  Übermacht  des  Kapitals  gemacht 
habe.  Darum  sei  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  nur  durch  die 
Wiedereinführung  des  Zunftzwanges  und  durch  Einschränkung 
des  Arbeitsbereichs  der  Fabriken  zu  erstreben ;  nicht  etwa  glauben 
sie  eine  solche  zu  erreichen  durch  eine  Reformierung  ihrer  rück- 
ständigen Technik  und  ihres  kaufmännischen  Betriebes.^)  Natür- 
lich ist  es  durchaus  falsch,  den  Einfluß  der  Gewerbegesetzgebung 
so  zu  überschätzen,  wie  es  die  Handwerker  jener  Tage  getan. 
Dieser  Einfluß  beschränkte  sich,  so  meint  Schmoller,  ^)  darauf, 
wenigstens  gelte  das  für  Deutschland,  daß  große,  durch  andere 
Ursachen  hervorgerufene  Bewegungen  etwas  verlangsamt  oder 
etwas  verstärkt  worden  wären.  Denn  auch  die  Rheinprovinz 
habe  trotz  der  längst  bestehenden  Gewerbefreiheit  ein  nicht 
unbedeutendes    Handwerk,    das    Königreich    Sachsen    aber    habe 


1)  a.  a.  O.  p.  18. 

*)  Vgl.    zum    Vorstehenden    Weidner,     a.  a.  O.     p.    153.    —    Siehe    auch 
Stieda,  a.  a.  O.  p.  1097. 
3)  a.  a.  O.  p.  315. 
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trotz  den  Zunftgesetzen  und  den  Realberechtigungen  den  Über- 
gang zur  Großindustrie  da,  wo  er  angezeigt  war,  längst  voll- 
zogen. 

Freilich  eins  darf  man  nicht  vergessen,  wenn  man  jener 
Handwerkerbewegung  gerecht  werden  will.  Auch  die  Theorie 
jener  Zeit  bot  durchaus  noch  keine  einwandfreie  Stellungnahme 
zur  Gewerbefreiheit,  wie  sie  in  den  50  er  und  namentlich  in  den 
60  er  Jahren  unter  dem  Einflüsse  der  deutschen  Freihandelsschule 
und  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  gang  und  gäbe  wurde. 
Auf  die  Diskrepanz  in  der  Beurteilung  der  Gewerbefreiheit  kann 
hier  im  einzelnen  nicht  eingegangen  werden.  Der  Leser  sei  auf 
die  neueste  Darstellung  der  literarischen  Bewegung  bei  Waentig^) 
verwiesen.  Es  sei  hier  nur  daran  erinnert,  daß  zwei  der  her- 
vorragendsten vormärzlichen  Schriftsteller  der  Nationalökonomie, 
J.  G.  Hoffmann  und  K.  H.  Rau,  eine  eigentümlich  widerspruchs- 
volle Stellung  zur  Gewerbefreiheit  eingenommen  haben.^)  Hofif- 
mann  hatte  noch  1803  dringend  die  Abschaffung  der  Zünfte 
empfohlen,  um  später  1841  in  seinem  Buche  „die  Befugnis  zum 
Gewerbebetrieb"  gerade  diese  Einrichtung  zu  verteidigen,  um- 
gekehrt hatte  Rau  in  seiner  Preisschrift  „Über  das  Zunftwesen" 
vom  Jahre  18 16  dasselbe  in  Schutz  genommen,  um  sich  später 
zu  einem  immer  konsequenteren  Vertreter  des  Prinzips  der  Gewerbe- 
freiheit zu  entwickeln.  War  also  nicht  einmal  die  Theorie  sich 
vollkommen  klar,  fehlte  es  noch  an  morphologischen  Unter- 
suchungen über  die  Gewerbefreiheit  und  die  industrielle  Re- 
volution, —  so  kann  man  es  den  Handwerkern  mit  ihrem  natur- 
gemäß engeren  Horizonte,  ihrer  veralteten  Technik,  ihrer 
mangelnden  kaufmännischen  Ausbildung,  ihrer  kleinbürgerlichen 
Denk-  und  Handelsweise  doch  nicht  gar  zu  sehr  verargen,  wenn 
sie  die  wahren,  treibenden  Ursachen  ihrer  Notlage  verkannten  und 
den  „Racker  Staat"  in  erster  Linie  für  all  ihr  Mißgeschick,  für 
all  ihr  Elend  verantwortlich  machten,  weil  er  sich,  so  meinten 
die  biederen  Handwerker,  neumodische,  französische  Torheiten, 
wie  die  französische  Gewerbefreiheit,  geleistet  habe.  Und  dabei 
handelte  es  sich  im  letzten  Grunde  bei  dem  Kampfe  der  Hand- 
werker  gegen   das  Fabriksystem    und  den  Kapitalismus,   wie  wir 


^)  a.  a.  O.  p.  13  ff. 

*)  Vgl.  zum  Folgenden:  Waentig,  a.  a.  O.  p.  14. 
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jetzt  wissen  (namentlich  Sombart  hat  die  erbarmungslose 
Tragik  des  Kampfes  herausgearbeitet),  um  einen  tiefgreifenden 
Konflikt  zweier  ganz  verschiedener  ökonomischer  Weltanschau- 
ungen. Denn  der  leitende  Gedanke  des  bisherigen  Klein- 
gewerbes und  der  Handwerker  war  der  des  Nahrungs- 
schutzes. Das  Ziel  war,^)  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Gewerbetreibenden  eine  wenn  auch  nicht  glänzende,  so  doch 
unabhängige,  auskömmliche  wirtschaftliche  Position  zu  sichern, 
ihnen  also  gleichsam  den  Erfolg  ihrer  Arbeit  zu  garantieren. 
Daher  wurden  Gleichheit  der  Befähigung  (die  Forderung  des  Be- 
fähigungsnachweises), die  Gleichheit  des  Arbeitsumfanges  (Be- 
grenzung der  Gewerbe)  und  endlich  Gleichheit  der  äußeren 
Arbeitsbedingungen  (Fernhaltung  der  Konkurrenz)  gefordert. 
Wie  ganz  anders  der  ökonomische  Rationalismus  der  kapitalistischen 
Weltanschauung,  der  Großindustrie  und  des  Großhandels!  Hier 
war  das  Prinzip  des  Kampfes  ums  Dasein  zum  Grundprinzip 
auch  des  wirtschaftlichen  Wirkens  und  Handelns  gewählt  worden. 
Hier  galt  nicht  ängstlicher  Schutz  vor  der  Konkurrenz,  sondern 
gerade  absolut  freie  Konkurrenz,  hier  galt  nicht  der  Satz,  daß 
einem  jeden  der  Erfolg  seiner  Arbeit  garantiert,  also  gleich- 
sam von  selbst  in  den  Schoß  fallen  solle,  sondern  hier  galt  der 
Satz  in  des  Wortes  verwegenster  Bedeutung:  daß  jeder  seines 
Glückes  Schmied  sei.  Daß  auch  diese  letztere  Weltanschauung 
in  ihrer  Art  ebenso  einseitig  ist,  wie  die  zünftlerische,  daß  ein 
absolut  verdammendes  Urteil  der  freien  Konkurrenz  ebenso  verkehrt 
erscheint,  wie  ein  ausschließliches  Preis-  und  Loblied,  das  haben 
wir  heute,  nicht  zum  mindesten  durch  die  Kritik  des  Kommunismus, 
erkannt,  und  zu  dieser  Erkenntnis  hat  zweifellos  neben  einem 
Sismondi,  einem  Louis  Blanc  auch  unser  Denker  beigetragen. 
Damals  aber  verkörperte  der  ökonomische  Individualismus  und 
Liberalismus,  das  Konkurrenzsystem,  zweifellos  die  Idee  des  Fort- 
schritts, die  Idee  der  überlegenen  Betriebsform.  Es  konnte  allein 
bewirken,  daß  Deutschland  den  Spuren  der  alten  Kulturländer, 
England  und  Frankreich,  zu  folgen  vermochte.  Diese  Notwendig- 
keit nicht  erkannt,  sondern  versucht  zu  haben,  eine  künstliche 
Schutzwand  gegen  alle  die  Erscheinungsformen  der  neuen 
Wirtschaftsweise,    die    gewiß    ihre  Härten    mit    sich   brachte,    auf- 


1)  Valentin,  a.  a.  O.  p.  62. 
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zurichten,  das  ist  der  große  Fehler  der  Handvverkerbewegung 
jener  Zeit.  Es  ist,  darüber  kann  kein  Zweifel  walten,  auch  der 
große  historische  Fehler  Karl  Georg  Winkelblechs  gewesen,  wenn 
er  auch  weit  über  den  kleinen  Dutzend-Handwerkern  jener  Tage 
steht,  wie  schon  allein  seine  Schilderung  der  industriellen  Re- 
volution und  der  entwicklungsgeschichtliche  Gesichtspunkt 
namentlich  des  ersten  Bandes  seiner  „Organisation  der  Arbeit" 
beweisen. 

Eine  eigenartige  Ironie  waltet  in  der  Geschichte  der  Hand- 
werkerbewegung des  Jahres  1848.  Auf  sie  macht  Weidner  auf- 
merksam, ^)  indem  er  darauf  hinweist,  wie  die  Revolution  alle 
politischen  Gewalten  über  den  Haufen  warf  und  das  Neue  zum 
Siege  führte,  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  Beseitigung  aller 
veralteten  Institutionen,  welche  die  Entwicklung  der  wirtschaft- 
lichen Freiheit  hemmten,  anstrebte,  wie  aber  im  Gegensatze 
hierzu  die  Handwerker  gerade  die  Rückkehr  zu  früheren  Zu- 
ständen, zu  der  Gebundenheit  vergangener  Tage  gefordert  hätten. 
—  Das  ist  in  der  Tat  der  Widerspruch  zwischen  der  politischen 
und  der  wirtschaftlichen  Bewegung  des  Jahres  1848.  So  wider- 
spruchsvoll die  Forderungen  der  Handwerker  waren,  so  wider- 
spruchsvoll erschien  uns  ja  auch,  wie  wir  schon  im  ersten  Bande 
anläßlich  der  Analyse  seines  großen  Werkes  dartun  konnten,  in 
gewissem  Sinne  wenigstens,  die  Persönlichkeit  ihres  wissenschaft- 
lichen Führers.  Winkelblechs  konservativ-mystische  Staats-  und 
Eigentumsideen,  dem  christlichen,  germanischen  Gedankenkreise 
der  historischen  Rechtsschule,  ja  sogar  eines  Stahl  entnommen, 
stehen  ir  seiner  Lehre  neben  den  vom  französischen  Kommunis- 
mus entlehnten  sozialen  Fostulaten  eines  sozialen  Parlamentes, 
eines  Rechtes  auf  Arbeit  u.  a.,  neben  fortgeschrittenem,  radi- 
kalem, demokratischem  Republikanismus.  Sozialismus  und  Indi- 
vidualismus in  dem  früher  skizzierten  Sinne  stehen  hier  neben- 
einander, ohne  daß  er  es  verstanden  hätte,  sie  zu  einer  höheren 
Synthese  zu  verknüpfen.  Die  innere  Tragik  der  Handwerker- 
bewegung, einen  aussichtslosen  Kampf  gegen  die  unerbittliche 
Immanenz  wirtschaftlicher  Notwendigkeit  zu  eröffnen,  in  den 
Tagen  des  politischen  Fortschritts  den  wirtschaftlichen  Rückschritt 
zu  predigen,  ist  fürwahr,  wenn  auch  in  anderem  Sinne,  die  innere 


M  a.  a.  O.  p.  152. 
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Tragik  Winkelblechs  geworden  und  zwar  in  seinem  Wirken  so- 
wohl als  Schriftsteller  wie  als  Agitator.  Ein  Mann,  der  mit 
eisernem  Fleiße  als  Autodidakt  sich  alle  wirtschaftlichen  Sj'steme 
zu  eigen  gemacht  hatte,  der  unablässig  darauf  bedacht  war,  seinen 
Horizont  zu  erweitern,  vergeudete  seine  besten  Kräfte  in  dem 
widerspruchsvollen  Bestreben,  den  unaufhaltbaren  Lauf  der  öko- 
nomischen Entwicklung  künstlich  aufzuhalten,  ja  zurückschrauben 
zu  wollen.  Die  tiefste  Tragik  aber  liegt  darin,  daß  man  sich  so  häufig, 
abgesehen  von  einigen  wenigen  Ausnahmen  wie  Schäfifle  und 
Wagner,  damit  begnügt  hat,  in  der  Geschichte  der  national- 
ökonomischen Literatur  Winkelblech  als  den  Propheten  einer 
borniert  kleinbürgerlichen,  rückschrittlichen  Handwerkerbewegung 
zu  bezeichnen,  indem  man  den  tiefen  Denker,  namentlich  den 
ausgezeichneten  Dogmenhistoriker  und  Kritiker  ökonomischer 
Systeme,  sowie  den  originellen  Staats-  und  Rechtsphilosophen  und 
warmherzigen  Moralisten  darüber  vergaß.  Um  die  Tragik  dieses 
Gelehrten-  und  Prophetenschicksals  ganz  zu  ermessen,  erwäge 
man  noch  zweierlei:  einmal,  daß  er,  wie  sein  Buch  zeigt,  dessen 
letzte  Lieferung  1859  erschienen  ist,  bis  an  sein  Lebensende  an 
der  Richtigkeit  seiner  föderalen  Weltanschauung  festgehalten  hat 
und  sich  nicht  hat  stören  lassen  durch  den  Siegeslauf  des  öko- 
nomischen Liberalismus,  wie  er  sich  in  den  50er  Jahren  vollzog, 
dann  aber  erinnere  man  sich  des  Umstands,  daß  er  schon  Mitte 
1849,  wie  wir  im  letzten  Kapitel  des  ersten  Bandes  sahen,  seine 
politische  Rolle  aufgibt,  nachdem  seine  Rolle  als  Propagandist  des 
Föderalismus,  wie  wir  im  nächsten  Kapitel  sehen  werden,  bereits 
im  Januar  1849  niit  seiner  rednerischen  Niederlage  auf  dem  Heidel- 
berger Distriktskongresse  ein  schroffes  Ende  gefunden  hatte. 

Wollen  wir  nun  unter  Benutzung  der  bekannten,  ausführlicheren 
Darstellungen  der  Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  und 
unter  Heranziehung  des  früher  skizzierten  Broschüren-  und  Akten- 
materials im  folgenden  versuchen,  ein  Bild  von  dieser  eigenartigen 
Bewegung  zu  geben,  so  tun  wir  am  besten,  zuvor  eine  Einteilung 
des  gewaltigen  Stoffes  nach  bestimmten  chronologischen  und 
juristisch-volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  vorzunehmen.  Um 
das  Drama  der  Handwerkerbewegung  gleichsam  in  seine  Akte 
zu  zerlegen,  unterscheiden  wir  in  der  folgenden  Schilderung 
zeitlich  drei  Abschnitte.  Wir  schildern  erstens  die  Bew^egung  und 
ihre  wichtigsten  Wortführer,   soweit  es  unser  Material  zuläßt,   bis 
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zum  Juni  1848,  bis  zur  Episode  der  Handwerkerkongresse  von 
Hamburg  und  Frankfurt  und  holen  hier  nur  bei  dem  Heimatlande 
Winkelblechs  etwas  weiter  aus,  aus  dem  wir  schon  aus  der  Mitte 
der  dreißiger  Jahre  Forderungen  auf  Revision  der  Gewerbefreiheit 
anführen  können,  weil  uns  das  für  die  Darlegung  des  Milieus,  in 
dem  Winkelblechs  Weltanschauung  erwachsen  ist,  wichtig  erscheint, 
während  wir  uns  im  übrigen  auf  eine  Skizzierung  der  Frühjahrs- 
bewegung beschränken  müssen,  die  ihren  prägnantesten  Ausdruck 
in  dem  Aufrufe  der  Bonner  und  Leipziger  Innungen  findet.  Dann 
folgt  zweitens  die  Zeit  der  Kongresse  von  Hamburg  und  Frank- 
furt und  der  zahlreichen  Petitionen  an  sie  und  an  die  National- 
versammlung. Endlich  der  dritte  Teil  beschäftigt  sich  mit  dem 
volkswirtschaftlichen  Ausschußbericht  der  Paulskirche  vom  Februar 
1849  und  läßt  die  ganze  Bewegung  resigniert  ausklingen,  da  die 
Nationalversammlung  es  ablehnt,  in  eine  nähere  Debatte  der 
Dinge  einzutreten.  Aber  mit  dieser  rein  zeitHchen  Einteilung 
können  wir  uns  nicht  begnügen;  wollen  wir  die  Überschätzung 
des  formalen  Prinzips  der  Gewerbefreiheit  in  den  damaligen  Ge- 
werbekreisen darlegen,  wollen  wir  zeigen,  wie  allgemein  die  Not- 
lage im  Kleingewerbe  war,  wie  also  tiefer  liegende  Ursachen 
zugrunde  liegen  mußten,  so  müssen  wir  außerdem  noch  an  die 
verschiedene  Gewerbegesetzgebung  der  einzelnen  Länder  an- 
knüpfen. Wir  werden  auch  den  Forderungen  der  Handwerker 
gerechter,  wenn  wir  die  Länder  mit  damals  schon  fortgeschrittener 
Gewerbegesetzgebung  in  unserer  Darstellung  von  denjenigen 
sondern,  in  denen  im  wesentlichen  das  Zunftrecht  noch  bestand. 
Wir  unterscheiden  deshalb  innerhalb  des  vorhin  skizzierten  Zeit- 
raumes vier  Gruppen  von  Staaten  des  deutschen  Bundes  nach  ihren 
Gewerbegesetzgebungen  und  legen  dabei  in  erster  Linie  den 
Ausschußbericht  der  Paulskirche  zugrunde,  der  sich  nach  von 
Redens  Schrift:  „Die  Gewerbegesetzgebungen  Deutschlands"  über 
den  damaligen  Zustand  der  Gewerbegesetzgebung  in  den  einzelnen 
deutschen  Ländern  folgendermaßen  ausläßt  ^) :  I.  Eine  Zunftver- 
fassung besteht  noch  in  einem  Teile  von  Hannover,  in  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Oldenburg,  Kurhessen,  einem  Teile  des 
Großherzogtums  Hessen  und  in  den  vier  freien  Städten;  in 
Österreich   ist  sie  zwar  ebenfalls  noch,   aber  in  geringerem  Maße 


')  Vgl.  auch  V.  Böhmert,  Freiheit  der  Arbeit,  p.  174 ff. 
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als  in  den  vorgenannten  Ländern.  IL  Das  System  der  Kon- 
zessionierung besteht  in  den  sieben  altern  Kreisen  Bayerns, 
ni.  Ein  ]\Iittelverhältnis  zwischen  der  Konzessionierung  und  der 
Gewerbefreiheit  besteht  in  Preußen,  wo  alle  Realrechte,  Zwangs- 
und Bannrechte  aufgehoben  sind.  FV.  Als  Gewerbefreiheit  kann 
der  gewerbliche  Zustand  in  Rheinbayern  und  Rheinhessen  be- 
zeichnet werden.  —  Diese  Übersicht  ist  zwar,  wie  von  Reden 
selbst  zugibt,  nicht  ganz  vollständig,  zeigt  aber  doch  deutlich  die 
große  Verschiedenheit  des  gesetzgeberischen  Zustandes  in  den 
einzelnen  deutschen  Ländern,  um  auf  Grund  dieser  den  Kampf 
zwischen  Gewerbefreiheit  und  Zunftverfassung  zu  schildern.  Man 
ersieht  jedenfalls  aus  dieser  vierfachen  Teilung,  wie  wir  sie  der 
folgenden  Darstellung  zugrunde  legen  wollen ,  daß  der  oben 
geschilderten  schwankenden  Haltung  der  Theorie  (z.  B.  Rau  und 
Hoffmann)  eine  eben  so  schwankende  Haltung  der  Politik  und  der 
Gewerbegesetzgebung  entspricht,^)  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß 
die  Haltung  der  Regierungen  den  Forderungen  der  Handwerker 
gegenüber  sehr  entgegenkommend  gewesen  ist.  Wir  treten  nun 
in  die  Darstellung  der  Beweeungf  selbst  ein. 


I.    Die  Agitation  der  Handwerker  bis  zum  Juni  1848. 

Für  diesen  ersten  Abschnitt  ließ  sich  nur  wenig  neues 
Material  herbeischaffen.  Immerhin  fand  sich  einiges,  was  über 
das  von  den  früheren  Geschichtsschreibern  der  Handwerker- 
bewegung Gebotene  hinausgeht.  Wir  werfen  zunächst  einen 
Blick  auf  die  Länder,  in  denen  das  Zunftwesen  noch  bestand  und 
bringen  namentlich  Stimmen  aus  Kurhessen  und  aus  dem  König- 
reich Sachsen  zur  Kenntnis,  um  hieran  ein  paar  charakteristische 
Handwerkeraufrufe  und  Petitionen  aus  dem  Königreiche  Preußen 
anzuschließen.  Es  sei  mir  gestattet,  mit  Kurhessen,  dem 
Heimatlande  Winkelblechs,  zu  beginnen  und  bei  diesem  Lande, 
das  unter  der  Herrschaft  des  letzten  Kurfürsten  zum  Teil  mit 
Absicht  in  kleingewerl;lichen  und  kleinbürgerlichen  Verhältnissen 
gehalten  worden  ist  und  jedenfalls  im  allgemeinen  der  Industrie 
entbehrte,  etwas  weiter  auszuholen.  Gerade  das  kurhessische 
Beispiel  beweist  deutlich,  einmal,  daß  es  nicht  die  Gewerbefreiheit 


^)  Vgl.  auch  \Yaentig,  a.  a.  O.  p.  14. 
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war,  welche  die  Notlage  der  Handwerker,  ihre  Ratlosigkeit  gegen- 
über der  industriellen  Revolution  bewirkte,  denn  die  Gewerbe- 
freiheit existierte  hier  noch  nicht,  zweitens  aber  beweist  das 
hessische  Material,  daß  die  Handwerker  trotz  allem  an  der  Zunft- 
gesetzgebung ängstlich  festhalten  und  in  der  Gewerbefreiheit 
die  Ursache  aller  Nöte  sehen.  In  Kurhessen,  Hannover  und 
Oldenburg  ^)  war  die  Gewerbefreiheit  während  der  Fremdherr- 
schaft in  der  Form  einer  Lösung  von  Patenten  eingeführt  worden. 
Nach  Verdrängung  des  napoleonischen  Regimes  kehrte  man  aber 
in  Kurhessen  1816,  in  Hildesheim  und  Osnabrück  18 17,  in  Olden- 
burg 1830  zum  Zunftwesen  zurück.  Die  kurhessische  Verordnung 
vom  5.  März  18 16,  die  uns  hier  allein  angeht,  handelt  nur  von 
den  zünftigen  Gewerben.  Für  die  Erlangung  der  Rechte  zu 
ihrer  Ausübung  galt  unter  anderem  der  Vorweis  eines  approbierten 
Meisterstückes,  das  bei  den  Bauhandwerkern  von  den  Landbau- 
meistern, bei  den  übrigen  Zünften  vom  Oberzunftamt,  jedoch  mit 
Zuziehung  von  Sachverständigen,  bestimmt  wurde.  Neben  den 
Zünften,  48  an  der  Zahl,  gab  es  konzessionspflichtige  und  ganz 
freie  Gewerbe.  Schon  aus  dem  Jahre  1835  liegt  uns  eine  Bitt- 
schrift von  Kasseler  Zunftvorstehern  und  anderen  Gewerbe- 
treibenden vor,  ^)  in  der  sich  diese  energisch  gegen  eine  neue, 
erhöhte  Gewerbesteuer  wehren,  weil  die  Gewerbe  durch  Maschinen 
und  das  Landhandwerk  beeinträchtigt,  ohnedies  ständig  mehr 
verarmten.  Die  Bittschrift  zeigt  bereits  den  phrasenliaften  und 
wunderlich  bombastischen  Stil  der  späteren  Handwerker-Flug- 
schriften und  Petitionen,  In  endlosen,  mangelhaft  konstruierten 
Sätzen  wird  dem  Verlangen  der  Gewerbetreibenden  Ausdruck 
gegeben.  Die  Bittschrift  betont,  daß  die  Stadt-Gewerbetreibenden 
in  ihrem  Eigentumsrecht  nur  wenig  oder  gar  nicht  mehr  geschützt 
würden  und  darum  mit  bangem  Herzen  einer  neuen  Steuer,  die 
auf  ihrem  Gewerbe  lasten  solle,  entgegensähen.  Der  Grund  liege 
darin,  daß  in  neuerer  Zeit  durch  das  Entstehen  so  vieler  Fabriken 
künstlicher  Maschinen    in    den    Gewerben    selbst   viele    Menschen- 


^)  Vgl.,  auch  zum  Folgenden:  Stic  da,  Der  Befähigungsnachweis,  1895, 
p.  17.  —  Mascher,  a.  a.  O.  p.  495  ff. 

2)  Bittschrift  von  hiesigen  Zunftvorstehern  und  anderen  gewerbetreibenden 
Bürgern  an  Hochachtbare  Versammlung  der  Landstände,  die  städtischen  Gewerbs- 
lokale  und  die  Gewerbesteuer  betreffend.  Eingereicht  Cassel  am  14.  März  1S35. 
Gedruckt  bei  D.  A.  Geeh,   1835. 
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hände  beschäftigungslos  geworden  seien.  Hinzukomme,  daß  auf 
den  Dörfern  aller  Orten  sich  Handwerker  häuslich  niedergelassen 
hätten.  „Auch  viele,  wo  dergleichen  Menschen  in  frühern  Zeiten 
dem  Ackerbau  und  der  Landwirtschaft  gewidmet  wurden,  widmen 
sich  gegenwärtig  und  sehr  häufig  den  Gewerben  und  obwohl 
diese  die  von  ihnen  ausübenden  Gewerbe  nicht  gründlich  gelernt 
haben,  so  werden  diese  doch  wenig  gehindert,  sich  auf  Dörfern 
in  der  Nähe  einer  Stadt  ansässig  niederzulassen."  Der  Satz  des 
Originals  ist  hier  noch  keineswegs  zu  Ende,  sondern  erstreckt  sich 
in  einem  wahren  Rattenkönig  von  Relativsätzen  und  Parenthesen 
fort.  Fünf  Jahre  später  ist  eine  neue  Bittschrift  der  Kasseler 
Zunftvorsteher  datiert,  die  ebenfalls  an  die  Versammlung  der 
Landstände  gerichtet  ist.  In  dieser  Schrift^)  danken  die  Zunft- 
vorsteher erfreut  der  Regierung,  daß  sie  an  eine  moderne 
Reorganisation  der  Zunftgewerbe  zu  gehen  gedenke,  aber  die 
verderbliche  Gewerbefreiheit  verwerfe.  Zumal  das  letztere  wird 
der  Regierung  hoch  angerechnet.  Die  Petition  meint,  es  sei 
erfreulich  für  die  Zunftvorsteher,  aus  den  Motiven  zu  ersehen, 
„daß,  trotzdem  seit  mehreren  Jahren  von  so  vielen  Schriftstellern 
und  Rednern  die  unbedingte  Gewerbefreiheit  zum  allgemeinen 
Wohl  angepriesen  ist,  deren  Ansichten  sich  doch  lediglich  auf 
Theorien  gründen  mögen ,  eine  hochweise  vaterländische  Re- 
gierung das  seit  vielen  Jahrhunderten  bestehende  Zunftwesen 
unter  zeitmäßen  Abänderungen  zu  erhalten  und  gesetzlich  zu 
schützen  geneigt  ist,  wofür  wir  mit  dem  tiefsten  Gefühl  des 
Herzens  unseren  innigsten  und  herzlichsten  Dank  hiermit  ge- 
horsamst darzubringen  wagen."  An  einer  anderen  Stelle  ihrer 
Bittschrift  behaupten  die  biederen  Handwerker,  daß  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  die  Gewerbefreiheit  den  Staats-  und  Gemeinde- 
organismus zerstört,  die  Sittlichkeit  und  Moralität  im  ganzen 
Umfange  gefährdet  habe.  Auch  der  gesunde,  der  Regierung  treu 
ergebene  gewerbtätige  Mittelstand  sei  durch  einzelne  große  Über- 
nehmer, Großhändler  und  Fabrikanten  verdrängt  worden,  an  die 
Stelle  redlichen  Erwerbes  sei  schamloses  Spekulantentum  ge- 
treten. 


^)  Bittschrift  von  hiesigen  Zunftvorstehern  an  Hochachtbare  Versammlung 
der  Landstände  mit  einer  Einlage  an  Kurfürstliches  Ministerium  des  Innern:  „Die 
nöthig  befundenen  Abänderungen  in  der  Zunftgesetzgebung  betreffend."  Kassel  1840. 
In  Kommission  der  J.  Luckhardtschen  Buchhandlung. 
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Das  Problem  der  Regelung  der  Gewerbe  kommt,  wie  spätere 
Kundgebungen  zeigen,  auch  in  den  nächsten  Jahren  nicht  zur 
Ruhe,  Im  zünftlerischen  Kurhessen  werden  immer  wieder  diese 
Fragen  erörtert,  namentlich  veranlaßt  durch  eine  Verarmung  des 
städtischen  Gewerbes,  die  ihren  Grund  in  der  Konkurrenz  des 
Landhandwerks  einerseits,  in  der  Gewerbefreiheit  andererseits 
haben  soll.  Anläßlich  einer  Diskussion  über  das  Armenwesen 
der  Stadt  Kassel  findet  sich  ein  charakteristischer  Artikel  über 
die  Verarmung  des  Handwerks  in  der  Beilage  zur  Kasseler  „Allge- 
meinen Zeitung"  vom  3.  August  1843.')  Dieser  Aufsatz  stellt  eine 
Erwiderung  auf  einen  voraufgegangenen  Aufsatz  im  „Hessischen 
Volksblatte"  vom  5.  Juli  dar  und  sieht  die  Hauptursache  der  „be- 
klagenswerten und  tiefwurzelnden  Verarmung  der  städtischen  Ge- 
werbsklasse" in  dem  Mangel  an  einem  billigen  und  redUchen  Er- 
werb, denn  viele  Wohlhabende  suchten  sich  von  der  Not  und  der 
Armut  nicht  selten  auf  eine  betrübende  Weise  zu  bereichern,  und 
viele  junge  Mittellose,  mit  den  betrübenden  Zuständen  noch  nicht 
vertraut,  etablierten  sich  in  der  Hoffnung,  sich  durch  Arbeit  und 
Fleiß  anständig  ernähren  zu  können.  Das  sei  aber  nicht  mög- 
lich, weil  bei  den  meisten  Gewerben  eine  allzu  freie  Konkurrenz 
herrsche,  und  die  Handwerksartikel  zu  Spottpreisen  herabgesunken 
seien.  Eine  Art  neuer  Leibeigenschaft  entstehe  dadurch,  daß  diese 
Gewerbetreibenden  schuldlos  in  die  Hände  mitleids-  oder  gar 
schamloser  Wucherer  gerieten.  Man  könne  bei  diesen  Gewerbs- 
klassen nicht  nur  Kleinmut  und  Schlaffheit  konstatieren,  sondern 
vielmehr  eine  Art  von  Verzweiflung,  die  beginne,  die  Moralität 
zu  gefährden.  Der  Hauptübelstand  sei  der  (und  dafür  wird  auf 
Schriften  von  M.  M.  Gießer  ^)  und  von  Carl  v.  Sparre  ^)  verwiesen), 
daß  kein  städtisches  Gewerbe  mehr  in  seinem  reellen  Erwerbe 
geschützt  werde.  Die  Not  werde  immer  größer,  und  sie  werde 
es  bald  gebieterisch  fordern,  daß  die  städtischen  Gewerbe  im 
Interesse  des  allgemeinen  Wohls  wieder  in  ihren  positiven  Rechten 


^)  Beilage    zur    „Kasseler   Allgemeinen    Zeitung",    3.    August    1843,   Nr.  213, 
p.  i486  ff. 

-)  Über    das  Innungswesen    und    die  Verhältnisse    der  städtischen  Handwerke 
überhaupt,   1843. 

^)  Deutschland,  die  Städteordnung  und  die  Gemeindeordnung  von  v.  Sparre, 
Königlich  Preußischer  Landrat  des  Kreises  Wetzlar. 
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geschützt  und  erhalten  werden  müßten,  wenn  nicht  die  Mehrzahl 
der  städtischen  Arbeiter  durch  eine  erzwungene  Armensteuer  ver- 
sorgt werden  solle,  denn  weder  falscher  Liberalismus  noch  heuch- 
lerische Frömmelei  „vermag  da,  wo  das  Recht  und  die  Moral 
verdrängt  wird,  einem  drohenden  Übelstande  vorzubeugen".  Aber 
nicht  durchweg  sprechen  sich  die  Gewerbetreibenden  Kurhessens 
in  diesem  reaktionären  Sinne  gegen  die  Gewerbefreiheit  aus.  Es 
finden  sich  auch  Stimmen,  welche  die  guten  Seiten  der  Gewerbe- 
freiheit anerkennen.  Dahin  gehört  eine  kleine  Schrift  „Über  die 
Gewerbefrage,  von  einem  Gewerbetreibenden",^)  deren  Datum 
sich  leider  nicht  feststellen  läßt,  die  aber  nach  dem  Tenor  des 
Ganzen  und  wegen  ihrer  Erwähnung  der  Nationalversammlung 
sowie  Unkenntnis  der  Handwerkerkongreß-Beschlüsse  aus  dem 
Frühjahr  1848  stammen,  also  hier  erwähnt  werden  muß.  Sie 
beabsichtigt  einen  Beitrag  zu  der  Frage,  ob  Gewerbefreiheit  ob 
Zunftzwang  das  Bessere  sei,  zu  bieten.  Zwischen  beiden  Extremen 
wünscht  die  Schrift  zu  vermitteln,  ihr  Verfasser  sagt  ausdrückUch : 
„Ich  habe  in  meiner  Laufbahn  als  Handwerker  den  alten  steifen 
Zunftzwang,  wie  er  in  Ländern  wie  Dänemark  besteht,  kennen 
gelernt,  ich  habe  mehrere  Jahre  in  Frankreich  und  einige  Zeit  in 
England  die  Gewerbefreiheit  kennen  gelernt,  und  bin  nun  schon 
einige  Jahre  hier  etabliert,  wo  auf  der  einen  Seite  noch  Zunft- 
zwang und  auf  der  anderen  Gewerbefreiheit  besteht."  Die  Er- 
fahrung hat  diesen  einsichtigen  Mann  belehrt,  daß  keines  der 
jetzigen  Systeme  als  genügend  erachtet  werden  dürfe.  An  sich 
sei  die  Gewerbefreiheit  jedenfalls  die  Einrichtung,  „welche  vieles 
Gute  und  große  Vorzüge  vor  dem  Zunftzwange  hat,  obgleich  auch 
diesem  manches  Gute  nicht  abzusprechen  ist".  Das  Problem  der 
Zukunft  sei,  die  Gewerbefreiheit  von  ihren  Nachteilen  zu  befreien 
und  alle  ihre  Vorteile  zu  genießen.  Alle  Einsichtigen  wünschten 
gewiß  die  Freiheit  der  Gewerbe,  aber  keineswegs  die  Willkür, 
sondern  eine  geordnete,  an  freisinnige  Gesetze  gebundene  Ge- 
werbefreiheit. Der  lästige  Zunftzwang  müsse  fallen,  ein  jeder 
müsse  sich  frei  bewegen  und  Eigentum  erwerben  können,  aber 
er  dürfe  nicht,  falls  er  vermögend  und  unfähig  sei,  aller  Intelligenz 
mit  seinem  Gelde  Hohn  sprechen  oder  gar,  wenn  das  Glück  neben 
großen  Verstandeskräften  ihn  durch  großen  Reichtum  begünstige. 


^)  Druck  von  Th.  Fischer  in  Cassel. 


Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen  Jahres.  2s 

nun  die  Freiheit  besitzen,  die  Ärmeren  an  den  Bettelstab  zu  bringen, 
weil  sie  nicht  mit  ihm  konkurrieren  könnten.  Aufgabe  jeder  ein- 
sichtigen Politik  sei  es,  einen  gesunden  großen  Mittelstand  hervor- 
zubringen oder  zu  erhalten.  Der  Kaufmann  und  Fabrikant  soll 
durchaus  nicht  in  seinem  Fortkommen  gehindert  werden,  nein, 
dieser  Gewerbetreibende  ist  fortschrittlich  genug,  um  ausdrücklich 
zu  wünschen,  daß  Deutschlands  Industrie  im  Welthandel  zur  Be- 
deutung gelangen  möge,  daß  Freiheit  herrsche,  aber  innerhalb 
der  sozialen  Freiheit  sollen  gesetzliche  Schranken  bestehen.  Die 
englische,  französische  und  preußische  Gewerbefreiheit  sei  dagegen 
direkt  als  Gewerbewillkür  zu  bezeichnen  und  werde  zur  Geißel 
der  Gewerbetreibenden.  Die  Grundübel  der  französischen  Revo- 
lution, welche  langsam  die  Einwohner  in  Reiche  und  Bettler 
trenne,  müßten  beseitigt  werden.  Und  diese  beiden  Grundübel 
seien  einmal  das  Übergewicht  des  Kapitals  gegen  die  Arbeit  und 
zweitens  das  französische  Patent-Gewerbesystem,  das  Leuten  ge- 
statte, sich  ohne  gehörige  Geschäftskenntnis  zu  etablieren.  Darum 
sei  die  große  Aufgabe  der  Zeit  (man  sieht,  das  ist  dieselbe  Auf- 
fassung, welche  auch  die  Kongresse  und  Winkelblech  vertraten), 
diesem  Grundübel  durch  eine  zeitgemäße  „alle  Produzenten  um- 
fassende" Gewerbeordnung  abzuhelfen.  Der  biedere  Mann  bietet 
alsdann  einen  vollkommenen  Gewerbeordnungsentwurf,  der  in 
i8  Paragraphen  eine  eingehende  Regelung  der  Gewerbe  gibt. 
Als  Unterzeichneter  und  somit  als  Verfasser  stellt  sich  am  Schluß 
vor:  „J.  C.  Aliendörfer,  Kürschnermeister."  Ich  hebe  aus  dem 
Entwürfe,  der  manches  aus  den  späteren  Kongreßbeschlüssen  vor- 
weg nimmt,  nur  die  wichtigsten  Bestimmungen  hervor.  Diese 
sind:  Ein  jeder  Gewerbetreibende  muß  sein  Gewerbe  gründlich 
erlernt  haben  und  dies  durch  eine  Prüfung  beweisen,  also  an  der 
Meisterprüfung  wird  festgehalten.  Die  einzelnen  Zünfte  sollen  als 
Korporationen  aufgehoben  werden,  an  ihre  Stelle  soll  eine  um- 
fassende Gewerbekammer  treten.  Die  Zunftgenossen  sollen  künftig 
nur  Zunftvereine  bilden,  die  unumgänglich  notwendig  zur  Beratung, 
zur  Übernahme  von  Staatsarbeiten,  zur  Wahl  von  Geschworenen 
usw.  und  hauptsächlich  zur  Wahl  und  Beteiligung  bei  den  Prüfungen 
erscheinen.  Von  den  verschiedenen  Zunftvereinen  würden  auch 
die  Mitglieder  der  Gewerbekammer  gewählt,  welche  alle  gewerb- 
lichen Angelegenheiten,  als  Ein-  und  Ausschreiben  der  Lehrlinge, 
und   hauptsächlich  Prüfungen   vorzunehmen  habe.     Auch  die  Be- 
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Stimmungen  sollten  geregelt  werden,  inwieweit  die  Arbeit  der 
einen  Zunft  in  die  der  anderen  übergreife.  Jedem  Geschäftsmann 
müsse  gestattet  sein,  nach  bestandener  Prüfung  in  mehrere  Zünfte 
aufgenommen  zu  werden  oder  in  ihnen  zu  wechseln;  allerdings 
müßten  diese  vorher  durch  die  Gewerbekammer  als  verwandt  er- 
klärt worden  sein.  Ganz  originell  ist  alsdann  der  §  13,  der  in 
ergötzlicher  Kürze  bestimmt:  „Fabrikanten  und  Kaufleute  dürfen 
den  Handwerkern  ihres  Wohnortes  keine  Konkurrenz  machen!" 
Man  sieht,  dieser  gesetzgeberisch  veranlagte  Kürschnermeister  geht 
zielbewußt  und  energisch  vor,  aber  er  ist  doch  loyal  genug,  um 
in  demselben  Paragraphen  Ausnahmen  zu  gestatten,  denn  kleine 
Fabrikanten  zählen  zu  der  Handwerksklasse  und  dürfen  daher 
konkurrieren.  Sie  müssen  sich  aber  eventuell  eine  Geschäftsgrenze 
gefallen  lassen.  Und  ferner  dürfen  Kaufleute  mit  denselben  Ar- 
tikeln wie  die  Handwerker  handeln,  wenn  diese  Artikel  nicht  in 
genügender  Quantität  aus  den  Werkstätten  der  Etablierten  her- 
vorgehen. Ganz  im  Sinne  der  Zeit  wird  bei  jeder  Gewerbe- 
kammer eine  Vorschußkasse  gebildet,  eine  Idee,  die  schon  etwas 
Schulze  -  Delitzschs  Bestrebungen  vorgreift.  Auch  unter  den  Ge- 
sellen wird  der  Innungszwang  ganz  aufgehoben.  An  der  Spitze 
der  Gewerbekammern  soll  nach  Allendörfer  ein  Gewerbeparlament 
mit  einem  Gewerbeministerium  stehen,  „welches  ein  Deutsches 
Reichsministerium  für  Handel  und  Gewerbe  genannt  werden  würde". 
Das  Gewerbeparlament  würde  von  allen  Gewerbetreibenden  Deutsch- 
lands erwählt,  das  Ministerium  hat  die  Beschlüsse  des  Gewerbe- 
parlamentes der  Nationalversammlung  vorzulegen,  und  diese  muß 
sie  als  Reichsgesetze  dekretieren.  Fortschritthcher  sind  die  übrigen 
Forderungen,  wie  eine  bedingte  Freizügigkeit  und  ein  durch  ganz 
Deutschland  festzustellendes  Wechselsystem,  allgemeine  deutsche 
Industrieausstellungen,  endlich  (eine  ganz  moderne  Forderung) 
Regelung  der  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgeber  und  -nehmer  im 
Einverständnis  mit  der  Gewerbekammer,  hauptsächlich  zur  Fest- 
stellung eines  Minimallohns  und  was  dergleichen  oft  recht 
moderne  Anschauungen  mehr  sind.  Ich  bin  absichtlich  auf  diese 
Schrift  Allendörfers  über  die  Gewerbefrage  etwas  näher  ein- 
gegangen, weil  ihr  Inhalt  so  außerordentlich  charakteristisch  ist 
für  das  Hin-  und  Herschwanken  selbst  der  gemäßigten  und  ge- 
bildeten Gewerbetreibenden  zwischen  Gewerbefreiheit  und  Zunft- 
zwang, vor  allem  charakteristisch  für  die  Mischung  von  konser\'ativ- 
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reaktionären    Ideen    und    fortschrittlich-modernen    sozialen   Forde- 
rungen, 

Die  AUendörfersche  Schrift  mit  ihrer  Apostrophierung  der 
Nationalversammlung  führt  uns  schon  mitten  in  die  48  er  Be- 
wegung hinein  und  dürfte  als  unmittelbarer  Vorläufer  der  Kon- 
gresse und  der  sie  begleitenden  Petitionen  angesehen  werden. 
Aus  dieser  Frühzeit  stehen  mir  außer  dem  namentlich  durch 
die  Stiedasche  Schrift  über  den  „Befähigungsnachweis"  be- 
kannten Material  nur  noch  einige  Flugschriften  aus  Preußen  und 
Sachsen  zur  Verfügung.  Zunächst  eine  Stimme  aus  Sachsen, 
also  auch  noch  aus  der  ersten  Gruppe  von  deutschen  Ländern, 
in  denen  im  wesentlichen  noch  das  Zunftwesen  in  voller  Blüte 
stand.  Über  Sachsen  berichtet  uns  Schmoller, ^)  daß  bis  Ende 
der  40  er  Jahre  der  Personenzahl  nach  noch  Hausindustrie  und 
Handwerk  im  Vordergrunde  standen,  obwohl  seit  dem  Zollverein 
die  Großbetriebe,  namentlich  der  Bergbau,  das  Hüttenwesen  und 
die  Spinnereien  die  relativ  größte  Zunahme  erfahren  hätten. 
Immerhin  gab  es  aber  außer  Eisenbahn-  und  Bergbau,  Spinnereien 
und  Maschinenfabriken  1846  nur  einige  Dampfmaschinen  im 
Lande.  Ja,  in  diesem  Jahre  soll  die  Zahl  der  Handwerker  in 
Sachsen  am  größten  von  allen  Staaten  gewesen  sein,  in  denen 
eine  Gewerbestatistik  aufgenommen  wurde.  Es  kam  damals  auf 
13,4  Einwohner  ein  Handwerker,  in  Baden  erst  auf  15,5,  in 
Bayern  auf  16,2,  in  Preußen  auf  20,5  Einwohner.  Und  dabei 
galt  in  Sachsen  noch  der  alte  Zunftzwang  mit  Lehr-  und  Wander- 
zwang für  alle  älteren  Gewerbe,  ja  bis  1840  mit  wesentlicher 
Erschwerung  des  Gewerbebetriebes  auf  dem  platten  Lande. 
Jedenfalls  beweisen  die  sächsischen  Zahlen  nach  Schmoller,-)  daß 
vor  1846  andere  Ursachen  auf  das  Gewerbe  eingewirkt  haben, 
als  die  Gewerbeverfassung.  Am  Ausgange  der  40  er  und  vor 
allem  in  den  50  er  Jahren  wächst  dagegen  mehr  und  mehr  der 
Großbetrieb,  und  die  erste  Veränderung  zeigt  sich  bereits  in 
einer  Vergleichung  der  Meisterzahlen  des  ganzen  Königreiches 
von  1836  und  1849,  aus  denen  hervorgeht,  daß  in  vielen  Ge- 
werben die  Zahl  der  Gesellen  und  Lehrlinge  nicht  bloß  relativ, 
sondern  absolut  in  deutlicher  Abnahme  begriffen  ist.     Und  diesem 


^)  Vgl.  auch  zum  Folgenden  Schmoller,  a.a.O.  p.  139  ft". 
2)  a.  a.  O.  p.  141. 
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Urteile  Schmollers  schließt  sich  der  neueste  Geschichtsschreiber 
der  sächsischen  Gewerbeverfassung,  Paul  Horster,  an.^)  Die  von 
ihm  angeführten  Tabellen  ergeben  für  den  Handwerkerstand  ein 
Sinken  der  Meister  von  317  auf  308  auf  10  000  Einwohner.  An 
Klagen  der  Handwerker  fehlte  es  deswegen  schon  in  den  40  er 
Jahren  nicht.  Bereits  in  den  Jahren  1842/43  und  1845/46  gehen 
zahlreiche  Petitionen  an  den  Landtag,  der  Verarmung  abzuhelfen 
und  eine  Gewerbeordnung  zu  schaffen.^)  Namentlich  hatte  sich 
der  Notstand  um  die  Mitte  der  40  er  Jahre  so  gesteigert,  daß  die 
Regierung  im  Jahre  1847  einen  außerordentlichen  Landtag  berief, 
dem  ein  königliches  Dekret  vom  27.  Januar  die  Nahrungs- 
verhältnisse betreffend  vorgelegt  wurde.  Zu  dieser  Teuerung 
kam  nun  noch  die  Revolution  von  1848,  welche  die  unmittel- 
bare Veranlassung  bietet,  daß  nun  die  Handw^erker  energisch 
ihren  Kampf  gegen  die  modernen  „französischen"  GeAverbe- 
freiheitsideen  eröffnen.  Übrigens  kam  ihnen  die  Regierung  ent- 
gegen, schon  am  3.  April  erschien  eine  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  des  Innern/'')  in  der  diese  Behörde  die  Wünsche 
der  gewerbetreibenden  Klasse  als  berechtigt  anerkannte.  Die  Re- 
gierung beschließt  mit  der  gewerbetreibenden  Bevölkerung  zu- 
sammenzuwirken und  bildet  deshalb  eine  Kommission  zur  Er- 
örterung der  Gewerbeverhältnisse  in  Sachsen,  deren  Tätigkeit 
aber  erst  im  April  1849  begann  und  durch  den  Dresdner  Mai- 
aufstand unterbrochen  wurde.  An  diese  Zugeständnisse  der  Re- 
gierung und  ihren  guten  Willen  knüpft  dankbar  eine  nicht 
uninteressante  Schrift  des  damaligen  Leipziger  Privatdozenten  und 
Sekretärs  des  Gewerbe-  und  Kunstvereins,  Dr.  Emil  Ferdinand 
Vogel  an,  die  nach  ihrem  Inhalte  unzweifelhaft  unmittelbar  nach 
jenem  Ministerialerlaß  im  Frühjahr  1848  erschienen  sein  dürfte. 
Da  sie  auch  in  der  jüngsten  Literatur,  so  von  Paul  Horster,  noch 
nicht  benutzt  ist,  soll  im  folgenden  mit  einigen  Worten  auf  sie 
eingegangen  w'erden.  Sie  zeigt  deutlich,  daß  auch  in  den  Kreisen 
der  Hochgebildeten  die  Vorurteile  der  Handwerker  lebendig 
waren    und    betitelt    sich :    „Das    Zunft-    und  Innungswesen    beim 


')  Paul  Horster,  Die  Entwicklung  der  sächsischen  Gewerbeverfassung 
(1780  — 1S61).     Heidelberger  Dissertation,   1908,  p.  86  ff. 

-)  Das  Vorstehende  und  auch  das  Folgende  nach  Horst  er,  a.  a,  O. 
p.  82  ff.,  88  ff. 

3)  Vgl.  H  o  r  s  t  e  r ,  a.  a.  O.  p.  90  ff. 
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deutschen  Handwerkerstand  aus  dem  Gesichtspunkte  seiner 
zeitgemäßen  Erneuerung".^)  Ich  greife  im  folgenden  aus  der 
interessanten  Schrift  ein  paar  charakteristische  Bemerkungen  heraus. 
Vogel  geht  von  der  Erwägung  aus,  daß  durch  die  Februar-  und 
Märzereignisse  des  Jahres  1848  die  alte  Streitfrage  über  die 
freie  Entfaltung  und  Selbständigkeit  des  Gewerbewesens  fast  mit 
einem  Schlage  in  den  Vordergrund  der  öffentlichen  Bewegung- 
gedrängt  worden  sei.  In  Deutschland  könne  die  Lösung  dieser 
Streitfrage  aber  nicht  erfolgen,  ohne  daß  zugleich  das  fernere 
Schicksal  der  Innungen  eine  definitive  Entscheidung  finde.  Gewiß 
seien  die  Stimmen  über  den  Wert  der  gewerbUchen  Zunft- 
und  Innungsverfassung  für  die  Gegenwart  geteilt,  so  viel  stehe 
aber  fest,  daß  sie  durch  viele  Jahrhunderte  eine  der  wichtigsten 
Institutionen  Deutschlands  gewesen  sei.  Auch  könne  nicht  ge- 
leugnet werden,  daß  das  Zunftwesen  nicht  nur  für  die  Kultur- 
entwicklung in  unserem  Vaterlande  von  höchster  Bedeutung 
gewesen  sei,  sondern  auch  fortwährend  einen  Hauptstützpunkt 
der  städtischen  Verwaltung  gebildet  habe.  Wer  in  die  Kultur- 
geschichte Deutschlands  etwas  tiefer  eingedrungen  sei,  der  wisse, 
daß  die  Handwerkszünfte  ihrem  Ursprünge  nach  eine  wohltätige 
Frucht  der  allmählichen  Freiwerdung  und  der  hierdurch  allein 
ermöglichten  selbständigen  Bewegung  des  gewerbsamen  Mittel- 
standes seien,  daß  sie  also  keineswegs  das  erkünstelte  Resultat 
polizeilicher  von  oben  herab  gepredigter  Weisheit  genannt  werden 
könnten,  sondern  aus  der  inneren  moralischen  Kraft  des  Volkes 
selbst  ihren  Ausgang  nahmen.  Die  Darstellung  Vogels  ähnelt 
sehr  der  Ausdrucksweise  der  Handw^erker  in  Wortbildung  und 
Satzbau  und  ist  genau  so  phrasenhaft  und  langatmig,  wie 
jene.  Schon  in  einer  früheren  Schrift  hat  der  Verfasser  Belege 
für  die  allmähliche  Entwicklung  der  deutschen  Gewerbszünfte 
quellenmäßig  angeführt,  außerdem  wird  hier  verwiesen  auf 
Wildes  Preisschrift  über  das  Gildewesen  im  Mittelalter,  Halle, 
1831,   auf  die   Preisschrift   von  K.  H.  Rau    über   das  Zunftwesen 


^)  Ein  Rechtsgutachten  gegen  die  Gewerbefreiheit  und  Judenemanzipation, 
von  Dr.  Emil  Ferdinand  Vogel,  Privatdozent  der  Rechte  und  der  Philo- 
sophie an  der  Universität  Leipzig,  Sekretär  und  Vorstandsmitglied  des  Kunst-  und 
Gewerbevereins  daselbst  und  Ehrenmitglied  des  landwirtschaftlichen  und  Gewerbe- 
vereins zu  Oschersleben,  sowie  des  Gewerbevereins  zu  Kahla.  Leipzig  1848,  Ver- 
lag von  Gustav  Thenau. 
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und  die  Folgen  seiner  Aufhebung,  i8i6,  und  auf  Oesterley:  „Ist 
es  ratsam  die  Zunftverfassung  aufzuheben?"  von  1833.  „Gerade 
um  dieser  Tatsachen  willen,"  so  führt  Vogel  darauf  aus,  „ist  es 
vorzugsweise  von  hohem  praktischen  Interesse,  daß  eben  jetzt, 
wo  der  kräftige  Flügelschlag  einer  neuen  Entfaltung  des 
deutschen  Nationalgeistes  alle  wahrhaft  deutschen  Männer 
dazu  aufruft,  den  vor  einigen  Jahrzehnten  aus  der  Fremde  zu 
uns  gekommenen  Bureaukratismus  mit  der  Wurzel  auszurotten, 
namentlich  auch  das  acht  volkstümliche  Institut  der  Handwerks- 
zünfte eine  zeitgemäße  Erneuerung  erhalte.  —  Das  selbst- 
bewußte Ringen  nach  diesem  so  hochwichtigen  Ziele  wird 
insbesondere  durch  die  Entschiedenheit  gerechtfertigt,  mit 
welcher  man  selbst  in  solchen  deutschen  Staaten,  wo  vor 
einigen  30  Jahren  bedingte  oder  unbedingte  Gewerbefreiheit 
eingeführt  wurde,  jetzt  schon  seit  längerer  Zeit  die  Wieder- 
herstellung der  Gewerbszünfte  entweder  bereits  durchgesetzt 
oder  dringend  verlangt  und  beantragt  hat."  Wie  sehr  aber 
das  Volk  noch  an  den  Zünften  hänge,  dafür  lieferten  die  letzten 
Ereignisse  im  Königreiche  Sachsen  den  besten  Beweis.  Sachsen 
gehörte  vorzugsweise  zu  den  Ländern,  deren  Regierungen  seit 
den  letzten  20  Jahren  nur  erst  mit  leiser  Hand  einige  Beschrän- 
kungsmaßregeln gegen  den  alten  Zunftzwang  durch  Konzessions- 
erteilungen usw.  geltend  gemacht  hätten,  und  dennoch  sei  auch 
hier  der  Wunsch  des  Volkes  selbst,  das  Institut  bei  aller  zeit- 
gemäßen Modifikation  immer  noch  möglichst  unverkürzt  fort- 
bestehen zu  sehen,  ebenso  bestimmt  als  deutlich  laut  geworden. 
Zum  näheren  Beweise  hierfür  wird  auf  eine  Druckschrift  ver- 
Aviesen,  die  den  Titel  führt:  „Petition,  überreicht  der  Königlich 
Sächsischen  Ständeversammlung  von  den  endesunterschriebenen 
Innungen  und  Personen  der  Stadt  Leipzig  im  Jahre  1839"  (Leipzig 
1840,  VI  und  120  S.  gr.  8),  welche  von  Professor  Lindner  zu 
Leipzig  aus  den  Ergebnissen  wiederholter  Verhandlungen  zd- 
sammengestellt  wurde.  Mit  Freude  wird  deshalb  der  oben  be- 
sprochene Ministerialerlaß  begrüßt,  denn  nun  sei  Aussicht,  daß 
gerade  im  Königreiche  Sachsen,  also  im  Herzen  von  Deutsch- 
land eine  zeitgemäße  Erneuerung  der  Zünfte  durch  gemeinschaft- 
liches Zusammenwirken  der  Regierung  und  des  Handwerker- 
standes angebahnt  werde.  Mit  dem  Inhalte  des  Erlasses,  der 
ausführlich  erörtert  wird,    erklärt   sich  Vogel   einverstanden.     Aus 
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ihm  gehe  nämlich  deutlich  hervor,  daß  eine  auf  freie  selbständige 
Vereinbarung  der  einzelnen  Gewerbsgenossenschaften  mit  der 
Staatsregierung  gestützte  Neugestaltung  des  sächsischen  Gewerbs- 
wesens das  Ziel  des  Ministeriums  sei.  Da  dies  vertrauensvolle 
und  aufrichtige  Vorgehen  der  Regierung  zu  dem  in  anderen  Staaten 
üblichen  Systeme  der  polizeilichen  Bevormundung  den  schärfsten 
Gegensatz  bilde,  so  könne  ein  segensreicher  Erfolg  nicht  aus- 
bleiben, wenn  nur  die  Innungen  auch  ihrerseits  nicht  säumten,  ihre 
geistige  Fähigkeit  zu  einer  „Selbstumgestaltung  des  Zunftwesens  von 
Innen  heraus"  durch  zweckmäßige,  aus  ihrer  Mitte  durch  Ausschüsse 
und  Obmänner  zu  fassende  Vorschläge  zu  beweisen  und  damit 
der  Regierung  bei  der  Regeneration  helfen  würden.  Vogel  will 
durch  seine  Schrift  gerade  die  Handwerker  eindringlich  auf- 
fordern kräftig  mitzuwirken,  während  er  ihr  außerdem  die  all- 
gemeine Aufgabe  gesetzt  hat,  „eine  bessere  Zukunft  des  deutschen 
Gewerbswesens  überhaupt  dadurch  anzubahnen,  daß  kurz  und 
bündig  nachgewiesen  wird,  wie  es  gar  wohl  ausführbar  sei,  durch 
eine  zeitgemäße  Erneuerung  der  durch  ganz  Deutschland  ver- 
breiteten und  noch  durch  keine  gesetzlich  erteilte  Gewerbefrei- 
heit irgendwo  auf  deutschem  Grund  und  Boden  völlig  erstickten 
Zunft-  und  Innungsverfassung  billigen  Wünschen  für  eine  baldige 
Verbesserung  der  jetzt  allerdings  ziemlich  bedenklichen  Lage  des 
gewerblichen  Mittelstandes  in  Deutschland  eine  gründliche  Be- 
friedigung zu  verschaffen."  Das  ist  also  ein  ähnliches  Ziel,  wie 
es  später  die  Kongresse  verfolgten.  In  der  Ausführung  wird  nun 
in  den  beiden  ersten  Abschnitten  das  Lob  der  Zünfte  wegen 
ihres  Wertes  für  die  Erzielung  gleichmäßigen  Erwerbes  und  in 
staatswirtschaftlicher  und  technischer  Hinsicht  gesungen.  Die 
sorgsame  Abgrenzung  der  einzelnen  Zunftarbeiten  stelle  den 
Unterhalt  der  gewerbtreibenden  Familien  sicher,  und  die  Be- 
schränkung der  persönlichen  Gewerbstätigkeit  unter  den  einzelnen 
Zunftgenossen  diene  zum  Besten  der  minder  vermögenden  Meister 
und  der  Meisterwitwen.  Vor  allem  sorgten  die  Innungen  aber 
für  die  Quantität,  Qualität  und  den  Preis  der  Waren  in  bester 
Weise  durch  die  Einrichtung  der  Meisterprüfungen  unter  dem 
Gesichtspunkte,  ob  die  in  der  fraglichen  Zunft  schon  vorhandenen 
Meister  ihr  Publikum  wirklich  zu  befriedigen  vermöchten  oder 
nicht.  Nicht  geringer  seien  die  Verdienste  der  Innungen  um  die 
Vervollkommnung  der  Gewerbskenntnisse  und  die  Erhaltung  der 
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Moral,  was  erreicht  werde  durch  vorgeschriebene  Lehr-  und 
Wanderjahre,  sowie  durch  die  Berücksichtigung  des  sittlichen 
Betragens  bei  der  Aufnahme  in  eine  Innung.  Des  weiteren  geht 
die  Schrift  darauf  aus,  das  Verhältnis  der  Handwerker  zu  den 
Kaufleuten  und  zu  den  Fabriken,  sowie  zu  den  unzünftigen  Ge- 
werben neu  (d.  h.  hier  nach  alten  Gesichtspunkten)  zu  regeln. 
In  echt  zünftlerischer  Tonart  wird  darauf  Schutz  gegen  die 
Juden  und  den  Hausierhandel  gefordert,  außerdem  eine  land- 
ständische Vertretung  der  Zünfte  in  allen  deutschen  Staaten  als 
völlig  unentbehrlich  hingestellt. 

Ähnliche  Ideen,  aber  noch  bedeutend  mehr  zugespitzt,  finden 
sich  in  dem  berühmt  gewordenen  „OffenenBrief"  der  22Leip- 
ziger  Innungen  vom  22.  April  1848.^)  Mit  diesem  offenen  Briefe 
pflegen  fast  alle  älteren  Darstellungen  der  48  er  Handwerker- 
bewegung zu  beginnen,  höchstens,  daß  ein  früherer  Aufruf  der 
Bonner  Handwerksmeister  vom  19.  April  ihm  vorausgesandt  wird. 
Obwohl  fast  alle  früheren  Geschichtsschreiber  auf  diesen  offenen 
Brief  eingehen,  muß  doch  auch  ich  bei  ihm  verweilen,  um  etwas 
ausführlicher  unter  Zugrundelegung  des  Originals  diese  für  die 
ganze  Bewegung  außerordentlich  charakteristische  Schrift  dar- 
zulegen. In  der  Einleitung  der  Schrift  wird  das  Lob  der  alten 
Zünfte  gesungen  und  vor  allem  auf  Vertretung  derselben  in 
allen  beratenden  und  gesetzgebenden  Körpern  gedrungen,  sodann 
werden  Gesamtinnungen,  die  sich  für  alle  Gewerbe  über  ganz 
Deutschland  erstrecken  sollen,  vorgeschlagen,  endlich  folgt  eine 
Aufzählung  besonderer  Beschwerden,  darunter  namentlich  ein 
energischer  Protest  gegen  die  Judenemanzipation.  Man  sieht, 
besonders  die  Einleitung  und  der  antisemitische  Schluß  erinnern 
an  die  vorhin  erwähnte  Broschüre  Vogels.  Ob  sich  deswegen 
ein  direkter  Einfluß  annehmen  läßt,  mag  dahingestellt  bleiben, 
denn  beider  Ideen  und  Gedankengänge  lagen  ja  damals  gleichsam 
auf  der  Straße  und  bilden  ja  auch  noch  heute  im  w^esentlichen 
das  „wissenschaftliche"  Rüstzeug  der  Handwerker.  Der  „Offene 
Brief"  beginnt  mit  der  Frage:  was  aus  den  Innungen  werden 
solle.  Die  Verfasser  der  Schrift  wissen  wohl,  daß  in  den  Augen 
vieler   das   Innungswesen    als    veraltet    s^ilt    und    wie    so    manches 


^)  Offener   Brief  an   alle    Innungsgenossen   Deutschlands,    sowie    zugleich    an 
alle  Bürger  und  Hausväter.     Von  22  Innungen  zu  Leipzig,    1S48. 
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Alte  beseitigt  werden  müsse.  Das  kann  sie  aber  nicht  abhalten 
für  das,  was  wahr  und  gut  ist,  in  die  Schranken  zu  treten.  Man 
spreche  immer  von  Arbeitsorganisation,  und  dennoch  denke  man 
nicht  daran,  die  allergrößte,  auf  natürlichem  Wege  entstandene 
Organisation  der  Arbeit  zu  benutzen.  Deshalb  richten  die  22 
Innnungen  ihren  Brief  an  alle  deutschen  Innungen  und  fordern 
sie  auf,  „die  große  Arbeitsfrage  als  ihre  Sache,  aber  zugleich  als 
allgemeine  Nationalsache  in  Erwägung  zu  nehmen  und  dabei 
festzuhalten  am  Innungswesen  als  an  einem  Kleinode,  ohne  das 
diese  Frage  niemals  glücklich  gelöst  werden  und  überhaupt 
Deutschland  nie  wieder  gute  Tage  sehen  wird."  Man  möge 
nicht  vergessen,  daß  es  sich  um  Millionen  handle.  Gewiß  %  der 
Städtebewohner  bestünden  aus  Handwerkerfamilien  und  ihren 
Angehörigen.  Ihnen  gehörten  freilich  weder  die  reichen  Leute 
noch  die  Proletarier  an,  aber  sie  bildeten  mit  ihren  auf  strenge 
Wirtschaftlichkeit  gegründeten  Haushaltungen  den  Kern  der 
städtischen  Bevölkerung.  „Von  ihren  Schultern  werden  die  städti- 
scher! Lasten  hauptsächlich  und  von  den  Staatslasten  w^enigstens 
ein  sehr  großer  Teil  getragen."  Wie  Winkelblech  weisen  die 
Innungen  hier  darauf  hin,  daß  mit  dem  Verfall  des  Zunftwesens 
die  Masse  der  rührigen  Kleinbürger  verschwinden  werde  und  nur 
reiche  Geschäftsleute  und  Proletarier  übrig  bleiben  würden.  Das 
könne  allein  durch  ein  mit  erneuter  Kraft  verjüngtes  Innungs- 
wesen verhindert  werden,  dieses  werde  den  stärksten  Wall  auch 
gegen  das  weitere  Umsichgreifen  des  Proletariats  und  gegen  solche 
Umwälzungen  bilden,  die  nicht  zur  Wiedergeburt  sondern  zum 
Untergange  Deutschlands  führen  müßten,  „gegen  die  Umwälzungen 
der  Gleichmacherei,  mögen  diese  nun  die  Freiheitsmütze  der 
Republik  oder  die  Fahne  des  Sozialismus  und  Kommunismus 
aufstecken".  Hier  zeigt  sich  bereits  der  Trick  gewisser  Interessenten- 
kreise, ihren  Forderungen  einen  patriotischen,  möglichst  staats- 
erhaltenden Anstrich  zu  geben,  mit  Bedacht  ausgenutzt.  „Mit 
dem  Innungswesen,"  so  wird  weiter  ausgeführt,  „würden  auf  der 
einen  Seite  die  großen  Kapitalien  die  breite  Grundlage,  welche 
sie  politisch  und  wirtschaftlich  trägt  und  sichert,  auf  der  anderen 
Seite  aber  die  so  sehr  gedrückten  Lohnarbeiter  die  wichtigste 
Zufluchtsstätte,  welche  sie  noch  haben,  unwiederbringlich  verlieren, 
denn  diese  Zufluchtsstätte  ist  das  Innungswesen."  Um  der  Sache  einen 
besonders  sentimentalen  Anstrich  zu  geben,    wird  auf  den  Verfall 

Biermann,  K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  II.  3 
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von  Ehe  und  Familie  hingewiesen,  der  mit  dem  Verschwinden 
der  Zünfte  eintreten  müsse.  Auch  als  Sachwalter  aller  Hausväter 
wünschen  die  Leipziger  Handwerksmeister  zu  gelten,  für  den  Be- 
stand der  Haushaltungen  der  Kleinbürger  treten  sie  in  die  Schranken. 
Die  Hausväter  seien  die  Träger  der  Staats-  und  Kommunallasten. 
Der  Inbegriff  der  Hausväter  bilde  die  Staats-  und  Gemeindebürger- 
schaft, also  den  Staat  und  die  Gemeinde  selbst.  Sie  seien  daher 
die  eigentlichen  geborenen  d.  h.  „durch  den  Naturwuchs  des 
Volkes  legitimierten  Urwähler",  aus  deren  Mitte  die  Staats-  und 
Gemeindeausschüsse,  namentlich  also  die  Landtage  und  das  künftige 
deutsche  Parlament  herv^orgehen  müßten.  Dann  wäre  das  ganze 
Volk  richtig  vertreten,  weil  nur  ihre  Abgeordneten  berechtigt  und 
befähigt  seien,  die  Abgaben,  welche  eben  die  Hausväter  aufbrächten, 
aufzulegen  und  angemessen  zu  verteilen,  überhaupt  aber  (um  das 
Maß  der  Überhebung  vollzumachen)  der  Hausvater  der  rechte 
erfahrene  Mann  sei,  welcher  vermöge,  glänzende  Chimären 
und  wahrhaft  gute  Einrichtungen  gehörig  zu  unterscheiden.  Im 
Zusammenhange  hiermit  wird  gegen  den  preußischen  Vorschlag 
protestiert,  nach  dem  der  Wahlberechtigung  nicht  der  Hausvater- 
stand, sondern  lediglich  ein  bestimmtes  Altersjahr  zugrunde  gelegt, 
ja  selbst  den  Dienstboten  Stimmrecht  gegeben  werden  soll.  Da- 
durch werde  jeder  Handwerksmeister  von  seinen  Gesellen  um  so 
gewisser  überstimmt,  je  mehr  er  beschäftige,  von  ihnen  werde  er 
die  Gesetze  vorgeschrieben  erhalten.  Mit  großem  Pathos  wehren 
sich  die  wackeren  Innungen  gegen  ein  künftiges  Reichsparlament 
im  Sinne  des  alten  oder  neuen  französischen  Nationalkonvents. 
Alles  fremde  Wesen  ist  ihnen  beängstigend,  nur  vom  Innungs- 
wesen erwarten  sie  das  Heil  der  Zukunft.  Es  beruhe  auf  dem 
großen  Gedanken,  daß  der  Handwerker  nicht  bloß  zum  Handwerk, 
sondern  zugleich  auch  als  Mensch  und  künftiger  Hausvater  und 
Hauswirt,  sowie  als  Gemeinde-  und  Staatsbürger  herangebildet 
werden  solle.  Daher  komme  der  Lehrling  nicht  nur  in  die  Werk- 
statt des  Meisters,  sondern  auch  in  sein  Haus.  Das  Haus  seines 
Meisters  solle  seine  PJeimat  sein.  Wenn  diese  Vereinigung  mit 
der  Familie  fehle,  dann  erscheine  jenes  Verlassensein  der  fast 
heimatlosen  und  folglich  der  Verwahrlosung  nicht  entgehenden 
Kinder,  welche  auf  Arbeit  gehen  und  den  eigentlichen  Samen 
zum  Proletariat  bildeten.  Vor  dieser  an  dem  ganzen  Gemeinde- 
und  Staatswesen  sich  rächenden  Verwilderung  solle  das  Innungs- 
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wesen  die  jungen  Leute  bewahren.  Das  Resultat  der  sorgsamsten 
Erwägung  sei,  daß  die  Innung  aus  dem  Hause  heraus-  und  wieder 
in  das  Haus  hineinwachse.  Das  Haus  sei  ihre  Hauptgrundlage, 
und  umgekehrt  sei  sie  wieder  gleichsam  das  schirmende  Dach 
des  Hauses.  Keine  großen  Reichtümer,  aber  ein  gutes  Auskommen 
bei  guter  Wirtschaft  werde  so  gesichert.  Das  immer  wieder- 
kehrende Prinzip  des  Nahrungsschutzes  und  der  Arbeitsgarantie 
kommt  auch  hier  zum  Vorschein,  gleichwie  das  „ethische  Prinzip" 
der  Innung,  wenn  man  so  sagen  darf,  im  folgenden  berührt  wird. 
In  ihr  herrsche  trotz  aller  Ungleichheit  Standesgenossenschaft  und 
keine  feindselige  Kluft  zwischen  Brotherren  und  Arbeitern.  Wenig 
Hoffnung  zeigt  der  Brief  aber  für  die  Innungen  und  ihre  Zukunft, 
denn  der  Zeitgeist  befreunde  sich  schwer  mit  diesem  ruhigen, 
friedlich-stillen  Walten  der  Innungen.  Es  sei  ja  auch  das  Innungs- 
wesen nicht  mehr,  was  es  war  und  was  es  sein  sollte  und  könnte, 
denn  durch  künstliche  Mittel  sei  es  gelähmt  und  gedrückt,  mit 
einem  Worte  ruiniert,  zerstört  worden,  nur  in  wenigen  Städten, 
wie  Frankfurt  a.  M.,  hätte  sich  ein  Rest  erhalten.  Statt  nun  aber 
den  Innungen  aufzuhelfen,  drücke  man  sie  im  großen  und  ganzen 
immer  mehr  danieder.'  Diese  moralische  Lähmung,  absichtlich 
herbeigeführt,  habe  sich  nun  nach  und  nach  schrecklich  bestraft: 
das  Proletariat  sei  den  Gemeinden  und  Staaten  über  den  Kopf 
gewachsen.  Die  Leipziger  Innungen  wollen  dabei  gewiß  nicht 
reaktionär  sein,  denn  sie  bekennen:  „wir  wollen  keineswegs  damit 
sagen,  daß  das  alte  Städtewesen,  (dessen  Blüte  im  Mittelalter  die 
Zunft  gewesen  sei)  um  den  Innungen  aufzuhelfen,  wieder  herge- 
stellt werden  müsse  oder  auch  nur  könne.  Das  wissen  wir  recht 
gut,  daß  dies  nicht  möglich  ist.  Es  muß  jetzt  alles  eine  neue 
Gestalt  bekommen,  und  nur  darum  handelt  es  sich,  daß  diese 
neue  Gestalt  eine  natürliche  und  nicht  eine  künstlich  gemachte, 
und  folglich  eine  verderbliche  sei."  Sie  appellieren  an  den  neu 
erwachten  Nationalgeist  in  Deutschland,  der  zunächst  auch  die 
Innungen  wieder  verjüngen  und  ihnen  ihre  alte  Kraft  wieder  ver- 
leihen müsse.  Diese  Verjüngung  denken  sich  die  Leipziger  als 
eine  Organisation  der  Arbeit  in  zünftlerischem  Sinne.  Die  ein- 
zelnen Innungen  sollen  zusammentreten  als  deutsche  Gesamt- 
innungen, jeder  einzelne  Innungszweig  als  eine  und  dieselbe  Gesamt- 
innung durch  ganz  Deutschland,  als  eine  Gesamtkorporation,  die 
aus  sämtlichen  Ortskorporationen  zusammengesetzt  sei.    Ein  solches 
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wohlgeordnetes  und  fest  verbundenes  Ganze  werde  dem  Innungs- 
wesen, ja  dem  ganzen  Vaterlande  helfen.  Denn  gegen  die  Gesamt- 
heit des  wohlgeordneten  Handwerkerstandes  mit  seinen  Millionen 
Genossen  könne  keine  Gleichmacherei  weder  von  republikanischer 
noch  von  sozialistischer  und  kommunistischer  Art  aufkommen, 
aber  auch  keine  Reaktion.  Denn  die  Bedeutung  des  arbeitenden 
Bürgertums,  das  ein  natürlicher  Freund  aller  festen  beständigen 
Ordnung  sei,  sei  gerade,  zwischen  den  sogenannten  freien  Lohn- 
arbeitern und  den  großen  Kapitalisten  beider  Freund  und  der 
aussöhnende  Vermittler  zu  sein.  Solche  Kollektivinnungen  werden 
auch,  wie  der  Brief  meint,  die  Hauptbeschwerden  von  selbst  be- 
seitigen. Als  solche  werden  aufgeführt:  der  Übelstand,  daß  die 
Gesellen  erst  in  späten  Lebensjahren  Meister  werden  können, 
werde  dadurch  beseitigt,  daß  ein  Meister  durch  die  Gewinnung 
des  Meisterrechts  dieses  in  der  Gesamtinnung  gewinne  und  sich 
dann  in  allen  deutschen  Gemeinden  niederlassen  dürfe.  Die 
Überwachung  der  Innungsgenossen  vom  Meister  bis  zum  Lehrling 
herab  erhalte  gute  Sitte  und  Ordnung.  Das  Hin-  und  Herziehen 
böser  Schuldner,  die  sich  überall  durchzubringen  wüßten  und  nur 
gerade  die  Handwerker  nicht  bezahlten,  könnten  die  Gesamt- 
innungen erfolgreich  hindern.  Die  Ausstellung  wahrheitsgetreuer 
Zeugnisse  werde  durchgesetzt  werden.  Vor  allem  kehrt  hier  aber 
der  besonders  in  Leipzig  starke  Wunsch  der  Handwerker  nach 
Einfluß  auf  die  Gesetzgebung  wieder.  Sie  wollen  sich  ihre  eigenen 
Gesetze  machen  dürfen,  deren  Bestätigung  allein  Sache  des  deutschen 
Reichsparlamentes  sein  solle.  Als  „allerdurchgreifendste"  Hilfe  be- 
trachten sie  aber  den  Besitz  von  Kreditmitteln  und  Kapitalien,  den 
ihnen  eine  allgemeine  deutsche  Handwerkerbank  mit  Zweigbanken 
an  allen  Orten,  wo  Innungsmitglieder  in  die  Gesamtinnungen  auf- 
genommen werden  könnten,  verschaffen  soll.  Damit  wären  dann 
noch  Innungssparkassen  und  die  verschiedenen  Fonds  und  Kassen 
der  Innungen  zu  verbinden.  Die  Banken  würden  zudem  in  den 
eigentlichen  Handel  eingreifen,  indem  sie  Handwerkerwaren  als 
Pfand  nehmen  und  diese  in  Geld  umsetzen  müßten.  Die  In- 
nungen würden  auf  diese  Weise  ihre  freie  Selbständigkeit  wieder 
gewinnen,  die  rechte  Emanzipation  des  Kleinbürgertums  mit  seinen 
Hunderttausenden  von  Haushaltungen,  ohne  dessen  Blüte  dem  Prole- 
tariat nicht  zu  steuern  sei  und  das  als  Hauptstütze  der  Solidarität  und 
als  Grundstein  des  ganzen  Staatsgebäudes  und  der  Lebensordnung 
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dastehe,  würde  sich  so  vollzogen  haben.  Den  Schluß  bildet  ein 
energischer  Protest  gegen  den  Modeartikel  der  Judenemanzipation, 
den  größten  Feind  des  Kleinbürgertums.  Das  Herz  der  Juden 
„ist  der  Geldbeutel  und  wenn  sie  je  sonst  an  etwas  hängen,  so 
sind  es  ihre  jüdischen  Brüder,  sie  mögen  in  Europa  oder  in  Asien 
zu  Hause  sein".  Und  auch  die  Schlußworte  mögen  hier  im  Wort- 
laute folgen :  „Auch  an  Euch,  ihr  deutschen  Hausväter  aller  Klassen, 
wenden  wir  uns.  Sorgt  dafür,  daß  das  Haus  in  Ehren  bleibe. 
Sorgt  dafür,  daß  es  bei  der  Volksvertretung  in  Ehren  bleibe, 
und  daß  namentlich  kein  Reichsparlament  zusammenkomme, 
welches  vergesse,  daß  das  Haus  der  Grundstein  des  ganzen  Staats- 
gebäudes ist.  Helft  auch  Ihr  uns  mit,  und  laßt  das  Innungswesen 
und  mit  ihm  das  deutsche  Kleinbürgertum  nicht  zugrunde  gehen 
und  in  beiden  die  Hauptstütze  des  Hauses.  —  Das  ganze  deutsche 
Volk  überhaupt  möge  ins  Auge  fassen,  daß  der  deutsche  Hand- 
werkerstand mit  seinem  Stützpunkte,  dem  Innungswesen,  als  die 
letzte  wohl  und  fest  organisierte  Macht  und  Schutzwehr  im  Volke 
dasteht,  welche  ebenso  die  reagierenden  falsch-aristokratischen 
Koterien,  wie  die  Wühler  und  die  von  ihnen  bewegten  Massen 
zu  bestehen  und  niederzuhalten  vermag,  auch  dann  noch, 
wenn  diese  beiden  Parteien  miteinander  gemeinschaftliche  Sache 
machen.  Das  deutsche  Volk  möge  ferner  bedenken,  daß  der 
deutsche  Einfluß  in  Europas  Ostländern,  namentlich  im  Weichsel- 
und  Donaugebiete,  seine  mächtigste  Grundlage  verlieren  muß, 
wenn  das  Innungswesen  aufhört.  Denn  nur  durch  die  Innungen 
bleibt  das  Deutschtum  in  diesen  Ländern  fest  eingewurzelt." 

Sü^'iel  aus  Sachsen  aus  dieser  ersten  vor  den  Kongressen 
liegenden  Zeit.  Dem  vorher  zitierten  Bonner  und  dem  Leipziger 
Beispiele  sind  nun  verschiedene  andere  Zunftmeister  gefolgt.  Aus 
den  Innungsländern  kommen  hier  nur  noch  Kundgebungen  aus 
Karlsruhe,  Gotha  und  Offenbach  in  Betracht.  Bereits  am 
19.  April,  —  dem  Datum  der  Bonner  Petition,  —  fand  in 
Offenbach  eine  Versammlung  der  hessischen  Gewerbe- 
treibenden statt,  die  ebenfalls  die  wichtigsten  Vorschriften  des 
alten  Zunftwesens  wieder  einführen  wollte.^)  Vor  allen  Dingen 
trat    sie  für  die  Meisterprüfung  ein,   die  vor  einem  Meistergericht 

^)  Vgl.  dazu  Gottfri  ed  Kinkel ,  Handwerk,  errette  Dich  1  oder:  Was  soll 
der  deutsche  Handwerker  fordern  und  tun,  um  seinen  Stand  zu  bessern?  Bonn, 
Verlag  von  W.  Sulzbach  (Expedition  der  Bonner  Zeitung),   1S48,  p.  30,  42. 
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vollzogen  werden  sollte.  Sie  solle  aber  keine  bloß  technische 
sein,  bestehend  in  der  Anfertigung  eines  auferlegten  Gesellen- 
stückes, sondern  sie  solle  darüber  Auskunft  geben,  ob  der  Lehr- 
ling überhaupt  Verstand  von  seinem  Handwerk  hat,  d.  h.  „ob  er 
auch  die  Rohstoffe  kennt,  die  zu  seinem  Geschäfte  gehören,  ob 
er  alle  Handgriffe  auf  Befragen  anzugeben  weiß".  Niemand  soll 
vor  dem  25.  Lebensjahre  Meister  werden  können.  —  Besonders 
stürmischen  Verlauf  nimmt  die  Handwerkerbewegung  in  Gotha. 
Friedrich  Weidner  hat  uns  in  seiner  Monographie  über  „Gotha 
in  der  Bewegung  von  1848"^)  ausführlich  darüber  berichtet.  Der 
Gothaer  Innungsverein  geriet  sogar  direkt  in  das  Fahrwasser 
eines  politischen  Radikalismus,  der  alle  Revolutionen  begeistert 
verherrlichte.  Die  dortigen  Handwerker  waren  also  gleichwie  in 
Kassel  Vertreter  einer  demokratisch-republikanischen  und  einer 
zünftlerischen  Weltanschauung.  Neben  den  Stadtmeistern  organi- 
sierten sich  auch  die  Landhandwerker  und  die  Gesellen.  Am 
6.  Mai  erläßt  der  Innungsverein  einen  Aufruf  an  seine  deutschen 
Mitmeister,  „ganz  im  Geiste  und  Stile  der  damaligen  Hand- 
werkerschriften abgefaßt"  (Weidner)  und  lud  sie  ein  in  Gotha  zu 
einer  Versammlung  zusammenzukommen.-)  Die  Erlangung  der 
Freiheit  und  Einheit  sei  gesichert,  die  einzige  Gefahr  sei,  daß 
man  in  dem  Streben,  alte  Mißstände  auszurotten,  zu  weit  gehe 
und  einer  freiheitlichen  Idee  zuliebe  die  materielle  Existenz  von 
Tausenden  aufs  Spiel  setze.  Den  gelehrten  Männern  der  Pauls- 
kirche überlasse  man  gern  die  Errichtung  des  neuen  Staats- 
gebäudes, aber  an  die  Umgestaltung  der  gewerbUchen,  „unserer 
Nährverhältnisse",  sollten  sie  doch  nicht  die  kühnen  Bilder  ihres 
Geistes  als  Maß-  und  Richtschnur  anlegen.  Der  vom  Handwerker- 
verein einberufene  Handwerkerkongreß  fand  übrigens,  was  hier 
gleich  vorweg  bemerkt  sei,  am  13.  Juni  statt  und  ließ  seine  Be- 
schlüsse der  volkswirtschaftlichen  Kommission  des  Frankfurter 
Parlamentes  überreichen.  Auch  die  Gothaer  Gesetzgebung  bemühte 
sich,    die  Wünsche  der  dortigen  Zunftanhänger  anzuerkennen. 

Wir  scheiden  nun  von  den  Ländern  unserer  ersten  Gruppe  und 
werfen  jetzt,  bevor  wir  die  Frühzeit  der  Bewegung  überhaupt 
verlassen  und  zu  den  Kongressen  von  Hamburg  und  Frankfurt 
übergehen,    noch    einen    Blick   auf  Preußen.     Preußen    war   be- 

^)  a.  a.  O.  p.  159  ff. 

*)  Zum  Folgenden:  Weidner,  a.  a.  O.  p.   160 f. 
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kanntlich  v^on  allen  deutschen  Ländern  das  Land  gewesen,  das 
zuerst  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  geschritten  war.  ^)  Durch  das  Edikt  vom  2.  No- 
vember 1810  war  der  Befähigungsnachweis  beseitigt  worden,  und 
eine  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit  war  nur  aus  polizeilichen 
Gründen  vorgesehen.  Die  polizeilichen  Vorschriften  wurden 
durch  das  Gesetz  vom  7.  September  181 1  eigentlich  zu  einer 
Anweisung  für  die  Behörde,  wie  die  Gewerbescheine  auszuteilen 
seien.  Aber  auch  in  Preußen  zeigten  sich  keine  befriedigenden 
Zustände.  Auch  hier  war  das  Handwerk  überfüllt.  Die  Hand- 
werkerbevölkerung wuchs  stärker  als  die  Gesamtbevölkerung, 
sie  hatte  im  Jahre  1816  11,6%  derselben  ausgemacht  und 
betrug  im  Jahre  1825  12,0270.  Schon  früh  drangen  die 
Klagen  der  Handwerker  an  die  Öffentlichkeit.  So  beschwerten 
sich  bereits  in  einer  Vorstellung  vom  i.  Februar  1816^) 
die  Berliner  Stadtverordneten  beim  Staatskanzler  von  Harden- 
berg über  eine  Reihe  von  betrübenden  Folgen  der  Gewerbe- 
freiheit und  baten  um  Wiederherstellung  der  alten  Ver- 
fassung. Eine  Beschwerde  bei  der  Potsdamer  Regierung  folgte, 
und  beide  gipfelten  darin,  daß  die  Handwerker  in  Armut  und 
Immoralität  gerieten,  die  Alten  in  der  Konkurrenz  zugrunde 
gingen  und  die  Jungen  ohne  sicheren  Erwerb  einen  selbständigen 
Haushalt  begründeten.  Am  bekanntesten  v'on  den  Beschwerde- 
schriften der  nächsten  Jahre  ist  die  umfangreiche  Denkschrift 
des  Berliner  Stadtrats  Dracke  geworden,  die  dem  König  über 
die  Schäden  der  Gewerbefreiheit  unterbreitet  wurde.  Sie  findet 
sich  in  dem  Buche  von  Rohrscheidt  „Vom  Zunftzwange  zur  Ge- 
werbefreiheit" vollständig  abgedruckt  ^)  und  preist  in  begeisterten 
Worten  die  Vorzüge  des  alten  Innungswesens.  Bis  zu  Harden- 
bergs Tode  1822  zeigte  man  sich  wenig  geneigt,  auf  diese  zünft- 
lerischen  Querelen  einzugehen,  anders  wurde  es  in  den  30  er 
Jahren.  Aus  den  40  er  Jahren  nenne  ich  ein  Gesuch  der  Handwerker 
der    Stadt   Köln,    datiert   vom    17.    September    1841,*)    die    „eine 

')  Vgl.  Kurt  V.  Rohrscheidt,  Vom  Zunftzwange  zur  Gewerbefreiheit, 
1898.     Zum  Folgenden  besonders:  Stieda,  Der  Befähigungsnachweis,  p.  II  flf. 

'^j  Vgl.  Hugo  Roehl,  Beiträge  zur  Preußischen  Handwerkerpolitik  vom  All- 
gemeinen Landrecht  bis  zur  Allgemeinen  Gewerbeordnung  von  1845,  1900,  p.  168  ff. 

^)  V.  R  o  h  r  s  c  h  e  i  d  t ,  a.  a.  O.  p.  565  ff.  —  Roehl,  a.  a.  O.  p.  1 70  t^".  — 
Waentig,  a.  a.  O,  p.  15  ff. 

*)  Bei  den  Akten  des  Frankfurter  Handwerkerkongresses. 
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Darstellung  des  von  Jahr  zu  Jahr  bedrohlicher  um  sich  greifenden 
Zustandes  vollständiger  Auflösung  und  Verwirrung"  geben  wollen. 
Sie  wenden  sich  gegen  die  Gewerbefreiheit,  diese  „Willkür  der 
Ordnungs-  und  Regellosigkeit,"  deren  Folge  der  übermäßige  Auf- 
schwung der  Fabriken,  die  Übersetzung  des  Handwerks,  und,  vor 
allem  in  Köln,  eine  alles  Maß  übersteigende  Zuchtlosigkeit  der 
Gesellen  sei.  Von  2000  selbständigen  Meistern,  die  das  Schuh- 
macher-, Tischler-  und  Faßbindergewerbe  in  Köln  zähle,  könnten 
kaum  180  eine  Patentsteuer  zahlen,  diejenigen  mitgerechnet,  welche 
durch  Annahme  von  Lehrlingen  sie  zu  umgehen  wüßten.  Über 
Konkurrenz  der  Landmeister  und  der  Gefangenenhäuser  wird 
geklagt,  und  von  keiner  der  vorhandenen  gesetzlichen  Schutz- 
maßregeln ausreichende  Hilfe  erwartet.  Denn  die  Fabriken-  und 
Handwerksgerichte,  die  eine  obere  Aufsicht  über  die  Fabriken 
und  Gewerbe  ausüben,  Ordnung  und  Zucht  in  den  Werkstätten 
erhalten  sollten,  hätten  den  Erwartungen  des  Gesetzgebers  nicht 
entsprochen,  und  auch  der  durch  Dekret  vom  19.  Januar  ein- 
geführte, am  27.  April  1830  neu  organisierte  Rat  der  Gewerbe- 
verständigen habe  der  überhandnehmenden  Verwilderung  der 
Lehrlinge  und  Gesellen  nicht  den  mindesten  Einhalt  tun  können. 
Diese  ganze  „fremdländische"  Gesetzgebung  habe  ihre  Un- 
zulängUchkeit  klar  bewiesen.  Als  ein  die  ganze  Wurzel  des 
Übels  erfassendes  Mittel  würden  sie  es  ansehen,  „wenn  der  §  31 
des  Gewerbepolizei-Gesetzes  vom  7.  September  181 1  auf  sie 
anwendbar  erklärt,  und  sie  in  Erfüllung  desselben  von  Landes- 
polizei wegen  in  eine  Korporation  vereinigt  würden,  der  jeder 
Handwerker  der  Städte  Köln  und  Deutz  beitreten  müßte,  zu 
welcher  aber  der  Beitritt  nur  durch  vorhergehende  Prüfung  zu 
erlangen  wäre,  welcher  das  Recht  beiwohnte,  notorisch  unwürdige, 
den  Gev\-erben  Schande  machende,  mit  infamierender  Strafe 
belegte  Meister  von  dem  Gewerbsbetrieb  auszuschließen,  des- 
gleichen Gesellen  und  Lehrlinge  von  den  Werkstätten  zu  ent- 
fernen, Anmeldungsbureaus,  ohne  deren  Vermittelung  keine  Ge- 
sellenannahme geschehen  dürfe,  Krankenkassen  für  Meister  und 
Gesellen,  freiwillige  oder  erforderlichenfalls  Zwangs-Sparkassen  für 
Gesellen  zu  errichten  und  alle  dergleichen  Anstalten  zu  beauf- 
sichtigen." Es  soll  ein  allgemeines  Gewerbehaus  nebst  einer 
Gewerbsbibliothek  und  Modellsammlung  errichtet  werden.  Der 
Schwerpunkt  liegt  für  die  Kölner  Meister  aber  in  der  Forderung 
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der  Prüfungen,  auf  die  sie  immer  wieder  in  langatmigen  Sätzen 
zu  sprechen  kommen  und  von  denen  sie  „einen  mächtigen  Ein- 
fluß auf  die  Reorganisation  der  Kölnischen  Gewerbe"  erwarten. 
Unter  den  einzelnen  Bestimmungen  hebe  ich  hervor  die  Forderung 
einer  mindestens  dreijährigen  Lehre,  die  Beschränkung  der  Nieder- 
lassung fremder  Meister  und  bis  zu  Gefängnisstrafe  aufsteigende 
Bestrafung  solcher  Handwerker,  die  ohne  Meisterprüfung  ein 
Handwerk  ausübten.  Von  der  Erfüllung  ihrer  Wünsche,  so 
schließen  die  Handwerker  ihr  Gesuch  an  den  König  von  Preußen, 
„würden  die  Kölnischen  Handwerker  die  Morgenröte  einer  neuen 
freudigen  Zukunft  erblicken  und  das  Andenken  Ew.  Majestät, 
welche  sie  mit  mächtiger  Hand  aus  dem  hülfelosen  Zustande  der 
Verwirrung  in  die  feste  vernünftige  Ordnung  gebracht,  würde 
unter  ihnen  bis  in  alle  Zeiten  gesegnet  bleiben". 

Unter  dem  Vorsitz  des  Direktors  Hofifmann  wurde  eine 
Immediatkommission  zur  Ausarbeitung  einer  allgemeinen  Polizei- 
Gewerbeordnung  eingesetzt.  Aus  der  Kritik  dieses  Entwurfes  von 
1837  ist  dann  die  allgemeine  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar 
1845  hervorgegangen,  als  deren  geistiger  Vater  Hoffmann  an- 
zusehen ist,  und  die  Schmoller  später  ^)  als  die  „letzte  große 
Leistung  der  bureaukratisch-staatlichen  Richtung"  bezeichnet  hat, 
„die  freilich  nach  der  einen  Seite  rückwärts  schaue,  konservativ 
sich  an  das  Bestehende  anschließe,  die  vorhandenen  Innungen 
konservieren  wolle,  die  aber  doch  noch  im  ganzen  den  Zeit- 
bedürfnissen entsprochen,  formell  als  treffliche  Leistung  bezeichnet 
werden  müsse,  die  Staatshoheitsrechte  gewahrt,  der  Polizei  gegenüber 
Mißbrauchen  und  Betrug  die  nötige  Gewalt  verliehen  und  in 
ihrer  Neigung,  den  bestehenden  Innungen  eher  wieder  mehr 
Leben  und  Gewalt  zu  geben,  für  die  damalige  Zeit  nicht  allzusehr 
fehlgegriffen  habe."  Auch  mit  dieser  Gewerbeordnung,  die  im 
Grunde  ja  noch  freiheitlichen  Charakter  trug,  obwohl  sie  die 
Bildung  von  Innungen  begünstigte  und  für  42  Hauptgewerbe 
verfügte,  daß  nur  der  Lehrlinge  annehmen  dürfe,  der  die  Be- 
fähigung nachweise  und  einer  Innung  angehöre,  blieb  man  un- 
zufrieden. In  Wirklichkeit  konnte  man  von  einer  Rückwirkung 
des  Gesetzes  auf  Gedeihen  oder  Nichtgedeihen  der  Handwerker- 
bevölkerung gar  nicht  reden.  ^)     Denn  die  Gewerbeordnung  hatte 

^)  Vgl.  Waentig,  a.  a.  O.  p.  16. 

^)  Vgl.,  auch  zum  Folgenden:  Seh  moller,  a.  a.  O.  p.  S3. 
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den  Zustand  nach  jahrelangen  Beratungen  im  wesentlichen  nur 
kodifiziert,  die  Gevverbefreiheit  auf  die  Provinzen  ausgedehnt,  wo 
sie  noch  nicht  bestand.  Als  etwas  Neues,  Einschneidendes  konnte 
das  Gesetz  nicht  betrachtet  werden. 

Die  preußische  Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  be- 
ginnt, wie  allgemein  und  wohl  mit  Recht  angenommen  wird 
(auch  mir  sind  frühere  Elaborate  nicht  bekannt  geworden)  mit 
der  v'orhin  schon  erwähnten  Petition  von  391  Handwerksmeistern 
aus  36  verschiedenen  Gewerken  in  Bonn,  die  dem  Minister 
Camphausen  unterbreitet  wurde.  Sie  betitelt  sich:  „An  unsere 
Brüder  im  Handwerk!"^)  und  ist  durch  Beschluß  der  am  16.  April 
abgehaltenen  Generalversammlung  sämtlicher  Handwerksmeister 
der  Stadt  entstanden,  die  sich  als  die  ersten  Handwerker  in 
Deutschland  fühlen,  „welche  im  Lichte  der  jungen  Freiheit 
die  Wünsche  unseres  Standes  und  die  Bedingungen  aussprechen, 
von  deren  Erfüllung  uns  ein  kräftiges  neues  Aufblühen  dieses 
Standes  abzuhängen  scheint".  Die  Handwerksmeister  wenden 
sich  gegen  die  preußische  allgemeine  Gewerbeordnung  vom 
Januar  1845,  die  das  wesentlichste,  den  Schutz  der  Arbeit,  nicht 
gewährleiste,  da  sie  nicht  die  Gewerbefreiheit  vollständig  ver- 
werfe, „die  eben  nur  ein  Ideal  ist,  welches  in  der  Wirklichkeit 
viel  unverschuldetes  Elend  im  Gefolge  hat".  Speziell  für  das 
Handwerk  habe  die  Gewerbefreiheit  eine  dreifache,  verderbliche 
Konkurrenz  gebracht,  gegen  die  Fleiß  und  Ehre  vergebens  sich 
abringen.  Erstens  sei  die  Zahl  der  selbständig  als  Meister 
Arbeitenden  zu  groß  und  mehre  sich  noch  täglich,  zweitens  hätten 
sie  gegen  den  Handel  und  die  Fabrik  zu  kämpfen,  und  drittens 
sei  es  der  Staat  selber,  der  durch  seine  Anstalten  oder  Verwaltungs- 
einrichtungen eine  Konkurrenz  schaffe,  der  ganze  Gewerke  not- 
wendig erliegen  müßten.  Es  folgen  nun  die  Vorschläge  zur 
Abhilfe  dieser  Übelstände.  Sorgfältige  Ausbildung  der  Lehrlinge 
sei    nötig,    Gesellenprüfung    und    Wanderzeit    und    Zurücklegung 


^)  An  unsere  Brüder  im  Handwerk!  28  Artikel.  Petition  der  Handwerks- 
meister in  der  Stadt  Bonn.  Preis  5  Sgr.  Der  Reinertrag  ist  zum  Vorteil  einer 
Krankenkasse  für  die  hiesigen  Handwerker  bestimmt.  Bonn,  Verlag  von  W.  Sulz- 
bach, 1848.  Ein  Exemplar  der  selten  gewordenen  Schrift  findet  sich  in  der 
Münchener  Hof-  und  Staatsbibliothek.  —  Vgl  .auch  Stie  da,  Befähigungsnachweis, 
p.  21.  —  Derselbe,  Artikel  „Handwerk",  a.  a.  O.  p.  1097.  —  Waentig,  a.  a.  O. 
p.  18.  —  Kinkel,  a.  a.  O.  p.  26,  109. 
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des  25.  Lebensjahres  vor  Zulassung  zur  Meisterprüfung.  Zur 
Erleichterung  der  Niederlassung  sollen  Heimat-  und  Vaterlands- 
zwang im  ganzen  deutschen  Reiche  wegfallen.  Alles  solle  nur 
dazu  dienen,  tüchtige  Männer  zu  erziehen ;  denn  „wir  wollen 
keine  Aufhebung  der  Konkurrenz,  aber  wir  wollen  tüchtige 
Konkurrenten  haben".  So  versuchen  die  braven  Handwerker 
ihren  alten  Forderungen  ein  neues  Gewand  umzuhängen.  Die 
zweite  verderbliche  Konkurrenz  bereite  ihnen  der  Handel,  der 
sich  teils  auf  den  Verkauf  von  Maschinenarbeit  durch  die 
städtischen  Kaufleute,  teils  auf  den  Hausierhandel  beziehe.  Sie 
sind  einsichtig  genug,  um  die  Unmöglichkeit,  den  Maschinen- 
betrieb zu  verbieten,  offen  auszusprechen,  da  ihnen  selbst  zur 
Herstellung  ihrer  Arbeiten  oft  Maschinenfabrikate  unentbehrlich 
seien.  Und  so  wollen  sie  denn  auch,  daß  den  Maschinen  und 
dem  Kaufhandel  unbenommen  bleibe,  die  Stoffe  herzustellen  und 
feilzubieten,  die  dem  Handwerk  als  Teile  seines  Produktes 
dienten,  daß  aber  zumeist  (um  die  Naivetät  voll  zu  machen) 
solche  Dampfmaschinen  beschränkt  werden  möchten,  die  Hand- 
werksarbeiten so  fertig  und  vollständig  herstellten,  daß  sie  augen- 
blicklich und  ohne  Vermittlung  der  Hand  zum  menschlichen  Ge- 
brauche verwendet  werden  könnten.  Den  Hausierhandel  gedenken 
sie  dadurch  unschädlich  zu  machen,  daß  nur  den  im  Regierungs- 
bezirke wohnenden  Gewerbtreibenden  erlaubt  werde,  die  hiesigen 
Jahrmärkte  zu  beziehen.  Die  letzte  Konkurrenz,  die  des  Staates, 
hoffen  sie  beseitigt,  wenn  der  Staat  in  seinen  Verbrecher-  und 
Besserungsanstalten  nicht  ferner  Handwerksgegenstände  arbeiten 
lasse,  und  wenn  den  neu  sich  bildenden  Innungen  öffentliche, 
d.  i.  Staats-  und  Kommunalarbeiten  zur  Verteilung  überlassen 
würden. 

In  der  zweiten  Abteilung  der  Schrift  folgen  Vorschläge  zur 
Besserung  des  Handwerkerstandes  in  bezug  auf  Schulden,  auf 
Streitigkeiten  und  auf  eigentliche  Geldunterstützungen  durch  den 
Staat.  Die  Meister  bitten,  die  Gesetzgebung  möge  bei  Bankerotten 
den  Handwerksrechnungen,  sofern  sie  sich  auf  den  Hausstand  des 
Falliten  beziehen,  einen  Schutz  bewilligen.  Man  möge  ferner  nach 
dem  Grundsatze  der  Handelsgerichte  allerorten  ein  möglichst 
wohlfeiles  Schiedsgericht,  ein  sog.  Handwerkertribunal,  schaffen, 
wie  es  in  Köln  schon  seit  einiger  Zeit  mit  Erfolg  bestehe.  Der 
Staat  möge   ferner   für  die  Errichtung   einer  Industriehalle   Sorge 
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tragen,  die  einen  beständigen  ]\Iarkt  für  die  einheimischen  Hand- 
werkerprodukte bilden  werde,  und  durch  eine  Handwerker- 
Vorschußkasse  jedem  redHchen  Meister  unter  leichten  Bedingungen 
und  ohne  vielkostende  Formalitäten  eine  Hebung  seines  Betriebes 
erleichtern.  Dies  alles  sind  Forderungen,  auf  die  wir  später  bei 
der  Analyse  der  interessanten  Gottfried  Kinkelschen  Schrift,  die 
bislang  nur  in  den  Anmerkungen  erwähnt  wurde,  zurückkommen. 
In  Berlin  wird  gleichfalls  bereits  im  April  des  Jahres  1848  lebhaft 
über  die  Handwerkerfrage  und  das  Innungswesen  diskutiert.  In  der 
„Berliner  Revolutionschronik"  von  Adolf  Wolft'^)  findet  sich  ein  Hin- 
weis auf  die  Broschürenliteratur  des  April  1848,  die  auch  allerlei  Hand- 
vverkerbroschüren  aufweist,  so  z.  B.  wird  eine  Schrift  von  C.  Wolfif -) 
„Die  Handwerker  und  ihre  Innungen"  erwähnt,  die  sichere  Mittel 
an  die  Hand  geben  will,  wie  der  Aufschwung  der  Handwerker 
aus  sich  selbst  zu  bewerkstelligen  sei.  Ein  gewisser  Falk  weist 
darauf  hin,  ^)  wieviel  noch  zu  tun  sei ,  die  vorhandene  Boden- 
fläche nutzbar  zu  machen,  und  führt  zugleich  den  Plan  eines 
Nationalkreditinstitutes  aus.  Die  übrigen  Broschüren  beschäftigen 
sich  vor  allem  mit  der  Organisation  der  Arbeit  usw.  —  Bisher 
meines  Wissens  nicht  bekannt  geworden  sind  die  folgenden 
beiden  Eingaben,  die  Petition  des  Stargarder  Schuhmacher- 
gewerkes  an  den  Minister  Camphausen  und  die  Anträge  der 
Naumburger  Gewerke  an  die  Berliner  Nationalversammlung,  beide 
stammen  aus  dem  Mai  1848,  also  noch  aus  der  Zeit  vor  dem 
Zusammentreten  des  Hamburger  Kongresses.  Ich  skizziere  sie 
im  folgenden  kurz:  Die  Petition  des  Stargarder  Schuhmacher- 
gewerkes  ^)  geht  von  den  verhängnisvollen  Folgen  der  Gewerbe- 
freiheit aus,  seit  deren  Bestehen  alle  Handwerker  an  ihrer  früheren 
Integrität  derart  eingebüßt  hätten,  daß  der  gänzliche  Verfall  der- 
selben   unaufhaltsam   sei,   wenn  die  Zügellosigkeit  dieser  Freiheit 


1)  Adolf  Wolff,  Berliner  Revolutionschronik.  Darstellung  der  Berliner 
Bewegungen  im  Jahre  1848  nach  politischen,  sozialen  und  literarischen  Beziehungen. 
Band  II,    1852,   p.  385. 

^j  Verlag  von  L.  Lassar. 

^)  Das  sicherste  Mittel  zur  Abhilfe  in  der  Not.  Ein  Wort  an  alle  Wohl- 
habende, an  alle  Gewerbteibende,  an  alle  Landleute  uad  Arbeiter.  Druck  von 
Reichardt. 

*)  Stargard  in  Pommern  den  27.  Mai  1S4S.  An  seine  Exzellenz  den  Präsi- 
denten des  Königlichen  Staatsministeriums,  Herrn  Camphausen  in  Berlin.  Unter 
den  Akten  des  Frankfurter  Handwerkerkongresses. 
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fortbestehen  solle.  Darum  sehen  sich  die  Schuhmacher  genötigt, 
ihre  Bitten  und  Wünsche  dem  Staatsminister  vorzutragen.  Zu- 
nächst wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  das  Niederlassungs- 
recht in  Preußen  wesentlich  zum  Verfall  der  Zünfte  beigetragen 
habe.  Denn  die  anderen  deutschen  Staaten  hätten  Zünfte  und 
Heimatsrechte  in  einer  viel  schärferen  Abgrenzung  erhalten  und 
eine  Überflutung  durch  Fremde  verhütet.  Solange  daher  die 
anderen  Staaten  nicht  gleiche  Heimatsrechte  und  Niederlassungs- 
rechte wie  Preußen  einführten,  müßten  auch  in  Preußen 
diese  Rechte  beschränkt  werden.  Ferner  erscheine  es  notwendig, 
daß  die  Meisterschaft,  beziehungsweise  der  Nachweis  der  ord- 
nungsmäßigen und  vollständigen  Erlernung  eines  Handwerkes,  ein 
Erfordernis  für  die  Gewinnung  des  Bürgerrechtes  bleibe.  Endlich 
sei  es  gänzlich  verfehlt,  wenn  der  Staat  selbst  mit  dem  Handwerk 
in  Konkurrenz  trete,  das  geschehe  aber  durch  die  Werkstätten 
der  Strafanstalten  und  der  Militär-Arbeiterkommissionen.  Ebenso 
gefährlich  sei  die  Konkurrenz  des  ländlichen  Gewerbebetriebes, 
meistens  „retiriere"  nur  der  Untüchtige  aufs  Land,  darum  gefährde 
er  aber  den  städtischen  Konkurrenten  um  so  mehr,  als  er  weder 
die  städtischen  Lasten  noch  die  Steuerlasten  in  dem  Maße  fühle 
wie  der  Städter,  und  daneben  ihm  ein  einfacherer  und  leichter 
hergestellter  Haushalt  das  augenfälligste  Übergewicht  gewähre. 
Darum  müsse  der  Handwerksbetrieb  auf  dem  Lande  auf  die  Ge- 
werbe beschränkt  werden,  die  für  den  Betrieb  der  Landwirtschaft 
unumgänglich  nötig  wären.  Alle  skizzierten  Wünsche,  so  meint 
das  Stargarder  Schuhmachergewerk,  könnten  nur  durch  eine  durch- 
greifende Organisation  des  Gewerbewesens  ihre  Erledigung  finden. 
Meisterprüfungen,  Regelung  der  Wanderzeit,  Ausschluß  des  Pfuscher- 
handels müßten  ihre  vornehmsten  Prinzipien  bilden.  —  Ausführ- 
licher sind  die  Anträge  der  Naumburger  Gewerke  an  die  Berliner 
Nationalversammlung  formuliert.^)  Sie  bilden  eine  kleine  Broschüre. 
Auch  diese  fordern  hauptsächlich  Aufhebung  der  Gewerbefreiheit 
oder  „besser  der  Gewerbeungebundenheit".  Nicht  engherziger 
Egoismus  bewege  sie,  nach  langjährigem  Drucke  ihre  Wünsche 
auszusprechen,    sondern    die    Bedeutung    des   Standes    und    seine 


')  Anträge  an  die  hohe  Nationalversammlung  zu  Berlin,  betreffend  Gewerbe- 
freiheit und  Gewerbeverhältnisse.  Im  Auftrage  der  Gewerke  Naumburgs  gestellt 
von  Ch.  Göring,  Buchbinder.     Naumburg  1848.     In  Kommission  bei  M.  Weber. 
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Wichtigkeit  für  den  Staat  treibe  sie  dazu  an,  denn  der  Hand- 
werkerstand sei  das  eigentliche  Fundament  des  Staates,  betonen 
sie,  wie  vor  ihnen  mit  doppeltem  Pathos  die  Leipziger  22  Innungen. 
Es  seien  Forderungen  von  Millionen,  in  deren  Interesse  sie  erhoben 
würden,  heißt  es  weiter  auch  ganz  im  Sinne  des  „Offenen  Briefes". 
Die  Volksvertreter  in  Berlin  möchten  es  als  ihre  Pflicht  ansehen, 
Mittel  zu  suchen,  um  nicht  nur  den  ganzen  Körper,  sondern  auch 
jedes  einzelne  Glied  des  Staates  zu  stärken  und  zu  kräftigen. 
„Denn  oft  ist  ein  krankendes  oder  dahinsterbendes  Glied  die  Ur- 
sache, warum  der  ganze  Körper  einer  frühzeitigen  Auflösung  an- 
heimfällt", wie  die  phrasenhafte  Begründung  sich  ausdrückt.  Solches 
zu  verhüten,  sei  eine  Revision  des  Gewerbegesetzes  von  1845 
nötig  und  außerdem  der  Erlaß  noch  anderer  zeitgemäßer  Gesetze 
und  Verordnungen.  Die  Naumburger  gerieren  sich  scheinbar 
antireaktionär  und  wollen  nicht  die  alten  Innungsgebräuche  wieder- 
hergestellt sehen,  sondern  ein  Innungswesen  durch  den  Geist  der 
freieren  Bewegung  neu  geboren  und  gekräftigt.  Damit  solches 
aber  zum  Heile  geschehe,  werden  folgende  Anträge  der  hohen 
Nationalversammlung  unterbreitet;  Anträge,  auf  die  sich  wohl 
verlohnt,  näher  einzugehen,  weil  sie  typisch  für  die  Wünsche  der 
48  er  Handwerker  überhaupt  sind :  Befähigungsnachweis,  langes 
Wandern,  Feindschaft  gegen  alle  und  jede  Konkurrenz,  wie  Fabriken, 
Militärarbeiten,  Strafanstalt- Werkstätten ,  Landhandwerk,  Handel 
überhaupt  usw.  Zunächst  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
das  im  Jahre  1845  erlassene  Gewerbegesetz  jedem,  der  dispo- 
sitionsfähig und  preußischer  Untertan  sei,  erlaube,  ein  selbständiges 
Geschäft  zu  errichten,  ohne  daß  er  sich  vorher  einer  praktischen 
Prüfung  unterwerfe.  Die  Städte  zeigten  deutlich,  auf  welche 
schreckenerregende  Weise  die  Zahl  der  verarmten  Handwerker 
infolgedessen  zunehme,  daß  es  bald  nicht  mehr  möglich  sein 
werde,  alle  verarmten  Handwerker  aus  Kommunalmitteln  zu  er- 
halten. Darum  tragen  sie  darauf  an,  daß  ein  Gesetz  erlassen 
werde,  das  ausdrücklich  bestimme,  wer  sich  als  Handwerker  eta- 
blieren wolle,  müsse  die  Befähigung  dazu  durch  ein  zu  fertigendes 
Meisterstück,  jedoch  mit  einem  nur  mäßigen  Aufwände,  dartun, 
wobei  zugleich  ein  gewisses  Alter  der  Zulassung  festzusetzen  sein 
möchte.  Um  die  Nachteile  des  Hausierhandels  zu  beseitigen, 
wird  in  resoluter  Kürze  auf  seine  gänzliche  Aufhebung  angetragen. 
Der  dritte  Antrag  richtet  sich  gegen  das  Landhandwerk.    „Jedem 
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das  Seine !  den  Dörfern  der  Ackerbau,  den  Städten  die  Gewerbe," 
meinen  recht  naiv  die  Naumburger  Gewerke.  Den  städtischen 
Gewerbetreibenden  errette  aus  dieser  verderblichen  Konkurrenz 
nur  die  Aufhebung  sämtHcher  Gewerbe  auf  dem  platten  Lande, 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  unmittelbar  zum  Ackerbau  ge- 
hörten. Ein  weiterer  Übelstand  sei,  daß  die  Fabriken  immer 
mehr  die  Artikel  anfertigten,  welche  bislang  nur  von  Handwerkern 
gefertigt  worden  seien.  Der  Handwerker  müsse  durch  Gesetze 
vor  einer  Unterdrückung  durch  die  Konkurrenz  des  Fabrikanten 
geschützt,  der  Fabrikant  hingegen  vom  Staate  nicht  unterstützt 
werden.  Das  neue  Gewerbegesetz  erlaube  den  Gesellen  nur 
fünf  Jahre  zu  wandern,  das  sei  viel  zu  kurz,  das  Gesetz  müsse 
aufgehoben  und  unbeschränkte  Wanderzeit  für  die  Gesellen 
angeordnet  werden.  Eine  Unbilligkeit  sei  ferner  der  Grundsatz 
des  Gewerbegesetzes,  daß  ein  und  derselbe  Mann  mehrere  Ge- 
werbe nebeneinander  betreiben  könne,  weil  das  Kapital  auf 
Kosten  der  Arbeit  bevorzugt  werde.  Es  käme  vorzüglich  in 
gfößeren  Städten  jetzt  häufiger  vor,  daß  Leute,  welche  bedeutende 
Kapitalien  in  Händen  hätten,  Handwerker  der  verschiedensten 
Gattung  beschäftigten.  Da  sie  wegen  der  bedeutenderen  Geldmittel 
das  Rohmaterial  billiger  einkaufen  könnten  und  dazu  die  Arbeiter 
in  ihrem  Lohne  auf  hartherzige  Weise  drückten,  so  sei  es  ihnen 
auch  möglich,  die  W^aren  weit  billiger  zu  verkaufen  als  der  Hand- 
werker. Der  gleichzeitige  Betrieb  verschiedener  Gewerbe  müsse 
verboten  und  nur  für  den  Fall,  wo  nach  dem  Urteile  von  Sach- 
verständigen eine  Trennung  unmöglich  sei,  gestattet  werden. 
Nicht  minüer  nachteilig  seien  die  Militärkommissionen.  Hier 
sei  es  Pflicht  der  Regierung,  dem  Handwerker,  der  zu  den 
Steuern  und  Lasten  des  Staates  beitrage,  auch  einen  angemessenen 
Verdienst  zukommen  zu  lassen,  die  Handwerkerkommissionen  bei 
dem  Militär  deshalb  aufzuheben  und  öftentliche  Arbeiten  den 
Gewerken  zu  übergeben.  Ferner  wird  ersucht,  ein  Gesetz  zu  er- 
lassen, das  den  Detailhandel  einschränke  und  auch  den  Hand- 
werker selbst,  der  zugleich  Handel  treibe,  dazu  anhalte,  seinen 
Handel  auf  die  Gegenstände  zu  beschränken,  die  er  selbst 
verfertige  oder  zum  wenigsten  mit  diesen  Gegenständen  nahe 
verwandt  seien.  Auf  die  Weise  werde  in  neuerer  Zeit  vor- 
kommenden Schwindeleien  und  Betrügereien  im  Detailhandel  am 
sichersten  vorgebeugt  und  das  so  notwendige  Vertrauen  und  der 
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Kredit  wieder  gewonnen.  Die  Freizügigkeit  des  weiteren  habe 
manches  Gute,  deshalb  wolle  man  auch  nicht  auf  ihre  Aufhebung 
antragen,  sondern  nur  darauf,  daß  die  Versorgung  und  Unter- 
stützung der  Armen  Sache  der  Provinz  und  nicht  mehr  nur  der 
Städte  werde,  indem  Provinzial-  oder  Kreis-Armen-Unterstützungs- 
Vereine  ins  Leben  gerufen  würden.  Der  zehnte  Antrag  wendet 
sich  gegen  den  Brauch  der  Regierung,  selbst  die  unbedeutendsten 
Stellen  einer  Kommune  mit  Männern  zu  besetzen,  die  eine 
Reihe  von  Jahren  bei  dem  Militär  gedient  hätten,  und  will, 
daß  ein  Gesetz  erscheine,  das  den  Kommunalbehörden  an- 
heimstelle, frei  über  die  zu  besetzenden  Kommunalstellen  zu  ver- 
fügen. Scheinbar  weitblickend  und  in  die  Zukunft  schauend,  in 
Wirklichkeit  aber  auch  nur  aus  Konkurrenzangst  diktiert  ist  der 
Antrag,  daß  die  preußische  Nationalversammlung  sich  mit  dem 
Frankfurter  Parlamente  in  Verbindung  setzen  möge,  um  für  ganz 
Deutschland  ein  geregeltes  Auswanderungssystem  ins  Leben  zu 
rufen.  Denn  der  Grund  ist  der,  die  Überfüllung  der  Handwerks- 
betriebe zu  verhindern.  Interessant  sind  unbestreitbar  die  Vor- 
schläge, in  fremden  Erdteilen  Land  anzukaufen  und  diese  Flächen 
als  Kolonien  unter  Deutschlands  Schutz  zu  stellen,  sowie  zum 
Schutze  der  deutschen  Interessen  eine  große  und  starke,  dem 
Lande  entsprechende,  Flotte  zu  bauen.  Zuletzt  wird  die  moderne 
Einrichtung  von  Gewerbegerichten  beantragt.  Die  Mitglieder 
solcher  „Handwerksgerichte"  sollen  aus  Gewerbetreibenden  unter 
dem  Vorsitze  eines  Juristen  bestehen.  Die  genugsam  bekannte 
48  er  Forderung  von  Vorschußbanken  feht  auch  hier  nicht  Die 
Schlußsätze  appellieren  an  die  Volksvertreter  in  Berlin,  die  das 
volle  Vertrauen  des  Volkes  hätten,  so  daß  sich  die  Handwerker 
einer  gewissen  Hoffnung  hingeben  könnten,  daß  ihre  gerechten 
Forderungen  berücksichtigt  und  erfüllt  würden.  Die  Anträge 
klingen  jedoch  in  eine  recht  gefährliche  und  superkluge  Prophe- 
zeiung aus:  „daß  England  und  Frankreich,  früher  oder  später, 
dem  verderblichen  Einflüsse  seiner  Gewerbegesetzung  sicher  unter- 
liegen wird,  ja  daß  in  Frankreich  und  England  vielleicht  schon 
in  kurzer  Zeit  die  Verzweiflung  den  Arbeiter  dazu  treiben  wird, 
jedes  Gesetz  mit  Füßen  zu  treten  und  an  die  Stelle  des  Gesetzes 
die  Fahne  der  Anarchie  aufzupflanzen". 

Aber   bei    solchen    Petitionen    einzelner    Gewerke    blieb    man 
schon    in    diesen    Wochen   vor   dem   Hamburger   Kongreß    nicht 
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stehen.  Es  wurde  zum  Zusammenschlüsse  geschritten,  um  durch 
Vereinigung  zahlreicher  Vereine  von  Handwerkern  den  Bitten 
größeren  Nachdruck  zu  verleihen.  So  hatte  sich  in  Magdeburg 
ein  Komitee  gebildet,  dem  sich  in  kurzer  Zeit  150  Städte  an- 
schlössen. Sie  hatten  sich  auf  ein  ausführliches,  gemeinsames 
Programm  geeinigt,  das  später  ihrem  gemeinsamen  Vertreter  in 
Hamburg,  dem  Buchbinder  A.  Behrens  aus  Magdeburg,  als  In- 
struktion mitgegeben  wurde.') 


II.    Die  Zeit  der  Handwerkerkongresse  und  ihr  Eindruck 
auf  die  Paulskirche. 

Am  2.  Juni  wurde  zu  Hamburg  der  norddeutsche  Hand- 
werkerkongreß oder,  wie  er  sich  offiziell  nannte,  die  erste  Ab- 
geordnetenversammlung des  norddeutschen  Handwerker-  und 
Gewerbestandes  eröffnet.  Mit  ihm  nimmt  die  früher  skizzierte 
Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  einen  bestimmten  Charakter 
an,  denn  mit  ihm  beginnen  die  Bestrebungen  einer  Organisation 
des  gesamten  Standes  in  ganz  Deutschland,  um  damit  eine  Einheit 
in  dem  Vorgehen  gegenüber  den  gesetzgebenden  Gewalten, 
namentlich  der  Nationalversammlung  zu  erreichen.  Der  Hamburger 
Kongreß  wurde  auf  eine  von  Bremer  Meistern  gegebene  An- 
regung hin  von  den  Lauenburger  selbständigen  Meistern  be- 
rufen, im  Einverständnisse  mit  dem  aus  Meistern  und  Gesellen 
zusammengesetzten  Bildungsvereine  zu  Hamburg.  Von  den  rund 
200  Abgeordneten  bestand  die  überwiegende  Zahl  aus  selb- 
ständigen Handwerkern,  aber  daneben  waren  auch  die  Gesellen 
vertreten,  so  z.  B.  nahm  der  treue  Freund  Stephan  Borns,  der 
Vergolder  Bisky  aus  Berlin,  auf  den  wir  im  nächsten  Kapitel 
über  die  Arbeiterbewegung  des  Jahres  1848  zurückkommen 
werden,  an  den  Verhandlungen  teil.  Es  muß  das  besonders 
hervorgehoben  werden,  einmal  weil  schon  auf  diesem  Kongresse 
der  Zwiespalt  zwischen  Gesellen  und  Meistern  zutage  tritt, 
wenn  er  auch  durch  die  versöhnende  Doktrin  Winkelblechs  in 
Schranken  gehalten  wird.  Denn  Winkelblech  will  ja,  wie  wir 
wissen,  Meister  und  Gesellen  zu  gemeinschaftlichem  Kampfe 
gegen  den  Geldadel  aufrufen.     Zum  andern  aber  ist  die  Teilnahme 

^)  Vgl.  die  Verhandlungen  des  Hamburger  Kongresses  (genauer  zitiert  in 
Anmerkung  2,  p.  52)  p.  8,   15,   19,  36  und  oft. 
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der  Gesellen  in  Hamburg  bedeutsam,  weil  auf  dem  Frankfurter 
Kongresse  die  Gesellen  bereits  zurückgewiesen  werden ,  und 
dadurch,  wie  auch  in  Berlin,  das  Motiv  zu  einem  selbständigen 
Gesellen-  und  Arbeiterkongreß  gegeben  ist.  Mit  der  Schilderung 
dieser  Kongreßzeit,  namentlich  des  Hamburger  und  Frankfurter 
Handwerkerparlamentes,  kehren  wir  zu  dem  Helden  unseres 
Buches,  zu  Winkelblech,  zurück.  Wir  sind  es  ihm,  der  auf  den 
Kongressen  zweifellos,  wie  die  Protokolle  derselben  andeuten, 
eine  bedeutsame,  ja  zum  Teil  überragende  Rolle  gespielt  hat, 
schuldig,  deutlich  zu  zeigen,  wie  er  es  verstanden  hat,  vor  der 
breiteren  Öffentlichkeit  noch  ganz  anders  als  in  seiner  engeren 
Heimat  Kurhessen  die  Gemüter  zu  bezaubern  und  den  ihm  zum 
größten  Teile  willig  folgenden  Handwerkern  und  Arbeitern  seine 
Idee  des  gemeinsamen  Kampfes  gegen  den  Geldadel,  gegen  den 
Kapitalismus,  einzuprägen.  Warum  Winkelblech  sich  zu  dieser 
Aufgabe  berufen  fühlte,  warum  er  sich  gerade  an  die  Handwerker 
wandte,  ist  von  uns  schon  öfters  erörtert  worden.  Gerade  den 
Leser,  der  sich  seines  Spottes  über  die  „konstitutionellen  Ge- 
mütsergötzlichkeiten"  ä  la  Sybel,  Oetker,  Henkel  usw.  aus  dem 
hessischen  Landtage  erinnert  (zeitlich  haben  wir  ja  freilich  in  dem 
die  hessische  Bewegung  schildernden  vierten  Kapitel  des  i.  Bandes 
den  uns  jetzt  beschäftigenden  Kongressen  vorgreifen  müssen), 
wird  es  interessieren,  wie  sich  Winkelblech  nun  auf  rein  wirt- 
schaftlichem Gebiete  bewegt,  auf  einem  Gebiete,  zu  dem.  er  sich 
selbst  durch  seinen  Studiengang  und  durch  unerschütterliche 
Überzeugung  von  der  Richtigkeit  seiner  Auffassung  der 
industriellen  Revolution,  wie  er  sie  immer  wieder  betont  hat,  be- 
sonders berufen  fühlte. 

In  welchem  Auftrage  Winkelblech  nach  Hamburg  kam,  haben 
wir  früher,  als  wir  uns  mit  den  Kasseler  Volksversammlungen 
und  ihrer  Organisation  beschäftigten,  bereits  erwähnt,  Winkel- 
blech selbst  stellt  sich  bei  der  Vorberatung  des  Hamburger 
Kongresses  als  ein  Deputierter  der  Kasseler  Volksversammlung 
vor,  im  Besitze  eines  ^'on  den  dortigen  Gewerbetreibenden  schrift- 
lich ausgefertigten  Mandates,  und  nur  mit  geringem  Widerspruche 
wird  er,  obwohl  selbst  nicht  zum  Gewerbestande  gehörig,  zu  den 
Verhandlungen    zugelassen.      Die    kurfürstliche    Schulinspektion  ^) 

^)  Nach  den  ,,Winkelble  chakt  e  n"  (cf.  Bd.  I,  p.  7,  Anm.)  und  den 
Akten  der  höheren  Gewerbeschule  (cf.  Bd.  I,  p.  53,  Anm.). 
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gewährte  Winkelblech  auf  sein  Gesuch  hin  Urlaub  für  die  Dauer 
seiner  Hamburger  Sendung  und  zwar  zunächst  auf  zehn  Tage, 
ein  Urlaub,  der  später  auf  zehn  weitere  Tage  verlängert  worden 
ist,  als  sich  herausstellt,  daß  seine  Anwesenheit  in  Hamburg 
noch  über  die  Dauer  des  norddeutschen  Kongresses  hinaus  nötig 
wird.  Die  kulante  Urlaubsbewilligung  sei  hier  ausdrücklich  er- 
wähnt, weil  sie  zeigt,  wie  ganz  anders  das  hessische  Märzministerium 
sich  Gelehrten-  und  Bildungsinteressen  gegenüber  benahm,  als 
Hassenpflug  und  der  Staatsrat  Schefter,  deren  brüske  Behandlung, 
speziell  der  Marburger  Universität,  wir  bei  der  Zwangsversetzung 
Winkelblechs  nach  Kassel  zur  Genüge  im  i.  Bande  kennen  ge- 
lernt haben.  Im  Gegensatze  zu  ihren  traurigen  Vorgängern 
unterstützen  sogar  die  Märzminister,  an  der  Spitze  Eberhard, 
direkt  die  Kasseler  Gewerbetreibenden,  einen  Deputierten  nach 
Hamburg  und  später  nach  Frankfurt  zu  senden.  So  berichtet 
uns  Pfafit',  ^)  daß  die  Minister  unablässig  für  die  bessere  Organi- 
sation des  Handels  und  der  Gewerbe  bestrebt  gewesen  seien. 
Man  bemühte  sich,  einen  besonders  ausgezeichneten  Referenten 
in  das  Ministerium  zu  berufen,  für  den  die  Stimmen  aller  mög- 
lichen Sachverständigen,  Vereine  und  sonstigen  Assoziationen 
angehört  wurden.  Wenn  Pfaft'  dann  fortfährt,  „ein  national- 
ökonomischer Schriftsteller"  sei  auf  Staatskosten  zu  den  Gewerbe- 
kongressen nach  Hamburg  und  Frankfurt  geschickt  worden,  so 
kann  sich  das  letztere  jedenfalls  nur  auf  unseren  Winkelblech 
beziehen.  Wie  vir  einem  schon  früher  zitierten  Briefe  der  Frau 
Winkelblech  an  ihre  Schwester  in  Marburg  vom  i.  Juni  ent- 
nehmen können,  beabsichtigte  ihr  Gatte  ursprünglich  von  Ham- 
burg noch  für  einige  Tage  nach  Frankfurt  zu  gehen,  zweifellos, 
um  den  Demokratenkongreß  zu  besuchen,  der  ja  in  der  zweiten 
Woche  des  Juni  zusammentrat.  Daß  ihm  dies  durch  die  Ver- 
längerung seiner  Hamburger  Mission  unmöglich  gemacht  wurde, 
wurde  ebenfalls  schon  im   i.  Bande  erwähnt. 

Vorhin  habe  ich  bereits  angedeutet,  daß  man  die  Rolle 
Winkelblechs,  die  er  auf  den  Kongressen  zu  Hamburg  und  Frank- 
furt gespielt  hat,  keineswegs  unterschätzen  darf.  Sie  wird  uns 
noch  größer  erscheinen,  wenn  uns  unser  Vorsatz  gelingt,  die 
Handwerkerbewegung    der  damaligen  Zeit,    so    verkehrt   und  aus- 


1)  Adam  Pfaff,  Das  Trauerspiel  in  Kurhessen,   1851,  p.  44. 
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sichtslos  sie  uns  heute  auch  in  ihren  Tendenzen  erscheinen  mag^ 
in  ihrer  Geschlossenheit  und  eindringlichen  Wucht  zu  schildern. 
Stieda,')  der  nur  Winkelblechs  Hamburger,  nicht  seine  Frankfurter 
Tätigkeit  erwähnt,  dafür  aber  die  erstere  um  so  liebevoller 
schildert,  charakterisiert  das  Auftreten  unseres  Freundes  mit  den 
treffenden  Worten,  daß  er  bald  die  Seele  des  Ganzen  wurde. 
„Wenn  die  Handwerker  sich  in  tausend  Einzelheiten  verloren  und 
in  der  Debatte  nicht  mehr  ein  noch  aus  wußten,  dann  erhob  sich 
Professor  Winkelblech,  stellte  Anträge,  hielt  seine  Reden,  wies  auf 
die  Aufgaben  hin,  die  der  Kongreß  habe,  immer  von  stürmischem 
Beifall  begleitet."  Der  Leser  wird  diesem  Urteile  im  vollen  Um- 
fange beipflichten,  wenn  er  die  Verhandlungen  des  Hamburger 
Kongresses  jetzt  im  einzelnen  kennen  lernt.  Wir  legen  unserer 
Schilderung  die  Original-Protokolle  zugrunde.  Wenn  sie  selbst  auch. 
nur  Auszüge  enthalten  und  nicht  die  ganzen  Reden  in  extenso 
wiedergeben,  so  ermöglichen  sie  uns  doch,  Winkelblech  manchmal 
selbst  reden  zu  lassen,  und  geben  uns  einen  deutlichen  Begriff 
von  der  rastlosen  Teilnahme,  die  er  den  Organisationsfragen  des 
Handwerks  und  den  legislatorischen  Fragen  einer  Gewerbeordnung 
zuwandte,  sowie  von  dem  Eindruck,  den  seine  Reden  auf  die  ihm 
an  Bildung  weit  unterlegenen  Meister  und  Gesellen  ausgeübt 
haben.  Wenn  er  auch  weder  in  Hamburg  noch  in  Frankfurt 
seine  Kameraden  gänzlich  auf  sein  Programm  zu  einigen  vermag,, 
so  gelingt  es  ihm  doch  wenigstens,  dessen  Hauptpunkte  zur  An- 
nahme zu  bringen,  und  manches  Schlimmere  zu  verhüten.  Vor 
allem  tritt  er,  wie  schon  angedeutet,  seiner  Mission  getreu  als 
der  versöhnende  Geist  den  manchmal  schon  recht  empfindlick 
divergierenden  Interessen  der  Meister  und  Gesellen  entgegen. ') 

Wenn  man  das  kleine  Heft  mit  den  Protokollen  durch- 
blättert, so  gewinnt  man  sofort  den  Eindruck,  daß  ohne  die 
Teilnahme    des    hochgebildeten  Winkelblech    die    Verhandlungen 


1)  Artikel  „Handwerk"  a.  a.  O.  p.  1098.  —  Cf.  auch  Waentig,  a.a.O. 
p.   19. 

^)  Der  folgenden  Skizze  des  Kongresses  liegen  die  Originalprotokolle  zu- 
grunde: Verhandlungen  der  ersten  Abgeordnetenversammlung  des 
norddeutschen  Handwerker-  und  Gewerbestandes  zu  Hamburg,, 
den  2.  bis  6.  Juni  1848.  Hamburg.  Meißner  und  Schirges  1848.  Die  früher  zur 
Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848  zitierten  Autoren  bieten  nur  kurze  Exkurse,, 
am  ausführlichsten  ist  Stieda,  Artikel  „Handwerk",  a.  a.  O.  p.  1098  ff. 
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recht  kleinlich-zänkerisch  und  andererseits  auch  oft  recht  inonoton- 
ideenlos  verlaufen  wären.  Er  bringt  erst  in  überaus  geschickter 
Weise,  immer  zur  rechten  Zeit  eingreifend,  eine  vernünftige  und 
fruchtbare  Debatte  zustande.  Sein  gewiß  doktrinärer  Sinn  stört 
hier  weniger  als  im  hessischen  Landtag,  da  er  sich  wohl  heimischer 
im  Kreise  des  Mittelstandes  fühlt,  in  dem  er  ja  den  Träger  seiner 
Ideen  erblickt,  und  dem  er  obendrein  als  einziger  Gelehrter  unter 
den  Meistern  und  Gesellen  überlegen  war.  Er  braucht  in  Ham- 
burg keine  konstitutionellen  Fragen  usw.  abzuschütteln,  die  ihn 
unwesentlich  dünken,  er  streitet  ja  nicht  mit  Verfassungspolitikern 
über  politische  Dinge,  sondern  diskutiert  über  wirtschaftlich- 
soziale Reformen  mit  Männern  aus  dem  Volke,  die  es  selbst  am 
meisten  angeht  und  in  denen  er  obendrein  das  Rückgrat  der 
panpolistischen  Wirtschaftsordnung  der  Zukunft,  des  Föderalismus, 
erblickt.  Die  Lichtblicke  der  Hamburger  Verhandlung  sind  jeden- 
falls seine  Reden.  Sie  sind  auch  die  einzigen,  bei  denen  sich 
manchmal  der  Vermerk  „Lebhafter"  oder  „Stürmischer  Beifall" 
findet.  Also  ohne  Eindruck  ist  sein  Auftreten  nicht  geblieben, 
das  beweist  auch,  daß  meistens  seine  Anträge  durchgehen. 
Während  der  Verhandlungen  selbst  wechseln  übrigens  seine 
Überzeugungen  von  dem,  was  zunächst  bezüglich  der  sozialen 
Reform  zu  geschehen  habe.  Seinen  ersten  Vorschlag,  ein  soziales 
Parlament  einzurufen  und  eine  umfassende,  die  Arbeit  garantierende 
Gesetzgebung  zu  schaffen,  zieht  er  aus  realpolitischen  Gründen 
freiwillig  zurück,  um  zunächst  in  die  Berufung  eines  allgemeinen 
Gewerbekongresses  in  Frankfurt  zu  willigen  und  diesem  Vor- 
schlage dris  ganze  Gewicht  seiner  Persönlichkeit  zu  leihen. 

Das  muß  etwas  näher  geschildert  werden,  indem  wir  einen 
Blick  auf  die  Verhandlungen  selbst  werfen.  Wir  sehen  dabei 
selbstverständlich  von  all  den  kleinen  Zänkereien  und  Wort- 
klaubereien ab,  von  denen  meistens  der  erste  Teil  der  Sitzungen 
ausgefüllt  ist,  und  besprechen  nur  das  Wesentliche,  d.  h.  die 
Frage,  was  besser  sei,  ob  Zunft  oder  Gewerbefreiheit,  resp.  die  ver- 
meintlich zwischen  beiden  vermittelnde  Gewerbeordnung,  die  aber 
stark  nach  der  alten  Zunft  schmeckt.  Und  gerade  an  diesen 
Verhandlungen  nahm  Winkelblech  den  regsten  Anteil.  Er  konnte 
freilich  auch  nicht  über  unfreundliche  Aufnahme  klagen ,  denn 
nur  mit  geringem  Widerspruch  nahm  man  ihn,  obwohl  er  kein 
Handwerker    war,    in    die    Reihen    der    Deputierten    auf.      Ja    die 
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meisten  erklärten  ausdrücklich,  daß  der  Handwerkerstand  nur 
davon  profitieren  könne  (so  z.  B.  Bisky),  „wenn  Männer  aus 
allen  Ständen  an  der  Neubegründung  der  Rechte  des  Volkes 
im  allgemeinen  und  der  Handwerker  im  besonderen  tätig  Anteil 
nehmen".  Ja,  die  biederen  Meister  priesen  sogar  die  Wissenschaften 
hoch  und  waren  dankbar  für  ihre  Mitarbeit  und  Teilnahme.  — 
Während  der  Verhandlungen  bemüht  sich  nun  W'inkelblech  unaus- 
gesetzt, die  kleinlichen  Streitigkeiten,  die  eine  Zeitvergeudung 
bedeuteten,  zurückzudämmen  und  den  Blick  der  Handwerker  auf 
ihr  großes  Ziel,  eine  neue  Organisation  ihres  Standes  und  die 
Schaft'ung  einer  Gewerbeordnung,  zu  richten.  So  wird  z.  B. 
ungeheure  Zeit  damit  verschwendet,  —  weil  man  es  von  einer 
Seite  so  wünsche  —  all  die  Instruktionen  der  Deputierten  zur 
Verlesung  zu  bringen,  und  was  dergleichen  Torheiten  noch  mehr 
waren.  Mit  Recht  setzt  es  W'inkelblech  durch,  daß  eine  Kommission 
ernannt  werde,  welche  die  Instruktionen  und  Anträge  zu  prüfen 
habe.  \\'enn  das  nicht  akzeptiert  worden  wäre,  hätten  die  ersten 
drei  Sitzungen  wahrscheinlich  nichts  anderes  als  die  Lektüre 
langweiliger  Instruktionen  und  Beschlüsse  geboten.  In  die 
Prüfungskommission  wird  auch  Winkelblech  für  Hessen-Kassel 
gewählt.  Vorher  erklärt  er  noch  seinen  Mitarbeitern,  wie  maa 
die  Tagesordnung  der  Verhandlungen  genau  disponieren  müsse^ 
So  meint  er:  man  müsse  eine  Sonderung  zwischen  den  Bedürf- 
nissen der  nächsten  und  der  späteren  Zukunft  vornehmen  und 
sofort  zur  Erörterung  der  ersteren  übergehen.  Das  Parlament  in 
Frankfurt  sei  lediglich  konstituierend  und  habe  durchaus  keine 
Muße,  sich  mit  den  Gewerbeordnungen  zu  befassen.  Die  Ver- 
sammlung möge  also  die  Desiderien  der  einzelnen  Länder  prüfea 
und,  wenn  sie  dieselben  als  richtig  erkannt  habe,  die  betreffenden 
Regierungen  auffordern,  die  gerechten  Wünsche  ihrer  Staats- 
angehörigen sofort  zu  befriedigen.  Nach  Erledigung  dieses  ersten 
Geschäfts  aber  möge  man  zur  Erörterung  der  weit  wichtigeren 
allgemeinen  Fragen  übergehen,  die  leitenden  Grundsätze  fest- 
stellen, in  einer  Adresse  an  das  Parlament  aussprechen  und  dieses 
auffordern,  diejenigen  Artikel  in  das  Staatsgrundgesetz  aufzu- 
nehmen, welche  der  bestimmte  Ausdruck  des  nationalen  Rechts- 
bewußtseins wären. 

In  der  zweiten  Sitzung  schlägt  im  Auftrage  der  Kommission 
ihr  Referent,    der   Braunschweiger   Hofbuchbinder    Selencka,    vor. 
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nur  auf  allgemeine  Fragen  einzugehen,  und  empfiehlt  als 
Grundlage  der  Verhandlungen  ein  von  dem  Hamburger  „Verein 
zur  Hebung  des  Gevverbestandes"  vorgelegtes  Programm.  Anstatt 
sofort  dessen  Grundsätze  zu  beraten,  tritt  zunächst  wieder  eine 
endlose  Debatte  über  die  Frage  ein,  wieviel  Hamburger  sich  an 
der  Abstimmung  beteiligen  dürften,  wobei  sich  auch  innerhalb 
derselben  eine  Divergenz  bezüglich  der  Zünfte  zeigt.  Und  es  be- 
darf wieder  erst  des  energischen  Protestes  einiger  einsichtiger 
Deputierter,  diese  unfruchtbare  Diskussion  zu  hemmen.  Mit  Recht 
meint  der  Vertreter  der  Provinz  Sachsen,  Behrens :  man  sei  weit- 
her gekommen  in  der  Hoffnung  etwas  Großes  zustande  zu  bringen 
und  finde  nun  Parteikämpfe,  deren  die  Auswärtigen  müde  und 
satt  wären:  die  letzteren  drohten  wegzugehen.  Man  möge  be- 
denken, daß  es  sich  um  den  Kampf  des  Neuen  gegen  das  Alte 
handle  und  gerecht  sein.  Als  Vertreter  von  150  Städten  der 
Provinz  Sachsen,  die  alle  einig  wären,  fordere  er,  daß  man  den 
Parteikampf  aufgebe. 

Das  zugrunde  gelegte  Programm  des  eben  erwähnten  Ham- 
burger Vereins,  auf  das  man  sich  endlich  nach  uferlosen  Zänkereien 
einigt,  lautet  wie  folgt: 

„I.  Organisation  der  Gewerbe. 

A.  Innungen,  Gilden,  Genossenschaften : 

1.  Innere  Organisation  derselben; 

a)  Vorstand; 

b)  Prüfungsausschuß; 

c)  Schiedsgericht. 

2.  Verhältnisse  zwischen  Lehrling,    Gesellen  und  Meister; 
Rechte  und  Pflichten  derselben. 

3.  Ausbildung  zum  Gewerbe ; 

a)  Gewerbeschulen; 

b)  Wiederholte  Lehrlingsprüfungen; 

c)  Gesellenstück. 

4.  Meisterwerden; 

a)  Kein  Meistergeld;  die  Tüchtigkeit  statt  des  Geldes; 

b)  Niem.'.nd    kann    vor  dem  25.  Jahre  Meister  werden. 

B.  Allgemeine  Gewerbekasse. 

C.  Gründung  von  Magazinen. 

D.  Jährliche  Gewerbeausstellungen. 
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E.  Als  beratende,  verwaltende  und  richterliche  Behörde  steht 
an  der  Spitze  des  gesamten  Gewerbestandes: 

1.  Eine  Gewerbekammer,  gebildet: 

a)  durch  Abgeordnete  aus  den  Innungen   und  Gilden; 

b)  durch  Abgeordnete  aus  dem  Gesellenstande; 

c)  durch  Hinzuziehung  Sachverständiger. 

2.  Ein  Gewerberat;  derselbe  wird  gebildet: 

a)  durch  Wahl  der  Gewerbekammer; 

b)  durch  Abgeordnete  oder  Kommissarien  des  Staates. 

3.  Ein  Gewerbegericht,  gebildet: 

a)  durch  Mitglieder  des  Gewerberats; 

b)  durch  richterliche  Personen ; 

c)  durch  Geschworene,  die  die  Gewerbekammer  erwählt. 

II.  Handel  und  Gewerbe. 

1.  Fabrikartiger  Betrieb; 

2.  Detailhandel; 

3.  Marktgerechtigkeit ; 

4.  Schutz  der  Gewerbe. 

IIL  Staat  und  Gewerbe. 

1.  Der  Staat  im  Gewerberat  durch  Kommissarien  vertreten. 

2.  Jeder  Gewerbetreibende  hat  bei  dem  Bürgerwerden  seinen 
Fähigkeitsnachweis  durch  den  Gewerberat  nachzuweisen. 

3.  Jeder  Bürger,  welcher  ein  Gewerbe  ausüben  will,  hat 
den  Fähigkeitsnachweis  vor  Ausübung  desselben  zu 
liefern. 

4.  Die  Staatsarbeiten,  durch  den  Gewerberat  taxiert,  sollen 
durch  denselben  den  betreft'enden  Innungen  und  Gilden 
in  ihrer  Gesamtheit  überwiesen  werden. 

5.  Verpflichtung  des  Staates,  vor  Einführung  neuer,  die 
gewerblichen  Interessen  berührender  Gesetze,  die  be- 
treffenden Gesetzentwürfe  der  Gewerbekammer  und 
dem  Gewerberat  zur  Begutachtung  vorzulegen." 

Noch  bevor  die  Diskussion  über  die  einzelnen  Fragen  dieses 
Schemas  beginnt,  wird  in  absoluter  Einheit  die  Gewerbefreiheit 
verworfen.  Der  Präses  bittet  die  Versammlung,  sie  möge  aus- 
sprechen, „daß  sie  die  Gewerbefreiheit  als  ein  Unglück  der 
deutschen  Nation  betrachte,  und  daß  diese  Ansicht  das  Resultat 
einer  praktischen  Erfahrung  sei,    zu    der    sie    nicht  allein  im  Hin- 
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blick  auf  Deutschland,  sondern  auch  auf  andere  Länder  gekommen 
sei.  Schon  von  einem  der  Vorredner  wäre  das  Bedauern  geäußert 
worden,  daß  das  alte  schöne  Band  zwischen  Meister  und  Gesellen 
gelockert  sei,  der  Geselle  wäre  in  der  Tat  zum  bloßen  Arbeiter 
herabgesunken.  In  England  und  Frankreich  namentlich  entbehrten 
die  Arbeiter  alles  materiellen  Wohlstands;  in  Frankreich  wolle 
nun,  nach  der  letzten  Revolution,  der  Arbeiter  dem  ganzen  übrigen 
Lande  Gesetze  vorschreiben;  in  England  träfe  man  ebensowenig 
auf  glückliche  Zustände,  weil  der  Mittelstand  fehle,  weil  der  Ar- 
beiter zum  Fabrikvieh,  zum  Sklaven  erniedrigt  wäre." 

Darauf  erhebt  sich  \Mnkelblech  zu  seiner  ersten  größeren, 
von  lautem  Beifall  begleiteten  Rede:  „Das  Wesen  der  früheren 
Zunftverfassungen  bis  zur  französischen  Revolution,"  so  sagt  er, 
„habe  darin  bestanden,  daß  nicht  bloß  gewisse,  sondern  alle,  auch 
die  jetzt  fabrikmäßig  betriebenen  Gewerke  zünftig  gewesen  wären, 
die  mittelalterlichen  Zünfte  seien  allerdings  in  den  späteren  Jahr- 
hunderten durch  die  falschen  Verhaltungsmaßregeln  der  Regierungen 
so  sehr  beeinträchtigt  worden,  daß  die  Zunftgenossen  selbst  sich 
nach  Erlösung  aus  so  schmählichen  Fesseln  gesehnt  hätten.  Die 
konstituierende  Versammlung  der  ersten  französischen  Revolution 
habe  vor  60  Jahren  die  freie  Konkurrenz  dekretiert,  und  in  Eng- 
land sei  dieselbe  fast  zu  derselben  Zeit  obwohl  langsamer  und 
mit  geringerem  Geräusch  eingeführt  worden.  Fast  alle  Staats- 
ökonomen und  ihre  Verbündeten,  die  römischen  Juristen  hätten 
noch  jetzt  die  Absicht,  dem  verderblichen  Grundsatz  der  freien 
Konkurrenz  in  der  ganzen  zivilisierten  Welt  Eingang  zu  verschaffen ; 
und  nicht  etwa  in  unserer  Einsicht,  sondern  nur  in  der  Langsam- 
keit, mit  der  wir  die  auf  frem.dem  Boden  gewachsene  Doktrin  in 
unserem  Vaterlande  zur  Geltung  brächten,  sei  der  Grund  zu 
suchen,  daß  es  bei  uns  noch  einen,  obwohl  mit  raschen  Schritten 
seinem  Untergange  entgegen  eilenden  Mittelstand  gebe,  denn 
leider  erlange  auch  bei  uns  täglich  das  Kapital  ein  immer  größeres 
Übergewicht  über  die  Arbeit.  Deshalb  müsse  man  darauf  dringen, 
daß  eine  allgemeine  Organisation  der  Arbeit  an  die 
Stelle  der  halben  Maßregeln  trete.  Der  Mittelstand  müsse  sich 
des  Schutzes  erfreuen ,  der  ihm  fehle ;  die  Versammlung  möge 
nur  erklären,  daß  allein  eine  durchgreifende,  alle  Industrie- 
zweige umfassende  Zunft  Verfassung  Deutschland  v^or 
dem  Schicksal  Frankreichs    und  Englands    und  vor  den  Gefahren 
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des  Kommunismus  schützen  könne.  An  die  Stelle  der  alten  künst- 
lichen, müsse  eine  neue  natürliche  Zunftverfassung  treten.  Man 
möge  in  Paris  anderer  Meinung  sein,  die  Revolution  habe  dort 
erst  begonnen,  sie  sei  keine  politische,  sondern  eine  soziale.  Das 
Vorwalten  der  juristischen  Elemente  in  unserem  Parlament  gebe 
Grund  zu  der  \''ermutung,  daß  es  dem  System  der  freien  Kon- 
kurrenz huldige,  aber  die  wahre  Freiheit  des  Produzenten  bestehe 
darin,  daß  ihm  eine,  seinen  Kräften  entsprechende  Erwerbs- 
sphäre gesichert  sei.  Unsere  Staatsökonomen  und  Rechts- 
gelehrten wollten  zwar  ebensogut  das  Wohl  der  Gesellschaft,  sie 
irrten  sich  jedoch  in  der  Wahl  der  Mittel,  und  darum  sei  der 
deutsche  Mittelstand  berufen,  neben  der  politischen 
Kammer  eine  soziale  Kammer  zu  fordern,  und  auch  der  Redner 
hofte,  daß  mit  Hilfe  eines  solchen  Organs  zur  Vereinigung  sämt- 
licher Intelligenzen  der  Gewerbetreibenden  Deutschland  imstande 
sein  Vv^erde,  allen  Völkern,  selbst  das  rühm  würdige  Frankreich 
nicht  ausgenommen,  den  Schlüssel  zur  Lösung  der  sozialen  Frage 
zu  liefern." 

Man  wird  nicht  leugnen  können,  daß  die  Rede  nach  großen 
Gesichtspunkten  disponiert  ist,  man  mag  sich  zu  seinem  S}'stem 
stellen,  wie  man  will  und  sich  weit  über  das  Niveau  der  Hand- 
werkerreden erhebt.  Man  vergleiche  mit  Winkelblechs  Rede  nur 
z.  B.  die  des  folgenden  Redners,  eines  biederen  Berliner  Tischler- 
meisters (Kielmannsegge),  der  die  Berliner  Rebelhon  für  eine 
Folge  der  Gewerbefreiheit  erldärt  und  meint,  ohne  sie  wäre  es 
niemals  gelungen,  „die  Berliner  von  ihrem  guten  König  abwendig 
zu  machen". 

Nach  nochmaliger  Verneinung  der  Gewerbefreiheit  als  regeln- 
den Gewerbeprinzips  wird  Winkelblech  gebeten,  seinen  früher 
skizzierten  Antrag  ganz  kurz  noch  einmal  zu  formulieren.  Er 
beantragt  darauf:  „die  Errichtung  einer  sozialen  Kammer  (so- 
ziales Parlament),  welche  die  ganze  soziale  Gesetzgebung  zu 
beraten  und  die  gefaßten  Beschlüsse  der  politischen  Kammer 
(politisches  Parlament),  der  die  Feststellung  der  ganzen  politischen 
und  sozialen  Ordnung  zusteht,    zur  Entscheidung    vorzulegen  hat. 

—  Die  Mitglieder  dieser  Kammern  sollen  von  sämtlichen  sozialen 
Ständen  nach  einem,  die  Vertretung  aller  besonderen  Berufs- 
geschäfte   hinlänglich  verbürgenden  \\'ahlgesetze   gewählt  werden, 

—  Eine    gemeinschaftliche,    einem   jeden    Glied    der   bürgerlichen 
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Gesellschaft  die  seiner  Arbeitskraft  entsprechende  Erwerbssphäre 
sichernde  soziale  Gesetzgebung  für  ganz  Deutschland  und  zwar 
mit  Ausschluß  aller  Partikularrechte," 

Trotz  seinem  großen  Erfolge  läßt  sich  Winkelblech  aber  doch 
bereits  in  der  nächsten  Sitzung  durch  einen  Antrag  Selenckas, 
einen  allgemeinen  deutschen  Handwerkerkongreß  auszuschreiben, 
überzeugen,  daß  seine  weitergehenden  Pläne  unbeschadet  ihrer 
Richtigkeit  einstweilen  zurückgestellt  werden  müssen.  Er  fordert 
darum  selbst  Selencka  auf,  über  seinen  Antrag  Material  usw.  zu 
sammeln,  und  revidiert  seinen  eigenen  Antrag,  um  Selencka  bei- 
zuspringen. Der  Doktrinär  wird  also  auf  diesem  Kongresse  in 
erfreulicher  Weise  durch  den  Realpolitiker  in  Schach  gehalten. 
Vor  seiner  Beitrittserklärung  zum  Selenckaschen  Antrage  muß  er 
aber  erst  einmal  wieder  Ruhe  stiften  zwischen  den  eigenbrödlerischen 
Kollegen.  Er  meint :  die  Versammelten  sähen  doch,  daß  jeder 
Versuch,  sich  in  Erörterung  von  Spezialitäten  einzulassen,  zu 
schwierigen  Verwicklungen  oder  gar  zu  Streitigkeiten  führe.  Er 
schlüge  deshalb  vor,  die  Diskussion  von  Einzelheiten  abzubrechen 
und  den  Faden  der  allgemeinen  Verhandlungen  wieder  aufzu- 
nehmen. Unverkennbar  seien  die  Aufträge,  welche  die  Deputierten 
von  ihren  Kommittenten  erhalten  hätten,  doppelter  Natur.  Teils 
verlange  man  schleunige  Beseitigung  der  dringendsten,  aber  für 
die  einzelnen  Länder  sehr  verschiedenen  Bedürfnisse,  teils  wolle 
man  sich  mit  den  Vorarbeiten  zu  einer  allgemeinen,  die  soziale 
Lage  der  Handwerker  gründlich  verbessernden  Gewerbeordnung 
beschäftigen.  Die  Deutschen  lebten  jetzt  in  sehr  verschiedenen 
schlecht  eingerichteten  Wohnungen,  welche  nichts  miteinander 
gemein  hätten  als  ihre  Unbrauchbarkeit  und  sogar  baldigst  ein- 
zustürzen drohten.  Sie  seien  deshalb  entschlossen,  für  sich  und 
ihre  Nachkommen  einen  großen  geräumigen  und  bequem  einzu- 
richtenden Bau,  der  Allen,  und  zwar  für  eine  Reihe  von  Jahr- 
hunderten, gleichen  Schutz  und  Schirm  gewähre,  zu  unternehmen. 
Es  gelte,  die  alten  Hütten  so  lange  auszubessern  und  in  baulichem 
Zustand  zu  erhalten,  bis  der  neue  Palast  vollendet  sei.  Da  nun 
das  Frankfurter  Parlament  zunächst  die  pohtischen  Fragen  zu  er- 
ledigen habe,  und  außerdem  die  Abfassung  einer  allgemeinen 
deutschen  Gewerbeordnung  ein  so  umfassendes  und  schwieriges 
W^erk  sei,  daß  man  an  die  Vollendung  oder  gar  die  gesetzliche 
Einführung    desselben    vor    dem    Verlauf  von    2 — 3    Jahren    nicht 
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denken  könne,  so  erlaube  er  sich  folgende  Anträge :  Es  möge 
die  Versammlung  i.  diejenigen  deutschen  Regierungen,  welche  den 
gerechten  Wünschen  der  Gewerbtreibenden  kein  willfähriges  Ohr 
geliehen,  zur  schleunigen  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  auffordern, 
und  dann  2.  auf  die  Bildung  einer  allgemeinen  sozialen  Kammer, 
welcher  die  Beratung  aller  gewerblichen  Verhältnisse  überwiesen 
werde,  dringen. 

Am  Schlüsse  dieser  Rede  benutzt  Winkelblech  die  Verwick- 
lungen, zu  denen  die  Diskussion  über  die  Freizügigkeit  geführt 
hatte,  um  den  Zusammenhang  nachzuweisen,  in  welchem  jede  ein- 
zelne Frage  mit  dem  großen  Ganzen  der  sozialen  Gesetzgebung 
steht,  indem  er  darauf  hinweist,  wie  die  Freizügigkeit  ganz  un- 
möglich sei,  solange  die  Armenpflege  den  Gemeinden  zur  Last 
falle,  aber  ebenso  möglich  werde,  wenn  dieselbe  von  den  Ge- 
meinden an  den  Staat  überginge.  Übrigens  wiederholt  er  hier 
nochmals,  daß  man  über  den  Plänen  zur  Begründung  eines  neuen 
Baues  die  Unterhaltung  und  vorläufige  Verbesserung  der  be- 
stehenden Einrichtungen  nicht  vergessen  dürfe. 

Nachdem  Bisky  noch  zu  einem  am  i8.  Juni  stattfindenden 
Berliner  Kongresse  (auf  den  wir  im  folgenden  zurückkommen) 
eingeladen  hat,  erhebt  sich  Winkelblech  abermals,  um  seine  Zu- 
stimmung zum  Selenckaschen  Antrage  zu  erklären.  Er  geht  von 
der  Tatsache  aus,  daß  Selencka  und  er  ganz  verschiedene  An- 
träge gestellt  hätten.  Er  habe  die  Aufnahme  eines  Paragraphen 
in  das  Staatsgrundgesetz  beantragt,  durch  den  eine  neben  der 
politischen  stehende,  zur  Vorberatung  der  ganzen  sozialen  Ge- 
setzgebung bestimmte  soziale  Kammer  geschaffen  Averden  sollte. 
Selencka  habe  dagegen  die  sofortige  Berufung  eines  Gewerbe- 
kongresses in  Frankfurt,  d.  h.  die  Bildung  einer  Privatversammlung 
beantragt,  welche  alle  gewerblichen  Verhältnisse  beraten  und  die 
gewonnenen  Resultate  nicht  nur  dem  Parlamente,  sondern,  was 
weit  wichtiger  sei,  der  Nation  zur  Prüfung  vorlegen  solle.  Er 
müsse  diesen  Antrag  als  vollkommen  zweckmäßig  unterstützen, 
weil  die  Berufung  eines  wirklichen  sozialen  Parlaments  erst  nach 
Beendigung  und  Annahme  der  Verfassung  stattfinden  könne,  und 
doch  die  Lösung  der  sozialen  Frage  ein  so  umfassendes  und 
schwieriges  Werk  sei,  daß  man  so  früh  wie  möglich  damit  be- 
ginnen müsse.  Die  verfassungsmäßige  Garantie  eines  sozialen 
Parlamentes  werde  so  lange  gar  nichts  helfen,  als  sich  noch  keine 
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öffentliche  Meinung  über  das  konsolidiert  habe,  was  man  mit 
Hilfe  desselben  erreichen  wolle.  Nun  gehe  aber  der  Selenckasche 
Antrag  darauf  hin,  das  passendste  und  geeignetste  Organ  zur 
Bildung  einer  solchen  öffentlichen  Meinung  zu  schaffen.  Die  Be- 
rufung des  Kongresses  erscheine  ihm  um  so  wichtiger,  als  das 
konstituierende  Parlament  zu  Frankfurt  zunächst  die  höchst  ver- 
worrenen politischen  Verhältnisse  zu  ordnen  habe  und  sich  nur 
so  weit  auf  die  Erörterung  sozialer  Fragen  einlassen  könne,  als 
dieselben  im  Staatsgrundgesetz  berührt  werden  müßten.  Die 
sozialen  Übel  seien  indessen  so  groß,  daß  bei  ihrer  Heilung  Ge- 
fahr im  Verzuge  sei.  In  Frankreich  habe  das  verderbliche  Prinzip 
der  freien  Konkurrenz  die  Nation  in  zwei  sehr  ungleiche  Volks- 
haufen, in  Bettler  und  MiUionäre  gespalten,  wovon  die  ersteren 
teilen  und  die  letzteren  nichts  herausgeben  wollten.  In  Deutsch- 
land sei  es  noch  nicht  so  weit  gekommen,  hier  habe  sich  dank 
den  Resten  mittelalterlicher  Zunftverfassung  noch  ein  Mittelstand 
erhalten,  und  auf  diesen  setze  er  das  größte  Vertrauen,  ihn  halte 
er  vorzugsweise  zur  Lösung  der  sozialen  Frage  berufen  und  be- 
fähigt, weil  er  selbst  arbeite,  also  aus  eigener  Erfahrung  die  Last 
der  Arbeit  kenne,  ohne  jedoch  der  geistigen  Bildung  und  der  sitt- 
lichen Kraft  zu  entbehren,  welche  dem  Proletariat  infolge  viel- 
jährigen Elends  und  maßloser  Unterdrückung  abgehe. 

Der  Selenckasche  Antrag  lautet  nun,  wie  folgt: 

§   I- 
„Berufung  eines  allgemeinen  deutschen  Gewerkkongresses  zu 
Frankfurt  a.  M.,   welcher   sich   am    15.   Juli   des   laufenden   Jahres 
daselbst  versammeln  soll. 

§  2. 
Dieser  Kongreß  hat  den  Entwurf  zu  einer  allgemeinen  deut- 
schen zeitgemäßen  Gewerkordnung  auszuarbeiten  und  dem  hohen 
Parlament  alseinenTeilderkünftigenGewerbeordnung 
vorzulegen. 

§3- 
Zur   Beschickung    des   Kongresses    hat   jedes    Gewerk    (Amt^ 
Innung,   Zunft,    Gilde)    eines  jeden  Orts   einen  Wahlmann,    sämt- 
liche  Wahlmänner   haben    einen   Vertreter    und    diese   wieder    in 
einem  Vereinigungsort  den  Abgeordneten  zu  wählen. 
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§  4. 
Länder,    welche    unter    250000    Einwohner    zählen,     sollen 
einen,  die  übrigen  je  nach  ihrer  Größe  aufsteigend  bis  zu  acht 
Abgeordneten  wählen. 

§  5- 
Die    Abgeordneten    müssen    von    selten    ihrer    Wähler    mit 
Vollmachten  versehen  sein,  Diäten  erhalten  und  für  die  Versäumnis 
in  ihrem  Berufsgeschäft  genügende  Entschädigung  erhalten. 

§  6. 
Alle    Eingaben    der   Wähler    an    den    Kongreß    sollen    wo 
möglich    durch    die    Hände    der  Abgeordneten    an    denselben    ge- 
langen. 

Die  Kosten  des  Kongresses  sollen  durch  Beiträge  der  Be- 
teiligten oder  aus  der  Kasse  der  Gewerke  gedeckt  werden.  Den 
Überschuß  hat  der  Kongreß  zugunsten  des  deutschen  Gewerk- 
standes zu  verwenden. 

§  8. 

Die  Einladung  zum  Kongreß  geschieht  durch  Aufforderung 
in  allen  öftentlichen  Blättern,  sowie  durch  das  Protokoll  der 
gegenwärtigen  Versammlung,  welches  auf  dem  Wege  des  Buch- 
handels durch  die  Post  an  die  Vorsteher  der  Tischlerinnungen 
aller  Städte  versandt  wird. 

§  9. 
Alle     zum    Kongreß    stattgehabten    Wahlen    werden    durch 
öffentliche  Blätter  mitgeteilt  und  die  Anmeldungen  geschehen  bei 
Herrn  Wischmann,  Tischlermeister  in  Bremen. 

§   10. 

Es  wird  ausdrücklich  bestimmt,  daß  der  Kongreß  bei  seinen 
Verhandlungen  sich  eines  jeden  Übergriffs  auf  das  politische 
Gebiet  zu  enthalten  h;it  und  niemals  mit  dem  Parlament  gleich- 
zeitig ein  und  denselben  Gegenstand  beraten  darf. 

Hamburg,  den  3.  Juni   1848." 

Die  Paragraphen  werden  im  einzelnen  durchberaten  und 
diskutiert.     Die  Majorität  entscheidet  sich  für  Frankfurt  a.  M.  und 
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den  15.  Juli  als  Versammlungstermin.  Bei  Besprechung  des  §  2 
wendet  sich  \Mnkelblech  gegen  die  Fassung  „Gewerkordnung". 
Denn  das  alle  Produktionszweige  beherrschende  Kapital  sei  der 
in  Gemeinschaft  zu  bekämpfende  Feind,  man  müsse  also  eine 
allgemeine  Gewerbeordnung  für  ganz  Deutschland  machen.  Wenn 
man  die  Frage  aufgeworfen  habe,  ob  dem  Handwerker  das  Recht 
zustehe,  die  Gewerbeordnung  für  ganz  Deutschland  zu  entwerfen, 
so  könne  er  die  Frage  nur  bejahen,  weil  einem  jeden  Stande 
dieses  Recht  zustehe.  Übrigens  sei  es  gewiß  am  zweckmäßigsten, 
Avenn  alle  Stände  zur  Regelung  ihrer  gemeinschaftlichen  Ver- 
hältnisse sich  die  Hand  böten.  Ein  zur  Abfassung  einer  all- 
gemeinen Gewerbeordnung  zusammentretender  Kongreß  werde 
die  Augen  von  ganz  Europa  auf  sich  ziehen,  und  er  gäbe 
persönlich  der  Hoffnung  Raum,  daß  Deutschland  vor  allen  anderen 
Ländern  die  Lösung  der  großen  Frage  gelingen  werde,  welche 
Frankreich  bisher  nur  gestellt,  aber  nicht  gelöst  habe.  Und 
etwas  später  fährt  Winkelblech  fort:  Früher  habe  der  Unterschied 
zwischen  Fabrik  und  Handwerk  in  dem  jetzt  gebräuchhchen  Sinne 
nicht  bestanden.  Erst  seit  die  Zünfte  aufgehört  hätten,  das  zu 
sein,  was  sie  früher  gewesen  und  ihrem  Wesen  nach  sein  müßten, 
habe  sich  der  Fabrikant  an  die  Seite  des  Handwerkers  gestellt. 
Man  müsse  demnach  eine  alle  Produktionszweige  umfassende 
Zunftverfassung  entwerfen  und  könne  es  nicht  umgehen,  die 
soziale  Frage  in  ihrem  ganzen  Umfange  zu  behandeln,  wenn  man 
der  Arbeit  den  beabsichtigten  Schutz  gewähren  Avolle.  Die  zu 
diesem  Unternehmen  nötigen  geistigen  Kräfte  würden  wohl  zu- 
sammen kommen,  selbst  dann,  wenn  die  großen  Unternehmer 
die  Beschickung  des  Kongresses  verschmähen  sollten.  Die  Hand- 
werker seien  Manns  genug,  allein  fertig  zu  werden.  Denn  sollten 
etwa,  wenn  es  sich  z.  B.  um  Errichtung  einer  Wagenfabrik 
handle,  der  Schlosser,  Schmied,  Wagner,  Lackierer  und  Tapezierer 
ein  minder  gründliches  Urteil  darüber  haben,  als  der  Unter- 
nehmer, welcher  deren  Arbeitskräfte  mit  Kapital  bewaffne? 

Diese  Stellungnahme  Winkelblechs  ist  deswegen  so  interessant, 
weil  sie  deutlich  zeigt,  daß  die  Zunftideen  des  Föderalismus  weit 
umfassender  sind  als  die  der  Handwerkerkreise.  Vom  Standpunkte 
einer  reinen  Mittelstandspolitik  aus  ist  er  der  bei  weitem  kon- 
sequentere, denn  er  will  die  gesamte  Produktion  durch  neue 
Zünfte    regeln,    also    auch   Fabrik  und   Landwirtschaft,    nicht    nur 
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das  Handwerk.  —  Der  Wortstreit  wird  übrigens  dadurch  ab- 
gebrochen, daß  die  Versammlung  „zur  Verständigung"  beschheßt, 
den  zukünftigen  Kongreß  „Handwerker-  und  Gewerbekongreß" 
zu  nennen. 

Die  vierte  und  letzte  Sitzung  nimmt  zunächst  wieder  einen 
recht  kleinlichen  Verlauf.  Man  kann  sich  über  den  Wahlmodus 
zum  neuen  Gewerbekongreß  nicht  einigen.  Auf  Vorschlag  Winkel- 
blechs wird  er  endlich  den  einzelnen  Städten  und  Ländern  über- 
lassen. Auch  die  anderen  Fragen,  wieviele  Deputierte  gewählt 
werden  sollen  usw.,  werden  erst  nach  endlosem  Gezanke  befrie- 
digend gelöst.  An  allen  Fragen  nimmt  Winkelblech  rege  teil, 
immer  bemüht,  die  Schärfen  zu  mildern.  Besonders  warm  tritt 
er  für  den  §  lO  des  Selencka'schen  Vorschlages  ein,  nach  dem 
jede  politische  Betätigung  des  neuen  Kongresses  zu  vermeiden 
sei.  Er  halte,  so  führt  er  aus,  diesen  Paragraphen  für  besonders 
wichtig.  Man  könne,  wenn  auch  ohne  allen  Grund,  an  politische 
Manifestationen  glauben.  Das  Parlament  sei  durch  freie  Wahl 
aus  dem  Nationahvillen  hervorgegangen  und  deshalb  die  höchste 
von  allen  Deutschen  anzuerkennende  Behörde ;  ihm  zu  gehorchen, 
sei  selbst  für  diejenigen,  welche  ihm  kein  Vertrauen  schenkten  und 
die  Mehrzahl  seiner  Mitglieder  für  Männer  einer  vergangenen 
Zeit  hielten,  die  erste  und  heiligste  Bürgerpflicht,  denn  nur  da- 
durch sei  eine  friedliche  Entwicklung  aller  unserer  politischen  und 
sozialen  Verhältnisse  möglich.  Wenn  die  öffentliche  Meinung 
wesentliche  Veränderungen  erlitten  habe  oder  noch  erleide,  so 
werde  das  veränderliche  Rechtsbewußtsein  unfehlbar  in  späteren 
Parlamenten  seinen  Ausdruck  finden.  Aus  diesen  Gründen  lege 
er  einen  großen  Wert  auf  gänzliche  Beseitigung  aller  politischen 
Diskussion.  Halte  man  nicht  an  diesem  Grundsatze  fest,  so  habe 
das  Parlament  genügenden  Grund,  den  Gewerbekongreß  von 
Frankfurt  zu  verweisen,  und  es  sei  die  Pflicht  der  hiesigen  Ver- 
sammlung, durch  Kundgebung  ihrer  loyalen  Gesinnung  einen 
von  ihr  selbst  berufenen  Kongreß  vor  allen  Unfällen  zu  schützen, 
die  ihn  möglicherweise  betreffen  könnten.  Winkelblechs  Stellung- 
nahme gleicht  also  genau  der  im  Kasseler  Arbeiter\^erein :  Die 
wirtschaftlich-sozialen  Fragen  sind  wichtiger  als  die  politischen. 
Ausdrücklich  warnt  aber  Winkelblech  in  einer  folgenden  Rede  da- 
vor, ihn  für  einen  mutlosen  Nichtpolitiker  zu  halten.  Denn  er  ge- 
höre w^ahrlich  nicht  zu  denjenigen,  die  sich  ihres  Rechts  begeben 


Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen  Jahres.  ^c 

möchten,  über  Politik  zu  sprechen;  aber  wenn  man  sich  in  Frankfurt 
versammeln  wolle,  so  mü9se  man  einen  bestimmten  Zweck  im  Auge 
haben.  Und  namentlich  müsse  derselbe  für  eine  Versammlung  von 
Abgeordneten  auf  das  Schärfste  ausgesprochen  werden,  weil  diese 
für  sich  ihre  Sendung  mit  bestimmten  Mandaten  zu  versehen  hätten. 
Komme  man  zum  Zweck  des  Entwurfs  einer  Gewerbeordnung  zu- 
sammen, so  könne  man  sich  in  der  Tat  nicht  mit  Erörterungen  über 
den  deutschen  Kaiser  befassen  wollen.  Es  sei  nicht  schwer,  sich 
bei  allem,  was  man  zu  beraten  habe,  innerhalb  der  Grenzen  des 
sozialen  Gebietes  zu  halten.  Zur  Politik  gehöre,  was  sich  auf  die 
Ausübung  der  höchsten  Gewalt  beziehe,  und  mit  dieser  stehe  die 
soziale  Ordnung  in  keinem  anderen  Zusammenhange,  als  daß  sie 
von  ihr  bestimmt  werde.  Er  wolle  damit  nicht  sagen,  daß  sich 
die  Deputierten  überhaupt  einer  jeder  Äußerung  ihrer  politischen 
Ansichten  enthalten  müßten,  nur  als  Mitglieder  des  Kongresses 
seien  sie  dazu  verpflichtet;  was  außerdem  ein  jeder  tun  und  lassen 
wolle,  müsse  ganz  von  ihm  selbst  abhängen.  Der  Kongreß  ver- 
trete eine  so  große  Anzahl  von  deutschen  Bürgern,  daß  er,  ob- 
gleich eine  Privatversammlung,  doch  leicht  einen  öffentlichen 
Charakter  annehmen  könne,  und  aus  diesem  Grunde  müsse  er 
aufs  Sorgfältigste  jede  Kollision  mit  dem  Parlament  vermeiden. 
Man  habe  dem  letzteren  nicht  nur  Gehorsam  zu  leisten,  sondern 
auch  dafür  zu  sorgen,  daß  man  ihm  keine  Verlegenheiten  bereite. 

Und  nachdem  man  sich  endlich  geeinigt,  hält  Winkelblech 
seine  letzte  —  und  die  letzte  große  Rede  des  Kongresses  über- 
haupt, die  noch  einmal  von  „stürmischem  Beifall"  begleitet  ist. 
Sie  ist  besonders  charakteristisch  für  den  Schwung  und  die  Be- 
geisterung des  echten  Achtundvierzigers  und  zeigt  die  idealistischen 
Hoffnungen,  die  damals  auch  noch  die  Demokraten  in  die  Pauls- 
kirche setzten.  Sie  zeigt  ferner,  wie  er  Frankreichs  demokratische 
Entwicklung  beurteilte.  Beinahe  ergreifend  ist  es  zu  sehen,  welche 
gewaltigen  Aufgaben  er  dem  neuen  Frankfurter  Kongresse  vindi- 
zierte, im  Wahne,  daß  die  Handwerker,  die  Kerntruppen  seines 
Mittelstandes,  sie  trefflich  lösen  würden.  Daran  hatten  ihn  nicht 
einmal  die  Hamburger  Zänkereien,  deren  Zeuge  er  doch  gewesen 
war,  irre  machen  können. 

Winkelblech  meint  in  dieser  letzten  großen  Rede :  „Nur  die 
ganze  deutsche  Nation  sei  souverän  und  ihr  Bevollmächtigter  das 
Parlament.     Die    Gewerbetreibenden    hingegen    seien,    wenn    auch 
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der  größte  und  bedeutendste,  doch  immer  nur  ein  Teil  der  Nation, 
und  die  Unterordnung  unter  das  Ganze 'sei  des  Teiles  erste  Pflicht. 
Man  habe  von  einem  Verkehre  zwischen  dem  Parlamente  und 
dem  Kongresse  gesprochen,  ein  solcher  könne  kaum  vorkommen, 
da  sich  das  Parlament  mit  Abfassung  des  Staatsgrundgesetzes 
und  nicht  mit  Industrieordnungen  zu  beschäftigen  habe.  Zwar 
sei  man  schon  dahin  übereingekommen,  die  Beschlüsse  des  Kon- 
gresses dem  Parlamente  vorzulegen;  diese  Vorlagen  würden  jedoch 
nur,  insoweit  sie  sich  zur  Aufnahme  in  das  Staatsgrundgesetz 
eigneten,  von  dem  jetzigen  Parlamente  berücksichtigt  werden 
können,  also  zum  größeren  Teil  den  späteren  gesetzgebenden 
Parlamenten  überwiesen  werden  müssen,  denn  man  dürfe  nie  ver- 
gessen, daß  das  jetzige  lediglich  ein  konstituierendes  sei.  Übrigens 
lege  er  auf  alle  dem  Parlamente  zu  machenden  Vorlagen  geringes 
Gewicht.  Die  Aufgabe  des  Kongresses  sei  eine  weit  höhere  und 
wichtigere;  er  habe  den  Beruf,  eine  öft'entUche  Meinung  über  die 
soziale  Reform  zu  bilden,  die  Nation  sei  es  also,  der  er  vorzugs- 
weise seine  Beschlüsse  vorzulegen  habe.  Wäre  erst  eine  öffent- 
liche Meinung  gegründet,  wisse  das  Volk  erst  mit  Bestimmtheit, 
was  es  wolle,  so  werde  es  schon  bei  den  späteren  Parlaments- 
wahlen die  zur  Verwirklichung  seines  Willens  geeignetsten  Männer 
herausfinden.  Habe  auch  nur  eine  entschiedene  Majorität  in  der 
Nation  eine  gemeinsame  Überzeugung  erlangt,  dann  seien  schon 
die  Garantien  für  eine  friedliche  Entwicklung  gewonnen,  und 
Deutschland  werde  unter  solchen  Umständen  ohne  Bürgerkrieg 
aus  einer  Krise  hervorgehen,  die  ihm  bis  jetzt  nur  düstere  Aus- 
sichten eröffne.  Sei  doch  in  der  Tat  keine  politische  und  soziale 
Ordnung  zu  denken,  welche  das  Glück  und  die  Wohlfahrt  eines, 
durch  verschiedene  Parteien  zerrissenen  Volkes  zu  begründen  ver- 
möge, da  alle  bürgerlichen  Einrichtungen  doch  immer  nur  einer 
und  nicht  mehreren  Parteien  zugleich  genügen  könnten.  Die 
gegenwärtigen  Zustände  Frankreichs  bewiesen  zur  Genüge  die 
Tüchtigkeit  der  ausgesprochenen  Behauptung.  Über  die  politische 
Frage  seien  die  Franzosen  bekanntlich  einerlei  Meinung,  deshalb 
werde  die  Erhaltung  der  Republik  eben  so  leicht  sein,  als  ihre 
Gründung  es  gewesen;  ganz  anders  verhalte  es  sich  mit  der 
sozialen  Frage,  in  Beziehung  auf  diese  gäbe  es  Parteien,  die  sich 
schroff  und  unversöhnlich  einander  gegenüber  ständen,  und  täglich 
dahin  gelangen  könnten,    die    W^affen   zu    ergreifen.      Ein    solcher 
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Parteienkampf  bedrohe  uns  ebenfalls,  darum  wollten  wir  ihm  durch 
Bildung  einer  öfifentlichen  Meinung  vorbeugen,  und  dieses  zu  tun, 
sei  die  große  und  wichtige  Aufgabe  des  Kongresses ;  dazu  habe 
er  ein  Recht,  was  ihm  hoffentlich  das  Parlament  nicht  durch 
zweckwidrige  Beschlüsse  verkümmern  werde.  Aber  selbst  wenn 
es  wider  Erwarten  einen  solchen  Fehlgriff  machen  sollte,  so  würde 
deshalb  die  gute  Sache  der  Handwerkermission  nur  aufgeschoben 
werden,  dasselbe  Volk,  das  dem  jetzigen  Parlamente  seine  Voll- 
macht gegeben,  habe  auch  die  zukünftigen  Parlamente  zu  wählen, 
und  werde  seine  Wahlen  schon  zu  treffen  wissen.  Sei  doch  die 
größte  aller  Errungenschaften  bereits  gemacht,  indem  sich  die 
Nation,  und  zwar  durch  das  gegenwärtige  Parlament,  für  souverän 
erklärt  habe,  so  daß  von  nun  an  für  alle  Zeiten  feststehe,  es  habe 
•der  Deutsche  keinen  anderen  Herrn  über  sich  als  Gott  und  sein 
Gewissen." 

Um  die  nötigen  Schritte  zur  Entwerfung  einer  Adresse  an 
die  Paulskirche  usw.  zu  tun,  wurden  17  Vertrauensmänner  gewählt, 
die  sich  bereit  erklärten,  noch  weiterhin  nach  Schluß  des  Kon- 
gresses an  den  Arbeiten  sich  zu  beteiligen.  Zu  diesen  gehört 
auch  Winkelblech.  Er  nimmt  denn  auch  in  der  Tat  an  den 
Sitzungen  der  Vertrauensmänner  teil,  die  sich  um  die  Redaktion 
der  Protokolle,  den  Selenckaschen  Antrag  und  die  eben  erwähnte 
Adresse  drehen.  Die  Adresse  an  die  Paulskirche  möge  hier  gleich- 
sam als  die  Quintessenz  der  Kongreß-Bestrebungen  mitgeteilt 
werden.     Sie  lau+'et: 

„Hohes  Parlament!     Deutsche  Männer! 

Mit  großen  Hoffnungen  und  stolzem  Selbstbewußtsein  blickt 
der  deutsche  Bürger  auf  Eure  Versammlung,  die,  soweit  die 
Geschichte  unseres  Volkes  reicht,  zum  ersten  Male  eine  Anzahl 
der  ausgezeichnetsten,  von  der  ganzen  Nation  frei  erwählten 
Männer  in  sich  vereinigt,  um  durch  Gründung  einer  umfassenden, 
allgemeinen  Gesetzgebung  dem  deutschen  Volke  seine  Einheit 
und  Freiheit,  und  mittelst  derselben  seine  Ehre  und  Kraft  für  alle 
Folgezeit  zu  sichern. 

Groß  und  heilbringend  ist  die  Aufgabe,  Avelche  die  Nation 
in  Eure  Hand  gelegt  hat;  wir  erkennen  es  daher  als  unsere 
heiligste  Pflicht  an.  Euch  dadurch  nach  Kräften  zu  unterstützen, 
daß  wir  auch  in  unseren  Kreisen  für  die  Bildung  einer  öffentlichen 
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Meinung  über  unsere  vielseitigen  Bedürfnisse  Sorge  tragen.  Die 
Erkenntnis  dieser  Pflicht  ist  es,  welche  bereits  in  ganz  Deutsch- 
land zahlreiche  Vereinigungen  selbständiger  Männer  des  deutschen 
Handwerker-  und  Gewerbestandes  hervorgerufen  hat.  Die  hohe 
Wichtigkeit  der  Regelung  unserer  Verhältnisse  hat  Euch  bereits 
bewogen,  eine  Kommission  für  Arbeits-,  Handels-  und  Gewerbe- 
fragen niederzusetzen.  Der  deutsche  Handwerker-  und  Gewerbe- 
stand, welcher  in  der  Vorzeit  seine  Verhältnisse  selber  ordnete^ 
wurde  in  neuerer  Zeit,  durch  die  Bevormundung  verschiedener 
Staatsbehörden,  von  der  Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  aus- 
geschlossen und  gerade  hierin  erkennen  wir  den  alleinigen 
Grund,  daß  eine  selbst  von  den  wohlwollendsten  Regierungen 
geordnete,  aber  von  falschen  theoretischen  Grundsätzen  aus- 
gehende, dem  praktischen  Verstände  schlichter  Bürger  nicht 
genügend  Rechnung  tragende  Gesetzgebung  zu  ganz  anderen 
Resultaten  geführt  hat,  als  die  gesetzgebenden  Behörden  erwarteten. 
Diese  Gründe  haben  eine  zahlreiche  Versammlung  von  Ab- 
geordneten des  Handwerker-  und  Gewerbestandes  aus  Norddeutsch- 
land in  Hamburg  zusammengeführt,  in  welcher  folgende  Be- 
schlüsse gefaßt  sind: 

1.  Wir  erklären  uns  mit  größter  Entschiedenheit  gegen  Ge- 
werbefreiheit, und  verlangen,  daß  dieselbe,  insoweit  sie  in  Deutsch- 
land besteht,  durch  einen  besonderen  Paragraphen  des  Reichs- 
grundgesetzes aufgehoben  werde. 

2.  Wir  erklären  uns  für  mündig  und  befähigt,  unsere  An- 
gelegenheiten selbst  zu  leiten,  also  auch  die  Lösung  der  sozialen 
Frage  selbst  zu  unternehmen. 

3.  Wir  zeigen  dem  hohen  Parlamente  an,  daß  wir,  auf  Grund 
des  allgemeinen  Versammlungsrechtes,  zum  15.  Juli  d.  J.  in  Frank- 
furt a.  M.  eine  Versammlung  v^on  Abgeordneten  des  Handwerker- 
und Gewerbestandes  aus  dem  ganzen  deutschen  Vaterlande  be- 
rufen, um  einen  durch  dieselbe  abzufassenden  Entwurf  einer 
allgemeinen  Handwerker-  und  Gewerbeordnung  auszuarbeiten  und 
dem  hohen  Parlamente  vorlegen  zu  lassen. 

Deutsche  Männer  1  Wir  wissen,  Ihr  seid  zu  sehr  von  wahrer 
Vaterlandsliebe  durchdrungen,  um  anders  als  mit  Wohlwollen^ 
auf  eine  Versammlung  von  Männern  zu  bUcken,  welche  zusammen- 
kommen werden,  um  Euch  ihren  aus  eigener  Überzeugung  hervor- 
gegangenen Rat  anzubieten. 
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Mit  dem  Gefühle  der  größten  Achtung  eines  geehrten 
Parlamentes 

ergebenste 
Vertrauensmänner  des  norddeutschen  Hand- 
werker- und  Ge Werbekongresse s." 

Fand  Winkelblech  bereits  in  Hamburg  mit  seinen  Anschau- 
ungen den  lebhaftesten  Beifall  der  Handwerker  und  gelang  es 
ihm,  sie  sogar  auf  seine  Forderung  einer  sozialen  Kammer  zu 
einigen,  so  blieben  ihm  diese  auch  in  Kassel  treu,  als  er  dort 
am  25.  Juni  in  einer  Versammlung  der  Handwerker  und  Gewerbe- 
treibenden eingehenden  Bericht  über  seine  Hamburger  Kom- 
mission erstattete.  Schon  am  15.  Juni  war  in  einer  Volksver- 
sammlung der  Bericht  Winkelblechs  und  seines  Begleiters  Heck- 
mann über  ihre  Sendung  nach  Hamburg  mitgeteilt  worden.^)  Am 
25.  erfolgte  sodann  die  eben  erwähnte  Versammlung  der  Zunft- 
vorsteher, Kasseler  Handwerker,  Kaufleute  und  anderer  Gewerbe- 
treibender, um  den  mündlichen  Bericht  der  zum  Hamburger  Kon- 
greß Abgeordneten  entgegenzunehmen.^)  In  einem  ausführlichen 
Vortrage  entwickelte  Winkelblech,  wie  er  das  in  Hamburg  erlangte 
Resultat:  „die  Zusammenberufung  eines  sozialen  Parlamentes" 
für  das  Wichtigste  halte,  was  für  unseren  gesamten  deutschen 
Gewerkstand  bisher  erreicht  worden  sei,  und  wies  mit  schlagenden 
Gründen  darauf  hin,  welche  außerordentlich  wohltätigen  Folgen 
herbeigeführt  werden  würden,  wenn  dieses  Parlament  seine  Auf- 
gabe: „der  Verarmung  des  Mittelstandes  durch  ein  allgemeines 
deutsches,  alle  Partikularrechte  ausschließendes  Gewerbegesetz  ent- 
gegen zu  wirken"  unwandelbar  und  fest  im  Auge  behalte. 

Weiter  führte  derselbe  aus,  wie  wir  von  unserem  jetzigen 
konstituierenden  Parlamente  nichts  weiter  verlangen  könnten,  als 
die  Aufnahme  eines  Paragraphen  in  das  zu  entwerfende  Reichs- 
grundgesetz, welcher  dem  Gewerbstand  für  alle  Zeiten  die  eigene 
Leitung  seiner  Angelegenheiten  sichert,  indem  derselbe  bestimmt: 

a)  die  Errichtung  einer  sozialen  Kammer  (soziales  Parlament), 
welche  die  ganze  soziale  Gesetzgebung  zu  beraten  und  die  ge- 
faßten Beschlüsse  der  politischen  Kammer  (politisches  Parlament), 


^)  Nach  einem  Flugblatt  der  Kasseler  Stadtbibliothek. 

^)  Das  Folgende  nach  der  Beilage  zu  Nr.  32  der  „Neuen  Hessischen  Zeitung' 
(l.  Juli   1848). 
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der  die  Feststellung  der  ganzen  politischen  und  sozialen  Ordnung- 
zusteht,  zur  Entscheidung  vorzulegen  hat.  Die  Mitglieder  dieser 
Kammer  sollen  von  sämtlichen  sozialen  Ständen  nach  einem  die 
Vertretung  aller  besonderen  Berufsgeschäfte  hinlänglich  verbürgen- 
den Wahlgesetze  erwählt  werden. 

b)  eine  gemeinschaftliche,  einem  Jeden  Gliede  der  bürger- 
lichen Gesellschaft  die  seiner  Arbeitskraft  entsprechende  Erwerbs- 
sphäre sichernde  soziale  Gesetzgebung  für  ganz  Deutschland,  mit 
Ausschluß  aller  Partikularrechte. 

„Hätte  der  soziale  Kongreß  bei  dem  politischen  Parlament," 
so  meinte  Winkelblech,  „die  Aufnahme  dieses  Paragraphen  in  das 
Reichsgrundgesetz  erst  durchgesetzt,  dann  sei  es  die  Aufgabe  des- 
selben, zu  einer  Feststellung  der  Grundsätze  für  ein  gemeinsames 
deutsches  Gewerbegesetz  zu  schreiten  und  überhaupt  die  Ver- 
anlassung zu  geben,  daß  sich  eine  öffentliche  Meinung  über  unsere 
sozialen  Angelegenheiten  bilde.  Darüber,  daß  Gewerbefreiheit 
zum  Ruin  des  Mittelstandes  führen  müsse,  habe  sich  bereits  die 
öffentliche  Meinung  ausgesprochen.  Die  Erfahrung  von  60  Jahren, 
habe  es  in  Frankreich  bestätigt,  daß  kein  Heil  in  derselben  zu 
finden  sei. 

Die  jetzige  französische  Revolution  sei  lediglich  durch  die 
soziale  Frage  hervorgerufen  worden,  und  Frankreich  werde,  bevor 
dieselbe  gelöst  sei,  zu  keinem  genügenden  Resultat  gelangen.  An 
Deutschland  sei  es  nun,  nicht  wieder  dem  Nachahmungsgeiste  zu 
huldigen,  in  welchen  der  Deutsche  Michel  bisher  stets  verfallen,, 
sondern  endlich  einmal  zuerst  etwas  zu  schaffen,  was  von  Frank- 
reich und  England  nachgeahmt  werden  würde.  Der  deutschen 
Langsamkeit  hätten  wir  es  diesmal  zu  verdanken,  daß  der  Mittel- 
stand bei  uns  noch  nicht  so  sehr  untergraben  sei,  als  in  allen 
übrigen  europäischen  Ländern,  und  dadurch  sei  für  uns  die  Lösung 
der  sozialen  Frage  auch  noch  nicht  so  schwierig  als  dort." 

„Für  verpflichtet  habe  sich  die  Kasseler  Deputation,"  so  schloß 
Winkelblech  seine  Ansprache,  „aus  allen  diesen  Gründen  gehalten, 
ebenso  entschieden  der  Gewerbefreiheit  entgegenzutreten  als  die 
übrigen  Deputierten,  wobei  indessen  ausdrücklich  daraufhinzuweisen 
sei,  daß  es  sich  keineswegs  darum  handelt,  Bedingungen  in  unserer 
Zunftv'erfassung  aufrecht  zu  erhalten,  welche  sich  überlebt  haben, 
für  unsere  Zeit  nicht  mehr  passen,  oder  doch  nicht  mehr  gehand- 
habt werden  können,  —  sondern,  statt  der  jetzigen  Gewerbe-Un- 
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Ordnung,  eine  auf  kräftigen  Füßen  stehende  Gewerbe-Ordnung  zu 
schaffen." 

Endlich  begründet  er  die  von  ihm  in  Hamburg  ausgesprochene 
Ansicht,  daß  sich  der  soziale  Kongreß  aller  politischen  Meinungs- 
äußerung enthalten  müsse,  um  mit  dem  politischen  Parlament 
nicht  in  Konflikt  zu  geraten.  Winkelblech  schließt  dann  in  ganz 
ähnlicher  Weise  wie  in  Hamburg. 

Soweit  die  Ansprache  W^inkelblechs  vor  seinen  Auftraggebern. 
Man  sieht,  sie  hat  im  wesentlichen  denselben  Tenor  wie  die  Ham- 
burger Reden  und  beschäftigt  sich  vor  allen  Dingen  mit  seinen 
Lieblingsforderungen,  einer  sozialen  Kammer,  einer  nicht  rein 
reaktionären  Gewerbeordnung  und  exemplifiziert,  wie  in  Hamburg, 
beständig  an  Frankreich,  das  eine  politische,  aber  noch  keine 
soziale  Reform  durchgesetzt  habe.  —  Die  Versammlung  erklärte 
sich  mit  den  Bemühungen  und  Resultaten  ihrer  Deputation  „ein- 
verstanden und  vollkommen  befriedigt".  Im  weiteren  Verlaufe 
mußte  Winkelblech  das  Präsidium  übernehmen  und  ließ  über  ver- 
schiedene Anträge,  die  aus  der  Versammlung  gestellt  wairden, 
abstimmen,  welche  sich  namentlich  in  der  Richtung  bewegten, 
daß  der  kurhessische  Handels-  und  Gewerbsverein  für  200  Taler 
die  in  Hamburg  erschienenen  Protokolle  der  Verhandlung  ankaufen 
und  in  allen  Gemeinden  Kurhessens  nach  dem  Verhältnis  ihrer 
Seelenzahl  verteilen  lassen  sollte.  Auch  solle  dieser  Verein  alle 
Kosten,  die  aus  der  Wahl  und  der  Beschickung  des  sozialen 
Parlaments  erwachsen  würden,  decken.  Ferner  sollten  alle  kur- 
hessischen Zeitungsredaktionen  ersucht  werden,  Artikel  über  die 
Frage  des  sozialen  Parlaments  möglichst  rasch  in  ihre  Blätter  auf- 
zunehmen. Bezüglich  der  Wahl  eines  Abgeordneten  wurde  ein- 
stimmig angenommen  und  anerkannt,  daß  allein  Winkelblech 
„vermöge  seiner  langjährigen,  auf  praktischer  Anschauung  be- 
ruhenden Studien  aller  Handwerke  und  Fabriken"  den  Handwerker- 
und Gewerbestand  in  Frankfurt  a.  M.  vertreten  dürfe.  Die  weiteren 
Anträge  haben  weniger  Interesse  und  verdienen  es  nicht,  hier  er- 
wähnt zu  werden.  Ebensowenig  kann  ich  hier  eingehen  aut  die 
Differenzen,  die  im  Verlaufe  der  Debatte  entstehen  und  die  sich 
darum  drehen,  ob  allein  das  Oberzunftamt  das  Recht  habe,  die 
Wahlen  für  Kurhessen  anzuordnen,  wie  von  einer  Seite  gefordert 
wurde.  Auch  hier  zeigt  Winkelblech  sein  schon  in  Hamburg  be- 
währtes Talent,    zwischen    den    feindlichen  Brüdern    zu  vermitteln 
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und  ihnen  immer  wieder  das  große  Endziel  vor  Augen  zu  rücken. 
Immer  wieder  betont  er,  man  könne  dieses  Ziel  nur  durch  ge- 
meinsames Vorgehen  erreichen,  dem  einen  Stande  könne  nur  mit 
dem  anderen  geholfen  werden,  und  die  Trennung  der  Handwerker 
von  den  anderen  Ständen  sei  nur  nachteilig.  Ein  festes  Zusammen- 
halten sei  vor  allem  für  den  Handwerker-  und  Gewerbestand  ab- 
solut erforderlich.  Die  Sitzung  schließt  mit  der  Begründung  eines 
„Vereins  der  Gewerbetreibenden  in  Kassel",  und  zwar  auf  An- 
regung der  Zuschrift  des  provisorischen  Innungsvereins  in  Leipzig. 
Wahrung  und  Aufrechterhaltung  der  Innungsrechte  sowie  Beratung 
gewerblicher  Zustände  und  zeitgemäßer  Organisationen  derselben 
werden  als  die  wichtigsten  Programmpunkte  in  Aussicht  genommen. 
Damit  endete  die  Versammlung,  und  (wie  der  von  der  Versamm- 
lung redigierte  Bericht  etwas  hochtrabend  schließt)  „war  in  eines 
jeden  Brust  das  Bewußtsein  eingezogen,  daß  nur  durch  regen 
Gemeinsinn  und  kräftiges  Hinwirken  aller  nach  einem  Ziele  die 
große  Aufgabe  der  Erhaltung  des  Mittelstandes  zu  erreichen  sei". 
Man  sieht  jedenfalls  aus  diesem  Versammlungsberichte,  wie 
hoch  die  Wogen  der  Begeisterung  in  Kassel  damals  gingen,  vor 
allem  aber,  Avie  sehr  unter  dem  Eindrucke  einer  Persönlichkeit 
wie  W^inkelblech,  das  Interesse  sich  von  den  rein  politischen 
Fragen  doch  schon  teilweise  zu  den  Fragen  wirtschaftlicher  und 
sozialer  Reform  gewendet  hatte.  Diese  Versammlung  stellt  mit 
den  Höhepunkt  der  politisch  -  agitatorischen  Tätigkeit  ^^"inkel- 
blechs  dar.  In  Hamburg  war  er  von  Erfolg  zu  Erfolg  geschritten; 
als  von  allen  Seiten  mit  Beifall  überschütteter  Vertrauensmann 
des  Handwerkerstandes  kehrt  er  nach  Kassel  zurück,  und  die 
eben  behandelte  Volksv^ersammlung  beweist  ihm  hier,  wie  fest 
seine  Lehren  (so  mußte  er  damals  wenigstens  annehmen)  in  den 
Herzen  der  Handwerker  und  Gewerbetreibenden  Wurzel  geschlagen 
hatten.  Diese  volle,  allseitige  Zustimmung  findet  er  während  seiner 
agitatorischen  Tätigkeit  im  Jahre  1848  nur  noch  einmal  wieder: 
nämlich  auf  dem  Frankfurter  Gesellenkongreß.  Aber  mit  Ham- 
burg verglichen  stellt  dieser  Kongreß,  obwohl  er  ganz  unter  dem 
Zeichen  Winkelblechscher  Ideen  steht,  und  seine  Beschlüsse  durch- 
aus seinen  Geist  atmen,  doch  nur  einen  teilweisen  Erfolg  dar, 
insofern  die  Kerntruppe  des  neuen  Mittelstandes,  wie  er  ihn  ver- 
stand, nur  durch  die  qualifizierten  Arbeiter,  die  Gesellen,  vertreten 
wurde,    während   die  Meister    ihm   fern  blieben.     Genau  das  Um- 
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gekehrte  gilt  für  das  Frankfurter  Handwerkerparlament,  in  dem 
in  patriarchalischer,  rigoroser  Weise  die  Gesellen  ausgeschlossen 
oder  doch  wenigstens  zur  Einflußlosigkeit  verdammt  wurden.  Auf 
beiden  Frankfurter  Kongressen  hat  Winkelblech  eine  Rolle  ge- 
spielt, auf  dem  Meisterkongreß,  wie  wir  sehen  werden,  eine  nur 
relativ  bescheidene,  da  er  infolge  Kasseler  Intriguen  zu  spät  kommt, 
beim  Gesellenkongreß,  wie  man  ohne  Übertreibung  sagen  darf, 
eine  dominierende.  Aber  die  Truppe,  die  er  als  begeisterter 
Führer  zum  Siege  führen  wollte,  hat  sich  bereits  in  zwei  einander 
befehdende  Klassen  gespalten.  Meister  und  Gesellen  marschieren 
getrennt.  Es  ist  nicht  mehr  sein  Mittelstand,  sondern  nur  je 
ein  Teil  desselben.  In  diesem  Sinne  ist  es  zu  verstehen,  wenn 
wir  vorhin  meinten,  der  Hamburger  Kongreß  vom  2. — 6.  Juni 
und  die  Kasseler  Versammlung  vom  25.  Juni,  gleichsam  als  sein 
Ausklang,  stellten  den  Höhepunkt  von  Winkelblechs  Tätigkeit  als 
Apostel  des  Mittelstandes  im  Jahre   1848  dar. 

Den  Frankfurter  Gesellenkongreß  besprechen  wir  erst  in  dem 
nächsten  Kapitel.  Aber  auch  zu  dem  Frankfurter  Meisterkongreß, 
der  in  dies  Kapitel  gehört,  können  wir  nicht  gleich  übergehen. 
Wir  müssen  vielmehr,  um  seine  Bedeutung  in  das  rechte  Licht 
zu  rücken ,  noch  mit  ein  paar  Worten  auf  die  Handwerker- 
bewegung in  der  Zeit  zwischen  dem  Hamburger  und  dem  Frank- 
furter Kongreß  eingehen.  Außerdem  sind  wir  durch  die  Akten 
des  Frankfurter  Kongresses  in  die  Lage  versetzt,  wenigstens  kurz 
die  Instruktionen  zu  streifen,  mit  denen  die  Deputierten  von  ihren 
heimischen  Zünften  oder  Gewerkvereinen  ausgestattet  wurden. 
Auch  sie  proklamieren  im  allgemeinen  mit  seltener  Einmütigkeit 
den  Kampf  gegen  die  Gewerbefreiheit.  Auch  sie  zeigen  darum 
deutlich,  wie  in  jenem  Stande  eigentlich  alle  Herzen  von  dem 
Gedanken  erfüllt  waren,  zu  einer  Organisation  des  Handwerks 
im  Sinne  der  Zunft,  allerdings  in  modernem  Gewände,  zurück- 
zukehren. Bleiben  wir  zunächst  noch  einen  Augenblick  bei  den 
Ereignissen  stehen,    die    dem  Frankfurter  Kongresse  vorhergehen. 

An  erster  Stelle  sei  hier  kurz  auf  die  Versammlung  der 
Handwerkervereine  eingegangen,  zu  der  Bisky  auf  dem  Hamburger 
Kongreß  eingeladen  hatte. •^)    Sie  fand  am  18.  Juni  in  Berlin  statt 


')  Vgl.    Adler,    Geschichte    der    Ersten    Sozialpolitischen    .\rbeiterbcwegung 
in  Deutschland,   1885,  p.  166. 
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und  wurde  von  37  Vereinen  beschickt.  Von  besonderem  Inter- 
esse ist  es,  zu  konstatieren,  daß  man  den  Arbeitern  gegenüber 
eine  weit  entgegenkommendere  Stellung  einnahm  als  in  Hamburg. 
So  wurde  am  19.  Juli  eine  Adresse  an  die  Nationalversammlung 
beschlossen,  die  u.  a.  aussprechen  sollte,  daß  der  Kern  der  Nation, 
Arbeiter-  und  Handwerkerstand,  als  ihr  unabweisliches  Recht 
forderten,  daß  der  Staat  jedem,  der  arbeiten  wolle,  angemessene 
Arbeit  und  den  menschlichen  Bedürfnissen  entsprechenden  Lohn 
verbürge,  daß  er  unentgeltlichen  Unterricht  und,  wo  es  nötig  sei, 
die  Erziehung  der  Jugend  und  ebenso  die  Versorgung  der  In- 
validen der  Arbeit  übernehmen  müsse.  Wie  sehr  in  diesen  Be- 
stimmungen Ideen  aus  der  Umgebung  des  Berliner  Arbeiterführers 
Stephan  Born  mitsprechen,  Avird  der  Leser  unserer  im  nächsten 
Kapitel  folgenden  Analyse  des  Bornschen  „Volks"  unschwer  er- 
kennen. Noch  vor  dem  25.  Juni,  an  dem  Winkelblech  seinen 
Wählern  den  Rechenschaftsbericht  über  Hamburg  erstattet  hatte, 
waren  in  der  „Neuen  Hessischen  Zeitung"  neue  Vorschläge 
zur  Linderung  der  Notlage  der  Gewerbetreibenden  von  einem  ge- 
wissen T.  A.  im  Sinne  eines  gemäßigten  Zünftlers  gemacht  worden. 
Diese  Auslassung,  die  vom  17.  Juni  stammt,^)  zeigt  uns  deutlich, 
wie  auch  in  Hessen  das  Handwerkerproblem  immer  wieder  leb- 
haft erörtert  wird,  und  wie  sich  auch  hier  Berufene  und  Un- 
berufene bereit  erklären,  dem  bedrängten  Gewerbestande  hilfreich 
zur  Seite  zu  treten.  T.  A.  geht  in  stark  lokaler  Färbung  von 
der  Erkenntnis  aus,  daß  die  politische  Wiedergeburt  Deutschlands- 
keinen  Stand  gedrückter  und  gesunkener  gefunden  habe,  als 
gerade  den  Gewerbestand  Kassels.  Zu  den  Ursachen  dieses  Not- 
standes, der  „aus  einer  Wechselwirkung  tief  gewurzelter  Übel- 
stände  und  Mißverhältnisse  entsprungen  sei",  rechnet  er:  lästige 
Konkurrenz  mit  fremden  Staaten,  Übersetzung  der  meisten  Ge- 
werkzweige, Unzulänglichkeit  des  Gewerbefonds,  Mißverhältnis 
zwischen  Produktion  und  Absatz,  verminderter  Gebrauch  infolge 
der  Geldklemme,  der  Mißernten  und  der  Bankerotte  und  endlich 
ein  mehr  als  20jähriger  gänzHcher  Stillstand  in  größeren  Bauaus- 
führungen. Um  eine  möglichst  durchgreifende  Verbesserung  der 
Gewerbezustände  herbeizuführen,  macht  T.  A.  die  folgenden  Vor- 
schläge:   I.    Ausdehnung    der    Landeskreditkasse    auf   die    Unter- 
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Stützung  aller  Gewerbetreibenden  durch  Darlehensgewährung, 
2.  strengere  Handhabung  der  alten  Zunftordnung  vom  Jahre  i8i6, 
vor  allem  in  dem  Sinne,  daß  auf  dem  Lande  nur  die  der  Land- 
wirtschaft ganz  unentbehrlichen  Gewerbe,  wie  Schmiede,  Schlosser, 
Wagner,  Tischler  usw.  geduldet  werden  dürften,  3.  Einstellung 
jedweder  Fabrikation  in  den  Korrektionsanstalten  und  Militär- 
werkstätten für  Rechnung  des  Staates,  4.  eventuelle  Bestimmung 
eines  Maximums  der  Maschinen  und  Arbeiten  für  die  Inhaber 
größerer  Fabrikanlagen  (diese  Forderung  sieht  also  in  etwas  der 
Geschäftsgrenze  Winkelblechs  ähnlich),  5.  gründliche  Ausbildung 
der  jungen  Techniker  und  Gewerbebeflissenen  durch  Reisen  auf 
Staatskosten,  6.  verhältnismäßige  Vermehrung  der  Geldmenge  des 
Landes,  ev.  sogar  durch  Papiergeld,  7.  Einrichtung  einer  Kasseler 
Messe,  8.  Begünstigung  der  Gewerbetreibenden  durch  Herab- 
setzung einiger  Gewerbetarifsätze,  9.  Bildung  von  Vereinen  für 
vorzugsweisen  Verbrauch  deutscher  Waren,  Ausdehnung  des  per- 
sönlichen Kredits  und  eine  neue  Gewerbeordnung,  endlich  10.  Ver- 
mehrung der  öffentlichen  Bauten  in  Kassel.  Diese  Forderungen, 
von  denen  einige  durchaus  diskutierbar  sind,  bilden  das  Evange- 
lium eines  gemäßigten  damaligen  Zünftlers,  gemäßigt,  weil  er 
z.  B.  die  Maschinen  nicht  für  verderblich  erklärt  und  auch  re- 
signiert meint,  sie  könnten  nicht  durch  Wünsche  und  Vorschläge 
weggeschafft,  wohl  aber  durch  Gesetze  angemessen  vermindert 
werden.  Sehr  vernünftig  bemerkt  dazu  die  Redaktion,  daß  nicht 
die  Maschinen  verderblich  seien,  sondern  das  zu  große  Über- 
gewicht des  Kapitals  über  die  Arbeit,  im  übrigen  gelte  der  Satz: 
je  mehr  Arbeit  durch  Maschinen  verrichtet  werden  kann,  desto 
besser ! 

Die  lebhafte  Tätigkeit,  die  sich  überall  nach  dem  Verlaufe 
des  Hamburger  Kongresses  in  den  Beratungen  der  Handwerks- 
meister in  den  einzelnen  Ländern  geltend  macht,  wird  am  besten 
durch  die  kurze  Schilderung  solcher  Verhandlungen,  wie  sie  noch 
vor  dem  Zusammentritt  des  Frankfurter  Kongresses  stattfanden, 
dargetan.  Ich  bleibe  zunächst  bei  der  Ländergruppe  mit  vor- 
wiegend zünftlerischer  Gesetzgebung.  Da  beiludet  sich  in  den 
Akten  des  Frankfurter  Kongresses  ein  ausführlicher  Bericht  über 
eine  am  9.  Juli  in  Wolfenbüttel  stattgehabte  Beratung  der 
Handwerksmeister  im  Herzogtume  Braunschweig,  auf  der  alle 
Städte    des  Herzogtums  vertreten  waren   und  namentlich  der  uns 
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bereits  von  Hamburg  her  bekannte  Selencka  eine  Rolle  gespielt 
zu  haben  scheint.  Die  Versammlung  faßt  ihre  Beschlüsse,  wie 
jener  Bericht  ergibt,  in  32  Paragraphen  zusammen,  auf  deren 
wichtigste  Bestimmungen  im  folgenden  kurz  eingegangen  werden 
mag:  Der  Gewerbestand  soll  im  Parlamente,  in  den  Landtagen 
und  bei  den  städtischen  Behörden  vertreten  sein;  die  Gewerke 
sind  freie  Korporationen  ohne  staatliche  Bevormundung,  mit  selb- 
ständiger Führung  der  Gewerbeangelegenheiten  und  selbständiger 
Verwaltung  ihres  Zunftvermögens;  ein  jedes  Gewerk  hat  außer 
seinem  Obermeister  einen  Vertreter  zu  wählen,  sämtliche  Ver- 
treter bilden  den  aus  13  Mitgliedern  bestehenden  Gewerberat,  dem 
die  Leitung  der  allgemeinen  Gewerkangelegenheiten  obliegt;  der 
Lehrling  soll  mindestens  drei  Jahre  lernen  und  sich  einer  Ge- 
sellenprüfung unterziehen;  der  Geselle  muß  seiner  Ausbildung 
halber  mindestens  vier  Jahre  arbeiten  und  darf  nicht  vor  dem 
25.  Lebensjahre  Meister  werden;  auch  muß  er  sich  einer  theo- 
retischen Meisterprüfung  unterwerfen,  sowie  ein  vom  Gewerk  auf- 
zugebendes Meisterstück  vorlegen.  Auf  den  Dörfern  sollen  in  der 
Regel  nur  Schmiede,  Rademacher,  Tischler,  Bäcker,  Maurer,  Dach- 
decker, Schuhmacher,  Schneider,  Leineweber  und  Töpfer  geduldet 
werden,  auch  müssen  die  Landmeister  Mitglieder  eines  Stadt- 
gewerks  sein  und  in  der  Stadt  ihr  Meisterstück  angefertigt  haben ; 
der  Handel  mit  Gewerksgegenständen  bleibt  in  den  Händen  ihrer 
Verfertiger  oder  kommt  in  das  Geschäft  des  betreffenden  Kauf- 
manns; gegen  Pfuscherei  nnd  Hausierhandel  soll  der  Handwerker 
geschützt  werden,  sowie  auch  gegen  Beeinträchtigung  der  Arbeiten 
der  Staatsanstalten,  Zuchthäuser  u.  dgl. ;  endlich  sollen  Vorschuß- 
banken errichtet  und  die  Volks-  und  Gewerbeschulen  neu  organi- 
siert werden. 

Wie  wir  schon  früher  anläßlich  der  Darlegung  einiger  be- 
sonders charakteristischer  Ereignisse  der  Handwerkerbewegung  des 
April  und  Mai  1848  dargetan  haben,  zeigen  die  Forderungen  der 
biederen  Meister  im  wesentlichen  immer  dasselbe  Gesicht:  Be- 
fähigungsnachweis, Kampf  gegen  die  Landmeister  und  den 
Hausierhandel,  sowie  gegen  die  Konkurrenz  der  Fabrik  und  des 
Handels  bilden  die  Hauptpunkte. 

Neben  diesen  Quisquilien  muß  es  förmlich  wohltätig  be- 
rühren, einmal  von  einem  umfassenderen,  durchdachten  Organi- 
sationsplane des  Handwerks  berichten  zu  können.     Einen  solchen 
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geben  die  Protokolle  des  „ersten  konstituierenden  Handwerkstages 
der  Provinz  Schlesien"  in  Breslau  vom  19.  Juni. ^j     Ein  Organi- 
sationsplan   des    gesamten  Handwerks    der  Provinz   wird  uns  hier 
geschildert:    eigene  Zentralverwaltung,    Handwerkstage,  Gewerks-, 
Kreis-    und    Provinzialinnung,    Handwerkskreis   usw.    werden    ein- 
gerichtet.     Der   Verein    setzt    sich    als    Ziel,    die  Verbände    der 
einzelnen    Handwerke     wieder    herzustellen    und    eine    große    ge- 
werbliche Einheit  aller  Handwerker  zu  bilden.     Zu  diesem  Zwecke 
soll  die  Provinz  Schlesien  ihre  eigene  Zentralverwaltung  (Provinzial- 
Handwerkskammer)    und   zwar  in  Breslau  haben,    in    der   alle  die 
sämtlichen  Handwerke  Schlesiens    betreffenden  Gegenstände   ver- 
trieben   werden.     Das    sieht    denn  doch  bedeutend  realpolitischer 
aus,  als  die  früher  erörterten  Vorschläge  Vogels  und  der  Leipziger 
22  Innungen,  eine  Gesamtinnung  betreffend;  in  einer  Provinz  wäre 
ihre   Verwirklichung    wenigstens    nicht    ganz    ausgeschlossen    ge- 
wesen.    Die  Handwerkskammer  soll  aus  den  Abgeordneten  sämt- 
licher Gewerke  Schlesiens  bestehen,    die  sich  mehrmals  zu  Hand- 
werkertagen  in  Breslau  zusammentun  sollen.     So    oft    ein  solcher 
Handwerkstag  ausgeschrieben  ist,  treten  auch  die    für    ihn    beauf- 
tragten Deputierten  der  einzelnen  Gewerke  nach  ihren  Gewerken 
in  besonderen  Abteilungen  zusammen,    um   ihre    speziellen  Ange- 
legenheiten zu  beraten.     Das  Plenum  der  Handwerkskammer   be- 
schließt aber  über   die  Beschlüsse.     Die  Handwerksinnung   ist  als 
gemischte  Vertretung  gedacht.     Ganz  Schlesien  wird  nach  seinen 
einzelnen  Gewerken  in  Gewerksinnungen  und  Gewerkskreise  ein- 
geteilt.    Die  Gewerksinnung  ist  die  kleinste  Verbindung  und  Ver- 
einigung von  Meister  und  Gesellen    eines  und    desselben  Mittels. 
Aus  diesen  und  den  Kreisinnungen  setzt  sich  die  Provinzialinnung 
zusammen.    Der  Handwerkskreis  dagegen  ist  die  Verbindung  aller 
Innungen  eines  Distriktes  der  Provinz.     Die    ganze    bisherige  Ge- 
setzgebung des  preußischen  Staates,  vor  allem  das  Edikt  von  1810 
und    die   Gewerbeordnung   von    1845    sollen    außer    Kraft    gesetzt 
werden,    namentlich    soll    der  Gewerbeschein    fortfallen,    denn    er 
sei  nichts  weiter  als  ein  Gewerbezins,    der   an    den  Staat   gezahlt 
werde.     Das  Einkommen  dagegen  dürfe  besteuert   werden,    nicht 


^)  Beschlüsse  des  ersten  konstituierenden  Handwerkstages  der  Provinz  Schle- 
sien. Breslau  den  19.  Juni  1848.  Enthalten  in  den  , .Protokollen  des  ersten  kon- 
stituierenden Handwerkstages  der  Provinz  Schlesien",  p.  35  ff. 
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aber  das  Handwerk,  die  Arbeit.  Vorbedingung  des  selbständigen 
Handwerksbetriebes  müsse  wieder  der  volle  Befähigungsnachweis 
und  die  \^olljährigkeit  werden.  Auch  dürfe  jeder  Meister  nur  ein 
Handwerk,  und  zwar  das  von  ihm  gelernte,  betreiben.  Verheiratete 
Gesellen  soll  er  nicht  dulden,  denn  die  Gesellen  sollen  wieder 
nach  alter  guter  patriarchalischer  Sitte  in  sein  Haus  und  an  seinen 
Tisch  genommen  werden.  Die  anderen  Forderungen,  die  in  zahl- 
losen Paragraphen  zusammengefaßt  werden,  sind  im  wesentlichen 
die  dem  Leser  bereits  bekannten.  Interesse  verdienen  höchstens 
noch  die  Vorschläge,  Unterstützungskassen  für  Meister  und  Ge- 
sellen, wie  deren  Frauen  und.  Witwen  einzuführen,  sowie  die  Ein- 
führung von  Schiedsgerichten  zu  außergerichtlichem  Ausgleich  von 
Streitigkeiten  innerhalb  des  Mittels.  Sonst  richtet  sich  der  Kampf 
auch  in  diesen  Beschlüssen  gegen  den  Kaufmannshandel,  Hausier- 
handel und  gegen  die  Konkurrenz  der  Fabriken,  Staatsanstalten, 
Militärwerkstätten  und  der  Landmeister. 

Ebenfalls  aus  Preußen,  also  einem  Lande  mit  überwiegender 
Gewerbefreiheit,  stammt  eine  Eingabe  an  das  Berliner  Ministerium 
von  den  Tischlern,  Schlossern,  Schneidern  und  Schuhmachern  aus 
Alt-Stettin  vom  22.  Juni  1848.  Diese  Eingabe  sieht  in  der 
sittlichen  Hebung  der  Gewerbe,  in  der  Entwicklung  der  inneren 
Freiheit  das  nächste  und  reinste  Schutzmittel.  „Das  ist  das  Feld, 
auf  welchem  die  Gesetzgebung  zu  unserem  wahren  Heile  sich 
bewegen  und  dem  redlichen  Handwerker  die  Anwendung  er- 
leichtern möge."  Zu  dieser  sittlichen  Hebung  könne  in  erster 
Linie  die  Wiedereinführung  des  Befähigungsnachweises  beitragen, 
sowie  die  Verordnung,  daß  jeder  Handwerker  ein  Führungsbuch 
haben  müsse,  in  dem  sich  die  Zeugnisse  der  Ortsbehörde,  des 
Innungsvorstandes  und  des  Altgesellen  seit  seinem  Eintritt  als 
Lehrling  befinden.  Jeder  Geselle  müsse  außerdem  drei  Jahre 
lang  in  den  verschiedensten  Hauptstädten  Deutschlands  gearbeitet 
haben  usw.  Die  Meister  des  Tischlergewerks  bitten  ausdrücklich, 
ihre  Petition  der  hohen  Nationalversammlung  zur  Prüfung  und 
Beschlußnahme  vorzulegen.  Ihnen  schließen  sich,  allerdings  mit 
einigen  neuen  Forderungen  und  Protesten  gegen  eine  staatliche 
Garantie  der  Arbeit  und  eine  Versorgung  auf  Kosten  des  Staates 
die  Meister  des  Schlosser-,  Schneider-  und  Schuhmachergewerks 
in  Alt-Stettin  an. 

So    lebhaft    uns    aus    diesen  Kundgebungen,    die    in  die  Zeit 
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zwischen  dem  Hamburger  und  Frankfurter  Kongreß  fallen,  bereits 
der  Ruf  nach  Abschaffung  der  Gewerbefreiheit  entgegentönt,  so 
erklingt  dieses  Verlangen  doch  noch  weit  energischer  in  den 
Instruktionen,  die  den  einzelnen  Deputierten  von  ihren 
Mandanten  zum  Frankfurter  Kongreß  mitgegeben  wurden,  resp. 
in  den  Adressen,  die  direkt  an  den  Kongreß  gerichtet,  aber 
wohl  meistens  von  den  betreffenden  Deputierten  überreicht  worden 
sind.  Aus  der  reichen,  fast  überreichen  Sammlung  dieser  In- 
struktionen und  Adressen,  die  sich  bei  den  Akten  des  Frankfurter 
Kongresses  finden,  sollen  im  folgenden  einige  besonders  charak- 
teristische Beispiele  mitgeteilt  werden,  und  zwar  solche,  die  charak- 
teristisch sind  einmal  wegen  des  Landes,  aus  dem  sie  stammen, 
zum  anderen  wegen  des  Tones,  in  dem  sie  verfaßt  sind,  endlich 
wegen  der  Forderungen,  die  sie  enthalten.  Es  sind  nicht  immer 
direkte  Adressen  oder  ausdrücklich  als  solche  bezeichnete  In- 
struktionen, es  sind  manchmal  auch  weiter  zurückliegende  Kund- 
gebungen, die  dem  betreffenden  Deputierten  gleichsam  als  Richt- 
schnur, als  Unterlage  mitgegeben  sind,  manchmal  wohl  nur  zu 
dem  Zwecke  des  Kongresses  etwas  aufgeputzt.  Wie  gesagt,  nur 
eine  Anzahl  dieser  Papiere  sei  im  folgenden  geboten.  Der  Ver- 
fasser, der  unzählige  dieser  Papiere  durchgearbeitet  hat,  kennt 
das  Ermüdende  einer  umfassender  angelegten  Lektüre  und  möchte 
dieses  Gefühl  dem  Leser  ersparen.  Im  großen  und  ganzen 
nämlich  gleicht  bezüglich  der  Forderungen  eine  Instruktion  der 
andern  wie  ein  Ei  dem  andern.  In  erster  Linie  werden  immer 
wieder  die  bekannten  Forderungen  auf  Aufhebung  der  Gewerbe- 
freiheit, Wiedereinführung  der  Zunft  und  des  Befähigungsnachweises, 
Kampf  gegen  Hausiergewerbe,  Staatsbetriebe,  Landhandwerk  und 
Fabriken  erhoben.  Aber  ab  und  zu  findet  sich  doch  ein  originellerer 
Gesichtspunkt,  der  sich  dann  meistens  aus  der  speziellen  Organisation 
des  betreffenden  Handwerks  oder  aus  der  Lage  des  betreffenden 
Landes  oder  der  Provinz  ergibt.  So  findet  sich  z.  B.  einmal  die 
Konzession,  daß  auch  ohne  Meisterprüfung  ein  Geselle  nach  zehn- 
jähriger untadelhafter  Gesellenzeit  Meister  werden  könne,  oder  es 
wird,  wie  in  der  Provinz  Pommern,  darüber  geklagt,  daß  die 
Gutsherrschaft  ihre  Dienstboten  auch  zu  gewerblichen  Arbeiten 
beschäftigte,  oder  es  werden  partikularistische  Forderungen  erhoben, 
wie  z.  B.  in  Bayern  solche  gegen  die  Aufhebung  der  Realgerecht- 
same,   die    auch    der  Kongreß  später  beschloß,    und    im    gleichen 
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Sinne  sind  namentlich  die  süddeutschen  Angriffe  gegen  die  Politik 
des  Zollvereins  zu  deuten,  und  was  dergleichen  Besonderheiten 
mehr  sind,  auf  die  wir  im  folgenden  aufmerksam  zu  machen 
haben.  Die  ganze  folgende  Liste  der  Instruktionen  usw.,  die  ich 
aus  dem  überreichen  Material  des  Kongresses  nach  dem  Ge- 
sichtspunkte, möglichst  verschiedene  Gewerbe  und  möglichst 
viele  Länder  des  Zollvereins  zu  Worte  kommen  zu  lassen,  aus- 
gesucht habe,  soll  dazu  dienen,  dem  Leser  zu  zeigen,  wie 
rührig  in  allen  Handwerkskreisen  Deutschlands  auf  den  Kongreß 
hingearbeitet  wird,  und  welch  lebhaften  Beifall  der  Weckruf 
des  Hamburger  Kongresses  überall  gefunden  hat.  Es  scheiden 
hier  ausdrücklich  die  Petitionen,  Adressen  usw.  aus,  welche 
während  des  Kongresses  an  ihn  oder  an  die  Paulskirche 
gerichtet  sind.  Dem  Zweck  der  Instruktionen,  der  unmittelbaren 
Beeinflussung  des  Kongresses,  dienen  nur  die  Papiere,  die  un- 
mittelbar vor  dem  Zusammentreten  des  Kongresses  oder  in  den 
ersten  Tagen  nach  seinem  Beginn  an  ihn  gerichtet  oder  den 
betreffenden  Deputierten  zur  Vorlage  mitgegeben  wurden.  Wir 
machen  zunächst  wieder  Mitteilungen  aus  den  Ländern  mit  vor- 
wiegender Zunftverfassung  und  bieten  eine  Hamburger  und  eine 
Mecklenburger  Stimme,  sodann  ziemlich  reiches  Material  aus 
Bayern,  das  bislang  noch  gar  nicht  behandelt  wurde,  endlich  aus 
Preußen,  speziell  aus  Pommern,  Westpreußen  und  Berlin. 

Beginnen  wir  mit  Hamburg.  In  Hamburg  widmete  im 
Jahre  1848  der  „Verein  der  Deputierten  der  Hamburgischen 
Ämter  und  Brüderschaften"  den  Abgeordneten  des  Handwerker- 
kongresses eine  ganze  Broschüre.  •*)  Die  kleine  Schrift  zerfällt  in 
ein  langatmiges,  phrasenhaftes  Vorwort  und  in  einen  Gesetz- 
gebungsentwurf. Das  Vorwort  gibt  sich  einen  altruistischen  An- 
strich und  spricht  eigentlich  nur  von  den  Pflichten  des  Hand- 
werks, nicht  von  seinen  Forderungen  und  Rechten.  Um  so 
energischer  befaßt  sich  mit  diesen  der  Entwurf,  ohne  daß  es  im. 
Vorwort  auch  nur  angedeutet  wäre,  daß  es  dem  Vereine  um  die 
Forderungen  zu  tun  ist.  Wie  die  meisten  Eingaben  geht  auch 
diese  kleine  Schrift  von  der  Bedeutung  der  Handwerker  als  der  Kern- 
truppe eines  kräftigen  Mittelstandes  aus.     „Ausgehend  von  der  auf 

')  Den  Abgeordneten  des  deutschen  Handwerkerkongresses  sowie  allen  denen, 
welche  zur  Begründung  deutscher  Volkswohlfahrt  tätig  zu  sein  berufen  sind. 
Hamburg   1848.     Gedruckt  bei  J.  C,  F.  Kniesch. 
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jahrhundertelanger  Erfahrung  begründeten  Wahrheit,  daß  Deutsch- 
lands politische  wie  soziale  Wohlfahrt  durch  das  Bestehen  eines  kräf- 
tigen Mittelstandes  bedingt  ist,  eines  Standes,    den   man  in  seiner 
Blütezeit   mit  Recht    mit    dem    Beinamen    des  goldenen  beehrt: 
erkennen  wir  auch  heute  noch,  daß  die  Aufrechterhaltung  und  Kräf- 
tigung dieses  Standes  für  Deutschlands  glückliche  Zukunft  eine  not- 
wendige Lebensfrage  sei."     Die  Gesetzesvorschläge  der  Broschüre 
sollen    dem    Handwerkerstande    den    nötigen    Schutz    gewähren, 
dessen    er    nach    Ansicht    des  Vereins    zu    seinem    Bestehen    not- 
wendig   bedarf.      Die    Pflichten    des    Handwerks    gipfeln    in    der 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  ganzen  Stande  (Gewerbepolizei) 
und  in  der  Fürsorge  für  die  bedürftigen  und  notleidenden  Standes- 
angehörigen.     Im    einzelnen    solle    diesen    Pflichten    Genüge    ge- 
schehen   durch  Unterstützungs-,    Gewerbe-    und  Witwenkassen    in 
den  Gewerken,    indem    sich    möglichst   viele  Gewerke    zu    diesem 
Zwecke  vereinigen  oder  zu  Innungen  verbinden.    Ferner  wird  die 
Einrichtung    von    Vorschußkassen    und    Sparkassenorganisationen 
proklamiert.    „Sorgen  wir  durch  unser  Streben  für  das  zukünftige 
Aufblühen  des  Handwerkerstandes  in  Deutschland,  so  wollen  wir 
dessen  eingedenk  sein,  daß  wir  zum  ganzen  Bau  auch  den  Schluß- 
stein fügen,    ohne  welchen  er   nicht  bleibend    bestehen  ward :    die 
Bruderliebe,  welche  uns  auffordert,  der  leidenden  Standesgenossen 
nicht  zu  vergessen.  .  .  ."    Der  Entwurf  einer  allgemeinen  deutschen 
Handwerksordnung    enthält   im  wesentlichen    nur   die    uns    längst 
bekannten   Forderungen.     Er    erklärt    sich    gegen  Gewerbefreiheit 
und   für   Aufhebung   derselben,    wo    sie    noch    besteht.      Er   tritt 
ferner  für  eine  umfassende  und  zeitgemäße  Gewerbegesetzgebung 
ein,  für  Gewerbeschulen  auf  Staatskosten  und  wendet  sich  gegen 
die  Staatsbetriebe,    gegen    die    „Übergriffe"   des    Detail-    und    des 
Hausierhandels  und  gegen  ein  unbilliges  Staatssteuersystem,  ferner 
gegen    die  Konkurrenz   der  Landhandwerker.     Dagegen   wird    für 
Gesellen-    und    Meisterprüfung    plaidiert.      Recht    naiv    sind    die 
Anschauungen    über    die    Konkurrenz    der   Fabriken.      Die   Hand- 
werker   glauben    ihrer  Herr   zu  werden,    indem    sie    im    §  22   des 
Entwurfes  ausdrücklich  dekretieren,   daf5  in  den  Fabriken,  welche 
handwerksmäßige  Artikel    liefern,    die  Werkführer  als  Meister  der 
Gewerbe  mit  ihren  Lehrburschen  den  Zünften  angehören  müssen. 
Im    übrigen    wird    die    Zusammensetzung    und    die    Aufgabe    der 
Zünfte  eingehend  erörtert. 

Biermann,  K.  G.  Winkelblech  ^Kail  Mario).     Bd.  11.  6 
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Ebenso  langatmig  und  phrasenhaft  wie  die  Hamburger  Bro- 
schüre beginnt  die  Adresse  der  Mecklenburg-Strelitzschen 
Handwerker  an  den  Kongreß  vom  i8.  Juli  1848.  Da  sie  treff- 
lich den  kleinbürgerlichen  Stil  der  Zeit  charakterisiert,  möge  eine 
Stelle  hier  wörtlich  folgen.  Nachdem  die  Initiative  des  Hamburger 
Kongresses  dankbar  anerkannt  worden  ist,  fährt  die  Adresse  an 
die  „Deutschen  Brüder"  folgendermaßen  fort:  „Soll  die  Einheit 
Deutschlands  nicht  eine  leere  Phrase  bleiben,  die  bloß  auf  dem 
Papier  steht,  soll  unser  großes  schönes  Vaterland  endlich  ent- 
fesselt werden  von  dem  drückenden  Joche  der  Fremdherrschaft, 
soll  es  frei  und  mächtig  dastehen  mit  Ruhe  im  Innern  und  Ach- 
tung gebietender  Majestät  nach  außen  —  so  müssen  vor  allen 
Dingen  Einrichtungen  getroffen  werden,  wodurch  der  innere  Ver- 
kehr, der  eigentliche  Lebenskern  eines  Volkes,  aus  dem  es  seine 
Kraft  zieht  zum  Starksein  nach  außen,  geordnet  und  geregelt 
wird.  Diese  Aufgabe  habt  ihr  euch  gestellt,  deutsche  Brüder, 
und  wie  wir  mit  hoher  Freude  Hamburgs  Aufruf  begrüßten,  so 
preisen  wir  euch  jetzt  als  Männer  der  Tat,  die  ihr  durch  Er- 
richtung einer  neuen  allgemeinen  deutschen  zeitgemäßen  Hand- 
werker- und  Gewerbeordnung  ausroden  wollt  den  verderblichen 
Keim  der  Zwietracht  und  des  Parteigeistes,  der  bisher  —  genährt 
durch  die  vielen  Grenz-  und  Zollschranken  der  Polizeiherrschaft 
—  unter  den  einzelnen  Völkern  Deutschlands  herrschte,  und  wde 
ein  fressender  Wurm  das  Mark  der  Nation  verzehrend,  diese  ohn- 
mächtig fremden  Völkern  zur  Beute  hingegeben,  Deutschland  zur 
Dienstmagd  vom  Auslande  erniedrigt  hat." 

Der  Kongreß  wird  dann  ausdrücklich  aufgefordert,  er  solle 
sich  fernhalten  von  dem  den  jetzigen  Zuständen  entgegenstehen- 
den Extrem,  von  der  unbedingten  Gewerbefreiheit  und  Freizügig- 
keit, „deren  Einführung  nach  dem  warnenden  Beispiele  von  Preußen 
die    nachteiligsten    Folgen    für  Deutschland    herbeiführen    würde". 

Besonders  interessant  sind  alsdann  die  Stimmen  aus  Bayern. 
Ihre  speziellen  Wünsche  und  Forderungen,  die  uns  namentlich 
noch  später  während  der  Erklärungen  zum  Kongresse  wieder  be- 
gegnen werden,  sind  nur  dann  verständlich,  wenn  wir  wenigstens 
in  Kürze  auf  die  gewerblichen  Zustände  und  auf  die  eigentümliche 
Gesetzgebung  in  Bayern  eingehen.  Bayern  war  damals,  wie  zum 
Teil  heute  noch,  ein  gewerblich  relativ  wenig  entwickeltes  Land. 
Vor  allem  war,  abgesehen  von  der  natürlichen  Lage  des  Landes  und 
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dem  eigentümlichen  Menschenschlage,  das  geweri>liche  Leben  durch 
die  Niederlassungs-  und  Ehegesetzgebung  zu  Anfang  des  vorigen 
Jahrhunderts,  sowie  vor  allem  durch  die  Realgewerberechte  und 
die  bestehende  Zunftverfassung  gehemmt  worden.')  Eine  Ver- 
ordnung von  1804  und  ein  Gesetz  von  1825  suchten  die  Wirk- 
samkeit der  Zünfte  zu  beschränken.  Das  letztere  Gesetz  stand 
auf  dem  Boden  der  Gewerbefreiheit  und  suchte  zunächst  ihren 
Segen  auf  dem  Wege  des  Konzessionssystems  zu  erreichen.  Es 
wurde  aber  so  heftig  von  den  bayerischen  Meistern  angegriffen, 
daß  bereits  1834  das  Recht  der  Behörden,  Konzessionen  zu  er- 
teilen, wesentlich  zugunsten  der  Meister  und  der  Realberechtigten 
beschränkt  wurde.  Kaizl  nennt  dies  Gesetz  einen  bedeutsamen 
Rückschlag,  er  schildert  seine  Bestimmungen  und  seine  \\'irkungen 
folgendermaßen:  „Die  Ansässigmachung  auf  Grund  des  Betriebes 
eines  Gewerbes  oder  einer  freien  Erwerbsart  wurde  nur  bei  Nach- 
weis eines  für  alle  Fälle  hinreichend  gesicherten  Nahrungsstandes 
bewilligt,  und  der  Zutritt  zur  Gemeinde,  respektive  zum  Recht 
auf  eventuelle  Armenverpflegung,  an  Bedingungen  geknüpft,  die 
—  man  kann  fast  sagen  —  nur  von  Bemittelten  erfüllt  werden 
konnten.  Gegen  die  Niederlassung  auf  Grund  des  einfachen  Lohn- 
erwerbes steht  der  Gemeinde  ein  unbedingtes  Verbietungsrecht 
zu.  Da  das  Recht,  sich  zu  verehelichen,  von  dem  Vorhandensein 
der  Erfordernisse  zur  Niederlassung  abhing,  gelangten  auch  nur 
die  Auserwählten  zu  einem  justum  ac  legitimum  mafrimonium." 
„Wohl  uns'"  —  ruft  ein  Abgeordneter  triumphierend  —  „wohl  uns, 
den  Gemeinden,  daß  wir  dieses  absolute  Veto  jetzt  empfangen 
haben.  Dem  Gesetz  von  1825,  an  dem  der  Flor  der  Gemeinden 
offenbar  zugrunde  gehen  mußte,  da  es  den  Grundsatz:  die  An- 
sässigmachung und  die  Verehelichung  sollen  erleichtert  werden, 
offen  an  der  Stirn  trägt  —  ist  endhch  der  Todesstoß  versetzt 
worden !  Ein  goldenes  Schwert  blinkt  in  unseren  Händen,  wir 
wollen  es  gehörig  üben  und  nicht  mehr  aus  den  Händen  geben.''  -) 
Nach  Schmoller  ^)  wurde  dieses  Gesetz  von  1834  streng  gehand- 
habt infolge  der  allgemeinen  Klagen,  die  seit  1848  in  ganz  Deutsch- 
land   wiederklangen,    daß    das  Handwerk    übersetzt   sei,    und    wir 


')  Vgl.    auch    zum    Folgenden:    Schmoller,    a.a.O.    p.  120.    —    Kaizl, 
i.  a.  O.  p.  98  ff.,   104  ff. 

2)  Kaizl ,   a.  a.  O.  p.  104. 
•'')  a.  a.  O.  p.  121. 
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v.-erden  später  sehen,  wie  neben  Preußen  und  Har.nover  allein  irr. 
Bayern  die  zünftlerisch-reaktionäre  Bewegung  am  Anfange  der 
50  er  Jahre  auch  einen  positiven  Erfolg  in  der  Gesetzgebung  er- 
zielt. Mit  einem  Worte  muß  ich  hier  noch  die  sogenannten 
Realrechte  streifen.  Kaizl  hat  sich  in  seinem  Werke  bemüht,  die 
gewerblichen  Real-,  Zwangs-  und  Bannrechte  in  ihrem  Ursprünge 
zu  erklären.')  Er  meint,  die  letzten  Rechte  hätten  sich  fast  überall 
in  Deutschland  entwickelt,  und  gerade  die  Frage,  was  mit  den- 
selben zu  beginnen  sei,  habe  vielfach  Schwierigkeiten  bei  der  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  verursacht.  Auf  keinem  Gebiete  der 
gewerbhchen  Rechtsverhältnisse  habe  aber  „dieses  Unkraut  so 
üppig  gewuchert",  wie  in  Bayern.  In  einer  Bestimmung  des 
bayerischen  Landrechts  sieht  Kaizl  die  Wurzel  der  zweiten  Art 
der  unpersönlichen  Gewerbegerechtigkeiten,  der  sogenannten  Ge- 
werberechte, nämlich  in  der  Erlaubnis  des  Landrechts,  daß  der 
Inhaber  einer  persönlichen  Gewerbebefugnis  mit  obrigkeitlichem. 
Konsens  sein  Recht  an  ein  zunftfähiges  und  handwerkkundiges 
Individuum  abtreten  (zessieren)  dürfe.  Dadurch  sei  in  das  Prinzip 
der  Personalität  der  Gewerbebefugnis  eine  weite  Bresche  geschossen 
Avorden,  zumal  sich  das  beschränkte  Verfügungsrecht  des  Inhabers 
später  zum  vollen  Veräußerungsrecht  entwickelt  habe.  Das  sei  die 
Wurzel  der  sogenannten  Realgewerberechte.  Der  hochgesteigerte 
Egoismus  und  die  vom  Hauch  zünftlerischen  Kastengeistes  genährte 
Exklusivität  der  Handwerksmeister  seien  der  fruchtbare  Boden 
gewesen,  welche  diese  schwache  Wurzel  ausrissen  und  sie  an 
der  Sonnenwärme  einer  verrotteten  Administration  zur  üppigsten 
Entfaltung  gebracht  hätten.  Immer  mehr  hätten  sich  die  er- 
wähnten Zessionen  wiederholt,  und  bald  hätten  die  Gewerbezünfte 
jede  Berechtigung  für  real  angesehen.  Die  Reformversuche  des 
aufgeklärten  Despotismus  unter  Montgelas  und  auch  die  ver- 
mittelnde gesetzgeberische  Richtung  in  den  20  er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  wollten  allerdings  diese  Realrechte  u.  dgl.  ein- 
dämmen, aber  von  1830  bis  rund  1850  folgt  doch  wieder  die 
zünftlerische  Strömung.  Wir  kommen,  wie  gesagt,  auf  das  letzte 
zünftlerische  Gesetz  von  1S53  noch  zurück.  Soviel  über  die  Zu- 
stände und  die  Gesetzgebung  in  Bayern, 

Damals    war  Bayern    also  infolge  der  Verordnung  von   1834^ 

^)  a.  a.  O.  p.  50  ff. 
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die  streng  gehandhabt  wurde,  in  seinem  Gevverbewesen  in  der  Haupt- 
sache zünftlerisch  organisiert,  und  auch  in  den  nächsten  Jahren 
behielt  die  reaktionäre  Richtung  durchaus  die  Oberhand.  Schon 
■der  Gedanke,  daß  die  Frankfurter  Hanchverkerversammlung  oder 
-die  Paulskirche  für  Gevverbefreiheit  stimmen  könnten,  mußte  in 
Bayern  ungeheure  Aufregung  hervorrufen,  und,  wenn  man  es  der 
ersteren  nach  dem  Verlaufe  der  Hamburger  Verhandlungen  auch  nicht 
zutraute,  so  glaubte  man  doch  sicherer  zu  gehen,  wenn  man  den 
bayerischen  Deputierten  eingehende  Instruktionen  mitgab,  respek- 
tive sich  selbst  mit  Entwürfen  und  Resolutionen  an  den  Kongreß 
wandte.  Überaus  groß  ist  die  Zahl  solcher  bayerischer  Adressen 
und  Instruktionen,  die  bei  den  Akten  des  Kongresses  liegen.  In 
zwangloser  Reihenfolge  seien  im  folgenden  einige  erwähnt.  So 
zunächst  eine  Instruktion  der  mittelfränkischen  Kreishauptstadt 
Ansbach  für  ihren  Deputierten.  Sie  wendet  sich  entschieden 
gegen  Gewerbefreiheit,  aber  ebenso  gegen  den  mittelalterlichen, 
krassen  Zunftzwang  und  fordert  die  „höchstnotwendige"  Her- 
stellung eines  Verhältnisses  der  Gewerbe  des  platten  Landes  zu 
<ienen  der  Städte,  sowie  die  Aufstellung  eines  Gewerberates.  Ein- 
.gehender  ist  die  Adresse  der  Gewerbe  Fürths  vom  lO.  Juli  des 
Jahres,  die  natürlich  auch  gegen  Gewerbefreiheit  ist  und  vor  allen 
Dingen  eine  repräsentative  Vertretung  des  Gewerbestandes  bis  in 
die  höchsten  Verwaltungen  des  Staates  fordert.  Die  übrigen 
Forderungen,  wie  Gesellen-  und  Meisterprüfung,  Gründung  eines 
Gewerberates,  Schutz  gegen  Hausierhandel  und  Trödelhandel 
kehren  auch  hier  wieder.  Neu  ist  dagegen  ein  Vorschlag  sub  lO, 
daß  einem  Gesellen  nach  zehnjähriger  tadelfreier  Gesellenzeit  das 
Meisterrecht  zugestanden  werden  solle.  Endlich  verlangt  man 
auch  vom  Kongreß,  daß  die  Fabrik-  und  Maschinentätigkeit  durch 
die  Gesetzgebung  eingeengt  werde.  In  ähnlichem  Stile  bewegen 
sich  die  anderen  bayerischen  Kundgebungen,  so  z.  B.  die  Anträge 
der  Erlanger  Gewerbetreibenden,  der  Augsburger  W'eberinnung, 
der  Nürnberger  Goldschläger,  Schlosser  und  Sporer,  des  Ansbacher 
Schneidergewerks  u.  a.  m.  Bei  allen  kehren  die  bekannten  Forde- 
rungen wieder,  nur  im  Wortlaut  verschieden.  Bei  den  meisten 
wird  ausdrücklich  betont,  daß  der  Deputierte  weder  für  bedingte 
noch  für  unbedingte  Gewerbefreiheit  stimmen  solle.  Das  sieht 
so  aus,  als  wenn  weise  Mäßigung  diesen  Entschluß  diktiert  hätte, 
also    ein  Zurücksfehen    auf  reaktionäre   Ideale    vermieden    werden 
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solle.  \\'ir  wissen  aber,  daß  das  Verlangen  des  Befähigungsnach- 
weises und  der  Kampf  gegen  die  Landhandwerker  durchaus  re- 
aktionär waren.  Man  spricht  (so  z.  B.  die  Erlanger  Gewerbetreibenden) 
von  einer  „zeitgemäßen  Erneuerung"  des  Zunftwesens,  das  Wort 
„zeitgemäß"  ist  aber  nur  ein  schmückendes  Beiwort,  der  Nach- 
druck liegt  auf  der  Erneuerung  an  sich. 

Interessant  ist  die  beständige  Forderung  der  Einführung  eines 
Gewerberates,  der  aus  den  Vorständen  sämtlicher  Gewerke  zu 
wählen  sei  und  als  selbständiges  Kollegium  alle  Gewerbeangelegen- 
heiten zu  beraten  habe.  Gelegentlich  kommt  bei  den  bayerischen 
Kundgebungen  auch  die  Rede  auf  die  Zollfrage,  so  z.  B.  fordern 
die  Erlanger  Gewerbetreibenden  ein  zweckmäßiges  Zollsystem, 
namentlich  Aufhebung  der  Zölle  auf  die  notwendigsten  Lebens- 
mittel. 

Von  besonderem  Interesse  sind  Anträge  der  A  u  g  s  b  u  r  g  e  r 
Weberinnung  vom  ii.  Juli  1848,  weil  nach  Schmollers  Darstellung- 
in seiner  „Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe"  ^)  gerade  die 
Augsburger  \A"eberinnung  eine  Ausnahme  von  dem  allgemeinen 
Untergange  der  damahgen  Handweberei  zu  machen  scheint.  Nach 
einer  bayerischen  Quelle  wird  von  Schmoller  ausdrücklich  konsta- 
tiert, daß  es  den  Augsburgern  gelungen  sei,  „durch  Vereinigung 
zu  gemeinsamen  Werken,  durch  zweckmäßige  Verwendung  des- 
Innungsvermögens  und  anderweitiger  Zuschüsse  zur  Anschaffung 
von  Material  und  der  zur  Gebild-  und  Buntweberei  erforderlichen 
Stühle  und  Maschinen,  dann  durch  die  Bestrebungen  einzelner 
intelligenter  und  bemittelter  Meister,  die  Handweberei  auf  den 
rechten  Weg  zu  führen  und  wieder  zu  heben".  Ihre  Klagen  waren 
aber  1848  ebenso  laut,  wie  die  der  anderen  Handwerker,  und  ihre 
Kundgebung  ist  insofern  lehrreich  und  interessant,  weil  sie  sich 
nicht  mit  der  Proklamierung  der  allgemeinen  Handwerkerforde- 
rungen abgibt,  sondern  speziell  die  Lage  der  Weberei  schilderte 
Ihre  Forderungen  auf  diesem  Gebiete  sind  natürlich  ziemlich  un- 
möglicher Natur.  Sie  wollen  die  Fabriken,  die  der  Weberei  durch 
Maschinen  oder  Wasserkräfte  Konkurrenz  bereiten,  beschränkt  oder 
vermindert  wissen.  Als  besonderer  Nachteil  für  die  Weberei  wird 
außerdem  die  eingeführte  Besteuerung  der  Twiste  bezeichnet,  das 
lasse,    so  meinen  die   braven  Weber,    doch    darauf  schließen,    daß- 

1)  a.  a.  O.  p.  129  ff. 
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es  den  Regierungen  nur  darum  zu  tun  sei,  die  Fabriken  in  Schutz 
zu  nehmen.  Und  es  sei  eine  schreiende  Ungerechtigkeit,  zu  Un- 
gunsten der  Weber  einen  Zoll  auf  die  Twiste  zu  legen,  dadurch 
müßten  Tausende  von  Handwerkern  ruiniert  werden.  „Wäre  es  nicht 
besser  und  ratsamer,"  so  fragen  ganz  im  Stile  unseres  Winkelblech 
die  Augsburger  Weber,  „Deutschland  hätte  einen  wohlgeordneten 
Mittel-  und  Gewerbestand,  als  einige  reiche  Fabrikanten  r"  Darum 
beantragen  sie,  alle  zum  Betriebe  des  Gewerbes  nötigen  Twiste 
von  jedem  Zolle  zu  entheben.  Über  den  Zollverein  wird  hier 
überhaupt  geklagt.  Denn  die  Meisterzahl  der  Weber  habe  am 
meisten  durch  die  Aufhebung  der  Zölle  der  angrenzenden  Zoll- 
vereinsstaaten gelitten.  Diese  Kundgebung  der  Augsburger  Weber- 
innung ist  charakteristisch  dafür,  wie  neben  den  allgemeinen 
Postulaten  des  gesamten  Handwerkerstandes  auch  einzelne  be- 
sonders gedrückte  Gewerbe  ihre  speziellen  nur  sie  angehenden 
Wünsche  dem  Kongreß  kundzugeben  wünschen.  Man  stelle  sich 
nur  einmal  vor,  er  habe  wirklich  später  Zeit  gefunden,  auf  alle 
diese  Eingaben  einzugehen,  welch  wüstes  Tohuwabohu  würde 
dann  das  Ergebnis  des  Kongresses  gebildet  haben,  und  wie  end- 
los hätten  sich  die  ohnedies  schon  vier  Wochen  dauernden  Ver- 
handlungen hingezogen ! 

Aus  Nürnberg^)  liegen  uns  Stimmen  der  Goldschläger, 
Schlosser  und  Sporer  vor,  die  Anträge  stammen  vom  12.  Juli  1848 
und  bieten  nur  Bekanntes  in  ihrem  allgemeinen  Teile,  der  die 
Gewerbefreiheit  eine  Chimäre  nennt,  ihr  den  Untergang  des  Mittel- 
standes zum  Vorwurf  macht  und  andererseits  das  Innungswesen 
energisch  protegiert.  Die  eine  Innung  hat  es  ohne  Zweilel  wört- 
lich von  der  anderen  abgeschrieben.  Erst  im  zweiten  Teile  wird 
auf  das  spezielle  Gewerbe  eingegangen.  In  diesen  Kundgebungen 
wird  auch  ausdrücklich  Schutz  der  bayerischen  Realrechte  gefordert, 
die  als  unantastbar  hingestellt  werden.  „Neben  Realrechten  per- 
sönliche Konzessionen  zu  erteilen,  ist  nichts  Weiteres  als  den  Real- 
rechten ihren  Wert  nehmen,  sie  wertlos  machen.  Wo  Realrechte 
bestehen,  dürfen  neben  ihnen  persönliche  Konzessionen  nicht  er- 
teilt werden."  Und  dabei  war  —  man  erinnere  sich  des  früher 
Gesagten  —  1834  bereits  die  Konzessionserteilung  auf  das  be- 
scheidenste   Maß    eingeschränkt    worden.      Die    Feingoldschläger 

')  über  das  Nürnberger  Handwerk  im  tollen  Jahr  vgl.  Ludw.  Brunn  er, 
Politische  Bewegungen  in  Nürnberg,   1848/49,  p.  24  f.,  30  f.  und   109  ft". 
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fordern  alsdann  speziell  für  ihr  Gewerbe  erhöhte  Zölle  für  die  Ein- 
führung des  Goldes  aus  Belgien  und  Frankreich  und  gehen  auf  die 
Miß.>^tände  ihrer  Branche  näher  ein.  Desgleichen  die  Sporer  und 
Schlosser,  die  besonders  die  Aufhebung  fremder  Niederlagen 
wünschen  und  die  Eisen-  und  steirischen  Warenhandlungen  be- 
schränkt wissen  AvoUen.  Auch  sie  betonen  aber  vor  allem  kräftigen 
Schutz  der  Gewerbe  gegen  Konzessionierung  und  eine  Wieder- 
belebung der  Zünfte.  Dasselbe  verlangen  die  anderen  bayerischen 
Anträge.  So  vermag  die  Ansbacher  Schneiderinnung  ihren 
Deputierten  nichts  mehr  in  ihrer  Instruktion  vom  15.  Juli  1848 
ans  Herz  zu  legen,  als  das  Wort :  nur  keine  Gewerbefreiheit. 
„Wir  wissen  nur  zu  gut,  daß  dieser  Ruf  nach  Freiheit  meist  von 
Preußen  und  den  Rheinprovinzen  herkommt,  welche  dieses  gepriesene 
Gut  schon  haben;  ja  gerade  diese  sind  es,  die  schon  lange  mit 
neidischem  Auge  auf  unsere  Zustände  in  Bayern  blicken  und 
uns  ausbeuten  möchten.  Hat  unser  Gewerbewesen  Gebrechen, 
Fehler,  wozu  wir  die  große  Beengung  unter  die  Verwaltung  mit- 
rechnen wollen,  man  verbessere  dieselben,  nehme  uns  aber  nicht 
den  festen  Boden  und  biete  dafür  Luftschlösser,  daher  noch  einmal 
nur    nicht    das    Todeswort  Gewerbefreiheit." 

Besonders  interessant  ist  eine  Kundgebung  aus  Eggebe- 
felden  in  NiederbaA'ern,  weil  sie  ausdrücklich  ein  Handels-, 
Industrie-  und  Gevverbeministerium  fordert  und  auch  vom  Fabri- 
kanten verlangt,  daß  er  nur  ein  Gewerbe  betreiben  dürfe.  Vor 
allem  wünscht  sie,  daß  Fabriken  nicht  durch  Aktionäre  gebildet 
werden.  Die  übrigen  Forderungen  sind  die  längst  bekannten. 
Dasselbe  gilt  von  dem  Gewerbeverein  des  Landgerichtsbezirks 
Landau  in  Niederbayern  und  dem  Gewerbeverein  der  Stadt 
Amberg  in  der  bayerischen  Oberpfalz.  Von  beiden  wird  als  ober- 
ster Grundsatz  einer  allgemeinen  deutschen  Gewerbegesetzgebung, 
beschränkte  Gewerbefreiheit  proklamiert,  und  beide  wenden  sich 
gegen  die  „höchst  verderblichen  Folgen  des  deutschen  Zollvereins". 
Ausdrücklich  wird  der  Schutz  der  deutschen  Industrie  gegen  die 
auswärtige  Konkurrenz  durch  Zölle  und  die  Schaft'ung  einer 
Achtung  gebietenden  deutschen  Flotte  \erlangt,  das  letztere  jeden- 
falls ein  weitblickendes  Postulat,  denn  ausdrücklich  wird  betont, 
daß  nur  dadurch  unseren  Produkten  der  Weg  zu  den  überseeischen 
Ländern  gebahnt  werde.  Natürlich  wollen  auch  diese  Männer  die 
F^abriktätigkeit  einschränken. 
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Wieder  anderen  Charakter  haben,  wie  bereits  angedeutet, 
die  Programme,  Instruktionen  und  Adressen  Preußens.  Ich 
nenne  zunächst  die  der  Provinz  Pommern,  die  neben  den  be- 
kannten Postulaten  vor  allen  Dingen  die  gewerbliche  Tätigkeit  der 
Dienstboten  auf  den  ländlichen  Gütern  verboten  wissen  wollen. 
Die  Auseinandersetzung  mit  dem  Landhandwerk  spielt  die  größte 
Rolle,  und  der  Haß  gegen  den  Hausierhandel,  namentlich  gegen 
die  hausierenden  Juden,  ist  ebenso  ursprünglich,  wie  in  den 
bayerischen,  mecklenburgischen  und  hanseatischen  Kundgebungen. 
Es  seien  erwähnt  eine  Instruktion  des  Schmiede-  und  Schlosser- 
gewerks  aus  Treptow  bei  Stettin,  eine  solche  des  Tischlergewerks 
zu  Uckermünde,  des  Schuhmachergewerks  zu  Swinemünde  (dieses 
will  auch  sämtliche  Schuh-  und  Stiefelhandlungen  sofort  aufge- 
hoben wissen)  und  zu  Greifenberg.  Das  Amt  der  Glaser  zu  An- 
klam  schließt  sich  im  wesentlichen  den  Forderungen  der  anderen 
an,  betont  aber  z.  B.  ausdrücklich,  daß  die  Gutsbesitzer  von  den 
in  ihrem  Lohn  und  Brot  stehenden  Dienstboten  keine  Arbeiten 
ausüben  lassen  dürften,  die  einem  Handwerker  zukämen.  Und 
in  demselben  Tenor  sind  die  Kundgebungen  der  Stargarder  Ge- 
werk-Schmiedemeister,  der  sämtlichen  Anklamer  Gewerke,  des 
Pyritzer  Schneidergewerkes  usw.  gehalten.  Letztere  wenden  sich 
besonders  scharf  gegen  die  Kleiderhändler,  die  künftig  nur  aus 
gelernten  Schneidern  bestehen  dürften.  Wir  kommen  auf  die  ganz 
besonders  reaktionär  -  radikale  Agitation  des  gesamten  "Schneider- 
gewerkes ja  später  zurück,  wenn  wir  ein  W^ort  über  den  Frank- 
furter Schneiderkongreß  zu  sagen  haben  werden.  Etwas  präziser 
als  die  anderen  Kundgebungen  aus  Pommern  lautet  die  der 
Swinemünder  Glasermeister  und  Vergolder,  die  sich  vor  allem 
gegen  die  Fabriken  richtet,  und  den  ebenso  genialen  wie  ein- 
fachen Vorschlag  macht:  „Schiebet  mit  der  größten  Kraft  die 
Fabriken  in  ihre  früheren  Schranken  zurück,  denn  es  ist  besser,  es 
können  Millionen  den  Staat  in  Not  unterstützen  als  daß  Millionen 
und  der  Staat  von  wenigen  gestützt  werden,  wie  leicht  werden 
nicht  die  wenigen  Stützen  morsch  zusammenbrechen  und  alles  ins 
Verderben  stürzen."  Es  lohnt  sich  nicht,  auf  die  übrigen  Stimmen 
noch  näher  einzugehen.  Auch  die  Kundgebungen  aus  anderen 
preußischen  Provinzen  (es  liegen  mir  noch  solche  aus  Westpreußen, 
Schlesien  und  Sachsen  vor)  bewegen  sich  in  der  gleichen  Richtung. 
Überall  lautet  die  Parole:    Kampf  gegen    die  Gewerbefreiheit    bis 
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aufs  Messer  und  Reorganisation  der  Zünfte !  Manchmal  findet 
sich  in  den  preußischen  Stimmen  auch  eine  Andeutung  über  das 
Verhältnis  zwischen  Meister  und  Gesellen  und  die  Behandlung 
der  Gesellen,  die  ebenfalls,  wie  auch  später  auf  dem  Frankfurter 
Kongresse,  den  Patriarchalismus  der  Meister  erkennen  lassen.  So 
wird  in  dem  „Grundrisse  zu  einer  neuen  Gildeordnung  der  Hand- 
w^erker  Deutschlands",  die  von  dem  Deputierten  aus  Mölln  dem 
Kongresse  später  vorgelegt  wird,  jede  Art  von  Gesellenverbindung 
auf  das  strengste  untersagt.  Auch  kommt  es  vor,  daß  man  sich 
nic'.;t  mit  den  allgemeinen  Forderungen,  das  Landhandwerk  ein- 
zuschränken und  den  städtischen  Innungen  zu  unterwerfen,  be- 
gnügt, sondern  der  Reihe  nach  die  Handwerke  aufzählt,  welche 
für  die  Landwirtschaft  unentbehrlich  und  darum  auch  auf  dem. 
Lande  erlaubt  seien.  Also  ähnlich  wie  auf  dem  früher  zitierten 
Kongresse  der  Braunschweiger  Handwerker  in  Wolfenbüttel.  Dabei 
sind  manchmal  die  Kundgebungen  mit  großem  Fleiße  und  höchst 
umständlich  ausgearbeitet,  so  ist  z.  B.  dem  Liegnitzer  Deputierten 
eine  umfassende  Petition  um  eine  Revision  der  preußischen  Ge- 
werbeordnung von  1845  mitgegeben  worden,  die  bereits  vom 
3.  Juni,  also  aus  der  Hamburger  Zeit,  stammt  und  eine  ausführ- 
liche bis  ins  einzelnste  gehende  Broschüre  darstellt.  Aber  sie 
bietet  nichts  Originelles,  sondern  nur  die  alten  Forderungen.  Sie 
unterscheidet  sich  von  den  übrigen  Kundgebungen  nur  durch 
ihre  Länge  und  dadurch,  daß  sie  bis  ins  Detail  die  zukünftigen 
Einrichtungen  schildert.  Und  auch  die  Berliner  Kundgebungen, 
mit  denen  diese  Übersicht  geschlossen  sein  mag,  bieten  kaum 
etwas  Neues,  es  sei  denn  von  besonderem  Interesse,  daß  z.  B.  in 
einem  ausführlichen  Zirkular  des  Köpenicker  Tischlergewerks  der 
Handwerksbetrieb  auf  dem  Lande  nur  dem  Stellmacher-  und  dem 
Schmiedegewerbe  eingeräumt  werden  soll,  während  die  früheren 
Kundgebungen  noch  eine  Reihe  anderer  Gev.'erke  erlaubt  hatten. 
Zuweilen  befinden  sich  in  diesen  spezielle  Klagen  des  betrefi'enden 
Gewerks,  so  in  demjenigen  des  Seidenknopfgewerks  in  Berlin,  in  dem 
namentlich  über  die  Mihtärwerkstätten  Genaueres  berichtet  wird. 
Es  würde  den  Leser  zu  sehr  ermüden,  wenn  wir  auf  alles 
eingingen,  wir  wollen  darum  diese  Übersicht  über  die  Instruk- 
tionen, Adressen  und  Petitionen  vor  oder  unmittelbar  nach  Beginn 
des  Kongresses  schließen  und  fragen  uns  nur  noch,  bevor  wir  zu 
ihm  selbst  übergehen,  wie  es  denn  kam,  daß  das  Auftreten  unseres 
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W'inkelblech  in  Frankfurt  nicht  von  demselben  Erfolge  begleitet 
war  wie  in  Hamburg,  und  auf  welche  Motive  sein  verspätetes 
Auftreten  (in  der  2i.  Sitzung  vom  7.  August  ergreift  er  zum  ersten 
Male  das  Wort)  zurückzuführen  ist.  Daß  er  selbst  alles  getan 
hatte,  um  auf  das  energischste  eine  rechtzeitige  Beschickung  des 
Kongresses,  der  am  14.  Juli  seinen  Anfang  nehmen  sollte,  zu  er- 
reichen, versteht  sich  von  selbst.  Aus  den  Akten  der  höheren 
Gewerbeschule  und  den  „Winkelblcchakten"  läßt  sich  entnehmen, 
daß  auch  das  Urlaubsgesuch  an  das  kurfürstliche  Ministerium  des 
Innern  rechtzeitig  von  der  Inspektion  der  Gewerbeschule  weiter- 
gegeben wurde.  Es  geht  daraus  hervor,  daß  man  ihn  mit 
394  Stimmen  gewählt  hatte  (den  Vorschlag  erwähnten  wir  bereits 
anläßlich  seines  Vortrages  über  die  Hamburger  Ereignisse).  Aller- 
dings ist  das  Urlaubsgesuch  der  Handwerksmeister  und  Arbeiter, 
die  ihn  entsandten,  an  die  Inspektion  der  Gewerbeschule  erst  vom 
26.  Juli  datiert.  Das  würde  aber  wohl  kaum  viel  bedeutet  haben, 
da  der  Kongreß  sich,  wie  aus  den  Protokollen  hervorgeht,  recht 
langsam  füllte,  und  die  ersten  Sitzungen  nur  in  Gegenwart  einer 
geringen  Anzahl  von  Meistern  stattfanden.  Schwierigkeiten  wurden 
Winkelblech  von  dem  ihm  wohlgesinnten  Märzministerium  nicht 
bereitet,  man  gewährte  ihm  auch  den  späteren  Urlaub  für  den 
Arbeiterkongreß,  als  er  in  einem  Schreiben  vom  26.  August  die 
Notwendigkeit  eines  längeren  Urlaubs  begründete,  und  auch  noch 
für  den  Oktober  wurde  ihm  ein  dreiwöchentlicher  Urlaub- bewilligt. 
Das  für  ihn  und  vielleicht  auch  für  den  ganzen  Verlauf  des  Kon- 
gresses Verhängnisvolle  war,  daß  er  relativ  spät  nach  Frankfurt 
kam,  vor  allem  aber,  daß  er  die  Reise  ohne  ein  schriftlich  fixiertes 
Mandat  unternehmen  mußte.  In  einem  Briefe  vom  3.  August  1848, 
der  an  ihren  Vater  gerichtet  ist  und  den  wir  im  ersten  Bande 
bereits  erwähnten,  gibt  seine  Gattin  als  Grund  jener  Versäumnis 
an,  daß  der  Präsident  des  Kasseler  Wahlklubs  selbst  in  dreimaliger 
Wahl  für  den  Kongreß  durchgefallen  sei  und  darum  mit  Winkel- 
blechs Mandat  „soviel  Schwierigkeiten  mache,  daß  dieser  noch 
immer  in  Frankfurt  sitzt,  ohne  Sitz  und  Stimme  im  Kongreß  zu 
haben".  Dem  Briefe  zufolge  ist  das  Mandat  erst  am  3.  August 
abgegangen. 

Nach  derselben  Quelle  hat  Winkelblech  seine  Zeit  in  Frank- 
furt neben  dem  eifrigen  Zuhören  bei  den  Kongreßverhandlungen 
damit  ausgefüllt,  ähnlich  wie  früher  in  Kassel,  so  auch  in  Frank- 
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furt  a.  M.  und  Umgebung  Vorträge  über  die  soziale  Reform  im. 
Sinne  seines  Föderalismus  zu  halten.  Daß  sich  diese  Vorträge 
auch  auf  die  Nachbarschaft  von  Frankfurt  erstreckten,  geht  aus 
den  Berichten  der  Frankfurter  Zeitungen  hervor.  So  z.  B.  erwähnt 
das  „Frankfurter  Journal"  in  seiner  Nummer  vom  I2.  August  aus 
Darmstadt,')  daß  Winkelblech  dort  als  Vortragender  aufgetreten 
sei.  Es  meint,  in  unseren  Tagen  sei  nichts  seltener  als  ein  Staats- 
ökonom, der  Gegner  der  Gevverbefreiheit  sei;  da  nun  die  Darm- 
städter Gewerbetreibenden  in  dem  unter  dem  Schriftstellernamen 
Karl  Mario  bekannten  Professor  Winkelblech,  der  gegenwärtig 
Mitglied  des  Gewerbekongresses  in  Frankfurt  sei,  das  einzige 
Wesen  dieser  Art  entdeckt  hätten,  so  ließen  sie  sich  denselben 
aus  Frankfurt  kommen,  um  sich  an  einem  seiner  Vorträge  zu 
berauschen  und  hätten  daran  so  viel  Geschmack  gefunden,  daß 
sie  sogleich  eine  zweite  Einladung  an  ihn  ergehen  ließen.  Das 
„Frankfurter  Journal"  fügt  als  „kritisches  Urteil"  hinzu :  „Wir 
kennen  die  Ansichten  des  Herrn  K.  M.  zu  wenig,  um  ein  kompe- 
tentes Urteil  darüber  zu  fällen ;  soviel  scheint  uns  indessen  gewiß 
zu  sein,  daß  es  demselben  schwer  fallen  möchte,  alle  Beschlüsse 
seiner  Herren  Kollegen  vom  Staats  wirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  zu  verteidigen".  Aber  auch  in  den  späteren  \\'ochen  hat 
Winkelblech,  das  sei  hier  gleich  vorweg  betont,  immer  wieder 
Vorträge  gehalten,  so  z.  B.  in  Offenbach,  wie  sich  den  Berichten 
des  „Frankfurter  Journals"  entnehmen  läßt.  An  einer  Stelle  des- 
selben wird  über  diese  Vorträge,  die  ihn  zweifellos  zum  popu- 
lären Mann  machten,  behauptet:-)  „Dieser  Mann  scheint  auf  dem 
besten  Wege  zu  sein,  der  O'Connor  des  gewerblichen  deutschen 
Mittelstandes  zu  werden.  Er  pflegt  in  seinen  Reden,  indem  er 
allgemeine  Innungsverfassungen  mit  schimmernden  Farben  ent- 
wirft, niemals  aufreizend  oder  polemisch,  sondern  bloß  unter- 
richtend zu  sein  und  weiß  dennoch  die  Aufmerksamkeit  seines 
Publikums  zwei  bis  drei  Stunden  lang  zu  fesseln."  Aus  dieser 
Bemerkung  geht  jedenfalls  hervor,  wie  rastlos  Winkelblech  auch 
außerhalb  des  Kongresses  (an  den  sich  für  ihn  der  Gesellenkongreß 
anschließt)  als  Agitator  der  sozialen  Reform  tätig  war,  und  wie 
sehr    man    seine    Rednergabe,    die    ruhige    Sachlichkeit    und    die 


')  Frankfurter  Journal  Nr.  222,   1848.     Erste  Beilage, 
^j  Frankfurter  Journal  Nr.  240,   1848.     Zweite  Beilage. 
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pädagogische  Art  seiner  \'orträge  anerkannte.  Von  den  Vor- 
trägen wird  im  „Frankfurter  Journal"  ^)  ausdrücklich  ein  solcher 
über  ein  neues  Banksystem  im  Zusammenhange  mit  der  Innungs- 
verfassung erwähnt,  also  jener  Plan  seines  föderalistisch-wirtschaft- 
lichen Systems,  den  der  Leser  bereits  aus  dem  dritten  Kapitel  des 
ersten  Bandes  kennt.  Als  die  Tendenz  dieses  Vortrages  wird  in 
jener  Nummer  erwähnt,  es  sei  VVinkelblech  nicht  darum  zu  tun, 
das  Kapital  als  solches  zu  beeinträchtigen,  sondern  darum,  das- 
selbe durch  Einrichtung  zweckmäßiger  Bankinstitutionen  den 
minder  Bemittelten  zuzuführen.  Es  könnte  nach  seiner  Meinung 
nicht  darauf  abgesehen  sein,  die  großen  Geldmänner  zu  plündern, 
sondern  nur  darauf,  daß  man  nicht  ferner  von  ihnen  auf  dem 
Wege  des  Spieles,  Wuchers  und  Betruges  geplündert  werde,  und 
als  Mittel  zur  vollständigen  Erreichung  dieses  Zweckes  habe  er 
die  mit  einem  neuen  Banksystem  in  Verbindung  gebrachte  In- 
nungsverfassung  empfohlen.  Daß  es  ihm  natürlich  an  Feinden 
bei  seiner  öffentlichen  Wirksamkeit  nicht  fehlte,  geht  aus  den 
Zeitungsstimmen  hervor,  wie  auch  aus  einer  Stelle  in  den  Proto- 
kollen des  Frankfurter  Kongresses.  In  seiner  39.  Sitzung  nämlich 
wurden  ein  dem  „Frankfurter  Journal"  eingesandter  Artikel  und 
ein  darauf  erwidernder  kritischer  Aufsatz  besprochen,  von  denen 
ein  Mitglied  des  Kongresses  annahm,  daß  sie  der  Sache  des  Kon- 
gresses schaden  würden.  Winkelblech  verteidigt  sich  mit  dem 
Hinweis  darauf,  daß  er  in  Darmstadt  dasselbe  gelesen  habe,  was 
er  hier  vortrüge,  und  wenn  ihm  jemand  der  Neigung  zur  Gewerbe- 
freiheit zeihe,  so  müsse  er  das  ebenso  gut  über  sich  ergehen  lassen, 
als  wenn  er  für  einen  englischen  Spion  erklärt  würde.  Worauf 
die  Versammlung  zur  Tagesordnung  überging.  — 

Bleiben  wir  nun  gleich  bei  dem  Frankfurter  Kongresse. 

Der  Handwerker-  und  Gewerbekongreß-)  wurde  am  14.  Juli 
1848,  nachmittags  3  Uhr,  in  einem  Saale  des  Römers  zu  Frankfurt 


^)  Nr.  249,   1848.     Zweite  Beilage. 

-)  Dem  Folgenden  liegen  außer  der  früher  zitierten  allgemeinen  Literatur 
über  die  48er  Handwerkerbewegung  in  erster  Linie  zugrunde:  die  Protokolle 
der  „Verhandlungen  des  erslen  deutschen  Handwerker-  und  Ge- 
werbekongresses" (zitiert  als  ,, Protokolle"),  gehalten  zu  Frankfurt  a.  ^L  vom 
14.  Juli  bis  18.  August  1848.  Herausgegeben  im  Auftrage  des  Kongresses  von 
G.  Schirges,  Protokollführer  (Darmstadt  1848.  Verlag  von  L.Papst),  sowie  die 
Berichte  des  „Frankfurter  Journals"  und  der  , .Frankfurter  Oberpostamtszeitung". 
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eröffnet.     Trotzdem    nur    eine    geringe    Anzahl    von    Deputierten 
zugegen  und  der  Norden  weit  zahlreicher  als  der  Süden  vertreten 
ist  (waren  doch    die  Süddeutschen    zum  Teil  erst  am  9.  Juli  von 
dem   Hamburger  Entschlüsse    in  Kenntnis    gesetzt  worden),    wird 
die    Eröffnung    des    Kongresses    zum    festgesetzten   Termine    be- 
schlossen.    Zwei  Fragen  sind  es,    die    zunächst  die  Versammlung 
in  ihren    ersten  Sitzungen    beschäftigen:    die  Stellungnahme    zum 
volkswirtschaftlichen    Ausschusse    der    Nationalversammlung    und 
zu    den    Vertretern   der    Gesellen.     Einstimmig    wird    beschlossen, 
mit   dem  Parlament   in    direkte  Verbindung  zu    treten  durch  Ab- 
fassung einer  Adresse,    die  vor  allem  wegen  ihrer  klaren  Formu- 
lierung  des    Zweckes    des   Kongresses    wichtig    ist.      Es    heißt   in 
ihr:    „Der  Zweck  des  Kongresses  ist  eine  gründliche  Prüfung  der 
Gebrechen   des  deutschen  Handwerker-  und  Gewerbestandes,  die 
Entwerfung    einer,    alle    Kreise    der    gewerblichen    Tätigkeit  um- 
fassenden,   organisch  gegliederten,    zeitgemäßen,  deutschen  Hand- 
werker-   und  Gewerbeordnung  und  die  Gründung  eines  mit  dem 
Reichsministerium    in    direkte    Verbindung    tretenden  Organs    zur 
Förderung  und  Wahrung  der  Interessen  des  deutschen  Handwerker- 
und   Gewerbestandes."      Die    Adresse    bittet,    die    hohe    National- 
versammlung wolle  den  volkswirtschaftlichen  Ausschuß  beauftragen, 
bei    den    fortgesetzten    Beratungen    über    Gewerbeangelegenheiten 
sofort    in    gemeinschaftliche    Verhandlungen    mit    dem    Gewerbe- 
kongreß   zu    treten.     Die    an    v.    Gagern    abgesandte    Deputation 
bringt  ein  sehr  befriedigendes  Resultat :  In  der  Nationalversammlung 
sei    bereits    der   Wunsch    nach    einer    Gewerbeordnung    geäußert 
worden,    und    eine  Verbindung    des  Kongresses    mit   dem    volks- 
wirtschaftlichen Ausschusse  verstehe  sich  von  selbst.    Die  definitive 
Antwort    des   Ausschusses    selbst   gibt   die   gleiche    Erklärung    ab 
und    sieht    Zuschriften    wie    mündlichen    Referaten    freundschaft- 
lichst    entgegen.       Ein     besonderer    Ausschuß     des    Kongresses 
hält    Besprechungen    und    gemeinschaftliche    Sitzungen    mit   dem 
volkswirtschaftlichen    Ausschusse    der  Paulskirche    ab.  —  Größere 
Sorgen   bereitet   die  Erörterung  über  die  Frage,    ob  die  Gesellen 
zugelassen   werden    sollten,    oder   nicht.     Die  Gründe    für    die  er- 
folgende   Abweisung    sind    typisch    für    die    patriarchalische    Auf- 
fassung   der    Handwerksmeister    von    ihrem    Berufe.      Allgemein 
herrscht  die  Meinung,  die  Gesellen  könnten  getrost  erwarten,  daß 
die   Meister    ihre    Interessen    wahrnehmen    würden.      Es    handele 
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■sich,  wie  es  der  Präsident  Maj'  cliarakteristisch  ausdrückt,  um 
das  Verhältnis  des  Vaters  zum  Sohn,  die  jetzige  Bildung  der 
jungen  Leute,  welche  höher  anzuschlagen  sei  als  vormals,  würde 
ihnen  sagen,  daß  die  Meister  nur  für  sie  kämpften.  So  wird  denn 
beschlossen,  die  Gesellen  nicht  zuzulassen,  dagegen  aber  von  der 
Majorität  bejaht,  daß  Gesellen  durch  Meister  auf  dem  Kongresse 
vertreten  sein  dürften.  Diese  Entschlüsse  scheint  nicht  zum 
mindesten  der  Argwohn  der  Meister  bewirkt  zu  haben,  daß 
manche  der  Gesellen  von  Arbeitervereinen  abgesandt  seien,  daß 
man  Deputierte  der  demokratischen  Vereine  in  den  Kongreß  be- 
kommen könne.  \\'enigstens  wird  später  eine  gründliche  Prüfung 
der  Legititnation  unter  diesem  Gesichtspunkte  beantragt,  als  die 
Meister  die  Gesellen,  die  sich  bereits  zu  einem  eigenen  Kongreß 
(dem  sogenannten  Gesellen-  oder  Arbeiterkongreß,  von  dem  im 
nächsten  Kapitel  die  Rede  sein  wird)  zusammengetan  hatten,  in 
beschränkter  Zahl,  nämlich  zehn  mit  „Stimmrecht  aber  nicht  Ab- 
stimmungsrecht", zulassen  wollen.  —  Im  übrigen  ist  der  Kongreß 
nach  Aufstellung  seiner  Geschäftsordnung  in:  die  Beratung  der 
Grundzüge  der  Gewerbeordnung  eingetreten  und  hat  bis  zum 
Erscheinen  Winkelblechs  am  7.  August  mehrere  Punkte  erledigt. 
„Alle  Handwerker  müssen  zu  Innungen  zusammentreten,"  hieß 
einer  der  ersten  Paragraphen,  der  angenommen  wurde.  Andere 
in  gleich  zünftlerischem  Sinne  folgten  nach.  Gewinnung  des 
Meisterrechts,  Verbot  des  gleichzeitigen  Betriebes  mehrerer  Gewerbe, 
Beschränkung  der  Gewerbe  auf  die  Städte  („die  Landmeister 
müssen  mit  der  Zeit  aussterben",  wie  es  einer  der  Deputierten 
formuliert  wissen  wollte),  Verbot  des  Hausierhandels  und  der 
Staatswerkstätten  usw.,  das  alles  wird  in  langen  Debatten  beraten. 
Besonders  schwierig  und  eingehend  sind  die  Verhandlungeii  über 
die  Ablösung  der  Realrechte.  Beschlossen  wird,  daß  mit  Ein- 
führung der  neuen  deutschen  allgemeinen  Gewerbeordnung  alle 
aii  dem  Betriebe  von  Handwerken  und  technischen  Gewerben 
haftenden  Realrechte  aufzuheben  seien.  —  War  für  Aufhebung 
des  Hausierhandels  mit  Leichtigkeit  Majorität  im  Kongresse  zu 
finden  gewesen,  so  gestaltete  sich  die  Sachlage  schwieriger  bei 
den  Beratungen  über  die  Beschränkungen  der  Fabriken  und  des 
Handels  mit  Gewerbsartikeln.  Die  allgemeine  Notwendigkeit  des 
Bestehens  der  Fabriken  neben  den  Handwerkern  wird  freilich 
anerkannt,    aber   die   Herstellung   der   richtigen  Grenze   zwischen 
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Handwerk  und  Fabrik  macht  Schwierigkeiten,  und  alsbald  steht 
der  Kongreß  mitten  in  der  Behandlung  des  zeitgemäßen  Problems 
der  Schutzzölle.  Es  kommt  im  Verlauf  der  Verhandlungen  zur 
Wahl  von  drei  Mitgliedern  zu  einer  Kommission  über  Schutzzölle. 
Und  hier  erfahren  wir  zum  ersten  Male  etwas  über  die  Gegen- 
wart Winkelblechs  bei  den  Beratungen,  indem  der  Präsident  zur 
Vermeidung  von  Irrtümern  darauf  aufmerksam  macht,  „daß 
der  Herr  Professor  Winkelblech  noch  nicht  mit  Legitimation  ver- 
sehen und  deshalb  in  die  Kommission  nicht  gewählt  werden 
könne".  Winkelblech  wird  demnach  zwischen  den  öffentlichen 
Sitzungen  bereits  einen  regen  Verkehr  mit  den  Mitgliedern  des 
Kongresses  gepflogen  haben.  Ohne  ihn  kommt  der  Kongreß 
hinsichtlich  der  Frage  des  Schutzes  des  Handwerks  nach  außen 
zu  dem  Ergebnis,  daß  alle  Gevverbserzeugnisse,  die  vom 
Auslande  eingeführt  werden,  zum  Schutze  der  deutschen  Industrie 
mit  hohen  Eingangszöllen  belegt  werden  müßten,  und  daß  Roh- 
produkte, die  in  Deutschland  selbst  zur  Fabrikation  nötig  seien, 
beim  Ausführen  angemessen  besteuert  werden  sollten.  Die 
Handlungen  betreffend  wird  gefordert,  daß  nur  dem  Handwerker 
der  Handel  mit  seinen  Erzeugnissen  und  den  in  sein  Fach  ein- 
schlagenden Gegenständen  erlaubt  sei.  — •  Der  Kongreß  tritt 
darauf  in  die  Beratung  der  Hilfsmittel  zur  Hebung  des  Hand- 
werkerstandes ein  und  fordert  hier  unentgeltlichen  Unterricht  in 
allen  Schulen  und  Verbesserung  der  bestehenden,  sowie  Gründung 
von  Gewerbeschulen  auf  Kosten  des  Staates,  er  fordert  ferner  die 
Einrichtung  von  Vorschußbanken  und  Hilfskassen.  Diese  Beratungen 
werden  unterbrochen  durch  einen  Antrag,  der  die  Zulassung  des 
Professor  Winkelblech  verlangt,  den  wir  uns  immer  als  einen  im 
Hintergrunde  agierenden  regen  Teilnehmer  an  allen  bisherigen 
Beratungen  denken  müssen.  Der  Antragsteller  führt  aus,  daß  die 
Erreichung  des  Zieles  des  Kongresses  höher  stehen  müsse  als 
die  Förmlichkeiten  einer  festgestellten  Ordnung.  Winkelblech 
habe  freilich  sein  Mandat  noch  nicht,  das  erst  in  den  nächsten 
Tagen  eintreffen  werde,  die  Versammlung  möge  jedoch  ihm  ohne 
weiteres  die  Teilnahme  am  Kongreß  mit  Sitz  und  Stimme  ein- 
räumen. Die  Versammlung  hält  an  den  Förmlichkeiten  fest,  wir 
können  aber  dem  Antrage  entnehmen,  daß  die  Persönhchkeit 
unseres  Winkelblech  manchen  Deputierten  des  Meisterkongresses 
für  sich  gewonnen  hat.     Das  war  am  l.  August  gewesen,  erst  am 
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7.  finden  wir  seinen  Namen  in  dem  Protokoll  unter  den  Rednern 
erwähnt. 

Inzwischen  war  am  4.  August  in  der  20.  Sitzung  des  Meister- 
kongresses der  gerade  für  Winkelblech  besonders  schmerzliche 
Bruch  mit  den  Gesellen  vollständig  geworden.  Die  Vertreter  der 
Gesellen  hatten  erklären  lassen,  daß  sie  an  den  Verhandlungen 
des  Kongresses  nicht  mehr  teilnehmen  würden,  weil  ihnen  eine 
beschheßende  Stimme  nicht  eingeräumt  sei.  Der  Kongreß  er- 
kennt, daß  die  hiesigen  Gesellen  zwar  mit  ihm  gebrochen  hätten, 
daß  man  aber  auf  die  von  auswärts"  eingelaufenen  Gesellen- 
anträge eingehen  müsse,  die,  nach  den  Worten  des  Präsidenten 
May,  „so  vernünftig  seien,  daß  die  Meister  nichts  dagegen  haben 
könnten".  Da  der  Meisterkongreß  inzwischen  bereits  ans  Ende 
seiner  speziellen  Beratungen  gekommen  ist,  so  wird  diese  Ver- 
handlung recht  summarisch,  entbehrt  aber  nicht  höchst  charakte- 
ristischer Stellen  zur  Beleuchtung  der  Auffassung  der  Gesellen- 
( Arbeiter-) frage  seitens  der  Meister.  So  haben  die  Gesellen  den 
Vorschlag  unterbreitet:  die  Zahl  der  Lehrlinge  sei  auf  zwei  für 
jeden  Meister  zu  beschränken.  Da  erheben  sich  Stimmen  in  der 
Versammlung:  Gesellen  könnten  keine  Vorschriften  machen;  ein 
Meister  beantragt:  Die  Versammlung  möge  diesen  Antrag  mit 
Indignation  zurückweisen,  ein  anderer  meint  gemäßigter:  die 
Gesellen  hätten  recht,  aber  nicht  ihre  Sache,  sondern  Sache  des 
Meisters  sei  es,  diese  Änderung  zu  schaffen.  Erst  in  der -21.  Sitzung 
vom  7.  x^ugust  ergreift  Winkelblech  zum  ersten  Male  das  Wort, 
auch  hier  —  ganz  ähnlich  wie  in  Hamburg  — ,  um  die  scharf 
aufeinander  geprallten  Geister  zu  versöhnen,  sowie  die  überflüssig 
lang  ausgedehnten  Debatten  zu  kürzen.  Im  allgemeinen  zeigen 
freilich  seine  Reden  nicht  die  Frische  und  den  großen  Stil,  wie 
in  Hamburg.  Es  ist,  als  ob  auch  er,  obwohl  er  sich  ausdrücklich 
zur  Minorität  bekennt,  von  dem  kleinlichen  Ton  des  ganzen 
Kongresses  angesteckt  worden  sei.  Das  liegt  wohl  auch  daran, 
daß  er  nicht  von  Anfang  an  die  Zügel  in  seiner  Hand  spürte, 
wie  in  Hamburg,  wo  mit  der  ersteren  größeren  Rede  sein  Erfolg 
voll  entschieden  war.  In  Frankfurt  kommt  er,  wie  gesagt,  zu 
spät,  um  die  Majorität  auf  seinen  Föderalismus  zu  einigen.  Trotz- 
dem ist  seine  Rolle  nicht  unbedeutend.  Das  erkennt  man  deut- 
lich, wenn  man  die  rege  Beteiligung  beobachtet,  die  er  dem 
Kongresse  widmet   und   die   sich   dahin   äußert,    daß  er   in  jeder 
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Sitzung  seit  dem  7.  August  das  Wort  ergreift.  Seine  Reden  sind 
außerdem  stets  voller  Ideen,  sie  zeigen,  gleich  seinem  Kasseler 
und  Hamburger  Auftreten ,  wie  er  ganz  von  dem  Gedanken  des 
Föderalismus  und  der  Rettung  des  Mittelstandes  erfüllt  und  zu- 
gleich bemüht  ist,  seinen  Zuhörern  dasselbe  einzuprägen.  Auch 
auf  diesem  Kongresse,  auf  dem  er  weit  langsamer  zum  Erfolg 
vordringt,  hält  er  das  Niveau  der  Debatte  hoch  und  führt  sie 
glücklich  über  Seichtheiten  und  Untiefen  hinweg.  Noch  deutlicher 
aber  als  in  Hamburg  tritt  der  dozierende,  pädagogische  Ton  her- 
vor, der,  fern  aller  Leidenschaftlichkeit,  dabei  aber  durchaus  nicht 
des  Schwungs  entbehrend,  nur  überzeugen  und  belehren  will. 

Ausführlicher  äußert  sich  Winkelblech  erst  von  der  22.  Sitzung 
vom  8.  August  an  bis  zum  Schlüsse.  Prüfen  wir  die  Verhand- 
lungen betreffs  seines  Auftretens:  Bei  Beratung  der  „Innungs- 
paragraphen" erörtert  er  in  einer  etwas  pedantisch-breiten  Manier 
die  Funktionen  der  Innungen.  Man  könne  deren  drei  unter- 
scheiden: I.  bei  der  Gesetzgebung,  2.  bei  der  Verwaltung  und 
3.  bei  der  Rechtspflege.  Erst  unter  dem  folgenden  Titel  sei  von 
den  Innungsfunktionen  die  Rede.  Deshalb  schließe  er  sich  dem 
Antrage  auf  voranzustellende  Angabe  des  allgemeinsten  und  um- 
fassendsten Zwecks  der  Innungen  an  und  beantrage :  in  dem  vom 
Präses  vorgeschlagenen  Amendement  bloß  den  Zusatz  zu  machen : 
„Alle  gewerblichen  Interessen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  zu 
wahren".  Man  sieht  hier  schon  den  Unterschied  zwischen  den 
Meistern  und  Winkelblech.  Immer  wieder  hebt  er  hen-or,  daß 
es  sich  um  alle  gewerblichen  Interessen  im  Wirtschaftssystem  der 
Zukunft,  nicht  nur  um  die  der  Handwerker  handle.  Aber  er  weiß 
sich  doch  geschickt  der  speziellen  Aufgabe  des  Kongresses,  wie 
die  Handwerker  sie  auffassen,  anzupassen.  So  meint  er:  er  für 
seine  Person  sei  zwar  ganz  dafür,  daß  man  sich  auf  eine  alle 
Produktionszweige  umfassende  Ordnung  einlasse,  aber  er  handle 
für  seine  Kommittenten  und  beantrage  deshalb,  daß  man  sich 
bloß  auf  die  Handwerkerordnung  beschränke.  Später  möge  man 
zu  den  technischen  Gewerben,  d.  h.  Fabriken  kommen,  die 
Grenzen  zwischen  beiden  aber  genau  bestimmen.  Zu  dem  Zwecke 
sei  an  diesem  Platze  am  besten  eine  Aufzählung  der  einzelnen 
Handwerke  vorzunehmen.  —  Deutlich  zeigt  sein  Eingreifen  in  die 
weitere  Diskussion,  wie  er  durch  die  Begriffsschärfe  seines  Denkens 
den  Meistern  überlegen  ist.    Das  wird  z.  B.  klar,  als  es  gilt,  einen 
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Beschluß  über  Gewerberäte,  Gewerbekammern  und  Gewerbe- 
gerichte zu  fassen  und  man  unklar  darüber  ist,  ob  Vertretung 
und  Verwaltung  getrennt  oder  vereint  zu  behandeln  seien.  \\'inkel- 
blech  belehrt  die  uneinigen  Meister,  daß  früher  gesetzgebende, 
Verwaltungs-  und  Justizbehörden  in  mannigfacher  Weise  vereinigt 
gewesen  seien,  die  gewerblichen  Behörden  hätten  den  Ministerien 
und  diese  den  Kammern  die  Arbeiten  der  ersteren  gezeigt.  Jetzt 
sollten  aber  die  drei  Gewalten  getrennt  werden.  Hier  zeige  sich 
die  Notwendigkeit  der  Bildung  einer  gewerblichen  Kammer, 
welche  der  gesetzgebenden  mit  beratender  Stimme  zur  Seite  zu 
stellen  wäre  und  der  Vermittlung  durch  die  Verwaltungsbehörde 
nicht  weiter  bedürfen  solle.  Titel  IQ  müsse  demnach  in  drei  be- 
sondere Titel  zerfallen,  von  denen  der  eine  von  der  Verwaltung 
bei  der  gesetzgebenden  Behörde,  der  zweite  von  der  Verwaltung 
und  der  dritte  von  der  Rechtspflege  handle.  Die  Vertretung  bei 
der  Gesetzgebung  sei  unleugbar  das  Wichtigste,  und  hauptsächlich 
sei  eine  nach  Berufsgeschäften  gewählte  Kammer  sehr  wünschens- 
wert, w^eil  der  politischen  Kammer,  in  welcher  nach  Köpfen  ge- 
zählt werde,  die  ungefähr  60 — 70  ^^  der  Bevölkerung  betragenden 
Ackerbauer  notwendig  ein  Übergewicht  erlangen  müßten.  Außer- 
dem zeige  die  Erfahrung,  daß  die  politische  Kammer  mit  Beamten 
überladen  sei,  während  sich  die  doch  nicht  minder  nötigen  Kapazi- 
täten in  ihr  nicht  fänden;  eine  etwa  aus  lOO  Personen  zu  wählende 
industrielle  Kammer  werde  alle  einzelnen  Geschäfte,  namentlich 
die  Gewerbetreibenden,  hinreichend  bei  der  Legislation  beteiligen 
und  den  Einfluß  des  nicht  nach  Ständen  sondern  nach  Köpfen 
gewählten  politischen  Parlaments  in  einer  passenden  Weise  kom- 
pensieren.^) 

Besonders  interessant  ist  in  dieser  Rede  der  Haß  gegen  die 
Beamten,  der  sich  ja  auch  in  seinem  Werke  zeigt  und  seinen 
Grund  wohl  in  seiner  Beobachtung  des  Schcft'erschen  Mißregiments 
in  Kurhessen  hat.  Heute  würde  ja  sein  Wort  über  die  Zusammen- 
setzung der  Kammern  insofern  nicht  mehr  zutreffen,  als  sie  fast 
zu  sehr  von  wirtschaftlichen  Interessen  erfüllt  sind  und  es  Leute 
gibt,  die  manchmal  Sehnsucht  nach  einem  „Professorenparlament" 
äußern.  Der  Vorschlag  ist  im  wesentlichen  mit  dem  in  Hamburg 
und    später   im    hessischen   Landtage   geäußerten   identisch.      Die 
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deutliche    Trennung    der   Funktionen    in  Vertretung,    Verwaltung^ 
und  Rechtspflege  wird  übrigens  vom  Kongreß  angenommen.') 

Der  belehrende  Zweck  seiner  Ausführungen  einem  halb- 
gebildeten, kleinbürgerlichen  Publikum  gegenüber  verleitet  Winkel- 
blech manchmal  dazu,  etwas  zu  weit  auszuholen,  wenn  er  freilich 
auch  bei  solchen  Gelegenheiten  immer  lehrreich  und  klar  bleibt. 
So  veranlaßt  ihn  die  Debatte  über  die  Zusammensetzung  usw. 
der  Gewerbegerichte  zu  einem  längeren  Expose  über  die  Systeme 
der  Rechtspflege  überhaupt.  Er  meint:  Es  gebe  zwei  Systeme 
der  Rechtspflege,  das  erste  und  älteste  bediene  sich  der  Sonder- 
gerichte oder  Spezialgerichtshöfe ,  welche  die  Streitigkeiten  ge- 
wisser Stände  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zu  schlichten  hätten.. 
Das  sei  das  System  des  Mittelalters  und  entspreche  ganz  der 
kastenartigen  Absonderung  der  verschiedenen  Stände  jener  Zeit; 
das  zweite  entspreche  dem  Geiste  der  Zukunft  und  versammle 
alle  Stände  vor  dem  Forum  eines  einzigen  allgemeinen  Gerichts^ 
Wenn  man  also  die  Zukunft  im  Auge  habe,  müsse  man  sich  un- 
bedingt für  das  letztere  entscheiden.  Die  Spezialgerichte  hätten 
den  Nachteil,  daß  sie  zu  beständigen  Streitigkeiten  über  die 
Kompetenz  der  Gerichtshöfe  führten  und  das  Personal  des  Richter- 
standes in  unzweckmäßiger  Weise  vermehrten.  Wolle  man  solche 
Spezialgerichte ,  so  sei  es  allerdings  angemessen ,  außer  den 
Handelsgerichten  auch  Gewerbegerichte  einzusetzen.  Unverkennbar 
hätten  indessen  solche  Gewerbegerichte  nur  die  Streitigkeiten  der 
Gewerbetreibenden  untereinander,  nicht  aber  die  mit  dem  Publi- 
kum zu  schlichten,  denn  letztere  müßten  nach  diesem  verwerflichen 
System  der  Rechtspflege  bei  anderen  Gerichtshöfen  anhängig  ge- 
macht werden.  Jedenfalls  müsse  also,  wenn  man  sich  für  be- 
sondere Gerichtshöfe  entscheide,  der  Passus  des  Programms,  nach 
dem  diesem  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  das  Publikum  ein- 
geräumt w^erde,  ganz  fallen.  Das  zweite  System  der  Rechtspflege^, 
nach  dem  es  nur  allgemeine  Gerichtshöfe  gebe,  sei  bei  weitem 
vorzuziehen,  aber  es  frage  sich  dabei  wieder,  welche  Einrichtung 
man  demselben  gebe.  Das  Einfachste  werde  sein,  wenn  man 
einen  Friedensrichter  für  einen  Kreis  von  etwa  5000  Seelen  er- 
wähle und  dies  Amt  als  ein  Ehrenamt  betrachte.  Es  sei  nicht 
nötig,    dazu  einen  Rechtsgelehrten  zu  wählen.     Es    habe  derselbe 
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nicht  nur  als  Schiedsrichter  zu  fungieren,  sondern  es  stehe  ihm 
auch  in  minder  wichtigen  Fällen  die  Entscheidung,  jedoch  mit 
möglicher  Berufung  an  die  Obergerichte,  zu.  Er  ziehe  die  Handels- 
leute hinzu,  wenn  er  über  Handelssachen,  die  Handwerker,  wenn 
er  über  Gewerbeangelegenheiten  zu  entscheiden  habe,  fälle  aber 
seine  Urteile  nach  moralischer  Überzeugung.  Unter  solchen  Um- 
ständen könnten  Spezialgerichtshöfe  ganz  aufhören ,  namentlich 
wenn  man  den  Obergerichten  ebenfalls  eine  passende  Einrichtung 
;gebe  und  auch  in  Zivilsachen  die  Entscheidung  in  die  Hände  der 
Jury  lege.  Der  höchste  Grundsatz  der  modernen  Rechtsbildung 
:sei  der:  daß  das  Volk  das  Recht  zu  finden  und  zu  sprechen,  der 
Richterstand  aber  dasselbe  zu  fassen  und  die  Prozesse  zu  leiten 
habe.  Und  weiter:  die  Juristen  seien  nicht  überall  notwendig, 
aber  bei  jedem  Spezialgerichte  sei  ein  Jurist  nötig,  ihm  möge  in- 
dessen bloß  die  Leitung  der  Prozesse  überlassen  werden.  Die 
Entscheidung  müsse  dem  Gewerbegericht  reserviert  bleiben. 
Etwas  später  wiederholt  er:  es  sei  in  allen  Fällen  zweckmäßig, 
•dem  Richterstande  die  Leitung  der  Prozesse  zu  übergeben,  aber 
•das  Volk  müsse  das  Recht  finden  und  sprechen ;  wolle  man  diesen 
Grundsatz  auf  die  Spezialgerichtshöfe  in  Anwendung  bringen,  so 
schlage  er  vor,  daß  man  das  Gewerbegericht  aus  Gewerbetreiben- 
den und  einem  Richter  zusammensetze,  jedoch  mit  der  Bedingung, 
■daß  der  letztere  die  Verhandlungen  leite  und  die  Gewerbe- 
treibenden selbst  das  Urteil  fällen.  Die  Leitung  der  Versammlung 
sei  schwierig,  setze  Übung  voraus  und  müsse  erlernt  werden,  zum 
Urteil  aber  genüge  der  gesunde  Menschenverstand.  —  Wie  würde 
wohl  Wiiikelblech  heute  —  so  fragt  man  unwillkürlich  —  urteilen, 
wo  die  Spezialgerichtsbarkeit  —  Gewerbe-,  Handels-  und  Kauf- 
mannsgerichte  —  immer  mehr  Terrain  erobert  hat  und  nach 
Ansicht  ängstlicher  Formaljuristen  bereits  die  Rechtscinheit  be- 
droht !  ? 

Wie  ihn  bei  Beratung  der  Gewerbegerichte  eine  scheinbar 
geringfügige  Ursache  zu  einem  Vortrage  über  die  Rechtssysteme 
überhaupt  \'eranlaßt,  so  verlockt  ihn  die  Debatte  über  die 
Wahlen  zur  Gewerbekammer  zu  einem  kleinen  Privatissimum 
über  die  Wahlsysteme,  das  er  den  biederen  Meistern  hält. 
Seine  Überzeugung  ist,  daß  sich  vieles  sowohl  für  die  direkte 
wie  für  die  indirekte  Wahl  sagen  lasse;  die  direkte  habe  den 
Vorteil,    daß    sich    der  Wähler    auf  niemand   zu   verlassen   habe. 
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die  indirekte  dagegen  den ,  daß  eine  Beratung  der  Wahlmänner 
untereinander  möglich  sei,  und  namentlich  bei  großen  Wahl- 
bezirken, wo  der  Wahlkandidat  dem  Wähler  oft  ganz  unbekannt 
bleibe,  er  sehr  leicht  mit  dem  Wahlmann  bekannt  sein  könnte.  Es  sei 
schwerer,  eine  große  Anzahl  von  Personen  zu  bestechen  als  eine 
kleinere  Anzahl.  Die  Bestechung  bestehe  nicht  bloß  in  Geld, 
sondern  oft  in  weit  wichtigeren  Vergünstigungen,  die  erfahrungs- 
gemäß auf  Leute  der  höchsten  Stände  Einfluß  gehabt  hätten» 
Er  schlägt  daher  einen  Wahlmodus  vor,  der  die  Vorteile  der 
direkten  wie  indirekten  Wahl  miteinander  verbindet,  dabei  aber  die 
Nachteile  beider  ausschließen  soll.  Es  sollen  gesetzliche  Wahl- 
klubs von  Wahlmännern  mit  Vorschlagsrecht  gebildet  und  die 
Wahl  nach  deren  Vorschlägen  auf  direktem  Wege  v^orgenommen 
werden.  Wer  dann  eines  Rates  bedürfe,  könne  dem  Wahl- 
mann folgen ;  wer  sich  selbst  zu  helfen  wisse,  sei  von  ihm  un- 
abhängig. Gerade  bei  den  direkten  Wahlen  seien  die  Kosten 
die  geringsten,  weil  nur  die  Vereinigung  der  Wahlmänner  mit 
Kosten  verbunden  wäre,  aber  der  Kostenpunkt  komme  bei  einer 
so  wichtigen  Frage  nicht  in  Betracht.  Außerdem  sei  es  von 
großer  Bedeutung,  daß  die  Abstimmung  bei  allen  Urwahlen 
heimlich  erfolge,  weil  dadurch  alle  Bestechungsversuche  vereitelt 
würden,  während  umgekehrt  die  Wahlmänner  der  öffentlichen 
Kontrolle  halber  öß'entlich  stimmen  müßten.  Übrigens  wird  keine 
Einheit  erzielt.  Die  Majorität  steht  von  den  weiter  gehenden 
Plänen  Winkelblechs  ab  und  sieht  nur  eine  Gewerbekammer  vor. 
Winkelblech  formuliert  dieses  so,  daß  die  Majorität  des  Aus- 
schusses eine  besondere  Handwerkerkammer  gewollt,  die  Minorität 
aber  sich  für  eine  allgemeine  industrielle  Kammer  ausgesprochen 
habe,  und  daß  er  für  eine  solche  ein  spezielles,  aber  zu  weitläufig 
befundenes  Wahlgesetz  v^orgelegt  habe.  Nach  diesem  Wahlgesetz 
kämen  allerdings  %q  Gewerbetreibende  in  die  Kammer,  indem 
die  Vertretung  nach  Hauptindustriezweigen,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Kopfzahl  der  dabei  Beteiligten,  stattfinden  müßte,  was  um  so 
notwendiger  sei,  als  in  die  politische  Kammer  nach  Köpfen  gewählt 
werde  und  dadurch  der  60"  g  starke  Ackerbau  ein  entschiedenes  Über- 
gewicht erlange.  Es  handle  sich  also  nicht  um  eine  Bevorrechtung 
der  Gewerbetreibenden,  sondern  um  eine  gerechte  Ausgleichung 
des  Einflusses  der  sozialen  Stände.  Aus  dem  Gesagten  gehe 
hervor,    daß    sich    die    angegebene    Zahl    sehr    gut    rechtfertigen 
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lasse,  und  er  lege  um  so  größeren  Wert  auf  diese  Behauptung, 
als  von  vornherein  zu  erwarten  sei,  daß  das  Parlament  nicht  auf 
besondere  Gewerbe-,  Handels-,  Ackerbau-  und  Arbeiterkammern 
eingehen ,  sondern  ein  allgemeines  soziales  Parlament  bilden 
werde.  Und  weiter:  Das  Geschäft  des  Gewerbeparlaments  be- 
stehe darin,  dem  politischen  Vorschläge  zu  machen,  daher  müsse 
es  gleichzeitig  mit  diesem  tagen.  Die  Vorberatung  sei  Sache 
der  Spezialkammern  und  Gewerberäte  und  könne  vor  Ver- 
sammlung des  Parlaments  zur  Genüge  stattfinden.  Habe  das 
gewerbliche  Parlament  seine  Arbeiten  beendigt,  so  dürfe  es  sich, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer  des  politischen,  auflösen. 

Aber  nicht  bloß  die  großen  Organisationsfragen  interessieren 
Winkelblech,  sondern  er  nimmt  auch  an  den  Detailfragen  Anteil. 
So  führt  er  bezüglich  des  Personals  der  Prüfungskommissionen 
aus,  es  könne  dasselbe  nur  aus  Meistern  desselben  Geschäfts 
bestehen.  Die  Zuziehung  von  Männern,  die  nicht  vom  Fach 
seien,  halte  er  durchaus  nicht  für  zweckmäßig;  bei  der  theo- 
retischen Prüfung  müsse  man  nicht  allgemeine  Schul-  sondern 
Fachkenntnisse  verlangen,  wie  z.  B.  bei  dem  Bauhandwerker 
Kenntnis  der  Baustile.  Gesellen  könnten  nicht  hinzugezogen 
werden,  da  sie  selbst  durch  eine  Prüfung  ihre  Befähigung  noch 
nicht  nachgewiesen,  wohl  aber  könnten  sie  bei  Wahl  der  Prüfungs- 
räte mitwirken.  Prüfen  und  aburteilen  seien  zwei  verschiedene 
Geschäfte,  deren  Trennung  ihm  sehr  zweckmäßig  erscheine.  Er 
schlage  deshalb  einen  Prüfungsrat  vor,  der  aus  1 1  Mitgliedern 
bestehe,  von  denen  zwei  examinierten  und  die  anderen  über  den 
Erfolg  der  Prüfung  abstimmten.  Zum  Prüfungsort  empfehle  er 
die  Bezirkshauptstadt,  um  Parteilichkeiten  zu  vermeiden,  die  mit 
Lokalprüfungen  stets  verbunden  wären.  Ferner  verlange  er,  daß 
die  P'rist  für  die  Zurücksetzung  der  Kandidaten ,  welche  die 
Prüfung  nicht  bestanden  hätten,  auf  6  Monate  festgesetzt  werde, 
statt  auch  hier  wieder  der  Prüfungskommission  die  Befugnis  zu 
willkürlichen  Bestimmungen  einzuräumen. 

Meisterhaft  versteht  er  es,  kleinliche  Zänkereien  durch  die 
Erinnerung  an  das  große  gemeinschaftliche  Ziel  einzudämmen. 
Dies  geschieht  z.  B.  bei  der  Freizügigkeitsdebatte.  Er  spricht 
hier  „versöhnende  Worte"  und  meint:  man  stehe  auf  dem  unebenen 
Boden  der  deutschen  Geschichte.  Alle  deutschen  Staaten  hätten 
bisher  verschiedene  Gesetzgebungen  gehabt,  man  wolle  statt  der- 
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selben  eine  allgemeine  einführen ;  deren  Einführung  sei  aber  ohne 
die  Beeinträchtigung  zahlreicher  Interessen  unmöglich.  Übrigens 
glaube  er,  daß  man  zu  viel  Zeit  mit  diesem  Gegenstande  verliere. 
Es  sei  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz,  daß  kein  Gesetz  rück- 
wirkende Kraft  habe,  und  deshalb  werde  sich  das  Parlament, 
was  auch  der  Kongreß  immerhin  beschließen  möge,  niemals  zur 
Erlassung  eines  Gesetzes  wie  des  proponierten  entschließen. 

Besonders  interessiert  ihn  natürlich  die  Frage  einer  Geschäfts- 
grenze. Er  führt  aus:  Die  Gewerbefreiheit  bestehe  darin,  daß 
ein  jeder  so  viel  Geschäfte  treiben  dürfe,  wie  er  wolle,  daß  er 
jedes  derselben  in  jeder  beliebigen  Ausdehnung  treiben  dürfe,  und 
daß  er  bei  Ausübung  dieser  Geschäfte  einer  gesetzlichen  Prüfung  nicht 
unterworfen  sei.  Wenn  in  keiner  dieser  genannten  Beziehungen 
eine  Beschränkung  stattfinde,  so  habe  man  Gewerbefreiheit.  Es 
sei  schon  ein  Paragraph  beschlossen,  nach  dem  niemand  mehr  als 
ein  Gewerbe  treiben  dürfe,  dadurch  habe  man  die  Erwerbssphäre 
der  Breite  nach  bestimmt;  aber  dies  helfe  zu  gar  nichts,  wenn 
man  sie  nicht  ebensogut  der  Länge  nach  beschränke.  Man  werde 
einwenden,  man  könne  das  Talent  nicht  beschränken  und  dem, 
der  die  Kraft  besitze,  eine  große  Anzahl  Menschen  zu  beschäftigen, 
die  Gelegenheit  dazu  rauben.  Davon  sei  aber  nicht  die  Rede, 
denn  man  könne  die  Geschäftsgrenze  so  stellen,  daß  der  Arbeits- 
kraft des  Meisters  voller  Spielraum  gelassen  werde,  vorausgesetzt, 
daß  er  die  Meistergeschäfte  selbst  und  nicht  durch  Werkführer 
verrichte.  Ohne  Geschäftsgrenze  gäbe  es  keinen  Wall  gegen  die 
Macht  des  Kapitals;  ob  jemand  3 — 400  Menschen  in  sieben  Ge- 
schäften oder  in  einem  beschäftige,  sei  für  den  Erfolg  vollkommen 
gleichgültig,  in  beiden  Fällen  lasse  er  die  Meistergeschäfte  durch 
Werkführer  ausüben  und  entziehe  diesen  den  Geschäftsgewinn. 
Bestimme  man,  daß  jeder  nur  ein  Geschäft  treiben  dürfe,  so 
werde  der  Kapitalist,  der  nicht  mehr  in  die  Breite  gehen  dürfe, 
sofort  in  die  Länge  gehen  und  dadurch  den  Ruin  der  kleinereu 
Meister  bewirken.  Es  folge  daraus,  daß  sich  jedes  Geschäft  in 
eine  Fabrik  umwandeln  müsse,  wenn  keine  Geschäftsgrenze 
festgesetzt  würde,  und  man  könne  für  diese  Behauptung  viele 
Beispiele  anführen.  Er  selber  kenne  eine  Tischlerfabrik,  deren 
zahlreiche  Arbeiter  aus  von  ihr  zugrunde  gerichteten  Meistern 
bestehe.  Emphatisch  ruft  er  aus :  „Zählen  Sie  die  Tränen  dieser 
Meister  und  beschheßen  Sie  eine  Geschäftsgrenze!" 
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Und  ähnlich  äußert  W'inkelblcch  sich  später  noch  öfters, 
indem  er  immer  wieder  betont  (seinem  viel  weiteren  Mittelstands- 
begriff entsprechend),  daß  in  diese  Geschäftsgrenze  auch  die 
Fabrikanten  später  hineinzuziehen  seien.  Denn  immer  gilt  sein 
Kampf  der  Macht  des  Kapitals  überhaupt,  wo  er  sie  nur  trifft.  ■■ ) 

Besonders  interessant  und  dem  Leser  aus  unserer  Ana- 
lyse des  Winkelblechschen  Werkes  im  i.  Bande  nicht  unbekannt 
ist  seine  Auffassung  über  das  Patentwesen.  Winkelblech  erzählt: 
er  sei  Mitglied  einer  Behörde,  die  über  Erteilung  von  Patenten 
zu  urteilen  habe  und  wisse  wohl,  wie  zahlreich  die  Gesuche  um 
Patentierung  von  Erfindungen  seien,  die  nichts  weniger  als  neu 
wären ;  aber  auch  abgesehen  davon,  würde  unter  hundert  in  Frank- 
reich und  England  genommenen,  teuer  bezahlten  Patenten  kaum 
eines  realisiert.  In  Frankreich  und  England  würde  ein  ungeheuerer 
Mißbrauch  mit  Patenten  betrieben,  weil  man  die  Patentierung  als 
Finanzquelle  benutze  und  für  die  allerunwesentlichsten  Verbesse- 
rungen und  Abänderungen  Patente  verleihe.  Der  Erfinder  solle 
belohnt,  aber  nicht  in  den  Stand  gesetzt  werden,  seine  Konkur- 
renten zu  ruinieren.  Die  schon  beschlossene  Geschäftsgrenze  löse 
das  Problem,  das  Frankreich  und  England  bisher  durchaus  nicht 
gelöst  hätten.  \\'enn  die  Gewerbekammer  ein  Patent  für  passend 
erachte,  so  verständige  sich  der  Erfinder  mit  sämtlichen  Gewerbe- 
treibenden über  die  Ausbeutung.  Sei  der  Gegenstand  der  Er- 
findung unbedeutend,  so  stimme  er  allerdings  für  Ankauf  seitens 
des  Staates,  die  Entscheidung  über  die  Neuheit  des  Gegenstandes 
müsse  jedenfalls  der  Gewerbekammer  zustehen.-) 

In  der  29.  Sitzung  hat  Winkelblech  auch  Gelegenheit,  sich 
über  Schutzzölle  und  Fr.  List  auszusprechen.  Er  meint:  Die  Sach- 
verständigen stimmten  dahin  überein,  daß  die  Sonderprodukte  von 
allen  Ländern  frei  auszutauschen  seien,  während  jedes  Produkt, 
das  ein  Land  ebensogut  wie  ein  anderes  zu  erzeugen  vermöge, 
einem  jeden  durch  Schutzzölle  reserviert  werden  müsse.  Jeden- 
falls dürften  indessen  die  Schutzzölle  nur  so  hoch  sein,  daß  noch 
Muster  aus  dem  Auslande  eingeführt  werden  könnten.  Die  Listsche 
Zolltheorie  enthalte  viel  Wahres,  sei  aber  insofern  falsch,  als  List 
neben    der    Gewerbefreiheit    Zölle    gegen    das   Ausland   verlange. 


')  Vgl.  Protokolle,  p.  3io,  215  f.,  251  f. 
^)  Vgl.  dazu  Mario,    II,  p.  276  f. 
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Was  die  wechselseitigen  Konzessionen  betreffe,  so  müsse  man  so- 
bald man  eine  Gewerbeordnung  wolle,  Schutzzölle  gegen  alle 
Länder,  die  der  Gewerbefreiheit  huldigten,  in  Anwendung  bringen. 
Konzessionen  könne  der  kleinere  Kapitalist  dem  größeren  nicht 
machen,  also  auch  Deutschland,  Frankreich  und  England  gegen- 
über nicht.  Die  Einführung  veränderter  Zollsätze  müßte  allmäh- 
lich geschehen,  und  die  Gewerbetreibenden  müßten  im  voraus 
davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden,  damit  sie  imstande  wären, 
ihre  Maßregeln  zu  ergreifen.  Winkelblech  erlebt  auch  den  Erfolg, 
daß  sein  Antrag  angenommen  wird,  wie  folgt:  „Alle  Zollsätze 
sollen  beweglich  und  so  eingerichtet  sein,  daß  die  ausländischen 
Fabrikate  bis  auf  einen  kleinen  Teil,  welcher  dem  Inlande  zum 
Muster  dient,  ausgeschlossen  werden.  Die  Einführung  neuer  und 
Abschaffung  vorhandener  Zölle  soll  allmählich  erfolgen  und  voraus 
bekannt  gemacht  werden ;  als  verzollbare  Gegenstände  führen  wir 
beispielsweise  auf  (folgt  Liste).  Als  Motivierung  für  Einführung 
der  Schutzzölle  führen  wir  an:  Jedes  Land,  welches  eine  Gewerbe- 
ordnung hat,  muß  sich  gegen  äußere  Eingriffe  in  seine  innere 
Ordnung  schützen.  Wer  Gewerbefreiheit  im  Inlande  will,  kann 
folgerichtig  keine  Schutzzölle  verlangen." 

Auch  die  Bildungsfragen  ziehen  unseren  Denker  mächtig  an^ 
Bitter  klagt  er:  Es  sei  ein  wesentlicher  Übelstand,  daß  man  schon 
bei  einem  siebenjährigen  Kinde  über  dessen  Lebensberuf  ent- 
scheiden müsse ;  sollte  sich  dasselbe  für  den  Staatsdienst  ausbilden, 
so  müsse  es  in  die  lateinische  Schule,  solle  es  sich  für  den  Ge- 
werbestand bestimmen,  so  sei  das  Latein  überflüssig.  Man  möge 
also  endlich  das  Studium  der  alten  Sprachen  aus  den  allgemeinen 
Bildungsanstalten  verbannen  und  in  die  Fachschulen  der  Juristen 
und  Theologen  verweisen.  Er  stellt  hierauf  den  Antrag :  i.  „Gründ- 
liche Verbesserung  aller  Schulen  und  unentgeltlicher  Unterricht 
auf  denselben,  sowie  Erhebung  der  Volksschulen  zu  allgemeinen 
Bildungsanstalten  für  alle  Glieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
damit  Kunst  und  Wissenschaft  ein  Gemeingut  für  das  Volk  werde 
und  nicht  ferner  ein  Monopol  des  Reichtums  bleibe.  2.  Gründung 
zweckmäßig  eingerichteter  Handwerks-  und  Gewerbeschulen,  sowie 
höherer  politischer  Lehranstalten,  in  denen  der  Unterricht  auch 
durch  praktisch  gebildete  Lehrer  erteilt  wird."  Und  als  Motiv 
fügt  er  hinzu :  „Auf  die  letzte  Bestimmung  legen  wir  einen  be- 
sonderen   W^ert,    weil    wir    eine    solche    Organisation    der   Volks- 
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schulen  als  das  geeignetste  Mittel  betrachten,  der  Absonderung'- 
der  Stände  entgegenzuwirken  und  jedermann  die  Wahl  eines 
seinen  Anlagen  entsprechenden  Berufsgeschäftes  zu  ermöglichen. 
Sobald  der  zukünftige  Minister  mit  dem  Handwerker  auf  derselben 
Schulbank  sitzt,  ist  der  wahre  Volksstaat  gegründet." 

Besonders  sympathisch  ist  Winkelblechs  Eintreten  für  die 
Gesellen  oder  besser  für  die  Einigkeit  zwischen  den  xVIeistern  und 
Gesellen,  die  er  ja  in  Hamburg  (man  denke  an  Bisky)  noch  er- 
reichte, in  Frankfurt  aber  durch  sein  Zuspätkommen  nicht  hat 
erzielen  können.  Sein  Einigungsversuch  entspringt  ja  seiner  An- 
schauung vom  Kampfe  des  Mittelstandes  gegen  den  Geldadel. 
So  antwortet  er  einem  Redner,  der  die  Verpflichtung  der  Hand- 
werker, für  die  Arbeiter  zu  sorgen,  ablehnt,  die  Gesellen  unter- 
handelten gleichfalls  mit  dem  Parlamente  und  würden,  wenn  sie 
von  einer  feindlichen  Haltung  des  Kongresses  gegen  sie  hörten, 
feindlich  gegen  ihn  auftreten.  Wenn  man  sage,  man  wolle  sich 
bloß  auf  die  Interessen  der  Gesellen  und  Meister  beschränken,  so 
dürfe  man  wahrlich  nicht  den  reicheren  Teil  der  Gesellschaft  mit 
Progressivsteuern  belegen  wollen;  wenn  man  aber  von  den  Reicheren 
Steuern  verlange,  so  sei  man  wahrlich  nicht  inkompetent,  auch 
für  den  Armen,  der  sich  redlich  durch  seine  Arbeit  ernähren 
wolle,  Fürsorge  zu  tragen.  Man  dürfe  sich  nicht  Monopole  sichern 
wollen,  aber  alle  anderen  Stände  außer  acht  lassen,  das  sei  gewiß 
nicht  der  Wille  der  Majorität.  Und  an  anderer  Stelle:  der  alier- 
wichtigste  Einwurf,  welchen  die  Anhänger  der  Gewerbefreiheit 
gegen  eine  gleichförmigere  Verteilung  des  Vermögens  v'orbrächten, 
sei  der,  daß  nur  der  Reiche  kapitalisieren  könne,  weil  der  Arme 
ein  so  großes  Bedürfnis  habe,  sein  ganzes  Einkommen  zu  kon- 
sumieren, daß  er  auch  beim  besten  Willen  nicht  zum  Sparen 
komme.  Das  sei  allerdings  wahr  und  der  Erfolg  von  einem 
kleinen  Zuwachs  der  Konsumtion  der  zahlreichsten  Volksklasse 
außerordentlich  viel  größer,  als  man  gewöhnlich  glaube.  Wenn 
man  diesem  Übelstande  begegnen  wolle,  so  könne  dies  nicht 
besser  geschehen,  als  dadurch,  daß  man  den  Arbeiter  zwinge,  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  zu  kapitalisieren.  Dadurch  werde  nicht 
nur  der  befürchtete  Ausfall  des  Kapitals  verhindert,  sondern  auch 
„eine  wohltätige  Stetigkeit  in  die  Lebensverhältnisse  der  unteren 
Volksklasse  gebracht",  nicht  zu  gedenken,  daß  alle  diese  kleinen 
Kapitalien  durch  die  Personalkreditbank  den  unbemittelten  Meistern 
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zugeführt  und  dadurch  die  Maßregeln  für  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer gleich  nützlich  gemacht  würden.  - —  Er  v^erlangt  aber  auch 
dafür  die  Populationsvermehrung  hemmende  Einrichtungen.  Man 
habe  noch  den  Schlußstein  an  den  vollendeten  Bau  zu  setzen,  so 
meint  er  und  beantragt  deshalb  die  Einführung  eines  Ehezinses. 
Dieser  Antrag  möge  manchem  inhuman  erscheinen,  aber  er  halte 
ihn  für  durchaus  notwendig.  Es  sei  auf  das  Bestimmteste  be- 
wiesen, daß  die  Bevölkerung  der  Population  stets  voraneile,  und 
daß  sich  die  erstere,  wenn  kein  Mangel  an  Subsistenzmitteln  vor- 
handen sei,  von  20  zu  20  Jahren  verdoppele.  Die  mittelalterlichen 
Zünfte  hätten  eine  Menge  von  Einschränkungen  für  einen  über- 
mäßigen Zuwachs  der  Bevölkerung  gehabt,  die  wir  nicht  wieder 
in  Anwendung  bringen  könnten,  weshalb  wir  zu  einem  allge- 
meineren Mittel,  dem  Ehezensus,  greifen  müf3ten.  Erfahrungsmäßig 
rühre  die  Übervölkerung  bloß  vom  Proletariat  her,  die  Gewerbe- 
freiheit gestatte  die  letztere,  aber  auch  den  Hungertod,  und  wollten 
wir  diesen  vermeiden,  so  müsse  man  dem  Proletariat  nicht  bloß 
Rechte  einräumen,  sondern  ihm  auch  Pflichten  auferlegen,  nämlich 
die  Verpflichtung  aller  Staatsbürger,  vor  der  Begründung  seiner 
Familie  sich  über  den  Besitz  eines  je  nach  Bedürfnis  festzustellenden 
Ehekapitals  auszuweisen.  Und  als  Motiv  gibt  er  an :  „Wenn  der 
Staat  einem  jeden  Arbeit  schafl'en  will,  so  muß  er  notwendiger- 
weise auch  der  Übervölkerung  entgegenwirken,  denn  es  kann 
jederzeit  nur  eine  bestimmte  Anzahl  Menschen  in  einem  Staate 
möglichst  glücklich  leben.  In  Staaten,  welche  Gewerbefreiheit 
haben,  käme  die  Bestimmung  eines  Ehekapitals  einem  V^erbote 
der  Ehe  für  die  Armen  gleich,  wird  aber  durch  die  Gewerbe- 
ordnung jedermann  die  Ersparung  desselben  möglich  gemacht, 
so  liegt  keine  Härte  in  diesem  Gesetz,"  —  Die  Versammlung 
nimmt  diesen  Antrag  mit  Motivierung  an. 

Wie  in  Hamburg,  so  ist  es  auch  in  Frankfurt  unser  Winkei- 
blech,  der  die  letzte  große  Schlußrede  hält  und  zur  Einigkeit  uad 
nochmals  zur  Versöhnung  zwischen  Meistern  und  Gesellen  rät. 
Er  sagt  u.  a. :  Er  verlange  von  allen,  welche  über  gewisse  Teile 
des  gemeinsamen  Werkes  abweichender  Meinung  seien,  sie  möchten 
ihre  Kritik  in  einer  rücksichtsvollen  und  versöhnlichen  Weise 
führen.  In  den  wichtigsten  und  wesentlichsten  Forderungen  seien 
glücklicherweise  alle  einig,  und  um  diese  der  selbstsüchtigen 
Geldmacht    gegenüber   durchzusetzen,    sei    ein   festes   Zusammen- 
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halten  der  Kongreßmitglieder  sowie  des  gewerbetreibenden  Mittel- 
standes unerläßlich.  Er  bedauere  sehr,  daß  sich  die  Arbeiter  von 
den  Meistern  getrennt  hätten ;  da  dies  aber  einmal  geschehen  sei, 
so  müsse  es  jedes  Mitglied  des  Kongresses  als  Pflicht  betrachten, 
auf  die  Arbeiter  einzuwirken  und  ihnen  begreiflich  zu  machen, 
daß  sie  nur  in  Gemeinschaft  mit  den  Meistern  und  durch  Unter- 
stützung der  von  diesen  gemachten  Forderungen  ihre  Zwecke  er- 
reichen könnten.  Und  um  selbst  mit  gutem  Beispiele  voranzu- 
gehen, erklärt  er  seine  Bereitwilligkeit,  die  von  den  Kasseler  Ar- 
beitern auf  ihn  gefallene  Wahl  zum  Arbeiterkongreß  anzunehmen 
und  die  Arbeiter  zu  versöhnen.  Von  dieser  Tätigkeit  wird  im 
nächsten  Kapitel  die  Rede  sein.  —  Daß  Winkelblechs  Bemühungen 
auch  von  den  Meistern  anerkannt  wurden,  zeigen  uns  die  schmei- 
chelhaften Worte,  die  der  Präsident  May  seinem  gelehrten  Kol- 
legen widmete :  So  wenig  er  im  allgemeinen  vom  gelehrten  Stande 
erwarte,  so  hoch  müsse  er  die  Bemühungen  Winkelblechs  schätzen, 
der  den  wärmsten  Anteil  an  dem  gewerbetreibenden  Mittelstande 
nehme.  Und  auch  zur  Mitarbeit  an  dem  proponierten  allgemeinen 
deutschen  Gewerbeblatt  wird  Winkelblech  dringlichst  aufgefordert. 
Der  Kongreß  schließt  offiziell  mit  einer  Rede  Mays,  die  hier 
mitgeteilt  sei,  weil  auch  sie  sich  Winkelblechscher  Ausdrücke 
bedient.  May  apostrophiert  die  Versammlung  folgendermaßen: 
„Unsere  Arbeit  ist  vollendet;  eine  allgemeine  deutsche  Hand- 
werkerordnung ist  geschaffen,  und  mit  Überreichung  derselben  an 
den  volkswirtschaftlichen  Ausschuß  ist  die  Aufgabe  des  Kongresses 
erfüllt.  Mit  zuversichthchem  Vertrauen  richtet  sich  nun  der  Blick 
des  deutschen  Handwerkerstandes  auf  die  hohe  Versammlung, 
welche  über  die  gesetzliche  Gründung  dieser  Ordnung  zu  ent- 
scheiden hat.  —  Wohl  werden  uns  Spekulation  und  Schacher 
mit  allen  Kräften  entgegenarbeiten,  denn  es  gilt  ja  ihrer  „Ver- 
nichtung über  den  Fleiß".  —  Allein  der  deutsche  Handwerker- 
stand ist  mündig  geworden,  er  wird  nie  mehr  das  Sklavenjoch 
der  Geldmacht  auf  sich  dulden,  er  wird  sich  einheitlich  frei  und 
selbständig  gestalten.  Das  ist  sein  fester  Wille  und  er  vertraut 
dabei  der  Weisheit  einer  hohen  Versammlung  und  seinem  guten 
Recht.  —  Seinem  guten  Rechte  vertraut  er;  denn  er  will  ja  nur 
den  Fleiß  geschützt  und  das  Recht  der  Arbeit  gesichert  wissen; 
er  verlangt  daher  den  gesetzlichen  Schirm,  ohne  welchen  für  die 
arbeitende  Klasse  keine  Freiheit  und  keine  Wohlfahrt  möglich  ist. 
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Meine  Herren !  Die  hohe  Versamnihing,  welche,  durch  das 
Vertrauen  des  deutschen  Volkes  berufen,  jetzt  mit  der  Gründung 
seiner  Rechte  und  Freiheiten  beschäftigt  ist,  kann  die  einstimmige 
Forderung  des  deutschen  Handwerkerstandes,  die  wir  ihr  vor- 
zulegen im  Begrift'e  stehen,  nicht  verwerfen.  In  dieser  festen 
Überzeugung  schließe  ich  den  Kongreß." 

Gehen  wir  nun  zu  den  Beschlüssen  des  Handwerkerkongresses 
über,  so  können  wir  sie  selbstverständlich  nicht  hier  in  extenso 
mitteilen.  Nur  die  wesentlichen  Forderungen  verbunden  mit 
einigen  Stilproben  können  hier  Platz  finden.  Ihr  größter  formeller 
Mangel  ist  —  und  darin  unterscheidet  sich  die  Gewerbeordnung 
der  Paulskirche  überaus  vorteilhaft  von  ihr,  wie  wir  später  sehen 
Averden  —  daß  sie  Text  und  Motive  nicht  trennt.^)  Der  Ent- 
wurf wird  mit  folgendem  Begleitschreiben  der  Nationalver- 
sammlung überreicht: 

„Frankfurt  a.  Main,  den   15.  August  1S48. 
An  die  hohe  verfassunggebende  Nationalversammlung! 

Der  unterzeichnete  Deutsche  Handwerker-  und  Gewerbekon- 
greß beehrt  sich  hiemit,  in  Nachstehendem  die  auf  die  Um-  und 
Neugestaltung  des  sozialen  Lebens  gerichteten  Wünsche  und  An- 
träge des  deutschen  Handwerker-  und  Gewerbestandes  zur  ge- 
neigten Einsicht  und  Prüfung  vorzulegen.  Es  geschieht  dies  im 
klaren  Bewußtsein  der  hohen  Bedeutung  unserer  Zeitbewegungen 
und  deren  Gründe,  und  im  richtigen  Erkennen  der  mannigfachen 
Hindernisse,  welche  der  Verwirklichung  der  dargelegten  Ideen  im 
Wege  stehen. 

Der  deutsche  Boden  wurde  zur  Revolution  hauptsächlich 
durch  die  arge  Vernachlässigung  des  Gewerbestandes  und  die 
dadurch  eingetretene  Erschöpfung  aller  Quellen  des  großen 
deutschen  Gewerbelebens  vorbereitet  und  empfänglich  gemacht, 
und  es  bedurfte  einer  großartigen  Massenverarmung,    um  die  tief 


')  Entwurf  einer  allgemeinen  Handwerks-  und  Gewerbeordnung  für  Deutsch- 
land. Beraten  und  beschlossen  von  dem  deutschen  Handwerker-  und  Gewerbe- 
kongreß zu  Frankfurt  a.  M.  vom  15.  Juli  bis  15.  August  1S48.  Herausgegeben 
von  Albr.  Volkhart,  Abgeordneten  zum  deutschen  Handwerker-  und  Ge- 
werbekongreß für  den  Kreis  Schwaben  und  Xeuburg  in  Bayern.  Augsburg  1848. 
Bei  Lampart  &  Comp.  —  Vgl.  auch  Stieda,  Artikel  „Handwerk",  p.  1099  ff.  und 
\Va entig,  a.  a.  O.  p.  19  ff. 
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eingenistete,  sich  allzusicher  wähnende  Herrschaft  zu  stürzen,  und 
dem  unterdrückten  Volke,  den  verarmten  Handwerkern  und  Ge- 
werben den  sicheren  Weg  zur  Freiheit  zu  bahnen. 

Das  deutsche  Volk  verschmäht  den  blutigen  Pfad  der  Gewalt, 
und  zieht  den  mühe-  und  langsameren  Weg  der  Ordnung  und 
des  Gesetzes  vor.  Auf  diesem  Wege  hat  es  die  Männer  seines 
Vertrauens,  die  Männer  des  Mutes  und  der  Intelligenz  berufen, 
■die  mit  Rat  und  Tat  zu  unterstützen  es  stets  bereit  ist. 

Der  Gedanke,  daß  Rat  und  Tat  des  Gewerbestandes  in  dem 
"wichtigen  Augenblicke,  in  welchem  es  sich  um  die  deutsche  Ge- 
werbeordnung handelt,  um  so  willkommener  und  um  so  mehr 
von  Nutzen  seien  dürften,  als  nur  wenige  Angehörige  dieses 
Standes  in  der  Paulskirche  gezählt  werden,  führte  Abgeordnete 
des  Handwerker-  und  Gewerbestandes  aus  den  nahen  und  ent- 
ferntesten Gauen  Deutschlands  nach  Frankfurt,  welche  sich  nach 
langer  und  erschöpfender  Beratung  über  nachstehende  Prinzipien 
einigten,  und  welche  daher  bei  Beratung  der  allgemeinen  deutschen 
Gewerbeordnung  Geltung  finden  möchten. 

Mit  dem  Gefühle  aufrichtiger  Verehrung  und  Ergebenheit 
zeichnet 

Der  Deutsche  Handwerker-  und  Gewerbekongreß." 

Dem  Entwurf  selbst  geht  ein  Vorwort  voraus,  das  auf 
die  verschiedene  Behandlung  der  Frage,  ob  Gewerbefreiheit  oder 
Gewerbeschutz ,  von  seiten  der  Staatsmänner  oder  der  „Fach- 
leute" aufmerksam  macht.  So  meint  das  Vorwort:  „Die  Frage, 
ob  Gewerbefreiheit  oder  Gewerbeschutz?  ist  bisher  anders  von 
dem  Staatsmanne,  anders  von  dem  Fachmanne  beantwortet 
worden.  Jener  sucht  in  der  möglichst  großen  Ungebundenheit 
und  freien  Bewegung  der  Gewerbetreibenden  eine  Quelle  von 
Reichtum;  der  Fachmann  dagegen  weiß  und  erfährt  an  sich 
selbst,  wie  die  Schrankenlosigkeit  eine  Tyrannei  des  Einzelnen, 
des  Kapitalisten,  gegen  die  Masse  erzeugt,  und  dem  Einzelnen 
zuführt,  was  der  Gesamtheit  der  Berechtigten  entzogen  wird." 
Der  Hauptfehler  jener  gewerbefreiheitlichen  Staatsmänner  liege 
aber  darin,  so  meinen  die  Meister,  daß  sie  die  Produktion  be- 
förderten, bevor  die  Aussicht  oder  die  Gelegenheit  zur  Konsumtion 
gegeben  sei,  „als  ob  die  Konsumtion  eine  notwendige  Folge  der 
Produktion    seil"     In    dieser    Verkehrtheit    wurzele    das  Übel.     Je 
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länger  die  Theoretiker  dieser  Verkehrtheit  huldigten,  und  je 
länger  man  der  Notwendigkeit  ausweiche,  durch  Teilung  der  Ar- 
beit und  durch  Gewerbebeschränkungen  ein  wenigstens  annäherndes 
Verhältnis  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  zu  erzielen,  je 
schwieriger  werde  die  Lösung  der  sozialen  Frage  zu  erreichen, 
sein,  wenn  nicht  das  „zu  spät!"  jeder  weiteren  Mühe  enthebe.  — 
Endlich  ruft  das  Vorwort  pathetisch  aus:  „Wer  möchte  es  bei 
solchen  nicht  zu  leugnenden  Tatsachen  dem  deutschen  Hand- 
werkerstande verargen,  wenn  er,  dem  nur  noch  wenige  Atem- 
züge vergönnt  sind,  die  letzten  Kräfte  zusammenrafft  und  im. 
Angesichte  Deutschlands,  unter  den  Augen  seiner  Vertreter  im 
deutschen  Parlamente,  einen  feierlichen,  von  Millionen  Un- 
glücklichen besiegelten  Protest  ausruft  gegen  die  Gewerbefreiheit!" 
Der  Entwurf  gliedert  sich  nach  sieben  Titeln.  Der  erste 
beschäftigt  sich  mit  den  Innungen  und  erklärt,  daß  eine  not- 
wendige Bedingung  der  Gewerbeordnung  die  gleichmäßige 
Bildung  von  Innungen  für  ganz  Deutschland  sei,  beziehungsweise 
die  Umschaffung  der  noch  bestehenden  Zünfte,  deren  Zweck  teils 
im  Laufe  der  Zeit  vereitelt  worden  sei,  teils  der  neuen  staat- 
lichen Gestaltung  nicht  mehr  entspreche.  Die  §§1  —  5  beschließen 
demgemäß:  Innungen  werden  errichtet,  um  ihre  gewerblichen 
Interessen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  zu  wahren,  Ordnung 
in  dem  Geschäftsbetrieb  zu  gründen  und  zu  erhalten.  Diejenigen, 
welche  an  einem  Orte  dasselbe  Handwerk  oder  technische  Ge- 
werbe selbständig  betreiben,  müssen  zu  Innungen  zusammentreten. 
Innungen  werden  in  den  Städten  errichtet.  Die  Gewerbe- 
treibenden auf  dem  Lande  haben  sich  den  Innungen  in  den 
Städten  anzuschließen.  —  Der  Titel  II  regelt  Vertretung,  Ver- 
waltung und  Rechtspflege  und  geht  von  der  Überzeugung  aus, 
daß  der  Staat,  wenn  er  wirklich  den  Handwerker-  und  Gewerbe- 
stand, seinem  wahren  Wesen  nach,  als  ein  starkes,  richtiges  und 
notwendiges  Glied  des  ganzen  Staatsverbandes  anerkenne,  ihm 
nicht  nur  das  selbständige  Ordnen  seiner  inneren  Angelegen- 
heiten überlassen,  sondern  aus  ihm  auch  Organe  schaffen  müsse, 
welche,  von  jedem  fremden  Einflüsse  frei,  ihn  bis  zu  den  höchsten 
Staatsgewalten  vertreten  könnten.  §§  6 — 17  führen  dies  Programm 
aus.  Danach  sollen  die  Innungsangelegenheiten  gewahrt  und 
bei  sämtlichen  Staatsbehörden  und  gesetzgebenden  Körpern  durch 
Innungsvorstände,  durch  Gewerberäte  und  durch  Gewerbekammern 
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vertreten  werden.  Jede  Innung  wählt  aus  sich  einen  Vorstand, 
der  ihre  Beschlüsse  nach  Maßgabe  des  Spezialstatuts  vollzieht  und 
durch  die  Wahl  gesetzlich  bevollmächtigt  ist,  die  Innung  vor 
Gericht  und  sonst  überall  nach  außen  zu  vertreten.  Der  Ge- 
werberat ist  die  freigewählte  Behörde  aller  Innungen  einer  Stadt 
oder  eines  Bezirks.  Er  teilt  sich  in  ein  Gewerbegericht  und 
einen  Verwaltungsausschuß.  Das  Gewerbegericht  entscheidet 
a)  über  die  durch  das  Vermittlungsamt  nicht  gütlich  beizulegenden 
Streitgegenstände;  b)  über  die  aus  dem  Gewerbebetriebe  ent- 
springenden Streitigkeiten  und  Ansprüche  zwischen  den  Gewerbe- 
treibenden untereinander;  c)  über  die  Grenzen  und  Befugnisse 
der  einzelnen  Gewerbe  gegeneinander.  Der  Verwaltungsausschuß 
hat  die  gemeinschaftlichen  Interessen  der  Gewerbtreibenden  seines 
Bezirkes  wahrzunehmen,  sämtliche  Innungsstatute  desselben  zu 
überwachen  und  alljährlich,  oder,  wenn  nötig,  in  kürzeren  Zeit- 
abschnitten über  die  Lage  und  Bedürfnisse  des  Gewerbestandes 
an  die  Gewerbekammern  zu  berichten,  auch  durch  ein  Mitglied 
die  Meisterprüfungen  zu  leiten.  Es  sollen  ferner  Spezialgewerbe- 
kammern  gebildet  werden,  welche  gesetzgebenden  Ständekammern 
beratend  zur  Seite  stehen,  und  sich  sowohl  mit  den  Gewerbe- 
räten als  mit  den  Arbeitsministerien  über  alle  gewerblichen  An- 
gelegenheiten zu  benehmen  haben.  Diese  Spezialgewerbekammern 
werden  durch  die  Gewerberäte  gewählt.  Endlich  soll  sich 
eine  allgemeine  deutsche  Gewerbekammer  jedesmal  gleichzeitig 
mit  dem  deutschen  Parlament  an  dessen  Sitze  versammeln, 
ihre  Aufgabe  ist  es,  rechtsverbindliche  Beschlüsse  zur  Herstellung 
übereinstimmender  Speziaistatuten  für  die  gleichen  Innungen  zu 
fassen  und  die  den  gewerblichen  Interessen  entsprechenden  all- 
gemeinen Maßregeln  und  Gesetze  zu  beantragen.  —  Der  Titel  III 
betrifft  die  Lehrlinge,  Zwischen  dem  Vertreter  des  Lehrlings 
und  dem  Lehrmeister  wird  vor  dem  Innungsvorstande  ein 
schriftlicher  Lehrvertrag  abgeschlossen  und  in  die  Innungs- 
matrikel eingezeichnet  Der  Mangel  eines  solchen  Vertrages 
verhindert  die  Aufnahme  des  Lehrlings.  Die  Lehrzeit  darf  nicht 
unter  drei  und  nicht  über  fünf  Jahre  dauern.  Gleiche  Ge- 
werbe sollen  in  ihren  Speziaistatuten  eine  gleiche  Lehrzeit 
feststellen.  Auch  ist  die  Lehrzeit  für  ein  und  dasselbe  Ge- 
werbe durch  ganz  Deutschland  auf  gleiche  Dauer  zu  stellen, 
damit    nicht    durch    eine    kürzere    Lehrzeit    ein    Bezirk    vor    dem 
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anderen  begünstigt  und  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  beein- 
trächtigt werde.  Nach  beendigter  Lehrzeit  hat  der  Lehrling 
vor  einer  aus  Meistern  der  Innung  niedergesetzten  Prüfungs- 
kommission eine  Probe  seiner  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
abzulegen.  Die  Gegenstände  der  Prüfungen  sind  in  den  Spezial- 
Statuten zu  bestimmen.  Der  Geprüfte  erhält  ein  Arbeitsbuch, 
in  welchem  das  Prüfungszeugnis  eingetragen  und  die  Zeit, 
während  welcher  er  bei  einem  Meister  in  Arbeit  stehen 
wird,  verzeichnet  werden  soll.  —  Es  folgt  Titel  IV  über  die  Ge- 
sellen. Jeder  Geselle  muß  mindestens  drei  Jahre  wandern.  Eine 
Abkürzung  oder  Aufhebung  dieser  Frist  kann  nur  aus  dringenden 
Gründen  von  dem  Gewerberat  gestattet  werden.  „Die  Fremde 
ist  für  jeden  Menschen  eine  Schule  der  Bildung  und  der  Er- 
fahrungen mannigfachster  Art  und  für  den  Handwerker  und  Ge- 
werbsmann um  so  unerläßlicher,  als  er  nur  durch  diese  Anschauung 
fremder  Zustände  und  Verhältnisse  eine  Vergleichung  mit  den 
ihm  bekannten  anzustellen  und  daraus  eine  richtige  Erkenntnis 
des  Wahren,  Schönen  und  Nützlichen  zu  schöpfen,  sich  als  Mensch 
und  Gewerbsmann  zugleich  auszubilden  vermag.  Nur  die  unab- 
weisbarsten Gründe  sollen  von  der  Pflicht  der  Wanderung  ent- 
binden dürfen."  Zwischen  Meistern  und  Gesellen  tritt  nach  Ab- 
lauf der  ersten  14  Tage,  während  welcher  beide  Teile  sich  trennen 
können,  eine  gegenseitige  achttägige  Kündigungsfrist  ein,  sofern 
vertragsmäßig  nicht  etwas  anderes  festgesetzt  wurde.  Die  Gesellen 
werden  von  dem  Gewerberat  zu  Gesellenschaften  vereinigt.  Die 
GeseUenschaften  müssen  sowohl  bei  der  Prüfung  der  Lehrlinge, 
als  bei  allen  sonstigen  Angelegenheiten  der  Gesellen  im  Innungs- 
vorstande der  Meisterinnungen  und  bei  dem  Gewerbegerichte 
durch  einen  Vertrauensmann  aus  ihrer  Mitte  mit  Sitz  und  Stimme 
vertreten  sein.  Damit  die  Gesellen  zu  erkennen  vermögen,  ob 
bei  allen  im  Handwerker-  und  Gewerbestande  vorkommenden 
Angelegenheiten  nach  Recht  und  Gesetz  gehandelt,  und  ihre 
Interessen  in  keiner  Weise  beeinträchtigt,  sondern  gewissenhaft 
beobachtet  werden,  sollen  sie  bei  allen  Gesellenangelegenheiten 
selbst  im  Gewerberate  durch  einen  Mann  ihres  Vertrauens  mit 
Sitz  und  Stimme  vertreten  sein.  Ein  Geselle  darf  nicht  in  Arbeit 
genommen  werden,  bevor  er  nicht  der  Innung  und  dem  Kassen- 
verbande  der  Gesellschaft  beigetreten  ist.  Gesellen  dürfen  nur 
bei    Meistern    ihres    Fachs    ihr    Gewerbe    ausüben    und    können 
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-sich  ihre  Arbeitgeber  selber  wr.hlen.  —  Es  folgt  Titel  V  über  die 
Meister.  Die  Meister  jeder  Innung  wählen  aus  ihrer  Mitte  auf 
gewisse  Zeit  die  Meisterprüfungs-Kommission.  Ihre  Zusammen- 
setzung und  die  Gegenstände  der  Prüfung  müssen  bei  allen  gleichen 
Innungen  möglichst  übereinstimmen.  Die  Kommission  hat  ihren 
Sitz  am  Orte  des  Gewerberats.  Zur  Erlangung  des  Meisterrechtes 
wird  nur  derjenige  Geselle  zugelassen,  welcher  das  25.  Lebensjahr 
zurückgelegt  hat  und  sich  über  Befähigung,  sowie  über  gehörig 
ausgenutzte  Wanderzeit  auszuweisen  vermag,  zu  welchem  Zwecke 
er  sich  einer  theoretischen  und  praktischen  Prüfung  zu  unter- 
werfen hat.  Wird  das  Meisterstück  nicht  in  allen  Teilen  genügend 
befunden,  so  erfolgt  die  Zurückweisung  des  Gesellen  auf  eine 
nach  Umständen  festzusetzende  Zeit,  die  jedoch  nicht  über  ein 
Jahr  ausgedehnt  werden  darf.  —  Dann  kommt  Titel  VI,  der  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Innungen  und  Innungsmeister  regelt. 
Die  Innungen  haben  Korporationsrechte.  Der  selbständige  Betrieb 
eines  Handwerks  oder  technischen  Gewerbes  ist  bedingt  durch 
den  Beitritt  zur  Orts-  beziehungsweise  zur  Bezirksinnung.  Der- 
jenige Meister,  dessen  Handwerk  oder  Gewerbe  durch  die 
Zeitverhältnisse  eine  derartige  Störung  erleidet,  daß  es  ihm  den 
ferneren  Unterhalt  nicht  zu  bieten  vermag,  ist  berechtigt,  dasselbe 
gegen  ein  anderes  Handwerk  oder  Gewerbe  zu  vertauschen,  wenn 
er  zwar  nicht  den  Nachweis  des  innungsmäßigen  Erlernens,  aber 
doch  den  der  Befähigung  führt.  Ist  die  Zahl  der  Meister  an 
einem  Orte  übergroß,  so  kann  die  betreft'ende  Behörde  auf  Antrag 
des  Gewerberates  eine  den  Ortsgewerben  und  individuellen  \'er- 
hältnissen  entsprechende  Beschränkung  zeitweise  eintreten  lassen. 
Mehrere  Handwerke  oder  technische  Gewerbe  soll  niemand  zu 
gleicher  Zeit  betreiben.  Nur  einem  Innungsmeister  ist  der  Klein- 
handel mit  seinen  Erzeugnissen  gestattet,  auch  darf  er  mit  allen 
in  sein  Fach  einschlagenden  Erzeugnissen  Handel  treiben,  soweit 
ihn  die  Grenzen  seines  Gewerbes  hierzu  berechtigen.  Der  Hausier- 
handel mit  Handwerkserzeugnissen  ist  unbedingt  verboten,  ebenso 
-das  Arbeiten  herumziehender  Handwerker.  Handwerke  und  tech- 
nische Gewerbe  sollen,  als  ein  städtischer  Nahrungszweig,  in  der 
Regel  nur  in  den  Städten  betrieben  werden.  Außerhalb  derselben 
können  nur  solche  Handwerke  und  Gewerbe,  und  diese  nur  in 
solcher  Anzahl  zugelassen  werden,  wie  sie  das  örtliche  Bedürfnis 
und    die    Berücksichtigung    des    Absatzes    der   Fabrikate   in   ferne 
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Gegenden  erfordern.  Staats-  und  Kommunalwerkstatten,  Staats- 
Handelsinstitute,  sowie  Werkstätten  von  Aktiengesellschaften,  die 
in  das  Gebiet  der  Handwerke  und  technischen  Gewerbe  greifen,. 
sind  unzulässig.  „Staat  und  Kommunen  sollen  als  moralische 
Personen  mit  dem  Handw^erker  nicht  konkurrieren  und  ihm  das 
Brot  für  sich  und  seine  Familie  nicht  kümmern."  Meisterwitwen 
sind  berechtigt,  das  Gewerbe  des  Mannes  fortzusetzen,  nicht  aber 
Lehrlinge  anzunehmen.  Die  Innungsvorstände  haben  ihnen  solche- 
nach  Bedürfnis  zuzuweisen.  Alle  freiwilligen  öft'entlichen  Ver- 
steigerungen von  neuen  Erzeugnissen  der  Handwerker  und  tech- 
nischen Gewerbetreibenden  sind  untersagt.  Endlich  bietet  noch. 
der  Titel  VII  allgemeine  Bestimmungen.  Da  ist  zunächst  der  — 
vor  allem  von  den  bayerischen  Handwerkern  —  viel  angefeindete 
§  60 :  Mit  Einführung  der  neuen  deutschen  Gewerbeordnung  sind 
alle  an  dem  Betriebe  von  Handwerkfen  oder  technischen  Ge- 
werben haftenden  Realrechte  aufzuheben.  Ferner  sollen  Fabriken 
und  große  Gewerbe  nach  dem  Quantum  ihrer  Erzeugnisse  zu- 
gunsten der  kleinen  Gewerbe  besteuert  und  der  Betrieb  solcher 
Fabriken,  deren  Fabrikate  mit  Handwerksfabrikaten  konkurrieren^ 
beschränkt  werden. 

Diesen  sieben  Titeln  schließt  sich  ein  Anhang  an,  der  weitere 
Mittel  zur  Hebung  des  deutschen  Handwerker-  und  Gewerbe- 
standes zusammenstellt.  Ich  nenne  unter  ihnen  Schutzzölle  für 
deutsche  Industrie  auf  alle  ausländischen  Gewerbserzeugnisse,  die 
auch  im  deutschen  Vaterlande  gefertigt  werden,  Ausfuhrzölle  für 
Rohstoffe,  die  unentbehrliche  Lebensbedürfnisse  befriedigen,  d.  h. 
für  Getreide  aller  Art,  Schlacht\deh  und  Holz;  jedoch  mit  der  be- 
sonderen Bestimmung,  daß  für  Getreide  und  Schlachtvieh  die 
freie  Ausfuhr  erlaubt  wird,  sobald  der  Preis  unter  den  Normal- 
durchschnittspreis sinkt.  Rückzölle  und  Prämien  bei  Ausfuhr 
deutscher  Industrieerzeugnisse ;  freie  Einfuhr  solcher  Rohstoffe, 
die  für  deutsche  Industrie  im  Lande  nicht  hinlänglich  oder  gar 
nicht  erzeugt  werden;  Handelsverträge  mit  dem  Auslande  und 
Anbahnung  überseeischer  Absatzplätze  für  deutsche  Gewerbs-  und 
Industrieerzeugnisse;  Einführung  einer  progressiven  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  behufs  einer  gerechten  Ausgleichung  zwischen 
Kapital  und  Arbeit;  Errichtung  von  Staatsbanken,  Hilfskassen 
für  Handwerker  und  Gewerbe,  sowie  gleichmäßige  Kredit-  und 
Konkursgesetze    für    alle    Stände    in    ganz    Deutschland.     Speziell 
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•den  Bauhandwerkern  soll  bei  Neubauten  das  Recht  zustehen,  die 
Priorität  bei  Hypothekarinskriptionen  nach  dem  Besitzer  des 
Grundstücks  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ferner  die  be- 
kannte demokratische  Zeitforderung:  Gründliche  Verbesserung 
-aller  Schulen  und  unentgeltlicher  Unterricht  auf  denselben,  sowie 
Erhebung  der  Volksschulen  zu  allgemeinen  Bildungsschulen  für 
alle  Glieder  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Gründung  zweckmäßiger 
Handwerks-  und  Gewerbeschulen,  sowie  höherer  polytechnischer 
Lehranstalten,  in  denen  der  Unterricht  nicht  bloß  durch  theoretisch, 
sondern  auch  durch  praktisch  gebildete  Lehrer  erteilt  wird.  Unter 
Winkelblechs  direktem  Einflüsse  steht  das  Verlangen  nach  gleichem 
Reichsmaß-,  -Münz-  und  -Gewichtssystem  mit  Einziehung  der  kur- 
sierenden Münzen  und  Herabsetzung  derselben  auf  ihren  inneren 
Wert.  Der  gleiche  Einfluß  zeigt  sich  in  folgender  Forderung: 
den  Staat  zu  verpflichten,  alle  seine  arbeitsfähigen  Angehörigen, 
die  bei  Privatleuten  keine  Beschäftigung  finden,  bei  öffentlichen 
Arbeiten,  wie  Eisenbahnen,  Straßen,  Kanälen  usw.  zu  beschäftigen 
und  ihnen  einen  zu  ihrem  Unterhalte  nötigen  Arbeitslohn  zu 
geben.  „Als  vornehmsten  Grund  für  diese  Bestimmung  führen 
wir  an,  daß  jeder  Mensch  ein  unbestreitbares  Recht  auf  seine 
Existenz  als  solcher  hat.  Auch  finden  wir  in  einer  derartigen 
Beschäftigung  aller  Arbeitslosen  das  alleinige  Mittel,  die  unfrei- 
^villige  Armut  aufzuheben,  den  Arbeitslohn  im  ganzen  Lande 
gleichförmig  zu  machen  und  auf  indirekte  Weise  zu  regulieren," 
Eine  Idee,  denjenigen  Winkelblechs  ähnlich,  ist  es  auch,  wenn  ge- 
setzliche Verpflichtung  aller  Bürger,  sich  mit  einem  Minimum  bei 
Witwen-,  \\'aisen-  und  Altersklassen  zu  beteiligen,  verlangt  wird, 
•oder  alle  Staatsbürger  verpflichtet  werden  sollen,  vor  Begründung 
einer  Familie  sich  über  den  Besitz  eines,  je  nach  Bedürfnis  fest- 
zustellenden, Ehekapitals  auszuweisen. 

Wie  stellt  sich  nun  Winkelblech  zu  diesen  Beschlüssen  des 
Handwerkerkongresses?  Daß  sie  allerlei  Bruchstücke  aus  seinen 
föderalistischen  Lehren  übernehmen,  haben  wir  schon  in  unserer 
Schilderung  der  einzelnen  Sitzungen  darlegen  können.  Die  Ge- 
schäftsgrenze, die  Forderung  eines  Ehekapitals  und  manche  andere 
Forderungen  tragen  ganz  den  Stempel  des  Föderalismus.  Aber 
doch  sind  die  Beschlüsse  als  Ganzes  durchaus  nicht  Geist  von 
seinem  Geist.  Er  selbst  spricht  sich  in  einem  Nachtrag  zum 
5.  Kapitel   des  ersten  Bandes  seines  Werkes   dahin  aus,    daß  sich 
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der  Kongreß  nur  auf  die  Handwerkerfragen  beschränkt  habe^ 
Hinter  seinen  weitergehenden  Vorschlägen  stand  nur  eine 
Minorität.  Hören  wir  ihn  selbst^):  „Eine  ziemUch  starke 
Minorität  des  Handwerkerkongresses  erweiterte  ihren  Gesichtskreis 
über  die  engen  Schranken,  welche  sich  dieser  für  seine  Wirk- 
samkeit gezogen,  befaßte  sich  mit  der  sozialen  Frage  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  und  entwarf  ein  soziales  Programm,, 
das  seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  die  leitenden  Grundsätze 
enthält,  deren  wissenschaftliche  Begründung  und  spezielle  Durch- 
führung der  Zweck  dieses  Werkes  ist."  Ferner:  „Die  Gewerbe- 
ordnung der  Meister  ist  ein  Gemische  von  mittelalterlichen  und 
förderalen  Grundsätzen,  während  der  von  den  Arbeitern  verfaßte 
Entwurf  einer  allgemeinen  Erwerbsordnung  auf  rein  föderalem 
Boden  ruht." 

Wir  halten  daran  fest,  daß  Winkelblech,  wenn  auch  nicht 
so  wie  in  Hamburg,  so  doch  immerhin  einen  bedeutenden  Einfluß 
auf  die  Beschlüsse  des  Handwerkerkongresses  ausgeübt  hat. 
Und  viele  Sympathien  hatte  er  sich  unter  den  kampflustigen 
Meistern  erworben,  die  ihren  Haß  gegen  die  „Theoretiker",  der 
so  oft  in  ihren  Petitionen  an  das  Parlament  zutage  tritt,  ihm. 
gegenüber  ganz  fallen  ließen.  Der  Präsident  des  Kongresses^ 
Martin  Ma}',  hat  ihm  das  in  der  letzten  Sitzung  ja  ausdrücklich 
bestätigt.  Er  ist  Winkelblech  vor  allem  dankbar,  daß  er  so  tätig 
an  der  Versöhnung  zwischen  Meistern  und  Gesellen  mitarbeiten 
will.  Das  geht  aus  einem  Briefe  Mays  an  Behrends  in  Magdeburg 
deutlich  herv^or.  Er  meint  hier,  Winkelblech  und  er  seien  mit 
ihren  Versöhnungsbestrebungen  schon  so  weit  gediehen,  daß  man 
die  Auflösung  des  Arbeiterkongresses  infolge  der  Aufstände  im 
September  aufrichtig  bedauern  müsse.  Überhaupt  war  der 
Präsident  May,  der  ja  das  Mandat  erhalten  hatte,  auch  weiterhin 
mit  dem  volkswirtschaftlichen  Ausschusse  der  Paulskirche  in  Zu- 
sammenhang zu  bleiben ,  für  die  Sache  der  Handwerker  auch 
nach  Beendigung  des  Kongresses  eifrigst  tätig.  Das  geht  nament- 
lich aus  seiner  diesbezüglichen  Korrespondenz  hervor,  die  sich 
bei  den  Akten  des  Kongresses  befindet.  Die  hier  vorliegenden 
Briefe  von  Oktober  1848  bis  April  1849  spiegeln  den  Verlauf 
der  Verhandlungen  über  eine  allgemeine  deutsche  Gewerbe- 
ordnung   im    volkswirtschaftHchen    Ausschusse    wieder.      Anfangs 
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ist  May  sehr  zuversichtlich,  mehr  und  mehr  erkennt  er  aber,  daß 
die  „Theoretiker"  die  von  dem  Handwerkerkongresse  geforderten 
Grundprinzipien  nicht  aufstellen  könnten  ohne  die  Beihilfe  von 
Praktikern.  Er  findet  aber  kein  Gehör  beim  Ausschuß,  und  dessen 
Anträge  werden  im  Plenum  stets  mit  Majorität  abgelehnt.  So 
muß  May  schheßlich  seine  Freunde  mit  der  Hoffnung  auf  den 
nächsten  Reichstag  vertrösten,  in  dem  die  Gewerbtreibenden  für 
größere  Vertretung  sorgen  müßten.  Er  setzt  die  Mitglieder  von 
allem  in  Kenntnis,  was  sie  interessieren  dürfte.  So  mahnt  er 
sie  zum  Beitritt  zum  „Verein  zum  Schutze  vaterländischer  Ar- 
beit", auf  den  wir  noch  zurückkommen.  Auch  läßt  er  es  an 
nichts  fehlen,  einzelne  Mitglieder  des  volkswirtschaftlichen  Aus- 
schusses zu  seinen  Anschauungen  zu  bekehren.  So  finden  sich 
bei  dem  Material  des  Kongresses  höchst  bewegliche  Briefe  an 
Eisenstuck,  Veit  und  Professor  Stahl,  May  muß  jedenfalls  ein  für 
seinen  Stand  bedeutender  Mann  gewesen  sein,  der  sich  auch 
schriftstellerisch  versucht  hatte.  So  schrieb  er  z,  B,  1846^)  einen 
„Wegmeiser  auf  dem  Felde  unser  Hilfstätigkeit",  und  aus  dem 
Jahre  1850  stammt  der  „Entwurf  einer  Gewerbeordnung  der 
freien  Stadt  Frankfurt",  die  er  auch  auf  die  Fabriken  (also  ganz 
im  Sinne  Winkelblechs)  ausdehnen  möchte.  Von  der  Liebe  und 
Wertschätzung,  die  ihm  seine  Kollegen  entgegenbrachten,  legen 
viele  Dankschreiben  und  Dankadressen  Zeugnis  ab.  Ja  die  biederen 
Meister  schwingen  sich  sogar  ihrem  Präsidenten  gegenüber  zu 
poetischen  Ergüssen  auf,  die  allerdings  so  furchtbar  ausfallen,  daß 
ich  den  Leser  damit  verschonen  möchte,  May  war  zweifellos  neben 
Winkelbkch  die  bedeutendste  Persönlichkeit  des  Kongresses, 

Bevor  wir  nun,  um  unser  Bild  abzurunden,  den  Petitionen 
an  den  Kongreß  und  an  die  Nationalversammlung  ein  W^ort 
widmen,  sei  noch  in  aller  Kürze  auf  den  Schneiderkongreß 
verwiesen,  der  sich  von  seinen  Vorgängern  in  Hamburg  und 
Frankfurt  dadurch  unterscheidet,  daß  er  sich  einem  gewerblichen 
Spezialfach  widmet  und  schon  darum  größere  Einigkeit  und  Ruhe 
zeigt.  Seine  Forderungen  an  den  Kongreß  und  die  Paulskirche 
sind  aber  dafür  um  so  ungeheuerlicher.     Der  Kongreß  ^)  wird  am 


1)  Vgl.  auch  V.  Valentin,  a.  a.  O.   p.  115,  Anm. 

2j  Verhandlungen  des  ersten  deutschen  Schneiderkongresses 
zu  Frankfurt  a.  :M.  vom  20.  bis  25.  Juli  184S.  Frankfurt  a.  M.  1848.  Druck 
von  Karl  Hartmann. 
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2().  Juli  ZU  iMaukfuit  a.  M.  eröffnet  und  ziililt  89  Mitglieder,  die 
143  St'ifltc  vertreten.  Als  Grundlafre  der  Verhandlungen  wird 
die  Petition  des  Kölner  Komitees  an  die  Nationalversammlung 
benutzt,  die  bereits  die  Mängel  des  Schneidergevverbes  und  die 
Mittel  /ii  ihrer  AhhiUe  im  Nami-n  der  ScluK-idcrimister  des  Rhein- 
lands und  Westfalens  scliiklerte.  Dieses  Dokument  wird  beraten 
und  mit  einigen  redaktionellen  Änderungen  angenommen.  Die 
Sitzungen  dauern  vom  20.  25.  Juli.  Die  Abneigung  gegen 
Gewerbefreiheit  wird  von  dem  Priisidenten  als  etwas  so  selbst- 
verständliches vorausgesetzt,  daß  man  eine  Diskussion  darüber 
für  völlig  überdüssig  hält.  Auch  ein  Zeichen  der  Zeit.  Mit  dem 
allgemeinen  Ilandwerkerkongreß  tritt  die  Schneiderversammlung 
natürlich  in  Verbindung.  Sie  ist  erfreut,  daß  Herr  May  die 
Kollegen  freundlich  aufnimmt,  und  bittet,  die  Beschlüsse  des 
Schneiderkongresses  deni  betreffenden  Ausschusse  des  Handwerker- 
kongresses zu  überweisen.  Der  Schneiderkongreß  beschließt,  eine 
Adresse  an  die  Nationalversammlung  zu  senden  und  seine  Be- 
schlüsse dem  I  Fandwerkerkongreß  als  Material  zu  einer  künftigen 
Gewerbeordnung  zu  überreichen.  Auch  werden  dem  Kongreß 
noch  zwei  Deputierte  der  Schneider  überwiesen,  die  speziell  die 
Rechte  der  Schneider  aufs  kräftigste  wahren  sollen.  Im  übrigen 
beschließt  man  die  (iriindung  eines  Zentralkomitees  für  alle 
SchneideriiuiungiMi    Deutschlands  mit  dem  Sitz  in  Frankfurt. 

Die  Anträge,  die  der  Nationalversammlung  überreicht  wurden, 
haben   folgenden  Wortlaut: 

,,ij  I.  Die  Gewerbefreiheit  darf  in  Deutschland  unter  keiner 
Bedingung  eingeführt,  sondern  muß  da,  wo  sie  besteht,  aufgehoben 
werden. 

§  2.  Die  bestehenden  öffentlichen  Magazine  von  fertigen 
Kleidern,  sowohl  der  Kleidermachcr  als  der  Klcidcrhändler,  sollen 
zum  Wohle  sämtlicher  Schneidermeister  aufgehoben  und  in  der 
Folge  keine  neuen   Kleidermagazine  mehr  errichtet  werden. 

§  3.  Keinem  Nichtschncidcrmeister,  sei  er  Tuchhändler, 
Modewarenhändler  oder  was  er  sonst  wolle,  soll  gestattet  sein, 
I  iirren-  oder  Damenkleider  anzufertigen,  resp.  durch  andere 
anfertigen  zu  lassen,  um  damit,  wie  in  §  2  gedacht,  Handel  zu 
treiben. 

§  4.    Der  Mißbrauch,  welcher  bisher  für  Rechnung  und  unter 
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Aufsicht  des  Staates  zum  Nachteil  der  Steuer-  und  gewerbe- 
zahlcnden  Geschäftstreibenden  bestanden ,  nämlich :  daß  in  den 
Arresthäusern,  von  Militär-Kommissionen  und  sonstigen  öft'ent- 
lichen  Anstalten  des  Staats  oder  der  Behörden  Kleider  angefertigt 
wurden,  soll  aufhören,  und  sollen  für  die  Folge  den  bürgerlichen 
Schneidermeistern    dieselben    zum  Anfertigen   überwiesen  werden. 

§  5.  Dem  Auslande  soll  es  nicht  mehr  gestattet  sein,  in 
Deutschland  Bestellungen  auf  anzufertigende  Kleider  aufzunehmen, 
noch  fertige  Herren-  und  Damenkleider  in  Deutschland  einzuführen. 

§  6.  Die  ausstehenden  Geldforderungen  der  Handwerker, 
respektive  der  Schneidermeister,  sollen  zu  privilegierten  Forde- 
rungen erhoben  werden.  —  Die  Verjährung  soll  für  dieselben 
ganz  wegfallen  und  dem  Handwerker  das  Recht  zugestanden 
werden,  bei  Wechselprozessen  seine  Klagen  unter  denselben  For- 
malitäten begründen  respektive  fortfüliren  zu  können,  als  die 
Kaufleute. 

§  7.  Zum  Wohle  und  zur  Hebung  des  Handwerkerstandes 
sollen  Hilfskassen  von  Staatsmitteln  errichtet  werden,  bei  welchen 
jeder  Geschäftstreibende  gegen  gewisse  Garantie  und  mäßigen 
Zinsfuß  jederzeit  baren  Vorschuß  bis  zu  einer  gewissen  Höhe 
erhalten  kann. 

§  8.  Da  wir  erwarten  dürfen,  daß  durch  das  in  Frankfurt 
am  Main  zusammengetretene  deutsche  Parlament,  mit  Hinzuziehung 
des  deutschen  Gewerbekongresses,  für  alle  Handwerker  Deutsch- 
lands eine,  dem  jetzigen  Zeitgeiste  entsprechende  Handwerker- 
und Gewerbeordnung  eingeführt  werde,  so  bitten  wir  bei  Fest- 
stellung derselben  unseren  gerechten  Forderungen  diejenige  Ge- 
währung angedeihen  zu  lassen,  außer  welcher  unser  ganzes  Hand- 
werk seinem  Verfalle  jeden  Tag  näher  zueilen  würde."  — 

Soviel  über  die  Kongresse  überhaupt.  Alle  drei,  der  Ham- 
burger, der  Frankfurter  und  der  Schneiderkongreß  zeigen  jeden- 
falls zur  Evidenz,  daß  man  sich  in  den  Kreisen  der  Kleingewerbe- 
treibenden ,  abgesehen  von  verschwindenden  Ausnahmen ,  auf 
die  wir  noch  später  zurückkommen,  durchaus  einig  war  in  der 
Beurteilung  ihrer  Kümmernisse,  ihrer  Notlage  und  auch  ihrer 
Heilmittel.  Sowohl  die  Instruktionen  für  die  Kongreßdeputierten, 
wie  die  Kongresse  selbst  sind  gleichsam  ein  großes  Klagelied 
über     die    Gewerbefreiheit     und     ihre     verhängnisvollen    Folgen. 
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Wollen  wir  aber  dem  Leser  gegenüber  unser  Versprechen  halten,, 
in  möglichst  vollen  Al<korden  dieses  Klagelied  erschallen  zu 
lassen  und  das  im  gewissen  Sinne  Überwältigende  der  ganzen 
Bewegung  darzulegen,  um  so  die  optimistischen  Hoffnungen,  die 
Winkelblech  auf  sie  setzte,  zu  erklären,  so  müssen  wir  im  folgenden 
versuchen,  unsere  Betrachtung  doch  noch  etwas  weiter  auszu- 
dehnen. Dazu  mögen  die  Petitionen,  die  Eingaben,  Anträge  usw. 
dienen,  die  während  des  Kongresses  oder  unter  dem  frischen 
Eindrucke  der  Beschlüsse  an  das  Handwerkerparlament  und  an 
die  Paulskirche  gerichtet  worden  sind.  Auch  ihr  Lied  klingt  uni- 
sono :  Fort  mit  der  Gewerbefreiheit !  Erst  wenn  wir  diese  Doku- 
mente wenigstens  kurz  erörtert  haben,  können  wir  uns  mit  jenen 
wenigen  Ausnahmen  beschäftigen,  die  gegen  den  Kongreß  Front 
machen.  Auch  hier  habe  ich  aus  dem  reichen  Material  des- 
Handwerkerkongresses  und  der  Frankfurter  Stadtbibliothek  Schriften 
usw.  ausgesucht,  die  mir  für  unsere  Bewegung  besonders  charak- 
teristisch sind;  sie  alle  zu  besprechen,  wäre  ja  unmöglich,  denn  die 
Zahl   der  Petitionen    an    die  Paulskirche    allein   beträgt  Tausende.. 

Es  ist  aber  zweckmäßig,  zwischen  den  Eingaben  an  das  Par- 
lament und  denen  an  den  Gewerbekongreß  zu  unterscheiden.  Schon 
stiHstisch  sind  die  letzteren  anders  gehalten,  sie  sprechen  zu  den 
„Freunden  und  Brüdern",  während  die  ersteren  sich  an  die  Natio- 
nalversammlung richten,  deren  Autorität  allerdings  seit  den  un- 
glückseligen Septembertagen  und  dem  Malmöer  Waffenstillstand 
im  Sinken  war.  Zunächst  also  etwas  über  die  Eingaben  usw. 
an  das  Handwerkerparlament  während  der  Verhand- 
lungen oder  gleich  nach  ihrem  Abschlüsse. 

Aus  verschiedenen  Motiven  sind  sie  verfaßt  worden,  manch- 
mal handelt  es  sich  darum,  dem  Deputierten  gleichsam  noch 
eine  Vollmacht  zuzuweisen,  falls  seine  erste  vom  Kongreß  ab- 
gewiesen werden  sollte.  Einige  Orte  waren  auch  selber  nicht 
in  der  Lage,  einen  Deputierten  zu  schicken,  wollten  aber  gerne 
den  Kongreß  über  ihre  Leiden  und  über  ihr  Urteil  nicht  im  Un- 
klaren lassen.  Kurz,  allen  Dokumenten  ist  jedenfalls  gemeinsam 
die  Absicht,  mehr  oder  weniger  den  Kongreß  zu  beeinflussen. 
Hin  und  wieder  findet  sich  auch  eine  besonders  bescheidene  und 
somit  für  den  Kongreß  schmeichelnde  Stimme  des  Inhalts,  daß 
die  Angelegenheiten  der  Handwerker  beim  Kongreß  in  den  besten 
Händen   lägen.      Versuchen    wir    auch   hier,    unsere    früher  einge- 
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schlagene  Einteilung  der  einzelnen  Staaten  beizubehalten,  und  be- 
ginnen wir  mit  den  wesentlich  zünftlerischen  Staaten. 

Da  findet  sich  zunächst  aus  dem  Juli  eine  Stimme  aus  Lim- 
burg im  Nassauischen  vor.  Sie  möchte,  falls  die  Vollmacht 
ihres  Deputierten  nicht  angenommen  wird,  um  die  Berücksichti- 
gung einiger  anderer  Anträge  bitten.  Die  Forderungen  sind  uns 
bekannt,  auch  sie  gehen  in  erster  Linie  auf  ein  Arbeitsministerium, 
auf  eine  deutsche  Nationalbank  mit  Emission  von  Papiergeld  („um 
die  Handwerker  gegen  die  Geldaristokratie  in  Schutz  zu  nehmen"), 
auf  Beseitigung  der  Brot-  und  Fleischsteuern.  Ferner  kehren 
längst  bekannte  alte  Handwerkerforderungen  wieder,  so  dreijährige 
Wanderzeit,  Meisterprüfung,  Verbot  aller  Pfuscherei  und  des  Hau- 
sierhandels, u.  dgl.  m.  Originell  berührt  an  dieser  Eingabe  nur, 
daß  ausdrücklich  die  Stiftung  einer  Kolonie  in  Amerika  auf 
Staatskosten  verlangt  wird,  weil  Deutschland  stark  übervölkert 
sei.  Diese  Forderung  ist  insofern  originell,  als  damit  die  Hand- 
werker implizite  zugeben  (ob  richtig  oder  nicht,  bleibe  da- 
hingestellt) ,  daß  nicht  ein  legislatorisches  Prinzip  wie  die  Ge- 
werbefreiheit an  ihrem  Elend  schuld  sei,  sondern  auch  ein  natür- 
licher Faktor,  gegen  den  die  Gesetzgebung  machtlos  war.  Es 
wirkt  diese  Betrachtungsweise  wie  ein  Lichtblick  in  der  Nacht 
zünftlerischer  Vorurteile.  —  Interessant  sind  auch  die  verschiedenen 
Erklärungen  großherzoglich  hessischer  Gewerbevereine,  deren  Lo- 
kalsektionen zur  Begründung  ihrer  Forderungen  in  den  einzelnen 
Städten  Aufrufe  erlassen  haben,  interessant,  weil  das  Großherzog- 
tum Hessen  nicht  durchweg  zu  den  rein  zünftlerischen  Ländern 
zu  rechnen  ist,  denn  in  Rheinhessen  z.  B.  existierte  längst  Gewerbe- 
freiheit, und  in  anderen  Städten  wie  z.  B.  Oft'enbach  waren  die 
Zünfte  teils  aufgehoben,  teils  waren  die  Gewerbe  noch  zünftig. 
Und  gerade  aus  diesen  Städten  wie  Offenbach  und  vor  allem 
Bingen,  wo  vollkommene  Gewerbefreiheit  herrschte,  erschallen 
die  Klagen  in  vollkommener  Einigkeit.  Auch  hier  wird  gegen  den 
Gewerbebetrieb  durch  Unberechtigte,  d.  h.  durch  solche,  welche 
ihre  persönliche  Befähigung  zum  Betriebe  des  Geschäfts  nicht 
nachgewiesen  haben,  polemisiert,  auch  hier  wird  Befähigungs- 
nachweis und  Neuorganisation  der  Innungen  verlangt. 

Auch  aus  dem  Königreiche  Sachsen,  dessen  zünftlerische 
Institutionen  wir  schon  erörterten,  als  wir  den  bekannten  Protest 
der  22  Leipziger  Innungen   besprachen,    kann    ich    ein  Dokument 
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anführen.  Es  ist  die  Adresse  der  Innungsmeister  von  Treuen, 
Falkenstein,  Auerbach  und  Lengenfeld.  Sie  zeigt  im 
ganzen  Unterschriften  von  3145  Innungsmeistern  und  fühlt  sich 
vor  allen  Dingen  durch  die  Tatsache  beunruhigt,  daß  die  An- 
gelegenheit einer  neuen  Gewerbeordnung  bei  der  Paulskirche  nicht 
in  den  besten  Händen  sein  möchte.  Auch  diese  Adresse  sieht 
die  Ursache  des  Gewerbenotstandes  einzig  und  allein  in  der  Schutz- 
losigkeit  des  immer  mehr  in  seinen  Rechten  geschmälerten  Zunft- 
und  Gewerbewesens,  es  gelte  einen  Kampf  gegen  die  Pfuscher 
und  Störer  namentlich  auf  dem  platten  Lande;  das  Gewerbe-  und 
Innungswesen  müsse  zweckmäßiger  organisiert  werden.  Eine  Ge- 
werbefreiheit sei  ganz  ausgeschlossen,  denn  jetzt  schon  seien  die 
schutzlosen  gewerblichen  Verhältnisse  imstande,  „unseren  Wohl- 
stand auf  Klippen  und  Untiefen  zu  führen,  Avieviel  mehr  würde 
das  durch  Reichstagsbeschluß  ausgesprochene  ^^'ort:  Gewerbe- 
freiheit, das  leck  gewordene  Schift'  unseres  Wohlstandes  an  seinen 
harten  Felsen  vollends  zerschellen."  Im  übrigen  schließt  sich  die 
Adresse  den  Anträgen  des  Leipziger  Innungsmeistervereins  an 
die  Nationalversammlung  an,  und  fordert  speziell  für  Sachsen 
Aufhebung  des  Gesetzes  von  1831,  Beschränkung  des  Gewerbe- 
betriebes auf  dem  platten  Lande,  genaue  Kontrolle  der  Gesellen- 
und  Meisterstücke  u.  dgl.  m. 

Auch  aus  Süddeutschland  wollen  wir  eine  Adresse 
mitteilen  und  zwar  der  Abwechselung  halber  eine  Adresse  aus 
den  Kreisen  der  Gesellen,  die  deutlich  zeigt,  wie  entrüstet  und 
beleidigt  dieselben  über  ihre  schnöde  Behandlung  auf  dem 
Kongresse,  wie  sehr  sie  selbst  aber  immer  noch  in  den  zunft- 
mäßigen Betrieb  verstrickt  waren,  als  daß  sie  nicht  unter  Wahrung 
ihrer  Würde  versöhnend  auftreten  und  eine  Trennung  zwischen 
Meistern  und  Gesellen  ablehnen  sollten.  Von  dem  modernen 
Klassenkampfcharakter  enthält  unser  Dokument,  das  aus  Heidel- 
berg stammt,  nichts.  Da  wir  Baden  hier  zum  ersten  Male  be- 
gegnen, sei  uns  erlaubt,  ein  paar  Worte  über  die  gewerblichen 
Zustände  in  diesem  deutschen  Mittelstaate  vorauszuschicken.  In 
Baden  zeigen  sich  im  wesentlichen  erst  in  den  40  er  Jahren  die 
Übelstände  der  industriellen  Revolution.^)  Der  Anschluß  an  den 
Zollverein    und    die    guten  Jahre  von   1830 — 1840   hatten    auf  die 


\)  Zum  Folgeaden  Schmoll  er,  a.  a.  O.  p.  104  ft". 
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kleinen  Handwerker  jeder  Art,  die  im  Großherzogtum  zahlreich 
verbreitet  waren,  günstig  gewirkt.  Die  Zahl  der  Fabriken  und 
ihres  Personals  hatte  sich  allerdings  bereits  gehoben,  aber  wie 
Schmoller  meint,  ^)  Avar  es  zunächst  doch  ein  Fortschritt  im  alten 
Stil,  ein  Fortschritt  viel  mehr  der  Klein-  als  der  Großgewerbe. 
Erst  die  beiden  folgenden  Jahrzehnte  hatten  die  Wirkungen  der 
neuen  Zeit  und  der  neuen  Konkurrenz  um  so  reichlicher  gebracht, 
und  nun  war  auch  die  Wirkung  auf  die  Kleingewerbe  um  so 
kräftiger.  Schmoller  hat  in  seiner  „Geschichte  der  deutschen  Klein- 
gewerbe" ^)  eine  vergleichende  Tabelle  für  die  Jahre  1847 — 1861 
zusammengestellt,  aus  der  zur  Evidenz  hervorgeht,  wie  viele  kleine 
Meister  in  jener  Zeit  zugrunde  gegangen  sind.  Von  29  Gewerben 
weisen  23  eine  starke  Abnahme  der  Meister  und  nur  6  eine  Zu- 
nahme auf,  unter  diesen  befinden  sich  die  Barbiere,  die  Verfertiger 
grober  Holzwaren,  die  Klempner,  Zimmermaler,  Buchbinder  und 
Putzmacher.  Dagegen  hat  in  demselben  Zeitraum  die  Zahl  der 
Fabrikarbeiter  gewaltig  zugenommen.  Und  dabei  hat  in  Baden 
der  Zunftzwang  bis  1862  gedauert,  so  daß  gerade  aus  dem 
badischen  Beispiele  mit  Recht  deduziert  werden  kann,  daß  die 
Hauptursache  der  Gewerbekrisis  sich  unabhängig  von  formalen 
Prinzipien,  wie  Zunft  oder  Gewerbefreiheit,  bewegt,  und  ihre 
Gründe  viel  tiefer  liegen  müssen,  wie  wir  ja  schon  früher  an- 
gedeutet haben. 

Ich  teile  aus  Baden  nur  die  Eingabe  des  Heidelberger 
Arbeitervereins  an  das  Frankfurter  Handwerkerparlament  vom 
9.  August  mit,  die  abgesehen  von  seiner  früher  erörterten  Be- 
deutung auch  deswegen  unser  Interesse  verdient,  weil  der  Heidel- 
berger Arbeiterverein,  wie  die  süddeutschen  Vereine  überhaupt, 
von  Winkelblechs  auf  dem  Frankfurter  Arbeiterkongreß  zur  An- 
nahme gelangten  Ideen  erfüllt  war.  Er  hat  später  im  Januar  1849 
den  Heidelberger  Distriktskongreß  miteinberufen,  auf  dem  ein 
Redetournier  zwischen  dem  Vertreter  der  norddeutschen,  das 
Prinzip  der  selbständigen  Arbeiterorganisation  vertretenden  Ar- 
beiterbewegung, Stephan  Born,  und  dem  Vertreter  der  süddeutschen, 
Meister  und  Gesellen  gegen  das  Kapital  einigenden  Bewegung, 
unserem    Winkelblech,    ausgefochten    wurde.      Wir    kommen    im 


')  1.  c.  p.  104. 
2)  1.  c.  p.   105. 
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nächsten  Kapitel  darauf  zurück.  Die  Adresse  beschwert  sich  in 
würdiger  Weise  über  die  geringschätzige  Behandlung  der  Gesellen 
auf  dem  Kongresse,  bewegt  sich  also  auch  in  diesem  Sinne  durch- 
weg in  Winkelblechschen  Gedankengängen,  der  ja  auch  immer 
die  Behandlung  der  Gesellen  auf  dem  Kongresse  bedauert  und 
diese  Gesinnung  durch  seinen  Beschluß,  dem  Gesellenkongreß 
bis  zu  seinem  Schlüsse  beizuw^ohnen,  erhärtet  hat.  Der  Heidel- 
berger Arbeiter\-erein  meint:  „Der  Gewerbestand  Deutschlands 
ist  zusammengetreten  und  hat  von  vornherein  den  Boden  des 
Rechts  verlassen,  indem  er  den  größten  Teil  des  Gewerbestandes, 
die  Gehilfen,  die  eigentlichen  Arbeiter  unberücksichtigt  ließ  und 
von  den  Wahlen  ausschloß.  Kein  Stand  in  Deutschland  hat  dieses 
bis  jetzt  getan."  Der  Verein  erklärt  ausdrücklich,  daß  die  Zeit 
allein  mündig  mache,  und  der  Gesellenstand  niemals  auf  sein 
Recht  verzichten  werde,  an  der  Neugestaltung  der  Gesetzgebung 
kräftig  mitzuwirken.  Aber  ganz  im  Sinne  Winkelblechs  sind  die 
Arbeiter  doch  der  Meinung,  daß  sie  nicht  den  Meistern  gegen- 
übertreten, sondern  mit  ihnen  gemeinsam  an  einer  besseren  Zu- 
kunft bauen  möchten,  und  es  klingt  wie  ein  Ausspruch  unseres 
Denkers,  wenn  der  Verein  sich  ausdrücklich  der  Ansicht  anschließt, 
daß  die  gewerbliche  Frage  nur  durch  Lösung  der  politischen  u  n  d 
sozialen  Frage  gelöst  werden  könne.  Darum  schließen  sie  mit 
einem  Appell  an  die  Meister,  sie  möchten  ihre  Stimme  nicht  der 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit  verschließen  und  die  Arbeiter  nicht 
zurückstoßen,  „von  welchen  die  Mehrzahl  morgen  auch  sein  kann, 
was  Ihr  heute  seid,"  und  ausdrücklich  wird  warnend  darauf  hin- 
gewiesen, daß  die  zurückgestoßenen  Arbeiter  von  dem  Vereinigungs- 
recht jeden  gesetzlich  erlaubten  Gebrauch  machen  würden,  und 
daß  es  dann  in  Deutschland  zwei  Heerlager,  das  der  Meister  und 
das  der  Gesellen  geben  werde.  Die  Warnung  ist  bekanntlich 
nicht  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen ;  denn  wenn  auch  der  Frank- 
furter Gesellenkongreß  grundsätzlich  an  der  Solidarität  von  Meistern 
und  qualifizierten  Arbeitern  festhält,  beeinflußt  durch  Winkelblechs 
Föderalismus,  so  siegt  doch  in  der  Arbeiterbewegung  seit  Januar 
1849  die  bereits  durch  das  kommunistische  Manifest  beeinflußte 
Bornsche  Richtung,  der  zufolge  der  Arbeiter  am  stärksten  ficht, 
wenn  er  allein  ist,  und  die  bereits  den  Klassenkampfcharakter 
des  modernen  Kommunismus  trägt.  Immerhin  verdient  das  Do- 
kument   unser    Interesse,    weil    es    zeigt,    wie    wenige  Monate  vor 
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dem  Heidelberger  Kongresse  und,  trotzdem  der  Berliner  Arbeiter- 
Icongreß  schon  stattgefunden  hatte,  die  süddeutsche  Arbeiter- 
bewegung sich  doch  noch  ganz  in  den  kleingewerblichen  Ideen 
bewegte.  Nur  der  unsoziale  Patriarchalismus  der  Meister  stieß 
bei  den  Gesellen  auf  harten  Widerstand. 

Ebenso  lehrreich  wie  diese  Badensische  Stimme  sind  zwei 
Adressen  aus  Österreich,  die  ich  aus  dem  reichen  Material 
des  Kongresses  absichtlich  ausgewählt  habe,  um  die  Interessen- 
gemeinschaft und  die  Solidarität  der  österreichischen  Gewerbe- 
treibenden mit  ihren  deutschen  Brüdern  zu  zeigen.  Die  erste 
stammt  aus  Salzburg,  datiert  vom  2.  August,  die  zweite  aus  Bozen, 
datiert  vom  9.  August  1848.  Beide  begrüßen  mit  inniger  Freude 
das  Vorgehen  des  Kongresses,  wenden  sich  gegen  Gewerbefreiheit 
und  wünschen  vor  allem,  daß  der  Gemeinde  völlige  Autonomie 
gewahrt  werde,  wen  sie  zum  Betriebe  eines  Gewerbes  zulassen 
wolle  oder  nicht.  Die  Hauptursache  des  unausbleiblichen  Ruins 
■des  Gewerbestandes  wird  in  der  unbeschränkten  Konkurrenz  ge- 
sehen, ja  interessanterweise  beruft  sich  der  Salzburger  Verein  so- 
gar auf  Louis  Blanc  und  meint,  er  habe  treffend  den  Krebsschaden 
der  ungezügelten  Konkurrenz  erkannt,  wenn  er  allerdings  auch 
unausführbare  Vorschläge  gemacht  habe.  „Es  ist  nach  seiner 
Motivierung  die  Gewerbefreiheit  keine  rechte  Freiheit,  weil  sie 
den  Schwachen  zum  Opfer  des  Starken,  den  Langsamen  zur  Beute 
•des  Schnellen  macht  und  in  abscheuliche  Unterdrückung  ausartet." 
Man  sieht,  die  verurteilenden  Worte  Louis  Blancs  über  die  absolut 
freie  Konkurrenz  überhaupt  werden  in  geschickter  Weise  von  den 
Handwerkern  speziell  auf  die  Gewerbefreiheit  angewendet.  In 
ähnlichen  Bahnen  bewegt  sich  die  Erklärung  des  Ausschusses 
der  Bozener  Handwerker.  Sie  erhebt  sich  manchmal  zu  einem  mäch- 
tigen Schwünge  und  Bombast  in  ihrer  Ausdrucksweise  und  bedient 
sich  in  drolliger  Form  einer  blumen-  und  bilderreichen  Sprache. 
So  sendet  der  Ausschuß  seine  Grüße  in  deutscher  Redlichkeit 
„über  die  Höhen  silbergepanzerter  Alpen  hinüber  in  das  liebe 
deutsche  Vaterland"  und  bittet  flehentlich  die  deutschen  Brüder, 
auch  sie  nicht  zu  vergessen,  es  sei  wegen  der  Kürze  der  Zeit 
nicht  möglich  gewesen,  einen  Deputierten  zu  senden.  Denn  erst 
am  12.  Juli  sei  die  Aufforderung  aus  dem  deutschen  Norden  er- 
folgt. Sie  dächten  und  empfänden  treu  mit  den  norddeutschen 
Brüdern    und    fühlten    sich  schon  seit  dem  Aufrufe    der  Leipziger 
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Innungsmeister  durchaus  mit  ihnen  identisch.  Sie  werfen  sich  da- 
her ganz  in  die  Arme  ihrer  deutschen  Brüder  und  sind  bereit, 
teilzunehmen  an  ihren  Opfern  und  Errungenschaften.  „Wollen 
Sie  uns  daher  nicht  ausscheiden !  Wollen  Sie  das  Häuflein  von 
ungefähr  15  Hunderten,  das  wie  ein  Prometheus  am  Alpinischen 
Felsen  voll  Erwartung  und  Vertrauen  Herz  und  Blick  an  Ihre 
Erzweckungen  knüpft,  auch  von  den  leisern  Entsprechungen  Ihres 
W^irkens  in  Kenntnis  setzen ! "     Soweit  Österreich. 

Ich  kann  hier  nur  einige  Proben  aus  dem  gewaltigen  Material 
mitteilen,  die  Kette  der  vorwiegend  zünftlerischen  Länder  möge 
die  freie  Stadt  Frankfurt  a.  M.  schließen.  Da  wir  früher  schon 
im  Anschluß  an  eine  kurze  Charakteristik  des  Kongreßpräsidenten 
May  die  Handwerkerbemühungen  um  eine  neue  Gewerbeordnung 
in  Frankfurt  flüchtig  charakterisiert  haben,  so  sei  im  Folgenden  nur 
die  Gründung  eines  großangelegten  gemeinnützigen  Vereins  er- 
wähnt, nämlich  des  „Allgemeinen  Deutschen  Vereins  zum  Schutze 
vaterländischer  Arbeit",  dessen  Ausschuß  edle  Namen  aufweist. 
Er  verdient,  obwohl  in  erster  Linie  gegen  die  Freihändler  ge- 
richtet, trotzdem  unsere  Erwähnung,  weil  er  sich,  wie  May 
ausdrücklich  in  einem  Schreiben  vom  Dezember  1848  den  Mit- 
gliedern des  Gewerbekongresses  mitteilt,  auch  für  die  Handwerker- 
sache im  Sinne  einer  Gewerbeorganisation  interessiert.  Ja  May 
ist  nach  jener  Mitteilung  überzeugt,  „daß  unsere  Sache  an  dem 
Verein  zum  Schutze  vaterländischer  Arbeit  einen  mächtigen  Stütz- 
punkt findet",  und  daß  es  deswegen  zweckmäßig  sei,  dem  all- 
gemeinen Vereine  beizutreten,  zumal  die  Handwerkerangelegen- 
heit in  der  Paulskirche  durchaus  nicht  zum  besten  stünde.  Der 
Aufruf  dieses  Vereins,  vom  i.  September  1848,  also  bald  nach 
Abschluß  des  Kongresses  datiert,  steht  auf  dem  Standpunkte  der 
Einheit  des  Systems  der  Handels-  und  Gewerbepolitik,  „welches 
seinen  Zweck  in  der  Entfaltung  der  materiellen  Gesamtkraft  des 
Volkes  findet".  Der  Verein  will  ausdrücklich  neben  den  Verein 
für  deutsche  Zolleinigung  treten  und  vor  allem  gegen  die  Frank- 
furter Gesellschaft  auftreten,  welche  sich  auf  das  Prinzip  des  reinen 
Freihandels  festgelegt  habe.  Sie  hoftt  den  gesetzgebenden  Körpern 
und  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  eine  die  wahren  Inter- 
essen des  deutschen  Volkes  vertretende  zu  sein.  „Wir  wollen 
das  Element  der  sachverständigen  Vertreter  des  Gewerbestandes  bei 
dem  Parlament  und  dem  volkswirtschaftlichen  Ausschuß  in  uns  auf- 
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nehmen  und  jeden  Deutschen,  welcher  der  Überzeugung  huldigt, 
die  vaterländische  Arbeit  könne  in  dieser  Periode  ihrer  Entwick- 
lung nur  durch  Schutz  vor  der  Übermacht  fremder  Konkurrenz 
gedeihen,  insoweit  sie  des  Schutzes  überhaupt  bedarf,  als  unser 
natürliches  Mitglied  ansehen."  Als  Mittel,  seinen  Zweck  zu  er- 
reichen, beabsichtigt  der  Verein  gemeinsame  Beratungen  seiner 
Deputierten  einzuführen  und  sich  hierbei  der  Presse,  der  Eingaben 
und  Berichte  an  die  gesetzgebenden  Körper  zu  bedienen.  Diese 
Organisation  findet  sich  in  den  Satzungen,  die  am  9.  November 
zu  Frankfurt  a.  M.  vereinbart  wurden,  formuliert.  Auch  in  ihnen 
wird  ausdrücldich  der  Schutz  der  vaterländischen  Arbeit  und  der 
dabei  Beteiligten  als  Zweck  in  §  i  hingestellt.  Die  Tätigkeit 
wird  einem  ständigen  Ausschusse  von  fünf  Mitgliedern,  der  auf 
ein  halbes  Jahr  gewählt  wird,  und  einer  Generalversammlung 
überwiesen,  welche  mindestens  zweimal  jährlich  zusammentreten 
soll.  Zum  Sitze  des  Ausschusses  wird  vorläufig  Frankfurt  a.  M. 
bestimmt.  Am  16.  November  sendet  der  Verein  bereits  ein  Rund- 
schreiben an  seine  Mitglieder  und  weist  noch  einmal  klar  auf 
den  Stand  und  die  Ziele  des  Vereins  hin.  Er  freut  sich,  daß  der 
Aufruf  vom  i.  September  an  allen  Orten  Deutschlands  „von  der 
Adria  bis  zur  Ost-  und  Nordsee"  Anklang  gefunden  habe,  und 
macht  darauf  aufmerksam,  daß  man  mit  den  Vorarbeiten  zu  einem 
neuen  Zolltarif  beschäftigt  sei.  Auch  an  die  Arbeiter  und  an  das 
Handwerk  wird  appelliert  und  ausdrücklich  betont,  daß  sich  der 
Verein  den  luteres^^en  der  Handwerker  genau  so  widmen  werde  wie 
denjenigen  der  Fabriken  und  denen  der  Fabrikarbeiter  und  Hand- 
werksgehillen.  Der  Aufruf,  der  die  Mitglieder  dringend  mahnt, 
die  Landstände,  Regierungsbehörden  usw.  für  den  Verein  zu 
interessieren,  ist  unterzeichnet  an  erster  Stelle  vom  Fürsten  Felix 
zu  Hohenlohe  als  Präsidenten  und  von  F.  Steinbeis  als  Vize- 
präsidenten. Dieser  ist  kein  anderer  als  der  spätere  ausgezeichnete 
Leiter  der  Württembergischen  Zentralstelle  zur  Förderung  des 
Gewerbes,  dessen  arbeitsreiches  Leben  uns  vor  kurzem  liebevoll 
geschildert  worden  ist.^)  Es  kann  nicht  wundernehmen,  daß 
zum  Mittelpunkt  aller   dieser  Bestrebungen    immer  wieder  Frank- 


*)  Vgl.  Fr.  Müller,  Ferd.  v.  Steinbeis,  Tübingen  1907  und  den  Aufsatz 
von  O.  Frommel,  Ferd.  v.  Steinbeis,  in  der  ,, Deutschen  Rundschau"  1907/08, 
p.  467  ff. 
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furt  a.  M.  gewählt  wird,  war  doch  diese  blühende  Handelsstadt 
der  Sitz  der  Regierung  des  alten  deutschen  Bundes  und  jetzt  der 
Sitz  der  Nationalversammlung,  der  alle  begeisterten  Patrioten  frei- 
willig Gehorsam  geschworen  hatten,  und  von  der  man  die  Grün- 
dung eines  einheitlichen  Deutschen  Reiches  erwartete;  war  sie 
doch  auch  der  Sitz  des  früher  geschilderten  Handwerkerkongresses 
und  des  später  zu  schildernden  Gesellenkongresses.  Wenn  wir 
also  von  der  norddeutschen,  speziell  Berliner  Arbeiterbewegung 
absehen,  so  war  Frankfurt  a.  M.  auch  der  Sitz  der  wirtschaftlichen 
Bewegung,  soweit  sie  sich  überhaupt  1848  an  das  Licht  der 
Öffentlichkeit  traute  und  eine  Rolle  gespielt  hat.  Die  Parlaments- 
stadt war  eben  in  den  ganzen  entscheidenden  Monaten  der  Schau- 
platz aller  wichtigen  Ereignisse,  und  der  Kenner  gerade  auch  der 
Frankfurter  Verhältnisse  wird  verstehen,  warum  in  Frankfurt  der 
Gegensatz  zwischen  Arbeitgebern  und  -nehmern,  zwischen  den 
beiden  neuformierten  Ständen  ins  hellste  Licht  treten  mußte. ^) 
Werfen  wir  einen  Blick  —  wir  holen  damit  zugleich  früher  Ver- 
säumtes nach  —  auf  das  Frankfurter  Handwerk  und  seine  Ge- 
setzgebung. In  Frankfurt  herrschte  im  wesentlichen  noch  strenges 
Zunftrecht. ^)  Das  Recht,  in  Frankfurt  ein  zünftiges  Gewerbe  zu 
treiben,  war  von  einer  ganzen  Reihe  von  Bedingungen  abhängig 
gemacht.  Die  historische  Entwicklung  schildern  uns  jetzt  mit 
Benutzung  von  Aktenmaterial  die  „Geschichte  der  Frankfurter 
Handelskammer"^)  und  Valentins  Monographie  über  die  „Frank- 
furter Revolution".*)  Selbst  im  Jahre  der  Revolution  mußte  der 
selbständige  Bürger  noch  im  Besitze  des  Frankfurter  Bürgerrechtes 
sein,  er  mußte  das  Gewerbe  in  üblicher  Weise  gelernt  haben,  um 
dann  eine  Reihe  v^on  Jahren  auf  der  Wanderschaft  zuzubringen 
und  heimgekehrt  noch  eine  Reihe  von  Mut-  oder  Sitzjahren  zu 
bestehen.  Die  Maurer  z.  B.  mußten  drei  Jahre  lernen,  vier  Jahre 
wandern    und    zuletzt    noch  drei  Mutjahre    bestehen.^)     Und  auch 


^)  Valentin,  a.  a.  O.  p.  303. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden  Kampf fmey er ,  Vom  Frankfurter  Zunftgesellen  zum 
klassenbewußten  Arbeiter,  im  ersten  Jahresbericht  des  Frankfurtes  Arbeitersekre- 
tariats, 1900,  p.  86  ff.,  94  ff.,  107  ff.  —  Geschichte  der  Frankfurter  Handels- 
kammer, a.  a.  O.   1908.  —  Valentin,  a.  a.  O.  p.  61  ff.,   Iioff.,  303  ff. 

*)  a.  a.  O.  p.  1214  ff. 

*)  a.  a.  O.  p.  61  ff.,    1 10  ff. 

•*)  Kampf fmeyer,  a.  a.  O.  p.  87. 
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■die  Gesetzgebung  stand   im  Jahre   1848   noch  durchaus  im  Banne 
der  Zunft.     Es    wird    uns    geschildert/)    wie    im  April   des  Jahres 
die  gesetzgebende  Versammlung  auf  Antrag  eines  Dr.  Stiebel  den 
Senat  ersuchte,    eine   zeitgemäße  Gewerbe-  und  Gildeordnung  zu 
entwerfen.     Und    schon    früher,    z.B.    1841    und    1845,^)    hatten 
immer    die   Handwerkerbeschwerden    dringend    ersucht,    an    dem 
Prinzip    des    Nahrungsschutzes    durch    die    Innungen    festzuhalten. 
Tatsächlich  herrscht  nun  in  den  40  er  Jahren  ein  außerordentlicher 
Notstand,    der    seinen  Ausdruck    überall    in    den  Zeitungen,    Zeit- 
schriften   und  Broschüren    fand,    und    der    als  Ursache    den    „alles 
verschlingenden  Rachen  der  Spekulation"  ansieht.    Immerhin  blieb 
aber   1848   das    alte  Zunftwesen  noch  unverändert,    und,    wie    uns 
Kampffmeyer    erzählt    hat ,  ^)    wurde    auch    in    den    Kreisen    der 
zünftigen  Gesellen  nicht  der  Ruf  nach  Beseitigung  der  Zunft  laut. 
Es  bestand  allerdings  eine  Diskrepanz  zwischen  ihren  Anschauungen 
und  denen  der  Meister:  Die  Gesellen,  vor  allem  die  Maurergesellen, 
wünschten  nämlich,    nach  dem  Aufkündigen  nicht  zum  Verlassen 
der   Stadt    angehalten    zu    werden,    während    die   Meister    gerade 
diese  so   einschneidende  Bestimmung   nicht   fallen   lassen  wollten. 
Die  sonstigen  Beschwerden  der  Gesellen  betrafen  ihre  miserablen 
Schlafstellen,    eine   I4tägige  Feiernacht  u.  a.  m.     Von   den    Ideen 
und  Kämpfen  eines  modernen,  klassenkampfbewußten  Proletariats 
kann    selbstverständlich,    wie   Kampffmeyer    richtig    bemerkt,    gar 
keine  Rede  sein.    Die  industrielle  Bevölkerung  Frankfurts  hat  jeden- 
falls unter  dieser  zünftlerisch-reaktionären  Gesetzgebung  stark  ge- 
litten, denn  selbst  auf  dem  Lande  gab  es  Schwierigkeiten,    bevor 
man    eine    Fabrik    errichten    durfte,    wie    uns     aktenmäßig    die 
„Geschichte    der   Frankfurter   Handelskammer'"*)    berichtet.     Hier 
wird  auch  geschildert,  daß  man  in  den  gebildeten  Kreisen  schon 
relativ   früh    einsah,    daß    in  dem  Zunftwesen   eine  Fessel    für  die 
gewerbliche    Entwicklung    liege.      So    hat    z.   B.    der    Geschichts- 
schreiber Frankfurts,    der   Konsistorialrat  Anton  Kirchner,    bereits 
1818  dagegen    protestiert.^)     Aber  die  Zünftler  waren  allmächtig, 
und    der  Kampf  gegen    den  Kapitalismus  wurde  wohl    in    keiner 


')  1.  c.  p.  96.  —  Geschichte  der  Frankfurter  Handelskammer,  p.  290. 

2)  Valentin,  a.  a.  O.  p.  112  ff. 

*)  Zum  Folgenden  vgl.  Kampffmeyer,  a.  a.  O.  p.  97  ff. 

*)  Geschichte  der  Frankfurter  Handelskammer,  p.  12 18. 

^)  ib.  p.   I22I. 
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Stadt  SO  energisch  aufgenommen,  wie  gerade  in  Frankfurt.  1846- 
bei  der  Errichtung  einer  Industriehalle  für  Verkaufszwecke  zeigte 
sich  die  Macht  des  Zünftlertums  besonders  deutlich,  und  die  „Ge- 
schichte der  Frankfurter  Handelskammer"  teilt  uns  aus  den  Senats- 
akten folgende  begeisterte  Phrase  mit:^)  „Der  Strom  der  nähren- 
den Beschäftigung  soll  nicht  zum  See  für  einen  einzigen  ein- 
gedämmt werden,  sondern  in  unzählige  Arme  verteilt  den  Grund 
und  Boden  aller  überrieseln  und  befruchten."  Und  wir  werden 
noch  später  sehen,  daß  neben  Hannover,  Preußen  und  Bayern 
auch  in  Frankfurt  a,  M.  die  reaktionäre  Strömung  in  den  nächsten 
Jahren  so  mächtig  wird,  daß  sie  es  sogar  zur  Errichtung  einer 
Gewerbekammer  bringt,  wenn  auch  die  weitergehenden  Wünsche 
einer  reaktionären  Gewerbeordnung  nicht  erfüllt  worden  sind.. 
Wir  halten  jedenfalls  fest  —  und  das  mag  unser  Verweilen  bei 
den  Frankfurter  Zuständen  entschuldigen  — ,  daß  Frankfurt  nicht 
nur  für  das  politische  Parlament  infolge  seiner  historischen  Ver- 
gangenheit als  Sitz  der  alten  Bundesregierung  in  Betracht  kam^ 
sondern  auch  infolge  seiner  wirtschaftlichen  Zustände,  infolge  des 
einflußreichen  Zünftlertums  geeignet  war,  1848  den  Mittelpunkt 
einer  wirtschaftlich-reaktionären  Bewegung,  wie  derjenigen  der 
Handwerker,  zu  bilden. 

Mit  Frankfurt  verlassen  wir  in  unserer  kurzen  Übersicht  die  rein 
zünftlerischen  Länder  und  führen  nun  noch  ein  paar  bayrische 
Dokumente  an,  die,  wie  wir  das  ja  schon  früher  bei  unserem  Be- 
richt über  die  Instruktionen  feststellen  konnten,  im  wesentlichen 
die  altbekannten  Handwerkerforderungen  enthalten,  daneben  aber 
deutlich  die  noch  heute  bestehende  Abneigung  der  Bayern  be- 
kunden, die  partikularen  Rechte  irgendwie  durch  Reichsgesetze 
einschränken  zu  lassen.  Mit  anderen  Worten,  auch  diese  Doku- 
mente (es  sind  Stimmen  aus  Memmingen,  Landshut,  Freising  und 
Riedenburg  in  der  Oberpfalz)  bekämpfen  in  erster  Linie  den  Be^ 
Schluß  des  Handwerkerparlaments,  die  Realrechte  abzuschaffen.. 
Sie  halten  energisch  an  diesen  fest  und  verlangen  auch  sonst,  wie 
namentlich  die  Memminger  Eingabe  vom  24.  Juli,  die  Beachtung 
der  besonderen  Verhältnisse  der  einzelnen  Landesteile.  Die  Real- 
rechte liegen  ihnen  aber  bei  weitem  am  meisten  am  Herzen,  und 
die    Bürger   Landshuts,    die    eine    förmliche    offizielle    Beschwerde- 

')  ib.  p.  1224. 
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Schrift  vom  29.  August  übermitteln,  erklären  ausdrücklich  und 
wissen  sich  darin  mit  vielen  einig,  daß  die  Frage  der  Gewerbe- 
freiheit vom  Kongreß  befriedigt  gelöst  sei,  nicht  aber  könne  man 
das  von  den  Realrechten  behaupten.  „Mit  allgemeiner  und  voller 
Entrüstung",  so  heißt  es,  hätten  sie  von  der  vom  Kongresse  be- 
antragten Aufhebung  der  Realrechte  gelesen.  Und  ebenso  die 
Freisinger  und  Riedenburger.  Im  übrigen  zeichnen  sich  die  bay- 
rischen Forderungen  nicht  durch  Originalität  aus,  auch  sie  er- 
Iclären  sich  gegen  die  Gewerbefreiheit  und  fordern  Erweiterung 
-der  Befugnisse  der  Innungen,  die  Bildung  eines  Gewerbe-  und 
Industrieministeriums,  Beschränkung  der  Fabriken  und  der  Groß- 
handlungen, endlich  Verbot  des  Hausierhandels  und  Einschränkung 
des  Landhandwerks,  sowie  der  übermäßigen  Zahl  von  Krämer- 
märkten;  zuletzt  wird  auch  für  höhere  Einfuhrzölle  plädiert.  In 
•diesem  Sinne  ist  man  im  allgemeinen  mit  den  Beschlüssen  des 
Gewerbekongresses  zufrieden,  ja  man  begrüßt  es  freudig,  daß  sich 
die  Deputierten  offen  gegen  die  Gewerbefreiheit  ausgesprochen 
haben. 

Auf  die  übrigen  mir  noch  vorliegenden  Dokumente  vermag 
ich  nicht  näher  einzugehen.  Die  bisher  erwähnten  Stimmen 
2eigten  uns  jedenfalls  deutlich,  daß,  mit  Ausnahme  einiger 
partikularer  Forderungen,  in  Bayern  auch  in  den  Adressen 
während  des  Kongresses  und  gleich  nach  Abschluß  desselben 
volle  Einigkeit  bezüglich  des  Kampfes  gegen  die  Gewerbefreiheit 
herrschte. 

Gleichsam  die  Quintessenz  aller  dieser  Adressen  stellt  ein 
größerer  Artikel  von  dem  Vizepräsidenten  des  Kongresses  Adam 
Hentz  aus  Weimar  dar.^)  Er  ist  das  Resultat  einer  dem  Vize- 
präsidenten überwiesenen  Prüfung  an  den  Kongreß  eingegangener 
Zuschriften  und  ist  während  des  Kongresses  entstanden,  aber 
nicht  zum  Vortrag  gekommen.  Er  richtet  sich  aufs  energischste 
gegen  Gewerbefreiheit  und  exemplifiziert  für  die  verhängnisvollen 
Folgen  derselben  an  Frankreich,  Preußen  und  der  Rheinpfalz. 
Da  er  sich  im  Sinne  aller  Kongreßzuschriften  gegen  Gewerbe- 
freiheit ausspricht,  so  zeigt  er  uns,  daß  eine  weitere  Aufzählung 
■dieser  Zuschriften    überflüssig  ist,    daß  jedenfalls    die  Ausnahmen 


')  ,, Gewerbefreiheit  und  Gewerbeordnung."      Befindet   sich  unter  den  Akten 
des  Handwerkerkongresses. 
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von  dieser  Einigkeit  so  verschwindend  sein  müssen,  daß  es  sich 
nicht  verlohnt,  hier  bei  ihnen  zu  verweilen.  Auch  der  Stand- 
punkt des  Herrn  Hentz,  der  sich  in  seinen  Kollegenkreisen  einer 
besonderen  Wertschätzung  erfreut  hat,  ist  im  wesentlichen  der 
des  bornierten  Reaktionärs.  In  ganz  eigentümlicher  Weise  wird 
z.  B.  die  vorschreitende  Arbeitsteilung,  das  Hauptmittel  des 
modernen  Kapitalismus,  verkannt,  wenn  er  tadelt,  daß  auch  nicht 
ein  Fabrikarbeiter  einen  Stiefel  allein  mehr  machen  könne,, 
sondern  dazu  bedürfe  er  wieder  vier  Arbeiter,  von  denen  wieder 
nicht  einer  verstehe,  den  Stiefel  allein  zu  machen.  Und  es  erinnert 
uns  an  die  frühere  Behauptung  eines  biederen  Berliner  Handwerks- 
meisters auf  dem  Hamburger  Kongreß,  wenn  die  Gewerbefreiheit 
für  die  revolutionäre  Bewegung  verantwortlich  gemacht  wird. 
Jener  Berliner  meinte,  daß  nur  die  Gewerbefreiheit  den  guten 
König  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  seinem  Volke  getrennt  habe,, 
und  Herr  Hentz  formuhert  direkt:  Ohne  Gewerbefreiheit  keine 
Barrikaden !  Woraus  man  sieht,  wie  schon  damals  durch  geschickte 
taktische  Verknüpfung  wirtschaftlicher  Fragen  mit  Kundgebungen 
patriotischer  Loyalität  darauf  aufmerksam  gemacht  wird,  daß  der 
Mittelstand  dem  Staate  „den  kräftigsten  Schutz  für  Gesetz  und 
Ordnung"  verbürge,  während  Frankreich  und  Preußen  deutlich 
zeigten,  wohin  die  Gewerbefreiheit  führe.  Auch  der  Hinweis  auf 
die  gesegneten  Zustände  in  der  Rheinpfalz  sei  falsch,  denn  dort 
käme  auf  fünf  Meister  nur  ein  Geselle,  und  das  zeige  doch 
deutlich,  wie  erbärmlich  es  mit  dem  Handwerk  dort  bestellt  sein 
müsse.  Die  Schrift  schließt  dann  mit  Vorschlägen  zu  einer 
neuen  Zunftordnung;  die  nichts  Neues  bietet,  sondern  nur  eine 
Zusammenfassung  der  längst  bekannten  Postulate  darstellt.  Wir 
können  uns  darum   ihre  Schilderung  schenken. 

War  der  Handwerkerkongreß,  wie  wir  soeben  gesehen  haben,, 
bereits  mit  Petitionen  und  Adressen  usw.  überschüttet  worden,, 
die  sich  fast  durchweg  gegen  Gewerbefreiheit  aussprachen,  so^ 
war  das  noch  in  erheblicherem  Maße  das  Schicksal  der  Pauls- 
kirche. Die  Petitionen,  die  aus  allen  deutschen  Gauen  in  Frank- 
furt einliefen  und  unter  die  Ausschüsse  zur  Berichterstattung 
verteilt  w^urden,  hatten,  wie  uns  die  stenographischen  Berichte 
mitteilen,')  bereits  am  6.  August  die  Zahl  von  2034  überschritten. 


')    Stenographischer    Bericht    über    die   Verhandlungen    der    deutschen    kon- 
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Als  die  Versammlung  aufgelöst  wurde,  erreichte  sie  (bis  l6.  Juni 
1849)  die  Zahl  von  9319  und  die  Petitionen,  die  speziell  die 
Gewerbeangelegenheiten  angingen,  beliefen  sich  allein  auf  einige 
Tausend.  Um  das  Bild,  das  wir  in  diesem  Kapitel  von  der  Hand- 
werkerbewegung entwerfen  wollen,  zu  vervollständigen,  streifen 
wir  im  Folgenden  noch  mit  einem  Blick  die  Petitionen  und 
Adressen,  die  aus  den  Handwerkerkreisen  an  die  Paulskirche  ge- 
richtet worden  sind,  und  die  ebenfalls  einstimmig  den  Ruf  gegen 
Gewerbefreiheit  erheben. 

Ich  schicke  ein  Wort  über  die  Stellungnahme  der  Pauls- 
kirche zu  unseren  Fragen  und  namentlich  über  die  diesbezüg- 
liche Tätigkeit  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  voraus.')  Am 
18.  Mai  wurde  die  Paulskirche  eröffnet,  am  19.  beantragte  man 
bereits,  eine  Kommission  von  15  Mitgliedern  niederzusetzen  mit 
dem  Auftrage,  die  Erwerbs-  und  Arbeitsverhältnisse  Deutschlands 
zu  untersuchen.  Am  24.  wurde  der  Antrag  gestellt,  zwei 
Kommissionen,  eine  für  die  Verfassungsfragen  und  eine  für  die 
Arbeiter-  und  Handelsfragen  zu  bilden;  beide  sollten  aus  dreißig 
Mitgliedern  bestehen.  So  entstanden  die  beiden  für  die  Innern 
Angelegenheiten  wichtigsten  Ausschüsse  der  Paulskirche,  die  man 
sich  später  gewöhnte,  kurzweg  den  Verfassungs-  und  den  volks- 
wirtschaftlichen Ausschuß  zu  nennen.  Zu  dem  volkswirtschaftlichen 
Ausschuß,  der  uns  hier  allein  interessiert,  gehörten  bedeutende, 
namentlich  als  Schriftsteller  und  Parlamentarier  längst  bekannte 
Männer.  Es  seien  hier  nur  genannt:  v.  Rönne,  v.  Reden,  der 
Buchhändler  Veit  und  Adolf  Lette,  alle  aus  Berlin,  Moritz  Mohl 
aus  Stuttgart,  Karl  Mathy  aus  Karlsruhe,  die  Kaufleute  v.  Brück 
aus  Triest  und  Degenkolb  aus  Eilenburg,  Schwarzenberg  aus 
Kassel,  Eisenstuck  aus  Chemnitz,  Merk  aus  Hamburg,  Mevissen 
aus  Köln,  HoUandt  aus  Braunschweig,  Oberregierungsrat  Oster- 
rath  aus  Danzig,  Ministerialrat  v.  Hermann  aus  München,  Pro- 
fessor Hildebrand  aus  Marburg,  Fallati  aus  Tübingen,  Wilhelm 
Stahl  aus  Erlangen,  Rößler  aus  Wien.  Inwieweit  der  volks- 
wirtschaftliche    Ausschuß     dem     Handwerkerkongreß    Entgegen- 


stituierenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.,  ed.  Wigard,  Frankfurt  a.  M. 
1S48,  II,  p.  1504;  IX,  p.  6886.  —  Vgl.  auch  O  eisner,  Die  wirtschafts-  und  so- 
zialpolitischen Verhandlungen  des  Frankfurter  Parlaments.  Preuß.  Jahrb.  Band  S7, 
1897,  P-  84. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden  besonders:  Oelsner,  a.  a.  O.  p.  82  ff. 
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konimon  bewies,  haben  wir  bereits  früher  gesehen.  Er  befaßte 
sich  auf  jeden  Fall  intensiv  mit  den  ihni  zugewiesenen  wichtigen 
wirtschafllichen  Fragen,  und  an  demselben  Tage,  wo  der  Ver- 
fassungsausschuß seinen  Entwurf  der  Grundrechte  vorlegte,  konnte 
auch  der  volkswirtschaftliche  Ausschuß  einen  parallel  gehenden 
Bericht  über  die  Grundrechte  überreichen.')  Der  volkswirtschaft- 
liche Ausschuß  forderte  hier  ein  Heimatsgesetz  und  eine  Gewerbe- 
ordnung für  ganz  Deutschland  und  verlangte,  daß  für  alle  Gebiete 
des  Deutschen  Reiches  das  gleiche  Heimatsrecht  gewährleistet 
werden  solle ,  und  daß  auch  bezüglich  der  Befugnis  zum  Ge- 
werbebetriebe alle  partikularen  Bestimmungen  in  Deutschland  auf- 
hören müßten.  Eine  neue  Gewerbeordnung  habe  zwischen  un- 
bedingter Gewerbefreiheit  und  dem  alten  Zunftwesen  zu  vermitteln 
und  beide  schädlichen  Extreme  der  Vergangenheit  zu  vermeiden. 
Am  21.  Juli  dringt  der  volkswirtschaftliche  Ausschuß  mit  seiner 
Ansicht  durch,  und  seine  Fassung  wurde  wortgetreu  angenommen. 
Auf  Antrag  \'eits  wurde  ihm  alsdann  aufgegeben,  bis  zu  der 
schon  früher  beschlossenen  zweiten  Lesung  der  Grundrechte  den 
Entwurf  eines  Heimatsrechtes  und  einer  Gewerbeordnung  vor- 
zulegen. Über  diesen  Entwurf  werden  wir  uns  noch  in  diesem 
Kapitel  zu  unterhalten  haben.  Hier  sei  nur  gleich  vorweg  be- 
merkt, daß  leider  der  Ausschuß  diesem  Auftrage,  wenn  auch 
höchst  gewissenhaft,  so  doch  \"iel  zu  spät  nachkam.  Erst  am 
26.  Februar  1S49  war  der  Gewerbeordnungsentwurf,  I2  Bogen 
stark,  in  den  Händen  der  Abgeordneten.  Er  kam  ebenso  wie 
der  des  Heimatsgesetzes  nicht  mehr  zur  Verhandlung  im  Plenum. 
Der  Ausschuß  beantragte  nur,  alle  Petitionen  und  seine  eigenen 
Verhandlungsprotokolle  der  provisorischen  Zentralgewalt  zur  Be- 
nutzung bei  einer  künftigen  Reichsgesetzgebung  zu  überweisen. 
Wenn  man,  wie  der  Verfasser,  unzählige  dieser  bei  den  Akten 
des  Kongresses  befindhchen  Petitionen  an  die  Paulskirche  durch- 
blättert und  die  mehr  oder  minder  scharfen  Forderungen,  auf 
keinen  Fall  in  die  Gewerbefreiheit  zu  willigen,  gelesen  hat,  so 
kann  man  nicht  umhin,  dem  volkswirtschafthchen  Ausschusse, 
dessen  Entscheidung  wir,  wie  gesagt,  später  kennen  lernen  werden, 
in  Bewunderung  seiner  großen  Objektivität  und  seiner  un- 
erscliütterlichen  Ruhe   lebhafte  Anerkennung  zu  zollen.     Man  hat 


*)  Vgl.  O  e  1  s  n  e  r ,  a.  a.  O.  p.  85  fi". 
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■es  ihm  gewiß  nicht  leicht  gemacht,  das  beweisen  eben  jene 
Petitionen,  von  denen  wir  nur  einige  besonders  charakteristische 
Proben  geben  wollen.  Sie  zeigen  schon  zur  Genüge,  welches 
Mißtrauen  die  biederen  Meister  gegen  die  Paulskirche  und  ihren 
Ausschuß  hegten,  sie  zeigen  vor  allem  in  ergötzlicher  Weise,  wie 
mitleidig  die  Herren  Praktiker,  die  „Fachleute",  auf  die  Theoretiker 
der  Paulskirche,  die  Herren  Professoren  herabsahen,  sie  zeigen 
aber  auch  (und  da  kann  man  sich  einer  gewissen  Teilnahme 
nicht  erwehren),  welche  mächtige  Erregung  den  Handwerkerstand 
ergrift'en  hatte,  über  dessen  notorisches  Elend  in  den  40  er  Jahren 
wir  früher  öfters  berichteten.  Er  mußte  sich  allerdings  sagen, 
■daß  für  ihn  unendlich  viel  von  der  Entscheidung  der  Paulskirche 
bezüglich  einer  neuen  Gewerbeordnung  abhing.  Denn  damals 
konnte  man  ja  noch  nicht  voraussehen,  daß  die  Herrschaft  und 
die  Autorität  der  Nationalversammlung  nur  eine  so  ephemere 
sein  würde. 

Gleich  das  erste  Dokument,  das  hier  angeführt  werden  soll, 
ist  besonders  lehrreich  für  diese  Erregung.  Es  stammt  aus 
Frankfurt  a.  M.  und  ist  datiert  vom  4.  September  1848.  Es 
möge  den  Reigen  der  Petitionen  aus  den  vorwiegend  zünftle- 
rischen  Ländern  beginnen.  Das  Blatt  apostrophiert  die  National- 
versammlung wie  folgt:  „Der  Augenblick,  in  v.'elchem  von  der 
hohen  Nationalversammlung  über  die  Zukunft  des  deutschen 
Handwerkerstandes,  über  sein  Wohl  und  Wehe  entschieden  werden 
soll,  steht  nahe  bevor.  Wir  Unterzeichnete,  die  wir  sämtlich 
diesem  Stande  angehören,  sehen  jenem  Augenblicke  mit  banger 
Erwartung  entgegen,  denn  wir  wissen,  daß  es  sich  bei  dieser  Ent- 
scheidung nicht  allein  um  unsere  Existenz,  nein  um  die  von 
Hunderttausenden  von  deutschen  Brüdern  handelt.  Durchdrungen 
von  dieser  Gewißheit  wenden  wir  uns  deshalb  an  die  hohe  Ver- 
sammlung, um  ihr  diejenigen  Befürchtungen  und  diejenigen  Hoff- 
nungen an  das  Herz  zu  legen,  welche  die  eine  oder  die  andere 
der  beiden  Entschließungen  in  uns  erwecken  würde."  Die  Pauls- 
kirche wird  dringend  gebeten,  in  ihrer  Wahl  zwischen  unbedingter 
Gewerbefreiheit  und  einer  zeitgemäßen  Ordnung  der  Gewerbe  gegen 
die  erstere  sich  auszusprechen.  Denn  ein  einziger  unbefangener  Blick 
in  die  Geschichte  derjenigen  Länder,  in  welchen  die  Gewerbe- 
freiheit bisher  geherrscht  habe,  lehre  zur  Genüge,  dieselbe  „in 
ihrer  ganzen  schreckenerregenden  Gestalt"  zu  erkennen.    „Der  Ruin 
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von  Tausenden  und  Abertausenden  durch  sie  an  den  Bettelstab- 
oder doch  wenigstens  auf  den  unfehlbaren  Weg  zu  demselben 
gebrachten  Familien  wird  einen  ausführlichen  Kommentar  dazu 
liefern."  Das  einzig  Richtige  sei  darum,  wenn  sich  die  Pauls- 
kirche für  eine  allgemeine,  auf  praktischer  Erfahrung  gegründete 
deutsche  Gewerbeordnung  entschließe  und  zugleich  für  die  Er- 
richtung einer  Gewerbekammer  eintrete.  Wenn  die  National- 
versammlung sich  für  die  Gewerbefreiheit  entschließe,  dann  be- 
deute das  nichts  anderes,  als  das  Proletariat  verewigen,  als  die 
Revolution  zum  System  machen.  Man  sieht  also  auch  hier  jene 
eigentümliche  Identifizierung  von  Gewerbefreiheit  und  Revolution, 
die  wir  bereits  früher  an  zwei  Beispielen  kennzeiclinen  konnten. 
Ebenso  energisch ,  aber  in  mehr  ruhiger  als  beweglicher 
Sprache,  wendet  sich  das  Kasseler  Gewerbskomitee  im  September 
des  Jahres  an  die  Nationalversammlung.  Für  uns  ein  besonders 
wichtiges  Dokument,  weil  es  jedenfalls  von  Winkelblechs  Ideen 
erfüllt  war  und  das  Kasseler  Komitee  es  ja  später  auch  versucht 
hat,  an  Stelle  des  zurücktretenden  Ph.  Schwarzenberg  Winkelblech 
in  die  Paulskirche  zu  senden.  Denn  er  wäre,  obwohl  ein  Gelehrter,, 
doch  ein  Fachmann  in  ihrem  Sinne  gewesen,  so  sehr  hatte  er 
sich  das  Vertrauen  aller  Gewerbetreibenden  erworben,  eine  Emp- 
findung, der  ja  auch  der  Präsident  May  am  Schlüsse  des  Hand- 
werkerkongresses Ausdruck  gegeben  hat.  Denn  gerade  an  Fach- 
leuten gebricht  es  nach  Ansicht  des  Kasseler  Gewerbekomitees  der 
Frankfurter  Nationalversammlung.  Die  Kasseler  erkennen  die 
Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Politik  willig  und  dankbar  an. 
Dagegen  „müssen  die  Anzeichen,  welche  das  Parlament  bei  Be- 
handlung der  sozialen  oder  vielmehr  der  gewerblichen  Frage  von 
sich  gibt,  uns  Gewerbetreibenden  allerdings  bedenklich  erscheinen"» 
Ein  neues  Beispiel  von  dem  Mißtrauen  der  Handwerker  gegenüber 
der  Zusammensetzung  des  Parlaments,  wie  wir  es  früher  gekenn- 
zeichnet haben.  Die  Forderungen  sind  natürlich  die  gleichen  wie 
die  der  Frankfurter  Handwerker  und  der  früheren  Instruktionen 
und  Adressen  an  den  Handwerkerkongreß.  Auch  die  Kasseler 
protestieren  in  ihrer  Eingabe  gegen  die  Gewerbefreiheit  und  ver- 
langen Schutz  gegen  die  Fabrikanten,  gegen  Kapitalisten,  gegen 
Theoretiker,  welche  Gewerbefreiheit  wünschen,  gegen  Projekten- 
macher, gegen  unreife  junge  Leute,  die  kaum  der  Lehre  entlaufen 
einen    eigenen  Familienherd    zu    gründen    wünschten    und    gegen 
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Ränkemacher,  denen  der  „moralische  Boden,  der  trotz  aller  Zopf- 
bestimmungen in  dem  Innungswesen  verborgen  liegt,  ein  Dorn 
im  Auge  ist".  Das  Ziel  sieht  das  Gewerbekomitee  allein  in  einer 
„freisinnigen"  Gewerbeordnung;  das  Adjektivum  ist  wohl  jedenfalls 
den  Gedankengängen  des  freisinnig-demokratischen  Vereins  ent- 
lehnt. Immer  wieder  heißt  es  in  dem  Aufruf:  Keine  Gewerbe- 
freiheit! sondern  eine  zeitgemäße  freisinnige  Gewerbeordnung! 
Das  Parlament  wird  gebeten,  sein  Ohr  nicht  dem  Notruf  von  vielen 
tausend  Familienvätern  zu  verschließen. 

In  derselben  Richtung  bewegen  sich  die  übrigen  Dokumente, 
es  sei  noch  verwiesen  auf  eine  Eingabe  aus  dem  Großherzog- 
tum Hessen,  die  sich  bezüglich  ihrer  Forderungen  an  die  früher 
erwähnten  Stimmen  aus  diesem  Lande  anschließt.  Sie  ist  aber 
deswegen  charakteristisch,  weil  sie  deutlich  zeigt,  wie  auch  die 
Handwerker  damals  es  verstanden,  in  gewissem  Sinne  wenigstens, 
den  revolutionären  48  er  Stil  zu  akzeptieren,  wie  die  kleinen  ge- 
drückten Meister  auf  einmal  ebenfalls  Durst  nach  Freiheit 
empfanden  und  immer  wieder  betonten,  auch  sie  seien  politisch 
mündig  geworden,  auch  sie  seien  durchaus  imstande,  ihre  Ange- 
legenheiten selbst  zu  ordnen  und  zu  verwalten.  Auch  dieses  Doku- 
ment beginnt  mit  einem  kleinen  Nasenstüber  für  die  National- 
versammlung, derart,  daß  sie  eigentlich  gar  nicht  imstande  sei, 
die  Interessen  des  Handwerkerstandes  richtig  wahrzunehmen,  weil 
ihre  Mitglieder  ja  diesem  Stande  durchweg  fern  ständen.  Darum 
möchten  die  Gewerbsmänner  des  Großherzogtums  ihre  gewerb- 
lichen Lebensfragen  durch  einen  Beirat  von  wirklichen  Hand- 
werkern erörtert  wissen,  und  sie  erklären  ausdrücklich,  daß  ihnen 
„mit  hohlen  Theorien  und  scheinbar  freiheitlichen  und  menschen- 
freundhchen  Einrichtungen,  wie  man  sie  immer  seither  gepredigt 
und  zu  verwirklichen  gestrebt  hätte,  nicht  gedient  sei".  Der  beste 
Rat  und  die  beste  Hilfe  für  einen  Stand  müsse  aus  ihm  selber 
kommen.  „Wir  wollen  nicht,  daß  wir  fernerhin  das  Lehrgeld 
für  die  schön  ausgedachten,  aber  unpraktischen  Theorien  der 
Stubengelehrten  zahlen.  Wir  wollen  keine  unbedingte  Gewerbe- 
freiheit, wir  Avollen  nicht,  daß  das  Kapital  in  der  Hand  eines 
Egoisten  zur  furchtbaren  Geißel  des  Handwerkers  werde."  Im 
übrigen  werden  Einschränkung  der  Maschinen-  und  Fabriktätigkeit 
sowie  die  Begründung  eines  Gewerberates  verlangt,  die  Forderung 
eines  Arbeitsministeriums  dagegen  abgelehnt. 
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Um  noch  eine  süddeutsche  Stimme  zu  zitieren,  sei  mit  einem 
Wort  auf  die  Denkschrift  des  Heidelberger  Gewerbevereins 
hingewiesen,  die  eine  ziemhch  umfassende  Broschüre  darstellt  und 
wegen  ihrer  furchtbaren  Tiraden  und  höchst  geschmacklosen 
Phraseologie  für  jene  ganze  Literaturgattung  ungemein  charakte- 
ristisch ist.  Sie  bildet  zugleich  eine  gute  Ergänzung  zu  der  uns 
bereits  bekannten  Adresse  des  Heidelberger  Arbeitervereins,  die 
in  so  eigenartiger  Verquickung  von  bereits  erwachtem  prole- 
tarischem Stolze  und  bescheidener  zünftlerischer  Abhängigkeit  von 
den  Meistern  die  Behandlung  der  Gesellen  durch  die  Meister  be- 
klagte. Die  Broschüre  des  Heidelberger  Gewerbevereins  ^)  er- 
klärt sich  nach  einer  umständlichen  Einleitung  für  die  vom  Hand- 
werkerkongreß aufgestellte  Gewerbeordnung.  Besonders  charakte- 
ristisch sind  die  historischen  Konstruktionen  der  Einleitung,  in 
der  zu  erklären  versucht  wird,  warum  trotz  den  ungeheuren  Kriegs- 
lasten der  Handwerker  sich  vor  der  Gewerbefreiheit  leidlich  wohl 
gefühlt  hätte.  Zwei  Ursachen  seien  es  im  wesentlichen :  einmal 
war  der  Handwerkerstand  unbeachtet  aller  Kriegsunruhen  noch 
fortwährend  geschützt  „vor  unbefugten  Ein-  und  Übergriffen  von 
Unberechtigten  in  sein  Handwerk".  „Es  stund  dazumal  das  Geld- 
kapital der  Arbeit,  Geschicklichkeit  und  geistigen  Fähigkeit  nicht 
im  Wege,  sondern  jeder,  welcher  arbeiten  wollte,  Geschicklichkeit 
und  Fähigkeit  hatte,  konnte  darauf  zählen,  daß  er  in  der  Aus- 
übung geschützt  wurde  und  einen  ziemlichen  Verdienst  hatte." 
Der  zweite  Grund:  Der  Mittelstand  überhaupt  hatte  damals  Kredit. 
„Jetzt  leben  wir  aber  seit  dreißig  Jahren  in  Frieden,  aber  in  einem 
bewaffneten  Frieden  —  die  Fortschritte  in  Künsten  und  \\'issen- 
schaften  sind  unzählig;  der  Handel  erhielt  große  Freiheiten,  der 
so  fürchterliche  „Zunftzopf"  wurde  größtenteils  abgeschnitten,  und 
der  Mittelstand  ist  größtenteils  verarmt,  der  Kredit  —  ver- 
nichtet." — 

Erbittert  geht  die  Denkschrift  gegen  jene  Populations- 
theoretiker vor,  die  das  Unglück  in  dem  Übermaß  der  Menschen- 
zahl oder  in  der  Übervölkerung  suchen  und  gegen  die  Ver- 
mehrung   der  Menschen  Mittel   empfehlen  wollen.     Eine  Polemik, 


^)  Die  Forderungen  des  Gewerbestandes  in  Deutschland.  Eine  Denkschrift 
an  den  deutschen  Reichstag  zu  Frankfurt  a.  M.  von  dem  Gewerbverein  in  Heidel- 
berg und   Genossen.     Heidelberg   1848.     Buchdruckerei  von  Renner  &  Wolff. 
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die  direkt  auf  unsern  Winkelblech  gemünzt  sein  könnte.  Eine 
solche  Auffassung  wird  auf  das  Schärfste  abgelehnt.  „Wollten 
wir  glauben,  die  allschafifende  Kraft,  die  Natur  oder  Gottheit, 
wäre  in  ihrer  schöpferischen  Kraft  so  planlos,  so  arm  und 
liebelos,  daß  die  Mehrzahl  der  Geschöpfe  durch  Mangel  an 
Nahrung  zur  größten  Qual  bestimmt  wäre,  so  müßte  dies  der 
traurigste  Gedanke  sein."  Eine  solche  Klage  gegen  die  Bevöl- 
kerung sei  ein  offenbarer  Angriff  auf  die  menschliche  Würde, 
der  offenbarste  Irrtum  ihrer  Gegner  bestehe  aber  in  ihrer  Meinung, 
daß  nur  durch  die  Gewerbefreiheit  dem  Handwerkerstande  ge- 
holfen werden  könne.  Das  sei  grundverkehrt.  Zwei  Grund- 
maßregeln seien  zur  Durchführung  der  sozialen  Reform  zu  unter- 
nehmen, man  müsse  einmal  die  innern  Staatsverhältnisse  auf 
einen  gesunden  und  natürlichen  Organismus  zurückführen,  und 
zweitens  die  bürgerliche  Tugend,  Sittenreinheit  und  Mäßigkeit 
wieder  erwecken.  „Die  soziale  Reform  hat  nicht  die  Aufgabe 
zu  erfüllen,  ein  poetisches  Eldorado  zu  gründen,  ein  Reich  von 
ewiger  Wonne,  Pracht  und  Üppigkeit,  sondern  sie  soll  nur 
das  wirkliche  Elend  entfernen  und  der  Rückkehr  desselben  gründ- 
lich vorbeugen."  Im  Folgenden  werden  dann  in  der  beliebten 
historischen  Konstruktion  die  entsetzlichen  Folgen  der  Gewerbe- 
freiheit in  Frankreich  geschildert.  „In  Frankreich  wurden  alle 
Bande  zerrissen;  neben  der  Vernunft  die  Gewalt  auf  den  Thron 
gesetzt."  Und  in  schelmischer  Ironie  wird  von  England  behauptet, 
es  sei  unter  seinen  Zuständen  so  glücklich,  daß  —  —  „wir  uns 
mit  Schrecken  vom  dortigen  Handwerkerstande  abwenden".  Nun 
erst  Preußen  1  Man  brauche  da  nur  auf  die  preußischen  Hand- 
werker selbst  zu  verweisen,  die  so  energisch  gegen  die  „paten- 
tierte" Gewerbefreiheit  aufgetreten  seien.  Alle  die  vermeint- 
lichen Folgen  der  Gewerbefreiheit  werden  alsdann  erörtert,  so  das 
Anhäufen  übermäßiger  Reichtümer  „auf  einzelnen  Punkten",  ferner 
die  Proletarisierung  der  Massen  auf  der  anderen  Seite  und  was 
dergleichen  mehr  ist.  In  eigentümlichen  Beispielen  wird  der  Be- 
weis geliefert,  wie  übermächtig  das  Kapital  gegenüber  der  soliden 
produktiven  Arbeit  geworden  sei.  Und  die  Frankfurter  Ab- 
geordneten werden  energisch  apostrophiert,  eine  allgemeine  Ge- 
werbeordnung zu  schaffen,  sich  dabei  aber  gegen  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  zu  entscheiden.  Bezüglich  der  Gewerbeordnung 
tue  die  Paulskirche  am  besten,  sich  den  Gewerbeordnungsentwurf 
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des  Handvverkerparlaments  zu  eigen  zu  machen.  Für  seine 
Beschlüsse  treten  die  Heidelberger  in  manchmal  höchst  eigen- 
tümlich formulierten  Postulaten  ein,  in  ausführlicher  Erläuterung 
der  einzelnen  Thesen,  meistens  in  einer  geschraubten,  künstlich 
gesteigerten  Sprache,  so  daß  es  unfreiwillig  komisch  wirken  muß, 
wenn  die  Denkschrift  mit  einer  letzten  Apostrophierung  der 
deutschen  Nationalversammlung  meint,  sie  habe  „mit  diesen  ein- 
fachen, wahren  aber  auch  ernsten  Worten"  die  Überzeugung  der 
Handwerker  ausgesprochen. 

Sehr  ausführlich  gehalten  ist  auch  eine  Eingabe  der  Jenenser 
Handwerker,  die  es  sich  zur  Aufgabe  setzt,  die  doch  vorwiegend 
theoretisch  gebildeten  Mitglieder  der  Paulskirche  über  die  Inter- 
essen des  Handwerkerstandes  zu  belehren.  Nicht  nur  die  vor- 
wiegend zünftlerisch  regierten  Länder,  sondern  auch  die  zweite 
Gruppe,  Bayern,  schließt  sich  dem  Rachechor  gegen  die  Gewerbe- 
freiheit an.  So  wendet  sich  der  Gewerbsverein  der  Stadt  Er- 
langen vom  7.  September  in  seiner  Eingabe  gegen  die  Gewerbe- 
ireiheit  und  erklärt  sich  mit  einer  zeitgemäßen  Erneuerung  des 
Zunft-  und  Innungswesen  einverstanden.  —  Wie  Erlangen  denken 
Passau  und  Bamberg.  Namentlich  die  Adresse  der  Bürger  von 
Passau  und  Umgegend  vom  5.  September  zeigt  wieder  jenes 
Mißtrauen  gegen  die  Nationalversammlung,  das  in  den  Hand- 
werkerkreisen damals  gang  und  gäbe  war.  Echt  bayrisch-parti- 
kularistisch  wird  davor  gewarnt,  die  verschiedenartigen  Bedürfnisse 
und  Gewohnheiten  der  einzelnen  Länder  zu  vergewaltigen,  und 
die  Nationalversammlung  wird  gebeten,  die  Ordnung  des  Gewerbe- 
wesens und  überhaupt  aller  rein  sozialen  Verhältnisse  vor  der 
Hand  sozialen  Kammern  der  einzelnen  Länder  zu  überlassen. 
Der  von  ihrer  Zustimmung  ausgenommene  §  60  betrifft  natürlich 
■die  für  Bayern  so  wichtigen  Realrechte,  gegen  dessen  Aufhebung 
respektive  Ablösung  auch  Passau  sich  energisch  erklärt,  ganz  im 
Sinne  der  früher  erörterten  bayrischen  Instruktionen  und  Adressen. 
Wichtiger  ist  die  Adresse  der  Bamberger  an  das  „teutsche" 
Parlament,  wichtiger,  weil  sich  die  früher  erwähnte  Adresse  der 
Memminger  an  den  Kongreß  auf  diese  Bamberger  Adresse,  die 
noch  vor  dem  Handwerkerkongreß  am  14.  Juli  eingereicht  wurde, 
ausdrücklich  bezieht,  woraus  geschlossen  werden  darf,  daß  ihre 
Fassung  den  biedern  Memmingern  ganz  besonders  glücklich  er- 
schienen ist.      Der  Tenor    der  Bamberger   ist,    daß    in    der  neuen 
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Gesetzgebung  die  Grundbestimmungen  für  alle  deutschen  Länder 
aufgestellt  werden  müßten,  nicht  im  Sinne  einer  Gewerbefreiheit, 
sondern  eines  angemessenen  Schutzes  der  Gewerbetreibenden, 
wie  es  schon  im  bayrischen  Konzessionssystem  eingeführt  worden 
sei.  Denn  es  sei  undenkbar,  daß  noch  ferner  in  einzelnen  Teilen 
des  Deutschen  Reiches  die  Gewerbefreiheit  beibehalten  werde, 
während  in  anderen  eine  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes 
bestünde.  Darum  müsse  man  sich  auf  allgemeine  Prinzipien  für 
die  Gesetzgebung  einigen.  Vor  den  Professoren,  „welche  das 
Gewerbswesen  nicht  aus  dem  Leben,  sondern  nur  aus  ihren 
Büchern  kennen  und  gewöhnlich  das  große  Wort  für  die  Ge- 
werbefreiheit führen",  wird  die  Paulskirche  ausdrücklich  gewarnt, 
eine  eigentümliche  Warnung,  weil  so  viele  Professoren  Mitglieder 
der  Paulskirche  waren.  Die  Gewerbefreiheit  wird  selbstverständlich 
abgelehnt,  weil  sie  den  Mittelstand  vernichte,  ein  großes  Proletariat 
erzeuge  und  den  Reichtum  in  den  Händen  weniger  vereine. 

Endlich  noch  zwei  Stimmen  aus  Preußen,  eine  aus  der 
Provinz  \\^estfalen  und  eine  aus  der  Rheinprovinz.  Der  Verein 
•der  Handwerksmeister  der  Stadt  Bielefeld  hatte  sich  bereits 
am  9.  Juni  an  die  Nationalversammlung  in  einer  Adresse  gewandt, 
die  mit  dem  hohen  Liede  des  Handwerkerstandes  und  seiner  Be- 
deutung als  „der  eigentlichen  Kraft  der  Stände  und  des  Kerns 
der  intelligenten  Bevölkerung  des  Staates"  beginnt.  Um  so 
schlimmer  sei  es,  daß  dieser  brave  Mittelstand  durch  die  Über- 
macht des  Kapitals  und  durch  die  schrankenlose  Ungebundenheit 
der  Gewerbe  zum  willenlosen  \\'erkzeuge  in  der  Hand  der  Kapi- 
talisten, ja  zu  Proletariern  degradiert  Averde.  Darum  sei  es  nötig, 
eine  Gewerbeordnung  für  ganz  Deutschland  zu  erlassen.  Im 
übrigen  werden  die  bekannten  Forderungen  aufgestellt:  Gesellen-, 
Meisterprüfung,  Einschränkung  des  Landhandwerks  und  der 
Staatsanstalten,  Regelung  der  kommunalen  Submissionen,  auch 
Errichtung  von  Gewerbehallen  auf  Staatskosten  und  von  Vor- 
schußbanken für  die  Handwerker.  Eigentümlich  muß  es  berühren, 
wenn  die  Eingabe  der  Bielefelder  emphatisch  schließt :  „Die  unter- 
zeichneten Handwerker  glauben  bei  diesen  Vorschlägen  dem 
Prinzip  der  Freiheit  in  keiner  Weise  zu  nahe  getreten  zu  sein, 
da  sie  nur  die  Beschränkung  fordern,  welche  zum  Wohle  der 
Gesamtheit  den  gelehrten  und  anderen  Ständen  in  ihrer  Berufs- 
tätigkeit auferlegt,  und  auch  für  den  Handwerkerstand  unbedingt 
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notwendig  ist,  wenn  derselbe  sein  altes  Ansehen,  seine  frühere 
Bedeutung  wieder  erlangen  soll." 

Mit  dem  zweiten  preußischen  Dokument  aus  der  Rhein- 
provinz hofife  ich  dem  Leser  eine  Überraschung  zu  bereiten,  denn 
es  sticht  wohltätig  von  dem  Chor  der  eintönigen  Klagelieder  der 
Meister  ab.  Es  stellt  eine  kleine  Broschüre  dar,  von  keinem, 
geringeren  als  dem  später  durch  seinen  Hochverratsprozeß  und 
seine  romantische  Befreiung  so  berühmt  gewordenen  Gottfried 
Kinkel,  der  damals  als  außerordentlicher  Professor  der  neueren 
Kunst-,  Literatur-  und  Kulturgeschichte  in  Bonn  wirkte  und  durch 
seine  Redaktion  des  dort  erscheinenden  Gewerbeblattes  sowie 
seine  Vorsteherschaft  im  Bonner  Handwerkerbildungsverein  ein 
reges  Interesse  für  alle  kleingewerblichen  Fragen  zeigte.  Die 
Broschüre  betitelt  sich :  „Handwerk,  errette  dich !  oder  Was  soll 
der  deutsche  Handwerker  fordern  und  tun,  um  seinen  Stand  zu 
bessern  ?"  ^)  Da  die  Schrift  nach  der  Vorrede  den  Mitgliedern 
des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  gewidmet  ist,  sich  auf  den 
Meister-  und  Gesellenkongreß  beruft  und  sich  gleichsam  als  ein 
Gutachten  an  die  Paulskirche  geriert,  so  darf  sie  wohl  zweck- 
mäßigerweise an  dieser  Stelle  ihre  Erwähnung  finden,  zumal 
sie  meines  Wissens  in  der  Literatur  noch  nirgends  beachtet 
worden  ist.  Sie  verdient  aber  volle  Beachtung,  weil  sie,  obwohl 
im  allgemeinen  auf  dem  Boden  der  Handwerkervorurteile  stehend, 
doch  manchmal  auf  ihre  schlechten  Seiten  und  ihre  Kurzsichtigkeit 
treffend  aufmerksam  macht,  sich  also  in  einzelnen  Partien  auf 
das  Niveau  einer  wissenschaftlichen  Darstellung  erhebt.  Die 
Widmung  an  den  Ausschuß  ist  datiert  vom  19.  August,  also 
unmittelbar  nach  Beendigung  des  Meisterkongresses. 

Kinkel  geht  in  seiner  „Widmung  an  die  dreißig  Mitglieder  des 
volkswirtschaftlichen  Ausschusses  der  Frankfurter  Nationalver- 
sammlung" davon  aus,  daß  manche  Forderungen  der  Handwerker 
zu  weit  gingen.  Bei  jedem  Nachdenken  über  Verbesserung  übler 
Zustände  verfalle  der  Mensch  zuerst  auf  die  Rettungsmittel,  die 
in  einer  früheren  Zeit  sich  kräftig  erwiesen  hätten.  Man  über- 
sehe dabei,  daß  eben  diese  Mittel  doch  nicht  haben  ausreichend 
sein  können,  da  sie  sonst  wohl  nicht  vor  dem  Drange  der  Zeit 
gefallen  seien.     So    seien    auch  viele  Handwerker  aus  den  gegen- 


^)  Bonn,  Verlag  von  W.  Sulzbach  (Expedition  der  Bonner  Zeitung),   1848. 
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wärtigen  gewerbefreien  Gegenden  Deutschlands  streng  auf  das 
alte  Zunftwesen  zurückgegangen  und  hätten  das  Gedeihen  ihres 
Standes  darin  gesucht,  daß  einzelne  den  Erwerb  und  die  aus  ihm 
fließenden  Genüsse  und  Freiheiten  gleichsam  als  ein  Monopol 
besitzen  sollten,  w^ährend  die  große,  aus  Nichtmeistern  bestehende 
Mehrheit  in  erschöpfender  Entbehrung  niedergehalten  würde.  Er 
rechtfertigt  sodann  seine  Schrift  vor  dem  volkswirtschaftlichen 
Ausschusse  damit,  daß  er  hoffe,  einzelnes  schärfer,  manches  klarer 
hinstellen  zu  können,  als  es  bisher  von  Männern  aus  dem  Hand- 
werkerstande selber  geschehen  sei.  —  Jedenfalls  könne  man  nicht 
leugnen,  so  heißt  es  nun  weiter  in  seinen  speziellen  Ausführungen, 
daß  für  das  Handwerk  eine  von  Grund  aus  neue  Gesetzgebung 
unerläßlich  sei.  Die  Zersplitterung  Deutschlands  habe  auch  hier 
ihre  herben  Früchte  getragen :  das  Handwerk  sei  an  allen  Orten 
verschiedenartig  belastet  worden  mit  Gewerbeordnungen  aus  den 
Köpfen  der  Theoretiker,  mit  „einer  Lappendecke  aus  Fetzen  ehe- 
maliger Zunftverhältnisse  und  neuerer  Polizei-  und  Steuervor- 
schriften, welche  der  Buntscheckigkeit  der  Landkarte  Deutsch- 
lands wenig  nachgibt".  Selbst  das  letzte  bedeutende  Gesetzes- 
machwerk, die  allgemeine  preußische  Gewerbeordnung  vom 
17.  Januar  1845,  habe  zwar  für  den  betreffenden  Staat  eine  Art 
Einheit  hervorgebracht,  allein  dies  Gesetzbuch  sei  auch  von  dem 
Gedanken  ausgegangen,  daß  die  Gewerbefreiheit  der  vollkommenste 
Zustand,  der  Schutz  der  Arbeit  also  eine  Beschränkung  der  Arbeit 
sei.  Eine  Sicherung  dafür,  daß  Handwerksarbeit  nur  von  tüchtigen 
Meistern  geliefert  werden  könne,  eine  Rettung  der  ehrlich  arbei- 
tenden Hand  gegen  die  „taglöhnernde"  Pfuscherei,  eine  Rechts- 
grenze zwischen  dem  Handwerker  und  dem  spekulierenden  Kauf- 
manne suche  man  vergebens:  die  alten  Zunftordnungen  seien 
zwar  getilgt,  aber  nichts  Vernünftiges  an  ihre  Stelle  gesetzt.  Zur 
wahren  Besserung  könne  der  Handwerkerstand,  so  formuliert 
Kinkel  zugleich  das  Thema  seiner  Arbeit,  auf  einem  dreifachen 
Wege  kommen:  i.  Er  müsse  darauf  hinwirken,  daß  die  Gesetz- 
gebung ihm  einen  wirksamen  Schutz  gegen  die  unbedingte  Ge- 
wxrbefreiheit  und  die  Übermacht  des  Kapitals  erteile.  2.  Dieser 
Stand  habe  ebensogut  wie  alle  anderen  Anspruch  auf  direkte 
materielle  Hilfe  aus  den  Mitteln  des  Staates.  3.  Er  vermöge  selbst 
zu  seiner  Besserung,  auch  ohne  den  Staat,  unglaublich  Vieles  bei- 
zutragen,  wenn    er   auf  Grundlage   des   neu    erworbenen  Rechtes 

Biermann,    K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  U.  lO 
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der  Assoziation,  sowohl  zum  Schirm  seiner  Rechte,  als  zu  seiner 
gegenseitigen  humanen  Fortbildung  Vereine  stifte  und  durch  diese 
Vereine  alte  Übelstände  und  Mißbräuche  freiwillig  abtue.  Dabei 
ist  Kinkel  Gegner  der  unbedingten  Gewerbefreiheit,  die  in  seinen 
Augen  nichts  anderes  als  der  vollständige  Sieg  des  Kapitals  über 
die  Arbeit  ist.  Wenn  ein  jeder  mit  allen  möghchen  Erzeugnissen 
der  menschHchen  Hand  ein  Gewerbe  treiben  dürfe,  so  könne  für 
die  Güte  der  Ware  gar  keine  Sicherheit  mehr  geleistet  werden. 
Auf  Anlagekapital  und  Spekulationsgeist  allein  käme  es  dabei  an; 
ob  der  Unternehmer  selbst  etwas  vom  Handwerk  verstehe,  ja  auch 
nur  die  Tüchtigkeit  der  Handwerkserzeugnisse  beurteilen  könne, 
danach  frage  kein  Gesetz.  So  begegne  man  diesem  Übergriff 
auf  allen  Gassen,  und  der  Mißbrauch  werde  sich  um  so  mehr 
steigern,  je  entschiedener  das  Kapital  den  Sieg  gewinne:  je  mehr 
Handwerker  von  Tag  zu  Tag  brotlos  würden.  Der  Spekulant 
miiete  sich  taglöhnernde,  notleidende  Arbeiter,  die  seine  Magazine 
anfüllten  und  durch  ihre  Konkurrenz  den  tüchtigen  Handwerker 
zugrunde  richteten.  —  Es  genüge  ferner  nicht,  wenn  man  die 
■wesentlichen  Rechte  der  Meisterschaft:  das  Recht,  selbst  Ar- 
beit anzunehmen  und  das  Recht,  Gesellen  halten  zu  dürfen,  be- 
willige und  nicht  zugleich  es  dem  JüngHnge  unmöglich  mache, 
ohne  die  nötige  Reife  und  Tüchtigkeit  Meister  zu  werden.  Denn 
nur  so  werde  der  Unfähige  gehindert,  sein  Pfuschwerk  mit  der 
eines  wackeren  Meisters  in  Konkurrenz  zu  bringen,  und  zweitens 
werde  durch  die  vollkommenere  Bestimmung  die  Zahl  der  selb- 
ständigen Meister  vermindert.  Keineswegs  ist  Kinkel  aber  ein 
Anhänger  der  alten  radikalen  Zünftler,  er  will  die  Konkurrenz 
nicht  aufheben,  sondern  nur  beschränken.  Sie  soll  bleiben  in 
einem  gewissen  Grade,  um  die  geistlose  Spießbürgerlichkeit  und 
bloße  Handfertigkeit  des  alten  Zunftwesens  zu  verhüten ;  eine  ge- 
mäßigte Konkurrenz  erfrische  den  Geist,  rege  die  Erfindungskraft 
an,  sporne  zum  Fleiße  und  zur  Selbstverv'ollkommnung  und  wecke 
den  Ehrgeiz  und  Wetteifer,  der  die  schönste  Garantie  edlen  Mannes- 
stolzes sei.  Einen  weiteren  Schritt  zur  Verminderung  der  Hand- 
werksmeister sieht  Kinkel  —  und  darin  folgt  er  zugestandener- 
maßen der  Bonner  Petition  der  Handwerksmeister  —  in  der  Ver- 
ordnung, daß  dem  Ausländer  das  Recht  zur  Niederlassung  nur 
dann  gewährt  werden  dürfe,  wenn  die  betreffenden  fremden 
Staaten    den  Deutschen    das  gleiche  Recht  gewährten.     Man  lebe 
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In  einer  Zeit,  wo  nicht  bloß  die  Staaten-  und  Provinzgrenzen  ihre 
Bedeutung  verlören,  sondern  wo  sogar  die  Nationalgrenzen  keine 
zu  scharfen  Sperren  mehr  zwischen  sich  anerkennen  wollten.  Die 
deutschen  Arbeiter  seien  im  Auslande  sehr  geschätzt  durch  Treue, 
Fleiß,  Geschicklichkeit  und  Sinn  für  die  bürgerliche  Ordnung, 
und  durch  sie  kämen  die  technischen  Fortschritte  Frankreichs 
und  Englands  zu  uns.  Diese  Werkstätte  des  Erwerbs  und  der 
Fortbildung    dürfe  den  jungen  Leuten   nicht  verschlossen  werden. 

Um  nun  zu  verhüten,  daß  zu  junge  und  ungeschickte  Jüng- 
linge die  Meisterschaft  erlangen  könnten,  schlägt  Kinkel  vor:  daß 
jeder  Meister  nur  einen  Lehrling  halten  dürfe,  daß  für  den  Unter- 
richt im  Handwerk  eine  Prüfung  festgestellt  werde,  daß  der  Meister 
des  Geprüften  bei  der  Prüfung  unfehlbar  zugegen  sein  müsse, 
damit  sich  herausstellen  könne,  ob  der  Meister  seine  Schuldigkeit 
versäumt  habe,  worauf  er  durch  ein  Meistergericht  bestraft  werden 
müsse.  Was  die  Reife  angeht,  so  stimmt  er  den  Ofifenbacher 
Beschlüssen  der  hessischen  Gewerbetreibenden  vom  19.  April  1848 
und  der  Bonner  Handwerksmeisterpetition  bei,  daß  niemand  vor 
-dem  vollendeten  25.  Lebensjahre  Meister  werden  könne. 

Auch  nur  der  geprüfte  Meister,  und  zwar  allein  in  dem  Fache, 
in  welchem  er  geprüft  ist,  dürfe  den  selbständigen  Betrieb  eines 
Handwerksgeschäfts  anfangen  und  dies  Geschäft  mit  Gesellen  be- 
treiben. Ganz  im  Sinne  der  Innungsmeister  ist  sodann  die  Forde- 
rung, daß  sich  die  Pflicht,  sich  prüfen  zu  lassen,  nicht  nur  auf 
den  Eintritt  in  eine  städtische  Innung  beziehen  sondern  auch  auf  die 
Landmeister  ausdehnen  müsse.  Bereits  seien  die  Handwerker  auf 
den  Dörfern  gefährliche  Konkurrenten.  Sie  bezahlten  keine  Schlacht- 
und  Mahlsteuer,  wohnten  wohlfeiler  und  dabei  gesünder,  hätten 
oft  durch  ihr  kleines  Grundstück  das  Nötigste  zum  Leben,  ohne 
es  erst  kaufen  zu  müssen,  kauften  manchmal  auch  die  Rohstoffe 
im  Dorfe  billiger,  so  daß  sie  bereits  Arbeiten  in  die  Stadt  ein- 
führen könnten.  Eine  künstliche  Ausschließung  sei  unmöglich, 
aber  man  müsse  verhüten,  daß  nicht  das  Land  eine  Heimstätte 
für  Pfuscher  aller  Art  werde,  die  nur  die  Ringmauern  der  Stadt 
verließen,  weil  sie  sich  einer  Prüfung  nicht  gewachsen  fühlten. 
Nur  nach  Erfüllung  des  Prüfungsgesetzes  möge  man  ihnen  darum 
die  Niederlassung  gewähren.  —  Berechtigt  ist  nach  Kinkel  auch 
der  Protest  gegen  den  Industriehandel,  der  bis  dahin  noch  nicht 
•  ausgetilgt  sei,    weil  der  Staat  ein  „sündliches"  Interesse  an  seiner 
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Krhaltung  habe.  Der  hohe  Preis  der  Gewerbescheine  fülle  den 
Staatssäckel  auf  die  bequemste  Weise  von  der  Welt.  Diese  Rück- 
sicht müsse  aufhören,  denn  der  Staat  sei  Volksstaat  geworden 
und  dürfe  nicht  mehr  das  möglichste  Behagen  eines  Einzelnen 
oder  seines  Beamtenheeres  im  Auge  haben.  „Jeder  Hausierer^ 
Spielmann  und  Bettler  ist  eine  Sünde,  welche  ein  schlechtes  Ver- 
waltungssystem von  sich  abwälzt  und  dem  Volke  aufladet."  Auch 
spiele  hier  das  Interesse  einzelner  Fabrikanten  hinein,  welche  be- 
trü gliche  Waren  auf  diesem  unsoliden  Wege  los  werden  wollten.. 
Also  wieder  der  Kampf  des  Kapitals  gegen  die  Arbeit,  aber  in 
seiner  ungerechtesten  Form.  Der  Staat  hat  die  Verpflichtung,  als 
„heiliger  Wächter  über  Redhchkeit  und  Sittlichkeit"  entschlossen 
den  Hausierhandel  zu  vernichten.  Kinkel  identifiziert  hier  höchst 
einseitig  Hausierhandel  mit  dem  Vagantentum,  was  vorkommt^ 
aber  durchaus  nicht  die  Regel  ist.  —  Schwerer  dünkt  Kinkel 
aber  die  Streitfrage  nach  dem  Verhältnis  des  Handwerks  zur  Ma- 
schinenarbeit. Wenn  eine  Bevölkerung  von  nicht  aufgeklärten 
Fabrikarbeitern,  die  durch  eine  Handelsstockung  brotlos  geworden 
seien,  sich  schließlich  empöre,  so  treffe  ihre  erste  Wut  die  Ma- 
schinen. Der  geistig  beschränkte  Mensch  sehe  eben  von  dem 
Übel  immer  nur  die  Seite,  die  ihn  am  nächsten  und  empfind- 
lichsten berührt:  den  Zusammenhang  des  Übels  mit  dem  ganzen 
großen  Organismus  des  gegenwärtigen  geistigen  und  materiellen 
Weltzustandes  vermöge  er  nicht  zu  übersehen.  Nach  solchem 
gewaltsamen  Ausbruche  ziehe  sich  in  der  Regel  das  Kapital  aus 
der  Gegend  zurück,  und  die  Folge  sei:  der  Hunger.  Ein  Mittel 
zur  Rettung  könnten  solche  Ausbrüche  nicht  genannt  werden., 
Man  müsse  der  fortschrittlichen  Technik  durchaus  günstig  gesinnt 
sein:  die  Maschine  sei  der  höchste  Sieg  des  Menschengeistes,- 
durch  sie  erlöse  er  sich  von  der  Knechtesarbeit.  Namentlich  die 
Maschinen,  welche  beschleunigte  Beförderung  von  Menschen  und 
Sachen  zum  Zwecke  hätten,  seien  für  die  Menschheit  ein  Stolz 
und  ein  Heil  zugleich.  „Der  Kampf  gegen  die  Maschine  ist  ein 
Unding."  Bereits  benutze  jeder  Handwerksmeister  täglich  Ma- 
schinenarbeit als  Teil  seines  Erzeugnisses.  Beim  Aufhören  der 
Maschinen  würde,  abgesehen  v^on  dem  Ruin  des  vaterländischen 
Gewerbfleißes,  die  Not  und  Sorge  nur  auf  andere  abgewälzt.  Die 
Arbeiter  in  den  Fabriken  würden  brotlos  werden,  bei  dem  Mangel 
an    einheimischen    Erzeugnissen    könnten    die    Kaufleute    keinen 
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Handel  mehr  treiben,  könnten  Fuhrleute,  Schiffer  und  Transport- 
unternehmer nicht  leben,  und  der  Handwerker  werde  sich  nicht 
.besser  stehen,  wenn  die  anderen  Stände  kein  Geld  mehr  ver- 
dienten. Die  Lösung  findet  Kinkel  darin,  daß  man  nur  dem- 
jenigen den  Verkauf  der  Fabrikate  gestatte,  der  sie  mit  eigener 
Hand  fertiggestellt  habe.  Der  Handwerker  werde  so  einen  neuen 
Erwerbszweig  gewinnnen. 

Der  Bonner  Professor  erörtert  alsdann,  was  sich  durch  den 
Fiskus  im  besonderen  für  den  Handwerker  tun  lasse.  Auf  den 
großen  Industrieausstellungen  habe  man  den  Handwerksarbeiten 
ein  bescheidenes  Plätzchen  neben  den  Fabrikarbeiten  gewährt, 
denn  solche  Ausstellungen  bezahlten  sich  selbst  und  kosteten  dem 
Staate  nichts.  Der  Handwerker  müsse  aber  mehr  fordern:  z.  B. 
Modellkammern  der  feinsten  und  schönsten  Handwerkserzeugnisse, 
■öffentliche  Sammlungen  kunstfertiger  Schöpfungen  aus  den  glück- 
licheren Zeiten  des  Handwerks,  Preise  und  Belohnungen  für  die  Her- 
vorbringung des  Vollkommensten,  das  der  Handwerker  liefere  usw. 
Der  Verfasser  empfiehlt  daher  ein  Institut,  bei  dem.  Einnahme 
und  Ausgabe  in  ähnlicher  Weise  ausgeglichen  werden,  wie  in  der 
Verbindung  der  Leihhäuser  mit  den  Sparkassen.  Zwei  Dinge 
drückten  den  Handwerker:  erstens  fehle  ihm,  selbst  wenn  er  Ar- 
beit habe,  oft  das  Geld  für  die  Rohstoffe,  zweitens  habe  er  für 
seine  fertigen,  vielleicht  sehr  schönen  und  gut  verkäuflichen  Er- 
zeugnisse keinen  Markt  zum  Aufstellen.  Der  Staat  müsse  ihm 
■daher  eine  Industriehalle  bauen  und  gegen  eine  bestimmte  Sicher- 
heit und  gegen  mäßigen  Zins  Darlehen  eröftnen.  Die  Gewerbe- 
halle mit  großen,  hell  beleuchteten  Sälen  würde  einem  aus  dem 
ganzen  Handwerkerstande  des  Orts  zu  wählenden  Ausschusse 
■unterstellt  sein,  der  zu  prüfen  habe,  ob  die  aufzustellenden  Waren 
gut  und  musterhaft  seien,  er  habe  festzustellen,  wieviel  Gegen- 
stände ein  Pvleister  dorthin  bringen  dürfe,  damit  nicht  der  Reiche 
durch  die  Übermacht  seiner  Produktion  die  anderen  vom  Markte 
verdränge,  er  habe  nichtverkaufte  Waren  nach  einer  bestimmten 
Zeit  dem  Meister  zurückzuschicken. 

In  der  dritten  Abteilung  seiner  Schrift  befaßt  sich  Kinkel 
mit  der  Frage,  wie  der  Handwerkerstand  sich  selber,  aus  sich 
heraus  helfen  könne,  und  findet  dabei  öfters  Gelegenheit,  den 
Handwerkern  auch  die  Leviten  zu  lesen,  so  wenn  er  als  die  alier- 
verderblichste,    für    den  Arbeitgeber   empörendste,    das  Vertrauen 
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in  den  ganzen  Stand  am  meisten  schwächende  Sünde  der  Hand- 
werker das  lügenhafte  Zusagen  von  Arbeit  auf  einen  Zeitpunkt 
bezeichnet,  den  der  Handwerker  nachher  nicht  innehält.  Die 
Stellung  des  Handwerkers  zu  den  vermögenden  Klassen  sei  ferner 
verkehrt  hinsichtlich  des  langen  Borgens  und  der  Rechnungs- 
abzüge, doch  stehe  hier  das  Recht  zu  klagen  auf  der  Seite  des 
Arbeiters,  wenn  auch  er  nicht  schuldlos  sei.  Er  müsse  seinen 
„knechtischen  Geist  und  gebogenen  Rücken",  so  redet  der  feurige,, 
freiheitliche  Demokrat  des  tollen  Jahres,  lassen  und  dem  Kunden 
gegenüber  mit  der  stolzen  Stirn  des  Mannes  sein  Recht  geltend 
machen;  ein  Verlust  dürfe  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden,, 
wo  es  sich  um  das  Durchsetzen  eines  Rechtes  handele.  Die 
Wurzel  des  ganzen  Übels  liege  in  den  Jahresabrechnungen,  die 
zu  so  hohen  Beträgen  aufliefen,  daß  sie  der  Schuldner  von  seinen 
Neujahrseinnahmen  nicht  sogleich  bezahlen  könne.  Der  Hand- 
werker dürfe  deshalb  nicht  mehr  so  lange  Zahlungsfristen  geben,. 
sondern  müsse  seine  Rechnungen  entweder  gleich  bei  der  Ab- 
lieferung der  Arbeit  oder  spätestens  jedes  Vierteljahr  einreichen,, 
zugleich  aber  die  Eintreibung  mit  allen  rechtlichen  Mitteln  be- 
schleunigen. —  Von  anderen  Mitteln,  die  der  Handwerkerstand 
selbst  in  Händen  habe,  um  sogleich  seinen  äußeren  Zustand  zu 
bessern,  nennt  Kinkel  die  Innung,  die  Krankenkasse  und  das 
Handwerkergericht.  Die  Krankenkasse  soll  nicht  den  einzelnen 
Innungen  überlassen  werden,  sondern  den  ganzen  Handwerker- 
stand umfassen.  Als  den  wichtigsten  Vorschlag  bezeichnet  er 
jedoch  die  Bildungsvereine  der  Arbeiter,  ein  Gebiet,  auf  dem  er 
selbst  als  Vorstand  des  Handwerker-Bildungsvereins  in  Bonn  Er- 
fahrungen gesammelt  haben  wird.  Die  Bildung  sei  die  Pforte^ 
durch  die  das  Volk  in  den  ihm  als  Eigentum  zugehörigen  Garten 
seiner  Macht  und  seiner  Wohlfahrt  eintrete,  sie  sei  das  Mittel,, 
durch  das  jeder  Stand  ein  höherer  und  ein  mächtiger  Stand 
werden  könne.  Hier  liege  dem  Handwerker  die  dringendste  und 
heiligste  Verpflichtung  in  Hinsicht  auf  politische  Bildung  ob,, 
damit  er  den  Betrieb  des  Staatslebens  verstehen  lerne  und  seine 
neu  erworbenen  Bürgerrechte  auch  richtig  ausüben  könne.  Es 
sei  eine  Torheit  der  Reichen  und  Vornehmen,  nicht  gern  zu  sehen,, 
wenn  der  Arbeiter  auch  einmal  über  die  Dinge,  auf  denen  unser 
aller  Wohl  und  Weh  beruhe,  nachzudenken  anfange.  „Denkt  der 
Arbeiter   über    die  Verteilung    der  Lebensgüter  nicht  nach,    dann 
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erst  wird  er  gefährlich.  Je  klarer  man  über  die  sozialen  Fragen 
wird,  desto  entschiedener  wird  man  einsehen,  daß  alle  arbeiten 
müssen,  und  zwar  tüchtig." 

Zum  Schlüsse  kommt  in  Kinkel  der  Kunst-  und  Kultur- 
historiker zu  Worte.  Er  sieht  hinein  in  das  goldene  Land  der 
Zukunft,  wo  wieder,  wie  einstens  zur  Zeit  eines  Peter  Vischer, 
wie  in  dem  schönheitsverklärten  Jahrhunderte  des  alten  Nürnberg 
und  Köln  oder  in  der  Zeit  jener  wunderbaren  Schnitzaltäre  von 
Cleve  und  Calkar,  der  Handwerkerstand  im  Bunde  mit  dem 
Künstler  lebt  und  die  Welt,  nachdem  Wahrheit  und  Gerechtig- 
keit in  ihr  gesiegt  haben,  nun  auch  in  die  Arme  der  Schönheit 
führt.  „Die  Kunst  muß  uns  vorangehen,  sie  muß  die  Riesen- 
werke erst  schaffen,  in  denen  jener  Geist  für  das  schauende  Auge 
sich  verkörpert  und  von  denen  alle  Handarbeiten  nur  blasse  Wider- 
scheine sind.  Hat  sie  aber,  wie  einst  in  der  antiken  Welt  und 
wiederum  im  Mittelalter,  diese  Aufgabe  gelöst,  dann  wird  das 
Handwerk  ihre  Gedanken  und  ihren  Stil  in  tausendfältig  neuer 
Anwendung  unter  die  Menschheit  verbreiten.  Dann  werden  wir 
nicht  mehr  in  ferner  Vergangenheit  die  Schönheit  suchen,  sondern 
auf  Markt  und  Straße  wird  sie  von  jedem  Hause,  von  jedem 
Brunnen  und  aus  jedem  Gerät  im  reizenden  Spiel  der  Linien, 
Formen  und  Farben  uns  entgegenwinken.  Dies  wird  das  dritte, 
goldene  Zeitalter  der  Menschheit  sein,  und  es  muß  länger  dauern 
als  die  beiden  vorigen :  denn  es  wird  seinen  Glanz  nicht  über 
einen  kleinen  Teil  der  bewohnten  Erde,  sondern  fernhin  über 
alle  Menschen  breiten,  soweit  sie  wohnen  an  beiden  Ufern  der 
großen  Meere." 


III.  Die  Opposition  gegen  die  reaktionären  Forderungen  der 
Handwerker,  speziell  des  Frankfurter  Handwerkerkongresses. 
—  Die  Stellungnahme  der  Paulskirche :  der  Entwurf  des 
volkswirtschaftlichen  Ausschusses  über  eine  Gewerbeord- 
nung. —  Der  Erfolg  der  gesamten  Handwerkerbewegung 
von  1848.  —  Ausblick. 

Daß  nicht  bei  allen  Handwerkern  volle  Zustimmung  zu  den 
Beschlüssen  des  Frankfurter  Kongresses  herrschte,  konnten  wir 
schon  aus  den  bayerischen  Dokumenten  ersehen,  die  gegen  die 
vom    Kongreß    beschlossene    Aufhebung    der    Realrechte    Protest 
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erhoben.  Da  auch  sie  sich  im  übrigen  gegen  Gewerbefreiheit 
wandten  und  so  mit  der  Grundtendenz  der  Beschlüsse  einver- 
standen waren,  können  sie  als  eine  rein  oppositionelle  Gruppe 
hier  nicht  in  Betracht  kommen.  Ebensowenig  interessieren  uns 
hier  die  Protesterklärungen  der  Kaufleute  und  Fabrikanten,  welche 
die  rückschrittlichen  Forderungen  der  Handwerker,  die  zum  Teil 
gegen  ihre  eigene  Existenz  gerichtet  waren,  ablehnen  mußten. 
Nein,  es  soll  im  Folgenden  zunächst  nur  von  der  oppositionellen 
Bewegung  im  Kreise  der  Handwerker  selbst  die  Rede  sein,  die 
allerdings  neben  der  überwältigenden  Einigkeit  der  Zunftfreunde 
von  nur  bescheidener  Art  ist.  Ich  w^eise  auf  ein  paar  bedeutsame 
Beispiele  hin,  die  als  Beleg  für  eine  Opposition  gegen  die 
Beschlüsse  des  Kongresses  aus  den  Reihen  der  Handwerker  gelten 
mögen.  Erst  dann  werden  wir  uns  die  Stellungnahme  der  Pauls- 
kirche erklären  können. 

An  erster  Stelle  stehen  natürlich  die  Gesellen,  denen  man 
auf  dem  Kongresse  so  schmählich  mitgespielt  hatte.  Es  ist  bereits 
erörtert  worden,  daß  sie  einen  eigenen  Gesellenkongreß  organi- 
sierten, auf  dem  später  auch  Winkelblech  eine  bedeutende  Rolle 
gespielt  hat.  Die  südwestdeutscbe  Arbeiter-  und  Gesellenbewegung, 
wie  auch  Winkelblechs  Einfluß  auf  sie,  ist  aber  so  bedeutsam  für 
die  soziale  Geschichte  des  Jahres  1848,  daß  ihr  eine  eingehende 
Darstellung  in  dem  nächsten  Kapitel  dieses  Werkes  zu  widmen 
ist.  Denn  nur  in  einem  weiteren  Rahmen,  verglichen  mit  den 
norddeutschen  Strömungen,  läßt  sich  die  Bedeutung  dieses  Ge- 
sellenkongresses und  seiner  vorwiegend  durch  Winkelblechs  Ideen 
beeinflußten  Beschlüsse  in  das  rechte  Licht  rücken,  nur  dann  läßt 
sich  erkennen,  inwieweit  die  Beschlüsse  den  Charakter  eines  hand- 
werksmäßigen Patriarchalismus,  einer  gegen  den  Kapitalismus  ge- 
richteten Mittelstandspolitik  oder  den  des  modernen  klassen- 
bewußten Proletariats  an  sich  tragen.  Also  auch  die  Gesellen, 
deren  Opposition  an  sich  gewiß  von  großer  Bedeutung  ist,  scheiden 
aus,  wir  sprechen  hier  nur  vom  Handwerk  und  dem  städtischen 
Kleinbürgertum. 

An  erster  Stelle  nenne  ich  die  Proteste,  die  verschiedene  Lan  d - 
meiste r  gegen  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  des  Kongresses 
erhoben  haben.  ^)     So  bestritten  die  Landmeister  des  Großherzog- 


')  Vgl.    über    die    gegnerischen  Stimmen:    Böhmert,    a.  a.  O.  p.  1706.  — 
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tums  Weimar  in  einer  von  Tausenden  von  Unterschriften  be- 
deckten Petition  die  Kompetenz  des  Frankfurter  Handvverker- 
parlaments,  sich  als  eine  Vertretung  des  gesamten  deutschen 
Handwerks  zu  betrachten.  Es  vertrete,  so  meinte  die  Petition, 
nicht  einmal  alle  zünftigen  Meister  Deutschlands,  und  vor  allem 
bewiese  der  unterm  25.  Juli  gefaßte,  den  Landhandwerkern  feind- 
liche Beschluß,  daß  ausschließlich  solche  städtischen  Zunftmeister 
dabei  vertreten  seien,  die  das  Ideal  des  Handwerks  nur  in  der  alten 
Zunft  und  die  Freiheit  der  Gewerbe  nur  in  Vorrechten  für  sich  er- 
blickten. Ganz  ähnlich  urteilen  die  Einwohner  der  Stadt  und  des 
Fürstentums  Hildesheim.  Auch  sie  halten  es  für  notwendig, 
ausdrücklich  vor  den  Beschlüssen  des  Handwerkerkongresses  zu 
warnen  und  klagen  namentlich  über  die  Gilden  ihrer  Stadt,  die 
es  verstanden  hätten,  auch  tüchtige  Handwerksmeister  vor  ihrer 
Aufnahme  in  die  Innung  außerordentlich  zu  schikanieren  und 
jahrelang  warten  zu  lassen.  Außerdem  wird  auf  die  Vettern- 
und  Cliquenwirtschaft  innerhalb  der  Gildenschaft  hingewiesen. 

Diesen  beiden  offiziellen  Protesten  seien  noch  zwei  Stimmen 
angereiht,  die  sich  speziell  auf  die  Heimat  unseres  Winkelblech, 
auf  Kurhessen,  beziehen  und  schon  darum  unser  Interesse 
verdienen.  Beide  scheinen  von  Landmeistern  inspiriert,  wenn 
nicht  gar  verfaßt  zu  sein.  So  bietet  die  „Neue  Hessische  Zeitung" 
in  ihrer  Nummer  121  ^)  vom  Jahre  1848  einen  Artikel  iiber  „das 
Gewerbe  auf  dem  Lande",  der  sich  in  scharfen  Worten  gegen  die 
vom  Kongreß  beschlossene  Einschränkung  der  ländlichen  Gewerbe 
wendet,  also  speziell  gegen  den  §  51  der  vom  Kongreß  be- 
schlossenen Gewerbeordnung  gerichtet  ist,  nach  dem  Handwerk 
und  Gewerbe  auf  dem  Lande  nur  in  solcher  Zahl  zugelassen 
werden,  wie  es  das  örtliche  Bedürfnis  und  der  Absatz  der 
Fabrikate  in  fremde  Gegenden  erfordere.  Auf  das  Schärfste  wird 
gegen  eine  solche  Bestimmung  protestiert.  „Das  wäre  doch  die 
ärgste  Tyrannei,  die  im  19.  Jahrhundert  unerhört  wäre!  Ja,  im 
Mittelalter  bei  Entstehung  der  Zünfte,  da  kamen  wohl  solche 
Gewaltsamkeiten  vor;  aber  jetzt  behüte  uns  der  Himmel  vor 
solchen!    —    Ihr  Lamlbewohner   und  Gewerbtreibenden    auf  dem 

.Stieda,  Artikel  „Handwerk",  a.a.O.  p.  ilooiT.  —  Mascher,  a.  a.  O.  p.  517  f. 

—   Kaizl ,  a.  a.  O.  p.  31  ff.    —    Ich    ergänze   das  bisher  gedruckte  Material  durch 

.zwei  lehrreiche  Stimmen  aus  Kassel,  die  sich  ebenfalls  der  Landmeister  annehmen. 

')  Beilage  zu  Nr.   121   der  ,, Neuen  Hessischen  Zeitung"   1S48,  p.  864  ff. 
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Lande,  wollt  ihr  euch  einen  solchen  Zunftzopf  anhängen  lassen  ? 
ist  es  Euch  nicht  klar,  daß  Ihr  die  Gewerbe  der  Zimmermeister,. 
Schreiner,  Schneider,  Schuhmacher,  Maurer,  Weißbinder  usw. 
nicht  entbehren  könnt,  daß  sie  auch  fernerhin  bestehen  müssen,, 
wenn  Euer  Wohlstand  nicht  darunter  leiden  soll  ?  Könnt  Ihr 
meilenweit  in  die  Stadt  laufen,  um  Eure  Schuhe  oder  Eure  ein- 
fachsten Kleidungsstücke  in  der  Stadt,  nach  städtischem  Preise 
machen  zu  lassen?  Warum  sollen  diese  Gewerbe  und  Hand- 
werker dem  Lande  entzogen  werden  ?  etwa  eines  luftigen  Ideales 
willen  ?  Zahlt  Ihr  Handwerker  nicht  so  gut  Eure  Gewerbesteuer 
wie  die  in  der  Stadt,  und  kann  denn  der  Handwerker  auf  dem 
Lande  seine  Wohnung  und  alles  im  Stich  lassen  und  in  die 
Stadt  ziehen,  wo  ihm  vielleicht  die  Aufnahme  verweigert  wird?" 
—  Wenn  man  den  Gewerbstand  heben  wolle,  dann  solle  man 
den  Gewerbtreibenden  auf  dem  Lande  gleiches  Recht  mit  denen 
in  der  Stadt  gewähren,  ein  Zunftzopf  und  ein  Handwerkerstaat 
im  Staate  seien  überflüssig,  denn  sie  würden  nur  nach  Louis 
Blancschem  Muster  das  Mark  des  Landes  aussaugen.  Dieser 
Verweis  auf  die  Ideen  des  französischen  Kommunisten  mutet 
höchst  eigenartig  an:  man  sieht,  der  Verfasser  hat  wohl  nur  die 
Glocken  läuten  hören,  weiß  aber  nicht,  wo  sie  hängen.  Denn 
Louis  Blanc,  wie  unser  Winkelblech,  wollen  allerdings  eine  Organi- 
sation der  Arbeit,  aber,  namentlich  gilt  das  für  Blanc,  in  ganz 
anderem  Sinne  wie  die  reaktionären  Zünftler.  Jedenfalls  ist  aber 
der  Artikel  verdienstlich,  weil  er  auf  die  Einseitigkeit  der  Kongreß- 
beschlüsse aufmerksam  macht  und  ausdrücklich  davor  warnt,  das 
Mittelalter  mit  seinem  Faustrecht  wieder  einzuführen.  Der  Artikel 
meint  direkt,  es  werde  durch  die  Beschlüsse  der  Willkür  ein 
solcher  Spielraum  gewährt,  „daß  man  es  nur  bewundern  könne,, 
wie  solch  ein  Ding  in  die  Welt  geschickt  werden  konnte". 

Ähnlich  empört  äußert  sich  ein  paar  Wochen  später  ein 
anderer  Aufsatz  der  „Neuen  Hessischen  Zeitung".^)  Der  kurze 
Artikel,  der  sich  betitelt:  „Anfragen,  Rügen  und  W^ünsche"  ist 
ebenfalls  gegen  die  Einschränkung  der  ländlichen  Gewerbe  ge- 
richtet. Er  verweist  speziell  darauf,  daß  manche  ländlichen  Ge- 
werbetreibenden durch  §  51  einfach  zum  Untergange  verdammt 
seien.      So    wären    z.    B.    die    ländlichen    Gewerbetreibenden    im 


^)  Beilage  zu  Nr.   178  der  ,, Neuen  Hessischen  Zeitung"   1848,  p.  13 17. 
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Kreise  Schmalkalden  wegen  der  allzu  spärlichen  Ergiebigkeit 
ihrer  Landwirtschaft  auf  den  Ervverbsbetrieb  angewiesen  und 
würden  in  eine  gefährliche  Lage  kommen,  wenn  man  bei  der 
Gesetzgebung  auf  jenen  Entwurf  eingehen  würde.  Darum  sei 
es  durchaus  nötig,  durch  geeignete,  rechtzeitige  Petitionen  das 
Übel  des  §51  abzuwehren,  denn  der  von  jenem  vorgeschlagene 
Weg  führe  durchaus  nicht  allseitig  zum  Heile  des  deutschen 
Gewerbstandes.  „Beschränkungen  leisten  dem  Gewerbwesen  keinen 
wesentlichen  Vorschub.  Aber  erprobte  Tüchtigkeit  und  merkliche 
Verminderung  der  seither  bestandenen  Zunftgebühren,  das  möchten 
wohl  Gegenstände  sein,  die  bei  Beratungen  über  Gewerbeordnungen 
scharf  ins  Auge  gefaßt  und  als  gesetzliche  Bestimmungen  auf- 
gestellt zu  werden  verdienen." 

Soviel  über  die  Landmeister.  Aber  nicht  nur  diese,  sondern 
auch  universalere  Vertreter  des  Handwerks  haben  sich  mit  den 
Beschlüssen  des  Kongresses  nicht  einverstanden  erklärt.  Das  gilt 
vor  allen  Dingen  vom  Mannheimer  Gewerbeverein  und  den 
Braunschweiger  Gildemeistern.  Der  Mannheimer  Gewerbe- 
verein spricht  sich  ausdrücklich  für  eine  liberale  Gewerbeordnung 
aus,  die  konstatieren  müsse,  daß  niemand  gehindert  werden  dürfe, 
durch  das,  was  er  erlernt  habe,  sich  sein  Brot  zu  verdienen.  Und 
auch  die  Mannheimer  Arbeiter  haben  gegen  die  Beschlüsse  des 
Kongresses  der  Meister  Protest  erhoben.  Desgleichen,  wie  schon 
früher  gesagt,  die  Gildemeister  von  Vechelde  und  die  des  Braun- 
schweigischen Weserkreises. 

Am  lebhaftesten  setzt  aber  die  Opposition  zugunsten  der 
Gewerbefreiheit  in  der  bayrischen  Rheinpfalz  ein.^)  Der 
Rheinpfalz  hatte  die  französische  Herrschaft  die  Gewerbefreiheit 
gebracht.  -)  In  Frankfurt  war  bekanntlich  durch  Beschluß  der 
Nationalversammlung  vom  17.  März  1791  die  unbeschränkte  Ge- 
werbefreiheit statuiert  worden,  und  dieses  französische  Beispiel 
wurde  in  manchen  anderen  Staaten  nachgeahmt,  so  z.  B.  in  der 
Schweiz.  Vor  allem  aber  gelangte  die  Gewerbefreiheit  in  den 
unter    französische    Herrschaft    geratenen    Teilen    des    Deutschen 


')  Über  die  Rheinpfalz  vgl.  Schmollcr,  a.  a.  O.  p.  132  ff.  —  Kaizl, 
a.  a.  O.  p.  121  ff.  —  Böhmert,  a.  a.  O.  p.  171  f.,  1S9  ff.  —  Höfle,  Die  Ge- 
werbeordnung der  Pfalz  seit  der  französischen  Revolution  bis  1S68,  in  den  „An- 
nalen  des  Deutschen  Reiches"  1908,  Nr.  6/7. 

^)  Zum  Folgenden  vgl.  vor  allem  Höfle,  a.  a.  O.  p.  457»".,  471. 
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Reiches,  namentlich  auf  dem  linken  Rheinufer  und  hier  speziell 
in  der  Pfalz,  zur  Geltung.  Wie  uns  jetzt  Höfle  ausführlich 
schildert,  '\\'urde  dabei  das  Gesetz  vom  März  1791  nicht  in  der 
Pfalz  publiziert,  aber  in  den  später  publizierten  Gesetzen  über 
Gewerbefreiheit  sind  die  Grundsätze  dieses  Gesetzes  vorausgesetzt 
und  haben  auch  praktische  Bedeutung  erlangt.  Wichtig  ist  nun 
vor  allen  Dingen,  daß  die  Gewerbefreiheit  der  Pfalz  auch  nach 
ihrer  Vereinigung  mit  Bayern  erhalten  blieb.  Höfle  meint  sogar, 
sie  sei  allgemein  als  eine  der  Institutionen  des  Rheinkreises  be- 
zeichnet worden,  die  einem  jeden  so  in  Fleisch  und  Blut  über- 
gegangen sei,  daß  er  sofort  sagen  konnte,  was  von  seinem  Stand- 
punkte aus  notwendig  war.  Im  allgemeinen  herrschte  auch 
später  lebhafte  Freude  in  der  Pfalz,  daß  die  französischen  Er- 
rungenschaften erhalten  blieben.  „Der  Landmann  freute  sich  der 
Abschaffung  der  Zehnten  und  Feudallasten,  der  Gewerbetreibende 
der  Freiheit  der  Gewerbe,  der  Angeklagte,  der  Geschworene,  der 
Rechtsuchende,  der  Öfifentlichkeit  des  Verfahrens."  ^)  Durch  die 
Konstitution  von  181 8  sind  alle  diese  Institutionen  der  Rhein- 
pfalz ausdrücklich  garantiert  worden.  Übrigens  geht  schon  aus 
dem  Wortlaut  des  französischen  Gesetzes  vom  17.  März  1791 
hervor,-)  daß  die  Gewerbefreiheit  keine  unbedingte,  sondern  durch 
polizeiliche  Rücksichten  bedingt  war.  Das  Gesetz  enthält  nämlich 
Verbote  mancher  Gewerbe,  persönliche  Beschränkung  für  Juden 
und  Ausländer,  macht  außerdem  eine  Zahl  von  Gewerben 
konzessionspflichtig  und  setzt  endlich  auch  für  ziemlich  viele 
Gewerbe  Taxen  fest.  —  Die  Montgelas'sche  Reform  brachte  im 
wesentlichen  nur  dem  rechtsrheinischen  Bayern  das,  was  die  Pfalz 
bereits  längst  besaß.  Die  Pfalz  also  war  es,  die  von  der  Vortreff- 
lichkeit der  Gewerbefreiheit  so  überzeugt  war,  daß  sie  den  aller- 
lebhaftesten  Protest  gegen  die  Beschlüsse  des  Handwerkerkongresses 
erhob.  Und  trotz  der  freiheitlichen  Vergangenheit  der  Pfälzer 
und  ihrem  dem  Neuen  zugänglichen,  beweglichen  Sinne  muß  es 
doch  beinahe  wundernehmen,  daß  sie  so  lebhaft  für  die  Ge- 
werbefreiheit eintraten,  in  einer  Zeit,  die  auch  ihrem  Gewerbe 
die  Krisis  gebracht  hatte.  Schmoller  hat  in  seiner  schon  oft 
zitierten    „Geschichte    der    deutschen  Kleingewerbe"  ^)  darauf  hin- 

1}  Höfle,  a.  a.  O.  p.  471. 
2)  Höfle,  a.  a.  O.  p.  457  ff. 
*•)  a.  a.  O.  p.  132  ff. 
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gewiesen,    daß    allerdings  die  Gesamtzahl  der  Handwerker  in  der 
gewerbfreien    Pfalz    in    den    Jahren    1847 — 61   gestiegen    sei,    daß 
man  aber  daraus  keine  falschen  Schlüsse  ziehen  dürfe.     Er  meint,, 
als  die  Verwüstungen  der  Kriege  überwunden,  und  mit  dem  Zoll- 
verein   die    Segnungen    des    freien   Verkehrs    und    der    günstigen 
Lage,    die  Segnungen    der  Eisenerzlager,    des  vorzüglichen  Wein- 
bodens   mehr    und    mehr    zutage    getreten  seien,    da  sei  auch  die 
Dichte    der  Bevölkerung    gewachsen    gewesen^)     181 8  betrug  sie 
4124,    1849  5697  Einwohner    auf  die  Quadratmeile,    aber  die  Zu- 
nahme sei  langsamer  geworden,    der  Lohn   sei  gesunken  und  die 
Not    gestiegen,    vor    allem    aber    habe    die    Auswanderung    nach 
Amerika  bedeutende  Dimensionen  angenommen,  so  daß  man  den 
deutschen    Auswanderer    einfach    einen    Pfälzer    genannt    habe.^) 
Von   1849 — 56   seien    etwa   10%    der  Bevölkerung  ausgewandert,, 
und    die    Bevölkerung    habe    trotz    dem    starken    natürlichen  Zu- 
wachse    um     etwa    5  %    in    dieser    Epoche    abgenommen.      Die 
nächsten    Ursachen     dieser    Krisis     sieht     nun    Schmoller    in  den 
teuren  Jahren,   in  der  Revolution,  die  ferner  liegenden  aber  auch 
in  der  industriellen  Revolution,  in  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
und  in  der  Parzellierung  des  Grundbesitzes.     Auch  die  kleinen  Ge- 
werbe, deren  Betriebe  trotz  der  Gewerbefreiheit  technisch  zurück 
waren,    seien    längst   zurückgegangen,    es    habe  in  der  Pfalz   1847^ 
Meister  und  Gehilfen  zusammengerechnet,  noch  nicht  halb  so  viel 
Handwerker    als    in   dem  gewerbelosen  Oberbayern    gegeben.     la 
Oberbayern    sei    cchon    auf    13    Menschen    ein    Handwerker    ge- 
kommen,   in    der   Pfalz  erst  auf  27.     Deswegen    dürfe    man  doch 
das   Verdienst    der    Gewerbefreiheit    in    der  Pfalz    nicht    antasten, 
sie  habe  eben  mit  den  technisch  rückschrittlichen  Gewerben  viel 
früher  aufgeräumt  als  anderswo.     Immerhin  ist  auch  in  der  Pfalz 
in    dieser  Zeit   der  Zustand  nicht  erfreulich  gewesen,    und  immer 
weniger   konnte    sich    der   kleine    Meister   halten.     Die    Gewerbe- 
freiheit  hat   nicht    etwa   das  Verdienst,    die    kleinen  Gewerbe  er- 
halten zu  haben,  so  meint  Schmoller, ^)  sondern  sie  hat  unhaltbare 
Zustände  früher  beseitigt,  aber  die  Kleingewerbe  auch  früher  ver- 
nichtet,   „freilich    um    sie    später    auf  gesunderer    Grundlage    mit 


')  Vgl.  auch  Höfle,  a,  a.  O.  p.  534. 

*)  Zum  Folgenden  vgl.  auch  Seh  moller,    p.   133  f.    und  Höfle,    a.a.O. 
p.  457  ff. 

»)  a.  a.  O.  p.  137. 
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besserer  Technik  wenigstens  zu  einem  Teile  wiedererstehen  zu 
lassen".  Übrigens  sind  diese  Bemerkungen  Schmollers  nicht  ohne 
Widerspruch  geblieben.  Noch  jüngst  hat  Hötle  dagegen  ein- 
gewendet/) daß  die  Lage  doch  nicht  so  schlimm  gewesen  sei, 
wie  Schmoller  sie  beurteilt  habe.  Denn  es  spräche  gerade  für 
die  Gewerbefreiheit,  daß  die  Rheinpfalz  relativ  wenige  Hand- 
werker gehabt  habe,  sie  habe  eben  eine  Übersetzung  des  Hand- 
werks verhütet.  Wären  die  Zustände  wirklich  so  schlimm  ge- 
wesen, so  könne  man  doch,  so  meint  derselbe  Gewährsmann, 
die  eigentümliche  Stellungnahme  der  pfälzischen  Handwerker  und 
ihre  Verteidigung  der  Gewerbefreiheit  gegenüber  dem  Handwerker- 
parlamente nicht  begreifen.  Und  da  bleibt  meines  Erachtens 
allerdings  ein  Widerspruch  bestehen.  Denn  Tatsache  ist  es, 
•daß  die  Handwerker  der  bayrischen  Rheinpfalz  ihre  Gewerbe- 
freiheit auf  das  Eifrigste  verteidigt  haben.  Ja  sie  erklärten  in 
einzelnen  Petitionen,^)  daß  dem  wankenden  Vertrauen  in  die 
Reichsversammlung  durch  eine  Beschränkung  der  Gewerbefreiheit 
der  Todesstoß  versetzt  werde ;  und  sie  machen  darauf  aufmerksam, 
die  Gewerbefreiheit  sei  eine  derjenigen  Errungenschaften  von  1789, 
der  die  Pfalz  die  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Ordnung  im 
Jahre  1848  verdankt  habe.^)  Es  ist  das  allerdings  ein  interessantes 
Urteil,  zumal  wenn  wir  uns  der  früher  erwähnten  Stimmen  aus 
Handwerkerkreisen  erinnern,  die  sich  im  umgekehrten  Sinne 
dahin  ausgesprochen  haben,  daß  gerade  die  Gewerbefreiheit  die 
Revolution  befördert  habe.'*) 

Ich  führe  nach  Böhmert  einige  besonders  charakteristische  Pfälzer 
Proteste  an.^)  So  drohen  z.  B.  die  Gewerbetreibenden  aus  Eden- 
koben, St.  Martin  undVenningen  mit  ihrer  Hinneigung  zu 
Frankreich  und  geben  zu  bedenken,  daß  es  überaus  gefährlich  sei, 
den  Pfälzern  ein  kostbares  Gut  zu  rauben  in  einer  Zeit,  die  einen 
Krieg  mit  Frankreich  bringen  könne.  Und  der  Volksverein  von 
Germersheim  führt  aus:  Unter  den  Grundrechten  des  deutschen 


1)  a.  a.  O.  p.  545  ff. 

2)  Vgl.  Böhmert,  a.  a.  O.  p.  171. 

')  Vgl.  auch  Höfle,  a.  a.  O.  p.  545  ff.  Seine  Darstellung  folgt  im  wesent- 
lichen der  Böhmerts.  Sie  hat  den  Mangel,  daß  ihre  Quellen  im  allgemeinen  un- 
genügend angegeben  sind. 

■•)  Vgl.  auch  Höfle,  a.  a.  O.  p.  475. 

^1  a.  a.  O.  p.  171  ff. 


Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen  Jahres.  Icg 

"Volkes  sollte  die  Gewerbefreiheit  an  erster  Stelle  stehen,  sie  sei 
mit  den  Institutionen,  mit  dem  Leben  der  Pfälzer  innigst  ver- 
wachsen, wie  alle  Errungenschaften  jener  großen  französischen 
Revolution,  deren  Resultate  nachhaltiger  als  die  Märzerrungen- 
schaften der  deutschen  Revolution  gewesen  seien.  Die  Pfalz  er- 
freue sich  derselben  seit  57  Jahren,  ihr  verdanke  sie  ihre  Auf- 
klärung, ihren  Wohlstand  und  ihren  sprichwörtlich  gewordenen 
heiteren  Sinn,  und  alle  seit  dem  Jahre  18 16  eingewanderten 
Deutschen,  namentlich  auch  die  Bayern  aus  den  jenseitigen  Pro- 
vinzen, befänden  sich  wohl  dabei.  Keine  Gewaltherrschaft  habe 
ihnen  diese  Institution  zu  entreißen  vermocht,  und  ein  von  dem 
Ministerium  Abel  gemachter  Angriff  sei  mutig  abgeschlagen 
worden.  Einem  von  selten  der  Reichsversammlung  ausgehenden 
Versuch,  die  Gewerbefreiheit  aufzuheben,  würde  sich  die  ganze 
Rheinpfalz  widersetzen  wie  ein  Mann,  Die  Teilbarkeit  des  Grund- 
besitzes und  die  Freiheit  der  Arbeit,  so  heißt  es  in  anderen 
Petitionen  aus  diesem  Lande,  sei  die  unerschöpfliche  Quelle  des 
Wohlstandes,  wie  überall,  so  insbesondere  in  der  Pfalz.  Nur  die 
freie  Arbeit  sichere  vor  dem  Proletariat,  sie  begünstige  die  Be- 
gründung der  Famihe  und  den  leichteren  Erwerb  des  Eigentums, 
sie  befördere  die  Entwicklung  der  individuellen  Fähigkeiten  und 
schaffe  das  unschätzbare  Selbstvertrauen  des  Mannes,  aus  dem 
die  bürgerliche  Selbständigkeit  und  die  politische  Reife  hervor- 
gingen. Die  Einführung  des  Gewerbezwanges  sei  die  gehässige 
Monopolisierung  des  Kapitals,  und  es  sei  ganz  undenkbar,  daß 
die  Reichsversammlung,  die  in  den  Grundrechten  dem  deutschen 
Volke  so  große  Freiheiten  verliehen  habe,  die  Freiheit  der 
Arbeit  beschränken  könne.  —  Den  Abschluß  der  ganzen  Bewegung 
bildet  alsdann  ein  von  78  pfälzischen  Städten  beschickter  Gewerbe- 
kongreß, der  am  14.  Januar  1849  i"  Neustadt  a.  d.  Haardt 
zusammentritt.^)  Zwei  Ansichten  standen  sich  auf  diesem  Kon- 
gresse gegenüber.  Die  erstere  verlangte,  daß  alle  Beschränkungen 
der  freien  Gewerbebetriebe  aufgehoben  würden;  die  zweite 
wünschte,  den  Eingriff  Unbefugter  in  die  Gewerbe  zu  hindern. 
Diese  letztere  Ansicht  unterlag  aber,    und  ebenso  wurde  der  An- 


'y  Siehe  ,, Verhandlungen  der  deutschen  verfassunggebenden  Rcichsversamm- 
lung",  Bd.  II,  1848/49,  p.  877.  —  Vgl.  auch  Böhmert,  a.a.O.  p.  i-jzf.  — 
Stieda,  Artikel  , .Handwerk"  p.   iioo. 
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trag  verworfen,  den  Angehörigen  der  Staaten,  in  denen  die  Ge- 
werbefreiheit nicht  bestehe,  die  Freizügigkeit  zu  verweigern. 

Gehen  wir  nun,  nachdem  wir  die  Stimmen  für  und  wider 
die  Beschlüsse  des  Handwerkerkongresses  gehört  liaben,  zu  der 
Stellungnahme  der  Paulskirche  über,  deren  Beschluß  vom 
21.  Juli  früher  erwähnt  wurde.  Damals  wurde  von  uns  dem  Be- 
dauern Ausdruck  gegeben,  daß  der  volkswirtschaftliche  Ausschuß 
erst  so  spät  seine  Aufgabe  erfüllen  konnte,  und  daß  in  der  Ver- 
sammlung selbst  jedwedes  Interesse  an  wirtschaftlichen  Fragen 
erloschen  war.  Es  ist  auch  nie  mehr  im  Plenum  über  diese 
Fragen  seit  dem  2i.  Juli  beraten  worden.  Das  wertv^olle  Material 
lag  völlig  brach. 

Wir  können  im  Folgenden  nur  kurz  skizzieren,  wie  das  Vo- 
tum des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses  ausfiel.  Es  ist  das  aus 
der  Literatur  bekannt.  Böhmert  hat  ja  bereits  1858  den  Bericht 
wieder  ausgegraben  und  den  Entwurf  einer  Gewerbeordnung  samt 
den  Minoritätsgutachten,  wie  sie  vom  Ausschusse  vorgeschlagen 
wurden,  der  Vergessenheit  entrissen.  Er  gibt  aber  nur  knappe 
Auszüge  aus  dem  Bericht,  und  die  Autoren,  die  nach  ihm  unsere 
Bewegung  behandelt  haben,  sind  noch  kürzer  in  der  Darstellung, 
so  daß  es  sich  wohl  verlohnt,  zumal  der  Ausschußbericht  im 
großen  und  ganzen  viel  gesunde  volkswirtschaftliche  Einsicht  zeigt, 
etwas  näher  auf  ihn  einzugehen,  als  es  bisher  geschehen  ist.^) 

In  dem  Bande  der  Paulskirche-Protokolle,  der  die  Ausschuß- 
berichte enthält,  findet  sich  ein  genauer  Katalog  der  Petitionen, 
aber  natürlich  kein  Abdruck  derselben.  Wir  waren  ja  dank 
unserem  Aktenmaterial  imstande,  eine  kleine  Auslese  von  solchen 
Petitionen  mit  Stilproben  usw.  zu  bieten.  Dem  Petitionsverzeichnis 
folgen  die  Berichte  über  die  Petitionen  (inkl.  der  Kongresse),  end- 
lich die  vorgeschlagene  Gewerbeordnung  samt  Minoritätserachten 
und  Minoritätsanträgen  und  -voten.  Der  Bericht  über  die  Petitionen, 
der  dem  Plenum  im  Februar  1849  erstattet  wird,  stammt  von 
dem  Abgeordneten  Veit,  auf  dessen  Antrag  hin  ja  seinerzeit  die 
ganze    Untersuchung   im    Juli    1848    beschlossen    war.     Er   nimmt 

^)  Das  Folgende  nach :  ,,V erhandlungen  der  deutschen  verfassung- 
gebenden Reichsversammlung  zu  Frankfurt  a.  M."  Bd.  II,  enthaltend 
das  zweite  Beilagenheft  oder  die  Ausschuß-  und  Kommissionsberichte  zu  Nr.  i  bis 
180  der  amtlichen  Protokolle.  Frankfurt  a.  M.  1848/49.  —  II,  p.  853  ff.  —  Vgl. 
auch:  Bö  hm  er  t ,  a.  a.  O.  p.  174  ff.  —  Stieda,  Artikel  „Handwerk"  p.  iioi  ff.  — 
Waentig,  a.  a.  O.  p.  21  ff. 
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^der  Reihe  nach  Stellung  zu  den  gewerblichen  Kongressen  und 
•den  in  einigen  Landern  (Preußen,  Sachsen)  von  den  Regierungen 
berufenen  Kommissionen,  um  alsdann  auf  die  einzelnen  Hand- 
werkerforderungen einzugehen.  Mittelbar  sind  wesentliche  Teile 
dem  Leser  schon  insofern  bekannt  geworden,  als  wir  wie  unsere 
Vorgänger  manche  tatsächlichen  Angaben  über  den  Tenor  einiger 
Petitionen  aus  ihm  geschöpft  haben.  Der  Bericht  Veits  behandelt 
im  einzelnen  Zunftzwang  und  Gewerbefreiheit,  Innungswesen  und 
Gewerbeordnung,  Realgewerberechte,  den  Handwerksbetrieb  auf 
dem  Lande,  das  Verhältnis  des  Handwerks  zu  Fabrikation  und 
Handel,  das  der  Innungen  zueinander,  die  innere  Verfassung  der 
Innungen,  Gewerbegerichte,  Gewerberäte,  Gewerbekammern,  Maß- 
regeln zum  Schutz  und  zur  Förderung  des  Handwerks  und  end- 
lich Wünsche  und  Beschwerden  einzelner  Handwerker.  Immer 
werden  in  anschaulicher  Weise  Kundgebungen  einzelner  Gewerbe 
und  Städte  in  den  Bericht  eingeflochten.  Es  erübrigt  sich  ein 
näheres  Eingehen  auf  den  Veitschen  Bericht,  da  er,  wie  schon 
gesagt,  dem  Leser  indirekt  bekannt  ist  und  sich  wesentlich  nur 
objektiv  referierend  verhält.  Er  bietet  Tatsachen,  aber  keine 
Kritik.  Zweifellos  haben  aber  die  zahllosen  Petitionen  und  ihre 
relative  Einigkeit  wohl  Eindruck  auf  den  Ausschuß  gemacht. 
Denn  Veit  schließt  ausdrücklich  seinen  Bericht  mit  den  Worten : 
„Wir  können  schließlich  den  Ernst  und  den  Eifer  nicht  unerwähnt 
lassen,  mit  dem  die  Petenten  bemüht  sind,  ihre  Zustände  ins 
Licht  zu  stellen,  die  unablässige  Mühe,  die  von  so  vielen  ehren- 
werten Männern  aufgewendet  worden  ist,  um  der  hohen  Ver- 
sammlung die  Überzeugung  zu  verschaffen,  daß  nicht  die  Ansichten 
und  Bestrebungen  einzelner,  sondern  eines  ganzen  Standes  in 
diesen  Aktenstücken  vertreten  sind." 

Dem  Veitschen  Bericht  folgt  der  des  Abgeordneten  H  o  1 1  a  n  d  t 
über  den  vom  Ausschuß  gebotenen  Gewerbeordnungsentwurf, 
dem  als  Anlage  dieser  selbst  und  die  Minoritätsvoten,  sowie  beider 
Motive  folgen.  Der  Ausschuß  hat  selbst  das  Gefühl,  daß  es  etwas 
spät  geworden  sei,  bis  die  Gewerbeordnung  fertig  war.  Darum 
gibt  HoUandt  Aufschluß  über  die  Vorarbeiten,  die  erledigt  werden 
mußten  und  zeigt,  wie  gründlich  dabei  verfahren  wurde.  Wenn 
eine  frühere  Vorlage  bis  jetzt  untunlich  gewesen  sei,  so  halte 
sich  der  Ausschuß  um  so  mehr  für  verpflichtet,  seine  Verhand- 
lungen   über    diesen    Gegenstand    der    hohen    Versammlung    dar- 

Biermann,    K.  G.  Wiiikelblech  iKarl  Mario).     Bd.  11.  II 
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zulegen,  als  eine  solche  Darstellung  nebst  den  Gründen  der  Ver- 
spätung zugleich  einen  Teil  der  Motive  der  schließlich  zu- 
empfehlenden  Anträge  enthalten  werde.  Zunächst  sei  einem. 
Unterausschusse  die  Vorberatung  übertragen  worden.  Dieser  habe 
bald  die  großen,  der  Erlassung  eines  die  Gesamtheit  der  Gewerbe 
umfassenden  Reichsgesetzes  überhaupt,  vorzüglich  aber  damals- 
gerade entgegentretenden  Schwierigkeiten  in  eben  dem  Grade 
erkannt,  „als  es  ihm  aus  den  massenhaft  eingehenden,  deutsche 
Gewerbsverhältnisse  berührenden  Petitionen  klar  werden  mußte, 
daß  die  öfifentHche  Stimme  vor  allem  und  fast  auschließlich  die 
reichsgesetzliche  Regelung  des  Gewerbes  im  engeren  Sinne  des 
Handwerks  und  der  Fabrikation  als  besonders  dringend  erfordere".. 
Da  dies  bei  der  Lage  der  Gewerbsgattungen  der  Natur  der 
Sache  zu  entsprechen  schien,  so  habe  der  Unterausschuß  zunächst 
seine  Tätigkeit  auf  den  Entwurf  einer  Handwerksordnung  ge- 
richtet, mit  dem  Vorbehalte,  eine  Fabrikordnung  folgen  zu  lassen^ 
Dieser,  im  wesentlichen  auf  das  Handwerk  und  dessen  innungs- 
mäßige Regelung  beschränkte,  jedoch  schließlich  die  Ordnung 
des  gesamten  Gewerbes  durch  den  Vorschlag  der  Gewerbe- 
kammern anbahnende  Entwurf,  sei  im  Plenarausschuß  bald  mehr- 
fachen Angriffen  begegnet.  Während  von  einer  Seite  der  größere 
Umfang  des  erhaltenen,  auf  eine  Gewerbeordnung  gerichteten 
Auftrags  hervorgehoben  ward,  und  man  daran  erinnerte,  wie 
bedenklich  es  bei  der  allgemeinen  Fassung  des  §  3  der  Grund- 
rechte sein  werde,  nur  für  eine  Klasse  von  Gewerben  die  dort 
vorbehaltenen  Bedingungen  festzustellen,  sei  von  anderer  Seite 
die  im  Entwurf  vorgeschlagene  Ausschließlichkeit  des  Innungs- 
wesens, besonders  wegen  der  unbedingten  Verpflichtung  zum 
Eintritt  in  die  Innung,  bekämpft  worden.  Daneben  habe  sich  die- 
Ansicht  geltend  gemacht,  daß  die  große  Verschiedenheit  im  Ge- 
werbswesen der  einzelnen  deutschen  Staaten,  ja  einzelner  Provinzen 
eines  und  desselben  Staates,  befriedigende,  allgemeine  positive 
Bestimmungen,  wären  sie  auch  möglich,  doch  nicht  rätlich 
erscheinen  lasse.  Von  einem  solchen  Standpunkte  aus  ließen 
sich  für  eine  künftige  Reichsgesetzgebung  höchstens  negativ 
gefaßte  allgemeine  Bestimmungen  für  den  Gewerbebetrieb 
rechtfertigen,  welche,  „wiewohl  die  Partikulargesetzgebung 
einigermaßen  beschränkend,  doch  derselben  Raum  genug  ge- 
statteten   zu    einer    allmählich    fortschreitenden,    manches  tief  ein- 
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gewurzelte  Langgewohnte  nicht  zu  empfindlich  verletzenden  Um- 
bildung der  bisherigen  Zustände ,  um  so  nach  den  hierauf  zu 
gewinnenden  Erfahrungen  eine  den  Interessen  der  Gesamtheit 
wie  des  Einzelnen  zusagende  Vereinigung  aller  Deutschen  unter 
e  i  n  Gewerbegesetz  möglich  zu  machen."  —  Diese  und  andere  Be- 
trachtungen hätten  zu  dem  Beschlüsse  geführt,  nochmals  eine 
Kommission  zur  Entwerfung  einer  den  gesamten  Gewerbebetrieb 
umfassenden  Gewerbeordnung,  und  zwar  nach  einem  vermittelnden, 
weder  unbedingter  Gewerbefreiheit,  noch  dem  Grundsatze  zu 
strenger  Beschränkung  huldigenden  Systeme,  niederzusetzen.  Die 
mit  der  Abfassung  beauftragten  Mitglieder  glaubten  ihren  Auftrag 
am  besten  zu  lösen,  wenn  sie  an  der  Ansicht  festhielten,  daß 
man  bei  allgemeinen  Grundzügen  stehen  bleiben  und  nicht  über 
eine  negative  Andeutung  der  der  Einzelgesetzgebung  über  den 
Gewerbebetrieb  zu  steckenden  Grenzen  hinausgehen  müsse. 
Dieser  Vorarbeit  und  der  darauf  folgenden  Beratung  der  Vorlage 
in  ihren  einzelnen  Teilen  verdanke  der  vorliegende  Entwurf  seine 
Entstehung.  Gleichzeitig  mit  der  Subkommission  legten  einige 
Ausschußmitglieder  einen  Gegenentwurf  vor,  der  bei  der  Be- 
ratung teilweise  Berücksichtigung  gefunden  habe.  Außerdem  sei 
bereits  früher  ein  auf  die  Ausführung  des  Grundsatzes  der 
Gewerbefreiheit  abzielender  Entwurf  vorgelegt  gewesen ;  der 
Verfasser  habe  es  aber  vorgezogen ,  seine  vom  Hauptentwurf 
abweichenden  Ansichten  in  einzelnen  demselben  angefügten 
Minoritätserachteix  niederzulegen.  Obgleich  nun  die  einzelnen 
Paragraphen  des  vorgelegten  Entwurfs  durch  Majoritätsbeschlüsse 
festgestellt  worden  seien,  so  habe  sich  für  die  unbedingte 
Empfehlung  des  Ganzen  als  Anhaltspunktes  für  eine  sofortige 
legislative  Wirksamkeit  der  hohen  Versammlung  eigentlich  keine 
Stimme  im  Ausschusse  gefunden,  da  die  wenigen  dafür  stimmenden 
Mitglieder  sich  teils  Minoritätserachten  vorbehalten,  teils  Erklärungen 
im  Sinne  eines  nachher  gefaßten  Beschlusses  abgegeben  hätten. 
Es  hätten  zu  diesem  außer  den  von  verschiedenen  Seiten  gegen 
den  Entwurf  erhobenen  materiellen  Bedenken  vornehmlich  die 
folgenden,  freilich  nicht  sämtlich  von  allen  Mitgliedern  für 
erheblich  erachteten  Erwägungen  geführt.  Die  Einsicht  der  aus 
allen  Teilen  Deutschlands  in  großer  Zahl  eingereichten  Petitionen 
hätte  die  Frage  angeregt,  ob  jetzt  schon  eine  allgemein  genügende 
gewerbliche   Gesetzgebung   für    das    gesamte   deutsche    Vaterland 
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Überhaupt  möglich  oder  doch  rätlich  sei.     Denn   der  Inhalt  jener 
Petitionen   habe    unumstößlich    dargetan,    wie    sehr    die    Gewerbs- 
verhältnisse   in     den     einzelnen     deutschen     Territorien,     sowohl 
materiell    wie    auch    in  der  Gesetzgebung,    voneinander  abwichen. 
Es  ständen  nicht  nur  Gewerbefreiheit  und  mittelalterlicher  Zwang 
durch   Zunft    und    gewerbliche    Realgerechtsame    sich    gegenüber, 
sondern  es  fänden  sich  auch  fast  alle  denkbaren  Abstufungen  von 
Zwischenzuständen     in     den     einzelnen    Gegenden     repräsentiert. 
Eine  natürliche  Folge  davon  sei,    daß,  obschon   die  Mehrheit  der, 
wenigstens    aus    dem    Gebiet     des     einzelnen    Handwerks,     laut 
gewordenen    Stimmen    sich    in    dem    Verlangen    nach    einer    all- 
gemeinen Gewerbeordnung  geeinigt,  doch  die  in  bezug  auf  diese 
erhobenen   Ansprüche,    sowohl   hinsichtlich    des    Grades    der   Be- 
schränkung des  Gewerbebetriebes,  als  auch  der  Art  derselben  und 
der  Verhältnisse,  für  welche  sie  gewünscht  worden  sei,  wesentlich 
auseinander    gegangen    seien.      Schon    hier   seien    der  Aufstellung 
allgemeiner,    nur    die    Mehrheit    befriedigender    Grundregeln    be- 
deutende,  ja   fast   unüberwindliche  Hindernisse    entgegengetreten, 
sie    seien    aber,    wenigstens    für   eine  zentrale  Gesetzgebung  noch 
erheblich    gesteigert   worden    durch    die    unabweisliche    Rücksicht 
auf  die  vielfach  noch  bestehenden,  ein  wohlerworbenes  Vermögen 
Tausender  bildenden  Real-Gewerbsberechtigungen.     „Es  liegt  also 
kein  freies,  nur  einigermaßen  geebnetes  Feld  für  ein  nach  beliebigem 
Plane    aufzuführendes    Werk   vor,    sondern    es    müßte,    um    nur 
annähernd    das   vorgesteckte  Ziel    zu    erreichen,    unendlich    Vieles 
weggeräumt,    manche    nach  den  geläuterten  Begriften  der  Gegen- 
wart zwar  verwerflich  erscheinende,  aber  durch  jahrhundertelange 
Übung    mit   dem  gesamten  Staats-    oder  Provinzialleben    eng  ver- 
wachsene Einrichtung  beseitigt  werden.     Zu  so  tief  eingreifenden 
Maßregeln    schien    aber    der  jetzige  Augenblick   hoher   politischer 
Spannung  um  so  weniger  geeignet,  als  die  ganze  so  sehr  wichtige 
Frage    aus  den  angegebenen  Gründen    teilweise   das  Gebiet  wohl 
entschuldbarer  Partikularinteressen  berührt,  und  daher  die  Aufgabe, 
wenn    auch    nicht    unbedingt,    doch   jedenfalls   besser,    nur    durch 
eine    Gesetzgebung,    bei    welcher    auch    die    einzelnen  Staaten    als 
solche    vertreten    werden,     eine    befriedigende    Lösung     erhalten 
dürfte.  —  Wiewohl    nun  Ihr  Ausschuß  den  Wunsch  der  baldigen 
gleichmäßigen    Normierung     des    deutschen    Gewerbswesens    als 
eine    dringende ,    täglich    gebieterischer   hervortretende  Forderung 
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der  Zeit  anerkennt,  wiewohl  er  von  der  Überzeugung  durch- 
drungen ist,  daß  dieselbe  eines  der  vorzüglichsten  Mittel  sein 
werde,  das  Übel,  an  welchem  ein  Teil  unserer  sozialen  Zustände 
leidet,  mit  der  Wurzel  zu  vertilgen,  wiewohl  er  sich  für  ver- 
pflichtet halten  mußte,  dem  ihm  gewordenen  Auftrage  durch 
Vorlegung  des  von  ihm  beratenen  Entwurfs  und  der  Sonder- 
entwürfe zu  entsprechen,  glaubt  derselbe  doch  mit  dieser  Dar- 
legung das  Gutachten  verbinden  zu  müssen,  daß  es  aus  den 
angegebenen  Gründen  jetzt  zur  sofortigen  Erlassung  einer  all- 
gemeinen deutschen  Gewerbeordnung  nicht  die  geeignete  Zeit 
sei;  daß  es  vielmehr  angemessen,  diese  Entwürfe  zur  allgemeinen 
Kenntnis  zu  bringen,  um  durch  die  sich  darauf  offenbarende 
öffentliche  Stimme  das  schon  vorhandene  Material  zu  verstärken 
und  so  der  künftigen  Reichsgesetzgebung  eine  umfassendere 
festere  Grundlage  für  die  Regelung  des  Gev.erbswesens  zu  be- 
reiten." Der  Ausschuß  habe  sich  zu  folgendem  Beschlüsse  ge- 
einigt: „Die  hohe  Reichsversammlung  wolle  beschließen:  i.  in 
die  Beratung  einer  Gewerbeordnung  jetzt  nicht  einzugehen; 
2.  vielmehr  diesen  Bericht  nebst  den  beigefügten  motivierten 
Entwürfen  in  genügender  Anzahl  von  Exemplaren  drucken  und 
durch  die  einzelnen  Abgeordneten  in  ihren  Wahlkreisen  verbreiten 
zu  lassen;  3.  die  sämtlichen  eingegangenen  Petitionen,  sowie  die 
Verhandlungen  des  Ausschusses,  der  provisorischen  Zentralgewalt 
zur  Benutzung  bei  der  künftigen  Reichsgesetzgebung  zu  über- 
weisen." —  Eine  Minorität  sei  dagegen,  so  fährt  der  Bericht  fort, 
von  der  Ansicht  ausgegangen,  daß  zur  Ausführung  des  §  3  der 
Grundrechte  wenigstens  ein  vermittelnder  Ausweg  für  die  An- 
bahnung einer  künftigen  deutschen  Gewerbegesetzordnung  ge- 
funden werden  müsse.  Sie  empfehle  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
und  als  Zusatz  zu  den  Anträgen  der  Majorität  die  Erlassung 
eines  Reichsgesetzes,  welches  den  seitherigen  Unterschied  unter 
den  Angehörigen  der  Einzelstaaten  aufzuheben  bestimmt  sei. 
Ihren  Antrag  habe  sie  so  formuliert:  „In  Erwägung,  daß  die 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  welche  in  den  Gewerbs- 
angelegenheiten der  Einzelstaaten  noch  bestehen,  und  die  dadurch 
allenthalben  hervortretenden  widerstrebenden  Interessen  und 
Wünsche  der  Beteiligten  die  sofortige  Erlassung  einer  allgemeinen 
deutschen  Gewerbeordnung  zurzeit  nicht  rätlich  erscheinen  lassen; 
in  Erwägung,    daß    es   vielmehr   erforderlich  wird,    die  Ai.sichten 
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aller  Beteiligten  in  den  verschiedenen  Gewerbeklassen  über  die 
Grundlagen,  welche  einem  solchen  Gesetze  zu  geben  sind,  vorher 
noch  abzuhören  und  die  diesfallsigen  Urteile  zu  prüfen;  in  fernerer 
Erwägung,  daß  zu  diesem  Zwecke  in  vielen  Einzelstaaten  seitens 
der  Regierungen  bereits  die  erforderlichen  Einleitungen  getroffen 
sind  oder  noch  getroffen  werden;  in  Erwägung  aber,  daß  es 
unerläßlich  erscheint,  behufs  sofortiger  Ausführung  des  §  3  der 
Grundrechte,  und  in  Übereinstimmung  mit  dem  bereits  gefaßten 
Beschlüsse  der  Nationalversammlung  die  Einheit  Deutschlands 
auch  in  dieser  hochwichtigen  Angelegenheit  durch  eine  provi- 
sorische Bestimmung  wenigstens  anzubahnen,  zu  erleichtern  und 
zu  vermitteln,  beschließt  die  Nationalversammlung  folgendes 
Reichsgesetz  über  den  Ge^' erbebetrieb  in  Deutsch- 
land verkünden  zu  lassen : 

§  I.  Bis  zu  Erlassung  einer  allgemeinen  deutschen  Gewerbe- 
ordnung steht  das  Recht  zum  Gewerbebetriebe  jedem  Deutschen 
in  jedem  einzelnen  deutschen  Staate  Deutschlands  nach  denselben 
gewerbegesetzlichen  Vorschriften  wie  den  Angehörigen  dieses 
Staates  zu. 

§  2.  Alle  Gesetze  der  Einzelstaaten,  welche  mit  der  Aus- 
führung der  in  §  I  getroffenen  Bestimmung  in  Widerspruch  stehen, 
sind  aufgehoben. 

Wie  sieht  nun  die  von  der  Majorität  empfohlene  Gewerbe- 
ordnung aus  ?  Ich  drucke  sie  im  folgenden  ab  ohne  die  Minoritäts- 
erachten : 

Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich. 

In  Gemäßheit  und  zur  Ausführung  des  §  3  der  Grundrechte 
werden  für  den  Gewerbebetrieb  im  ganzen  Umfange  des  Deutschen 
Reiches  folgende  Bestimmungen  in  Kraft  gesetzt. 

I.   Aufhebung  der  bestehenden  Gewerbe- 
beschränkungen. 

§  I.  Die  von  Staats-  oder  Gemeindebehörden,  von  Körper- 
schaften oder  Einzelnen  bisher  geübte  Befugnis,  Konzessionen  zu 
gewerblichen  Anlagen  oder  zum  Betriebe  von  Gewerben  zu  er- 
teilen, hört  mit  dem  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft 
tritt,  ohne  Entschädigung  auf.     Es  darf  von  jetzt  ab    nur  in   den 
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Pällen  eine  Beschränkung  des  Gewerbebetriebes  stattfinden,  in 
welchen  dieses  Gesetz  sie  gestattet. 

§  2.  Die  in  den  einzehien  Staaten  noch  bestehenden  aus- 
schließHchen  oder  beschränkenden  Gewerbsberechtigungen,  Real- 
und  radizierten  Gewerbsrechte,  Zwangs-  und  Bannrechte  sind  auf- 
zuheben. Neue  Rechte  dieser  Art  können  nicht  mehr  erworben 
werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  darüber,  ob  und  in  welcher  Weise 
die  Berechtigten  zu  entschädigen  sind,  bleiben  der  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Staaten  vorbehalten. 

II.  Von  dem  Gewerbebetrieb. 

§  3.  Der  selbständige  Betrieb  eines  Gewerbes  darf  in  keinem 
'deutschen  Staate  an  schwerere  Bedingungen  geknüpft  werden,  als 
«daß  der  Nachsuchende 

1.  das  fünfundzwanzigste  Lebensjahr  überschritten  und 

2,  seine    Befähigung    zum    Betriebe    des    Gewerbes    nachge- 
wiesen hat. 

§  4.  Wer  seine  Befähigung  zum  selbständigen  Betriebe  eines 
■Gewerbes  nachweisen  will,  hat  sich  einer  Prüfung  zu  unterwerfen. 
Diese  Prüfung  geschieht  durch  eine  Kommission,  welche  ein  Ge- 
werberat (§  13)  ernennt.  Das  vom  Gewerberat  ausgestellte  Zeugnis 
der  Befähigung  berechtigt,  überall  in  Deutschland,  wo  die  Landes- 
gesetzgebung einen  Befähigungsnachweis  verlangt,  das  Gewerbe 
zu  betreiben,  auf  welches  dasselbe  lautet. 

§  5.  Einer  solchen  Prüfung  haben  sich  diejenigen  nicht  zu 
unterwerfen,  welche  ihre  Befähigung  zu  dem  Betriebe  eines  Ge- 
werbes durch  ein  von  einer  technischen  Bildungsanstalt  ausge- 
stelltes Zeugnis  nachweisen. 

§  6.  Wer  zum  selbständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  befugt 
ist,  darf  ohne  besonderen  Befähigungsnachweis  diejenigen  Hilfs- 
gewerbe betreiben,  welche  dazu  dienen,  seine  Gewerbserzeugnisse 
vollständig  zum  Verkaufe  herzustellen, 

Nebengewerbe  neben  dem  Landbau  oder  neben  anderen 
Nahrungszweigen,  sowie  alle  Beschäftigungen  mit  weiblichen  Hand- 
arbeiten, bedürfen  keines  Befähigungsnachweises  und  sind  auch 
nicht  von  anderen  Vorbedingungen  abhängig  zu  machen. 

§  7.     Der  Besuch  der  Messen  und  Jahrmärkte,  der  Kauf  und 
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Verkauf  auf  denselben  steht  jedem  Deutschen  im  Umfange  des 
ganzen  Reichsgebietes  mit  gleichen  Befugnissen  zu. 

§  8.  Es  steht  einem  jeden  frei,  sich  für  einen  Gewerbebetrieb 
auszubilden,  wie  und  wo  er  will.  Der  Übertritt  aus  dem  Lehrlings- 
stande in  den  Stand  der  Gehilfen  oder  Gesellen,  darf  nirgend  an 
eine  andere  Bedingung,  als  den  Nachweis  der  Befähigung  ge- 
knüpft werden.  Das  Wandern  der  Gesellen  darf  durch  polizei- 
liche oder  gewerbliche  Vorschriften  nicht  behindert  oder  erschAvert: 
werden. 

§  9.  Das  Recht  zum  Gewerbebetriebe  kann  nur  infolge  von 
Mißbrauch  des  Gewerbes  zu  Verbrechen,  auf  Grund  des  Straf- 
gesetzes, durch  Richterspruch  entzogen  werden. 

III.  Von  den  Innungen. 

§  10.  Diejenigen,  welche  an  demselben  Orte  oder  in  dem- 
selben Grenzbezirk  gleiche  oder  verwandte  Gewerbe  betreiben, 
können  zu  einer  Innung  zusammentreten,  welche  Korporations- 
rechte genießt. 

§  II.  Das  Nähere  über  die  Bildung  der  Innungen  und  die, 
infolge  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  notwendige  Änderung  der 
bestehenden  Innungsordnungen  bestimmt  die  Landesgesetzgebung. 

Keiner  Innung  darf  eine  ausschließliche  Gewerbeberechtigung 
beigelegt  und  keinem  Gewerbetreibenden  der  Beitritt  zur  Innung 
zur  Pflicht  gemacht  werden. 

Den  Gesellen  und  Gehilfen  ist  überall  eine  Teilnahme  an 
der  Innung  einzuräumen. 

Mit  allen  Innungen  müssen  Kassen  zur  gegenseitigen  Unter- 
stützung verbunden  sein. 

IV.    Organisation  der  Gewerbeverwaltung. 

§  12.  In  den  deutschen  Staaten  sind  durch  Landesgesetz- 
gebung Gewerbebezirke  zu  bilden. 

§  13.  Zur  Vertretung  der  gewerblichen  Interessen  und  zur 
Wahrnehmung  der  allgemeinen  Gewerbsangelegenheiten  des  Ge- 
werbebezirks ist  ein  Gewerberat,  je  nach  den  verschiedenen  Ge- 
werbeklassen, von  den  Gewerbetreibenden  des  Bezirks  zu  wählen. 

Den  Gesellen  und  Gehilfen  ist  eine  angemessene  Beteiligung 
bei  der  Wahl  einzuräumen. 

§  14.    Für   eine    angemessene   Anzahl   von    Gewerbebezirkea 
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sind  Gewerbekammern  zu  errichten,  denen  die  Entscheidung  über 
Beschwerden  gegen  Anordnungen  der  Gewerberäte  und  die  Be- 
gutachtung aller  auf  Gevverbev^erhältnisse  sich  beziehenden  Ge- 
setzesvorschläge zusteht. 

§  15.  Das  Nähere  über  die  Wahl  und  Zusammensetzung 
der  Gewerberäte,  sowie  über  die  Bildung  der  Gewerbekammern 
bestimmt  die  Landesgesetzgebung. 

§  16.  Der  Reichsgesetzgebung  bleibt  vorbehalten,  zu  be- 
stimmen, in  welcher  Weise  und  mit  welchen  Befugnissen  aus 
den  Gewerbekammern  eine  allgemeine  deutsche  Gewerbekammer 
zu  errichten  ist. 

V.    Beschäftigungen,  auf  welche    sich    dieses    Gesetz 

nicht  bezieht. 

§   17.     Nach  diesem  Gesetze  werden  nicht  beurteilt: 

1.  die  der  Wissenschaft  oder  höheren  Kunst  gewidmete  und 
jede  Beschäftigung,  zu  welcher  es  einer  wissenschaftlichen 
Ausbildung  bedarf;  die  Ausübung  der  Heilkunde,  die 
Prüfung  der  Apotheker,  die  Anlage  von  Apotheken,  sowie 
die  Errichtung  von  Kranken-  und  Irrenanstalten ; 

2.  der  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  sowie  des 
Bergbaues. 

V7.    Fälle,   in  denen  beschränkende  Bedingungen  zu- 
lässig sind. 

§  18.  Beschränkende  Bedingungen  für  den  Gewerbebetrieb 
können  von  der  Landesgesetzgebung  vorgeschrieben  werden. 

1.  In  bezug  auf  die  Errichtung  und  Veränderung  solcher 
gewerblichen  Anlagen,  welche  durch  die  örtliche  Lage 
der  Beschaft'enheit  der  Betriebsstätte  für  das  Gemeinwesen 
oder  einzelne  Gefahren  oder  Beeinträchtigungen  herbei- 
führen können  ; 

2.  für  die  Benutzung   von  Gewässern    zum  Gewerbebetrieb; 

3.  in  bezug  auf  solche  Gewerbe,  bei  Vv-elchen  durch  unge- 
schickten Betrieb  oder  durch  Unzuverlässigkeit  des  Ge- 
werbetreibenden das  Gemeinwohl  gefährdet  werden  kann. 

MI.    Besteuerung  der  Gewerbe. 

§  19.  Das  Recht  der  Rcichsgewalt  oder  der  Einzelstaaten, 
Gewerbe  zu  besteuern  und   die    zur  Sicherung   der  Steuern    not- 
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wendigen  Einrichtungen  vorzuschreiben,  wird  durch  dieses  Gesetz 
nicht  beschränkt. 


Ehe  wir  über  den  Entwurf  selbst  ein  Wort  sagen,  müssen 
wir,  das  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  seine  Motive  kennen 
lernen.  Sie  gehen  davon  aus,  daß  nach  §  3  der  Grundrechte  die 
für  ganz  Deutschland  zu  entwerfende  Gewerbeordnung  den  ge- 
samten Gewerbebetrieb  umfassen,  daß  sie  die  Bedingungen  ent- 
halten müsse,  unter  denen  jeder  Xahrungszweig  zu  betreiben  sei. 
Sie  könne  also  nicht  die  einzelnen,  unter  dem  Namen  Gewerbe- 
ordnung in  Deutschland  bestehenden  Gesetze  d.  h.  nur  für  einen  ein- 
zelnen Zweig  der  Gewerbetätigkeit,  z.  B.  das  Handwerk,  Bedingungen 
festsetzen,  denn  sonst  würde  jeder  andere  Nahrungszweig  ohne 
alle  Bedingungen  betrieben  werden  können.  Ein  Gesetz  aber, 
das  die  Gewerbetätigkeit  in  dieser  weitesten  Bedeutung  umfassen, 
das  nicht  minder  die  Beschäftigung  mit  Kunst  und  Wissenschaft, 
wie  den  Handel,  die  Fabrikation,  das  Handwerk  und  die  Nahrungs- 
zweige, zu  denen  es  des  Erlernens  einer  Geschicklichkeit  nicht 
bedürfe,  in  seinen  Bereich  ziehen  und  für  ganz  Deutschland  gelten 
solle,  werde,  wenn  es  bei  der  außerordentlichen  Verschiedenartig- 
keit der  gewerblichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  nicht 
überall  auf  Widerspruch  stoßen  solle,  sich  nur  auf  ganz  allgemeine 
Umrisse  beschränken  und  für  jetzt  den  Spezialgesetzgebungen 
überlassen  müssen,  innerhalb  der  gezogenen  Grenzen  je  nach  den 
besonderen  Verhältnissen  der  Länder,  Provinzen  oder  Gemeinden 
das  Nähere  zeitgemäß  auszuführen,  um  so  allmählich  eine  um- 
fassende und  detailliertere  Reichsgesetzgebung  vorzubereiten.  — 
Zu  denen,  welche  über  die  jetzigen  sozialen  Verhältnisse  am 
lautesten  Klagen  erhoben  hätten,  gehörten  besonders  die  eigent- 
lichen Handwerker.  Ihre  Ansichten  und  Wünsche  seien  teils  aus 
den  zahllosen  Petitionen,  teils  aus  dem  von  dem  im  vorigen 
Sommer  abgehaltenen  Handvverkerkongresse  ausgearbeiteten  Ent- 
wurf einer  Gewerbeordnung  zu  entnehmen.  Nur  zu  oft  begegne 
man  in  diesen  Aktenstücken  der  Meinung,  es  sei  vorzugsweise  in 
einem  Zurückkehren  zu  früheren  Zuständen,  in  einer  Wieder- 
herstellung ausschließlicher  Gerechtigkeiten  für  die  Handwerker 
ein  Heilmittel  für  die  krankhaften  sozialen  Zustände  unserer  Zeit 
zu  finden.  Die  Motive  wollen  auch  durchaus  nicht  eine  Notlage 
leugnen,  sie  meinen  vielmehr:  „Es  ist  nicht  zu  verkennen,  unsere 
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sozialen  Zustände  verraten,  wenn  auch  nicht  überall,  doch  an 
manchen  Orten  bedenkliche  Krankheitssymptome.  Eine  Haupt- 
ursache dieser  Abnormitäten  ist  offenbar  die  ganze  bisherige 
politische  Lage  Deutschlands,  die  Sonderstellung  der  einzelnen 
Stämme  gegeneinander,  die  große  Verschiedenheit  ihrer  Gesetz- 
gebungen, der  auf  allen  lastende  Druck  eines  mehr  oder  weniger 
■doktrinären,  überall  aber  einseitigen  Tendenzen  huldigenden 
burcaukratischen  Regierungssystems;  —  alles  dies  ließ  kein  voll- 
kommen gesundes  Volksleben  und  daher  auch  keine  kräftige  ge- 
werbliche Entwicklung  zu.  Jenes  System,  allem,  was  „Verbindung" 
hieß,  grundsätzlich  abhold,  hinderte  insbesondere  die  Arbeit,  durch 
Assoziation  dem  Kapital  gegenüber  die  ihr  gebührende  geschütztere 
Stellung  einzunehmen."  Es  wäre  ein  arger  Fehlgriff,  so  schließen 
die  Motive  weiter,  ein  großer  Irrtum,  wenn  man  den  Schaden 
der  Gegenwart  dadurch  heilen  zu  können  glaube,  daß  Zustände 
einer  früheren  Zeit  in  die  Gegenwart  herein  versetzt  oder  die 
noch  vorhandenen  Überreste  derselben  wieder  belebt  würden. 
„Allein  unsere  Zustände  sind  nicht  deshalb  krankhaft,  weil  wir 
nicht  mehr  die  geschlossenen  kaufmännischen  Korporationen, 
Krämerinnungen,  Handwerkerzünfte  usw.  haben;  die  Klagen  der 
Gewerbetreibenden  ertönen  vielmehr  am  lautestem  aus  den 
Gegenden,  wo  noch  Zünfte  bestehen.  Aus  Bremen  kam  die 
erste  Petition  an  den  Fünfzigerausschuß,  in  H  a  m  b  u  r  g  versammelte 
sich  der  Handwerkerverein,  der  die  Grundlage  der  oben  erwähnten 
Handwerker-  und  Gewerbeordnung  angegeben  hat ;  aus  Baden, 
aus  Hessen,  aber  gerade  aus  dem  Teile  von  Hessen,  wo  die 
Zünfte  noch  bestehen;  aus  Bayern,  aber  nicht  aus  Rheinbayern, 
aus  Frankfurt  kommen  Klagen,  Anträge  und  Beschwerden.  In 
allen  diesen  Ländern  bestehen  noch  Beschränkungen  im  vermeinten 
Interesse  des  Handwerkerstandes.  —  Der  Grund  der  Leiden  liegt 
tiefer:  unsere  Zeit  ist  eine  ganz  andere  geworden." 
Nun  sei  es  durchaus  berechtigt,  daß  der  Leidende  gehört  werde, 
wenn  eine  Heilung  von  krankhaften  Zuständen  versucht  werden 
solle,  er  müsse  die  Symptome  der  Krankheit,  seine  Ansicht  über 
die  Entstehung  derselben  angeben,  —  aber  die  Mittel  anzugeben, 
dazu  sei  der  Kranke  selbst  nicht  berufen. 

Die  Motive  gehen  dann  in  etwas  breiter  Umständlichkeit  auf 
die  früheren  Zustände  und  die  bisherige  Regelung  auf  gesetz- 
lichem Wege  ein,   und  als  Ergebnis  der  rückschauenden  Betrach- 
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tung  zeigt  sich  jene  Vierteilung  der  Länder  nach  ihrer  gewerb-^ 
liehen  Gesetzgebung,  wie  wir  sie  selbst  früher,  v.  Redens  Bericht 
folgend,  (den  auch  die  Motive  heranziehen)  unserer  Darstellung 
der  Petitionen,  Instruktionen  usw.  zugrunde  gelegt  haben,  Sie 
zeigt  deutlich  die  große  Verschiedenheit  der  gewerblichen  Zu- 
stände in  Deutschland,  und  die  Motive  ziehen  mit  Recht  daraus 
den  Schluß,  daß  eine  deutsche  Gewerbeordnung  baldigst  erlassen 
werden  müsse.  Aber  die  große  Verschiedenheit  legislatorischer 
Art  mahnt  auch,  wie  die  Motive  meinen,  zur  Vorsicht  und  weist 
darauf  hin,  daß  die  Reichsgesetzgebung  nur  allgemeine  Grund- 
züge angeben  könne,  sie  werde  sich  zumeist  auf  die  negative 
Bestimmung  zu  beschränken  habe:  bis  über  dies  Maß  hinaus  dürfe 
keine  Einzelregierung  Beschränkungen  festsetzen.  Dann,  aber 
auch  nur  dann  werde  es  ihr  gelingen,  die  Einigung  Deutschlands 
in  diesen  materiellen  Interessen  zu  schaffen.  Vor  allem  aber 
müßten  zu  diesem  Ende  die  bestehenden  ausschließlichen  Ge- 
rechtsame beseitigt  werden.  Die  Berechtigung  der  gesetzgebenden 
Gewalt  hierzu  könne  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  auch  wenn 
man  sich  auf  den  Boden  des  politischen  Rechts  stelle;  denn  es 
stände  der  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  frei,  bei  geschlossenen 
Zünften  auch  wider  den  Willen  derselben  die  Zahl  der  Meister 
zu  mehren.  Es  könne  daher  nur  in  Frage  kommen,  ob  der 
hauptsächlich  von  dem  Handwerkstande  ausgehende  Antrag,  einem 
zu  berufenden  sozialen  Parlament  —  Winkelblechs  Gedanke  — 
die  Erlassung  dieses  Gesetzes  zu  überweisen,  zu  berücksichtigen 
sei.  Man  könne  aber  jetzt,  da  die  Vorrechte  der  Stände  aufge- 
hoben seien,  keinem  Stande,  sei  dieser  nun  der  Stand  sämt- 
licher Produzenten,  sei  es  der  Stand  der  Handwerker,  die  Be- 
fugnis einräumen,  Gesetze  für  sich  selbst  zu  geben,  die  andere 
Stände  binden  sollten.  Jeder  müsse  sich  erkennen  nicht  als 
Angehöriger  eines  Standes  oder  einer  Gemeinde,  sondern  als  An- 
gehöriger des  großen  allgemeinen  Verbandes,  des  Staates.  Der 
Stand  der  Produzenten  sei  nicht  um  seinetwillen  da,  sondern  alle 
strebten  vereint  nach  dem  großen  Ganzen,  nach  dem  Wohle  des 
gesamten  Vereins,  und  die  Gesetzgebung  habe  die  Interessen  aller 
zu  berücksichtigen,  „Um  für  diese  verschiedenartigen  Interessen 
das  einigende  Band  zu  finden,  muß  man  auf  das  Prinzip  des 
Rechts  der  Person,  diese  unverrückbare  Grundlage  eines  freien 
Staates,    zurückgehen.     Es    ist    eine    Forderung    des    natürlichen 


Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen  Jahres.  173 

Rechtes,  daß  jedem  gestattet  werde,  seine  individuelle  Geschick- 
lichkeit zu  seinem  eigenen  Vorteil,  so  viel  er  vermag,  nutzbringend 
zu  machen  und  sein  Gewerbe  nach  eigener  Neigung  zu  wählen; 
machen  die  Verhältnisse  die  Wahl  einer  anderen  Berufsart  not- 
wendig oder  wünschenswert,  so  darf  der  Übergang  zu  einer 
■anderen  Erwerbsart  nicht  erschwert  werden."  • —  Dem  so  vielfach 
mißdeuteten  Worte  „Recht  auf  Arbeit"  oder  „Schutz  der  Arbeit" 
dürfe  nur  die  Deutung  gegeben  werden,  daß  jeder  Staatsbürger 
ein  Recht  habe,  d  i  e  Arbeit  zu  verrichten,  zu  der  er  Neigung  und 
Geschicklichkeit  besitze.  Das  System  der  Gewerbefreiheit  sei  aber 
nicht  ein  System  unbedingter  und  ungebundener  Freiheit.  Auch 
in  den  Ländern,  wo  volle  Gewerbefreiheit  gesetzlich  bestehe,  in 
England,  Frankreich,  Nordamerika,  erfahre  sie  doch  durch  die 
Sitte  eine  Beschränkung,  denn  es  könne  hier  keiner  ein  Gewerbe 
selbständig  betreiben,  wenn  er  nicht  entweder  einem  Vereine  von 
Gewerbetreibenden  beigetreten  sei  oder  sich  über  Erlernung  seines 
Geschäftes  auszuweisen  vermöge.  Der  Gewerbetreibende  bedürfe 
des  Vertrauens  des  Publikums,  und  dieses  werde  einem  gänzlich 
Unbekannten  sich  nicht  zuwenden.  Man  möge  versuchen,  volle 
Gewerbefreiheit  da  einzuführen,  wo  bisher  Beschränkungen  im 
ausgedehntesten  Maße  bestanden;  hätte  dieses  den  Erfolg,  daß 
sich  das  Vertrauen  Unbekannten  zuwenden  müßte,  so  würde  es 
in  manchen  Fällen  unausbleiblich  getäuscht  werden.  An  die  Stelle 
•des  Vertrauens  würde  ein  zuweitgehendes  Mißtrauen  treten;  es 
würde  oft  das  Gegenteil  von  dem  erreicht,  was  erreicht  werden 
sollte,  die  Gestattung  einer  freieren  Bewegung  würde  zum  Nach- 
teil der  Einzelnen  ausfallen.  Die  Sitte  lasse  sich  nicht  durch 
Gesetze  erzeugen,  sie  müsse  sich  im  Volksieben  von  selbst  bilden, 
und  sie  werde  es,  wenn  die  polizeiliche  Überwachung  der  Lebens- 
bewegung aufhöre.  Im  Rechtsstaat  müsse  der  Einzelne  frei  stehen 
und  frei  erscheinen ;  auch  der  Arbeit  müsse  ihr  Recht  werden. 
Die  aus  den  erwähnten  Ländern  der  Gewerbefreiheit  nachgewiesene 
Erfahrung  müsse  aber  als  Warnung  gegen  einen  gewaltsamen 
Sprung  in  der  Gesetzgebung  dienen.  Der  Übersprung  von  einem 
Extrem  zum  andern  sei  überhaupt  in  der  Gesetzgebung,  sicherlich 
aber  in  der  Gewerbegesetzgebung,  zu  vermeiden.  Daß  die  bisher 
in  vielen  Ländern  noch  bestandenen  Beschränkungen  nicht  allge- 
.mein  für  Deutschland  hingestellt  werden  könnten,  sei  einleuchtend, 
weil    die  Länder   mit   freierer   Gesetzgebung   sich   diesen    Bestim- 


174  Kapitel  I. 

mungcn  nicht  fügen  könnten,  und  weil  der  richtige  Gang  der 
Gesetzgebung  seit  langer  Zeit  auf  freiere  Zustände  gerichtet  seL 
Darum  sagen  die  Motive:  „Die  richtige  Mitte  hier  zu  finden,  ist 
in  dem  vorliegenden  Entwürfe  versucht  worden".  —  Die  Motive 
beschäftigen  sich  nun  mit  den  einzelnen  Paragraphen  des  Ent- 
wurfes, worauf  hier  natürlich  nicht  eingegangen  werden  kann,  — 

Der  Entwurf  selbst,  zu  dem  wir  für  einen  Augenblick  zurück- 
kehren, hält  an  dem  Prinzip  des  Befähigungsnachweises  fest. 
Leider!  Denn  das  ist  das  Einzige,  was  die  wissenschaftliche  Kritik 
an  ihm  auszusetzen  vermag  und  tatsächlich  an  ihm  ausgesetzt 
hat.-')  Er  überschätzte  die  Bedeutung  der  Prüfungsarbeiten  ganz 
gewaltig  und  verkannte  die  Schwierigkeiten  der  Durchführung.  — 
Von  den  Minoritätserachten,  die  in  den  Protokollen  nur 
im  Petitdruck  dem  Entwürfe  bei  jedem  Paragraphen  beigefügt 
sind,  verdient  der  erste  von  Brcusing,  Droege,  Gevekohl  und 
Hollandt  keine  Beachtung.  Er  will  zu  den  Bedingungen  des  §  3 
auch  die  Erlangung  des  Heimatrechts  hinzufügen  und  betrifft  im 
übrigen  nur  redaktionelle  Änderungen  des  Wortlautes.  Viel  be- 
deutsamer ist  aber  der  zweite,  im  freiheitlichen  Sinne  gehaltene 
der  Abgeordneten  Moriz  Mohl,  Schirmeister  und  Merck. 
Er  beantragt  vor  allem  eine  Änderung  des  §  3  des  Majoritätsent- 
wurfs in  folgender  Weise:  ^) 

I.  „a)  Der  selbständige  Betrieb  eines  Gewerbes  darf,  insofern 
das  gegenwärtige  Gesetz  nicht  eine  Ausnahme  zuläßt,  für  An- 
gehörige des  Deutschen  Reiches  in  keinem  deutschen  Staate  an 
eine  andere  oder  schwerere  Bedingung  geknüpft  werden,  als  daß 
der  Nachsuchende  das  21.  Lebensjahr  überschritten  habe. 

b)  Die  Beschränkung  unter  Punkt  2  (nach  welchem  der  Ge- 
werbebetrieb von  einem  Nachweis  der  Befähigung  soll  abhängig 
gemacht  werden  dürfen)  wegzulassen,  dagegen 

c)  folgende  §§  nach  §  3  einzuschalten: 

§  3  a.  Will  ein  Deutscher  vor  zurückgelegtem  21.  Lebens- 
jahr ein  Gewerbe  in  einem  deutschen  Staate  betreiben,  so  bedarf 
er  hierzu  der  Erlaubnis  der  betreffenden  Gemeindebehörde,  welche 
ihm  jedoch  nicht  versagt  werden  darf,  wenn  sein  Fortkommen 
durch  Vermögensbesitz  oder  durch  eine  ausgezeichnete  sittliche 
und  technische    Tüchtigkeit   gesichert   erscheint,    oder    wenn    die 

')  Vgl.  Böhmert,  a.  a.  O.  p.  184.  —  Stieda,  Artikel  „Handwerk",  p.  II02. 
')  Verhandlungen,  a.  a.  O.  p.  892  f. 
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P'ortführung  eines  bestehenden  Geschäftes  den  Eintritt  eines 
jüngeren  Familienmitgliedes  erheischt.  Von  einem  verneinenden 
diesfälligen  Bescheide  der  Gemeindebehörde  ist  die  Berufung  an 
die  Regierungsbehörden   zulässig. 

§  3  b.  Für  den  selbständigen  Betrieb  eines  Bank-,  Großhandels- 
oder Fakrikgeschäftes  bedarf  es  vor  zurückgelegtem  2i.  Jahre 
einer  Erlaubnis  nicht.  Ebensowenig  für  den  Betrieb  eines  mit 
der  Landwirtschaft  oder  einer  anderen  Beschäftigung  betriebenen 
Nebengewerbes  (wie  der  Weberei  für  eigene  Rechnung  als  Neben- 
beschäftigung), eines  bloßen  Lohngewerbes  (wie  der  Weberei  für 
fremde  Rechnung)  oder  für  den  Betrieb  eines  Gewerbes  durch 
Personen  weiblichen  Geschlechts. 

§  3  c.  Ausländer,  welche  in  Deutschland  ihren  Wohnsitz 
nehmen,  unterliegen  hinsichtlich  des  Gewerbebetriebes  keiner' 
weiteren  Beschränkung  als  Angehörige  des  deutschen  Reiches, 
falls  in  ihrem  Heimatlande  das  gleiche  gegen  Deutsche  beobachtet 
wird.  Findet  letzteres  nicht  statt,  so  hängt  es  von  der  Ortsbehörde 
und  im  Berufungswege  von  den  betreft'enden  Regierungsbehörden 
des  Landes  ab,  ob  einem  Ausländer  der  Gewerbebetrieb  gestattet 
wird,  insoweit  nicht  eine  allgemeinere  Weisung  vom  Staats-  oder 
Reichswesen  erteilt  wird. 

§  3  d.  Jeder  nach  §§  3,  3  a,  3  b,  3  c  zum  Gewerbebetrieb 
Berechtigte  hat  die  Befugnis,  Lehrlinge  und  Arbeiter  jedes  Ge- 
schlechtes   und   jeder  Berufsart  anzunehmen   und  zu  beschäftigen. 

Es  darf  jedoch  dem  regelmäßigen  Schulbesuche  der  Kinder 
bis  zum  vollendeten  14.  Jahre  dadurch  kein  Eintrag  geschehen. 
Unter  dieseni  Alter  dürfen  Kinder  weder  als  Lehrlinge  in  irgend 
einem  Gewerbe  angenommen,  noch  in  Fabriken  oder  Bergwerken 
beschäftigt  werden. 

Etwaige  Beschränkungen  der  Arbeitszeit,  sei  es  gewisser 
Jugendklassen  über  14  Jahren,  sei  es  Erwachsener  in  Gewerben, 
in  welchen  sich  das  Bedürfnis  solcher  Beschränkungen  ergeben 
möchte,  bleiben  der  Reichsgesetzgebung  vorbehalten. 

§  3  c.  Das  Recht,  Lehrlinge  zu  halten,  kann  durch  richter- 
liches Erkenntnis  wegen  begangener  Verbrechen  oder  unsittlicher 
Handlungen  entzogen  werden. 

§  3  f  Über  die  Verhältnisse  zwischen  den  Gewerbetreibenden, 
ihren  Arbeitern  und  Lehrlingen  werden  Reichsgesetze  vorbehalten, 
durch  welche  insbesondere 
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a)  über  die  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Lehrherren 
und  der  LehrHnge  und  für  die  tüchtige  Ausbildung  der 
letzteren  Bestimmungen  getroffen, 

b)  die  Arbeitgeber  gegen  Beeinträchtigung  durch  ihre  Arbeiter, 
hinsichtlich  der  Einhaltung  der  Arbeitszeit,  des  ihnen  an- 
vertrauten Materials  und  in  anderen  Beziehungen  gesichert, 
—  dagegen  aber 

c)  nicht  minder  die  Arbeiter  gegen  Benachteiligung  von  Seiten 
der  Arbeitgeber,  namentlich  gegen  Zahlung  des  ihnen  ge- 
bührenden Lohns  mit  Waren,  geschützt  —  auch 

d)  für  das  sittliche  und  körperliche  Wohl  der  Lehrlinge  und 
Arbeiter,  sowie 

e)  für  ihre  ökonomische  Zukunft  —  die  geeigneten  Einrich- 
tungen angeordnet  werden  sollen.  —  Bis  zur  Erlassung  dies- 
fälliger  Reichsgesetze  bleibt  die  Wahrnehmung  des  Geeigneten 
in  dieser  Hinsicht  den  Einzelstaaten  überlassen. 

§  3  g.  Zur  gütlichen  \"ermittlung  und,  soweit  erforderlich,  zur 
richterlichen  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  Gewerbe- 
treibenden und  ihren  Arbeitern  und  Lehrlingen  werden  Gewerbe- 
gerichte in  angemessenen  Bezirken  eingesetzt,  deren  Mitglieder 
teils  von  den  Gevrerbetreibenden,  teils  von  den  Arbeitern  gewählt 
werden.  —  Bis  ein  Reichsgesetz  hierüber  das  Nähere  bestimmt, 
bleibt  den  Einzelstaaten  die  Verfügung  in  dieser  Hinsicht  anheim- 
gestellt. 

II.  Sollten  die  vorstehenden,  von  den  Unterzeichneten  in  erster 
Linie  gestellten  Anträge  verworfen  und  sollten  die  Grundsätze, 
wie  sie  der  §  3  des  Entwurfs  aufgestellt,  angenommen  werden, 
so  beantragen  die  Unterzeichneten  für  diesen  Fall,  also  lediglich 
eventuell,  zu  §  3  folgenden  Zusatz : 

Diesen  Beschränkungen  dürfen  jedoch  nicht  unterworfen  werden 

a)  Gewerbe,  deren  Absatz  ihrer  Natur  nach  nicht  auf  die  Ört- 
lichkeit beschränkt  ist ; 

b)  Groß-  und  Kleinhandel,  letzterer  unter  Vorbehalt  der  nach 
§  iS  Punkt  3  und  4  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zulässigen 
Maßregeln. 

Auch  bleibt  es  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  unbe- 
nommen, von  den  Beschränkungen  des  selbständigen  Gewerbe- 
betriebes, welche  nach  gegenwärtigem  Gesetze  zulässig  sind,  ganz 
oder  teilweise  abzustehen." 
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Im  übrigen  beantragen  die  oben  genannten  Herren  noch  die 
Fortlassung  einiger  Paragraphen,  vor  allem  verwerfen  sie  den  §  4 
mit  seinem  Befähigungsnachweis  und  schlagen  redaktionelle  Ände- 
rungen vor.  Sie  stehen  auf  dem  Boden  der  Gewerbefreiheit  und 
bekennen  das  auch  in  ihren  Motiven.  Dort  steht  ausdrückUch: ') 
„Die  Unterzeichneten  bekennen  sich  aus  tiefster  Überzeugung  zu 
dem  Grundsatze  der  Gewerbefreiheit,  dessen  unumwundenes  Aus- 
sprechen und  dessen  folgerichtige  und  tatkräftige  Durchführung 
sie  als  eine  der  heiligsten  Pflichten  der  Vertretung  eines  großen 
und  gesitteten  Volkes  betrachten.  Denn  das  erste  Recht  und  die 
erste  Pflicht  eines  jeden  Menschen  sind  doch  wohl:  sich  und  die 
Seinigen  redlich  zu  ernähren,  und  dieses  gleiche  Recht,  diese 
gleiche  Pflicht  aller  Staatsgenossen  begründen  in  ihren  Augen  den 
gleichen  Anspruch  Aller,  ihren  Unterhalt  durch  Arbeit  erwerben 
zu  dürfen.  Ebenso  unbestritten  als  dieser  erste  Satz  dürfte  auch 
der  weitere  sein,  daß  jeder  das  gleiche  Recht  hat,  für  seine  eigene, 
und  die  gleiche  Pflicht,  für  der  Seinigen  wirtschaftliche  Verbesse- 
rung und  Sicherstellung  auf  die  Zukunft,  oder  mit  anderen  Worten 
für  die  Erwerbung  von  Wohlstand,  seine  körperlichen  und  geistigen 
Kräfte  anzuwenden,  und  daß  eine  gerechte  Einrichtung  der  staats- 
bürgerlichen Gesellschaft  in  dieser  wie  in  jeder  anderen  Hinsicht 
mit  dem  Bestehen  von  Vorrechten  einzelner  Personen  oder  Kasten 
unverträglich  ist;  daß  vielmehr  in  dieser,  wie  in  jeder  anderen 
Hinsicht,  tür  den  Wetteifer  gleiche  Sonne  und  gleicher  Wind  ge- 
stattet werden;  daß  einem  jeden  eine  jede  Laufbahn  seiner  Arbeit 
und  seiner  Tätigkeit  ofi'en  stehen  muß,  und  daß  eine  Beschränkung 
dieses  Rechtes  nur  in  soweit  zulässig  ist,  als  das  allgemeine  Wohl, 
insbesondere  die  öffentliche  Sittlichkeit,  Sicherheit  und  Ordnung 
oder  die  Staatszwecke  eine  solche  erheischen  können."  Übrigens 
huldigten  ja  auch  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  in  ihrem 
§  3  diesen  Grundsätzen,  indem  sie  sagten :  „Jeder  Deutsche  hat 
das  Recht,  an  jedem  Orte  des  Reichsgebietes  seinen  Aufenthalt 
und  Wohnsitz  zu  nehmen,  Liegenschaften  jeder  Art  zu  erwerben 
und  darüber  zu  verfügen,  jeden  Nahrungszweig  zu  betreiben,  das 
Gemeindebürgerrecht  zu  gewinnen.  —  Die  Bedingungen  für  den 
Aufenthalt  und  Wohnsitz  werden  durch  ein  Heimatsgesetz,  jene 
für   den    Gewerbebetrieb    durch    eine    Gewerbeordnung    für   ganz 


^)  ib.  p.  904  ff. 

Biermann.   K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario}.     Bd.  II. 
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Deutschland  von  der  Reichsgewalt  festgesetzt."  Ferner  sprächen 
auch  die  Gründe  des  allgemeinen  Wohls  aufs  entscheidendste  für 
die  Gewerbefreiheit,  als  Regel  des  Gesetzes.  Denn  um  die  un- 
endlichen Vorteile  und  die  hohe  Gerechtigkeit  der  Gewerbe- 
freiheit, sowie  die  ebenso  großen  Nachteile  und  Ungerechtig- 
keit der  Prüfungen,  als  Vorbedingung  für  den  Gewerbebetrieb, 
des  Innungszwanges  und  der  übrigen  gewerblichen  Vorrechte  und 
Beschränkungen  darzutun,  welche  von  einem  Teile  der  deutschen 
Handwerksmeister  angestrebt  würden,  brauche  man  nur,  von  einem 
allgemeineren  Standpunkte  aus,  einen  Blick  auf  den  Gewerbefleiß 
der  europäisch-gesitteten  Völker  zu  werfen.  Der  Gewerbefleiß 
der  Erde  falle  mehr  und  mehr  den  Völkern  Europas  und  Nord- 
amerikas zu,  und  zwar  aus  zwei  Ursachen :  aus  wissenschaftlichen 
und  klimatischen.  —  Die  wissenschaftlichen  Kenntnisse  und 
Forschungen  der  europäisch-gesitteten  Völker  hätten  vornehmlich 
in  den  letzten  hundert  Jahren  eine  unermeßlich  fruchtbare  xA.n- 
v.endung  auf  den  Gewerbefleiß  gewonnen.  Die  Verbreitung  des 
Studiums  der  Mathematik,  der  Mechanik,  Physik  und  Chemie 
unter  den  gewerbetreibenden  und  arbeitenden  Klassen,  die  An- 
wendung dieser  Wissenschaften  auf  die  Gewerbe  und  die  wichtigen 
Erfindungen  der  Dampfmaschinen,  der  Spinn-,  Web-,  Druck- 
maschinen, der  Walzwerke  usw.  usw.,  welche  von  der  Wissen- 
schaft teils  geboren,  teils  großgezogen  wurden,  und  die  staunens- 
werte Verwohlfeilerung  und  Vervollkommnung  der  Fabrikation, 
Avelche  hieraus  in  beinahe  allen  Gewerbszweigen  sich  ergeben 
hätten,  und  täglich  noch  wetteifernd  in  allen  Ländern  der  euro- 
päisch-gesitteten Welt  sich  ergäben,  alle  diese  W^under  der  Wissen- 
schaft und  des  von  ihr  befruchteten  Scharfsinnes  der  Menschen 
hätten  notwendig  eine  völlige  Umwälzung  in  den  gewerblichen 
Verhältnissen  aller  Völker  der  Erde  zur  Folge  haben  müssen.  Sie 
hätten  notwendig  das  Zepter  des  Gewerbefleißes  den  europäisch- 
gebildeten Völkern  in  die  Hand  geben  müssen,  welche  sich  allein 
im  Besitze  dieser  wissenschaftlichen  Hilfsmittel  befunden  hätten, 
und  welche  dadurch  m  die  Lage  gekommen  seien,  daß  sie  alle 
Länder  der  Erde  mit  den  zweckmäßigsten,  schönsten  und  wohl- 
feilsten Waren  der  Welt  versehen  und  jede  Mitbewerbung  selbst 
der  genügsamsten  Völker  mit  der  zermalmenden  Kraft  des  Dampfes, 
der  Mechanik  und  Chemie  niederwerfen  und  erdrücken  könnten. 
Aus   solchen  Erwägungen  heraus    hätten  sie  geglaubt,    vor    allem 
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'■diesen  Standpunkt  des  Welthandels  einnehmen  und  ihn  als  den 
•obersten  Richtpunkt  bei  der  Beurteilung  der  Gevverbegesetz- 
gebungsfrage  bezeichnen  zu  müssen.  Denn  von  diesem  Stand- 
punkte aus  betrachtet,  dürfte  in  der  Tat  die  ganze  Kurz- 
sichtigkeit,  ja  Verkehrtheit  jeden  Bemühens,  den  Gewerbefleiß 
in  Deutschland  in  die  Formen  und  Daumenschrauben  des  alt- 
hergebrachten zünftigen  Handwerks  zurückzuzwängen ,  durch 
Prüfungen,  Innungszwang  usw.  der  freien  Regung,  dem  Auf- 
schwünge des  natürlichen  Talents,  des  wissenschaftlichen  Strebens 
-oder  der  selbsterlernten  empirischen  Handfertigkeit  Schwierigkeiten 
•und  Hemmnisse  in  den  Weg  zu  legen  —  ja  die  ganze  Torheit 
und  Gemeinschädlichkeit  aller  solchen  Beschränkungsversuche  auf 
den  ersten  Blick  vor  Augen  liegen.  Die  aufgeklärtesten  und 
freiesten  Staaten:  England,  Frankreich,  Nordamerika,  Holland, 
Belgien  usw.  hätten  längst  den  alten  Zunftkram,  alle  diese  Hemm- 
schuhe des  menschlichen  Erwerbs  und  des  freien  Fortschritts,  wie 
Prüfungen,  Innungen  u.  dgl.  weit  von  sich  geworfen.  Sie  hätten 
Jeden  Menschen  auf  ihrem  Gebiete  in  das  erste  und  natürliche 
Menschen  recht,  das  Recht  der  freien  Arbeit,  eingesetzt.  Sie  hätten 
dadurch  sowohl  dem  auf  wissenschaftlicher  Bildung,  als  dem  auf 
jeglicher  Selbstübung  oder  Lehre  beruhenden  Handgeschicke  ohne 
alle  Vorbedingung  die  freie  gewerbliche  Lehrbahn  für  in- 
imcl  ausländischen  Absatz  weit  eröffnet,  und  sie  hätten  es  unter 
dieser  Gesetzgebung  dahin  gebracht,  daß  sie  die  Märkte  der  Welt 
mit  ihren  Gewerbserzeugnissen  versähen,  daß  der  Gewerbsstand 
nirgends  reicher,  der  Arbeiter  nirgends  besser  bezahlt  werde  als 
bei  ihnen,  und  eben  deshalb  die  Landwirtschaft,  der  Handel  und 
•die  Schiffahrt  nirgends  blühender  seien.  Insbesondere  sei  auch 
der  Handwerkerstand  nirgends  beschäftigter,  besser  bezahlt  und 
wohlhabender  als  in  diesen  Ländern,  weil  die  Blüte  des  großen 
Gewerbes  Millionen  von  Handwerkern,  Krämern,  Landwirten, 
Schiffern,  Fuhrleuten,  Straßen-,  Eisenbahn-,  Kanal-  und  anderen 
Arbeitern,  Bauleuten  usw.  mittelbar  beschäftige,  und  weil  es  in 
der  Tat  unmöglich  sei,  in  irgend  einem  Zweige  hervorbringender 
mienschlicher  Tätigkeit  schaffend  zu  wirken,  ohne  daß  allen  anderen 
Beschäftigungen  im  Staate  dadurch  mittelbar  Leben,  Nahrung  und 
Wohlstand  zufließe. 

Der    Segen    der    Gewerbefreiheit    wird    auch    darin    gesucht, 
daß  sie  allein  vermöge,  eine  innige  Verbindung  zwischen  Gewerb- 
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fleiß  und  Landwirtschaft  herzustellen.  Desgleichen  werden  ihre 
anderen  Vorzüge  beredt  in  breitester  Ausführlichkeit  geschildert, 
indem  viele  Beispiele  aus  den  einzelnen  Ländern  angeführt 
werden.  Die  Motive  dieser  freiheitlichen  Gruppe  schließen  mit 
den  Worten:  „Möge  die  über  diesen  Gegenstand  durch  die  Xot 
der  Zeit,  welche  in  nichts  weniger  als  in  Gewerbefreiheit  ihren 
Grund  hat,  und  durch  mannigfache  \^orurteile  da  oder  dort  in 
Deutschland  irre  gewordene  öft'entliche  Meinung  den  Wahrheiten 
sich  zuwenden,  welche  längst  Gemeingut  der  einsichtsvollsten 
Sachkundigen  und  Staatsmänner  der  erleuchtetsten  Völker  ge- 
worden sind  und  durch  deren  Anwendung  in  einer  auf  volle 
Gewerbefreiheit  gebauten  Gesetzgebung  diese  Nationen  sich  zur 
höchsten  Stufe  von  Reichtum  und  Macht  erhoben  haben." 

In  scharfem  Gegensatz  zu  den  Minoritätsanträgen  Mohl  usvw 
steht  der  vollständig  ausgearbeitete  Entwurf  der  Abgeordneten 
Degenkolb,  Veit,  Becker  aus  Gotha  und  Lette,')  der 
im  wesentlichen  zünftlerisch  gehalten  ist  und  mit  manchen  Thesen 
des  Handwerkerkongresses  harmoniert.  Er  verkündet  den  Zunft- 
zwang und  Meister-  und  Gesellen-,  ja  auch  Fabrikantenprüfungen. 
Der  Majoritätsentwurf  ist  dieser  Gruppe  zu  negativ  ausgefallen, 
sie  meint  daher:  „Wir  Unterzeichnete  konnten  dem  Entwürfe 
einer  solchen  zu  allgemeine,  größtenteils  nur  negative  Bestimmungen 
enthaltenden  Gewerbeordnung  ebenso  wenig  beistimmen,  als  den 
hinzugefügten  Motiven.  Wir  halten  an  der  Ansicht  fest,  daß 
eine  solche  Ordnung  durchaus  ein  organisierendes  Gesetz  sein 
muß,  welches  eben  deshalb  nur  auf  gleichartige  Beschäftigungen 
sich  beziehen  kann ;  und  im  Hinblick  darauf,  daß  alle  die  Hundert- 
tausende von  Stimmen  aus  dem  Volke,  welche  von  der  National- 
versammlung in  einer  deutschen  Gewerbeordnung  die  Hilfe 
der  Gesetzgebung  für  eine  der  eignen  wie  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  entsprechende  Anwendung  des  Vereinsrechts  verlangen, 
nur  dem  eigentlichen  Gewerbstande  angehören,  haben  wir 
die  vorstehende  Gewerbeordnung  nur  für  den  Gewerbebetrieb 
im  engeren  Sinne  entworfen.  Gesetzliche  Anordnungen  für 
alle  anderen  Erwerbsarten,  sofern  sich  dergleichen  nötig  zeigen 
sollten,   stellen  wir  der  anderweiten  Reichsgesetzgebung  oder  der 


')  Verhandlungen,  a.  a.  O.  p.  921  ff.  —  Vgl.  Stieda,    Artikel  „Handwerk", 
p.  II02. 
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Landesgesetzgebung  anheim.  Auch  die  genaue  Bestimmung 
■darüber,  welche  Nahrungs-  und  Ervverbszweige  in  jedem  Staate 
zu  den  Gewerben  im  engeren  Sinne  zu  rechnen  seien  und  den 
Bestimmungen  dieser  Gewerbeordnung  unteriiegen  sollen,  glaubten 
wir  den  Einzelstaaten  um  so  mehr  überlassen  zu  müssen,  als 
hierin  je  nach  Herkommen  und  Betriebsart  sehr  bedeutende 
Unterschiede  stattfinden  können,  und  als  sich  überall  das  Bedürfnis 
zeigen  wird,  auch  manche  gewerbliche  Beschäftigung  des  Einzelnen 
für  persönlichen  Betrieb  frei  zu  lassen,  wie  es  z.  B.  bei  den 
Nebengewerben  der  Weberei  des  Landmannes  der  Fall  ist." 
Hierauf  folgt  eine  ausführliche  Begründung  der  einzelnen  Para- 
graphen. 

Wie  stellt  sich  nun  zu  diesem  allem  das  Plenum  in  seiner 
177.  Sitzung  vom  26.  Februar  1849?  Die  Verhandlungsberichte ^) 
melden  uns  nur,  daß  Hollandt  die  uns  bereits  bekannten  Gründe 
für  das  späte  Erscheinen  der  Gewerbeordnung  angeführt  und  die 
Anträge  des  Ausschusses,  einstweilen  nicht  in  die  Beratung  ein- 
zutreten usw.,  empfohlen  hat.  Der  Präsident  erklärt,  daß  erst 
■der  Bericht  gedruckt  werden  müsse,  dann  werde  er  die  Erörterung 
„auf  eine  der  nächsten  Tagesordnungen  setzen",  was  aber  nie  ge- 
schehen ist.  Die  Gründe  dafür  habe  ich  schon  früher  erwähnt. 
Es  blieb  bei  dem  Ausschußantrag  und  kam  nicht  zu  einem 
-offiziellen  Beschluß  über  denselben.-) 

War  somit  die  Hoffnung  der  Handwerker  und  überhaupt  aller 
■Gewerbetreibenden  auf  eine  Reichsgewerbeordnung  fehlgeschlagen, 
^umal  ja  in  der  Paulskirche,  namentlich  in  den  nächsten  Monaten 
nach  der  Sitzung  vom  26.  Februar,  das  Interesse  für  wirtschaft- 
liche Fragen  überhaupt  erlosch,  so  haben  es  die  Handwerker  doch 
in  einigen  Staaten  durchgesetzt,  daß  die  Gesetzgebung  ihren 
Forderungen  ein  nur  zu  geneigtes  Ohr  lieh.  Freilich  auch  hier 
waren  die  Erfolge  ephemerer  Natur,  sie  konnten  den  Sieg  der 
■Gewerbefreiheit,  die  in  den  50  er  Jahren  bereits  die  öftentliche 
Meinung  zu  beherrschen  begann  und  in  den  60  er  Jahren  zum 
<jesetzgebungsprinzip  wurde,  nicht  lange  mehr  aufhalten.  Ein 
Niederschlag  reaktionärer  Art  findet  sich  in  der  Gesetzgebung 
Preußens,     Hannovers     und     Bayerns,     Forderungen     geringerer 


')  Stenographischer  Bericht,  a.  a.  Ü.  VII,  p.  5421  ff. 
*)  Vgl.  O  eisner,  a.  a.  O.  p.  88. 
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Art  vermochten  die  Frankfurter  und  Gothaer  Handwerker  durch- 
zusetzen. 

Zunächst  Preußen.^)  In  Preußen  wurde  von  dem  Handels- 
minister von  der  Heydt  in  Gemeinschaft  mit  seinem  Kollegen 
von  der  Justiz  eine  große  Versammlung  von  Handwerkern  und 
Gesellen  nach  Berlin  berufen,  welche  die  Beschwerden  des  Hand- 
werks prüfen  sollte.  Dies  geschah  vom  17. — 30.  Januar  1849, 
und  man  kam  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Niederlassung  zu  leicht 
gemacht  sei  und  man  den  Befähigungsnachweis  wieder  einführen 
müsse.  Nur  dann  könne  der  Handwerkerstand  sein  altes  Ansehen 
wieder  erhalten.  Ferner  diskutierte  man  über  die  Stellung  der 
verschiedenen  Gewerbe  zueinander  und  zu  den  Fabriken,  sowie 
über  den  gleichzeitigen  Betrieb  mehrerer  Gewerbe  und  über  ver- 
wandte Fragen.  Die  Gesetzgebung  schloß  sich  im  wesentlichen 
diesem  Verhandlungsergebnis  an  und  arbeitete  zwei  Gesetz- 
gebungsentwürfe aus  über  Abänderung  der  allgemeinen  Gewerbe- 
ordnung und  über  neu  zu  errichtende  Gewerbegerichte.  Anx 
8.  Februar  wurden  sie  publiziert,  nachdem  König  und  Kammern 
ihre  Zustimmung  erteilt  hatten.  Der  Inhalt  dieser  Gesetze  darf 
wohl  im  wesentlichen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden;  es  sei 
hier  nur  daran  erinnert,  daß  sie  bei  einer  großen  Reihe  von 
Gewerben  den  Betrieb  erschwerten,  denn  bei  etwa  70  Gew^erben 
wurde  die  Betriebserlaubnis  vom  Eintritt  in  eine  Innung  oder 
von  einem  Befähigungsnachweis  abhängig  gemacht.  Außerdem 
behielt  sich  die  Regierung  ausdrücklich  vor,  diese  Liste  zu  ver- 
größern oder  zu  vermindern.  Ferner  wurde  die  gleichzeitige 
Ausübung  mehrerer  Handwerke  durch  eine  Person  eingeschränkt, 
die  Fabrikbesitzer  durften  Handwerksgesellen  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Maße  beschäftigen,  Magazinarbeiter  durften  sich  nur 
dann  mit  dem  Detailhandel  von  Handwerkerwaren  befassen,  wenn 
sie  in  den  betreffenden  Gewerben  die  Meisterprüfung  bestanden 
hatten  und  was  dergleichen  andere  uns  längst  bekannte  Hand- 
werkerwünsche mehr  sind.  Fast  alle  wurden  erfüllt,  auch  der 
Wunsch  nach  Gewerberäten.  Mit  Genehmigung  des  Ministers- 
sollten  an  jedem  Orte,  in  dem  sich  ein  Bedürfnis  danach  zeigte,. 
Gewerberäte    ins    Leben    gerufen    werden,    um    die    allgemeinen 


')  Vgl.  Stieda,  Artikel  ,, Handwerk",  p.  1 103  ff.  —  Derselbe,  ,, Befähigungs- 
nachweis", p.  23  ff.  —  Waentig,  a.  a.  O.  p.  22  f.  —  Schmoller,  a.  a.  O.  p.  88  ff^ 
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Interessen  des  Handwerker-  und  Fabrikantenstandes  zu  vertreten. 
Sie  sollten  in  gleichen  Teilen  aus  Vertretern  des  Handwerks,  der 
Fabrikanten  und  des  Handels  bestehen.  Man  sieht,  die  Regelung 
ist  im  ganzen  mehr  zünftlerisch  als  freiheitlich  gehalten.  Schmoller 
meint:  ')  daß  die  Novelle  von  1849  wesentlich  genützt  habe, 
glaube  heute  niemand  mehr,  man  werde  eher  behaupten  können, 
daß  sie  geschadet  habe.  Denn  sie  habe  dem  Handw^erke  ver- 
schiedene Fesseln  auferlegt  und  das  Kleingewerbe  eingeschränkt, 
ohne  es  zu  wagen,  die  Großindustrie,  die  Magazine  und  den 
Handel  zugunsten  des  Kleingewerbes  Avirklich  zu  beschränken. 
Und  auch  die  Bedeutung  der  Innungen  wie  des  Fortbildungs- 
wesens sei  von  Viebahn  stark  überschätzt  worden.  Auch  auf 
diesem  Gebiete  sei  nicht  die  Gewerbenovelle  das  eigentlich 
Treibende  gewesen,  sondern  die  Not  der  Handwerker  selbst,  die 
sie  dazu  angetrieben  habe,  ihre  Bildung  zu  vervollständigen,  wie 
die  Not  sie  auch  für  die  Pläne  von  Schulze-Delitzsch  und  anderen 
empfänglich  gemacht  habe.  Auch  hier  seien  im  Gegenteil  die 
Innungen  bald  das  Hemmende  geworden.  Und  nun  erst  die 
Gew^erberäte.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  sie  am  meisten  versagt 
haben.  ^)  Sie  haben  zuerst  im  großen  Stile  das  in  sich  Wider- 
spruchsvolle aller  solcher  paritätischen  Zusammensetzungen  von 
amtlichen  Interessenvertretungen  bewiesen.  Von  96  unter  dem 
Drucke  der  Handwerkerbewegung  1849 — 50  entstandenen  Ge- 
werberäten existierten  1854  nur  noch  22,  1864  verschwand  der 
letzte  in  Berlin.  Sie  waren  eben  durchweg  ein  „verunglücktes 
Experiment",  wie  sie  Schönberg  genannt  hat. 

Wie  widerspruchsvoll  die  Zusammensetzung  der  Gewerbe- 
räte war,  und  wie  wenig  eine  Einheit  zwischen  dem  Handels-  und 
Fabrikantenstand  als  dem  Prinzip  des  Fortschritts  und  dem  Hand- 
werker als  dem  Prinzip  des  zünftlerischen  18.  Jahrhunderts  erzielt 
werden  konnte,  geht  zur  Evidenz  aus  zwei  Broschüren  hervor, 
die  beide  in  demselben  Jahre  erschienen  und  beide  von  Mit- 
gliedern des  Berliner  Gewerberates  verfaßt  sind.  Die  eine  be- 
titelt sich :  „Die  wahre  Gewerbefreiheit"  und  stammt  von  dem 
Schrittführer  des  Berliner  Gewerberats,    einem    gewissen    P'alk,"') 


')  a.  a.  O.  p.  90  f. 
^)  Vgl.  W  a  e  n  t  i  g ,  a.  a.  O.  p.  23  f. 

^)  Die  wahre  Gewerbefreiheit.     Dargestellt  in  einer  Denkschrift  der  Berliner 
Gewerbekorporation  an  die  hohe  Staatsregierung  und  dem  ganzen  deutscliea  Hand- 
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die  zweite  hat  den  Kaufmann  und  Mitgliedstellvertreter  im  Berliner 
Gewerberat,  David  Born,  zum  Verfasser  und  ist  betitelt:  „Über 
die  Freiheit  des  Gewerbes  und  die  \\'irksamkeit  des  Kapitals  auf 
die  Lage  der  arbeitenden  Klassen."  ^)  Beide  stammen  aus  dem 
Jahre  1851.  Falks  Schrift  ist  durchaus  reaktionär  gehalten  und 
klagt,  daß  das  Gesetz  von  1849  absolut  ungenügend,  unzureichend, 
ja  in  sich  widerspruchsvoll  sei,  während  Born  den  Standpunkt  des  Fort- 
schritts einnimmt  und  die  Notwendigkeit  der  freien  Arbeit  nachzu- 
weisen sucht,  als  Feind  aller  veralteten  Zünfte  und  als  verständnis- 
voller Beurteiler  des  großen  Wertes  des  Kapitals  für  die  Erzeugung 
des  Nationalreichtums.  —  Die  Schrift  von  Falk  beginnt  mit  einem 
unerträglichen  Vorwort,  das  in  scheingelehrter  Weise  versucht, 
den  Standpunkt  des  Verfassers  auf  eine  „möglichst  philosophische 
Basis  zu  stellen".  Die  Trivialität  seiner  Anschauungen  beweist 
deutlich  folgender  Satz:  „Auch  ich  bin  von  dem  Streben  nach 
Freiheit  erfüllt,  wie  einer.  So  lange  ich  denken  kann,  habe  ich 
aber  nach  dem  realen  Inhalt  der  Freiheit  geforscht.  Da  habe 
ich  gefunden,  daß  die  höchste  Realität  auf  Erden  der  Mensch 
ist,  und  daß  Gott  als  vollkommenste  Realität  über  der  Mensch- 
heit steht.  Alle  anderen  Realitäten  auf  der  Erde  beziehen  sich 
nur  auf  den  Menschen  und  dienen  seinen  Zwecken.  In  seinem 
vernünftigen  Gebrauch  derselben,  in  seiner  höheren  Beziehung 
zu  Gott  besteht  des  Menschen  Freiheit,  so  tritt  alles  Irdische 
in  Beziehung  zu  ihm."  Nicht  die  Gewerbefreiheit,  sondern  die 
Gewerbewillkür  trägt  nach  Falk  die  Hauptschuld  an  der  Zer- 
setzung Preußens.  „Die  Gewerbefreiheit  ohne  die  Gewerbeordnung 
ist  eine  taube  Nuß,  eine  Seifenblase,  die  vor  jedem  Hauch  zer- 
platzt." Der  Novelle  von  1849  werden  die  verschiedensten  Mängel 
nachgesagt:  Die  Regierung  habe  mit  ihr  gleichsam  zu  einem 
Auskunftsmittel  gegriffen,  das  unter  Umständen  das  geeignetste, 
möglicherweise  aber  auch  für  den  Handwerkerstand  nachteihgste 
werden  könne,   denn  der  Gesetzgeber  habe  das   ganze  Gesetz   als 


Werkerstande,  sowie  allen  anderen  Ständen  zur  Beherzigung  gewidmet,  von  Falk, 
Schriftführer  des  Gewerberates  zu  Berlin.  Berlin  1851.  In  Kommission  bei  Albert 
Sacco. 

'j  Über  die  Freiheit  des  Gewerbes  und  die  Wirksamkeit  des  Kapitals  auf 
die  arbeitenden  Klassen.  Dritter  Vortrag,  veranstaltet  vom  Zentralverein  für  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Gehalten  von  David  Born,  Kaufmann  und 
Mitgliedstellvertreter  im  Gewerberat  zu  Berlin.     Berlin   1851. 
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eine  oftene  Frage  behandelt  und  die  Erledigung  derselben  durch 
ergänzende  Bestimmungen  über  Orts-  und  Speziaistatuten  von 
dem  Ausspruch  der  Beteiligten  selbst  durch  die  Gewerberäte 
abhängig  gemacht.  „Da  zeigt  sich  aber  der  unheilvolle  Zwie- 
spalt in  der  Staatsgesellschaft  in  seiner  ganzen  Breite  und  Tiefe 
und  der  gänzliche  Mangel  eines  einheitlichen  Fühlens  und  Strebens. 
Vielmehr  ist  die  ganze  Staatsgesellschaft  in  lauter  Sonderinteressen 
zersplittert,  und  jedes  gemeinsame  Band,  was  mehr  als  bloß  äußer- 
lich das  Ganze  zusammenhält,  ist  zerrissen."  Daher  werde  auch 
die  Tragweite  des  genannten  Prinzips  von  den  Beteiligten  selbst 
ganz  verschieden  beurteilt,  und  es  sei  eben  zweifellos  ein  Unding, 
•daß  die  Gesetzausführung  dasjenige  nachholen  müsse,  was  die 
<jesetzgebung  offen  gelassen  habe.  Die  Regierung  werde  nicht 
umhin  können,  sich  selbst  für  ein  bestimmtes  Prinzip  zu  erklären, 
entweder  für  die  Gewerbefreiheit  oder  gegen  dieselbe  sich  auszu- 
sprechen. Im  Folgenden  werden  alsdann  allerlei  Beispiele  für 
die  Ausnutzung  der  Handwerker  durch  Spekulanten,  für  das 
Verhältnis  zwischen  Handwerker  und  Juden  in  Preußen  und 
England  herangezogen;  ferner  enthält  die  Schrift  einen  ganzen 
Katalog  der  Forderungen  der  Handwerker,  namentlich  gegen  die 
Fabriken,  und  erläutert  die  Notwendigkeit  der  Handwerker- 
prüfungen usw.  Es  erübrigt  sich  für  uns,  auf  den  Inhalt  des 
weiteren  einzugehen. 

Im  schärfsten  Gegensatz  zu  Falk  steht  David  Born.  Er 
zieht  umgekehrt,  um  die  Notwendigkeit  der  freien  Arbeit  nach- 
zuweisen, allerlei  Beispiele  dafür  heran,  daß  nur  durch  sie  die 
Produkte  uiid  der  Nahrungsfonds  der  Arbeiter  vermehrt  werden. 
-So  gibt  er  Beispiele  aus  der  Schweiz,  aus  Franlcreich  und  England 
und  schildert  die  verderbliche  Zunftverfassung  in  Kurhessen.  Das 
Kapital  habe  den  größten  Wert  zur  Erzeugung  des  Nationalreich- 
tums, wie  er  im  einzelnen  nachweist,  allerdings  auch  eine  Über- 
macht den  Arbeitern  gegenüber,  aber  dagegen  könne  sich  der 
Arbeiter  durch  freie  Assoziationen  schützen.  Der  Verfasser  zeigt 
sich  auch  als  Kenner  der  nationalökonomischen  Literatur,  so 
zitiert  er  mit  Zustimmung  Jean  Baptiste  Say,  Bastiat,  Adam  Smith 
und  entlehnt  ein  Beispiel  über  die  schlechten  zünftlerischen  Zu- 
stände Kurhessens  dem  1S48  erschienenen  Buche  Bruno  Hilde- 
brands: „Über  die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft". 
Der    große    Fehler    der   Zunftverfassung    sei,    die    verschiedenen 
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Gewerbe  als  Regimenter  zu  betrachten,  in  welche  niemand  ein- 
treten dürfe,  ohne  vorher  die  Erlaubnis  erhalten  zu  haben,  und 
die  alle  zusammen  doch  gewissen  Kommandovorschriften  ge- 
horchen müßten.  Eine  Ordnung  sei  mit  solchen  Einrichtungen 
erstrebt,  aber  daß  sie  auf  Gerechtigkeit  beruhe  und  das  National- 
wohl erziele,  könne  niemand  behaupten.  Mit  Zustimmung  wird 
Says  Wort  zitiert,  daß  auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe  jede  Be- 
fehlerei verderblich  sei,  weil  sie  niemals  den  Verstand  der  Produ- 
zenten ersetzen  könne  und  deren  Regsamkeit  beenge.  Ganz  im 
Gegensatz  zu  der  früher  von  uns  zitierten  Meinung  eines  biederen 
Meisters  über  die  Arbeitsteilung,  begrüßt  Born  sie,  indem  er  sich 
auf  Adam  Smith  beruft.  —  Übrigens  haben  sich  die  preußischen 
Handwerker  nur  kurze  Zeit  mit  dem  durch  die  Reform  von  1849 
Erreichten  begnügt.  Stieda  hat  uns  im  einzelnen  geschildert,  ^) 
wie  seit  1853  ein  neuer  Sturm  von  Petitionen  sich  erhebt,  und 
das  ging  so  weiter,  bis  endlich  doch  die  Gewerbefreiheit  statuiert 
werden  konnte. 

Auch  in  Hannover  hatte  die  Handwerkerbewegung  einen 
solchen  Eindruck  auf  die  Regierungskreise  gemacht,  daß  man  die 
freiheitliche  Gewerbeordnung  von  1847,  die  am  i.  Juli  1848  ge- 
setzliche Kraft  erhalten  sollte,  durch  Gesetz  vom  15.  Juni  1848- 
mit  zünftlerischen  Bestimmungen  zu  durchsetzen  suchte.  So  ent- 
stand ein  unerträgliches  Gemisch  von  Gewerbefreiheit,  Zunft- 
privilegien und  Konzessionswesen.  Endlich  in  Bayern  wurde 
1853  eine  Instruktion  erlassen,  die,  wie  Schmoller  meint,  ^)  unter 
dem  Hochdruck  der  Reaktion  steht.  Ja  in  Bayern  wurde  nach 
demselben  Gewährsmann  die  Praxis  eine  wesentlich  härtere  als 
in  Württemberg,  Sachsen  und  Baden,  die  damals  auch  noch  Zunft- 
verfassungen hatten.  —  Was  endlich  P'rankfurt  a.  M.  betriftt,^ 
so  setzten  die  hier  besonders  energisch  auftretenden  Meister  aller- 
dings ihre  extremen  Forderungen  nach  einer  zünftlerischen  Ge- 
werbeordnung nicht  durch.  ^)  Im  Jahre  1850  hatten  sie  dem 
Senate  den  Entwurf  einer  zünftlerischen  Gewerbeordnung  über- 
reicht, hinter  dem  wohl  700  Meister  „schützend  und  schirmend 
standen".      Er    enthielt    die   reaktionären   Ideen    der   Zünftler    und 


')  Art.   ,, Handwerk",  a.  a.  O.  p.  1 104  ff. 
^)  a.  a.  O.  p.  121,     Vgl.  auch  Kaizl,  a.  a.  O.  p.  33. 

■^)  ^S^-    zum  Folgenden  Kamp  ffmey  er ,    a.a.O.  p.    103  ff.    —    Geschichte 
der  Frankfurter  Handelskammer,  p.  289  f.  —  Valentin,  a.  a.  O.  p.  514. 
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verlangte  vor  allem,  daß  der  Betrieb  einer  Fabrik  an  eine  Kon- 
zession geknüpft,  und  die  Ausübung  des  Handwerks  von  der  Er- 
langung des  Meisterrechts  abhängig  gemacht  werden  solle.  Auch 
faßte  er  eine  Gewerbekammer  ins  Auge.  Der  Senat  verhielt  sich 
gegen  beides,  Gewerbeordnung  und  Gewerbekammer,  ablehnend, 
aber  die  gesetzgebende  Versammlung  der  freien  Stadt  beschloß 
die  Errichtung  der  letzteren.  In  der  „Geschichte  der  Handels- 
kammer der  Stadt  Frankfurt"  findet  sich  jetzt  auf  Grund  der 
Senatsakten  der  ganze  Kampf  eingehend  dargestellt,  wir  er\\-ähnen 
hier  nur  das  Gesetz  vom  20.  November  1850  über  die  Errichtung 
einer  Gewerbekammer  als  einen  Erfolg  der  zünftlerischen  Be- 
wegung in  Frankfurt  a.  M.  Ihr  reaktionärer  Charakter  wird  von 
Kampffmeyer  treftend  charakterisiert,  und  Valentin  weist  mit  Recht 
darauf  hin,  ^)  daß  allerdings  in  der  neuen  Gewerbekammer  der 
zünftlerische  Geist  herrschte,  sich  aber  doch  selbst  nicht  mehr 
halten  konnte.  Denn  die  Zahl  der  nicht  arbeitenden  Meister  habe 
immer  mehr  zu-  und  die  Zahl  der  Gesellen  immer  mehr  abge- 
nommen. In  den  wichtigsten  Gewerben  hätten  die  Fabrik  und 
der  Großbetrieb  die  Herrschaft  an  sich  gerissen.  Darum  seien 
auch  manche  Gesetze  einfach  gewohnheitsrechtlich  umgangen 
worden,  und  die  Behörden  hätten  ausdrücklich  auf  Widerspruch 
verzichtet.  Am  Ausgange  der  50  er  und  Anfange  der  60  er  Jahre 
setzte  sich  die  gesamte  öffentliche  Meinung  auch  hier  für  die 
Gewerbefreiheit  ein. 

Um  endlich  Gotha  noch  zu  erwähnen,  so  kann  auch  hier 
nur  von  einem  teilweisen  gesetzgeberischen  Erfolge  gesprochen 
werden,  wie  etwa  in  Frankfurt  a.  M.  Auch  in  Gotha  wurden 
1849  einige  Wünsche  der  Handwerker,  wenn  zunächst  auch  nur 
provisorisch,  erfüllt.  -')  So  wurden  ein  Gewerberat  und  eine  Ge- 
werbekammer als  neue  Selbstverwaltungsbehörden  geschaffen  und 
provisorische  Innungsstatuten  erlassen.  Man  hatte  vor,  ihnen  eine 
Gewerbeordnung  später  folgen  zu  lassen,  aber  sie  ist  nie  zustande 
gekommen.  Und  Weidner  meint,  ^)  daß  in  Gotha  die  Bemühungen, 
auf  veralteter  Grundlage  eine  Rettung  der  gewerblichen  Zustände 
zu  treffen,  nur  bis  zu  den  Anfängen  gediehen  seien,  und  weitere 


1)  a.  a.  O.   p.  514- 

^}  Vgl.   dazu  Fr.   Weidner,  a.  a.  O.  p.  160  f. 

•■')  a.  a.  O.   p.  163. 
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Schritte  auf  der  eingeschlagenen  Bahn  unterblieben.  Wie  in 
Preußen  der  Erfolg  ausgeblieben  sei,  so  auch  bei  der  angestrebten 
Gothaer  Gewerbereform. 

Man  sieht,  der  Erfolg  der  Handwerkerbevvegung,  soweit  er 
sich  zu  gesetzgeberischen  Versuchen  verdichtete,  ist  nur  recht 
bescheiden,  und  das  Maßlose,  Übertriebene  der  Handwerkerforde- 
rungen geht  am  besten  aus  dem  Umstände  hervor,  daß  auch  dort, 
wo  die  Meister  mit  ihren  Forderungen  durchdrangen,  wie  z.  B.  in 
Preußen,  die  Befriedigung  über  das  Erreichte  bald  hinter  dem 
Wunsch  nach  mehr  zurücktrat.  Die  Bewegung  hatte  eben  jedes 
Maß  und  jeden  Blick  für  das  politisch  Erreichbare  verloren.  Es 
gibt  nichts  Unerfreulicheres,  als  die  Lektüre  der  Petitionen  der 
preußischen  Handwerker  aus  den  50  er  Jahren  und  die  Lektüre 
der  Handwerkerprotokolle  der  Handwerkertage.  Aber  beide 
gehören  nicht  mehr  zu  der  uns  hier  gestellten  Aufgabe.  Dagegen 
möge  es  uns  gestattet  sein,  bevor  wir  mit  einigen  Schlußworten 
das  Durchdringen  der  öffentlichen  Meinung  mit  dem  Gedanken 
der  Gewerbefreiheit  schildern  und  uns  noch  einmal  vergegen- 
wärtigen, wie  Winkelblechs  Rolle  in  dieser  Bewegung  zu  beurteilen 
ist,  auf  die  Broschürenliteratur  des  Jahres  1848 — 49,  soweit 
sie  sich  mit  der  Ordnung  der  Gewerbeangelegenheiten  beschäftigt, 
also  für  oder  gegen  die  Gewerbefreiheit  eintritt,  ganz  kurz  ein- 
zugehen ,  da  sie  manchmal  Interessantes  bietet  und  meines 
Wissens  noch  nicht  zur  Beleuchtung  der  ganzen  Bewegung  heran- 
gezogen ist.  Man  hatte  sich  eben,  wie  schon  früher  erwähnt,  auf 
die  Darstellung  der  Kongresse  und  der  Petitionen  beschränkt, 
auf  die  letzteren,  war  man  auch  nur  insoweit  eingegangen,  als 
der  Ausschußbericht  der  Paulskirche  vom  26.  Februar  1849 
darüber  Auskunft  erteilte  und  Beispiele  anführte.  Ihn  der  Ver- 
gangenheit entrissen  zu  haben,  war  ja  zunächst  das  Verdienst 
Viktor  Bühmerts  und  seines  Buches:  „Über  die  Freiheit  der 
Arbeit".  Und  auch  Böhmerts  Nachfolger  haben  alle  aus  ihm 
geschöpft.  Der  Leser  wird  sich  erinnern,  daß  es  uns  durch  unser 
Material  ermöglicht  war,  auch  einige  der  im  Ausschußberichte  der 
Paulskirche  und  somit  in  der  ihm  folgenden  Literatur  nicht 
erwähnten  Petitionen  anzuführen  und  auch  von  den  angeführten 
einige  Stilproben  zusammenzustellen,  die  eben  nur  die  Lektüre 
der  Originalquellen  gewähren  konnte.  So  möge  es  denn  auch 
im    Folgenden    erlaubt    sein,    über    den    Rahmen    des    Bekannten 
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hinauszugehen  und  auf  jene  eigenartige,  noch  lange  nicht  genug 
gewürdigte  Broschürenliteratur  der  Jahre  1848 — 49,  an  der  nament- 
lich die  Friedländersche  Sammlung  der  Berliner  Stadtbibliothek 
reich  ist,  einzugehen.  Natürlich  kommt,  wie  gesagt,  nur  die 
gewerbliche,  nicht  die  politische  Literatur  in  Betracht.  Ich  stelle 
ein  paar  Schriften  aus  den  Jahren  1848  und  1849  im  Folgenden 
zusammen,  die  unter  sich  wieder  in  drei  Gruppen  zerfallen,  je 
nachdem  der  Verfasser  reaktionär,  gemäßigt,  radikal-gewerbe- 
freiheitlich ist,  oder  gar  umfassendere  Organisations-  oder  Bank- 
pläne im  Sinne  deutscher  oder  französischer  Kommunisten  ent- 
wickelt. Ich  biete  vier  Broschüren  des  Jahres  1848  und  fünf  des 
Jahres   1849. 

Zunächst  aus  dem  Jahre  1848.  An  erster  Stelle  ist  hier 
eine  Stimme  von  C.  F.  Wesenfeld  zu  erwähnen,  die  sich  be- 
titelt: „Beschränkte  oder  unbeschränkte  Gewerbefreiheit".  ^)  Wesen- 
feld spricht  sich  auf  das  Schärfste  gegen  Gewerbefreiheit  aus, 
speziell  gegen  die  Verdingung  öffentlicher  Bauten  an  Einzelne, 
gegen  Militär-  und  Sträflingsarbeit,  Möbel-  und  Kleidermagazine. 
Er  wünscht  eine  neue  Organisation  der  Gewerbe  in  dem  Sinne, 
daß  alle  Arbeiten  den  Innungen  überwiesen  werden.  Die  Er- 
laubnis, ein  Gewerbe  ohne  weiteres  betreiben  zu  dürfen,  die  seit 
181 1  in  Preußen  bestand,  hätten  viele  Individuen  ausgenutzt,  die 
noch  nicht  die  nötige  Kenntnis  hatten,  und  so  sei  es  zu  einer 
allgemeinen  Handwerkernot  gekommen,  das  sei  die  kurze  Ge- 
schichte einer  mehr  als  dreißigjährigen  Wahrheit.  Zur  Begründung 
der  Behauptung,  daß  diese  Freiheit  zum  Pauperismus  geführt 
habe,  weroen  erschreckliche  Beispiele  dafür  angeführt,  wie  der 
Grundsatz :  Schuster  bleib  bei  deinem  Leisten !  in  frivoler  Weise 
übertreten  worden  sei.  So  sei  es  —  man  denke  sich  —  vor- 
gekommen, daß  große  Bauten  ausgeführt  seien,  bei  denen 
Maurer-  oder  Zimmergewerbe  auch  die  Tischler-,  Glaser-  usw. 
Arbeiten  mitübernommen  hätten  und  durch  Gesellen  ausführen 
ließen.  Ja,  es  gebe  jetzt  sogar  Garderobengeschäfte,  deren  Inhaber 
das  Zuschneiden  durch  einen  Schneidergesellen,  die  Arbeit  selbst 
aber  durch  Mädchen  ausführen  ließen,  die  diese  Arbeit  nicht 
einmal  als  ihr  Hauptgeschäft  betrachteten.  Der  Grundsatz  der 
Anhänger   der   Gewerbefreiheit,    daß  größere  Konkurrenz    die  In- 


')  Eine  Zeitfrage.     Allen  Gewerksgenossea  gewidmet.     Berlin  1S48. 
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dustrie  und  die  gewerbliche  Tätigkeit  nur  fördern  könne,  und 
daß  auch  den  Konsumenten  größere  Vorteile  daraus  entsprängen, 
sei  vollkommen  veraltet,  denn  der  alte  Stillstand  habe  längst  auf- 
gehört, und  die  Industrie  werde  durch  ein  paar  Hemmschuhe 
nicht  gehindert,  sondern  auch  nur  dadurch  befördert,  wenn  ein 
jeder  wisse,  wie  die  größere  Vollkommenheit  seiner  Produkte 
ihm  einen  Vorzug  vor  den  Konkurrenten  sichere.  In  welcher 
Art  sich  die  Anträge  Wesenfelds  bewegten,  geht  aus  seiner 
naiven  Forderung  hervor,  daß  man  die  oben  erwähnten  Kleider- 
handlungen ruhig  bestehen  lassen  dürfe,  daß  man  aber  darauf 
halten  müsse,  daß  die  Kleider  in  den  Werkstätten  der  Schneider 
hergestellt  seien.  In  ähnlichem  Stile  bewegen  sich  die  übrigen 
Forderungen. 

Bedeutend  gemäßigter  ist  die  Schrift  von  Heinrich 
W  i  n  d  w  a  r  t  über  „Die  Rettung  des  Gewerbestandes".  ^)  Wahr- 
scheinlich ist  dieser  Heinrich  Windwart  —  genau  läßt  sich  das 
nicht  nachweisen  —  identisch  mit  dem  Vizepräsidenten  des 
sächsischen  Arbeiterkongresses,  Dr.  Windwart  aus  Glogau,  mit 
dem  sich  das  Protokoll  des  betreffenden  Kongresses  in  der 
„Arbeiterverbrüderung"  beschäftigt.  -)  Windwärts  System,  das  sich 
etwas  marktschreierisch  wie  ein  neues  Arzneimittel  einführt,  will 
den  Gewerbetreibenden  erhalten,  ohne  daß  Fabriken  und  Groß- 
handel untergraben  werden.  Er  nimmt  also  einen  vermittelnden 
Standpunkt  ein  und  erkennt  an,  daß  die  Gewerbefreiheit  besonders 
durch  Erlaß  des  Gesetzes  v^on  1845  auf  die  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse unendlich  wohltuender  eingewirkt  habe  als  der  alte 
Zunftzwang.  Aber  „in  den  besonderen  Verzweigungen"  habe  man 
dennoch  bald  erkannt,  daß  dadurch  dem  Geldsack  Türen  und 
Tore  zur  Erdrückung  des  minder  Bemittelten  geöfit'net  worden 
seien,  und  daß  der  Kern  der  Bürgerschaft,  der  sogenannte 
kleine  Meister,  beim  P'ortbestehen  einer  vollen  Gewerbefreiheit 
dem  Untergange  entgegengehe.  Der  alte  Zunftzwang  sei  gewiß 
veraltet,  aber  die  neue  Gewerbeordnung  Preußens  habe  noch 
immer  keine  Ordnung  im  Gewerbe  selbst  geschaffen,  alle 
patriotischen  Männer   müßten    deshalb    auf  Abhilfe  sinnen.     Auch 


')  Oder  Grundzüge  eines  deutschen  Gewerbesystems  mit  Hinweisung  auf 
eine  Steuerregulierung  und  Proletariatsabhilfe.  Glogau  1848.  Druck  und  Verlag 
von   Karl  Flemming. 

^)  ^S^-  Quark,  Die  Arbeiterverbrüderung,   1S48 — 1849.      1900,  p.  60,  62. 
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ihm  liege  die  Handwerkersache  am  Herzen,  und  es  sei  ihm 
gelungen ,  durch  allerlei  Besprechungen  im  ganzen  Deutschen 
Reiche  Vereine  nach  dem  Vorbilde  seines  Glogauer  Vereins  zu 
gründen,  und  das  vorliegende  Werk  sei  gleichsam  dazu  bestimmt, 
•ein  Reforms3^stem  auf  gemeinsamer  Grundlage  für  alle  jene 
Vereine  zu  schaffen.  Das  Haupterfordernis  für  die  Hebung  der 
Gewerbe  sieht  Windwart  darin,  daß  aus  den  Gewerben  selbst 
die  Vertretung  der  Gewerbsinteressen  hervorgehen  müsse.  Fabrik- 
und  Handelswesen  sollen  fortbestehen,  aber  ebenso  soll  der  Mittel- 
meister  dem  Bürgertume  erhalten  bleiben.  Dann  schaffe  man 
auch  zugleich  eine  Abhilfe  gegen  das  Proletariat,  das  aus  dem 
verarmten  Gewerbewesen,  „aus  dem  von  Haus  und  Hof  ver- 
triebenen, zahlungsunfähig  gewordenen  Gewerbetreibenden",  aus 
ehemaligen  Grundbesitzern,  aus  entlassenen  Militärs  entstanden  sei. 
Noch  gemäßigter,  jedenfalls  einer  Rückkehr  zum  alten  Zunft- 
zwang abgeneigt,  ist  die  Schrift  von  Ferdinand  August  Olden- 
burg: „Über  den  Handwerkerstand,  seine  Wünsche  und  Hoff- 
nungen".^) Sie  bezieht  sich  ausdrücklich  auf  den  Frankfurter 
Handwerkerkongreß  und  meint,  man  möge  sich  mit  der  Gewerbe- 
freiheit abzufinden  suchen.  Die  Wichtigkeit  des  Kapitals  und 
der  Maschine  wird  anerkaniit,  und  der  Wahlspruch  des  Verfassers 
lautet:  Vorwärts!  Aber  darum  meint  er  doch,  daß  eine  voll- 
ständige Gewerbefreiheit  zurzeit  allerdings  unpassend  sei.  „Sie 
wird  in  der  Folge  nicht  zu  verhüten  sein,  doch  es  sind  noch 
Jahrzehnte  der  Vorbereitung  dazu  nötig  und  diese  Periode  können 
wir  so  wenig  überspringen,  als  ein  Genesender  plötzlich  aus  der 
geregelten  Zimmerluft  in  den  Sturm  versetzt  werden  darf"  Inter- 
essant ist  es,  daß  der  \"erfasser  glaubt,  den  biederen  Handwerkern 
Einfachheit  und  Sparsamkeit  predigen  zu  müssen.  Er  meint:  wer 
das  Glück  der  patriarchalischen  Tage  zurückführen  wolle,  rufe 
auch  die  einfachen  Sitten  Avieder  ins  Leben.  Denn  es  müsse  dem 
Handwerkerstande  offen  die  Wahrheit  vorgehalten  werden,  daß 
er  den  veralteten  Geist  früherer  Institutionen  fesseln  möchte,  da- 
für aber  ebenso  gern  mit  dem  neuen  Geist  schwimme,  wenn  es 
darauf  ankäme,  keiner  Lust  aus  dem  Wege  zu  gehen,  wenn  es 
darauf  ankäme:  „mit  Glacehandschuhen  bei  den  Kunden  Maß  zu 
nehmen;    auf  Bällen    und  Theatern    ein    stehender  Gast    zu    sein; 


^)  Augsburg   1S4S.     \'erlag  von  Lampart  &  Co. 
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die  Hausfrau  in  eine  Hausdame,  die  Jungfrau  Tochter  in  ein. 
Fräulein  zu  verwandeln;  durch  Seidenstoffe,  Federhüte  und  Shawls 
die  frühere  billige  Kleidung  zu  ersetzen;  kurz  modern  zu  sein 
und  das  Leben  in  jeder  Weise  zu  genießen".  Die  Freiheit  müsse 
durch  weise  Gesetze  beschränkt  sein,  so  meint  unser  Sittenprediger;, 
denn  ohne  Ordnung  sei  nichts  Großes  zu  erreichen,  und  darum 
sei  die  große  Frage  unserer  Zeit,  wie  man  die  alten  Zunftgesetze 
der  neuen  Zeit  anpassen  könne.  Nicht  dürfe  dies  dadurch  ge- 
schehen, daß  man  solche,  die  sich  ansässig  machen  wollten,  ab- 
weise, das  sei  unbillig.  Die  Gesetze  müßten  nur  auf  Talente  und 
Sittenzeugnisse  die  größte  Rücksicht  nehmen.  Eine  Feindschaft 
gegen  das  Kapital  an  sich  sei  ungerechtfertigt,  ausgedehnte  Werke 
bedürften  auch  ausgedehnter  Summen.  Geld  regiere  jetzt  die 
Welt,  und  ohne  die  Kapitalisten  gebe  es  keine  Eisenbahnen, 
Kanäle  und  Fabriken.  Darum  sei  auch  „der  Eifer  gegen  die 
Fabriken  oft  wahrhaft  komisch",  die  Meister  sollten  vielmehr 
dahin  streben,  durch  Anschaffung  der  neuesten  Kleinbetriebswerk- 
zeuge die  Menschenhände  entbehrlich  zu  machen.  So  sehe  man 
z.  B.  den  Jacquardschen  Webstuhl  hier  in  Augsburg  bei  dem 
Weber  nur  selten,  obwohl  es  doch  bekannt  sei,  daß  das  einfachste 
wie  das  künstlichste  Gebilde  auf  ihm  anzufertigen  sei.  Man  sieht, 
der  Verfasser  exemplifiziert  wohl  speziell  auf  die  Zustände  der 
Weber  in  Augsburg.  Deutlich  geht  die  fortschrittliche  Gesinnung 
des  Verfassers  aus  dem  zitierten  Satze  über  die  Fabriken  und 
das  Maschinenwesen  hervor. 

Ebenfalls  freiheitlich  gehalten  ist  die  Schrift  von  Heinr.  Aug, 
Meißner,^)  die  für  Lehrlingsprüfungen,  aber  gegen  Meister- 
prüfungen auftritt.     Stieda  hat  sie  bereits  analysiert.^) 

Nicht  ganz  in  diese  Kreise  der  Gewerbereformer  hinein  paßt 
die  Schrift  des  Mitgliedes  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses 
der  Paulskirche,  des  Erlanger  Nationalökonomen  und  Professors 
Wilhelm  Stahl:  „Über  die  Kritik  der  sozialen  Reformen  Frank- 
reichs und  ihre  Folgen".^)  Stahl  wurde  später  nach  Gießen  be- 
rufen und  gehörte  dort  zum  Freundeskreise  Rudolf  v.  Iherings, 
wie    wir  jüngst    aus    einer    anziehenden   Briefpublikation    erfahren 


')  Entwurf  einer  Gewerbeordnung  für  Deutschland,    Ludw.  Tauchnitz,    1848. 

-)  Befähigungnachweis,   p.  22  f. 

^)  Erlangen  1848.     Verlag  von  Theodor  Bläsing. 
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haben. ■■)  Heinrich  Laube  hat  uns  in  seinem  bekannten  Buche 
über  „Das  erste  deutsche  Parlament"  Stahl  als  ein  frisches,  zum 
Handeln  drängendes  Naturell  geschildert.  ^)  Er  sei  ein  spitzer 
Stachel  für  die  bayrischen  Landsleute  gewesen  und  habe  als 
kundiger  Nationalökonom  scharf  die  süddeutschen  Vorurteile  und 
Übertreibungen  zergliedert.  Für  den  Partikularisten  sei  er  eine 
gefürchtete  Erscheinung  gewesen :  „Er  riß  alle  die  kleinen  Schlingen 
besorgter  oder  störriger  Landsleute  entzwei  und  tat  das  nicht 
zornig,  nicht  heftig,  sondern  lächelnd  und  mit  schneidendem  Ver- 
stände". Stahl  wendet  sich  in  der  zitierten  Schrift  gegen  den 
Kommunismus,  aber  auch  gegen  die  Regierungsbetriebe  fran- 
zösischen Stils.  Er  meint,  der  Staat  müsse  hohe  Verluste  er- 
leiden, zumal  wenn  er  die  Arbeit  garantieren  wolle,  wie  jene 
modernen  französischen  Kommunisten  forderten,  weil  er  die  Nach- 
frage nicht  wie  den  Preis  regulieren  könne.  Es  sei  überhaupt 
eine  eigenartige  Ironie,  daß  der  frei  gewordene  Arbeiter  jetzt  zu 
seinem  Nutzen  ein  neues  ausschließendes  Gesetz  verlange.  Der 
Staat  dürfe  auf  keinen  Fall  als  Konsument  für  den  Bürger  auf- 
treten, und  die  Sicherung  der  Arbeit  im  französischen  Sinne 
könne  auf  die  Dauer  nur  die  Erschöpfung  des  Volksvermögens 
zur  Folge  haben.  Die  Gewerbefreiheit  wird  ausdrücklich  als  eine 
der  segensreichsten  Errungenschaften  der  ersten  französischen 
Revolution  bezeichnet.  Stahl  zeigt  sich  aber  auch  in  dieser 
Schrift  als  praktischer  Sozialreformer,  denn  ihr  ist  der  Entwurf 
einer  Gewerbeleihanstalt  für  die  Stadt  Fürth  beigefügt,  eine  An- 
stalt, die  den  Gewerbetreibenden  für  einen  bestimmten  Teil  ihrer 
Waren  für  eine  gewisse  Zeit  gegen  mäßigen  Zins  Geld  leihen  soll. 
Mit  demselben  Probleme  wie  diese  Broschüren  des  Jahres 
1848  beschäftigen  sich  auch  die  folgenden  des  Jahres  1849.  An 
erster  Stelle  nenne  ich  aus  der  Heimat  unseres  Winkelblech 
die  schon  im  ersten  Bande  anläßlich  der  neuen  Landtags- 
wahlen vom  Jahre  1849  in  Kurhessen  erwähnte  Schrift  von 
Dr.  Graefe.  ^)     Der   Leser    wird    sich    seiner    erinnern    als    eines 


')  Rudolf  V.  Ihering,  1852  bis  1868.  Briefe  und  f'rinnerungen  (ed. 
Joh.  Biermann),    1907,   p.  14  ff. 

2)  Bd.  III,   1849,  p.  26,  251, 

^)  Welche  Aufgabe  hat  die  nächste  Ständeversammlung?  Im  Sinne  der  De- 
mokratie beantwortet  für  das  Volk,  von  Dr.  H.  Graefe.  Kassel,  Druck  und 
Verlag  von  Theodor  Fischer,   1S47. 
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konstitutionellen  Demokraten,  der  aber  von  dem  Radikalismus 
der  Republikaner  nichts  wissen  wollte.  Er  rechnet  zu  den  Auf- 
gaben der  nächsten  kurhessischen  Ständeversammlung  auch  die 
Hebung  der  unteren  und  mittleren  Volksklassen.  Da  seine  Dar- 
stellung sich  im  wesentlichen  von  Übertreibungen  frei  hält  und 
in  interessanter  Weise  auf  den  sittlichen  Faktor  in  der  sozialen 
Frage  und  namentlich  auch  auf  die  Bedeutung  der  gehobenen 
Bildung  für  die  soziale  Frage  aufmerksam  macht,  und  das  in 
einem  völlig  modernen  Sinne  (man  denke  heute  an  Theobald 
Ziegler  und  Schmoller),  mögen  im  Folgenden  ein  paar  charakte- 
ristische Sätze  wörtlich  folgen.  Sie  zeigen  jedenfalls,  daß  der 
vortreffliche  Mann  gründlich    über  diese  Dinge    nachgedacht    hat. 

„Die  Hebung  der  minderbemittelten  Klassen,  die  Verbesserung 
des  Loses  des  Handwerkerstandes  und  der  handarbeitenden 
Klassen  ist  zu  einer  unabweisbaren  Notwendigkeit  geworden. 
Die  Verarmung  der  genannten  Volksklassen  schreitet  von  Jahr 
zu  Jahr  weiter  vorwärts;  der  mittlere  Handwerkerstand  in  den 
Städten  geht,  wenn  nichts  für  ihn  geschieht,  seinem  sichern 
Untergange  entgegen,  die  besitz-  und  arbeitslose  Menge  erhält 
mehr  und  mehr  Zuwachs.  Wer  Augen  hat,  zu  sehen,  der  sehe; 
wer  Ohren  hat,  zu  hören,  der  höre !  Früher  oder  später  müssen 
sich  die  aus  Arbeitslosigkeit  und  Mangel,  aus  Hunger  und  Elend 
sich  ansammelnden  und  von  dem  dunklen  Geiste  ehr-  und  eigen- 
süchtiger Volksverführer  geschwängerten  Wolken  verderben- 
bringend entladen  und  namenloses  Unglück  über  Alle  bringen. 
Noch  ist  es  Zeit,  diese  Wolken  zu  zerteilen.  Nur  mutig  und 
rasch  muß  die  Hand  ans  Werk  gelegt  werden. 

Die  schweren  Übel,  welche  auf  dem  Gewerbstande,  auf  den 
handarbeitenden  Klassen  lasten,  können  unmöglich  geleugnet,  aber 
auch  nicht  durch  Anwendung  von  Theorien  und  Systemen  geheilt 
werden,  zumal  wenn  diese  von  Gelehrten  und  am  Studiertische  aus- 
gesonnen sind.  Die  Erfahrung  des  letzten  Jahres  wird  darüoer 
wohl  Jedem  die  Augen  aufgeschlossen  haben.  Nur  auf  praktischem 
Wege  ist  Linderung,  ist  Heilung  möglich.  Diejenigen  aber,  welche 
den  arbeitenden  Klassen  goldene  Berge  vorspiegeln,  die  von  einer 
Plünderung  der  Reichen  reden  und  eine  gleiche  Verteilung  aUes 
Eigentums  in  Aussicht  stellen,  sind  keine  Ärzte,  sondern  Pfuscher, 
und  sie  werden  den  Patienten  sicher  zu  Tode  kurieren.  Auch 
das  sind    nicht   die    rechten  Ärzte,    welche    schon    durch  Suppen- 
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anstalten,  Spar-  und  Vorschußkassen  den  Kranken  glauben  heilen 
zu  können,  denn  sie  vermögen  ihn  durch  solche  Mittel  höchstens 
eben  nur  vor  dem  Verscheiden,  nicht  aber  vor  einem  kraftlosen, 
matten,  siechen  und  freudelosen  Leben  zu  schützen.  Eine  Aus- 
führung dieser  Sätze  ist  nicht  nötig;  ihre  Wahrheit  schließt  sich 
jedem,  der  nur  ein  wenig  darüber  nachdenken  will,  von  selbst  auf. 

Nur  auf  praktischem  Wege  kann  unsern  gewerbtreibenden 
und  händarbeitenden  Mitbürgern  das  Heil  allmählich  erwachsen. 
Ich  will  diesen  Weg  nur  im  allgemeinen  bezeichnen,  da  eine 
wirkliche  Anbahnung  desselben  gar  nicht  im  Zwecke  dieser  Flug- 
schrift liegen  kann. 

Nicht  ohne  Schuld  an  den  Übeln,  von  welchen  hier  die  Rede, 
ist  der  Mangel  an  echt  religiösem  und  sittlichem  Sinne,  der 
Mangel  an  Teilnahme  und  Mitgefühl,  an  Vaterlandsliebe  und 
Gemeinsinn  bei  vielen  Reichen  und  Wohlhabenden,  Hohen  und 
Vornehmen.  Alles ,  was  diesen  Mangel  zu  vermindern  und  zu 
beseitigen  vermag,  wirkt  mittelbar  auch  zur  Verminderung  des 
Notstandes  der  mittleren  und  unteren  Volksklassen  mit. 

Die  Verbesserung  des  Volksunterrichts  ist  ungemein  wichtig. 
•Geistige  und  sittliche  Bildung,  nützliche  und  praktische  Kenntnisse 
müssen  ungleich  mehr  als  jetzt  bis  in  die  niedrigste  Hütte  ver- 
breitet werden.  Nur  die  sittliche  Stärke  gibt  Mut,  nur  Mut  gibt 
Kraft  und  Ausdauer,  und  nur  diese  bringen  Hülfe.  Bildung  ist 
Macht.  Nur  durch  ihre  Bildung  konnten  bevorrechtete  Klassen 
jahrhundertelang  den  Staat  beherrschen;  nur  durch  die  wachsende 
Bildung  des  Bürgerstandes  ist  die  Aristokratie  und  der  Abso- 
lutismus gestürzt  worden:  nur  durch  Aneignung  von  Bildung 
können  auch  die  jetzt  noch  zurückgesetzten  Klassen  das  ihnen 
zukommende  Recht  erlangen  und  ihre  Verhältnisse  verbessern. 
Ohne  Bildung  ist  die  Menge  machtlos  und  muß  sich,  wenn  auch 
murrend,  unter  den  Willen  der  Minderzahl  beugen."  ') 

Die  eben  angeführten  Zeilen  zeigen  deutlich,  daß  Graefe  es 
sich  nicht  so  leicht  gemacht  hat  wie  die  schriftstellernden 
Meister  oder  ihre  Freunde.  Er  würdigt  vor  allen  Dingen  auch 
die  Tatsache  der  Übervölkerung  und  verlangt  eine  Förderung 
der  Auswanderung  auf  Staatskosten.  Auch  er  tritt  für  eine  ge- 
werbliche Kammer  zur  Beratung  der  Staatsregierung   in    gewerb- 


^)  a.  a.  O.  p.  26  f. 
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liehen  Angelegenheiten  ein  und  meint,  das  Gesetz  müsse  den- 
Kleingewerbebetrieb  vor  dem  Handel  sicherstellen,  da  ja  ohne- 
dies ein  unbeschränkter  Gewerbebetrieb  keinem  Lande  Segen 
bringen  könne.  Denn  er  führe  zur  Vernichtung  des  Mittelstandes 
und  zum  Proletariat.  Er  fordert  von  der  hessischen  Regierung 
und  der  Ständeversammlung  ausdrücklich  ','.,  Million  jährlich  für  die 
Interessen  der  mittleren  und  unteren  schwer  gedrückten  Klassen  usw.. 
Der  übrige  Inhalt  ist  ja,  wie  der  Leser  bereits  weiß,  mehr  den 
politischen  und  Verfassungsfragen  gewidmet. 

V^on  Graefe  unterscheiden  sich  die  anderen  Broschüren  des 
Jahres  1849,  die  mir  aus  der  Friedländerschen  Sammlung  vor- 
liegen. Ich  nenne  zunächst  zwei  Schriften,  die  sich  nicht  mit 
den  üblichen  Handwerkerforderungen  identifizieren,  sondern 
darüber  hinaus  im  Sinne  unseres  Winkelblech,  aber  in  ganz 
anderer  Form,  für  eine  umfassende  Organisation  der  Arbeit  ein- 
treten, resp.  für  ein  neues  umfassendes  Banksystem.  —  Eine  um- 
fassende Organisation  der  Arbeit  auf  Grundlage  freier  Assozia- 
tionen fordert  Hermann  S  e  m  m  i  g  in  seiner  Schrift :  „Handwerk 
hat  keinen  goldenen  Boden". ^)  In  sentimentaler,  moralisierender 
Manier  geht  Semmig  von  der  Hochachtung  und  Liebe  aus,  die 
er  für  den  deutschen  Mittelstand  hege  und  ist  aufrichtig  betrübt 
darüber,  daß  dieser  Stand,  der  bisher  „das  Bild  aller  der  Tugenden 
gewesen  sei,  die  das  deutsche  Volk  so  rührend  liebenswürdig  ge- 
macht hätten",  nun  seinem  Untergange  entgegengehe.  Und  er 
meint,  alle  nutzlosen  Klagen  und  Ratschläge  von  Staatsmännern 
und  Handwerkern  selbst,  die  man  jetzt  überall  hören  könne, 
hätten  die  Krankheit  viel  zu  spät  erkannt.  Man  gehe  dem  Übel 
nicht  auf  den  Grund,  die  Konkurrenz  sei  die  Krankheit  der 
Gegenwart,  und  nur  in  der  freien  Vergesellschaftung  liege  die 
Möglichkeit  der  Rettung.  Die  ganze  Krisis  sei  eine  geschicht- 
liche Notwendigkeit,  sie  stelle  eine  Verjüngung  des  alten  Gewerbs- 
wesens dar  und  wandle  Zunftzwang  und  Gewerbefreiheit  in  eine 
vernünftige  Organisation  der  Arbeit  auf  der  Basis  der  freien 
Assoziation  um.  Sie  sei  nur  eine  Phase,  die  überwunden  werden 
müsse.     Bezüglich  seines  Vorschlages  der  Organisation  der  Arbeit 


^)  Erlebnisse  eines  Handwerkers,  nebst  einer  Einleitung  über  die  Stellung 
und  die  Zukunft  des  Handwerkstandes.  Ein  Mahnruf  an  den  gesamten  Hand- 
werkstand.    Herisau,    Druck    und  Verlag  der  Schläpferschen  Buchhandlung,    1849^ 
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ist  der  Verfasser  nicht  originell,  sondern  beruft  sich  ausdrücklich 
auf  eine  Schrift:  „Abbruch  und  Neubau  oder  Jetztzeit  und  Zu- 
kunft", die  in  Stuttgart  1846  erschienen  sei.  Wir  kennen  den 
Verfasser,  es  ist  Christian  Friedrich  Grieb,  dem  Georg  Adler  in 
seiner  „Geschichte  der  ersten  sozialpolitischen  Arbeiterbewegung 
in  Deutschland"  eine  kurze  Würdigung  gewidmet  hat.')  Grieb 
hat  insofern  mit  unserem  Winkelblech  etwas  Verwandtes,  als  auch 
er  durch  Fourier  außerordentlich  beeinflußt  ist  und  im  Sinne 
Louis  Blancs  namentlich  eine  scharfe  Kritik  der  freien  Konkurrenz 
liefert.  In  seinem  Reformprogramm  ist  auch  er  ein  Vorläufer 
Lassalles,  insofern  auch  er  die  Schaffung  von  Produktivgenossen- 
schaften  anregt.  Über  die  Persönlichkeit  Griebs  erfahren  wir  bei 
Adler  nichts.  Semmig  verweist  seine  Leser  ausdrücklich  auf  die 
ursprünglich  anonym  erschienene  Schrift,  die  genau  die  inneren 
Einrichtungen  der  neuen  Arbeitsgesellschaft  beschreibe. 

Wohl  auch  durch  die  französischen  Schriftsteller,  namentlich 
Proudhon,  beeinflußt  ist  die  Schrift  der  Berliner  O.  Th.  Risch  und 
A.  Lebenheim.  Auf  Risch'  Rolle  kommen  wir  später  noch  zurück. 
Die  Schrift  betitelt  sich :  „Entwurf  zur  Errichtung  einer  Industrie- 
und  Handwerkerbank"  und  stammt  vom  19.  Mai  1849.-)  Ihre 
Verfasser  treten  durchaus  für  Gewerbefreiheit  ein  und  meinen, 
daß  die  nach  18 10  eingetretenen  Nachteile  und  Schäden  im  Ge- 
werbestand nur  darauf  beruhten,  daß  der  Staat  nicht  den  An- 
■schluß  an  den  Weltmarkt  anstrebte  und  für  ihn  seine- Industrie 
in  erster  Linie  fähig  machte.  Darum  möchten  sie  eine  neue  Bank 
schaffen,  die  vor  allem  im  Interesse  des  kleinen  Handwerkers  und 
Kaufmanns  tätig  sein  soll,  und  deren  vornehmste  Aufgabe  darin 
au  bestehen  hat,  Absatzgebiete  zu  schaffen  und  das  Inland  auf 
vorteilhafte  Industrien  aufmerksam  zu  machen  u.  dgl.  Die  Frei- 
heit der  Gewerbe  darf  nur  insofern  beschränkt  werden,  von  dieser 
Anschauung  gehen  die  Verfasser  aus,  als  es  die  Ordnung  des 
Betriebes  notwendig  fordert,  denn  gerade  in  der  Freiheit  der  Ge- 
werbe liege  ein  Mittel,  so  manches  Übel  zu  heilen,  ja  sie  stelle 
-den  mächtigsten  Hebel  der  Entwicklung  dar.  Die  große  Industrie- 
und  Handwerkerbank  stellen  sich  die  Verfasser  folgendermaßen 
vor  :    „Sie  soll  ihre  Arme  über  die  ganze  Erde  breiten,  die  noch 


'1    1885,  p.  120.     Bibliographie  p.   VI. 

*)  Berlin   1849.     Gedruckt   bei    W.  Moser  &  Kühn.      Stallschreiberstrai3e  34. 
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überall  reich  fließenden  Quellen  dem  Vaterlande  zuleiten,  durch- 
Beförderung des  Verkehrs  die  Industrie  beleben  und  vervoll- 
kommnen, dem  Handel  und  Gewerbe  die  Mittel  zur  Arbeit  richtig: 
zeigen  und  dadurch  ebenfalls  dem  Arbeiter  Gelegenheit  verschaften,. 
sich  und  die  Seinigen  auf  eine  lohnende  Weise  zu  erhalten.  Die 
Konkurrenz  des  Auslandes  ist  nicht  nur  auf  unseren  Märkten  noch 
sehr  mächtig,  sondern  der  Export  deutscher  Fabrikate  nach 
fremden  Gegenden  unbedeutend  und  zu  einer  Ausgleichung  nicht 
geeignet.  Unsere  reichen  Arbeitskräfte ,  unsere  geographische 
Lage,  der  ernste  Fleiß  unserer  Arbeiter  berechtigen  Preußen  und 
Deutschland  zu  einer  Weltstellung,  und  es  wird  früh  oder  spät 
ein  Institut  ins  Leben  treten  müssen,  welches  die  Mittel  an  die 
Hand  gibt,  wie  diese  Konkurrenz  da  beseitigt  wird,  wo  die 
natürlichen  Verhältnisse  es  zulassen,  wie  der  Export  an  Aus- 
dehnung gev."innt,  und  wie  eine  Ausgleichung  kein  weiteres. 
Hemmnis  findet.  Wir  haben  in  der  Anlage  die  Grundzüge  zu- 
sammengestellt, auf  welche  ein  solches  Institut  gegründet  seia 
muß.  Ein  solches  Institut  muß  es  sich  angelegen  sein  lassen,. 
neue  Konsumenten  im  Auslande  durch  eigene,  auf  den  wichtigsten 
Haupthandelsplätzen  der  Welt  zu  errichtende  Agenturen  aufzu- 
suchen, durch  Agenturen,  welche  _die  bisherige  Exportation  in 
eine  positiv'e  dadurch  umwandeln,  daß  sie  einerseits  streben,. 
Muster  usw.  der  inländischen  Industrie  dort  vorzulegen  und 
unseren  Produkten  Eingang  dort  zu  verschaffen,  andererseits  solche 
Proben  und  Muster  dort  gesuchter  Artikel  hierher  mitteilen,  über- 
haupt aber  die  genauen  Bedürfnisse  jedes  einzelnen  Landes  speziell 
erforschen  und  darüber  berichten ,  damit  hiernach  fabrizierte 
Industrieerzeugnisse  exportiert  werden  können,  Agenturen,  welche 
darauf  sehen,  daß  geeignete  Retouren  oder  bares  Geld  dem 
Lande  zugeführt  werde.  Es  wird  hierdurch  dem  Fabrikanten  und 
Handwerker  vielfach  Gelegenheit  gegeben  werden,  auf  den  Export 
zu  fabrizieren,  dem  Bankinstitute,  um  den  Gewerbebetrieb  durch 
Geldvorschüsse,  namentlich  an  den  kleineren  Fabrikanten,  damit 
derselbe  nicht  genötigt  ist,  seine  Waren  zu  einer  Zeit  und  zu  einem 
Preise  loszuschlagen,  wo  Nachteile  für  ihn  und  für  den  größeren 
Fabrikanten  unvermeidlich  sind,  durch  Anschaffung  von  Maschinen- 
werkzeugen, durch  feste  Bestellungen  und  Vermittelungen  aller  Art 
zu  unterstützen  und  auf  die  uneigennützigste  Weise  zu  fördern.  Ein 
solches  Institut  muß  eine  immerwährende  Ausstellung    ins  Leben 
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rufen,  welche  dem  Publikum  die  vorzüglichsten  Erzeugnisse  des 
In-  und  Auslandes  ofifcn  auslegt  und  damit  eine  Bibliothek  v^on 
Proben  und  Musterbüchern,  nach  Jahrgängen  und  Gattungen  ge- 
ordnet, in  Verbindung  bringen,  nicht  nur  der  Aufträge  wegen, 
sondern  ganz  besonders  um  für  spätere  Jahre  einen  Rückblick 
auf  den  Geschmack  und  die  Leistungen  der  Vergangenheit  zu 
gewinnen.  Ein  solches  Institut,  wenn  es  seinen  Zweck  erfüllen 
soll,  bedarf  aber  auch  großer  Mittel  und  dies  um  so  mehr,  als 
dasselbe  nicht  auf  Gewinn  spekuliert,  sondern  da  Hilfe  und  Unter- 
stützung eintreten  lassen  soll,  wo  gewichtigere  Vorteile  in  Aus- 
sicht stehen.  Diese  Mittel  werden  einmal  die  jetzigen  Darlehns- 
kassen  mit  ihren  von  der  Gesetzgebung  genehmigten  Fonds,  welche 
von  der  Bank  übernommen  und  weitergeführt  werden,  dann  aber 
auch  die  Klassenlotterie,  wenn  dieselbe  mit  einer  Rentenlotterie 
verbunden  wird ,  darbieten.  Werden  mit  den  Losen  zu  den 
letzteren,  Rentenlose  zu  ^/^  mit  4  Taler  verkauft,  so  gibt  dies 
einen  jährlichen  Ertrag  von  i  Million  Taler,  welche  einen  drei- 
fachen Zweck  verfolgen,  der  Bank  einen  Teil  ihres  Betriebsfonds 
gewähren,  dem  Gewerbestande  den  Gewinn  einer  sicheren  Rente 
in  Aussicht  stellen,  und  durch  den  Ankauf  von  Waren  den 
Absatz  von  Industrieerzeugnissen  auf  eine  unmittelbare  Weise  be- 
fördern, immer  also  das  Wohl  des  Volkes  bezwecken  und  zu 
seinem  wahren  Besten  verwendet  werden.  Es  gehört  wenig 
praktische  Erfahrung  dazu,  um  einem  solchen  Institute,  wenn  es 
tüchtige  und  praktische  Agenten  erhält,  mit  Umsicht  geleitet  und 
kaufmännisch  betrieben  wird,  für  die  Zukunft  nicht  nur  ein 
sicheres,  s-'^ndern  auch  ein  segensreiches  und  in  finanzieller  Be- 
ziehung vorteilhaftes  Bestehen  vorauszusagen,  es  wird  nach  und 
nach  die  Darlehnsscheine  tilgen  und  immer  mehr  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  seine  segensreichen  Wirkungen  zu  erweitern  und 
über  das  ganze  Vaterland  zu  verbreiten." 

Bewegte  sich  also  die  Schrift,  wie  der  Leser  aus  dem  eben 
mitgeteilten  Zitate  ersehen  konnte,  in  ganz  anderen  Gedanken- 
gängen als  die  der  Handv/erker ,  so  gilt  dasselbe  von  dem 
Kommissionsberichte  über  das  Gewerbegesetz  vom  9.  Februar  1849, 
der  einer  Versammlung  des  Berliner  Handelsstandes  abgestattet 
wurde. ^)     Die  Schrift,    auf  die    wir    des    näheren  nicht  mehr  ein- 


^)  Abgestattet  an  eine  von  dem  Handelsverein  Teutonia  veranlatite  \'ersamra- 


200  Kapitel  I. 

gehen  können,  widerlegt  alle  die  bekannten  Forderungen  der 
Handwerker  und  stellt  sich  direkt  auf  den  Boden  der  unum- 
schränkten Gewerbefreiheit.  Die  Kritik,  die  sie  an  der  Novelle 
von  1S49  übt,  ist  darum  ziemlich  scharf,  aber  im  allgemeinen 
durchaus  zutreffend.  Der  Bericht  hat  sich  zum  Ziel  gesetzt,  nach- 
zuweisen, daß  die  bisherige  Gewerbefreiheit  nur  förderlich  ge- 
wesen sei  und  möchte  vor  allem  die  Forderung  der  Handwerks- 
prüfungen energisch  ablehnen.  In  origineller  Weise  warnt  sie  über- 
haupt vor  der  Überschätzung  alles  Prüfungswesens,  damit  sei  noch 
keine  Garantie  gegeben,  daß  auch  künftig  solide  und  geschickte 
Arbeit  geliefert  werde,  und  in  beinahe  boshafter  Form  wird  den 
Meistern  vorgeworfen,  daß  sie  mit  den  Prüfungen  rein  egoistische 
Zwecke  verfolgten.  „Die  geforderten  Prüfungen  scheinen  indessen 
nur  ein  indirektes  Mittel  zu  sein  zur  Erreichung  eines  anderen 
nicht  direkt  ausgesprochenen  Zwecks,  der  von  der  Sicherung 
tüchtigerer  Leistungen  ganz  verschieden  ist.  Es  läßt  sich  nicht 
annehmen,  daß  die  schon  bestehenden  Meister  sich  deshalb  so 
sehr  ereifern,  weil  sie  fürchten,  daß  die  hinzutretenden  jungen 
Konkurrenten  zu  schlecht  arbeiten ,  zu  wenig  verstehen, 
mithin  zu  sehr  bei  der  Konkurrenz  an  Leistungsfähigkeit  ihnen 
nachstehen  dürften;  vielmehr  wissen  sie,  daß  diese  genug 
arbeiten  und  es  gut  genug  verstehen,  ihnen  eine  Konkurrenz 
zu  machen,  die  sie  nur  durch  unaufhörliche  Rührigkeit  bestehen 
können.  Die  alten  Meister  wollen  durch  die  Prüfungen  womöglich 
manchen  vom  Meisterwerden  abhalten;  sie  wollen  nicht  ge- 
schicktere, sondern  weniger  Konkurrenten  haben :  sie 
möchten  weniger  Meister  überhaupt  und  mehr  Gesellen 
beim  Gewerbe  sehen,  damit  beschränktere  Konkurrenz 
unter  den  Meistern  höhere  Warenpreise,  und  ver- 
mehrte Konkurrenz  unter  den  Gesellen  niedrigeren 
Lohn  zur  Folge  habe."  Die  Schrift  ist  klar  disponiert  und 
stellt  sich  die  Beantwortung  folgender  Fragen :  welchen  Nutzen 
hat  die  Gewerbefreiheit  gebracht?  von  welchen  übelständen  sind 
unsere  Gewerbsverhältnisse  unter  der  bisher  genossenen  Gewerbe- 
freiheit begleitet  gewesen?  inwiefern  sind  der  Gewerbefreiheit 
diese  Übelstände    beizumessen?    inwiefern  sind  die  beabsichtigten 


lung    des   Berliner  Handelsstandes.     Berlin   1849.    F.  Schneider  &  Co.     Unter    den 
Linden   19. 
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Maßregeln  geeignet,  jenen  Übelständen  abzuhelfen  ?  welche  neuen 
Übelstände  dürften  aus  jenen  Maßregeln  selbst  hervorgehen  ? 
Die  Antworten  fallen  in  dem  oben  gekennzeichneten,  freiheitlichen 
Sinne  aus. 

Ich  kann  diese  Broschürenliteratur  an  dieser  Stelle  nicht 
weiter  verfolgen  und  habe  mich  ohnehin  schon  darauf  be- 
schränken müssen,  eine  Auswahl  unter  meinem  Material  zu 
treffen.  Aber  es  würde  eine  lohnende  Aufgabe  sein,  wenn  die 
wirtschaftliche  Broschürenliteratur  von  1848  für  eine  abgerundete 
Spezialdarstellung  herangezogen  würde.  Wie  sich  im  übrigen 
die  ernste,  wissenschaftliche  Literatur  zu  den  Problemen  der 
Gewerbeordnung  und  der  Gewerbeförderung  gestellt  hat,  ist  ja 
allgemein  bekannt.  Es  kann  hier  vor  allen  Dingen  auf  Stiedas 
und  neuerdings  auf  Waentigs  Darstellung  verwiesen  werden.^)  Es 
genügt  für  uns,  ein  paar  Namen  zu  nennen  und  sie  ganz  knapp 
zu  charakterisieren ,  damit  der  Leser  wenigstens  den  weiten 
Abstand  der  Auffassung  in  der  Literatur  der  50er  Jahre  von 
der  unseres  Winkelblech  erkennt  und  damit  das  Hoffnungslose  und 
absolut  Aussichtslose  seiner  Bestrebungen  und  derjenigen  seiner 
radikalen  Zunftgenossen  in  die  Augen  springt.  Es  sei  speziell 
für  die  positive  Gewerbeförderung,  die  sich  nicht  damit  begnügt, 
über  Zunftwesen  oder  Gewerbefreiheit  zu  reflektieren,  vor  allem 
■an  Ferdinand  Steinbeis,  Viktor  Aime  Huber  und  Schulze-Delitzsch 
erinnert.^)  Die  Bestrebungen  dieser  Männer,  namentlich  der 
beiden  letzteren,  sind  so  bekannt,  daß  sich  hier  eine  Würdigung 
von  selbst  erübrigt.  Das  Gleiche  gilt  von  den  beiden  Männern, 
die  neben  ihrem  allgemeinen  Eintreten  für  Gewerbefreiheit  und 
liberale  Gewerbepolitik  sich  vor  allem  um  die  erste  geschicht- 
liche Fundierung  unserer  48  er  Handwerkerbewegung  verdient 
gemacht  haben,  für  Viktor  Böhmert  und  Schäft'le.  Von  Böhmert 
kommen  vornehmlich  seine  „Briefe  zweier  Handwerker"  (1854) 
und  die  von  uns  oft  herangezogene  „Freiheit  der  Arbeit"  (1858) 
in  Betracht.  Dieses  Buch  hatte  Böhmert  den  Teilnehmern  des 
ersten    volkswirtschaftlichen    Kongresses    (1858)    überreicht"')     Er 


')  Stieda,  Befahigu.igsnachweis,  p.  27  ff.  —  Waentig,  a.a.O.  p.  26  ff. 

*)  Vgl.  auch  über  diese  drei  jetzt:  Waentig,  a.a.O.  p.  27  ff.  —  Über 
Steinbeis  vgl.  auch  Böhmert,  Freiheit  der  Arbeit,  p.    141. 

*)  Vgl.  auch  zum  Folgenden  vor  allem:  Ludolf  Grambow,  Die  deutsche 
Freihandelspartei  zur  Zeit  ihrer  Blüte,   1903,  p.  22  ff. 
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bewährt  sich  in  ihm  als  „einer  der  praktischsten,  überhaupt 
lebendigsten  Kenner  der  Gewerbepolitik",  wie  ihn  Röscher  mit 
Recht  genannt  hat.^)  Böhmert  entwirft  ein  buntscheckiges  Bild  von 
der  damaligen  Gewerbeverfassung  Deutschlands  und  sucht  nach- 
zuweisen, daß  das  alte  Zunftwesen  den  modernen  Anforderungen 
in  keiner  Weise  entspreche;  vor  allem  aber  bietet  er  historisch 
reizvolle  Partien,  namentlich  in  seiner  Schilderung  der  48  er 
Handwerkerbewegung  und  der  Arbeit  des  volkswirtschaftlichen 
Ausschusses  der  Paulskirche.  Wir  wiesen  schon  früher  darauf 
hin,  daß  er  zuerst  sich  die  Berichte  des  Ausschusses  an  die 
Nationalversammlung  für  die  Darstellung  der  Petitionenbewegung 
zunutze  gemacht  hat,  und  daß  ihm  alle  übrigen  hierin  folgten.  — 
Der  volkswirtschaftliche  Kongreß  hat  sich  seit  seiner  ersten 
Sitzung  wiederholt  mit  den  Fragen  der  Gewerbefreiheit  und  der- 
Freizügigkeit  beschäftigt  und  sich  immer  in  freiheitlichem  Sinne 
entschieden.  Er  ließ  sich  auch  nicht  irre  machen  durch  den 
Protest,  der  sich  gegen  seine  Beschlüsse  erhob,  namentlich  durch 
den  1860  in  Berlin  versammelten  preußischen  Handwerkertag,. 
der  noch  immer  in  jener  naiven  Art  der  biederen  Meister  die 
Gewerbefreiheit  für  ein  Kind  der  roten  Republik  erklärte.^)  — 
Ein  Jahr  nach  dem  Erscheinen  von  Böhmerts  Schrift  veröfientlichte 
Schäffle  in  dem  Organ  der  neuen  deutschen  Freihandelsschule, 
der  „Deutschen  Vierteljahrsschrift",  ^)  ebenfalls  Vorschläge  für 
eine  neue  freiheitliche  Gewerbeordnung.  Die  Abhandlung  ist  vor 
allem  um  deswillen  wertvoll,  weil  sie  ebenfalls  einen  historischen 
Rückblick  auf  die  48  er  Handwerkerbewegung  wirft  und  somit^ 
wie  Böhmert,  gleichsam  das  zehnjährige  Jubiläum  dieser  eigen- 
artigen Bewegung  mitfeiern  hilft.  Auch  geht  sie  auf  Winkelblechs 
Rolle  etwas  näher  ein  und  würdigt  vornehmlich,  was  die  anderen 
vor  ihm  und  nach  ihm  versäumt  haben,  seinen  Einfluß  auf  den 
Gesellen-  und  Arbeiterkongreß  zu  Frankfurt,  von  dem  wir  erst 
in  dem  folgenden  Kapitel  zu  reden  haben.  Mit  den  anderen 
Schriften  kann  ich  mich  hier  nicht  näher  befassen,  es  sei  nur  auf 
Beegs   Reformfrage    des    Gewerb wesens    (1860),    Plaths  Broschüre 


')  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland,  1874,  p.  1015. 

^)  Vgl.  Grambow,  a.  a.  O.  p.  24. 

^)  Deutsche  Vierteljahrschrift,  1859.  Heft  I,  p.  218  ff. :  Vorschläge  zu  einer 
gemeinsamen  Ordnung  der  Gewerbebefugnisse  und  Heimatrechlsverhältnisse  in. 
Deutschland  nach  den  Grundsätzen  der  Gewerbefreiheit  und  der  Freizügigkeit. 


Die  deutsche  Handwerkerbewegung  des  tollen  Jahres.  20^^ 

gegen  das  Zunftwesen  fiSöi)  und  auf  die  Schrift  des  Berliner 
Stadtrats  Risch :  die  Handwerksgesetzgebungen  Preußens  und  der 
größeren  Staaten  Deutschlands  (i86i)  verwiesen.  Stieda  hat 
diese  drei  Schriften  eingehend  charakterisiert.^)  Namentlich  die 
deutsche  Freihandelspartei  hat  sich  die  größten  Verdienste,  wie 
überhaupt  um  die  Einführung  freiheitlicher  Gesetze,  so  auch  um 
die  Gewerbefreiheit  erworben.  Sie  verstand  es  auch  schließlich, 
Beamtentum  und  Regierung  mit  dem  Gedanken  der  Gewerbe- 
freiheit zu  erfüllen.  Man  kann  sagen,-)  daß  mit  dem  Jahre  1860 
der  Umschwung  der  öffentlichen  Meinung  vollendet  war,  daß  der 
ökonomische  Liberalismus  und  Individualismus  herrschte.  Maschers 
bekanntes  gewerbehistorisches  Werk  vom  Jahre  1866  fügt  gleichsam 
den  Schlußstein  zu  dem  sozialen  Lehrgebäude  der  Gewerbefreiheit, 
und  wenige  Jahre  später  (1870)  erscheint  dann  Schmollers 
„Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe",  die  bereits  das  Nahen 
einer  neuen ,  mehr  historisch-sozialpolitischen  Auffassung  der 
Gewerbeverhältnisse  und  ihrer  gesetzlichen  Regelung  anbahnt. 
Und  bekanntlich  tritt  schon  seit  Anfang  der  60  er  Jahre  neben 
alle  diese  theoretischen  Strömungen  eine  freiheitliche  Gesetz- 
gebung in  den  einzelnen  Staaten,  bis  endlich  1S69  die  Gewerbe- 
ordnung für  den  Norddeutschen  Bund  die  Gewerbefreiheit 
statuiert.  Das  ist  ja  alles  bekannt  und  sollte  hier  dem  Leser  nur 
noch  einmal  in  die  Erinnerung  zurückgerufen  werden,  um  ihm 
zu  zeigen,  wie  die  Ideen  der  48  er  Handwerkerkongresse  und  mit 
ihnen  auch  die  eines  ihrer  bedeutendsten  Inspiratoren  und  Propa- 
gandisten, die  unseres  Winkelblech  (so  sehr  auch  seine  Ideen  sich 
von  denen  der  Meister  durch  ihre  Großzügigkeit  unterscheiden), 
abgesehen  von  den  geringen  früher  konstatierten  Erfolgen  in 
Preußen,  Hannover,  Bayern,  Frankfurt  und  Gotha,  schon  wenige 
Jahre  nach  den  Tagen  des  Völkerfrühlings  verweht  waren, 
da  die  Wissenschaft  und  die  öß'entliche  Meinung  sie  strikt  ab- 
lehnten. 

Die  freiheitliche  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  hat  aber 
nicht  hindern  können,  daß  auch  heute  noch  die  radikal- 
reaktionären Forderungen,  wie  der  Befähigungsnachweis,  zu  dem 
eisernen    Programm    gewisser    Handwerkerkreise    gehören.      Die 


')  Befähigungsnachweis,   p.  29 — 33. 
^)  ^'s'-  Wa entig,  a.  a.  O.  p.  31. 
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Wissenschaft  hat  längst  mit  ihnen  abgerechnet  und  würdigt  sie 
kaum  noch  einer  Diskussion.  Nur  wenige  konscrvativ-antisemitisch- 
mittelstandspohtische  und  kathohsch-sozialreformerische  Kreise 
machen  sie  sich  noch  heute  mehr  oder  weniger  zu  eigen.  Eine 
Schrift,  die  auf  wissenschaftlichen  Wert  Anspruch  machen  und 
doch  für  diese  alten  Forderungen  noch  eintreten  würde,  dürfte 
sich  höchstens  den  Ruf  einer  wissenschaftlichen  Kuriosität  zu- 
ziehen. 

Diese  knappe  Übersicht  über  die  literarische  Bewegung  und 
die  Entwicklung  der  öft'entlichen  Meinung  bezüglich  der  Gewerbe- 
freiheit in  den  50er  und  60  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
hat  uns  gezeigt,  wie  ephemer  der  Einfluß  der  ganzen  Handwerker- 
bewegung gewesen  ist.  Sie  war  neben  der  weniger  bedeutenden 
Arbeiterbewegung  des  Jahres  1848,  von  der  wir  sogleich  im 
nächsten  Kapitel  reden  wollen,  die  einzige  wirtschaftliche 
Bewegung  dieses  Jahres.  Sie  war  die  einzige,  nach  einem  großen 
gesetzgeberischen  Ziel  strebende,  wirtschaftUche  Massenbewegung, 
der  sich  ein  Winkelblech  anschließen  mußte,  wollte  er  mehr  sein 
als  ein  bloßer  Verfassungspolitiker,  dessen  „konstitutionelle  Ge- 
mütsergötzlichkeiten"  er  ja  verachtete,  wollte  er  seine  Überzeugung 
von  der  Priorität  der  sozialen  Reformen  vor  den  politischen  auch 
in  der  rauhen  Welt  der  Wirklichkeiten  erhärten.  Nur  die  Hand- 
werkerbewegung gab  ihm  die  Möglichkeit  zu  einem  solchen  öffent- 
lichen \\'irken  weit  über  die  Grenzen  seines  engeren  Vaterlandes 
hinaus ;  denn  im  Handwerkertume  sah  er  die  Kerntruppe  des 
Mittelstandes,  und  um  sie  herum  wollte  er  alle  die  produktiv 
arbeitenden  Klassen  scharen,  um  sie  unter  der  Fahne  des  Föde- 
ralismus zum  Kampf  und  zum  Sieg  zu  führen.  Sein  Ziel  war 
aber,  entwicklungsgeschichtlich  gesprochen,  durch  und  durch  wirt- 
schaftlich-reaktionär. Das  wird  ganz  deutlich,  wenn  man  sein 
Streben  und  seine  Theorie  mit  der  Auffassung  eines  größeren 
vergleicht,  dem  es  beschieden  sein  sollte,  den  maßgebenden  Ein- 
fluß auf  die  deutsche  Arbeiterschaft  zu  erringen,  den  ja  auch  unser 
Winkelblech,  wenn  auch  in  ganz  anderem  Sinne,  erstrebt  hatte, 
wie  wir  gleich  sehen  werden:  ich  meine  Karl  Marx.  Marx  hat 
schon  im  kommunistischen  Manifest  dem  Handwerkerstande  eine 
überaus  düstere  Entwicldungsprognose  gestellt  und  im  i.  Bande 
seines  „Kapital"  im  Jahre  1867,  also  zwei  Jahre  nach  Winkelblechs 
Tod,    uns  wieder  den  aussichtslosen  Kampf  der  Handwerker  ge- 
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schildert')     Er  faßte  den  Kapitalismus    als    eine  naturnotwendige 
Übergangserscheinung    zwischen  Feudalismus    und  Kommunismus 
auf.     Sein  ganzes  Lehrgebäude  war,  wie  wir  ja  schon  im  i.  Bande 
dargelegt  haben,  vom  Prinzip  der  mechanischen  Kausalität  durch- 
drungen.    Ganz  anders  Winkelblech.    Er  ist  teleologisch  orientiert 
und    glaubt,    den    Kapitalismus,    dessen    verhängnisvolle    Begleit- 
erscheinungen und  Kinderkrankheiten  ihm  ans  Herz  greifen,  künst- 
lich zurückschrauben,    durch    eine    neue    große  Zunftordnung  und 
Schaffung    einer    Geschäftsgrenze    seiner    schädlichen    Wirkungen 
entkleiden  zu  können.     Er  meinte,  dazu  bedürfe  es  nur  eines  wirt- 
schaftlichen   Systems,    das    einen    großen    Mittelstand    zu    schaffen 
empfahl,  und  der  Propagierung  desselben,    die  er  ja  selbst,    wenn 
auch    nur    in    der    kurzen    Zeitspanne    eines    Jahres,    betrieb.     Es 
bleibt    ein    tragisches    Verhängnis,    daß    ein    so    groß    angelegtes 
System    wie  der  Marlosche  Föderalismus  nur  von    den  Vertretern 
einer  reaktionären  Weltanschauung,  nämlich  von  dem  Handwerker- 
und zum  Teil  auch  von  dem  Gesellentume  und  von  diesem  auch 
nur,  insoweit  es  noch  kleinbürgerlich-patriarchalisch,  nicht  modern 
proletarisch  dachte,  akzeptiert  worden  ist.    Es  ist,  wie  schon  früher 
bemerkt,    auch    ein  Verhängnis    für   Winkelblechs  Würdigung    als 
Sozialphilosophen  und  Sozialökonomen  geworden,  daß  die  Literatur 
unserer  Wissenschaft  ihn  fast  immer,  nur  von  wenigen  Ausnahmen, 
wie  Röscher,  Schäffle  und  Adolf  Wagner  abgesehen,  in  Verbindung 
gebracht  hat  mit  der  Handwerkerbewegung  des  Jahres  1848,  mit 
einer  reaktionären,  von  Wunderlichkeiten  und  Phrasendreschertum 
nicht  freien  Bewegung,  über  deren  Tendenzen  man  längst  achsel- 
zuckend   zur  Tagesordnung  übergegangen  war.     Als  Winkelblech 
1859  die  letzte  Lieferung  seines  Werkes    über   „Die  Organisation 
der  Arbeit"  erscheinen   ließ,    war    im  wesentlichen    in    der  öffent- 
lichen    Meinung      der    Umschwung     zugunsten      der     Gewerbe- 
freiheit vollzogen,  wie  wir  vorhin  zeigten.    Als  er  1865   die  Augen 
schloß,  nachdem  ihn  die  letzten  müden  Jahre  seines  Lebens  kaum 
noch   zum  Ausbau  seines  Werkes  kommen  ließen,    hatte    die  Ge- 
setzgebung bereits  in  manchen  Staaten  mit  dem  Zünftlertum  auf- 
geräumt.    Er  war  längst  vergessen.     Entscheidende  Wirkung  hat 
er,  wie  wir  später  sehen  werden,  nur  auf  einige  katholisch-soziale 
Reformer  wie  Moufang  ausgeübt.  Neben  dem  Feinde  der  Gewerbe- 


^)  Vgl.  auch   Waentig,  a.  a.  O.  p.  56. 
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freiheit  und  der  freien  Konkurrenz,  der  vom  aufblühenden  Liberalis- 
mus keiner  Beachtung  mehr  gewürdigt  wurde,  war  auch  der  origi- 
nelle Rechts-  und  Sozialphilosoph,  der  bedeutende  Dogmenhistoriker 
und  der  schöpferische  sozialistische  Denker  vergessen.  Es  ist  eine 
bittere  Tragik,  daß  der  Mann,  der  nach  Adolph  Wagners  Urteil 
neben  Dunoyer  wohl  die  treffendste  und  zersetzendste  Kritik  an 
den  abstrakten  Freiheitsdogmen  des  Liberalismus  geübt  hat,  die 
Bedeutung  und  politische  Wirksamkeit  gerade  dieses  Systems  so 
sehr  unterschätzte,  daß  er,  der  meinte,  mit  dem  Föderalismus  den 
Liberalismus  leicht  bezwingen  zu  können,  noch  die  immer  mächtiger 
vordringende  Herrschaft  des  ökonomischen  Prinzips  des  Liberalis- 
mus in  Deutschland  beobachten  konnte,  während  er  selbst  von 
der  ökonomischen  Doktrin,  die  er  so  sehr  haßte,  tot  geschwiegen 
wurde.  Für  seine  politischen  Ideen  war  das  Jahrzehnt  der  50  er 
Jahre  nicht  aufnahmefähig,  da  die  reaktionäre  Macht  allen  Demo- 
kratismus erstickte.  Sein  wirtschaftlicher  Föderalismus  wurde  zur 
Einflußlosigkeit  verdammt,  da  die  50  er  Jahre  von  den  freiheit- 
lichen Ideen  des  Liberalismus  erfüllt  waren.  Winkelblech  verstand 
seine  Zeit  nicht  mehr,  und  sie  verstand  ihn  nicht  mehr.  Wir 
haben  schon  im  i.  Bande  erzählt,  wie  er  unter  diesen  Umständen, 
nachdem  auch  der  hessische  Landtag  ihm  keine  Befriedigung  mehr 
gewähren  konnte,  sich  ganz  in  seine  Studierstube  zurückzog,  um 
nur  noch  seinem  Werke  zu  leben. 

Bevor  wir  diese  stillen  Jahre  rastloser  Arbeit  in  den  50  er 
Jahren  und  ihren  schrillen  Abschluß  durch  Toutons  Tod  und 
durch  Winkelblechs  schwere  geistige  Erkrankung  zu  schildern 
versuchen,  müssen  wir  uns  noch  einmal  in  das  bunte  Treiben 
des  Jahres  1848  wagen;  es  gilt  noch  Winkelblechs  Rolle  in  der 
Gesellen-  respektive  Arbeiterbewegung  Südwestdeutschlands  zu 
würdieen. 
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Die    deutsche  Arbeiterbewegung   des   tollen  Jahres. 
Winkelblech  und  Stephan  Born. 

1848— 1849. 

Tage  des  Februar,  Tage  des  Märzen, 
Waren  es  nicht  Proletarierherzen, 
Die  voll  Hoffnung  zuerst  erwacht? 

Diese  Verse  Herweghs  hat  Eduard  Bernstein  dem  ersten 
Kapitel  seiner  „Geschichte  der  Berliner  Arbeiterbewegung"  vor- 
gesetzt.^) Er  beantwortet  aber  die  Frage  des  Dichters  recht 
skeptisch  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  von  allen  großen  Haupt- 
städten des  nichtrussischen  Europa  Berlin  diejenige  gewesen  sei, 
auf  die  Herweghs  V\"ort  von  den  erwachten  Proletarierherzen  am 
wenigsten  zutrefte.  Man  darf  getrost  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  wird  sagen  können,  daß  die  Revolution  von  1848  im  wesent- 
lichen nicht  als  eine  Revolution  des  vierten  oder  gar  fünften 
Standes,  des  Proletariats,  aufgefaßt  werden  kann.  Gewiß  (wir 
haben  das  ja  schon  im  vorigen  Kapitel  hervorgehoben),  man  darf 
nicht  die  wirtschaftliche  Bewegung  der  Jahre  1848/49  unterschätzen 
oder  gar  leugnen.  Mit  Recht  macht  Oelsner  -)  darauf  aufmerksam, 
daß  die  Beschäftigung  mit  wirtschaftlichen  Fragen  den  Deutschen 
des  Jahres  1848  keineswegs  fremd  und  neu  gewesen  sei,  und  daß 
die  traurige  1  materiellen  Verhältnisse  bereits  zu  gewalttätigen 
Ausbrüchen  geführt  hätten.  Aber  die  wirtschaftliche  Bewegung 
tritt  hinter  die  politische  jener  stürmischen  Tage  weit  zurück, 
und  die  Arbeiterbewegung  des  Jahres  1848,  zu  deren  Geschichte 
wir  in  diesem  Kapitel  einen  kleinen  Beitrag  liefern  möchten,  ist 
weniger  bedeutend,  als  die  Handwerkerbewegung,  von  der  wir 
im  vorigen  Kapitel  so  eingehend  gesprochen  haben.  Die  Vor- 
bedingung für  eine  selbständige  Arbeiterbewegung  und  eine 
Arbeitertheorie,    d.    h.    eine    radikale    sozialistisch-kommunistische 


')  Vom  Jahre  1848  bis  zum  Erlaß  des  Sozialistengesetzes   1907,  p.  i. 
^)  Die     wirtschafts-    und    sozialpolitischen    Verhandlungen    des    Frankfurter 
Parlaments.     Preuß.  Jahrbücher  Bd.  87,   1897,  p.  82. 
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Reformtheorie,  bildet  das  Vorhandensein  eines  proletarischen 
Massenelends.  Diese  Vorbedingung  war  gewiß  auch  in  Deutsch- 
land erfüllt,  namentlich  galt  sie  für  jene  Gegenden,  in  denen 
die  Großindustrie  bereits  heimisch  geworden  war,  so  in  Rhein- 
land-Westfalen, in  Sachsen  und  Schlesien.  Sie  entsteht  mit  der 
„industriellen  Revolution",  mit  dem  Eindringen  des  Kapitalismus 
in  das  deutsche  Wirtschaftsleben,  zwei  Momente,  von  denen  wir 
ja  schon  im  i.  Bande  gesprochen  haben,  als  wir  versuchten, 
Winkelblechs  Föderalismus  aus  der  Beobachtung  der  „Kinder- 
krankheiten" des  Kapitalismus  zu  erklären.  Aber  Deutschland 
unterscheidet  sich  1848  noch  bedeutend  von  den  beiden  Ländern,, 
in  die  der  Kapitalismus  schon  seit  Jahrzehnten  siegreich  einge- 
drungen und  in  denen  der  große  welthistorische  Kampf  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  längst  entbrannt  war,  von  England  und  Frank- 
reich. In  diesen  Ländern  hatte  bereits  eine  radikale  Reform- 
bewegung sowohl  in  der  Theorie  wie  in  der  praktischen  Agitation 
eingesetzt,  in  diesen  Ländern  nahm  längst  das  Proletariat  an 
revolutionären  Erhebungen  selbständig  teil.  England  hatte  seine 
Chartistenkämpfe  und  die  Agitation  eines  Owen  gesehen,  in 
Frankreich  kämpfte  das  Proletariat  seit  1789  auf  den  Barrikaden 
der  hauptstädtischen  Revolution,  und  rege  wurden  dort  längst 
kommunistische  Theorien  verfochten.  Namentlich  durch  das 
Buch  Lorenz  von  Steins  und  durch  Grüns  etwas  feuilletonistische, 
aber  elegante  und  feinsinnige  Einführung  in  den  französischen 
Sozialismus  und  Kommunismus  hat  ja  Winkelblech,  wie  wir 
glaubten,  mit  Recht  annehmen  zu  können,  Kenntnis  von  den 
französischen  Zuständen  erhalten.  Und  über  England  hatte  ihn 
Engels'  noch  heute  in  seiner  Art  klassisches  Werk  über  „Die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  England"  (1845)  unterrichtet.  Alles 
dies  ist  dem  Leser  bekannt.  Wir  wollen  hier  nur  feststellen,  daß 
Deutschland  1848,  wie  in  der  Entwicklung  des  Kapitalismus,  so 
auch  folgerichtig  in  der  Organisation  des  Proletariats  hinter  älteren 
und  vorgeschritteneren  Kulturstaaten  zurücksteht.  Aber  auch  für 
diese  Staaten,  besonders  für  Frankreich,  darf  man  die  Bedeutung 
einer  selbständigen  Arbeiterbewegung  nicht  überschätzen.  Gewiß 
nehmen  die  französischen  Arbeiter  seit  1789  an  allen  politischen 
Umwälzungen  teil,  aber  sie  waren  doch  noch  selbst  in  den 
vierziger  Jahren,  als  Marx  in  Frankreich  an  der  Quelle  studierte, 
weit  entfernt  von  einer  rein  proletarischen  Bewegung;  wie  Elsbeth 
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Cohn  es  treffend  ausgedrückt  hat^):  „Sie  stiegen  zwar  auf  die 
Bamkade,  aber  fast  ausschließlich  für  die  Ideale  der  „Bourgeoisie"." 
Und  diese  mehr  kleinbürgerlich-proletarische  Bewegung  schließt 
tatsächlich  auch  für  Frankreich  erst  mit  der  blutigen  Unterwerfung 
des  Kommuneaufstandes  ab;  erst  seit  etwa  Mitte  der  siebziger 
Jahre,  als  eine  Reihe  der  Kommuneflüchtlinge  nach  Frankreich 
zurückkehrte,  kann  man  von  einer  politisch-proletarischen  Arbeiter- 
bewegung Frankreichs  sprechen.  -)  In  Deutschland  nimmt  die 
Arbeiterschaft  lebhaften  Anteil  an  der  Revolution  von  1848,  aber  sie 
kämptt  im  wesentlichen  unter  der  Führung  der  radikalen  Bour- 
geoisie, und  das  wird  auch  durchaus  verständlich,  wenn  man  sich 
vergegenwärtigt,  wie  damals  die  Klassengegensätze  noch  weniger 
hervortraten.  Einer  der  Hauptführer  der  norddeutschen  Arbeiter- 
bewegung, auf  den  wir  noch  eingehend  zu  sprechen  kommen, 
Stephan  Born,  meint  in  seinen  Erinnerungen  ^) :  daß  es,  wenn 
man  wenige  Gewerbe  wie  das  der  Maschinenbauer,  der  Buch- 
drucker und  einige  andere  ausnehme,  wohl  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  gab,  daß  der  Meister  in  der  Regel  aber  nichts 
anderes  war  als  ein  ehemaliger  Geselle.  Es  seien  mehr  zwei 
Altersstufen,  als  zwei  Klassen.  Und  auch  Erich  Marcks  macht 
darauf  aufmerksam,*)  daß  die  wirtschaftliche  Bewegung  in  Deutsch- 
land noch  nicht  soweit  gediehen  war,  um  die  Arbeiter  als  solche 
in  die  erste  Reihe  zu  rücken.  Die  Bourgeoisie  hat  sich  nur  der 
Arbeiterklasse  bedient,  um  ihre  Ideale  1848  zu  verwirklichen. 
Bernstein  meint,  ^)  daß  von  den  Märzgefallenen  in  Berlin  über 
88 — 90^/0  aus  Gesellen  und  Arbeitern  bestanden  hätten,  aber  sie 
hätten  docl:  unter  der  Flagge  der  Bourgeoisie  gegen  den  Ab- 
solutismus und  den  Feudalismus  gekämpft.  Hätte  das  Bürgertum 
es  verstanden,  die  Arbeiterklasse  damals  noch  vdel  energischer  an 
sich  zu  fesseln,  so  würde  man  auf  Jahre  hinaus  nichts  von  einer 
proletarischen  Arbeiterbewegung  gehört  haben.  Es  ist  nicht  so 
unrichtig,    wenn    Mehring    in    seiner    gewiß    mit  Vorsicht  zu  ge- 


^)Elsbeth  Cohn,  Die  politische  Arbeiterbewegung  Frankreichs  in  den 
letzten  Jahren,  „Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik"  Band  23,  1906, 
P-  575- 

2j    ib.    p.   578  f. 

^)  Stephan  Born,  Erinnerungen  eines  Achtundvierzigers-,   1898,  p.  136  ff. 
*)  Erich  Marcks,   1848.    Velhagen  &  Klasings  Monatshefte,   1S97/8,  p.  108. 
^)  Bernstein,   a.  a.  O.   I,   p.  12. 
Biermann,  K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  II.  I4 


2JO  Kapitel  II. 

nießenden  Geschichte  der  deutschen  Sozialdemokratie  ^)  behauptet, 
bei  einiger  Courage  der  Bourgeoisie  hätte  sie  das  ganze  Proletariat 
hinter  sich    gehabt.     Aber   gerade   aus  Angst  vor  dem  Proletariat 
habe  die  Bourgeoisie  die  Flagge  vor  der  Krone  und  den  Junkern 
gestrichen     und     dadurch    das    Klassenbewußtsein    der    Arbeiter 
schärfer   herausgetrieben,    als  es    sich    nach  der   historischen  Lage 
der  Dinge  damals  schon  aus  natürlicher  Wurzel  entwickelt  haben 
würde.     Wenn  wir   bei    dem  Ausdruck  Mehrings   bleiben    wollen, 
so    ließ    die    historische    Lage    der    Dinge    den    Arbeiter    damals 
zwischen  zwei  Extremen  hin-  und  herschwanken,  nämlich  zwischen 
reaktionär-zünftlerischen  Forderungen,  die  der  Geselle  teils  gegen, 
teils  mit  seinem  Meister  durchsetzen  wollte  fso  in  den  mehr  klein- 
gewerblichen Gegenden,    daher  die  Verbreitung  des  Winkelblech- 
schen  Föderalismus  in  Südwestdeutschland),  auf  der  einen  und  prole- 
tarischem Radikalismus  auf  der  anderen  Seite.     Dieser  galt  für  die 
vorgeschrittenen  Fabrikarbeiter,    die   nicht  mehr  handwerksmäßig 
empfanden.     Wir    werden    später    sehen,    und   das    ist    ungemein 
lehrreich,    wie    selbst    die  Beschlüsse    des   vorgeschrittensten    radi- 
kalen  Flügels    der    damaligen  Arbeiterwelt    doch    noch    die   Eier- 
schalen reaktionärer,  kleinbürgerlich-zünftlerischer  Forderungen  an 
sich    tragen,    aber  dennoch    ist  der  Unterschied  gar  nicht  zu  ver- 
kennen.    Gewiß    kämpfen  auch  diese  radikalen  Arbeiter  zunächst 
in  Angliederung  an  die  bürgerlichen  Aktionsgruppen,-)  und  selbst 
die  bewußt  kommunistischen  Arbeiterführer  gehen  zunächst  ganz 
in  dem  Strome  der  demokratischen  bürgerlichen  Revolution  unter 
(das  läßt  sich  besonders  deutlich  für  Berlin  nachweisen,    wo   aber 
Bourgeoisie  und  Arbeiterschaft  sich  bald  trennten  und  schließlich  die 
Bürgerwehr  gegen  letztere  einschreiten  mußte).    Aber  bald  kommt 
die    radikale    Arbeiterschaft    zur    Auffassung    ihrer    eigenen,    selb- 
ständigen Bedeutung   im  Zeitalter  des  Kapitalismus,    und  es  fehlt 
ihr    nicht  an  Bemühungen,    eine   selbständige  Standesorganisation 
zu    Schäften.     Als  die    bürgerliche  Revolution  die  Waff'en    streckt, 
hat    die    Arbeiterschaft    noch    lange    die    Fahne    einer    radikalen 
sozialen  Reform  hochgehalten;  „je  mehr  die  bürgerliche  Revolution 
versandete,  um  so  revolutionärer  wurde  die  Arbeiterklasse".  ^) 


1)  Fr.  Mehring,  Geschichte  der  deutschen  Sozialdemokratie,  I,  1897,  p.  351. 
^)  Zum  Folgenden  vgl.  Marcks,  a.  a.  O.  p.  108. 
^)  Mehring,  a.  a.  O.  p.  351. 
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Deutlich  lassen  sich  diese  zwei  Strömungen  innerhalb  der 
deutschen  Arbeiterschaft,  die  mehr  kleinbürgerlich-zünftlerische  und 
die  mehr  kapitalistisch-proletarische,  voneinander  scheiden.  Die 
Wortführer  dieser  beiden  Strömungen  sind  Winkelblech  und 
Stephan  Born.  Wollen  wir  den  Kampf  zwischen  diesen  beiden 
Männern  deutlich  verstehen  lernen,  so  müssen  wir  uns  vergegen- 
wärtigen, welchen  Einflüssen  sie  unterlagen,  namentlich,  welche 
theoretischen  Ideen  auf  sie  eingewirkt  haben.  Seit  1848  vollzieht 
sich  die  Trennung  des  vierten  Standes  von  der  Bourgeosie.  Der 
fortgeschrittene  Teil  der  Arbeiterschaft  sieht  ein,  daß  er  mit  dem 
Handwerk  und  seinen  Idealen  nur  wenig  noch  zu  tun  hat,  aber 
diese  Erkenntnis  findet  zunächst  nur  vorwiegend  in  den  groß- 
industriellen  Revieren  und  im  politisch  vorgeschrittenen  Norden 
.seinen  Ausdruck.  Aus  den  Rheinlanden  stammt  der  wissen- 
schaftliche Kommunismus,  das  zukünftige  Evangelium  der  deutschen 
Arbeiterpartei,  die  Lehre  Karl  Marx' ;  aber  noch  bevor  er  aktiv 
in  die  Organisation  der  Arbeiter  eingreifen  konnte,  hat  der  von 
ihm  gewiß  beeinflußte,  aber  doch  in  manchen  Dingen  selbständige 
Stephan  Born  die  erste  Arbeiterorganisation  in  Deutschland  ge- 
schaffen. In  Mittel-  und  Süddeutschland,  vor  allem  in  den  klein- 
gewerblichen Gebieten ,  so  auch  in  Kurhessen ,  das  durch  das 
kurfürstliche  Regime  angstvoll  vor  der  Industrie  bewahrt  wurde 
bleibt  der  Zusammenhang  der  Arbeiterschaft  mit  dem  Handwerk 
noch  lange  bestehen.  Hier  ist  zunächst  keine  fortschrittliche,  radi- 
kal-kommunistische Theorie  von  Einfluß  auf  die  Arbeiter,  sondern 
vielmehr  eine  Lehre,  die  Meister  und  Gesellen  verbinden  möchte 
gegen  den  Kapitalismus ,  gegen  die  Großindustrie ,  gegen  den 
Geldadel.  Gewiß,  der  Arbeitergeselle,  (das  ersahen  wir  ja  schon 
aus  der  Sezession  der  Gesellen  auf  dem  Frankfurter  Handwerker- 
kongreß), stellt  auch  hier  Forderungen  auf,  die  denen  seiner 
Meister  entgegengesetzt  sind,  aber  er  vereinigt  sich  wieder  mit 
ihnen  auf  dem  Boden  einer  zünftlerischen ,  nur  mit  einigen 
modernen  sozialistischen  Phrasen  ausgeschmückten  Organisation 
der  Arbeit.  ^^'elcher  Bewegung  der  endliche  Sieg  gehören 
mußte,  kann  uns  nicht  zweifelhaft  sein.  Eine  gewaltige  wirt- 
schaftliche Umwälzung,  wie  jene,  die  mit  dem  Eindringen  des 
Kapitalismus  verbunden  war,  läßt  sich  nicht  durch  künstliche 
Maßregeln  hemmen.  Dem  Kapitalismus  gehörte  die  Zukunft, 
somit    auch    der   Arbeiterdoktrin,    die    seine    Existenzberechtigung 

14* 
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al?  historische  Übergangsstufe  an  sich  anerkannte  und  ihn  durcb 
ihn  selbst  überwinden  wollte,  d.  h.  den  Marxismus,  als  dessen 
Vorläufer  in  dieser  Beziehung  Stephan  Born  auftritt.  Die  klein- 
bürgerlich -  föderalistische  Organisation  der  Arbeiterwelt ,  die 
Winkelblech  erstrebte,  mußte  bald  an  der  Macht  der  Tatsachen,, 
an  dem  mehr  und  mehr  siegreich  vordringenden  Kapitalismus 
zerschellen.  Wollen  wir  die  tragische  Rolle  \\'inkelblechs,  die 
darin  besteht,  daß  er  auch  hier  auf  der  Seite  der  Unterliegenden, 
auf  der  Seite  des  Rückschritts  steht,  wirklich  verstehen,  wollen 
wir  seine,  wenn  auch  nur  ephemere  Bedeutung  für  die  erste 
moderne  Arbeiterbewegung  Deutschlands  unbefangen  würdigen, 
so  müssen  wir  jene  vorhin  skizzierten  Strömungen  der  Arbeiter- 
schaft genauer  charakterisieren  und  ihre  Gegensätze  hervorheben, 
um  aus  ihnen  den  tatsächlichen  Konflikt ,  der  zwischen  ihnen 
eintreten  mußte,  abzuleiten.  Wir  tun  daher  am  besten,  wenn  wir 
die  norddeutsche,  speziell  die  Berliner  Arbeiterbewegung  mit  den 
Bestrebungen  Stephan  Borns  und  die  mittel-  und  südwestdeutsche 
Arbeiterbewegung,  als  deren  Kulminationspunkt  der  Frankfurter 
Arbeiterkongreß  unter  Winkelblechs  Leitung  anzusehen  ist,  scharf 
voneinander  trennen. 

Es  ist  das  große  Verdienst  Georg  Adlers,  die  erste  deutsche 
Arbeiterbewegung  und  die  auf  sie  einwirkenden  sozialen  Theorien 
eingehend  und  möglichst  an  der  Hand  der  Originalquellen  dar- 
gestellt zu  haben. ")  Wir  vermögen  immerhin  eine,  wenn  auch 
nur  bescheidene,  Ergänzung  zu  diesem  vortrefflichen  Werke  zu 
liefern,  das  in  den  letztern  Jahren  ja  mannigfach,  so  durch 
St.  Borns  Lebenserinnerungen  und  jetzt  wieder  durch  Bernsteins 
Geschichte  der  Berliner  Arbeiterbewegung  ergänzt  worden  ist. 
Einmal  sind  wir  in  der  Lage,  die  erste  Arbeiterzeitschrift,  die 
Born  herausgab  und  nach  seinem  eigenen  Geständnis  fast  allein 
schrieb,  nämlich  das  „Volk",  in  seinem  vollen  Umfange  für 
die  Darstellung  heranzuziehen  und  zu  verwerten,  während  weder 
Adler  noch  Born  selbst  ein  Exemplar  dieser  sehr  selten  gewordenen 
Zeitschrift  auftreiben  konnten  und  sowohl  Mehring  wie  Bernstein 
nur  wenige  Zitate  daraus  veröffentlichen.     Sodann  schildern  Adler, 


')  Georg  Adler,  Die  Geschichte  der  ersten  Sozialpolitischen  Arbeiter- 
bewegung in  Deutschland  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  einwirkenden  Theorien^ 
1885. 
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IMehring  und  Bernstein  nur  ganz  flüchtig  die  Beschlüsse  der  ersten 
deutschen  Arbeiterkongresse  des  Jahres  1848,  während  wir  auf 
'Grund  der  Originalexemplare,  der  Beschlüsse  und  Denkschriften 
aus  jener  Zeit,  ausführlicher  darzutun  vermögen,  was  die  Arbeiter 
damals  Avollten  und  erstrebten.  Das  zur  Rechtfertigung,  warum 
wir  im  Folgenden  etwas  ausführlicher,  als  es  an  sich  für  die 
Beleuchtung  der  Stellung  Winkelblechs  in  den  Kämpfen  jener 
Tage  notwendig  sein  würde,  auf  die  Arbeiterbewegung  von  1848 
•eingehen. 

Wir  überschlagen  hier  die  Geschichte  der  deutschen  Arbeiter- 
bewegung vor  1848,  auch  darüber  hat  uns  Georg  Adler  trefflich 
unterrichtet.  Er  hat  uns  von  den  Zeitungen  jener  Zeit,  von  der 
^,Trierischen  Zeitung",  dem  „Weserdampfboot",  er  hat  uns  von 
den  Weberunruhen  des  Jahres  1844  und  den  Breslauer  und 
Prager  Revolten  berichtet  und  endlich  eingehend  die  Geschichte 
der  kommunistischen  Bewegung  in  den  Rheinlanden  erzählt. 
Auch  die  Führer  und  Theoretiker  der  vormärzlichen  Arbeiter- 
bewegung, Engels,  Karl  Grün,  Grieb,  Julius  Fröbel,  Wilhelm  Marr, 
Jellinek  und  manche  andere  mehr  werden  mit  großer  Literatur- 
Icenntnis  dargestellt.  Zudem  schildert  er,  wie  schon  in  den 
Jahren  1845 — 48  mit  der  Zunahme  der  sozialistischen  Literatur 
das  Vereinsvvesen  der  Arbeiter  großen  Aufschwung  nimmt.  Wir 
haben  im  i.  Bande  einen  solchen  Arbeiterverein  in  Kassel  kennen 
gelernt,  als  wir  Winkelblechs  öffentliches  Wirken  während  der 
kurhessischen  Revolution  schilderten.  Wir  wollen  hier  nur  noch 
daran  erinnern,  daß  1848  schon  jenes  welthistorische  Dokument 
vorlag,  das  zuerst  in  klassischer  Form  die  neuen  revolutionären, 
kommunistischen  Ideen  predigte,  denen  später  die  Zukunft  gehören 
sollte.  Das  von  Marx  und  Engels  gemeinsam  verfaßte  Manifest 
der  kommunistischen  Partei  war  bereits  veröffentlicht,  und  wir 
müssen  hier  ausdrücklich  darauf  hinweisen,  daß  namentlich  der 
Führer  der  norddeutschen  Arbeiterbewegung,  Stephan  Born, 
seinen  Inhalt  bereits  in  sich  aufgenommen  und,  wie  er  uns  in 
seinen  „Erinnerungen  eines  48ers"  anschaulich  und  jenen  großen 
Männern  gegenüber  durchaus  nicht  unkritisch  erzählt  hat,  selber 
auf  seinen  Reisen  nach  Brüssel  und  Paris  mit  Marx  und  Engels 
verkehrt  hatte.  Wir  können  hier  nicht  schildern,  wie  Marx  selbst 
mit  Engels  und  anderen  Getreuen  nach  Köln  geht,  um  als 
Redakteur  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung",  einstweilen  im  Bunde 
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mit  der  radikalen  Bourgeoisie,  gegen  die  Regierung  zu  kämpfen,, 
sondern  unsere  Erzählung  betrifft  allein  diejenigen  Arbeiter- 
bewegungen, welche  zunächst,  wenn  auch  in  Norddeutschland 
durch  marxistische  Ideen  beeinflußt,  unabhängig  vom  Kom-^ 
munistenbunde  sich  entwickelten.  Das  ist  die  norddeutsche, 
speziell  Berliner  Arbeiterbewegung  unter  Stephan  Born  und  die 
süddeutsche,  föderalistische  Bewegung  unter  Winkelblech. 


I.     Die    norddeutsche,    speziell    Berliner    Arbeiterbewegung 

unter   Stephan    Born.      Das    „Volk",    der    Berliner   Arbeiter- 

kongre§  und  die  „Arbeiterverbrüderung". 

Bereits  im  Jahre  1844  wurde  in  Berlin  der  erste  ausschließe 
liehe  Arbeiterverein  innerhalb  Deutschlands,  wenn  man  von  Unter- 
stützungskassenvereinen absieht,  gegründet,  nämlich  der  Berliner 
Gesellenverein,  der  schon  nach  wenigen  Monaten  mehrere  hundert 
Mitglieder  zählte.  ^)  Neben  diesem  Gesellenverein  fanden  sich 
damals  radikale  Gelehrte  und  Schriftsteller  mit  politisch  geweckten 
Handwerkern  und  Arbeitern  im  sogenannten  „Handwerkerverein" 
zusammen,  dessen  Eigenart  uns  Stephan  Born  in  seinen  Lebens- 
erinnerungen eingehend  geschildert  hat.  Er  bezeichnet  den  „Hand- 
werkerverein" ^)  als  eine  Bildungsstätte  für  heranwachsende  Revo- 
lutionäre nicht  bloß  des  Arbeiterstandes,  sondern  aller  Berliner 
Gesellschaftskreise  und  gibt  uns  eine  anschauliche  Beschreibung 
der  Persönhchkeiten,  die  damals  dort  regelmäßig  zusammenzu- 
kommen pflegten.  Stephan  Born,  der  vor  seinem  ersten  Berliner 
Aufenthalte,  wie  schon  erwähnt.  Reisen  nach  Brüssel  und  Paris 
gemacht  hatte,  um  mit  den  Größen  des  Kommunistenbundes 
persönlich  Rücksprache  zu  nehmen,  unternahm  es,  nach  Berlin 
zurückgekehrt,  energisch  die  Arbeiterschaft  zu  organisieren.  Er 
fand  ^)  die  Elemente  zu  einer  Arbeiterpartei  zumeist  in  den  Ge- 
nossenschaften vor,  die  in  einem  und  demselben  Gewerbe  einer 
Kranken-,  Invaliden-,  Witwen-  oder  einer  Unterstützungskasse  für 
die  reisenden  „Kollegen"  angehörten.  Er  hat  uns  geschildert,  wie 
sein  Ziel  —  und  hierin  hält  er  sich  selbst  für  einen  Marxisten  — 
darauf  hinausging,    die  Anstrengungen    des    liberalen  Bürgertums 

1)  Vgl.  zum  Folgenden:  G.  Adler,  a.  a.  O.  p.  109  ff.,   126  ff. 

^)  a.  a.  O.  p.  23.  —  Bernstein,  a.  a.  O.  p.  2. 

')  Vgl.  auch  zum  Folgenden:   St.  Born,  a.  a.  ü.  p.  120 ff. 
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und  dessen  Bemühungen  um  eine  in  Deutschland  erst  zu  schaffende 
Herrschaft  im  Staate  nach  Kräften  zu  unterstützen  und  dabei  zunächst 
auf  eine  zu  erlangende  Organisation  des  arbeitenden  Volkes,  als 
Vorbedingung  der  sich  auf  ihr  erhebenden  Arbeiterpartei,  hinzu- 
wirken. Mehr  erstrebte  er  zunächst  nicht,  die  kommunistischen 
Gedanken  machen  sich  zunächst  nicht  bemerkbar.  Um  seine 
Pläne  durchzusetzen,  trat  er  zunächst  den  „tonangebenden,  um 
nicht  zu  sagen  aristokratischen"  Elementen  der  Berliner  Arbeiter- 
schaft, nämlich  den  Maschinenbauern  und  den  Buchdruckern 
näher.  An  den  Bestrebungen  der  letzteren,  eine  Lohnerhöhung 
durchzusetzen,  nahm  er  lebhaften  Anteil,  wurde  zum  Präsidenten 
ihres  leitenden  Ausschusses  gewählt  und  hat  den  Lohnkampf  der 
Buchdrucker  in  geschickter  Weise  geführt.  Außerdem  wurde  er 
von  vielen  Gewerkschaften  ersucht,  den  Vorsitz  in  ihren  konsti- 
tuierenden Versammlungen  zu  übernehmen.  So  war  er  bereits  ein 
geachteter  und  bekannter  Arbeiterführer  geworden,  ehe  er  an 
die  Schaffung  einer  starken  geschlossenen  Arbeiterpartei  heran- 
trat. Er  hat  zu  einer  solchen  Organisation  durch  die  Berufung 
des  ersten  deutschen  Arbeiterkongresses  nach  Berlin  den  Grund- 
stein gelegt. 

Am  6.  April  1848^)  findet  die  erste  reine  Arbeiter- 
versammlung  in  Berlin  statt.  Den  Vorsitz  übernahm  Stephan 
Born  und  verstand  es,  große  Ordnung  bei  aller  Lebendigkeit  und 
Erische  der  Verhandlung  zu  bewahren ,  wie  ihm  damals  die 
Berliner  Zeitungen  nachrühmten.  Die  Versammlung  führte  be- 
reits zur  Gründung  einer  Organisation,  denn  die  Deputierten  der 
verschiedenen  Gewerke  bildeten  am  19.  April  ein  Zentralkomitee, 
das  seinerseits  wieder  einen  Ausschuß  von  sieben  Mitgliedern  ^) 
zur  Ausarbeitung  von  Vorlagen  an  jenes  Zentralkomitee  wählte. 
Erst  die  von  diesem  genehmigten  oder  modifizierten  Vorschläge 
(ich  folge  Borns  Schilderung)  sollten  an  die  Deputationsversamm- 
lungen und  wiederum  an  die  einzelnen  Gewerke  und  Arbeiter- 
klubs gehen.     Zu  Vorsitzenden   wurden    Stephan    Born    und    sein 


')  Vgl.  zum  Folgenden:  Ad.  Wolff,  Berliner  Revolutionschrouik,  II,  1852, 
p.  144  ff.  —  St.  B  orn  ,  a.  a.  O.  p.  1 14  ff.  —  Berns  t  ei  n ,  a.  a.  O.  p.  54  ff.  — 
M  e  h  r  i  n  g  ,  a.  a.  O.  p.  352  ff.  —  G.  Adler,  a.  a.  O.  p.  1 56  ff.,  325  ff. 

^)  Diese  Ziffer  und  die  Namen  der  7  Ausschußmitglieder  finden  sich  bei 
Wolif,  a.  a.  O.  p.  146.  —  Adler,  a.  a.  O.  p.  160  spricht  nur  von  5  Mitgliedern. 
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Freund  Bisky  gewählt.  Adler  und  Born  haben  uns  geschildert,  ^) 
wie  man  von  rechts  und  von  Hnks  versuchte,  die  Arbeiter  von 
dem  eingeschlagenen  Wege  abzubringen,  wie  aber  alle  diese  Be- 
strebungen, selbst  die  des  verdienstvollen  Geheimrats  Lette  ver- 
gebens waren.  Vollkommen  unbeeinflußt  ging  die  neue  Partei  ihre 
Wege  und  ließ  sich  auch  durch  den  Radikalismus  des  jugendlichen 
Schlöffel  -)  nicht  beirren.  Namentlich  wurde  der  Plan,  am  20.  Ap^i^ 
vor  das  Schloß  zu  ziehen  und  das  allgemeine  Wahlrecht  zu  er- 
trotzen, abgelehnt.  Die  neue  Arbeiterpartei  beteiligte  sich  bereits 
an  den  neuen  Wahlen  für  die  preußische  verfassunggebende  Ver- 
sammlung und  an  den  Wahlen  zur  Paulskirche,  indem  sie  zweck- 
mäßig mit  der  radikalen  Demokratie  Hand  in  Hand  ging.  Ihre 
Erfolge  waren  allerdings  nur  bescheiden:  Bisky  wurde  als  Stell- 
vertreter in  den  preußischen  Landtag  gewählt. 

Wenn  wir  die  damaligen  Anschauungen  Borns,  die  teils  am 
kommunistischen  Manifest,  teils  am  französischen  Kommunismus 
und  teils  am  kleinbürgerlichen  Zünfdertum  orientiert  waren,  genau 
prüfen  wollen,  so  ist  es  am  besten,  Avenn  wir  das  Organ  dieser 
ersten  Arbeiterpartei,  das  seit  dem  i.  Juni  dreimal  wöchentlich 
erscheinende  und  von  Born  redigierte  „Volk"  einer  eindringenden 
Analyse  unterziehen.  Das  erscheint  um  so  mehr  geboten,  weil 
Georg  Adler  in  seiner  sonst  trefflichen  Geschichte  der  ersten 
deutschen  Arbeiterbewegung  und  die  meisten  anderen  Schrift- 
steller das  „Volk"  überhaupt  nicht,  Mehring  und  Bernstein  es  nur 
flüchtig  benutzt  haben.  Ich  will  im  Folgenden  versuchen,  direkt 
aus  der  Originalquelle  zu  schöpfen  und  aus  dem  überaus  seltenen, 
in  meinem  Besitze  befindlichen  Exemplare  der  hochinteressanten 
Zeitschrift  gleichsam  die  Quintessenz  der  damaligen  Bornschen 
Weltanschauung  zu  schildern.  Dann  wird  der  Leser  selbst  urteilen 
können,  wer  von  den  verschiedenen  Kritikern  des  Blattes  Recht 
hat,  ob  Engels,  der  in  der  Weltanschauung  des  „Volk"  nur  ein 
Konglomerat  von  Zunftwünschen  und  Zunfterinnerungen,  von 
Louis  Blanc  und  Proudhon  und  vom  kommunistischen  Mani- 
fest sah,  "j  oder  Mehring,  der  mit  richtigerem  historischen  Blick 
Born    gegen    Engels     in    Schutz     nimmt     und    darauf    hinweist, 


»)  G.  Adler,  a.  a.  O.  p.  i6l  ff.  —  Born,  a.  a.  O.  p.  162  ff. 

*)  Vgl.  G.  Adler,  a.  a.  O.  p.  161  ff.  —  Mehring,  a.  a.  O.  p.  353. 

*)  Mehring,  a.  a.  O.  p.  354. 
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daß  Born  erst  einmal  mit  dem  damals  herrschenden  Gedanken- 
kreise der  Arbeiter  hätte  rechnen  müssen,  ehe  er  sie  als  Klasse 
organisieren  konnte.  Deswegen  habe  er  auch  den  Gedanken  der 
produktiven  Genossenschaften  und  ihre  staatliche  Unterstützung 
nicht  ohne  weiteres  zum  alten  Eisen  werfen  können.  Und  Born 
selbst  ^)  meint,  diesen  Gedanken  habe  ja  sogar  ein  Lassalle  mit  Eifer 
wieder  aufgenommen,  und  jedenfalls  befinde  sich  weder  im  „Volk", 
noch  in  der  später  von  uns  zu  würdigenden  Zeitschrift  der  „Ver- 
brüderung" irgend  eine  Zeile  von  wirtschaftlich-reaktionärer  Ten- 
denz. Um  endlich  noch  einen  vierten  Beurteiler  kennen  zu  lernen, 
so  rühmt  Bernstein  ^)  die  große  Klarheit  über  die  gegebenen 
Möglichkeiten  und  die  geschichtlichen  Bedürfnisse  der  Arbeiter- 
Idasse,  die  dem  Leser  im  „Volk"  entgegenträten.  Das  erkenne 
man  deutlich,  wenn  man  das  „Volk"  mit  den  radikal-bürgerlichen 
Blättern  jener  Tage  vergleiche. 

Lassen  wir  nun  Born  und  sein  „Volk"  selbst  reden,  indem 
wir  den  Leser  zu  sorgsamer  Prüfung  der  ihm  eben  genannten 
verschiedenen  Urteile  auffordern,  wir  selbst  werden  dann  später 
Gelegenheit  haben,  wenn  wir  Borns  Bestrebungen  mit  denen 
Winkelblechs  vergleichen,  auf  die  ihnen  gemeinsamen  Tendenzen 
und  auf  die  zwischen  ihnen  bestehenden  tiefen  Gegensätze  auf- 
merksam zu  machen. 

Ich  durchblättere  gleichsam  das  „Volk"  im  Folgenden  und 
versuche  wenigstens  von  den  wichtigsten  Aufsätzen  ein  paar  Kost- 
proben zu  geben.  ^)  Das  „Volk"  beginnt  mit  einer  Probenummer, 
die  bereits  am  2^.  Mai  herausgegeben  wurde.  Diese  Nummer 
überschreibt  sich:  „W'as  wir  wollen"  und  versucht  zunächst  zu 
ergründen,  warum  das  Blatt  gerade  das  ,,Volk"  genannt  wird. 
Sprechen  wir  vom  Volk,  so  meint  der  Leitartikel,  so  rechnet  sich 
nur  zu  oft  alle  Welt  dazu,  und  doch  soll  diese  Zeitschrift  haupt- 
sächlich nur  eine  Klasse  im  Staate  vertreten,  die  arbeitende  Klasse, 
Der  Titel,   das  „Volk",  ist  unter  der  Voraussetzung  gewählt,  daß, 


')  a.  a.  O.  p.  147  ff. 

2)  a.  a.  O.  p.  55. 

*)  Der  folgenden  Analyse  liegt  das  in  meinem  Besitz  befindliche  Original- 
-exemplar  des  „Volk"  zugrunde:  ,,Das  Volk,  Organ  des  Zentralkomitees  für 
Arbeiter.  Eine  sozial-politische  Zeitschrift.  Herausgegeben  vom  Schriftsetzer  Born." 
{Es  fehlt  die  Xr.  5  des  Blattes) :  Probenummer  p.  I  ft".  und  das  Blatt  selbst,  p.  i  f., 
«f.,   10  f.,  21  f.,  25  f ,  29  f.,  37  f.,  49  f.,  58  f.,  61  f.,  65  {.,  69  f.,  81  f.,  85  f. 
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solange  noch  Klassenunterschiede  existieren,  man  unter  diesen^ 
Namen  stets  diejenige  Klasse  der  Gesellschaft  meinen  wird,  die 
die  unterdrückte  ist,  die  in  Lohn  und  Brot  steht,  deren  Existenz 
selbst  noch  so  lange  eine  ungewisse  ist,  als  ihr  Arbeit  und  Lohn 
geboten  wird,  diejenige  Klasse,  die  nur  für  den  kommenden  Tag 
lebt  und  die  keine  Zukunft  hat  als  das  Elend  oder  den  ver- 
zweifelten Widerstand.  Der  Artikel  gibt  sich  ferner  der  Hoft'nung^ 
hin,  daß  in  Deutschland,  wo  überall  mehr  oder  minder  das  Bürger- 
tum noch  nicht  zur  vollen  freien  Entfaltung  gekommen  sei,  dieses 
letztere  in  Zeiten  revolutionärer  Bewegung  um  so  schneller  ge- 
schehen werde,  so  daß  es  dem  Frankfurter  Parlamente  gelingen 
müsse,  die  mittelalterlichen  Gewerbeverhältnisse,  wo  sie,  wie  in 
den  Hansestädten,  Braunschweig,  Hannover,  Mecklenburg  und 
zum  Teil  noch  in  Sachsen,  bestehen,  aufzuheben  und  nach  jeder 
Seite  hin  eine  Einheit  in  den  verschiedenartigen  vaterländischen 
Institutionen  hervorzurufen,  ja  selbst  die  letzten  Reste  der  Adels- 
herrschaft zu  beseitigen.  Um  dieses  zu  erreichen,  solle  die  Zeit- 
schrift wacker  mitkämpfen,  so  vielseitig  solche  Aufgabe  auch  sei. 
Denn  es  gelte:  das  Bürgertum  zu  unterstützen  im  Kampfe 
gegen  die  Aristokratie,  gegen  das  Mittelalter,  gegen  die  Mächte 
von  Gottes  Gnaden ;  dem  kleinen  Gewerbetreibenden  wie  dem 
Arbeiter  beizustehen  gegen  die  Macht  des  Kapitals  und  der  freien 
Konkurrenz,  und  dabei  doch  immer  voranzuschreiten,  w^o  immer 
es  gelte,  dem  Volke  ein  irgend  noch  vorenthaltenes  politisches 
Recht  zu  erkämpfen,  damit  es  die  Mittel  erhalte,  sich  die  soziale 
Freiheit,  die  unabhängige  Existenz  um  so  schneller  zu  erringen. 
Der  Demokratie,  der  Volksherrschaft  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes,  solle  die  Zeitschrift  vorarbeiten,  dabei  sich  aber  fern 
halten  „von  der  hohlen  Deklamation  wutschnaubender  Schwärmer^ 
die  ewig  nach  dem  Strang  der  Guillotine  fassen,  weil  sie  selber 
keinen  Kopf  zu  verlieren  haben,  sowie  von  allem  tränenfeuchten 
und  liebesschmachtenden  Sozialismus".  Ihr  Bemühen  solle  im 
Gegenteil  darin  bestehen,  zur  Erkenntnis  der  bestehenden  Arbeiter- 
verhältnisse in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  Verhältnissen 
einzelner  Gesellschaftsklassen  beizutragen,  sowie  durch  Beleuchtung 
der  Gegenwart  zur  freien  Entwicklung  des  Volkes  mitzuwirken. 
In  der  ersten  offiziellen  Nummer  vom  i.  Juni  1848  gibt  ein 
Dialog  der  echt  demokratischen  Volkssouveränitätslehre  drastischen 
Ausdruck,    indem    er   zu    dem   Ergebnis    kommt,    daß    alle    Ver- 
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fassungen,  die  uns  aufgedrungen  wurden,  sei  es  durch  einen 
König  oder  durch  eine  andere  einzehie  Macht,  nur  Taten  ange- 
maßter Gewalt  sind,  und  daß  das  Volk  als  einziger  Herrscher 
allein  das  Herrschaftsrecht  ausübt,  d.  h.  dem  Lande  das  Gesetz, 
die  Verfassung  geben  kann.  Aber,  so  fragt  der  eine  der  Teil- 
nehmer, wer  wird  den  Grundsatz  der  Volkssouveränität  ins  Leben 
treten  lassen  ?  wer  wird  ihm  einen  Körper,  Leben,  Organe,  eine 
Seele  geben  ?  wer  wird  machen,  daß  er  handle  und  lebe  ?  wer 
wird  diese  Verfassung,  dieses  großartige  und  prachtvolle  Gebäude 
der  menschlichen  Gesellschaft  errichten,  in  welchem  das  Volk 
leben  und  v/ohnen  soll  ?  Sehr  bezeichnend  für  die  Hoffnungen 
auch  der  Arbeiter  jener  Tage  lautet  die  abschließende  Antwort: 
die  Nationalversammlung ! 

Im  Gegensatz  zu  VVinkelblech,  für  den  die  soziale  Reform 
stets  das  Primäre  ist,  wird  eine  solche  von  Born  in  der  zweiten 
Nummer  seiner  Zeitschrift  als  durchaus  unzeitgemäß  hingestellt. 
Die  Erfahrung  habe  gelehrt,  daß  die  Zivilisation  nicht  von  den 
Einfällen  irgend  eines  Philosophen  bedingt  sei,  daß  die  Zeit,  daß 
unsere  gesellschaftlichen  Zustände  nicht  von  den  Gelehrten  und 
den  Genies  gemacht  würden,  sondern  daß  umgekehrt  die  Zeit 
die  Gelehrten  und  die  Genies  hervorbringe.  Die  Weisheit  solcher 
Weltbeglücker  und  Reformatoren  sei  deshalb  sehr  zu  bezweifeln. 
Vielmehr  sei  unsere  Zeit  durch  und  durch  unfertig,  unsere  Zu- 
stände seien  halbe,  unsere  Revolution  sei  noch  gar  keine  soziale 
Revolution,  sondern  ganz  und  gar  politischer  Natur,  denn  die 
Bedingungen  für  eine  gesellschaftliche  Umwälzung  seien  noch 
gar  nicht  vorhanden.  Und  mit  diesen  Worten  schließt  Born  seinen 
temperamentvollen  Artikel :  „Amüsiert  Euch,  Ihr  Politiker !  Ihr 
seid  an  der  Zeit.  Ihr  werdet  auch  uns  erlauben,  hin  und  wieder 
ein  Wörtchen  hinzuzugeben.  Daß  wir  aber  in  einer  Zeit  wie  die 
heutige  schon  an  einer  Bewegung  teilnehmen,  die  uns  keinen 
Sieg  versprechen  kann,  weil  wir  weder  an  einen  Messias  noch  an 
das  Gelingen  einer  Arbeiterrevolution,  an  die  Lebensfähigkeit 
einer  Arbeiterherrschaft  glauben  können,  —  das  wird  Euch  viel- 
leicht veranlassen,  zuzugeben,  daß  auch  wir  ein  Herz  haben,  ein' 
Herz,  dessen  Drängen  und  Treiben  wir  weder  danieder  halten 
können  noch  wollen." 

Wie  früh  die  Arbeiterschaft  schon  erkannte,  daß  die  National- 
versammlung ihnen  nur  Enttäuschungen  bringen  werde,  dafür  ist 
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charakteristisch  ein  Aufsatz  in  der  dritten  Nummer  vom  6.  Juni, 
der  sich  zugleich  als  eine  Stichprobe  aus  der  „Neuen  Rheinischen 
Zeitung"  zu  erkennen  gibt.  Es  heißt  hier  wörtlich:  „Seit  vier- 
zehn Tagen  besitzt  Deutschland  eine  konstituierende  Versammlung, 
hervorgegangen  aus  der  Wahl  des  gesamten  deutschen  Volkes. 
Das  deutsche  Volk  hatte  sich  in  den  Straßen  fast  aller  großen 
und  kleinen  Städte  des  Landes  und  speziell  auf  den  Barrikaden 
von  Berlin  und  Wien  seine  Souveränität  erobert.  Es  hatte  diese 
Souveränität  in  den  Wahlen  zur  Nationalversammlung  ausgeübt. 
Der  erste  Akt  dieser  Nationalversammlung  mußte  sein,  diese 
Souveränität  des  deutschen  \'olkes  laut  und  öffentlich  zu  prokla- 
mieren. Ihr  zweiter  Akt  mußte  sein,  die  deutsche  Verfassung 
auf  Grundlage  der  Volkssouveränität  auszuarbeiten  und  aus  dem 
faktisch  bestehenden  Zustande  Deutschlands  alles  zu  entfernen, 
was  dem  Prinzip  der  Volkssouveränität  widersprach.  Während 
ihrer  ganzen  Session  mußte  sie  die  nötigen  Maßregeln  ergreifen, 
um  alle  Reaktionsversuche  zu  vereiteln,  um  den  revolutionären 
Boden,  auf  dem  sie  steht,  zu  behaupten,  um  die  Errungenschaften 
der  Revolution,  die  Volkssouveränität,  vor  allen  Angriffen  sicher 
zu  stellen.  Die  deutsche  Nationalversammlung  hat  nun  schon  ein 
Dutzend  Sitzungen  gehalten  und  von  dem  allen  nichts  getan." 
Und  mit  scharfem  Spotte  endet  der  Aufsatz,  der  die  bisherigen 
„Großtaten"  der  Nationalversammlung  kurz,  aber  beißend  kriti- 
siert: „Unsere  Nachrichten  über  die  Nationalversammlung  gehen 
nicht  weiter;  aber  wir  haben  allen  Grund  zu  glauben,  daß  sie  die 
Sitzung  aufhob,  um  zum  Essen  zu  gehen.  Daß  sie  noch  so  früh 
zum  Essen  kamen,  verdanken  sie  nur  dem  Worte  Robert  Blums: 
Meine  Herren,  wenn  sie  heute  die  Tagesordnung  beschließen,  so 
möchte  die  ganze  Tagesordnung  dieser  Versammlung  auf  eigen- 
tümliche Weise  abgekürzt  werden !" 

Aus  dieser  Unzufriedenheit  mit  den  Beratungen  der  National- 
versammlung heraus  scheint  ein  Kollektivbeschluß  des  schon  er- 
wähnten Berliner  Zentralkomitees  hervorgegangen  zu  sein,  in  dem 
die  Forderungen  der  Arbeiterschaft  an  das  Frankfurter  Parlament, 
'zugleich  an  die  preußische  Nationalversammlung,  aufgestellt  wurden. 
Er  ist  in  der  fünften  Nummer  des  „Volk"  vom  10.  Juni  abge- 
druckt.')    Das  Programm    enthält    drei  Rubriken   mit  den  Forde- 


')  cf.  auch  Bernstein,  a.a.O.,  I,  p.  56  ff. 
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rungen  der  Fabrikanten  und  der  Meister,  der  Kkinmeister  und 
Handwerker,  endlich  der  Arbeiter.  Fabrikanten  und  Meister  v^er- 
langen:  freie  Einfuhr  aller  Rohprodukte  und  F"örderung  der  Aus- 
fuhr, keine  künstliche  Züchtung  von  Industrien,  für  die  noch  alle 
Grundbedingungen  fehlen,  Erweiterung  des  Patentwesens  und  der 
Staatsbanken.  Der  Kleinmeister  wünschte  die  Bildung  von  Korpora- 
tionen frei  für  jeden  selbständig  Arbeitenden,  Vergebung  von 
öffentlichen  Arbeiten  statt  an  die  einzelnen  Meister  an  die  Korpora- 
tionen, Sorge  für  proportionelle  Verteilung  dieser  Arbeiten  und 
Gewährung  von  unverzinslichen  Vorschüssen  auf  sie,  unentgeltliche 
Gerichtsbarkeit  und  staatliche  Beihilfe  für  Kollektivbeschafiung 
von  Maschinen  für  Vorarbeiten.  Die  uns  hier  speziell  interessieren- 
den Forderungen  der  dritten  Rubrik,  diejenigen  der  Arbeiter,  lasse 
ich  im  Wortlaut  folgen : 

„I.  Bestimmung  des  Minimums  des  Arbeitslohnes  und  der 
Arbeitszeit  durch  Kommissionen  von  Arbeitern  und  Meistern  oder 
Arbeitgebern. 

2.  Verbindung  der  Arbeiter  zur  Aufrechterhaltung  des  fest- 
gesetzten Lohnes. 

3.  Aufhebung  der  indirekten  Steuern,  Einführung  progressiver 
Einkommensteuern  mit  Steuerfreiheit  derjenigen ,  die  nur  das 
Nötigste  zum  Leben  haben. 

4.  Der  Staat  übernimmt  den  unentgeltlichen  Unterricht  und, 
wo  es  nötig  ist,  die  unentgeltliche  Erziehung  der  Jugend  mit  Be- 
rücksichtigung ihrer  Fähigkeiten. 

5.  Unentgeltliche  Volksbibliotheken. 

6.  Regelung  der  Zahl  der  Lehrlinge,  welche  ein  Meister  halten 
darf,  durch  Kommissionen  von  Arbeitern  und  Meistern. 

7.  Aufhebung  aller  für  das  Reisen  der  Arbeiter  gegebenen 
Ausnahmegesetze,  namentlich  der  in  den  Wanderbüchern  ausge- 
sprochenen. 

8.  Herabsetzung  der  Wählbarkeit  für  die  preußische  Kammer 
auf  das  24.  Jahr. 

9.  Beschäftigung  der  Arbeitslosen  in  Staatsanstalten,  und  zwar 
sorgt  der  Staat  für  eine  ihren  menschlichen  Bedürfnissen  ange- 
messene Existenz. 

10.  Errichtung  von  Musterwerkstätten  durch  den  Staat  und 
Erweiterung  der  schon  bestehenden  öftentlichen  Kunstanstalten 
2ur  Heranbildung  tüchtiger  Arbeiter. 
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11.  Der  Staat  versorgt  alle  Hilflosen  und  also  auch  alle  In- 
validen der  Arbeit. 

12.  Allgemeine  Heimatsberechtigung  und  F'reizügigkeit. 

13.  Schranken  gegen  Beamtenwillkür  in  bezug  auf  die  Arbeits- 
leute, Dieselben  können  nur  durch  das  entscheidende  Urteil  einer 
Kommission  von  ihren  Stellen  entlassen  werden." 

In  pädagogischer  Weise  werden  nun  in  den  nächsten  Nummern 
der  Zeitschrift  diese  verschiedenen  Forderungen  erläutert,  zuvor 
aber  in  der  sechsten  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  dargetan, 
von  denen  man  bei  Stellung  dieser  Anträge  überhaupt  ausgegangen 
sei.  Genugsam  habe  man  erfahren,  was  es  heiße:  „arbeiten  oder 
arbeiten  lassen  um  jeden  Preis".  Arbeiten  um  jeden  Preis,  um 
dem  Hunger  zu  entgehen,  das  heiße  nicht  allein  sich  zum  Sklaven 
seines  eigenen  Magens  und  dessen  seines  Brotherrn  machen, 
das  heiße  nicht  allein,  sich  als  eine  Sache  verkaufen,  nein  — 
das  bedeute  noch  viel  Schrecklicheres  —  das  heiße  andere  mit 
zu  Sklaven  machen,  andere  mit  verkaufen,  sich  und  seine 
Brüder  verraten.  Es  heiße  nicht  allein,  sie  der  augenblicklichen 
Unterwürfigkeit  unter  die  Gesetze  und  den  Willen  eines  anderen 
anheimgeben,  es  heiße  den  Fluch  von  ganzen  Menschengeschlechtern 
auf  sich  laden,  die  uns  folgen  müßten  auf  dem  dunkeln  traurigen 
Wege,  den  wir  eingeschlagen,  weil  uns  das  Gesetz  der  Selbsthilfe, 
wie  wir  sagen,  die  Not,  der  Hunger  dazu  gezwungen.  Wer  ver- 
möchte es,  gegen  diese  Gründe  anzukämpfen,  die  mit  schweren 
Tränen  in  die  Wagschale  des  Moments  fallen,  dem  sich  der  Ar- 
beiter doch  unterwerfe,  weil  ihm  die  Gegenwart  etwas,  die  Zu- 
kunft gar  nichts  bieten  könne.  Und  dennoch  gäbe  es  Momente, 
und  ein  solcher  sei  nunmehr  gekommen,  wo  man  aus  den  ge- 
wohnten Kreisen,  die  man  sich  nicht  anders  als  die  notwendigen 
hatte  denken  können,  mit  einem  Male  herausgerissen,  in  eine 
andere  Begriffswelt  geworfen,  anders  denken  und  anders  handeln 
müsse.  „Wir  fühlen  den  Hauch  der  Freiheit  um  uns,  unser  Herz, 
unser  Mut  erhebt  sich,  unsere  Pulse  schlagen  kräftiger,  es  gibt 
keinen  Feind,  den  wir  nicht  überwältigen  könnten,  das  Elend,  die 
Not,  der  Kummer,  die  Sorgen,  sie  schwinden  vor  einem  erhabeneren 
Gefühl,  dem  der  Stärke,  der  Unabhängigkeit ;  wir  haben  den  Mut 
der  Ausdauer,  uns,  unsere  Kinder  zu  trösten,  denn  uns  winkt  ja 
eine  Zukunft,  eine  glänzende,  bessere  Zukunft,  uns  winken  die 
Tage    der  Freiheit!"     An   dieses  Gefühl,    an   den    Mut,    der    seine 
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Nahrung  sich  geholt  im  offenen  Kampf  gegen  die  T}Tannei, 
appelliert  Born,  keine  Notwendigkeit  dürfe  es  mehr  geben,  die 
zur  Unterwürfigkeit  und  zur  Entbehrung  führe,  nur  die  Notwendig- 
keit der  Freiheit  und  der  Wohlfahrt  aller  dürfe  noch  anerkannt 
werden.  Der  Grundsatz:  arbeiten  lassen  um  jeden  Preis!  sei  in 
wenigen  plötzlichen  Stunden  vor  dem  entrüsteten  Volkswillen  zu- 
sammengebrochen. Wer  ihm  noch  huldige,  werde  doch  mit  ihm 
die  alten  Zustände  nur  so  lange  erhalten  können,  als  es  die  Ar- 
beiterschaft wolle.  Die  alten  Mittel  seien  durch  die  Macht  der 
Verhältnisse  gebrochen,  „und  diese  Macht  wendet  sich  an  uns, 
das  sind  wir,  die  Euch  so  lange  gedient,  die  Ihr  nicht  beachtet, 
weil  wir  uns  selber  nicht  gekannt,  die  aber  der  W^elt  einst  die 
Gesetze  schreiben  werden,  die  Gesetze  der  allgemeinen  Freiheit". 
Mit  Recht  wirft  der  Artikel  den  Verteidigern  dieses  Grundsatzes 
vor,  daß  sie  zu  großen,  notwendigen,  produktiven  Arbeiten  kein 
Geld  hätten,  daß  dagegen  die  unproduktiven  Arbeiten,  die  vor- 
genommen würden,  um  nur  arbeiten  zu  lassen,  wenn  man  so  fort- 
fahre, den  Staat  an  den  Abgrund  des  Verderbens  führen  müßten. 
Die  richtigen  Mittel  der  Übereinkunft  zwischen  zwei  so  starken 
Kräften,  die  sich  nicht  aufreiben  dürften,  die  v^ielmehr  zur  Siche- 
rung der  Freiheit  zusammenwirken  sollten ,  will  Born  in  den 
folgenden  Nummern  erklären  und  begründen.  Zunächst  folgen 
hier  die : 

„Statuten  für  die  Organisation  der  Arbeiter. 

I,    Die  Komitees  für  Arbeiter. 

§  I.  Es  bilden  die  verschiedenen  Gewerke  und  Arbeiter- 
gemeinschaften im  weitesten  Sinne  des  Wortes  (in  kleineren 
Städten  also  z.  B.  die  vereinigten  Lederarbeiter,  Feuerarbeiter, 
Lehrer  usw.)  Vereinigungen  und  wählen,  je  nach  dem  \'er- 
hältnisse  ihrer  Zahl,  Vertreter  zu  einem  Komitee  für  Arbeiter. 
Für  Gewerke ,  die  vereinzelt  dastehn ,  dürfte  der  Kreis  Ver- 
einigungen bieten. 

§  2.  Diejenigen  Arbeiter,  welche  noch  keine  Gemeinschaft 
bilden,  haben  sich  ebenfalls  zu  vereinigen  und  Wn-treter  zu 
wählen,  z.  B.  die  Eisenbahnarbeiter  usw. 

§  3.  Dieses  Komitee  hat  die  Verpflichtung:  a)  regelmäßige 
Versammlungen    der  Arbeiter    zu  veranlassen;    b)  die  Bedürfnisse 
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oder  Ubelstände  der  Arbeiter  in  ihren  Kreisen  oder  Orten  genau 
zu  erforschen  und  auf  Abhilfe  derselben  hinzuwirken ;  c)  es  wählt 
aus  sich  einen  Ausschuß,  der  seine  Geschäfte  leitet,  etwa  be- 
stehend aus:  I  Vorsitzenden,  i  Beisitzer,  2  Schreibern,  i  Kassieret 
und  2  Kassenaufsehern. 

§  4.  Die  Komitees  verschiedener  Orte  stehen  miteinander 
in  Verbindung  und  zwar:  a)  durch  briefliche  Mitteilung,  welche 
sie  an  das  Zentralkomitee  machen  und  welche  dieses  zur  Kenntnis 
aller  Arbeiterkomitees  bringt;  b)  durch  Absendung  von  Ab- 
geordneten  zu  den  Generalversammlungen  aller  Arbeiterkomitees. 

II.    Das  Zentralkomitee. 

§  5-  Das  Zentralkomitee  hat  einstweilen  seinen  Sitz  in 
Berlin. 

§  6.  Es  besteht  aus  dem  von  dem  Arbeiterkomitee  desselben 
Ortes  gewählten  Ausschuß. 

§  7.  Das  Zentralkomitee  ist  verpflichtet:  a)  zur  Vermittlung 
der  Interessen  der  Arbeiter  untereinander  und  mit  dem  Staate; 
b)  zur  Veranlassung  und  Durchführung  aller  Maßregeln,  welche 
die  allgemeinen  Arbeiterinteressen  erheischen. 

§  8.  Im  Zentralkomitee  soll  eine  Abteilung  beauftragt  sein, 
die  Sache  der  Arbeiterinnen  zu  vertreten. 

§  9.  Das  Zentralkomitee  ist  verantwortlich  der  General- 
versammlung. 

III.    Die  Generalversammlung. 

§  10.  Die  Generalversammlung  findet  in  jedem  Jahre 
wenigstens  einmal  und  bis  auf  weitere  Bestimmungen  in  Berlin 
statt.  Das  Zentralkomitee  ist  verbunden,  in  wichtigen  Fällen 
außerordentliche  Generalversammlungen  zu  berufen. 

§  II.  Die  Generalversammlung  ist  verpflichtet:  a)  '^ur 
Prüfung  des  von  dem  Zentralkomitee  an  sie  zu  leistenden  Be- 
richtes ihrer  Tätigkeit;  b)  sie  kann  die  Ansetzung  des  bestehenden 
Zentralkomitees  oder  einzelner  Mitglieder  desselben  und  eine  neue 
Wahl  ausführen. 

§  12.  Jeder  Ort  oder  Kreis  sendet  Abgeordnete  zu  derselben, 
deren  Zahl  vom  Zentralkomitee  nach  gleichem  Verhältnis  aus- 
geschrieben wird. 
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IV.    Allgemeine  Bestimmungen. 

§  13.  Jeder,  der  sich  zur  Teilnahme  meldet,  unterwirft  sich 
von  vornherein  den  Beschlüssen  der  Majorität  und  muß  ihnen 
Folge  leisten. 

§  14.  Die  Sitzungen  des  Arbeiterkomitees  sind  öffentlich, 
doch  haben  nur  die  Deputierten  Stimmrecht. 

§  15.  Die  Vertreter  und  Beamten  sind  auf  ein  Jahr  gewählt 
und  mit  Ausnahme  der  Kassenaufseher  wieder  wählbar."  — - 

Im  Folgenden  wollen  wir,  meistens  an  der  Hand  des  „Volks" 
selber,  die  Anträge  des  Komitees,  sofern  sie  die  Arbeiterschaft 
angehen,  näher  beleuchten.  Sie  sind  in  Nr.  7  ff.  formuliert 
worden.  Mit  der  ersten  Bestimmung,  der  Festsetzung  der  Arbeits- 
zeit und  eines  Minimums  der  Arbeitslöhne  durch  Kommissionen 
von  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  beschäftigt  sich  ein  erster 
Artikel.  Aus  der  Herrschaft  der  freien  Konkurrenz,  so  ward  aus- 
geführt, erscheine  eine  solche  Forderung  wohl  als  eine  Heraus- 
forderung dem,  der  eben  nur  die  glänzenden  Erfolge  der  freien 
Konkurrenz,  die  Wunder  der  Industrie,  die  durch  sie  fortgeschrittene 
Zivilisation  sehe,  der  nicht  zu  dem  Bewußtsein  gekommen  sei,  daß 
ein  Gesetz,  wenn  es  auch  auf  der  einen  Seite  die  herrlichsten 
Früchte  getragen,  dennoch  auf  der  anderen  so  viele  Schäden  im 
Staatsleben  hervorrufen  könne,  daß  es  wäeder  einem  neuen, 
besseren  Gesetze  Platz  machen  müsse.  Bisher  würden  x'\rbeits- 
lohn  und  Arbeitszeit  noch  durch  die  freie  Konkurrenz  bestimmt, 
durch  sogenannte  freie  Übereinkunft  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitern.  Dieser  freien  Übereinkunft  liege  aber  die  Unfreiheit 
des  einen  Kontrahenten,  des  Arbeiters  fast  immer  zugrunde,  sie 
sei  da  eine  Lüge,  wo  auf  der  einen  Seite  der  höchste  Grad  von 
Abhängigkeit,  wo  Mangel  und  Entbehrung  der  Macht  des 
Kapitals  gegenüberständen.  Die  Arbeit  sei  eine  W^are,  der 
Arbeitslohn  ihr  Preis,  der  durch  die  Konkurrenz  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Nachfrage  zum  Angebot  bestimmt  werde.  Mit  der 
Zahl  der  Arbeiter  sinke  und  steige  der  Lohn.  Wer  dies  für 
absolut  notwendig  halte,  dem  sei  freilich  der  Gedanke  eine  L^n- 
möglichkeit,  ein  Minimum  des  Arbeitslohnes  festsetzen  zu  wollen, 
w^eil  es  ein  Eingriff'  in  die  Gesetze  der  freien  Konkurrenz  sei, 
von  der  ein  heute  festgesetzter  Lohn  in  wenigen  Tagen  um- 
geworfen   sein    würde.     SicherHch  könne  nicht  geleugnet  werden, 
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daß  zu  viel  Arbeiter  da  seien,  aber  es  gelte  der  Konkurrenz, 
welche  sie  sich  selber  machten,  andere  Schranken  zu  setzen. 
„Die  Konkurrenz  der  Arbeiter  untereinander  hört  von  dem 
Momente  auf,  wo  sie  sich  dazu  verbinden,  den  ihren  menschlichen 
Bedürfnissen  notwendigen  Lohn  aufrecht  zu  erhalten."  Bevor 
jedoch  eine  Festsetzung  des  Minimums  des  Lohnes  versucht 
werde,  müsse  die  Arbeitszeit  fixiert  werden,  da  ohne  sie  der  be- 
stimmte Lohn  eine  Täuschung  sei.  Wenn  man  den  Stücklohn 
für  einen  Arbeiter  festsetzen  wolle,  müsse  man  vor  allen  Dingen 
wissen,  was  er  zu  seinem  Lebensbedürfnisse  brauche;  und  erst 
nachdem  die  Stundenzahl  bestimmt  sei,  die  einer  täglich  arbeiten 
könne,  ohne  sich  zu  opfern,  lasse  sich  für  seine  Arbeit  der 
richtige  Preis  finden,  ein  Preis,  bei  dem  der  Arbeiter  menschlich 
existieren  könne.  Bisher  habe  die  Arbeitszeit  alle  denkbaren 
Grenzen  überstiegen.  Die  Hauptursache  des  trotzdem  geringen 
Lohnes  sei  eben  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  untereinander,  die 
Überzahl  an  Kräften.  Dabei  erspare  der  Arbeitgeber  an 
Wohnung,  Licht  und  größerem  Material,  während  zwei  Arbeiter 
ihm  soviel  schafften,  als  rechtmäßig  drei  verrichten  sollten.  Ein 
Arbeiter,  der  eine  geringe  Arbeitszeit  verlange,  tue  dies  also  auch 
mit  im  Interesse  seiner  Kameraden,  indem  möglichst  viele 
Beschäftigung  finden  sollen.  Für  den  Staat  könne  es  aber  nur 
vorteilhaft  sein,  wenn  möglichst  viele  Brot  hätten.  Falsch  sei  es, 
hiergegen  einzuwenden,  es  gehöre  eben  zum  Wesen  der  Industrie, 
daß  der  Arbeitsgeber  zu  jeder  Zeit,  so  wie  es  ihm  beliebe, 
arbeiten  lassen  könne,  daß  ohne  diese  Freiheit  die  Gewerbe  ins 
Stocken  geraten  müßten,  und  somit  die  Maßregel  weniger 
heilsam  als  unheilvoll  auf  die  arbeitende  Klasse  wirken 
werde.  Gewiß,  im  Interesse  des  Arbeitgebers  möge  es  liegen, 
keine  Grenzen  für  die  Arbeitszeit  zu  haben,  aber  im  Interesse  all 
der  Arbeiter  und  aller  menschlich  Fühlenden  liege  es,  sie  dennoch 
zu  setzen.  Die  Arbeiter  würden  wahrlich  nichts  dagegen  haben, 
daß  diejenige  Industrie  zugrunde  gehe,  die  eben  nur  mit  dem 
Ruin  des  Arbeiters  bestehen  könne;  deshalb  werde  auch  die 
Zivilisation  nicht  stehen  bleiben,  die  Gesellschaft  w^erde  stets 
neue  Mittel  für  ihre  Lebenstätigkeit  produzieren,  wenn  die  alten 
nicht  mehr  ausreichen  sollten.  Wäre  nur  erst  bei  fester  Arbeits- 
zeit ein  von  Kommissionen  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber 
festgesetzter    Lohn    und    eine    feste    Verbindung    zur    Aufrecht- 
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■erhaltung  desselben  durchgesetzt,  so  werde  derjenige  Teil  der 
-Arbeiter,  der  keine  Beschäftigung  finden  könne,  dem  anderen 
Teile  keine  verderbliche  Konkurrenz  mehr  machen,  er  werde 
seine  Ansprüche  auf  menschliche  Existenz  an  den  Staat  zu 
stellen  haben,  und  dessen  Aufgabe  sei  es  dann,  dem  Arbeits- 
willigen Arbeit  und  einen  genügenden  Lohn  für  dieselbe  zu  geben. 
Die  Mittel  nun,  welche  den  Arbeitern  zu  Gebote  ständen,  um 
den  festgesetzten  Lohn  auf  seiner  Höhe  zu  erhalten,  folgten  aus 
-einer  straffen  Organisation  der  gesamten  Arbeiterschaft,  zu  der 
die  Vorbereitungen  schon  getroffen  seien.  Wenn  die  Verbindung 
•der  Arbeiter  der  verschiedenen  Geschäfte  sich  über  ganz  Deutsch- 
land ausdehne,  dann  müßten  in  einem  Kongreß  der  Arbeiter  die 
Arbeitszeit  und  das  Minimum  des  Lohnes  für  ihre  Beschäftigung 
und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  jedesmaligen  Ortsverhältnisse 
festgestellt  werden.  Gegen  jeden  einzelnen,  der  den  allgemeinen 
■Gesetzen  nicht  Folge  leiste,  werde  man  Repressalien  gebrauchen, 
ihm  z.  B.  die  Arbeit  an  allen  den  Orten  entziehen,  wo  die 
Verbindung  bestehe.  In  diesen  Verbindungen  wird  das  hauptsäch- 
lichste Mittel  zur  Hebung  der  jetzigen  und  zur  Befestigung  besserer 
Zustände  gesehen.  Dem  einzelnen  Arbeiter  gegenüber  werde 
der  Kapitalist  immer  Wege  finden,  selbst  staatliche  Gesetze  zum 
Schutze  der  Arbeiter  zu  umgehen ;  „die  Arbeiter  als  Klasse  dagegen 
sind  eine  ungeheure,  unüberwindliche  Macht,  sie  können  der  Welt 
Gesetze  schreiben ;  als  ein  fest  organisiertes  Ganzes  können  sie  sich 
•allein  vor  dem  Drucke  des  Kapitals  schützen".  Werde  die  arbeitende 
Klasse  aber  nicht,  wenn  sie  einmal  die  Herrschaft  in  Händen  halte, 
■die  Freiheit  und  das  Glück  für  sich  beanspruchen.^  Ganz  gewiß 
nicht,  denn  —  und  hier  kommen  Borns  kommunistische  Hoft- 
nungen  zum  Vorschein  —  die  Herrschaft  der  arbeitenden  Klasse, 
die  als  ein  Ziel  unserer  geschichtlichen  Bewegung  angesehen 
werden  müsse,  könne  erst  mit  der  Zeit  erreicht  werden,  wenn 
die  jetzige  Produktionsweise  sich  überlebt  habe  und  eine  neue 
Produktionsweise  an  die  Stelle  getreten  sei,  eine  solche,  wo  jeder 
Einzelne  Arbeiter  sei,  d.  h.  wo  die  Arbeit  nicht  mehr  das  Opfer 
eines  ganzen  Lebens  in  Anspruch  zu  nehmen  brauchte.  Dann 
werde  selbst  das  Wort  „Herrschaft"  nicht  mehr  seinen  jetzigen 
Inhalt  haben.  Jetzt  aber,  wo  man  noch  gezwungen  die  bestehenden 
Zustände  anerkennen  müsse,  müsse  man  auch  der  Verbindung 
•der  Arbeiter  die  gefährliche  Seite  nehmen,  die  sie  dem  berechnenden 
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Kapitalisten  gegenüber  entwickeln  könne,  damit  sie  nicht  zir 
einem  zerschmetternden,  beide  Teile  auflösenden  Zusammenstoß- 
führe.  Man  müsse  die  einander  gegenüberstehenden  Mächte  zu 
versöhnen  suchen,  die  Macht  der  Arbeiter  der  der  Kapitalisten 
nicht  als  eine  feindliche  gegenüberstellen ,  sondern  die  beiden 
Mächte  zu  einer  freien  Übereinkunft  führen.  Um  dies  zu  bewirken, 
beantragt  der  Artikel  selbst,  unter  den  Arbeitgebern,  Fabrikanten 
oder  Meistern  eine  Vereinigung,  eine  Korporation,  zu  gründen,, 
die  durch  ihren  Vorstand  in  Unterhandlung  mit  den  Vertretern 
der  Arbeiter  trete.  Die  Bildung  von  Korporationen  sei  eine 
Aufgabe,  die  von  fast  allen  Gewerbtreibenden ,  allen  Behörden 
gestellt  werde,  aber  über  den  Zweck  und  das  Wie  sei  man  nicht 
im  Klaren.  Der  Zweck  werde  sich  naturgemäß  zunächst  nach 
den  verschiedenen  Geschäftszweigen  richten  müssen,  werde  hier 
vielleicht  zur  Bildung  von  Assekuranzkassen,  dort  zur  Errichtung 
von  anderen  Unterstützungskassen  führen.  Was  aber  das  Wich- 
tigste sei:  die  Verbindungen  würden  die  Gesamtheit  ihrer  Teil- 
nehmer vor  der  Staatsgewalt  repräsentieren  und  so  größere 
Fragen  leichter  zur  Lösung  bringen.  Bei  sehr  vielen  Korporationen 
werde  aber  der  Hauptzweck  der  sein,  daß  da,  wo  der  Arbeitgeber 
nur  ein  schHchter  Handwerksmann  sei,  er  selbst  durch  die  Ver- 
bindung seiner  Gewerbsgenossen  vor  der  Macht  des  Kapitals 
geschützt,  daß  ihm  nicht  allein  Unterstützung  sondern  auch  x'\rbeit 
gegeben  werde.  In  solchen  Fällen  könne  die  Korporation  zur 
Assoziation  führen,  die  Meister  würden  zusammentreten  zu 
gemeinschaftlicher  Ausstellung  und  zum  Verkauf  ihrer  Waren  in 
großen  Magazinen,  sowie  zu  gemeinschaftlichem  Einkauf  voil 
Rohprodukten.  Der  Staat  hätte  hier  freilich  das  Recht,  mancher 
Assoziation  gegenüberzutreten;  wenn  eine  solche  z.  B.  die  not- 
wendigsten Bedürfnisse  monopolisieren  und  über  die  Maßen  ver- 
teuern wolle,  dann  müsse  er  zu  vorbeugenden  Gesetzen  greifen. 
Was  die  Korporation  in  ihrer  Verbindung  mit  dem  Arbeiter 
beträfe,  so  würden  die  Arbeiter,  die  sich  ebenfalls  durch  ihre 
gewählten  Vertreter  repräsentieren  lassen,  durch  diese  mit  den 
Arbeitgebern  oder  den  Meistern  sich  verbinden,  indem  die  Vor- 
steher beider  Teile  miteinander  zu  einer  Kommission  zusammen- 
träten, um  über  die  gemeinsamen  Interessen  auch  gemeinschaftlich 
beraten  und  beschließen  zu  können.  In  diesen  Kommissionen 
wäre    über   Arbeitszeit   und    das   Minimum    des   Arbeitslohnes    za 
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beraten,  vor  allem  aber  in  allen  streitigen  Fällen  zwischen  Meistern 
■oder  Fabrikanten  und  Arbeitern  zu  entscheiden ;  der  natürlichste 
Gerichtshof  für  Arbeiter  seien  die  Arbeiter  selber.  Und  wenn 
die  neuere  Gesetzgebung,  was  zu  erwarten  stehe,  auch  das  Institut 
der  Geschworenen  annehmen  sollte,  so  sei  es  natürlich,  daß  diese 
Einrichtung  als  allgemein  in  unserer  Gerichtspflege  auch  ihre 
nichtigste  Anwendung  in  der  Jury  finde,  die  sich  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  selbst  gewählt.  Die  Kommissionen  müßten  selbständige 
Gewerksgerichte  sein,  von  denen  an  die  Staatsbehörden  zu  appellieren 
gestattet  sei.  —  Sodann  wendet  sich  Born  scharf  gegen  jede  Privat- 
_gesetzgebung  in  Fabriken,  gegen  jede  sogenannte  Hausordnung, 
•die  vom  Geist  der  Selbst-  und  Herrschsucht  erklügelt  sei.  Er 
verlangt,  daß  alle  diese  Hausordnungen  in  Gemeinschaft  mit  den 
Arbeitern  aufgestellt  werden  sollen.  —  Eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben der  Kommissionen  werde  sodann  die  bilden,  die  Zahl  der 
Lehrlinge  zu  bestimmen,  welche  ein  Meister  zu  halten  berechtigt 
sei.  Wenngleich  Anstalten  zum  Schutze  des  kleinen  Handwerkers 
gegenüber  der  Maschinenarbeit  getroffen  werden  müßten,  so  sei 
€s  doch  ein  gewissenloses  Vorgehen,  wenn  Einzelne  das  Proletariat 
noch  durch  die  Annahme  neuer  Lehrlinge  zu  Geschäften,  die  im 
Untergange  seien,  und  bei  denen  die  Maschinenarbeit  die  Arbeit 
durch  Menschenhände  und  also  auch  die  Annahme  neuer  Lehr- 
linge schon  völlig  überflüssig  gemacht  habe,  geradezu  vermehrten. 
Auch  einem  anderen  Übel  sei  bei  der  Bestimmung  der  Lehrlings- 
-zahl  aus  dem  Wege  zu  gehen,  nämlich  dem  Monopol,  dem 
Privilegium  der  Zünfte.  Das  Interesse  der  Meister  bürge  zum 
Teil  schc.i  hinreichend  dafür,  daß  nicht  zu  wenig  Lehrlinge  in 
einem  Geschäfte  seien ,  und  dadurch  ein  Mangel  an  Arbeitern 
eintreten  könne,  der  eine  Verteuerung  der  Waren,  eine  Lähmung 
und  vielleicht  den  Ruin  des  Geschäftes  durch  auswärtige  Kon- 
kurrenz herbeiführen  könnte.  Dem  vorzubeugen,  liege  auch  im 
Interesse  der  Arbeiter,  und  wenn  sie  es  je  vergessen  sollten,  so 
würden  sie  durch  das  Zureisen  vieler  auswärtiger  Arbeiter  ihren 
Fehler  bald  kennen  lernen.  In  allen  Bestimmungen  müsse  aber 
"die  volle  Freiheit  des  Einzelnen  gewahrt  bleiben.  Wenn  ein 
Arbeiter  einmal  nach  überstandener  Lehrlingszeit  in  eine  Korpo- 
ration eingetreten  sei,  so  dürfe  es  keine  Gesetze  geben,  die  ihn 
verhindern  könnten,  sich  zu  etablieren.  Wenn  der  Staat  dafür  zu 
sorgen  habe,    daß    der  eine  Geschäftszweig  nicht  mehr  und  auch 
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nicht  weniger  Arbeitskräfte  erhalte,  als  er  brauche,  wenn  er  auf 
eine  richtige  Verteilung  derselben  achten  müsse  und  es  nicht 
einem  jeden  freistellen  dürfe,  Lehrlinge  in  unbeschränktem  Maße- 
aufzunehmen,  so  solle  er  aber  denen,  die  einmal  ein  Geschäft  erlernt,, 
die  Freiheit  geben,  sich  durch  das  Erlernte  eine  Existenz  zu  ver- 
schaffen, ja  da,  wo  es  durch  Mangel  an  Kapitalien  dem  Einzelnen 
unmöghch  sei,  sich  zu  etabheren,  die  Assoziation  mehrerer 
unterstützen. 

Überhaupt  sei  es  wünschenswert,  daß  aus  den  Korporationen 
eine  Assoziation,  eine  Verbindung  der  Einzelnen  zu  einem  großen 
Körper  hervorgehe.  Unsere  Aufgabe  sei  es,  die  Konkurrenz  zu. 
beseitigen,  eine  andere  Grundlage  für  Schaffen  und  Handeln  zu 
gewinnen,  und  eben  diese  Grundlage  solle  die  Assoziation,  die 
gemeinschaftHche  Arbeit  bilden.  Bei  dieser  Art  der  Produktion 
werde  die  Selbständigkeit  des  Einzelnen  erhalten,  es  solle  ihm 
stets  freistehen,  nach  seiner  eigenen  Überzeugung,  nach  seinem 
besseren  Wissen  und  Gewissen  sein  Kapital  flüssig  zu  machen.- 
Die  Assoziation  solle  ihn  nicht  an  bestimmte  Gesetze  der  Arbeit 
und  des  Genusses  derselben  binden,  freie  Wahl  der  Arbeit  und 
freie  Bestimmung  ihres  Maßes  sei  eine  Aufgabe,  die  die  Korpora- 
tionen wohl  erfüllen  könnten.  Den  Kapitalisten,  der  große- 
Magazine  halte  und  durch  sein  Kapital  die  kleinen  Meister  ab- 
hängig mache,  solle  die  Korporation  überflüssig  machen,  indem 
sie  auf  der  einen  Seite  selbst  das  verbindende  Glied  zwischen 
Publikum  und  dem  Arbeiter  bilde,  selbst  Magazine  anlege  und 
die  Waren  verkaufe,  andererseits  dem  Arbeiter  in  Fällen  des- 
Mangels Unterstützung  biete,  ihm  RohmateriaHen ,  Instrumente 
und  selbst  Lebensmittel  verschaffe.  Daß  sie  dies  alles  leisten 
könne,  dafür  habe  der  Staat  zu  sorgen.  Der  Arbeiter  aber  werde 
viel  Heber  der  Schuldner  der  Korporation  als  des  einzelnen 
Kapitalisten  werden,  denn  dieser  könne  ihn  immer  zwingen,  seine 
Schuld  durch  Arbeit  abzutragen,  deren  Preis  der  Kapitalist  selbst 
bestimme,  während  der  Preis  der  Arbeit  für  die  Korporation  nach 
den  allgemeinen  Korporationsgesetzen  bestimmt  werde,  die  un- 
möglich auf  den  Ruin  des  Einzelnen  berechnet  sein  könnten. 

Alle  diese  Aufgaben  der  Korporationen  könnten  jedoch  keine 
Hebung  der  Arbeiterverhältnisse  bewirken,  wenn  aus  ihnen  nicht, 
wie  bereits  erwähnt,  ganz  neue  Institute,  die  Assoziationen,  her- 
vorgingen.     Und    diese    dürften    nicht    allein    Verbindungen    von 
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Meistern  sein,  die  ihre  Waren  in  gemeinschaftlichen  Magazinen  aus- 
stellten, sondern  auch  von  solchen,  die  sie  gemeinsam  verfertigten. 
Der  kleine  Meister,  der  nicht  genug  Mittel  besäße,  sich  selbständig  zu 
ernähren,  solle  in  eine  solche  Assoziation  eintreten,  die  ihm  einen  Lohn 
für  seine  Arbeit  verspreche.  Diese  Assoziationen  seien,  wenn  sie  vom 
Staate  begünstigt  würden,  dann  nicht  ausschließlich  für  die  kleinen 
Meister  da,  sondern  für  jeden  Arbeiter,  der  eintreten  wolle.  Sie 
würden  sich  von  den  Nationalwerkstätten  in  der  Weise  unter- 
scheiden, daß  ihre  Mitglieder  selbst  die  Verwaltung  übernähmen, 
daß  sie  in  der  Assoziation  nicht  besoldete  Staatsdiener  seien, 
sondern  daß  sie  von  dem  Gewinne  ihres  Geschäfts  leben  müßten, 
daß  jeder  Einzelne  an  demselben  beteiligt  sei  und  also  auch  ein 
Interesse  dabei  haben  müsse,  ihn  möglichst  reichhaltig  werden  zu 
lassen.  Jedes  Mitglied  sei  Arbeiter,  Unternehmer  und  Verkäufer 
zugleich,  und  der  Staat  versehe  nur  die  Geschäfte  eines  Bankiers; 
er  helfe  der  Assoziation  durch  seine  Kreditinstitute  nach,  unter- 
stütze sie  in  dem  Aufsuchen  von  Absatzquellen,  aber  er  gebe 
ihnen  in  keiner  Weise  ein  ausschließliches  Privilegium,  ein  MonopoL 
Auf  solche  Weise  werde  man  leicht  zu  einer  genaueren  Kenntnis 
der  Produktionsverhältnisse  gelangen,  man  werde  die  Arbeit  in 
das  richtige  Maß  zum  Verbrauche  bringen  können,  und  dann  sei 
die  Organisation  der  Arbeit  von  selbst  da.  Der  Staat  habe  ferner 
in  den  Zweigen,  wo  Maschinen  zu  Vorarbeiten  benutzt  werden 
könnten,  deren  Anschauung  aber  dem  Einzelnen  zu  teuer  komme, 
die  Anlegung  derselben,  wo  sie  zum  Besten  einer  ganzen  Korpo- 
ration oder  Assoziation  dienen  sollten,  aus  seinen  eigenen  Mitteln 
zu  fördern.  Sei  es  doch  von  jeher  eine  anerkannte  Aufgabe  des 
Staates,  die  Industrie  zu  unterstützen,  schon  immer  habe  er  fremde 
Maschinen,  die  dem  Lande  notwendig  waren,  wenn  es  die  aus- 
ländische Konkurrenz  in  bezug  auf  Billigkeit  und  besonders  auf 
Egalität  der  Waren  aushalten  sollte,  eingeführt  oder,  wo  es  mög- 
lich war,  auch  hier  bauen  lassen.  Bisher  seien  sie  aber  gewöhn- 
lich nur  den  reichen  Fabrikanten  gegeben  worden,  fortan  müßten 
sie  aber  der  Mehrheit  zugute  kommen,  und  dafür  habe  der  Staat 
zu  sorgen.  Auf  diese  Weise  werde  in  erster  Linie  die  gesamte 
Tuchmanufaktur  des  Landes  gehoben  werden  können,  indem  die 
kleinen  Meister  nicht  mehr  einen  Teil  ihres  Verdienstes,  den  sie 
an  ihrer  Arbeit  haben  sollten,  an  die  großen  Kapitalisten  ab- 
zugeben   brauchten,    die    außerdem    ihre    Waren,    weil    sie    eigene 
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Maschinen  besäßen,  billiger  liefern  könnten  und  so  durch  ihre 
Konkurrenz  den  kleinen  Meister  drückten.  Auch  in  vielen  anderen 
Arbeitszweigen  würden  die  Assoziationen  die  Industrie  heben.  — 
Aber  es  sei  dringend  zu  wünschen,  so  fährt  der  Artikel  fort,  daß 
alle  Arbeiter  sich  zuvor  in  der  Weise  miteinander  verbänden,  wie 
es  schon  die  Buchdrucker  getan  hätten:  daß  sie  eine  Brüderschaft 
bildeten,  die  sich  über  das  ganze  Vaterland  ausdehne.  Sodann 
müsse  erwartet  werden,  daß  die  Assoziationen,  wenn  sie  erst  ein- 
mal ins  Leben  getreten  seien,  sich  einander  nicht  als  feindliche 
Konkurrenten  bekriegten,  sondern  vielmehr  miteinander  in  Ver- 
bindung träten ;  wenn  erst  einige  das  getan  hätten,  würden  die 
übrigen  in  ihrem  eigenen  Interesse  ihnen  beitreten  müssen. 
Wiederum  sucht  Born  hier  die  Befürchtung,  daß  aus  diesen 
Assoziationen  eine  neue  Aristokratie  hervorgehen  werde,  als  irrig 
hinzustellen,  denn  bei  richtiger  Leitung  würden  diese  Assozia- 
tionen vielmehr  Ungeheures  zur  Ausgleichung  der  Mißverhältnisse 
zwischen  Reich  und  Arm  leisten,  sie  würden  manches  Institut, 
das  jetzt  in  den  Händen  von  Privaten  sei,  zugrunde  richten,  da- 
mit alte,  unhaltbare  Verhältnisse  auflösen  und  Assoziationen  an 
ihre  Stelle  setzen.  „So  wird  eine  neue  Grundlage  für  unsere 
Zustände  gewonnen  werden,  so  werden  die  Gegensätze  in  der 
Gesellschaft,  ob  friedlich  oder  in  blutigen  Kämpfen,  das  können 
wir  noch  nicht  wissen,  sich  allmählich  ausgleichen." 

Einen  großen  Raum  nehmen  die  i\usführungen  Borns  über 
die  „Garantie  der  Arbeit"  ein.  In  im  ganzen  sechs  Nummern 
(15  — 18,  21,  22)  setzt  er  sich  mit  dieser  bekanntesten  und  m^eist 
diskutierten  Frage  jener  Tage  auseinander.  Der  Staat  hat,  so 
meint  Born,  endgültig  von  dem  Grundsatze  abzugehen,  daß  es 
ihm  gleichgültig  sei,  auf  welche  Weise  der  Einzelne  sein  Leben 
gewinne  oder  nicht  gewinne,  und  dagegen  den  Grundsatz  an- 
zuerkennen, daß  der  Staat  verpflichtet  sei,  für  die  Erhaltung 
seiner  Mitglieder  Sorge  zu  tragen.  Die  Notwendigkeit  dieser 
Forderung  lehrten  die  Zustände  der  Zeit  mit  deutlicher  Sprache. 
„Wir  sind  am  Anfange  eines  großen  gesellschaftlichen  Kampfes, 
und  der  Hunger  rafft  nicht  allein  Tausende  hin,  in  noch  mehr 
Tausenden  regt  er  revolutionäre  Gesinnungen  an,  die  endlich 
doch  zum  Ausbruch  kommen  müssen,  wo  sie  es  noch  nicht  sind. 
Selten  aber  auch  ist  wohl  je  eine  Forderung  so  sehr  anerkannt 
worden,  als  die  nach  Arbeit,  und  wenn  selbst  unser  altes  preußi- 
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sches  Landrecht  den  Grundsatz  anerkennt,  daß  der  Staat  für  die 
Mittellosen  durch  passende  Beschäftigung  zu  sorgen  habe,  um 
wie  viel  mehr  muß  dies  ein  neues  Gesetzbuch,  das  aus  dem  re- 
volutionären Boden  unserer  Zeit  entspringen  soll.  —  Wir  geben 
zu,  daß,  solange  unsere  Steuergesetzgebung  noch  dieselbe  bleibt, 
oder  nicht  vollständig  umgestaltet  wird,  der  Staat  die  Garantie 
der  Arbeit  nicht  gut  übernehmen  kann.  Das  wird  ihn  freilich 
zwingen,  sich  ganz  und  gar  anders  zu  organisieren,  seine  Bedürf- 
nisse in  anderer  Weise  und  aus  anderen  Quellen  zu  schöpfen,  als 
■dies  bisher  geschehen.  Tut  er  dies  nicht,  so  wächst  ihm  die  Be- 
wegung des  Proletariats  über  den  Kopf,  und  diejenigen,  welche 
jetzt  nachzugeben  sich  weigern,  würden  dies  bald  bereuen."  Der 
Staat,  als  die  Organisation  der  herrschenden  Klasse  zur  Unter- 
drückung der  schwächeren,  als  die  Organisation  der  Kapitalisten 
zur  Ausbeutung  der  Arbeiter,  sei  es  sich  selbst  schuldig,  dem 
Arbeitslosen  Arbeit  und  den  Genuß  seiner  Arbeit  zu  verschaft'en, 
wolle  er  sich  nicht  den  schrecklichsten  Revolutionen  aussetzen. 
Es  sei  aber  nicht  genug,  daß  er  es  bloß  in  Zeiten  der  Not  und 
der  allgemeinen  Gewerbsstockung  für  seine  Aufgabe  erkenne,  zu 
helfen,  wie  und  wo  es  möglich  sei.  So  gebe  er  nur  den  müßigen 
und  gefährlichen  Händen  eine  Beschäftigung,  die  weder  ihm  noch 
dem  Arbeiter  von  Nutzen  sei,  im  Gegenteil  beiden  Teilen  schade, 
da  sie  unproduktiv  seien  und  nichts  schafften ;  denn  w^enn  sie 
Nutzen  brächten,  so  würde  sie  die  Privatspekulation  schon  aus- 
beuten. Durch  solche  Beschäftigungen,  wie  jetzt  z.  B.  in  den 
Rehbergen,  verarme  der  Staat  und  werde  der  Arbeiter  demorali- 
siert. Handie  der  Staat  ferner  nur  aus  Barmherzigkeit,  so  würden 
seine  Beschäftigungen  zu  einem  noch  verderblicheren  Almosen, 
denn  das  Almosengeben  mache  den  Staat  zum  Bettler,  den 
Almosenempfänger  aber  zum  Tyrannen.  Gerade  diese  Art  zu 
helfen  und  die  Arbeit  zu  organisieren  könne  nur  zur  Pöbelherr- 
schaft führen,  die  Arbeiter  würden  den  Proletariern  Roms  ähnlich, 
die  sich  von  jeder  Partei  kaufen  ließen  und  den  Staat  zuletzt  zu- 
grunde richteten.  Vielfach  höre  man  den  Einwurf,  daß  der  Staat 
die  Arbeit  nicht  garantieren  könne,  weil  ihm  die  Mittel  dazu 
fehlten,  und  wenn  er  jetzt  arbeiten  lasse,  so  würde  er  entweder 
seine  W^aren  nicht  absetzen  können,  oder  er  würde  sie  so  billig 
verkaufen  müssen,  daß  er  die  Privatindustrie  zerstöre,  auch  seien 
zu    viel    Menschen    da.     Das    sei    allerdings    wahr,    daß    der   Staat 
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augenblicklich  nicht  einige  hundert  Millionen  disponibel  habe,  es 
handle  sich  aber  auch  nicht  um  einige  administrative  Maßregeln,, 
sondern  um  eine  völlige  Umgestaltung  unserer  Steuergesetz- 
gebung. Wenn  der  Staat  Mittel  brauche,  um  die  arbeitende 
Klasse  zu  beschäftigen,  so  müsse  er  sie  auftreiben,  und  wenn 
dieser  Finanzminister  es  nicht  verstehe  oder  nicht  das  Vertrauen 
des  Landes  besitze,  so  habe  ein  anderer  an  seine  Stelle  zu  treten,, 
denn  die  Mittel  zur  Erhaltung  des  Staates  müßten  aufgebracht 
werden.  Hätte  der  Staat  aber  einmal  die  notwendigen  Millionen,, 
so  würde  er  sie  nicht  zu  unproduktiven  Erdarbeiten  verwenden,, 
so  würde  er  zunächst  das  Notwendigste  besorgen  und  nicht  gleich 
an  das  Angenehme  denken.  Der  Staat  könne  wohlfeiler  als  ein 
Privatmann  die  Rohprodukte  beziehen,  er  möge  z.  B.  Kleidungs- 
stücke aller  Art  machen  lassen  und  diese  Arbeit  auch  bezahlen, 
für  den  Absatz  brauche  er  nicht  besorgt  zu  sein,  denn  es  gebe 
so  viele  Leute,  die  keine  Hemden,  Jacken,  Stiefel  und  Strümpfe 
hätten,  daß  er  diese  Leute  fürs  erste  mit  den  nötigen  Sachen 
versorgen  müsse,  ohne  sie  ihnen  zu  schenken,  sie  müßten  viel- 
mehr ihn  dafür  durch  ihre  Arbeiten  entschädigen.  Wenn  eine 
Regierung  in  Wirklichkeit  sich  mit  der  Arbeiterfrage  beschäftige,, 
wenn  sie  die  Brotlosen  durch  die  Entwicklung  einer  be- 
deutenden Tätigkeit  für  ihr  \\'ohl  wirklich  überzeuge,  daß  sie  es 
ernst  mit  ihnen  meine,  und  wenn  sie  durch  ihre  Handlungsweise 
die  Macht  der  öffentlichen  Meinung  für  sich  gewonnen  habe,  so 
habe  sie  es  um  so  weniger  nötig,  den  Arbeitern  sogleich  ein 
glücklicheres  Los  zu  schaffen ;  sie  müsse  ihnen  nur  beweisen,  daß- 
sie  den  rechten  Weg  ergriffen,  auf  dem  dies  Ziel  zu  erreichen 
sei.  In  Frankreich  hätte  die  Tatsache,  daß  ein  Louis  Blanc 
und  daß  ein  Arbeiter  Mitglieder  der  provisorischen  Regierung 
waren,  hingereicht,  um  der  arbeitenden  Bevölkerung  von  Paris 
Vertrauen  zu  dem  guten  Willen  der  Regierung  einzuflößen. 
Der  Fehler  aber,  daß  die  projektierte  Organisation  der  Arbeit 
nicht  zur  Wahrheit  wurde,  habe  einzig  und  allein  in  dem  Geld- 
mangel gelegen  oder  besser  in  der  falschen  Verwendung  des  noch 
vorhandenen  Geldes.  Wer  eine  neue  Grundlage  für  die  gesell- 
schaftliche Existenz  ohne  Geld,  ohne  recht  viel  Geld  schaffen 
wolle,  der  sei  entweder  ein  Betrüger  oder  ein  Narr.  Die  große 
Frage  erhebe  sich  darum,  aus  welchen  Quellen  Geld  zu  schöpfen 
sei.    Die  Haupteinnahmequellen  des  preußischen  Staates  bestünden 
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aus  Konsumtionssteuern.  Die  Regierung  wolle  sich  noch  zu 
keiner  neuen  Steuergesetzgebung  verstehen  wegen  der  bedeuten- 
den Ausfälle  in  dem  diesjährigen  Ertrage  der  Steuern  und  der 
Zweifelhaftigkeit  des  Erfolges  einer  neuen  Steuer.  Sie  behalte 
deshalb  die  Konsumtionssteuern  bei  und  schiebe  die  Einführung 
der  Einkommensteuer  bis  in  das  nächste  Jahr  hinaus.  Gerade 
diese  Einkommensteuer  solle  aber  nach  dem  Wunsche  der  Arbeiter 
die  ausreichenden  Mittel  zur  Erhaltung  des  Staates  liefern.  Durch 
eine  solche  progressive  Einkommensteuer  würden  der  Staatskasse 
reichere  Einnahmequellen  zufließen,  mit  ihnen  könnte  dann  die 
neue  Organisation  der  Erwerbsverhältnisse  eingeleitet  werden.  Zu 
den  progressiven  Einkommensteuern  müsse  aber  auch  noch  eine 
bedeutende  progressive  Erbschaftssteuer  hinzugefügt  werden.  Daß 
die  Einführung  dieser  Steuer  zur  Aufhebung  des  Erbrechts  und 
des  Privateigentums  führen  könne,  sei  nicht  zu  befürchten.  Am 
Ende  gehöre  ja  jede  Abgabe,  jede  Steuer  demselben  Prinzip  an 
wie  die  Erbschaftssteuer.  Ein  jeder  sei  gezwungen,  täglich,  ja 
stündlich  einen  Teil  seines  Erwerbes  dem  allgemeinen  Besten  zu 
opfern,  in  jeder  Verfassung  werde  das  Eigentum  geheiligt,  insoweit 
als  das  Wohl  des  Staates  nicht  Anspruch  darauf  zu  machen  brauche. 
Noch  existiere  kein  Staat,  kein  einheitlicher  Gesamtkörper,  wo 
ein  jeder  pflichtgetreu,  aus  freiem  Willen  das  Seine  zum  allge- 
meinen Besten  beitrüge,  der  Staat  lege  vielmehr  Steuern  auf,  und 
gerade  in  der  Eintreibung  der  Steuern  liege  noch  das  Gefühl  der 
Abhängigkeit,  der  Unfreiheit,  die  sich  am  entschiedensten  in  der 
Despotie  ausspreche.  Aber  auch  in  dem  konstitutionellen  Staate, 
selbst  in  einer  Republik,  vermöge  sich  ein  Mensch  nur  schwer 
aus  diesen  Begriffen  der  Untertänigkeit  zu  erheben.  Der  Grund 
hierfür  seien  die  Klassenunterschiede,  die  gesellschaftlichen  Gegen- 
sätze ;  überall,  wo  diese  existierten,  werde  der  Arme  in  seinem 
ganz  richtigen  Gefühle  annehmen,  daß  er  die  Steuern,  wenn  auch 
nicht  mehr  an  einen  Herrscher,  so  doch  an  eine  herrschende 
Klasse  entrichte,  für  die  er  arbeite  und  die  ihin  die  Produkte 
seiner  Arbeit  verteuert  wieder  verkaufe,  an  die  er  Steuern  zahle 
und  die  ihm  einen  geringeren  Teil  derselben  als  Almosen  zu- 
rückgebe. Denn  die  Genüsse  der  Gesellschaft  in  ihrer  jetzigen 
Existenz  seien  keineswegs  gemeinnützig.  „Im  Gegenteile  ist  es 
ein  Faktum,  daß  jeder  Fortschritt  in  der  Zivilisation  die  Lage 
des  Proletariers   verschlechtert,    daß    eine  jede  Erfindung,    welche 
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die  Produktion  billiger  macht,  seinen  Lohn,  der  immer  nur  ein 
Minimum  dessen  ist,  was  er  zum  notdürftigsten  Leben  gebraucht, 
noch  verkürzt,  indem  man  ihm  für  die  früher  besseren,  solideren 
Produkte  schlechte  Surrogate  reicht.  —  Die  Steuer  des  Armen 
bleibt  also,  solange  wir  die  jetzige  Organisation  der  Gesellschaft 
beibehalten,  immer  eine  Steuer  in  ihrer  alten  Bedeutung,  eine 
Steuer  an  die  herrschende  Macht,  es  wird  ihm  ein  Teil  seines 
Vermögens  gegen  sein  Wohl  und  gegen  seinen  Willen  genommen. 
Warum  sollen  wir  dieses  Prinzip  nicht  in  seiner  Allgemeinheit 
anwenden  können,  damit  wir  die  Mittel  erhalten,  die  gesellschaft- 
lichen Gegensätze  aufzulösen  und  in  Wirklichkeit  eine  Organi- 
sation des  Staates  herbeizuführen,  in  welchem  das  allgemeine 
Wohl  in  der  Tat  das  leitende  Prinzip  ist  ?"  Man  sieht  klar,  wie  im 
Hintergrunde  der  Bornschen  Weltanschauung  die  kommunistischen 
Ideale  ruhen,  an  deren  Verwirklichung  mit  den  Mitteln  der  Zeit 
gearbeitet  werden  müsse.  Korporationen  und  Assoziationen  sind, 
so  haben  wir  gesehen,  die  Allheilmittel  zur  Organisation  der  Ar- 
beit, ihre  Mitglieder  werden  auch  in  stillen  Zeiten  einander  durch- 
helfen, überhaupt  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  der  Masse  der 
vorhandenen  Arbeit  und  der  Arbeiter  hervorrufen.  Dann  wird 
es  weniger  Brotlose  geben  als  heute,  für  sie  hat  aber  auch  dann 
der  Staat  zu  sorgen.  Und  hier  entwickelt  Born  neue  Vorschläge, 
die  zu  nichts  Geringerem  als  zu  einer  Kasernierung  aller  Brot- 
losen führen  wollen.  Seine  interessanten  Ausführungen  haben 
folgenden  Inhalt:  Der  Staat  weise  die  Arbeitslosen  zuerst  an  das 
Gewerk.  Dieses  hat  die  Arbeit  zu  verteilen,  bei  ihm  meldet  sich 
ein  jeder,  der  ohne  Beschäftigung  ist  und  jeder,  der  Arbeiter 
braucht.  Der  dazu  bestimmte  Beamte  des  Gewerks  schickt  den 
Meistern  der  Reihe  nach  die  Unbeschäftigten,  wie  sie  die  Liste 
meldet,  zu.  Die  aus  der  Fremde  zureisenden  Arbeiter  hätten  von 
alten  Zeiten  die  Gewerksherbergen  aufgesucht,  und  dieses  Institut 
könne  vorteilhaft  erweitert  werden,  indem  die  Arbeitslosen  hier 
nicht  nur  Arbeitsnachweis  erhielten,  sondern  auch  Aufnahme 
fänden.  Die  Gewerksherbergen  sollten  deshalb  nicht,  wie  es  ge- 
wöhnlich der  Fall  sei,  aus  bloß  einem  Zimmer  bestehen,  sondern 
Kasernen  ähnlich  gemacht  werden,  großen  Gebäuden  mit  vielen 
einzelnen  Zimmern,  die  mit  reinlichen  Betten  und  dem  nötigen 
Mobiliar  versehen  seien.  Die  Lebensmittel  der  Soldaten  wären, 
weil  in  Massen  angeschafft,  ungemein  billig;    bei  gleicher  billiger 
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Versorgung  der  Arbeitslosen,  hätte  man  dann  auch  nicht  nötig, 
ihnen  einen  so  bedeutenden  Arbeitslohn  zu  zahlen.  Der  Staat 
hätte  nur,  wie  schon  öfter  verlangt,  die  Rohprodukte  und  die 
nötigen  Werkzeuge  anzuschaffen,  und  die  Millionen,  welche  ihm 
diese  Einrichtung  kosten  würde,  würden  für  das  ganze  Land  da- 
durch wiedergewonnen,  daß  während  dieser  Jahre  eine  große 
Zahl  von  Menschen  konsumtionsfähig  gemacht  wäre.  Wichtiger 
als  die  Ausfuhr  der  Fabrikate  würde  es  sein,  wenn  der  Staat  für 
einen  großen  Absatz  auf  dem  inländischen  Markte  Sorge  trage. 
Deutsche  Tuche  gingen  nach  allen  Weltgegenden,  während  Millionen 
im  Reiche  sich  keinen  Rock  kaufen  könnten.  Darum  müsse  der 
Staat  darauf  hinwirken,  daß  in  den  nach  obigem  Vorschlage  um- 
geänderten Herbergen  die  zum  menschlichen  Leben  notwendigsten 
Gegenstände  angefertigt  würden,  diese  verkaufe  er  alsdann  nicht, 
sondern  gebe  sie  für  andere  Arbeit  an  eine  andere  Herberge  und 
so  fort.  Auf  diese  Weise  versorge  man  die  Arbeitslosen  und 
mache  sie  in  wenigen  Jahren  produktionsfähig,  denn  sie  gewöhnten 
sich  daran  zu  arbeiten,  sowie  an  bestimmte  Bedürfnisse,  die  man 
sie  nötige,  zu  befriedigen.  Möge  die  Ausführung  auch  noch  so 
kostspielig  sein,  je  mehr  auf  sie  verwendet  werde,  um  so  nütz- 
licher sei  sie  auch.  „Er  nimmt  zwar  auf  der  einen  Seite  und  gibt 
auf  der  anderen,  er  läßt  aber  zu,  daß  das  verwandte  Kapital  viel- 
fach umgesetzt  wird,  daß  es  tausende  von  Händen  beschäftigt, 
welche  wirklich  nützliche  Produkte  damit  schaffen,  daß  es  Arbeits- 
fähige an  der  Arbeit  erhält  und,  was  die  Hauptsache  ist,  aus 
Almosenempfängern  Käufer  macht.  Ohne  den  Hintergrund  der 
Assoziationen  würde  der  letzte  Zweck  freilich  nicht  erreicht  werden. 
Bleiben  wir  auf  dem  Boden  der  jetzigen  Gesellschaft,  so  würde 
sich  das  Kapital  die  Arbeiter  immer  wieder  dienstbar  machen 
und  neue  Proletarier  machen,  deshalb  also  die  Assoziationen, 
d.  h.  Institute,  in  welchem  Arbeit  und  Kapital  zusammenfallen, 
in  welcher  der  Arbeiter  zugleich  der  Kapitalist  und  umgekehrt 
der  Kapitalist  Arbeiter  ist."  Sollen  aber  alle  diese  Vorschläge 
mehr  sein  und  werden  als  fromme  Wünsche  und  Chimären,  so 
muß  die  herrschende  Macht  im  Staate  eine  volkstümliche,  eine 
demokratische  werden.  Es  gäbe  zwar  Leute,  und  hier  klingt  es 
wie  eine  direkte  Polemik  gegen  den  Born  damals  freilich  noch 
unbekannten  Winkelblech,  die  alle  Politik  für  Unsinn  erklärten, 
denn  die  soziale  Frage,  die  Frage  der  Arbeit,  die  Frage  des  tag- 
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liehen  Lebens  sei  die  Hauptfrage  und  alles  Übrige  nur  Firlefanz. 
Diese  Ansicht  teile  er  ganz  und  gar  nicht,  denn  einmal  könne 
man  bei  Beurteilung  der  Arbeiterverhältnisse  niemals  den  geschicht- 
lichen Boden  verlassen,  und  ferner  sei  die  soziale  Frage  nur  unter 
der  ausgedehntesten  Volksherrschaft  zu  lösen,  nur  dann  eine  Auf- 
hebung der  Klassengegensätze  möglich.  In  der  jetzigen  Ver- 
sammlung der  Volksvertreter  säßen  die  Interessen  zu  Gericht,  den 
Ausschlag  gäbe  hier  die  Majorität,  und  der  Einfall  eines  Einzelnen 
könne  hier  nicht  maßgebend  sein,  sondern  der  kalte  Verstand 
und  das  kluge  Interesse  der  am  stärksten  vertretenen  Partei;  gerade 
deshalb  werde  sie  zu  dem  gefährlichsten  Mittel  der  Volksunter- 
drückung, wenn  nicht  das  ganze  Volk  und  unter  den  passendsten 
Formen  in  der  Nationalversammlung  vertreten  sei.  Das  allgemeine 
Wahlrecht  sei  noch  keineswegs  die  Garantie  einer  allgemeinen 
Volksvertretung.  Es  könne  z.  B.  die  arbeitende  Bevölkerung  von 
Fabriken  in  nur  wenigen  Wahlkreisen  eingeschlossen  sein,  sie 
könne  hier  fast  mit  Einstimmigkeit  ihre  Abgeordneten  wählen, 
und  sie  brauche  nur  eine  Stimme  Majorität;  alle  die  Stimmen 
also,  welche  hierüber  hinausgingen,  hätte  sie  besser  in  einem 
anderen  Wahlkreise  benutzen  können,  wo  ihre  Partei  in  der 
Minorität  sei.  Daran  sei  sie  verhindert,  und  so  bleibe  die  richtige 
Entscheidung  des  Volkswillens  durch  die  Wahlen  der  Abgeord- 
neten zum  Parlamente  immer  noch  ungewiß.  Nicht  der  Volks- 
wille werde  in  der  Kammer  zum  Ausdruck  gebracht,  sondern 
der  Wille  einer  zufälhgen  Majorität  im  Volke,  der  Wille  einer 
Klasse  desselben.  Wenn  es  nun  unmöglich  sei,  die  Volks- 
vertreter anders  als  in  bestimmten  Kreisen  wählen  zu  lassen, 
so  müsse  man  erstens  darauf  sehen,  daß  möglichst  jeder  bei  der 
Landesgesetzgebung  Interessierte  Wähler  sei,  und  zweitens,  daß 
der  Volkswille  noch  auf  eine  andere  Weise  dargelegt  werde.  Ein 
erstes  Mittel  zur  Verallgemeinerung  der  Volksvertretung  sei  schon 
unter  den  Anträgen  des  Zentralkomitees  für  Arbeiter  angeführt, 
nämlich  die  Herabsetzung  der  Wählbarkeit  für  die  preußische 
Kammer  auf  das  24.  Jahr.  Der  eigentliche  Gesellenstand,  der 
Stand  der  Arbeiter  gehöre  seinem  großen  Teile  nach  dem  Alter 
von  21  bis  24  Jahren  an,  und  ihn  von  der  Vertretung  ausschließen, 
heiße  einen  großen  Teil  der  arbeitenden  Klasse  des  Stimmrechts 
berauben.  Ja  es  liege  durchaus  im  Interesse  der  arbeitenden 
Klasse,    wenn    das  Stimmrecht    schon    mit  21   Jahren    wie    in  den 
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meisten  Kantonen  der  Schweiz  ausgeübt  werde!  Ein  zweites 
Mittel,  das  eine  wirkliche  Geltendmachung  des  Willens  der  Majorität 
ermögliche,  sei  das  Volksveto  für  alle  Gesetze,  welche  das 
Interesse  des  ganzen  Landes  berühren.  Interessant  sind  die  Be- 
•denken  Borns  gegen  die  Ausübung  dieses  Vetos  bei  der  Unzu- 
verlässigkeit  des  Landvolkes,  welches  immer  die  Majorität  in  der 
Gesamtbevölkerung  bilde,  aber  noch  nicht  ein  richtiges  Urteil  in 
allen  politischen  Fragen  habe.  Auch  unterstehe  es  in  den  meisten 
Gegenden  zu  sehr  dem  Einflüsse  der  Geistlichkeit,  und  „deshalb 
dringen  wir,  da  das  Volksveto  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in 
der  ersten  Zeit  noch  nicht  zur  Geltung  kommen  wird,  auf  die 
Trennung  der  Kirche  vom  Staat,  auf  einen  allgemeinen  unent- 
geltlichen Unterricht,  und,  wo  es  nötig  ist,  auf  die  unentgeltliche 
Erziehung  der  Jugend". 

Mit  diesen  Betrachtungen  schließt  Born  seine  Ausführungen 
über  die  Anträge  des  Zentralkomitees  ab,  die  versprochene  Fort- 
setzung ist  nicht  erschienen.  Aus  allem  geht  aber  hervor,  daß 
es  Born  um  die  wirtschaftliche  Hebung  der  arbeitenden  Klasse, 
um  ihre  Erziehung  zur  Arbeit  und  zur  Erhaltung  in  ihr  zu  tun 
ist.  In  interessanter  Weise  hat  er  schon  in  einer  früheren  Nummer 
seiner  Zeitschrift  (Nr.  15  vom  6.  Juli)  zwischen  dem  Pöbel  und 
der  Arbeiterschaft  unterschieden  und  den  vierten  Stand  scharf 
von  dem  „Lumpenproletariat"  ä  la  Marx  oder  dem  fünften  Stande, 
wie  er  sich  einmal  in  seinen  „Erinnerungen"  ausgedrückt  hat,  ge- 
trennt. Er  schreibt :  „Ein  solcher  Pöbel  existiert  in  zivilisierten 
Ländern  gar  nicht.  Der  Pöbel  kann  sich  höchstens  für  einen 
momentanen  Genuß  schlagen,  die  arbeitende  Klasse  führt  einen 
Prinzipienkampf,  sie  ist  ein  moralischer  Gegner,  sie  steht  in  einem 
gesellschaftlichen  Kampfe  gegenüber  der  Klasse  der  Kapitalisten, 
in  einem  Kampfe,  der  früher  oder  später  gelöst  werden  muß, 
denn  er  steht  auf  geschichtlichem,  Boden.  Diese  arbeitende  Klasse 
nun  die  „Barbaren  des  neunzehnten  Jahrhunderts"  zu  nennen,  wie 
es  Louis  Philipp,  wie  es  auch  Thiers  getan,  das  beweist  ent- 
weder, daß  sie  beide  trotz  ihrer  Klugheit  eine  sehr  geringe  Ein- 
sicht in  die  geschichtliche  Bewegung  haben,  oder  daß  sie  sie  ver- 
leugnen, was  wir  nocn  eher  von  ihnen  glauben.  Die  moderne 
zivilisierte  Welt  hat  keine  Barbaren  zu  fürchten,  sie  ist  sicherlich 
nicht  den  Zerstörungsversuchen  einer  Menschenklasse  ausgesetzt, 
die  in  den  letzten  Monaten  mit  dem  Namen  ,, Anarchisten"  belegt 
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worden  sind.  '  Wenn  ein  Einzelner  sich  auch  vielleicht  nicht 
Rechenschaft  geben  kann  von  seinen  revolutionären  Bestrebungen, 
so  ist  es  doch  Blindheit,  zu  glauben,  daß  es  Anarchisten  gibt, 
welche  eine  Partei  genannt  zu  werden  verdienen,  die  auf  die 
weiteste  Zügellosigkeit  hinausgeht,  die  Raub,  Mord,  Plünderung 
und  alle  Schrecken  auf  ihre  Fahne  geschrieben  hat.  Diese  wenigen 
sogenannten  Anarchisten  gehören  freilich  zum  Pöbel,  aber  sie 
bilden  keine  Partei. 

Die  Bewegung  unseres  Proletariats  habe  keinen  anderen  Inhalt 
als  die  gemeine  Raublust,  den  Diebstahl  in  Masse,  sie  ginge  nur 
auf  Zerstörung  aus,  diese  Redensarten  wagte  man  in  den  letzten 
Tagen  oft  genug  auszusprechen,  als  die  Nachrichten  des  Pariser 
Aufstandes  zu  uns  herüber  kamen.  Daß  dieser  Kampf  dort  haupt- 
sächlich eine  hohe  gesellschaftliche  Bedeutung  hatte,  davon  sind, 
glaube  ich,  die  Leser  dieses  Blattes  schon  alle  überzeugt,  und 
einzelne  Scheußlichkeiten,  die  in  diesem  Kampfe  auf  selten  der 
Proletarier  vorgekommen,  könnten,  wenn  sie  wirklich  wahr  sein 
sollten,  den  Zweck  dieses  Kampfes  doch  nicht  verrücken,  denn 
der  war  nichts  weniger  als  Raub  und  Plünderung,  ein  Angriff 
auf  das  Eigentum  und  die  Familie,  die  hier  ganz  und  gar  nicht 
in  Frage  stehen  kann;  es  war  ein  Kampf  um  die  Teilnahme  an 
der  Herrschaft  im  Staate,  ja  vielleicht  um  die  Herrschaft  selbst, 
und  wenn  die  arbeitende  Klasse  diese  errungen,  sie  hätte  wohl 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die  Eigentumsverhältnisse  unserer 
Gesellschaft  auf  einen  neuen  Entwicklungsweg  gebracht,  sie  hätte 
das  getan,  was  jede  Klasse  tat,  die  an  die  Gewalt  kam,  indem 
sie  eine  neue  Welt  schuf,  sie  reorganisierte,  indem  sie  das  Alte, 
Unhaltbare  zertrümmerte. 

Das  aber  kann  wohl  nur  der  niedrigste  Zweck  einer  revo- 
lutionären Partei  sein,  daß  sie  ihr  eigenes  Wohlsein  wenigstens 
erreiche,  und  dies  könnte  sie  wohl  schwerlich  durch  die  Zerstörung 
aller  Lebensbedingungen.  Ohne  die  hohe  Zivilisation,  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  existierte  kein  Proletariat,  existierte  seine 
revolutionäre  Tätigkeit  nicht,  diese  kann  aber  unmöglich  darauf 
hinausgehen,  die  Errungenschaften  des  menschlichen  Geistes  und 
Fleißes  zu  verderben,  sondern  sie  allen  zugänglich  zu  machen." 

Abgesehen  von  diesen  theoretischen  Darlegungen  über  das 
Wesen  der  Arbeiterbewegung  muß  uns  noch  die  faktische  Stellung- 
nahme   zu    der    Handwerker-    und   Arbeiterbewegung  jener    Zeit 
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interessieren,  in  die  das  Berliner  Zentralkomitee  bereits  bewußt 
mit  eingegriffen  hat.  Dies  geschieht  durch  folgende  in  Nr.  il 
des  „Volks"  veröffentlichte 

Aufforderung    an    die    arbeitenden    Klassen   Deutschlands    zur  Be- 
schickung eines  in  Berlin  vom  20.  bis  zum  26.  August  abzuhaltenden 
Arbeiter-Parlamentes. 

Arbeiter  und  Brüder! 

Die  unterzeichneten  Deputierten  des  vom  Berliner  Hand- 
werkerverein zusammenberufenen  Handwerker-  und  Arbeiter- 
kongresses, nicht  zufrieden  gestellt  mit  den  Resultaten  dieses 
Kongresses  in  bezug  auf  die  soziale  Frage  der  Gegenwart,  wenn 
auch  das  Segensreiche  seiner  Wirksamkeit  vollständig  anerkennend, 
sind  darin  übereingekommen,  die  arbeitenden  Klassen  in  Städten, 
Fabrik-  und  Ackerbaudistrikten  des  gesamten  Vaterlandes 
zur  Beschickung  eines  gemeinsamen  Arbeiterparlamentes 
aufzufordern,  welches  zum  ausschließlichen  Zweck  die  Besprechung 
der  materiellen  Interessen  der  arbeitenden  Klassen  haben  soll. 
Auf  allen  bisher  abgehaltenen,  mehr  oder  weniger  lokalen  Hand- 
werker-, Arbeiter-  und  demokratischen  Kongressen  hat  die  große 
soziale  oder  Arbeitsfrage  eine  entweder  nur  flüchtige  oder  gar 
keine  Erledigung  gefunden.  Wir  halten  es  es  daher  für  eine  un- 
abweisliche  Notwendigkeit,  daß  eine  möglichst  geordnete  Ver- 
tretung der  arbeitenden  Klassen  Deutschlands  die  sie  zunächst 
angehenden  Fragen  selbständig  in  ihre  Hand  nehme  und  sich  in 
den  wesentlichsten  Punkten  vereinige,  welche  die  Befreiung  des 
Arbeitertums  aus  den  Fesseln  des  Kapitalismus,  der  persönlichen 
Abhängigkeit  und  der  materiellen  Entbehrung  in  sichere  Aussicht 
stellen.  Die  vom  Arbeiterparlamente  festzustellenden  Punkte 
sollen  eine  soziale  Volkscharte  Deutschlands  bilden, 
welche  alle  die  Millionen,  die  bisher  von  einer  kleinen  Zahl  aus- 
gebeutet und  in  der  Unterdrückung  gehalten  wurden,  in  fester 
Verbrüderung  und  mit  aller  Energie  als  das  Gesetz  des 
Landes  zu  erstreben  haben.  Indem  wir  die  Durchsetzung 
folgender  Maßregeln  als  die  für  die  arbeitenden  Klassen  dringendsten 
und  notwendigsten  erkennen,  stellen  wir  dieselben,  ohne  den  Be- 
schlußnahmen des  Parlaments  vorgreifen  zu  wollen,  als  unsere 
A'^orlagen  hin. 

Biermann,    K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  II.  I6 
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Selbst  Arbeiter,  verlangen  wir  im  Interesse  des  deutschen 
Arbeitertums : 

1.  Der  Staat  verpflichte  sich,  einem  jeden,  der  arbeiten  will, 
eine  den  menschlichen  Bedürfnissen  angemessene  Existenz  zu 
geben.     (Garantie  der  Arbeit.) 

2.  Verpflichtung  des  Staates  zur  Unterstützung  und  Förde- 
rung selbständiger  gewerblicher  und  industrieller  Arbeiter- 
assoziationen. 

3.  Der  Staat  versorge  alle  Hilflosen  und  also  auch  die  Invaliden 
der  Arbeit. 

4.  Regelung  und  Beschränkung  der  übermäßigen  Arbeitszeit. 

5.  Regelung  des  Steuerwesens  im  Interesse  der  arbeitenden 
Klasse,  also:  Einführung  von  starken  progressiven  Einkommen- 
steuern, Beschränkung  des  Erbrechts  und  Abschaffung  der 
Konsumtionssteuern,  sowie  aller  Feudallasten,  Abgaben,  Frohnden, 
Zehnten  usw.,  die  bisher  auf  dem  Ackerbauarbeiter  lasteten. 

6.  Einführung  von  Nationalschulen.  Der  Staat  übernehme 
den  unentgeltlichen  Unterricht  und,  wo  es  nötig  ist,  die  unent- 
geltliche Erziehung  der  Jugend  mit  Berücksichtigung  ihrer  Fähig- 
keiten. 

7.  Unentgeltliche  Ausübung  der  Gerechtigkeitspflege. 

8.  Einsetzung  von  Arbeitsministerien  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten,  die  aus  der  freien  Wahl  der  arbeitenden  Klassen  her- 
vorgehen. 

Arbeiter  und  Brüder! 

Vereinigen  wir  uns,  die  wir  bisher  in  der  Vereinzelung  und 
der  Zersplitterung  schwach  und  unberücksichtigt  waren.  Wir 
zählen  MilUonen  und  bilden  die  große  Majorität  der  Nation.  Nur 
vereinigt  in  gleichem  Streben  werden  wir  stark  sein,  und  zu  der- 
jenigen Macht  gelangen,  die  uns  als  den  Hervorbringern  alles 
Reichtums  gebührt.  Unsere  Stimme  ist  eine  schwere,  und  ver- 
säumen wir  nicht,  sie  in  die  Wagschale  der  sozialen  Demo- 
kratie zu  legen! 

Friedrich  Crüger,  Deputierter  des  Königsberger  Arbeiter- 
vereins. Ernst  Krause,  Deputierter  des  Maschinenbauarbeiter- 
vereins in  Berlin.  C.  Bühring,  Deputierter  des  Arbeitervereins 
in  Hamburg.  Born,  für  das  Zentralkomitee  für  Arbeiter  in 
Berlin.     F.  E.  Steinhauer,  Deputierter  des  Bildungsvereins  für 
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Arbeiter  in  Hamburg.     A.  Lucht  und  Krause,  Deputierte  des 
Maschinenbauervereins. 

Allgemeine    Bemerkungen. 

1.  Alle  Arbeiter,  welche  von  obiger  Aufforderung  Kenntnis 
nehmen,  werden  ersucht,  dieselbe  den  Vereinen  ihrer  Gegend 
mitzuteilen.  Ebenso  werden  die  Redaktionen  volkstümlicher 
-Blätter  gebeten,  unsere  Aufforderung  durch  die  Presse  zu  ver- 
.breiten. 

2.  Die  einzelnen  Vereine  werden  ersucht,  ihre  Deputierten 
für  das  Arbeiterparlament  mit  Beglaubigungsschreiben  zu  versehen. 

3.  Das  Zentralkomitee  für  Arbeiter  in  Berlin  (Adresse: 
Born,  Rosmarinstraße  5)  wird  bis  zum  Zusammentritt  des  Parla- 
ments die  einstweilige  Geschäftsführung  übernehmen.  Der  Ver- 
sammlungsort wird  seiner  Zeit  durch  öffentliche  Blätter  bekannt 
gemacht  werden. 

An  alle  Arbeiter-,  Handwerker-  und  Bildungsvereine  Deutschlands, 
an   die    deutschen  Vereine    in  der  Schweiz,    in  Paris,    Brüssel  und 

London. 

Bevor  dieses  Arbeiterparlament  zusammentreten  konnte,  hatte 
dm  Juli  in  Frankfurt  a.  M.  der  Gewerbekongreß  getagt,  mit 
<iessen  Berufung  und  Beschlüssen  die  Arbeiterschaft,  soweit  ihre 
Ansichten  im  „Volk"  zu  erkennen  sind,  nicht  einverstanden  ist. 
Deutlich  zeigt  das  folgender  Aufruf  in  Nr.  27  vom  7.  August: 

„An  die  Arbeiter-  und  Gesellenvereine  Deutschlands. 

Zu  Frankfurt  a.  M.  ist  dieser  Tage  ein  Gewerbekongreß 
zusammengetreten,  der  in  einer  unterm  15.  d.  M.  an  die 
konstituierende  Nationalversammlung  gerichteten  Adresse  sich  als 
<den  Vertreter  des  deutschen  Gewerbestandes  darstellt  und  eine 
Gewerbeordnung  aufzustellen  beabsichtigt,  die  alle  Kreise  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  umfaßt.  Auch  will  derselbe  mit  dem 
Reichsministerium  in  Verbindung  treten  und  von  der  National- 
versammlung verlangen,  daß  sie  das  Resultat  seiner  Verhand- 
lungen als  maßgebend  für  die  soziale  Frage  ansehe  und  mit  ihm 
—  dem  Gewerbekongresse  —  sofort  in  gemeinschaftliche  Be- 
ratung trete. 

Um    zu    einer    solchen    allgemeinen    Vertretung    des    ganzen 
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Gewerbe-  und  Handwerkerstandes  berechtigt  und  befähigt  zu: 
sein,  wäre  vor  allem  erforderlich  gewesen,  daß  dieser  Kongreß  in 
diesem  Sinne  und  zu  gehöriger  Zeit  alle  Betreffenden  zur  Ver- 
tretung bei  diesem  Kongresse  eingeladen  hätte.  Allein  dies 
ist  nicht  geschehen,  wonach  nun  diese  Versammlung  als  eine 
einseitige  anzusehen  ist.  Die  Industrie  ist  durch  Nichthinzuziehung 
von  Fabrikanten  gar  nicht  vertreten,  selbst  die  Gewerbe  nur 
höchst  unvollständig  und  in  diesen  nur  die  bereits  privilegierten 
Meister.  Dieser  Kongreß  ist  demnach  weiter  nichts  als  ein 
willkürlich  aus  Meistern  zusammengetretener  Zunftkongreß, 
welcher,  unter  einer  modernen  Form,  den  alten  Zunftzwang 
wieder  allgemein  eingeführt  wissen  will,  der  das  Meisterrecht 
auch  ferner  zu  beschränken  und  für  die  meisten  unzugänglich 
zu  machen  gedenkt.  Wir  sind  zu  dieser  Annahme  berechtigt, 
indem  dieser  Kongreß  keine  Vertreter  der  Arbeiter-  und  Gesellen- 
vereine zuläßt  und  sich  sogar  erdreistet,  gegen  das  wichtigste 
aller  Grundrechte  des  deutschen  Volkes,  welches  der  konsti- 
tuierenden Versammlung  vorliegt,  anzukämpfen,  gegen  das  Recht 
der  Freizügigkeit,  daß  jeder  Deutsche  das  Recht  habe,  da  seine 
Nahrung  zu  suchen,  wo  sie  sich  ihm  bietet.  Wir  protestieren 
daher  mit  aller  Energie  dagegen,  diesen  sogenannten  Gewerbe- 
kongreß als  ein  Organ  für  die  Vertretung  der  Gewerbe-  und 
Handwerkerinteressen  bei  der  konstituierenden  Nationalversamm- 
lung oder  dem  Reichsministerium  anzusehen.  Wir  fordern  viel- 
mehr alle  Handwerker-  und  Gesellenvereine  sowie  die  nicht  ver- 
tretenen Gewerbe  Deutschlands  auf,    diesem  Proteste    beizutreten. 

Ferner  wäre  zu  wünschen,  daß  nunmehr  in  allen  größeren 
und  kleineren  Städten,  wo  noch  keine  Arbeiter-  und  Gesellen- 
vereine sind,  sich  solche  bilden,  ihre  Interessen  ungesäumt  beraten 
und  sofort  einen  mit  gehöriger  Vollmacht  versehenen  Abgeordneten 
hierher  zu  einem  Arbeiterkongresse  senden,  zu  welchem  Zwecke 
schon  mehrere  Abgeordneten  von  verschiedenen  Gegenden  Deutsch- 
lands zusammengetreten  sind. 

Frankfurt  a.  M.,  den  22.  Juli   1848. 

Im  Namen  des  Arbeitervereins:    Das  Komitee." 

Soviel  über  den  Inhalt  des  „Volk",  dessen  bedeutsamste  Ge- 
dankengänge, Forderungen  und  Aufrufe  wir  im  Vorstehenden 
skizziert   haben.      Auf   die   Weltanschauung   Stephans    Borns,   die 
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sich  deutlich  aus  seiner  Zeitschrift  ablesen  läßt,  wollen  wir  hier 
zunächst  noch  nicht  eingehen.  Wir  werden  später  Gelegenheit 
haben,  noch  einmal  den  grundsätzlichen  Charakter  seiner  Formu- 
lierungen hervorzuheben,  wenn  wir  sie  denen  des  föderalistischen 
Programms  Winkelblechs  gegenüberstellen.  Aber,  so  viel  sei  hier 
nur  bemerkt,  der  kritische  Leser  wird  schon  deutlich  erkannt 
haben,  daß  Born  selbst  mit  seiner  50  Jahre  später  geschriebenen 
Rechtfertigung  und  namentlich  Mehring  mit  seinem  früher 
skizzierten  Urteile  Friedrich  Engels  gegenüber  Recht  behalten, 
und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  Born  sich  unmöglich  ganz  von  dem 
Ideenkreise  der  damals  noch  tief  in  kleingewerblichen  Ver- 
hältnissen wurzelnden  Arbeiterschaft  loslösen  und  unvermittelt 
das  reine  Programm  des  kommunistischen  Manifestes  statuieren 
konnte,  für  das  im  großen  und  ganzen  die  Menge  noch  nicht 
reif  war.  Gewiß  (das  läßt  sich  nicht  verkennen),  er  hat  sich 
innerlich  gründlich  mit  ihm  auseinander  gesetzt,  auch  Grund- 
gedanken akzeptiert  und  in  seinem  „Volk"  weiter  verarbeitet, 
aber  er  mußte  an  die  Gedankenwelt  anknüpfen,  welche  die 
Arbeiterschaft  damals  beherrschte,  er  mußte  anknüpfen  an  klein- 
bürgerlich-zünftlerische  Forderungen  einerseits  und  an  radikal- 
-demokratische ,  vor  allen  Dingen  durch  den  französischen 
Kommunismus  veranlaßte  Forderungen  andererseits.  Nur  so 
konnte  er  praktisch  wirken  und  zum  ersten  großen  Organisator 
-der  Arbeiterschaft  Deutschlands  werden.  Betrachten  wir  nun  sein 
Werk,  mit  dem  sein  Name  in  der  Arbeiterbewegung  und  Sozial- 
politik Deutschlands  aufs  engste  verknüpft  ist :  den  Arbeiterkongreß 
zu  Berlin,  zu  dem  der  oben  abgedruckte  Aufruf  \'om  7.  Juni 
eingeladen  hatte. 

Der  Berliner  Arbeiterkongreß')  wurde  am  23.  x^ugust 
von  Born  eröffnet.  Über  die  Zahl  und  die  Art  der  Teilnehmer 
geben  uns  Adler  und  Mehring  verschiedenen  Aufschluß.  Adler  ^) 
meint,  abgesehen  vom  Frankfurter  Delegierten  seien  drei  Zentral- 
Icomitees    für  Arbeiter  und  29  Arbeiterv^ereine  vertreten  gewesen. 


^)  Über  den  Berliner  .\rbeiterkongreß  vgl.  Adler,  a.  a.  O.  p.  168  ff. 
—  Mehring,  a.  a.  O.  I,  p.  357  ff.  —  Bernstein,  a.  a.  O.  I,  p.  62  ff.  —  Born, 
■a.  a.  O.  p.  164  ff.  —  Schlüter,  Beiträge  zur  sozialen  Geschichte  des  Jahres  1848, 
in  die  „Neue  Zeit",  III,  1885,  p.  128  ff.  —  Lüders,  Die  demokratische  Bewegung 
in  Berlin  im  Oktober  1848,  1909,  p.  9off. 

2)  a.  a.  O.  p.  168. 
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außerdem  seien  Zuschriften  von  neun  Arbeitervereinen  eingelaufen,, 
unter  ihnen  auch  vom  deutschen  (soziahstischen)  Klub  in  BrüsscL 
Mehring^)  zählt  40  Teilnehmer,  darunter  fünf  mit  beratender 
Stimme;  35  Arbeitervereine  aus  Berlin,  Breslau,  Hamburg,  Leipzig,. 
Königsberg,  München  und  anderen  größeren  Städten  hätten  ihn 
beschickt,  und  auch  ein  Abgesandter  des  Frankfurter  Gesellen- 
kongresses, von  dem  wir  später  reden  werden,  war  zugegen.  Die 
seltene  Broschüre,  welche  die  Beschlüsse  des  Berliner  Arbeiter- 
kongresses enthält,  gibt  am  Schlüsse  auch  ein  genaues  Namens- 
verzeichnis, und  aus  diesem  geht  hervor,  daß  Mehring  mit  seinen 
Zahlen  gegenüber  Adler  recht  behält.-) 

Die  Arbeiten  des  Kongresses,  der  in  den  Lokalen  des  Hand- 
werkervereins tagte,  dauerten  bis  zum  3.  September.  Ein  Protokoll 
liegt  leider  nicht  vor,  und  auch  die  Sitzungsberichte  im  „Volk" 
geben  nur  über  die  ersten  vier  Sitzungen  Aufschluß.  Allgemein 
in  der  Literatur  bekannt  geworden  ist  das  vergebliche  Bemühen 
W'eitlings,  sich  einen  Einfluß  zu  verschaffen.  Er  beantragte 
nämHch,  gemeinsam  mit  dem  Abgesandten  des  Frankfurter 
Gesellenkongresses,  Koch,  sofort  nach  Veröffentlichung  der  Ver- 
sammlung, man  solle  eine  Petition  zur  Berufung  eines  besonderen. 
Arbeiterparlamentes  an  die  Frankfurter  Paulskirche  senden  (alsO' 
eine  ähnliche  Forderung,  wie  sie  VVinkelblech  bezüglich  eines 
sozialen  Parlaments  in  Hamburg  erhoben  hatte).  Als  der  Kongreß' 
diesen  Antrag  erst  in  die  Tagesordnung  des  zweiten  Tages  ver- 
schob, verließ  Weitling  gekränkt  den  Saal.  Mit  Recht  macht 
Bernstein  auf  das  tragische  Geschick  aufmerksam,'^)  daß  der  Ver- 
fasser der  „Garantien  der  Harmonie  und  Freiheit",  auf  den  die 
vorgeschrittenen  Arbeiter  Deutschlands  wenige  Jahre  vorher  noch 
mit  Verehrung  geblickt  hätten,  die  Fühlung  mit  der  nach  neuen 


^)  a.  a.  O.  p.  357.     So  auch  Lüders,  a.  a.  O.  p.  90,  Anm. 

^)  Über  die  Berufsgliederung  der  Deputierten  gibt  uns  das  im  „Volk"  fp.  133) 
abgedruckte  Namenverzeichnis  Aufschluß.  Es  befanden  sich  unter  den  40  Mit- 
gliedern: I  Stockverfertiger,  2  Literaten,  2  Abgeordnete  der  preußischen  National- 
versammlung, I  Architekt,  3  Schneider,  3  Schlosser,  i  Tapezierer,  4  Tischler. 
I  Zigarrenarbeiter,  i  Zimmergeselle,  i  Schriftsetzer,  i  Goldschmied,  l  W^erkmeister 
und  Lehrer  am  Kgl.  Gewerbeinstitut,  2  Kattundrucker,  i  Maurergeselle,  i  Buch- 
binder, I  Färber,  l  Maler,  2  Mechaniker,  i  Seidenwirker,  i  Weber,  2  Seiden- 
weber, I  Schuhmacher,  I  Fabrikant,  I  Lehrer,  I  Kaufmann  und  2  ohne  Angabe 
des  Berufs. 

*l  a.  a.  O.  p.  62. 


Die  deutsche  Arbeiterbewegung  des  tollen  Jahres.  24/ 

Formen  ringenden  Arbeiterbewegung  bereits  1848  verloren  hatte. 
In  zehntägigen  Verhandlungen  wurde  alsdann  eine  große  Zahl 
von  Anträgen  erledigt.  Ihr  Ergebnis  findet  sich  in  einer  ganzen 
Broschüre  zusammengefaßt,  welche  die  Statuten  der  vom  Kongreß 
neugegründeten  „Arbeiterverbrüderung",  das  theoretisch-praktische 
Programm  und  die  verschiedenen  Adressen  an  die  National- 
versammlung und  an  den  Frankfurter  Gesellenkongreß  enthält, 
unter  denen  namentlich  ein  Manifest  an  die  Nationalversammlung 
hervorragt.  Bevor  wir  zur  Beleuchtung  dieser  Beschlüsse  über- 
gehen können,  sei  es  uns  noch  gestattet,  einige  Worte  über  den 
Leiter  des  Kongresses  zu  sagen.  Auf  Borns  Antrag  hatte  nämlich 
der  Kongreß  den  ehrwürdigen  und  berühmten  Breslauer 
Professor  der  Botanik,  Nees  von  Esenbeck,  der  als  Delegierter 
den  Breslauer  Arbeiterverein  vertrat,  zum  ersten  Präsidenten 
gewählt.  Zweiter  Präsident  wurde  Born,  Protokollführer  sein 
Freund  Bisky. 

Nees  von  Esenbeck  ist  eine  so  ungemein  originelle  und 
interessante  Persönlichkeit,  nicht  nur  in  seinem  Lebenswandel, 
sondern  auch  in  seinen  politischen  Anschauungen,  die  uns  ja  hier 
allein  angehen,  daß  es  wohl  verlohnt,  einen  Augenblick  bei  ihm 
zu  verweilen.  Die  Bedeutung  dieses  Mannes  für  die  Arbeiter- 
bewegung des  Jahres  1848  ist  noch  lange  nicht  genügend  auf- 
geklärt. Adler  hat  sich  gewiß  bemüht,  in  seinem  des  öfteren 
zitierten ,  verdienstvollen  Buche  über  die  Geschichte  der  ersten 
Arbeiterbewegung  in  Deutschland  auch  Nees  von  Esenbeck  zu 
schildern.  Er  ei  wähnt  mit  Recht,  ^)  daß  nicht  zum  wenigsten 
durch  seinen  Einfluß  der  Sozialismus  in  der  zweitgrößten  Stadt 
der  preußischen  Monarchie ,  in  Breslau ,  besonderen  Anklang 
gefunden  habe.  Der  dortige  Arbeiterverein  zählte  1200  Mitglieder, 
sein  Organ  war  der  „Volksspiegel",  dessen  Inhalt  von  Adler 
charakterisiert  wird,  daneben  erschienen  von  demselben  Manne 
redigiert  „Die  Fliegenden  Blätter";  auf  beide  übte  Nees  von 
Esenbeck  Einfluß  aus.  Wir  kommen  auf  einen  seiner  dort  ver- 
öffentlichten Aufsätze  später  zurück.  Ferner  erzählt  Adler,  daß 
Nees  von  Esenbeck  ein  besonders  verdienstvolles  Mitglied  der 
Breslauer  Verbrüderung  wurde,  aber  er  gibt  keine  Charakteristik 
der  hervorragendsten  politischen  Schriften  des  originellen  Mannes. 


Adler,  a.  a.  O.  p.  163  ff.,  205,  207. 
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Leider  sind  auch  die  Erinnerungen  an  Gottfried  Nees  von  Esen- 
beck,  die  Dr.  Eisner,  der  Adler  mit  dem  sozialpolitischen  Nachlaß 
von  Esenbecks  bekannt  gemacht  hatte,  vorbereitete  und  bereits 
1885  veröffentlichen  wollte,  meines  Wissens  niemals  erschienen, 
und  auch  Bernstein  sowie  Mehring  bieten  so  gut  wie  nichts  über 
die  Persönlichkeit  des  hochinteressanten  Mannes.  Da  wir  aber 
später  sehen  werden,  daß  die  theoretischen  Formulierungen  der 
Beschlüsse  des  Arbeiterkongresses  in  einigen  Punkten  deutlich 
eine  Abhängigkeit  von  den  Ideen  des  Breslauer  Gelehrten  zeigen, 
so  ist  es  notwendig,  wenigstens  kurz  auf  diese  einzugehen. 

Nees  von  Esenbeck  ^)  hat  von  1776 — 1858  gelebt,  war  also 
1848  bereits  ein  hochbetagter  Mann.  Er  hatte  in  Jena  studiert 
und  zwar  namentlich  Naturwissenschaften  und  Philosophie,  letztere 
unter  dem  Einflüsse  Schellings.  Ferner  hatte  der  persönliche 
Umgang  mit  Goethe  fördernd  auf  seine  geistige  Entwicklung 
eingewirkt,  und  Goethe  hatte  ihm  auch  später,  wie  uns  Rudolf 
von  Gottschall  in  seinen  Jugenderinnerungen  erzählt,  -)  ein 
gedrucktes  Lob  gespendet,  das  nicht  bloß  dem  Botaniker,  dem 
berühmten  Verfasser  eines  Werkes  über  die  Pilze  galt  und 
ihm  einen  gewissen  Nimbus  in  der  allgemeinen  öffentlichen 
Meinung  verschaffte,  so  sehr  sich  diese  auch  später  gegen  seinen 
absonderlichen  Lebenswandel  und  seine  radikal  sozialen  An- 
schauungen empören  mußte.  Nees  von  Esenbeck  lebte  die  ersten 
Jahre  seines  Gelehrtendaseins  ganz  seinen  Studien  und  Samm- 
lungen auf  dem  kleinen  Gute  Sickershausen  bei  Kitzingen  am  Main. 
Seit  18 18  Präsident  der  Leopoldinisch-Karolinischen  Akademie  der 
Naturforscher,  eine  Stellung,  in  der  er  bis  zu  seinem  Tode  wirkte 
und  sich  große  Verdienste  erworben  hat,  wurde  er  durch 
pekuniäre  Verhältnisse  gezwungen,  in  den  Staatsdienst  zu  treten, 
war  zuerst  Professor  der  Botanik  in  Erlangen,  dann  in  Bonn,  wo 
er  den  botanischen  Garten  organisiert  hat,  endlich  seit  1830  in 
Breslau  als  Nachfolger  von  Treviramus.  Auch  hier  hat  er  noch 
viel  für  die  Organisation  des  botanischen  Gartens  getan,  aber 
bald  schlugen  seine  Studien  eine  ganz  andere  Richtung  ein, 
immermehr   interessierte    er    sich   für  die  radikal  sozialpolitischen 


')  Vgl.,  auch  zum  Folgenden,    den  Artikel  von  Wunschmann  über  ,,Nees 
T.  Esenbeck"  in  der  ,,  Allgemeinen  deutschen  Biographie",  XXllI,    l886,  p.  368  ff. 
^)   R.  V.   Gottschall,  Aus  meiner  Jugend,    1898,  p.  123  ff. 
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und  religiös-mystischen  Strömungen  der  40er  Jahre,  denen  er 
bald  seine  ganze  Zeit  gewidmet  hat.  Wir  haben  schon  vorhin 
gesehen,  wie  er  als  Organisator  der  Breslauer  Arbeiterschaft  tätig 
war.  Gottschall  hat  in  seinen  erwähnten  Erinnerungen  ^)  in 
anschaulicher  Weise  Esenbecks  Persönlichkeit  und  originelles 
Leben  geschildert.  Nach  Gottschall  hauste  Nees  in  dem  Breslauer 
botanischen  Garten  wie  ein  hindostanischer  Weiser  unter  seinen 
Lotosblumen.  Er  lebte,  wie  Gottschall  sich  ausdrückt,  auch 
hierin  Goethe  folgend,  mit  einer  gemütlichen  Vulpius  und  einem 
kleinen  Kindersegen  im  freien  Konkubinat  wie  ein  gesellschaft- 
licher Einsiedler  auf  der  Dominsel.  Dem  botanischen  Garten 
hatte  er  den  seltenen  Reichtum  an  exotischen  Pflanzen  und 
Blumen  verschafft,  und  dort  pflegte  er  auch  eine  anregende 
Geselligkeit.  Seinen  großen  Einfluß  und  seine  gesellschaftliche 
Stellung,  die  Nees  trotz  seinen  vielen  Abstrusitäten  damals  noch 
einnahm,  bezeugt  die  Schilderung  Gottschalls  von  dem  Vortrage 
seines  „Thomas  Münzer",  der  vor  einem  größeren  Publikum  der 
ersten  Kreise ,  das  Nees  dazu  eingeladen ,  gehalten  wurde.  ^) 
W^as  nun  das  politische  Wirken  und  die  politische  Richtung  Nees 
von  Esenbecks  angeht,  so  hatte  er  sich  in  Breslau  bald  ganz  der 
radikal-demokratischen  und  kommunistischen  Partei  in  die  Arme 
geworfen  und  sich  immer  mehr  von  den  gebildeten  Ständen 
zurückgezogen. 

Bevor  er  1848,  wie  uns  Wunschmann  schildert,  fleißiger 
Mitarbeiter  an  lokalen  Zeitungen  wurde,  hatte  er,  wenn  wir  von 
seinem  „System  der  spekulativen  Philosophie"  (1841)  absehen, 
seine  ethischen  Grundsätze  vor  allem  in  einer  kleinen  1845 
erschienenen  Schrift  „Das  Leben  in  der  Ehe  in  der  ver- 
nünftigen Menschheit  und  ihr  Verhältnis  zu  Staat 
und  Kirche":  entwickelt. ^)  In  dieser  Schrift  suchte  Nees  das 
Problem  der  Frauenemanzipation  aus  der  mehr  romantisch 
schöngeistigen  Auffassung   der    früheren  Literatur   zu    retten    und 


')  a.  a.  O.  p.  123  ff.,  201  ff. 

'■*)  a.  a.  O.   p.  202. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden  die  Broschüre  selbst:  „Das  Leben  in  der  Ehe  in 
der  vernünftigen  Menschheit  und  ihr  Verhältnis  zu  Staat  und  Kirche."  Von  Dr. 
N.  V.  Esenbeck,  Breslau.  Verlag  von  Eduard  Trewendt,  1845.  —  Dazu  den 
Aufsatz:  „Die  deutsche  Philosophie  seit  Hegels  Tode",  in  Gegenwart,  VI,  1851, 
p.  336  ff. 
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im  Sinne  Schleiermachers  eine  Versöhnung  anzubahnen.  Hatte 
Schleiermacher  die  Einheit  des  sinnlichen  und  geistigen  Elements 
in  der  Liebe  herv^orgehoben,  so  faßte  Nees  auch  die  Form  dieser 
Einheit,  die  Ehe,  als  kirchliche  und  staatliche  Institution  ins 
Auge.  Wir  wollen  einige  Augenblicke  bei  der  originellen  kleinen 
Schrift,  die  heute  fast  vergessen,  verweilen.  Sie  versucht,  die 
Verwerflichkeit  der  gesetzlichen  Ehe  gegenüber  einem  freien 
Zusammenleben  von  Mann  und  Weib  nachzuwei>en  und  hat 
mit  dieser  amoralischen  Auffassung  Avohl  am  meisten  zu  der 
späteren  Amtsentsetzung  ihres  Verfassers  beigetragen.  Die  Ehe  ist 
nach  Nees  einmal  Natur  und  dann  Geist.  Zunächst  ist  sie  Natur, 
folgt  also  einem  Naturgesetze,  das  seine  Gültigkeit  unmittelbar 
erzwingen  kann,  denn  das  Wesen  der  Natur  ist  nach  Nees 
unmittelbare  Darstellung  dessen,  was  als  unmittelbarer  Grund  in 
ihr  enthalten  ist.  „In  einer  ebenfalls  unendlichen  Vielheit  von 
Produkten,  welche  wieder  für  sich  bestehen,  weil  sie  die  Kraft 
der  Natur  in  sich  tragen,  aber  auch  dadurch  mangelhaft  sind, 
daß  jedes  für  sich  nur  vermöge  der  Kraft  der  ganzen  Natur  und 
nur  im  Zusammenhange  mit  dem  Ganzen  der  Natur  bestehen 
kann."  In  den  vergänglichen  Individuen  sei  aber  das  Naturgesetz 
noch  nicht  ganz,  sondern  nur  relativ  in  bezug  auf  jedes  einzelne, 
realisiert.  Daher  gehe  das  Gesetz  über  die  Individuen  hinaus  zu 
seiner  unvergänglichen  Darstellung,  oder  wie  Nees  sich  ausdrückt, 
in  „die  Realität  des  Begriffes  jeder  individuellen  Darstellung  der 
Natur",  „welches  als  Begriff  höher  ist  als  jede  besondere 
Individualität,  als  Natur  aber  ebenso  leiblich  real  sein  muß, 
wie  diese  selbst".  Und  dieses  sei  die  Fortpflanzung  durch 
Zeugung,  in  welcher  die  Fortdauer  des  Wesens  über  den  Unter- 
gang der  Individuen  erhaben  sei.  In  der  organischen  Welt  heiße 
der  eine  „vonvaltend  stoffige  oder  leibliche"  Organismus:  Weib, 
und  der  „vorwaltend  bildende  oder  kräftige":  Mann.  Mann  imd 
Weib  zusammengenommen  repräsentieren  die  Natur  ganz  und 
vollständig.  Und  die  Vereinigung  von  Mann  und  Weib  zur  Er- 
weckung des  realen  Naturbegrififs  ihrer  Gattung  sei  die  Natur- 
ehe. Nur  in  ihr  sei  der  Begriff  der  Natur  realisiert.  Denn  der 
Erzeugungsakt  sei  nichts  als  ein  Selbsterkennungsakt  im  Leib- 
lichen. In  der  Naturehe  sei  dieser  Akt  das  positive  Ehegesetz 
der  Natur,  welches  wie  alle  Naturgesetze  seine  Folge  erzwinge, 
ihr    Gesetz    lautet:    Mann    und    ^^'eib    müssen    zeugen.      Darum. 
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verstoße  eine  kirchliche  oder  bürgerliche  Gesetzgebung,  welche 
den  Trieb  nicht  berücksichtige,  ihn  vielmehr  regeln,  ja  veredeln 
wolle,  gegen  die  Natur  und  schiebe  ihr  die  eigene  und  sittliche 
Zerfallenheit  unter.  In  ähnlicher  Weise  wird  dann  ganz  „natürlich" 
das  Gesetz  der  Ehescheidung  begründet.  Frei  und  rein  ständen 
beide,  das  Ehegesetz  und  das  Ehescheidungsgesetz,  in  der  Natur 
da,  und  von  einem  Ehebruch  könnte  man  nur  dann  reden,  wenn 
ein  Teil  über  den  Ehezweck  hinaus  geschlechtlich  sei  oder  als 
Geschlecht  handle.  —  Die  Ehe  ist  aber  nicht  nur  Natur,  sondern 
auch  zweitens  Geist,  Denn  die  Ehe  soll  auch  Bewußtsein  werden, 
das  kann  sie  aber  nur,  wenn  sie  die  Tatsache,  durch  welche  sie 
in  der  Natur  begründet  wird,  nämlich  die  Geschlechtsverschieden- 
heit, in  ihr  Bewußtsein  aufnimmt.  Nur  der  sich  selbst  begreifende 
Mensch,  der  wahre  und  lebendige  MenschenbegriiT,  sei  das  wahrhaft 
Erzeugte  aus  Mann  und  Weib. 

Noch  wichtiger  und  aufschlußreicher  für  die  sozialen  An- 
schauungen Nees  von  Esenbecks  sind  sein  Aufsatz  „Das  Ministerium 
der  Arbeiter"  in  den  Breslauer  „Fliegenden  Blättern"  und  nament- 
lich seine  Broschüre:  „Die  demokratische  Monarchie"  vom  Jahre 
1848.  In  dem  erst  erwähnten  Aufsatze  ^)  wird  von  Nees  als 
P'-ogramm  aufgestellt,  daß  dem  Arbeiter  außer  dem  Lohne  noch 
ein  gesetzlicher  Anteil  am  Unternehmergewinne  gewährt  werden 
müsse.  Von  diesem  Anteil  solle  dann  wieder  ein  bestimmter 
Prozentteil  verwendet  werden,  um  dem  Arbeiter  einen  gewissen 
Kapitalanteil  bei  der  Unternehmung  gut  zu  schreiben,  so  daß 
diese  sich  schließlich  zu  einer  freien  Assoziation  ausbilden  könne. 
In  größerem  Zusammenhange  werden  diese  Ideen  in  Verbindung 
mit  allgemein  politischen  Tendenzen  erörtert  in  der  Schrift  über 
„Die  demokratische  Monarchie",  deren  Gedankengang  ich 
im  Folgenden  an  der  Hand  des  Originals  kurz  verfolgen  will.  -) 

Die  Schrift  beginnt  mit  dem  Ausdruck  der  Befriedigung 
darüber,  daß  die  monarchische  Krone  Preußens  sich  durch  eine 
Nationalversammlung  mit  der  Demokratie  vermählt  habe.  Es 
wird  der  Regierung  gedankt,  daß  diese  Verbindung  von  der 
Krone  ausging,  und  daß  die  Krone  im  Momente  des  Entscheidens 


')  Vgl.  Adler,  a.  a.  O.  p.  163. 

*)  ^gl-  )>Die  demokratische  Monarchie".  Ein  Gesetzvorschlag  vom  Depu- 
tierten Nees  V.  Esenbeck.  Der  Nationalversammlung  zu  Berlin  vorgelegt  den 
I.  Juli    1848.     Berlin    1848,  Verlag  von  Julius  Springer. 
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sich  wohl  bewußt  gewesen  wäre,  daß  eine  solche  Vermählung- 
nicht  unmöglich  sei.  „Hätte  sie  dieses  Bewußtsein  nicht  in  sich 
getragen,  so  würde  sie,  zu  stolz,  um  zu  lügen,  verstanden  haben, 
zu  siegen  oder  zu  sterben."  Nicht  wie  die  Schmeichler  und 
Schleicher  wollen  die  Demokraten  zu  ihrem  Könige  sprechen, 
sondern  offen  und  treu  appellieren  sie  an  seinen  erhabenen  Beruf 
und  überreichen  ihm  vertrauensvoll  einen  Verfassungsentwurf. 
Die  Demokraten  wollen  den  König  nicht  beseitigen,  und  aus- 
drücklich ruft  Esenbeck  aus:  „Bleibe  unser  König!",  denn  für  ihn 
ist  der  König  das  Volk  in  der  Gestalt  eines  Menschen,  er  muß 
sich  alle  Gedanken,  alle  Empfindungen,  alle  Willensbeschlüsse  des 
Volkes  angeeignet  haben.  Es  ist  seine  Lebensaufgabe,  eine  Ver- 
schmelzung mit  dem  ganzen  Volke  zu  erstreben.  Allerdings  setze 
diese  demokratisch-monarchische  Staatsauffassung  ihren  König  „als 
einen  weisen,  großen,  kräftigen  und  menschenliebenden  Mann" 
voraus.  Die  Verfassungsfrage  selbst  sei  auf  ein  totes  Gleis  ge- 
raten, denn  bisher  habe  der  formale  Staat,  das  bureaukratisch- 
administrative  Element  überwogen,  ein  Element,  das  allein  den 
Staat  gemacht  hätte,  während  vom  Volke  gar  nicht  die  Rede 
gewesen  sei.  Der  Staat  war  mit  einem  Worte  früher  ein  bureau- 
kratischer  Körper.  Das  habe  sich  aber  verändert,  denn  was  früher 
Hauptsache  war,  das  sei  jetzt  Nebensache,  und  was  Nebensache 
war,  das  sei  jetzt  Hauptsache,  nämlich  das  Volk.  Darum 
müsse  auch  die  Aufgabe  des  Staates  anders  formuliert  werden 
als  früher.  Sie  bestehe  darin,  „das  für  jeden  Staatsumfang  mög- 
liche höchste  Wohlergehen  aller  Einwohner  zu  bewirken  und  zu 
sichern".  Das  sei  leicht  gesagt,  aber  schwer  ausgeführt,  nament- 
lich solange  die  Einwohner  der  modernen  Staaten  noch  in  zwei 
Klassen,  nämlich  Arbeiter  und  Besitzer,  zerfielen.  Der  bisherige 
Staat  habe  nur  den  Besitzer  geschützt,  aber  nicht  das  Leben 
durch  Arbeit.  Die  neue  Forderung  sei  darum,  den  Arbeiter,  der 
eben  nur  im  günstigsten  Falle  ein  vorübergehender  Besitzer  sei, 
in  den  Stand  zu  setzen,  ein  bleibender  Besitzer  zu  werden  oder 
doch,  wenn  er  besitzlos  bleibe,  wenigstens  nach  „Würden  und 
Gemütsbedürfnis"  zu  schützen.  Das  könne  der  Staat  aber  nur 
erreichen,  wenn  er  i.  die  Natur  seines  Landes  in  jeder  Weise 
vervollkommne  und  veredle,  2.  indem  er  den  Arbeiter,  wenn  er 
müde  geworden,  als  einen  ehrenwerten  Invaliden  des  Staatslebens 
aus  Staatsmitteln  erhalte,   3.  indem  der  Staat  freien  und  gleichen 
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Unterricht  für  alle  erteilen  lasse  und  dadurch  die  absolute  Eben- 
bürtigkeit aller  Staatsbürger  fördere.  Diese  drei  Hauptforderungen 
könne  der  moderne  Staat  nur  dadurch  verwirklichen,  daß  er  „ein 
demokratisches,  aus  dem  Schöße  aller  Arbeiter  aufsteigendes 
Ministerium  der  Arbeit"  schaffe,  eine  Einrichtung,  die  sich  am 
besten  durch  die  Organisation  korporativer  Arbeitervereine  aus- 
führen lasse.  Die  Aufgaben  dieses  neuen  Verwaltungskörpers 
seien  vor  allem  viererlei  Art:  i.  Wohlfeile,  nicht  wesentlich  im 
Preise  schwankende  Nahrungsmittel  zu  schaffen,  2.  die  Leitung 
der  Industrie  im  großen  und  ganzen  nach  seinem  wahren  Vor- 
teile durch  genaue  statistische  Übersichten  des  Bedarfs  im  In- 
und  Auslande  und  Vermeidung  aller  Überproduktion,  3.  Hin- 
lenkung auf  vorteilhafte  Arbeiten  zur  Ablenkung  von  unvorteil- 
haften, 4.  Lenkung  des  Handelsbestrebens  auf  das  gesunde  Maß 
und  handelspolitische  Maßregeln.  Das  Prinzip  und  das  Ziel  der 
gesamten  Praxis  müsse  aber  mit  wenigen  Worten  lauten:  Wenig 
oder  nichts  für  Schein,  alles  für  das  Sein !  „Wir  wollen",  so 
schließt  die  Broschüre  etwas  mystisch  ab,  „in  allem  Lebenswirken 
und  allem  Lebensgenuß  die  Gegenwart  Gottes  in  der  brüderlichen 
Tat  zu  erhebendem  Anschauen  gebracht  sehen." 

Soviel  über  die  bedeutendsten  sozialen  und  kulturhistorischen 
Schriften  des  berühmten  Autors.  Nees  von  Esenbeck,  das  sei 
hier  nur  angedeutet,  beteiligte  sich  übrigens  auch  eifrig  an  den 
religiösen  Betrebungen  des  Deutsch-  oder  Christkatholizismus. ^) 
Nachdem  er  noch  eifrig  gemäß  den  Beschlüssen  des  Berliner 
Arbeiterkongresses  in  der  Breslauer  Arbeiterv^erbrüderung  gewirkt 
hatte  (Adler  schildert  uns,  wie  er  einem  Bankett  dieser  Ver- 
einigung mit  roter  phrygischer  Mütze  präsidiert),  wurde  er  185 1 
auf  dem  Wege  des  Disziplinarverfahrens  als  7  5  jähriger  Greis  aller 
seiner  Ämter  entsetzt  und  ohne  Pension  entlassen,  vor  allem  in- 
folge einer  Anklage  wegen  Konkubinats.  Seine  letzten  Jahre 
verliefen  traurig  und  dürftig.  Wunschmann  schildert  uns,  daß  er 
auf  die  Unterstützung  alter  Freunde  und  Gesinnungsgenossen  an- 
gewiesen gewesen  sei  und  seine  reichhaltige  Bibliothek,  sowie 
sein  wundervolles  Herbarium  habe  verkaufen  müssen.  In  ärm- 
lichen Verhältnissen  starb  er,  82  Jahre  alt,  1858  in  einer  entlegenen 
Vorstadt  Breslaus. 


^)    ^S^'    über    die    diesbezüglichen    Schriften    Eseubecks:    Wunschmann, 
a.  a.  O.   p.  375  f. 
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Kehren  wir  nach  dieser  Abschweifung,  die  freilich  notwendig 
war,  da  Nees  von  Esenbeck  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Formu- 
lierungen der  Beschlüsse  des  Berliner  Arbeiterkongresses  gewesen 
ist,  zu  diesem  zurück.  Born  erwähnt  in  seinen  „Erinnerungen",  daß 
die  Beschlüsse  in  einer  Broschüre  enthalten  seien,  die  unter  den  aus 
jener  Zeit  noch  erhaltenen  Dokumenten  ohne  Zweifel  in  einigen 
Exemplaren  sich  vorfindet)  In  der  Berliner  Stadtbibliothek  (in 
der  rühmlichst  bekannten  Friedländerschen  Sammlung  über  1848) 
befindet  sich  ein  Exemplar  dieser  sehr  selten  gewordenen  Bro- 
schüre, aus  der  die  wichtigsten  Gedankengänge  im  Folgenden 
mitgeteilt  werden  sollen.  Denn  es  handelt  sich  um  ein  für  die 
deutsche  Arbeiterbewegung  überaus  wichtiges  und  seltenes  Doku- 
ment, das  schwer  zugänglich,  auch  in  der  bisherigen  Literatur, 
so  von  Adler,  Mehring  und  Bernstein,  nur  außerordentlich  kurz 
besprochen  worden  ist.  \Mr  müssen  es  genauer  kennen  lernen, 
weil  wir  später  seine  Formulierungen  mit  denen  des  Frankfurter 
Arbeiterkongresses,  der  ja  unter  Winkelblechs  Einfluß  stand,  zu 
vergleichen  haben.  Nur  dann,  wenn  wir  die  gemeinsamen  und 
die  verschiedenen  Tendenzen  deutlich  erkennen,  werden  wir  ver- 
stehen lernen,  warum  die  beiden  Weltanschauungen,  die  in  der 
süddeutschen  Gesellenschaft  und  der  norddeutschen,  speziell  Berliner 
Arbeiterschaft  ihre  Organisation  gefunden  haben,  aufeinander  stoßen 
mußten. 

Am  bekanntesten  ist  noch  das  Manifest  des  Berliner 
Arbeiterkongresses  an  die  konstituierende  Versammlung  zu  Frank- 
furt a.  M.  geworden.  Adler  teilt  einige  wenige  Stellen  daraus  mit 
und  nennt  die  Sprache  des  Manifestes  im  allgemeinen  eine  „männ- 
lich ernste,  wenn  sie  auch  an  einzelnen  Stellen  in  Phrasen 
schillert".-)  Nach  einigen  einleitenden  Sätzen  führt  das  Manifest 
aus,  die  Arbeiterschaft  sei  voll  Besorgnis,  daß  in  der  Verfassungs- 
urkunde für  Deutschland  so  wenig  wie  in  anderen  Verfassungs- 
arbeiten die  soziale  Frage  eine  Stelle  finden  werde.  „Wir  wollen 
der  Besorgnis  nicht  Raum  geben,  daß  eine  hohe  Nationalver- 
sammlung bei  Nennung  der  sozialen  Frage  sich  unwillig  abwende 
oder  uns  bloß  mit  einer  trockenen  Erwähnung  der  französischen 
„Nationalwerkstätten"  zur  Ruhe  verweisen  werde.    Wir  würden  in 


^j  a.  a.  O.  p.  164. 

^)  Adler,  a.  a.  O.  p.  172. 
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solchem  Einwurf  nichts  anderes  als  eine  uns  allerdings  über- 
raschende Unkunde  des  Gegenstandes  erblicken  und  der  Kürze 
halber  nur  antworten:  Wenn  eine  edelmütige  Nation  in  ihrem 
ersten  Aufwallen  für  einen  guten  Zweck  eine  ganz  falsche  Maß- 
regel ergreift,  so  liegt  darin  keine  Widerlegung  der  Sache  und 
Icaum  ein  Vorwurf  für  jene  Nation;  wer  aber  beide  Momente  in 
dieser  Tatsache  hervorhebt,  beweist  entweder  sein  Unvermögen 
oder  seine  Abgeneigtheit,  auf  dieselbe  weiter  einzugehen."  Ein 
solches  Nichtanstehen  oder  Nichteingehen  auf  die  Lebensfrage 
eines  großen  Teiles  der  europäischen  Bevölkerung  seitens  der 
Staatsmänner  und  Volksvertreter  sei  leider  fast  allgemein  zu  kon- 
statieren, daher  müsse  man  sich  fragen,  was  denn  die  Augen  ein- 
sichtsvoller Männer  in  diesem  Punkte  verdunkle  und  ihre  Einsicht 
beschränke.  Die  Antwort  müsse  lauten:  die  Arbeiter  und  ihre 
Angelegenheiten  stünden  den  Augen  der  Staatsmänner,  wie  diese 
bisher  durch  das  Staatsleben  gebildet  wurden,  zu  fern,  ja  für  die 
meisten  wären  die  Arbeiter  eigentlich  gar  nicht  als  Staatsbürger 
vorhanden  und  sichtbar,  sondern  nur  als  Ziffern  in  den  Bevölkerungs- 
listen und  in  den  Berechnungen  der  Volksmacht.  „Der  Staat  kennt 
nur  den  Besitz  als  etwas  Bleibendes,  und  die  Besitzenden 
als  bereits  verschiedentlich  organisierte  und  leiblich  vorhandene 
Staatsbürgerkasten;  diese  Massen  liegen  dem  Staatsmanne,  der 
über  eine  neue  Verfassung  verhandelt,  lebendig  vor  Augen,  sind 
durch  spezielle  Gesetze  organisiert,  und  seine  neue  Arbeit  hat  es 
nun  bloß  damit  zu  tun,  den  Umständen  gemäß  da  und  dort 
einige  Umgestaltungen  anzubringen.  Die  Gesamtheit  der  Arbeiter- 
schaft steht  dagegen  nicht  als  eine  bestimmte  Staatsbürgermasse, 
welche  einen  Besitz  habe  und  in  diesem  geschützt,  besser  geordnet 
werden  müsse,  v^or  den  Augen  der  Gesetzgeber.  Die  Gesetz- 
gebung ist  gegen  sie  nur  beschränkend  und  maßgebend  gewesen; 
an  die  Stelle  des  Schutzes  stellt  sie  bei  ihnen  den  Grundsatz: 
dem  Arbeiter  ist  erlaubt,  in  aller  Freiheit  aus  allen  Kräften  zu 
arbeiten  und  von  dem  Lohne  seiner  Arbeit  zu  leben.  Der  Staat 
verfährt  in  diesem  Stücke  gewissermaßen  richtig;  denn  solange 
der  Arbeiter  nur  als  eine  zerstreute  Mensclien menge  zu  betrachten 
ist,  läßt  sich  auch  nichts  gesetzlich  Bestimmtes  für  ihn  als  Ganzes 
oder  für  Glieder  desselben,  als  Ganze,  zur  Beschützung  von 
Rechten  begründen."  Dieses  wörtliche  Zitat  zeigt  in  seinen 
Formulierungen    deutlich    den    Einfluß    von    Nees    von    Esenbeck 
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und  im  letzten  Teile  von  Born.  Der  Kongreß  zieht  nun  die 
Konsequenz,  5aß  die  Arbeiter,  um  ihr  Arbeiten  als  einen  be- 
stimmten Besitz  in  das  Grundgesetz  des  Staates  einzuführen,  sich 
selbst  als  lebendige  Gemeinschaften,  als  beseelte  politische  Körper- 
schaften unter  die  übrigen  Staatsbürger  hinstellen  und  den  Staats- 
männern bemerklich  machen  müßten.  W^as  die  Arbeiter  bisher 
versäumt  hätten,  gälte  es  nachzuholen,  und  die  Organisation  der 
Arbeiter  Deutschlands  lege,  wie  sie  jetzt  im  Leben  stehe,  die 
Grundzüge  ihres  Verfassungsentwurfes  einer  hohen  Nationalver- 
sammlung vor  Augen,  und  mit  ihr  stehe  der  zweite  Teil  des 
Statuts  über  die  Assoziation  der  Arbeit  in  engster  Verbindung. 
Die  Bestimmungen  des  Kongresses  gipfeln  daher  in  der  Bitte: 
„in  der  künftigen  Gesetzgebung  auch  uns,  als  Besitzer  der  Arbeit^ 
anzuerkennen  und  solche  gesetzliche  Bestimmungen  eintreten  zu 
lassen,  durch  welche  die  Existenz  und  Fortdauer  unserer  Organi- 
sation und  Assoziation  für  alle  Zeiten  geschützt  und  ihre  weitere 
gedeihliche  Ausbildung  von  seiten  des  Staates  begünstigt  werden 
möge".  Die  hohe  Nationalversammlung  möge  aus  allem  ersehen 
und  anerkennen,  daß  es  sich  keineswegs  um  chimärische  An- 
sprüche handle,  sondern  die  Logik  der  Zeit  hier  gebiete.  Es 
müsse  da  und  dort  tief  und  radikal  eingegriffen  werden,  wenn 
nicht  alle  Mühe  vergeblich  sein  und  das  etwa  zur  Beruhigung 
Vermittelte  bei  näherer  Betrachtung  nur  als  eine  Täuschung  der 
Einbildungskraft  erfunden  werden  solle.  „Das  eine  nämlich, 
worauf  es  bei  allen  Neugestaltungen  im  jetzigen  Staatsleben 
wesentlich  ankommt,  ist  dieses,  daß  die  Staaten  aus  dem  früheren 
rohen  Naturzustande  des  Krieges,  des  Prunkes  und  der  List,  in 
welchem  sich  jeder  ganz  nach  außen  gegen  die  anderen  Staaten 
wenden  mußte,  um  sich  gegen  sie  entweder  zu  schützen  oder  sie 
durch  sein  Auftreten  nach  Art  wilder  Krieger,  die  sich  wie  Kinder 
putzen  und  bemalen,  zu  blenden  oder  sie  durch  seine  Diplomatie 
zu  betrügen,  daß  sie  aus  diesem  mittelalterlichen  rohen  Natur- 
zustande der  Staaten  oder  richtiger  der  regierenden  Autokraten 
nunmehr  auf  sich  selbst  zurückkehren  und  das  Wohl  der  Staats- 
bürger im  Innern  als  die  Hauptsache  ihres  Daseins  zu  betrachten 
anfangen,  welchem  sie  ihre  ganze  Aufmerksamkeit  widmen,  und 
von  dem  alten  absolutistischen  Prunk,  sowie  von  der  endlosen 
Streitfertigkeit  des  Heeres  und  von  der  Verschwendung  der 
Bureaukratie  möglichst  viel  ersparen  müssen,  um  den  edleren  und 
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besseren  Zwecken  der  Menschheit  obliegen  zu  können,"  Wieder 
offenbart  sich  uns  hier  der  Einfluß  Esenbecks  in  der  Einteilung 
des  alten  formalen,  bureaukratisch-administrativen  und  des  mo- 
dernen Volksstaates,  während  die  Schlußworte,  mit  denen  das  Mani- 
fest wirkungsvoll  abschließt,  die  weise  Mäßigung  Borns  verraten: 
„Wir,  die  Arbeiter,  sind  von  Natur  die  Stützen  der  Ruhe  und  der 
Ordnung,  denn  wir  wissen  sehr  wohl,  daß  wir  zum  Leben  der 
Ruhe  und  Ordnung  bedürfen.  Wir  reichen  unseren  Mitbürgern 
und  Gesetzgebern  die  Hand  und  die  Verheißung  unseres  \\"ortes: 
Ja,  wir  wollen  die  Ruhe  und  die  Ordnung  der  Staaten  aufrecht 
erhalten,  wir  können  es  verheißen,  denn  wir  haben  die  Kraft 
dazu  und  sind  uns  unserer  politischen  Bedeutung  bewußt.  Nur 
notgedrungen  würden  wir,  wenn  wir  abgewiesen  würden,  wenn 
der  alte  Wahn  aufrecht  erhalten  und  unserer  Rechte  auch  ferner- 
hin, wie  früher,  von  keinem  der  Machthaber  auf  humane  Weise 
gedacht  würde,  der  Geißel  des  Schicksals  gehorchen,  und  unter 
der  Macht  der  finsteren  Not  aus  den  wärmsten  Freunden  der 
bestehenden  Ordnung  zu  den  bittersten  Feinden  derselben  werden 
müssen." 

Soweit  das  Manifest.  Wir  werfen  jetzt  einen  Blick  auf  die 
Beschlüsse  des  Arbeiterkongresses,  die  in  ihrem  ersten  Teile, 
dem  Statut  für  die  Organisation  der  Arbeiter,  Lokal-,  Bezirks- 
und Zentralkomitees  vorsehen.  Die  Aufgaben  der  Lokalkomitees 
sind  folgende  : 

„§  I.  Es  bilden  die  verschiedenen  Gewerke  und  Arbeiter- 
gemeinschaften im  weitesten  Sinne  des  Wortes  Vereinigungen 
und  wählen,  je  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Zahl,  Vertreter  zu 
einem  Lokalkomitee  für  Arbeiter.  Für  Gewerke,  welche  vereinzelt 
dastehen,  dürfte  der  Kreis  Vereinigungen  bieten. 

§  2.  Diejenigen  Arbeiter,  welche  noch  keine  Vereinigungen 
bilden,  haben  sich  ebenfalls  zu  vereinigen  und  Vertreter  zu  wählen, 
z.  B.  die  Eisenbahnarbeiter  usw. 

§  3.  Das  Lokalkomitee  hat  die  Verpflichtung :  a)  regelmäßige 
Versammlungen  der  Arbeiter  zu  veranlassen;  b)  die  Bedürfnisse 
und  Übelstände  der  Arbeiter  in  ihren  Orten  oder  Kreisen  genau 
zu  erforschen  und  auf  Abhilfe  hinzuwirken ;  c)  aus  sich  einen 
Ausschuß  zu  wählen,  der  die  Geschäfte  leitet,  bestehend  aus  einem 
Vorsitzenden,  einem  Beisitzer,  zwei  Schreibern,  einem  Kassierer 
und  zwei  Kassenaufsehern. 
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§  4.  Die  Lokalkomitees  verschiedener  Orte  stehen  mitein- 
ander in  Verbindung,  und  zwar  a)  indem  sie  sich  in  kleinere  oder 
größere  Bezirke  ordnen  und  für  alle  ein  Bezirkskomitee  bilden ; 
b)  durch  briefliche  Mitteilungen,  welche  sie  an  das  Bezirkskomitee 
zur  Beförderung  an  die  einzelnen  Lokalkomitees  und  an  das 
Zentralkomitee  machen ;  c)  durch  Absendung  von  Abgeordneten 
zu  den  Bezirksversammlungen  und  der  vom  Zentralkomitee  aus- 
geschriebenen Generalversammlung  für  ganz  Deutschland." 

Ohne  Zweifel  haben  hier  die  vom  Berliner  Zentralkomitee 
für  Arbeiter  seinerzeit  aufgestellten  und  von  uns  bereits  oben 
mitgeteilten  Statuten  für  die  Komitees  der  Arbeiter  als  Vorlage 
gedient,  und  es  ist  interessant  zu  verfolgen,  wieweit  sich  dieser 
Einfluß  selbst  auf  die  wörtliche  Fassung  erstreckt.  Die  Bezirks- 
komitees werden  verpflichtet:  a)  zur  Vermittlung  der  Interessen 
der  einzelnen  Lokalkomitees  untereinander  und  mit  dem  Zentral- 
komitee ;  b)  zur  Veranlassung  und  Durchführung  aller  Maßregeln, 
Avelche  die  allgemeinen  Arbeiterinteressen  erheischen.  In  ihnen 
ist  die  Sache  der  Arbeiterinnen  durch  eine  Abteilung  vertreten. 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  natürlich  das  Zentralkomitee  für 
Deutschland.     Die  Statuten  bestimmen  hier: 

„§  9.  Das  Zentralkomitee  für  ganz  Deutschland  hat  vorläufig 
seinen  Sitz  in  Leipzig. 

§  10.  Das  Zentralkomitee  besteht  vorläufig  aus  vom  Berliner 
Kongreß  erwählten  Mitgliedern,  welchen  es  überlassen  bleibt,  die 
Ergänzung  nach  Rücksprache  mit  dem  betreff^enden  Lokal-  und 
dem  Bezirkskomitee  zu  vervollständigen. 

§  II.  Das  Zentralkomitee  ist  verpflichtet  a)  zur  Wahrung  und 
Vermittlung  der  Interessen  der  Arbeiter  und  verschiedenen  Komitees 
untereinander  und  mit  dem  Staate;  b)  zur  Veranlassung  und  Durch- 
führung aller  Maßregeln,  welche  die  allgemeinen  Arbeiterinteressen 
erheischen. 

§  12.  Das  Zentralkomitee  ist  der  Generalversammlung  ver- 
antwortlich. 

§  13.  Der  Ort  desselben  wird  von  der  Generalversammlung 
selbst  jedesmal  für  das  nächste  Jahr  bestimmt." 

Bezüglich  der  Versammlungen  werden  Bezirks-  und  General- 
versammlungen unterschieden.  Die  ßezirksversammlungen  finden 
jährlich  einmal  statt  und  sind  verpflichtet  zur  Prüfung  der  von 
den  Bezirkskomitees  an  sie  zu  leistenden  Berichte  ihrer  Tätigkeit, 
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sie  können  die  Absetzung  der  bestehenden  Bezirkskomitees  oder 
einzelner  Mitglieder  derselben  dekretieren  und  eine  neue  Wahl 
ausführen.  Die  Generalversammlung  aller  deutschen  Arbeiter 
findet  in  jedem  Jahre  wenigstens  einmal  statt,  sie  ist  verpflichtet: 
zur  Prüfung  der  an  sie  zu  liefernden  Berichte  und  zur  Beschluß- 
nahme  über  die  Zusammensetzung  des  Zentralkomitees.  Für  die 
Disziplin  wird  durch  allgemeine  Bestimmungen  gesorgt:  Absolute 
Majorität  wird  verlangt,  Öffentlichkeit  der  Sitzungen  aller  Komitees, 
Stimmrecht  nur  der  Deputierten,  Regelung  der  Beiträge  für  das 
Lokal-  und  das  Zentralkomitee  usw. 

Von  hohem  Interesse  sind  die  Beschlüsse  des  Kongresses 
über  die  Aufgaben  und  Zwecke  der  organisierten  Arbeiterschaft. 
Sie  zerfallen  in  zwei  Teile:  Selbst-  und  Staatshilfe.  Was  die 
e  r  s  t  e  r  e  angeht,  so  sollen  sich  sämtliche  Arbeiter  eines  Ortes  zu  einer 
Organisation  vereinigen,  ohne  dadurch  die  bestehenden  Gewerks- 
verhältnisse  aufzulösen.  Das  Lokalkomitee  ist  der  Vorstand  dieser 
Assoziation  und  übernimmt  das  Arbeits-  und  Arbeiternachweis- 
bureau. Kein  Arbeitgeber  darf  in  der  Regel  einen  Arbeiter  ent- 
lassen, ohne  dies  dem  Lokalkomitee  14  Tage  vorher  angezeigt 
zu  haben,  damit  das  Komitee  für  anderweitige  Beschäftigung  Sorge 
tragen  kann.  Eine  Vorahnung  der  Forderung  von  Tarifverträgen  ent- 
hält der  §  8 :  „Der  Lohnsatz  ist  für  dieselbe  Art  von  Arbeit  in  dem 
ganzen  Orte  gleich  und  wird  durch  Übereinkunft  der  Arbeitgeber 
mit  den  Arbeitern  unter  dem  Vorsitze  des  Lokalkomitees  so  festge- 
stellt, daß  der  geringste  Lohnsatz  (Minimum)  den  Bedürfnissen  des 
Lebens  entsprechend  ist."  Nicht  minder  wichtig  sind  folgende  Para- 
graphen: Zunächst  §11:  „Kein  Arbeitgeber  darf  seine  Arbeiter 
selbst  auslohnen,  sondern  hat  die  Summe  des  in  einer  Lohnzeit 
von  seinen  Arbeitern  verdienten  Lohnes  an  das  Lokalkomitee 
gegen  Quittung  zu  zahlen.  §  12.  Das  Lokalkomitee  lohnt  die  der 
Verbindung  angehörigen  Arbeiter  alle  14  Tage,  welche  von  Freitag 
zu  Freitag  zählen,  durch  ihren  Rendanten  am  Montag  Abend  nach 
vollendetem  Tagewerk  aus."  Dieses  hat  den  Zweck,  zur  Bildung 
und  P'undierung  einer  Assoziationskasse  den  Arbeitern  gleich  die 
nötigen  Beiträge  abzuziehen,  und  zwar  bestimmt  hierüber  der  §  15, 
daß  von  dem  Lohne  des  Arbeiters  7,  8^/2  und  10  "/o  (i  Sgr.  von  15, 
2  Sgr.  von  22^/2  und  3  Sgr.  von  30  Sgr.  Tagelohn  oder  3^0  von  52, 
7  von  79,  10^/2  von  105  Krz.)  abzuziehen  seien.  Diese  Abzüge 
sollen  den  Bestand  der  Kasse  bilden,  sie  darf  aber  erst  nach  zehn 
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Jahren  grundsätzlich  von  der  ganzen  Assoziation  benutzt  ^\•erden^ 
Die  so  errichtete  Assoziationskasse  dient  als  Kreditbank  der  Art,, 
daß  die  geliehenen  Gelder  durch  die  Zinsenzahlung  amortisiert 
werden  können.  Jeder  kann  Darlehen  aus  ihr  gegen  genügende- 
Sicherheit  erhalten,  jedoch  wird  den  Arbeitern  die  Priorität  ein- 
geräumt. Erreicht  der  feste  Bestand  der  Assoziationskasse  eines 
Bezirks  die  Summe  von  2000  Tlr.,  so  muß  diese  den  Mehrbetrag 
an  die  Zentralkasse  abliefern.  Von  allen  diesen  Rechten  sind  die 
weiblichen  Arbeiter  nicht  ausgeschlossen,  sie  genießen  unter 
gleichen  Verpflichtungen  gleiche  Rechte.  Ein  Anhang  gibt  so- 
dann noch  ein  Reglement,  wie  die  vom  Arbeiterkomitee  zu  be- 
sorgenden Auslöhnungen  der  Arbeiter  zu  vollstrecken  sind,  des- 
gleichen eines  für  das  Zentralkomitee  über  Verwendung  der  dis- 
ponibeln  Gelder.  Das  Zentralkomitee  übernimmt  die  Verpflichtung,, 
in  demselben  Maße,  wie  durch  die  Gelder  der  Assoziationskasse 
die  Gewerbe  unterstützt  werden,  auch  für  die  Assoziation  den 
Grundbesitz  zu  sichern.  Es  kauft  in  Verbindung  mit  den  be- 
treffenden Lokal-  und  Bezirkskomitees  und  unter  Heranziehung 
Sachkundiger  Landgüter  und  Häuser  in  den  Städten.  Darauf 
folgt  eine  Spezialinstruktion  für  das  Zentralkomitee  in  Leipzig,, 
das  aus  einem  Dirigenten,  einem  Mitdirigenten,  einem  Kassierer 
und  einem  Redakteur  des  Organs  bestehen  soll.  Alle  sind  jedoch 
verpflichtet,  sich  an  der  Redaktion  zu  beteiligen  und  bilden  zu- 
gleich das  Redaktionskomitee.     Nach 

„§  I  ist  bei  den  Beratungen  das  Geschäftsverfahren  kollegia- 
lisch,  und  Stimmenmehrheit  entscheidet.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  der  erste  Dirigent. 

§  2.  Die  Einteilung  ist  nur  des  Geschäftsganges  wegen,  ohne 
daß  dadurch  eine  bestimmte  Rangordnung  gebildet  sei. 

§  3.  Dem  Zentralkomitee  steht  zur  Seite  ein  von  dem 
Kongreß  bis  zur  nächsten  Generalversammlung  gewählter  Ver- 
waltungsrat,  aus  einem  Präsidenten  und  6  Mitgliedern  bestehend. 

§  4.  Dieser  Verwaltungsrat  tritt  vierteljährlich  zusammen 
und  prüft  die  Tätigkeit  des  Komitees. 

§  5.  Die  MitgUeder  des  Verwaltungsrates  werden  aus  der 
Generalversammlung  und  von  derselben  gewählt,  jedoch  so,  daß 
die  Hälfte  derselben  nach  Ablauf  eines  jeden  Jahres  aus  ihm  aus- 
scheiden und  durch  Neuwahl  ersetzt  werden  muß."  — 

Über  die  S  t  a  a  t  s  h  i  1  f e  wird  folgendes  ausgeführt : 
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„Dritter  Teil. 

Hilfe    des    Staates. 

§  I.  Jeder  Deutsclie  ist  mit  2i  Jahren  Wähler  und  wählbar 
für  die  gesetzgebenden  Versammlungen. 

§  2.  Jeder,  der  zu  den  Wahlen  für  die  gesetzgebenden  \^er- 
sammlungen  berechtigt  ist,  ist  es  auch  in  seiner  Gemeinde  zu 
■den  Gemeindewahlen.  Die  Ausschließlichkeit  des  Bürgerrechts 
hört  somit  auf. 

§  3.  Keinem  Deutschen  darf  der  Aufenthalt  und  die  Nieder- 
lassung in  irgend  einer  Gemeinde  versagt  werden.  Der  Nachweis 
von  Vermögen  ist  zum  Niederlassungsrechte  nicht  mehr  erforderlich. 

§  4.  Alle  in  der  Gemeinde  wohnenden  Personen  sind  zur 
Teilnahme  an  den  Gemeindelastcn  verpflichtet.  Alle  Steuer- 
befreiungen werden  aufgehoben. 

§  5.  Wer  5  Jahre  lang  und  darüber  in  einer  Gemeinde  an- 
sässig war,  gehört  bleibend  zur  Armenpflege  der  Gemeinde. 

§  6.  Kein  Gesetz  darf  durch  die  Forderung  eines  Vermögens- 
nachweises das  Heiraten  erschweren  oder  gar  zu  einem  Vorrecht 
•des  mehr  Begüterten  machen. 

§  7.  Der  Staat  sanktioniert  die  von  den  Arbeitern  gegründeten 
Arbeiterkomitees. 

§  8.  Bei  ausbrechendem  Konkurse  müssen  Arbeiter  und 
Dienstboten  ihren  vollen  Lohn  ausgezahlt  erhalten,  sie  haben 
vor  allen  anderen  Gläubigern  die  Priorität. 

§  9.     Aufhebung  aller  Binnenzölle. 

§  10.  Aufhebung  der  indirekten  Steuern.  Einführung  pro- 
gressiver Einkommensteuern  mit  Steuerfreiheit  derjenigen,  die  nur 
•das  Nötige  zum  Leben  haben. 

§  II.  Bei  Arbeiten,  wo  Vorarbeiten  durch  Maschinen  ge- 
schaffen werden  können,  soll  der  Staat  die  Anlegung  derjenigen, 
-die  zur  gemeinschaftlichen  Benutzung  für  die  Korporation  oder 
■das  Gewerk  dienen  sollen,  übernehmen. 

§  12.  Keiner  darf  ein  Geschäft,  welches  technische  Fertig- 
Iceiten  bedingt,  weder  selbst  betreiben,  noch  durch  Werkführer 
betreiben  lassen,  wenn  er  es  selbst  nicht  erlernt  hat. 

§  13.  Alle  Arbeiten  in  den  Zuchthäusern,  welche  eine  dem 
Gewerbetreibenden  nachteilige  Konkurrenz  herbeiführen,  müssen 
aufhören. 
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§  14.  Dem  Handwerker  und  Fabrikanten  muß  es  erlaubt 
sein,  ohne  daß  er  gezwungen  wäre,  in  kaufmännische  Rechte  zu 
treten,  seine  Waren  direkt  an  die  Konsumenten  zu  verkaufen. 

§  15.  Der  Hausierhandel  mit  fertigen  Waren  des  Handwerker-^ 
Standes  hört  auf. 

§  16.  Die  Verdingung  der  Staatsbauten  und  sonstigen  öflent- 
lichen  Arbeiten  auf  Submission  ist  aufgehoben  ;  solche  Arbeiten 
werden  an  die  Betreffenden  von  der  Gemeinde  oder  vom  Staate 
durch  die  Lokalkomitees  übergeben  und  nach  den  Kosten- 
anschlägen unter  Leitung  eines  Beamten  ausgeführt. 

§  17.  Freie  Einfuhr  aller  zur  Industrie  gehörenden  Roh- 
produkte. 

§  18.  Keine  Beförderung  neuer  künstlich  zu  erhaltender,  da- 
gegen jede  Förderung  und  Schutz  aller  den  Verhältnissen  des- 
Landes angemessenen  Industriezweige. 

§  19.  Vermehrte  Patenterteilung  für  Erfindungen  im  Gebiete 
der    Industrie.      Schutz    gegen   Nachbildung   neuer    Warenmuster. 

§  20.  Herabsetzung  der  Zölle  auf  Kolonialwaren.  Erhebung 
der  Warenzölle  nach  Wert  und  Aufhebung  aller  Ausfuhrzölle. 

§  21.  Gleichheit  des  Ellenmaßes  und  der  Breite  deutscher 
Manufakturwaren. 

§  22.  Durch  Parzellierung  großer  Ackerbaugüter  und 
Domänen,  sowie  durch  Beförderung  der  Urbarmachung  unkulti- 
vierter Strecken  hat  der  Staat  für  den  ausgedehnteren  Betrieb  des 
Ackerbaues  Sorge  zu  tragen. 

§  23.     Die  Majorate  werden  vom  Staate  aufgehoben. 

§  24.  Die  wirkliche  Arbeitszeit  wird  auf  10  Stunden  fest- 
gesetzt. 

§  25,  Die  Innungen  und  Korporationen  von  Meistern  haben 
die  Aufgabe,  die  gegenseitige  Konkurrenz  der  Meister  aufzuheben 
und  einzuschränken. 

§  26.  Die  Aufnahme  in  dieselben  als  Meister  kann  Niemandem 
verweigert  werden,  welcher  nachweisen  kann^  daß  er  sein  Geschäft 
erlernt  hat. 

§  27.  Prüfungen  zur  Erlangung  des  Meisterrechts  müssen 
öffentlich  sein  und  können  nur  durch  eine  aus  gleichen  Teilen 
bestehende  Kommission  von  Meistern  und  Gesellen  oder  Gehilfen 
ausgeführt  werden. 

§  28.     Die  Meisterstücke  sollen  nur   die  Befähigung  des  Exa- 
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minanden  für  sein  Fach  nachweisen ;  sie  dürfen  in  keinem  Falle 
kostspiehg  und  müssen  wohl  verkäuflich  sein. 

§  29.  Die  W'erkführer  in  Fabriken  und  Werkstätten  sind 
mit  Zuziehung  der  Arbeiter  zu  wählen. 

§  30.  Kein  Meister  darf  einen  Lehrling  annehmen,  dessen 
Ausbildung  nicht  gesichert  ist.  Zu  dem  Zweck  sind  technische 
Aufsichtsbehörden  aus  gleicher  Wahl  von  Meistern  und  Gesellen 
oder  Arbeitern  zu  gründen,  welche  die  Lehrlinge  öffentlich  zu 
prüfen  haben.  Die  Prüfungen  sind  theoretisch  und  praktisch. 
Die  Lehrzeit  soll  in  der  Regel  3  Jahre  nicht  übersteigen. 

§  31.  Das  übermäßige  Halten  von  Lehrlingen  seitens  eines 
und  desselben  Meisters  muß  durch  das  Lokalkomitee  verhütet 
werden. 

§  32.  Das  Einschreiben  und  Lossprechen  der  Lehrlinge  ge- 
schieht unentgeltlich. 

§  33.  Jedes  Ausnahmegesetz  über  das  Paßwesen,  sowie 
jedes  andere  Gesetz,  durch  welches  die  Arbeiter  als  nicht  gleich- 
berechtigt mit  den  übrigen  Staatsbürgern  behandelt  werden,  tritt 
für  immer  außer  Kraft. 

§  34.  Das  stehende  Heer  muß  beschränkt  und  die  wirldiche 
Dienstzeit  auf  ein  Jahr  festgestellt,  dagegen  die  Volksbewaffnung 
allgemein  eingeführt  werden,  so  daß  jeder  Soldat  ist,  wenn  das 
Vaterland  in  Gefahr." 

Der  vierte  Teil,  der  von  der  Volksbildung  handelt,  ist  inso- 
fern lehrreich,  als  er  typisch  ist  für  die  allgemeinen,  demokratischen 
Forderungen  jen^r  Tage.  ^)  Wir  sahen  ja  auch  im  i.  Bande,  wie 
Winkelblech  sich  im  hessischen  Landtage  an  der  Diskussion  von 
Erziehungsfragen  stets  lebhaft  beteiligte. 

Der  Arbeiterkongreß  fordert  Verstaatlichung  sämtlicher 
Schulen  und  ihre  Trennung  von  der  Kirche.  Die  Volksschule  ist 
konfessionslos  und  erteilt  keinerlei  Religionsunterricht.  Der  Unter- 
richt ist  unentgeltlich,  der  Staat  liefert  alle  Bücher  und  selbst 
die  kleinsten  Schulmaterialien.  Wichtig  ist  die  Stellungnahme 
zur  Kinderarbeit  in  §  9:  „Kein  Kind  darf  vor  dem  vollendeten 
vierzehnten  Lebensjahre  zu  irgend  einer  gewerblichen  Tätigkeit 
benutzt  werden,    die    den   regelmäßigen    Schulbesuch    verhindert  ^ 


')  Adler,  a.  a.  O.  p.  171. 
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gänzlich  ausgeschlossen  ist  jedoch  die  Benutzung  der  Kinder  in 
Fabriken  und  zum  Hausierhandel  vor  dem  v^ollendeten  14. 
Lebensjahre."  Gegenüber  den  neuerlichen  Forderungen,  etwa 
Bebeis,  bleibt  aber  die  Erziehung  der  Kinder  im  allgemeinen  Sache 
der  Eltern  und  nur,  wo  dieselben  durch  dringende  Umstände  von 
der  Ausübung  ihrer  Pflicht  abgehalten  werden,  sollen  in  den  Ge- 
meinden Erziehungsanstalten  gegründet  werden.  Ferner  soll  Sorge 
getragen  werden  für  die  Gründung  von  Bildungsanstalten  für 
Lehrlinge  und  Gesellen,  und  der  Staat  hat,  um  neben  der  wissen- 
schaftlichen auch  die  industrielle  Bildung  zu  fördern,  für  Errichtung 
von  technischen  Bildungsschulen  und  Erweiterung  der  schon  be- 
stehenden öffentlichen  Kunstanstalten  zu  sorgen.  — 

Die  Adressen  interessieren  uns  nicht,  dagegen  sind  \'on 
Bedeutung  zwei  Dokumente  des  Kongresses  bezüglich  des  Frank- 
furter Gesellenkongresses.  Dem  Ausschuß  des  Gesellenvereins  zu 
Frankfurt  a.  M.  wird  angezeigt,  daß  der  Berliner  soziale  Arbeiter- 
kongreß auf  Antrag  seines  nach  Berlin  bevollmächtigten  Depu- 
tierten Koch  mit  Majorität  beschlossen  habe:  „daß  Sie  zu  dem 
von  hier  aus  ernannt  werdenden  Zentralkomitee  in  Leipzig,  welches 
die  Organisation  der  Arbeiter  vorläufig  zu  leiten  hat,  ein  von 
Ihnen  gewähltes  Mitglied  desselben  schicken  werden,  worauf  sich 
der  dortige  Ausschuß  auflösen  wird."  —  Nicht  minder  wichtig 
ist  der  Aufruf,  mit  dem  die  Beschlüsse  enden: 

„An  die  deutschen  Arbeiter  ! 

Durch  öffentliche  Blätter  wird  es  zu  Eurer  Kenntnis  gekommen 
sein,  daß  zum  23.  August  in  Berlin  ein  Arbeiterkongreß  im  Gegen- 
satz zu  dem  in  Frankfurt  a.  M.  tagenden  Meisterkongreß  zusammen- 
berufen war.  Er  hat  seine  Arbeiten  jetzt  beendet,  und  seine  Be- 
schlüsse werden  bald  zu  Euren  Händen  gelangen.  Aus  allen 
Gauen  Deutschlands  waren  zu  diesem  Kongreß  Deputierte  (35 
stimmfähige  und  5  beratende  Mitglieder)  erschienen,  um  an  dem 
gemeinsamen  Werke,  der  Befreiung  der  Arbeiter  aus  den  Fesseln 
des  Kapitals,  sich  zu  beteiligen,  und  gereicht  es  uns  zur  besonderen 
Freude,  daß  auch  der  in  Frankfurt  versammelte  Gesellenkongreß, 
der  sich  später  Arbeiterkongreß  für  ganz  Deutschland  nannte, 
sich  durch  einen  bevollmächtigten  Deputierten  vertreten  ließ,  da 
dies  ein  Zeichen  war,  daß,  möge  Deutschland  noch  so  zerrissen 
sein,  wir  Arbeiter  Deutschlands  doch  einig   sind.     Um  diese  Ein- 
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heit  nun  aber  durch  die  Tat  zu  bekunden,  beschloß  der  hiesige 
Kongreß  auf  den  Antrag  des  dazu  bevollmächtigten  Deputierten 
aus  Frankfurt,  daß  der  noch  daselbst  anwesende  Ausschuß  des 
Kongresses  zu  dem  in  Leipzig  zusammentretenden,  von  hier  aus 
ernannten  Zentralkomitee,  welches  die  Organisation  der  Arbeiter, 
als  unsere  höchste  Aufgabe,  ausführen  soll,  ein  Mitglied  schicken 
und  sich  nach  getroft'ener  Wahl  auflösen  solle."  — 

Eine  eingehende  Kritik  dieser  Beschlüsse  ist  hier  nicht  ge- 
boten, wir  werden  sie  verstehen  lernen,  wenn  wir  uns  über  ihre 
Motive  klar  geworden  sind.  Dazu  verhilft  uns  in  erster  Linie  das 
Schlußwort  selbst,  in  dem  deutlich  ausgesprochen  wird,  von 
welchem  Standpunkte  aus  der  Kongreß  die  Arbeiterfrage  be- 
Jiandelt  habe.  Er  habe  den  Grund  für  die  traurige  Lage  der 
Arbeiterschaft  darin  gesehen,  daß  sie  zu  vereinzelt  aufgetreten  sei, 
um  der  Konkurrenz  der  Arbeitskraft  sowohl  als  auch  der 
herrschenden  Konkurrenz  des  Kapitals  kräftig  entgegentreten  zu 
können.  Um  diese  Zersplitterung  der  Arbeiter  aufzuheben,  habe 
der  Kongreß  es  für  seine  erste  Aufgabe  gehalten,  ein  Statut  zur 
Organisation  der  Arbeiter  zu  beraten.  Damit  jedoch  dem  Kapital 
seine  erdrückende  Macht  genommen  werden  könne,  sei  es  nötig, 
daß  sich  die  organisierten  Arbeiter  ein  Kapital  anschafften,  um 
auf  diese  Weise  mit  dem  Kapital  der  Spekulanten  konkurrieren 
zu  können.  Das  Mittel,  dies  zu  erreichen,  habe  der  Kongreß  in 
•der  freien  Assoziation  der  Arbeiter  und  der  Bildung  einer  Asso- 
ziationskasse  gesehen.  Obgleich  diese  beiden  Punkte  die  Haupt- 
aufgabe gebildet  hätten,  so  sei  doch  nicht  verkannt  worden,  daß 
auch  die  Forderungen  zu  beraten  seien,  welche  der  Arbeiter  an 
jeden  demokratisch-konstitutionellen  Staat  zu  stellen  habe.  End- 
lich habe  die  Wahl  des  Zentralkomitees  und  Aufstellung  des 
Mandats  für  dasselbe  die  letzte  Tätigkeit  des  Kongresses  ge- 
bildet. — 

Es  ist  nicht  uninteressant,  mit  dieser  Motivierung  des 
Kongresses  selbst,  in  der  deutlich  der  jugendliche  Born  zu  uns 
spricht,  die  Gedanken  zu  vergleichen,  die  derselbe  Mann  50  Jahre 
später  in  seinen  Erinnerungen  über  jene  Forderungen  geäußert 
hat.  Er  sucht  sie  nachträglich  gleichsam  aus  dem  Geiste  der 
-Zeit   zu    rechtfertigen.     Born  räumt  willig  ein,')    daß  gewiß  auch 


')  Born,  a.  a.  O.  p.  165— l6S. 
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in  das  Aktenstück  des  ersten  Kongresses  einige  Gedanken  auf- 
genommen seien,  die  vor  einer  strengen  Kritik  nicht  bestehen 
könnten.  Das  sei  eben  um  des  lieben  Friedens  willen  geschehen. 
Aber  man  dürfe  doch  nicht  vergessen,  daß  jenes  Aktenstück  für 
jene  Zeit  einen  großen  Sieg  über  „säkulare"  Vorurteile  bedeute. 
Diese  Bemerkungen  zeigen  deutlich,  daß  Born  also  nicht  als  der 
alleinige  Verfasser  der  Beschlüsse  anzusehen  ist,  so  sehr  sein 
Einfluß  auch,  namentlich  in  den  Paragraphen,  die  von  der 
Organisation  handeln,  überwiegt.  \\'ir  haben  ja  schon  vorher 
auf  den  Einschlag  Esenbeckscher  Gedanken,  namentlich  in  der 
etwas  schematischen  Unterscheidung  von  formalem  Staat  und  Volks- 
staat, von  Arbeiter  und  Besitzer,  aufmerksam  gemacht.  Aber  nicht 
nur  Nees  von  Esenbeck,  sondern  auch  das  zünftlerische  Klein- 
bürgertum, das  unter  den  Gesellen  und  Arbeitern  naturgemäß 
noch  manche  Anhänger  zählte,  hat  seinen  Niederschlag  in  den 
Beschlüssen  des  Arbeiterkongresses  gefunden.  Eine  nur  natür- 
liche Tatsache,  wenn  man  bedenkt,  wie  wenig  damals  in  Deutsch- 
land die  moderne  Großindustrie  entwickelt  war.  Mit  besonderer 
Liebe  gedenkt  Born  in  seinen  Erinnerungen  des  Abschnittes 
über  Volkserziehung  und  Schule.  Aus  ihm  ersehe  man,  wie  sehr- 
sich  nach  den  Gewittertagen  des  ]\Iärz  der  Horizont  des 
arbeitenden  Volkes  geklärt  habe.  Es  ist  charakteristisch  für  das 
tiefgehende  Interesse  aller  Sozialisten  für  Volkserziehung  und 
Schulfragen,  daß  auch  Born,  ganz  ähnlich  wie  sein  Antipode 
Winkelklech,  bei  diesem  Problem  eingehend  und  liebevoll  ver- 
weilt. Born  legt  außerdem  in  seiner  retrospektiven  Betrachtung 
besonderen  Wert  auf  die  Gründung  von  Konsum-  und  Produktiv- 
genossenschaften und  auf  die  Beteiligung  des  Arbeiters  am  Unter- 
nehmergewinn. Im  Gegensatz  zu  Schulze-Delitzsch  wird  in  der 
neuen  Organisation,  die  der  Kongreß  gründen  wollte,  die  Staats- 
hilfe in  Anspruch  genommen.  Hier  tritt  Born  also  als  Anhänger 
Louis  Blancs  und  als  Vorgänger  Lassalles  auf.  Es  sei  billig,  auf 
diese  Bestrebungen  heute  mitleidig  herabzusehen,  so  schreibt  der 
greise  Agitator  1898,  weil  die  Produktivgenossenschaften  bislang 
keinen  Erfolg  gehabt  hätten.  Denn  das  beweise  doch  nur,  daß 
bis  zur  Stunde  die  Bedingung  zur  Herstellung  einer  anderen 
Produktivform  nicht  vorhanden  sei.  Als  das  wichtigste  Resultat, 
sieht  Born  jedenfalls  ganz  mit  Recht  die  sich  verhältnismäßig 
rasch    ausbreitende  Organisation    des   vierten  Standes    an.     Dabei 
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sei  gewiß  auch  manches  Widersinnige  in  den  Statuten,  die  diese 
Organisation  erst  schafifen  sollten.  Zu  diesem  Widersinnigen  und 
Sonderbaren  rechnet  Born  den  vom  Geometer  Schwenniger  ein- 
gebrachten Antrag  der  Wahl  besonderer  Komitees  in  den  Be- 
zirksvereinen, welche  den  Minimallohn  bestimmen,  die  Löhne 
von  den  Arbeitgebern  einkassieren  und  an  die  Arbeiter  zur  Aus- 
zahlung bringen  sollten.  Es  sollte  dem  Komitee  Gelegenheit  zum 
Abzüge  von  lO^/j,  des  Lohnes  zur  Gründung  einer  Kreditbank 
geboten  werden.  Born  erzählt  uns,  daß  sich  dieser  Vorschlag 
auf  ein  Experiment  gründete,  das  nach  Schwennigers  Mitteilung 
sich  auf  einem  Unternehmen  in  Westfalen  in  Ausführung  befunden 
hätte.  Dem  Kongreß  habe  im  Grunde  (leider  ist  das  zu  undeutlich 
formuliert)  die  Gründung  von  Produktivgenossenschaften  mit 
Staatshilfe,  also  der  spätere  Lassallesche  Plan  vorgeschwebt. 
Soweit  Born. 

Zusammenfassend  wird  man  sagen  können,  daß  der  Berliner 
Arbeiterkongreß  deshalb  von  so  großer  Bedeutung  gewesen  ist, 
weil  auf  ihm  die  Bornsche  Ansicht  durchdrang,  daß  es  vor  allem 
darauf  ankomme,  die  Arbeiter  Deutschlands  erst  einmal  zu 
organisieren.^)  Ferner  wird  man  rühmend  die  Mäßigung  in  den 
Beschlüssen,  die  im  allgemeinen  eine  Abneigung  gegen  illusionis- 
tische Zukunftsträume  verraten,  hervorheben  müssen.  Sodann 
bilden  die  Beschlüsse  eine  sehr  instruktive  Zusammenfassung 
vieler  Wirtschafts-  und  Sozialfragen,  wie  sie  damals  von  der 
Arbeiterschaft  und  Gesellenschaft  erhoben  wurden.^)  Wir  kennen 
sie  ja  größtenteils  schon  aus  den  Mitteilungen  des  „Volk".  Viel 
Unreifes  und  Unklares  ist  selbstverständlich  auch  in  den  Be- 
schlüssen vorhanden,  namentlich  gilt  das  von  dem  Plan  der 
Assoziationskassen,  gewiß  ein  kaum  zu  verwirklichendes  Programm. 
Und  dennoch  ist  selbst  von  diesen  Plänen  später  vieles  in  Er- 
füllung gegangen.  So  klar  und  in  sich  abgeschlossen  wie  die 
Überzeugungen  des  „Volk"  sind  die  des  Arbeiterkongresses  keines- 
wegs. Das  erklärt  sich  daraus,  daß  sie  einen  Kompromiß  zwischen 
den  verschiedensten  Meinungen  darstellen.  Nur  in  den  Gedanken, 
daß  die  Arbeiterschaft  organisiert  werden  müsse,  und  daß  die 
sozialen  und  politischen  Freiheitsrechte,  die  auch  die  Demokratie 


')  Vgl.  auch  Adler,  a.  a.  O.  p.  169. 

^'j  Vgl.   auch  zum  Folgenden:   Bernstein,   a.  a.  O.  I,   p.  63. 
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längst  vertrat,  den  Arbeitern  zuteil  werden  müßten,  treffen  sie 
zusammen.  Im  übrigen  sind  die  theoretischen  /\.bschnitte  der 
„Beschlüsse"  des  Kongresses  durchsetzt  von  Gedankengängen 
Borns,  Esenbecks,  namentlich  aber  auch  von  kleinbürgerlich 
zünftlerischen  Tendenzen.  Aber  der  Grundgedanke  ist:  die 
Arbeiterschaft  im  wirtschaftlichen  Kampf  auf  sich  gestellt,  keine 
Interessengemeinschaft  mit  den  Meistern  des  Kleingewerbes.  Das 
ist  gerade  der  Unterschied  zwischen  den  Arbeiterprogrammen  von 
Berlin  und  Frankfurt.  Ein  Versuch  Borns,  den  zweiten  Demokraten- 
kongreß für  die  Arbeiterassoziation  zu  interessieren,  mißglückte.^) 
Das  vom  Kongreß  beschlossene  Zentralkomitee  wurde  nach 
Leipzig  gelegt  und  gab  im  Auftrage  der  neuen  Organisation  eine 
Zeitschrift,  die  „Verbrüderung",  heraus,  die,  wie  Born  sich  später 
ausgedrückt  hat,^)  die  Prinzipien  der  ersten  Arbeiterverbindung 
zu  erläutern  und  einen  Sprechsaal  für  die  Arbeiterklasse  ab- 
zugeben hatte.  Die  erste  Nummer  der  „Verbrüderung"  erschien 
am  3.  Oktober  1848,  die  letzte  Nummer  am  29.  Juni  1850,^)  als 
eben  die  Zeiten  der  Reaktion  heraufzogen.  Die  ersten  Maß- 
regelungen der  Arbeiterschaft  gingen  von  Bayern  aus,  dann  folgte 
Sachsen,  wo  die  Behörde  der  Ansicht  war,  daß  sowohl  die 
Statuten  der  „Verbrüderung"  wie  auch  der  gesamte  Verband  und 
die  einzelnen  Bezirksvereine  bewiesen,  daß  man  es  mit  politischen 
Vereinen  zu  tun  habe,  und  das  verstoße  gegen  das  sächsische 
Gesetz.  Es  folgte  Preußen,  und  so  kam  es,  daß  langsam  die 
gesamte  Arbeiterverbrüderung  aufgelöst  wurde.  Wie  die  „Ver- 
brüderung" im  einzelnen  seit  ihrer  Begründung  im  Herbst  1848 
bis  zum  Sommer  1850  gewirkt  hat,  kann  hier  nicht  erörtert 
werden.  Adler  hat  sich  das  Verdienst  erworben,  ihr  Streben  und 
ihre  Erfolge  darzustellen,  und  Borns  Lebenserinnerungen  sind 
jetzt  als  Ergänzung  hinzuziehen.  Wir  müssen  auf  diese  Bücher 
verweisen  und  werden  der  Verbrüderung  in  unserer  Darstellung 
nur  noch  einmal  begegnen,  wenn  wir  von  der  Auseinandersetzung 
zwischen  ihr  und  dem  süddeutschen  Winkelblechschen  Föderalismus 
auf  dem  Heidelberger  Distriktskongreß  vom  Januar  1849  erzählen. 


^)  Vgl.  Lüders,  a.  a.  O.  p.  91  ff. 

2)  a.  a.  O.  p.  169. 

*)  Wie  das  Original  lehrt.  Falsch  ist  daher  die  Behauptung  Bernsteins, 
a.  a.  O.  I,  p.  64,  daß  die  „Verbrüderung"  im  Dez.  1849  unterdrückt  wurde.  Eben- 
falls unrichtig  Lüders,  a.  a.  O.  p.  90,  Anm. 
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Auch  die  Zeitschrift  „Verbrüderung"  ist  im  Original  sehr  selten 
geworden,  auch  von  ihr  befindet  sich  ein  Exemplar  in  meinem 
Besitz.  Ich  muß  es  mir  aber  versagen,  auf  die  Gedankengänge 
dieses  Blattes  hier  im  einzelnen  einzugehen,  da  Adler  im  Gegen- 
satz zum  „Volk",  das  ihm  nicht  vorlag,  die  „Verbrüderung"  in 
dem  Exemplar  Borns  für  seine  Darstellung  benutzen  konnte  und 
eingehend  analysiert  hat.^)  Außerdem  ist  ein  Neuabdruck  von 
Max  Quarck")  1900  veranstaltet  worden,  den  ebenfalls  Born  er- 
möglichte, indem  er  kurz  vor  seinem  Tode  sein  Handexemplar 
zu  dem  Zwecke  zur  Verfügung  stellte.  Die  „Verbrüderung"  ist 
somit  zu  einem  bescheidenen  Preise  jedermann  zugänglich  ge- 
macht worden.  Wir  können  uns  daher  versagen,  ihren  Gedanken- 
gang näher  zu  skizzieren,  während  wir  umgekehrt  beim  „Volk" 
darauf  bedacht  sein  mußten,  den  Leser  möglichst  genau  mit 
seinem  Inhalte  bekannt  zu  machen,  da  ein  Neuabdruck  von  ihm 
nicht  existiert,  die  Originalexemplare  außerordentlich  selten  ge- 
worden sind,  und  auch  die  beiden  Schriftsteller,  die  es  benutzt 
haben,  Mehring  und  Bernstein,  gar  zu  wenig  aus  der  Quelle 
schöpften.  Nur  ein  Blick  sei  auf  die  Ideenwelt  der  „Verbrüderung" 
geworfen,  um  dem  Leser  zu  zeigen,  wie  sich  Born  bis  zum  Heidel- 
berger Kongreß,  der  die  Auseinandersetzung  mit  Winkelblech 
bringt,  weiter  entwickelt  hat. 

Nach  der  „Verbrüderung"  ist  die  soziale  Frage  der  Ausdruck 
eines  gewaltigen  Kampfes  in  der  Gesellschaft,  Die  politischen 
Verhältnisse  dürfen  aber  nicht  vernachlässigt  werden,  da  nur  mit 
der  Forderung  der  Volksherrschaft  auch  die  wirkliche  soziale 
Reform  gegeben  ist.  Darum  ist  der  Feudalismus,  wo  er  noch 
lebt,  zu  bekämpfen.  Der  Bourgeoisie  steht  die  Arbeiterschaft 
feindlich  gegenüber,  nur  das  Kleinbürgertum  darf  sie  unterstützen, 
soweit  es  selbst  gegen  die  Großmacht  des  Kapitals  ankämpft 
und  nicht  zu  große  Privilegien  für  sich  in  Anspruch  nimmt. 
Dasselbe  gilt  den  Kleinbauern  gegenüber.  Eifrig  werden  in  der 
„Arbeiterverbrüderung"  vor  allem  das  Recht  auf  Arbeit  und  die 
Assoziation  proklamiert.  Mit  der  „Neuen  Rheinischen  Zeitung" 
von  Karl  Marx  und  Genossen  wird  treue  Kameradschaft  gehalten. 


')  Vgl.  a.  a.  O.  p.  173  ff. 

^)  Max  Quarck,  Die  Arbeiterverbrüderung  1848 '49.     Erinnerungen  an  die 
Klassenkämpfe  der  eisten  deutschen  Revolution.     Frankfurt  a.  M.   1900. 
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So  werden  ihr  z.  B.  auch  die  fürchterlich  aufreizenden  Artikel 
über  die  schlesische  Milliarde  entnommen ,  endlich  finden  sich 
viele  radikale  Gedichte  in  dem  Organe  abgedruckt.  Bis  April  1849 
hat  sie  Born  selbst  redigiert,  dann  nahm  er  bekanntlich  an  der 
Dresdener  Mairevolution  teil  und  mußte  später  fliehen.  Sein 
Nachfolger  wurde  der  bereits  erwähnte  Geometer  Schwenniger, 
der,  wie  Adler  meint,  besonders  von  Ludwig  Heß  beein- 
flußt war. 


II.    Die  süddeutsche,    speziell  Frankfurter  Arbeiterbewegung 
unter  Winkelblech  und  der  Frankfurter  Arbeiterkongre§. 

Der  Leser  wird  sich  aus  dem  vorigen  Kapitel,  das  die  48  er 
Handwerkerbewegung  und  das  Frankfurter  Handwerkerparlament 
geschildert  hat,  erinnern,  wie  es  Winkelblech,  seinem  föderaHs- 
tischen  Prinzip  getreu,  das  ihn  ja  lehrte,  Meister  und  Gesellen 
zu  gemeinschaftlichem  Kampfe  gegen  den  Geldadel  zu  verbinden, 
bedauern  mußte,  daß  die  Meister  in  kurzsichtiger,  reaktionärer 
Gesinnung  die  Gesellen  zum  Handwerkerkongreß  nicht  zulassen 
wollten.  Daher  blieb  diesen  Gesellen  nichts  anderes  übrig,  als 
selbst  einen  Kongreß  einzuberufen,  denn  der  Kompromißvorschlag 
der  Meister,  10  Gesellen  mit  beratender  Stimme  zum  Handwerker- 
parlamente zuzulassen,  kam  zu  spät.  Er  wurde  zwar  von  den 
Gesellen  akzeptiert,  aber  sie  ließen  sich  deswegen  in  ihren  eigenen 
Verhandlungen  nicht  stören.  Zunächst  trug  der  Gesellenkongreß, 
der  am  20.  Juli  eröftnet  wurde  ^),  im  wesentlichen  handwerks- 
mäßigen Charakter,  bis  man  sich  überzeugte,  daß  nicht  nur  eine 
Vertretung  der  Gesellen,  sondern  auch  eine  solche  der  Arbeiter- 
schaft aller  Stände  erwünscht  wäre.     Diese  Arbeiter  wurden  nun 


')  Vgl.  über  den  Frankfurter  Arbeiterkongrefi  vor  allem:  Veit 
Valentin,  a.  a.  O.  p.  304  ff.  —  A d le r ,  a.  a.  O.  p.  167  ff.  —  Die  Frankfurter 
„Oberpostamtszeitung",  namentlich  von  Anfang  September  1848.  —  Schlüter,  a.  a.  O. 
p.  121  ft'.  —  In  diesem  Abschnitt  möchte  der  Verfas':er  die  süddeutsche  Arbeiter- 
bewegung ausführlicher  schildern,  als  seine  Vorgänger,  die  nur  flüchtig  und  zum 
Teil  aus  zweiter  Quelle  die  Beschlüsse  und  die  Denkschrift  des  Kongresses  benutzt 
haben,  während  wir  gerade  wegen  der  Teilnahme  Winkelblechs  und  des  großen 
Einflusses  seiner  Ideen  die  Verhandlungen  auf  Grund  der  Originalbroschüren 
ausführlich  darzulegen  haben.  Nur  dann  wird  der  Gegensatz  zwischen  Berlin  und 
Frankfurt  und  die  Notwendigkeit  eines  Kampfes  zwischen  beiden  Weltanschauungen 
Terdeutlicht  werden  können. 
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noch  nachträglich  eingeladen,  und  so  konnte  der  Kongreß  mit 
gewissem  Recht  später  den  Xamen  „Allgemeiner  deutscher 
Arbeiterkongreß"  annehmen.  Schon  im  x\ugust  hatte  diese  Er- 
weiterung des  Kongresses  stattgefunden,  aber  nach  der  „Frank- 
furter Oberpostamtszeitung"  wächst  der  Kongreß  im  Anfang 
September  noch  fortwährend,  da  die  Wahlen  nur  recht  langsam 
von  statten  gingen;  am  20.  September')  ist  er  geschlossen 
worden. 

Leider  gibt  es  kein  offizielles  Protokoll  des  Kongresses,  wie 
uns  ein  solches,  wenn  auch  in  verkürzter  Gestalt,  für  den  Ham- 
burger und  den  Frankfurter  Handwerkerkongreß  vorgelegen  hat, 
und  wie  es  gerade  für  unsere  Zwecke  eine  wertvolle  Quelle  be- 
deutet hätte.  Wir  wissen  nicht,  wie  oft  Winkelblech,  der  ja  nur 
als  Gast  an  dem  Kongresse  teilnahm  und  dadurch,  sowie 
durch  die  gleichzeitige  Teilnahme  am  Handwerkerparlament, 
deutlich  bewies,  daß  es  ihm  bei  seinen  föderalistischen  Vorschlägen 
vor  allem  darauf  ankam,  eine  Einigung  zwischen  Meistern  und 
Gesellen  herbeizuführen,  das  Wort  ergrifien  hat.  Ich  habe  nur 
(und  zu  demselben  Resultat  kommt  Valentin)  -)  konstatieren 
können,  daß  eine  der  letzten  Sitzungen  des  Kongresses,  die  Ver- 
sammlung vom  II.  September,  auf  der  Pfingstwiese  stattfand  und 
daß  hier  Winkelblech  in  einem  \^ortrage  den  Arbeitern  seinen 
Föderalismus,  d.  h.  also  die  Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens 
von  Arbeitern  und  gewerksmäßigem  Mittelstande  gegen  den 
Geldadel,  empfahl.  Auf  derselben  Pfingstwiese  geschah  dies,  wo 
wenige  Tage  später  ein  revolutionäres  Demagogentum  sein  Un- 
wesen trieb,  als  die  Frankfurter  Revolution  ausbrach.  Daß 
Winkelblechs  Tätigkeit  aber  auch  auf  diesem  Kongresse  reiche 
Früchte  gezeitigt  hat,  ja  für  ihn  noch  reichere  als  auf  dem  Hand- 
werkerparlamente, geht  aus  den  Beschlüssen  des  Kongresses  und 
aus  seiner  Denkschrift  über  die  Gewerbeordnung  des  Hand- 
werkerparlamentes, die  uns  beide  im  Original  vorliegen,  ganz 
deutlich  hervor.  Das  Programm  des  Gewerbeparlamentes  zeigt 
gewiß  manche  Gedankengänge,  zu  denen  sich  Winkelblech  hin- 
gezogen,   mit    denen    er   sich  verwandt  fühlte,    aber  es  trug  doch 


')  Dies  Datum  finde*,  sich  in  dem  Vorwort  zu  den  Beschlüssen  des  Kongresses 
p.  6.  Das  Datum  Valentins:  (a.a.O.  p.  305)  il.  September,  dürfte  demnach 
unrichtig  sein. 

^)  a.  a.  O.  p.  307. 
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eine  mittelalterliche,  altzünftlerische  Tendenz,  mit  der  sich  sein 
Föderalismus  nicht  v^ertrug.  Der  Gesellenkongreß  war  dagegen, 
wie  wir  gleich  sehen  werden,  streng  föderalistisch  orientiert.  Wir 
können  den  Einfluß  Winkelblechscher  Ideen  auf  die  Dokumente 
des  Frankfurter  Arbeiterkongresses  am  besten  und  gewissen- 
haftesten konstatieren,  wenn  wir  im  Folgenden  die  bereits 
erwähnten  „Beschlüsse"  und  die  „Denkschrift"  nach  ihren  Haupt- 
gesichtspunkten erörtern.  Die  beiden  Schriften  sind  so  wichtig 
für  die  damalige  politische  Ideenwelt  unseres  \\'inkelblech 
einerseits  und  für  die  selbständige  Bedeutung  der  süddeutschen, 
speziell  Frankfurter  Arbeiterbewegung  und  ihres  Gegensatzes  zur 
norddeutschen,  Bornschen  Richtung  andererseits,  daß  wir  die 
ohnehin  selten  gewordenen  Dokumente  im  Anhang  wörtlich  zum 
Abdruck  bringen  (siehe :  Anhang  I.  u.  II).  Werfen  wir  zunächst 
einen  Blick  auf  die  Beschlüsse  des  Kongresses. ') 

Die  „Beschlüsse"  zerfallen  in  vier  Teile.  Die  sie  ent- 
haltende Broschüre  erörtert  zunächst  in  einem  Vorwort  die  Vor- 
geschichte des  Kongresses  und  seinen  Verlauf,  sodann  im  Haupt- 
teil die  Aufforderung  zur  Bildung  eines  allgemeinen  deutschen 
Arbeitervereins,  —  das  wäre  also  der  Teil,  der  bei  den  Berliner 
Beschlüssen  den  Statuten  der  „Verbrüderung"  entspräche,  —  dann 
folgt  drittens  ein  Aufruf  zur  Annahme  eines  gemeinsamen  Banners 
in  echt  48  er  Stil  und  zum  Schluß  eine  Adresse  an  die  National- 
versammlung. Das  Vorwort  erkennt  dankbar  die  Unterstützung 
der  Paulskirche  an,  die  dem  Kongresse  dieselben  Rechte  wie 
früher  dem  Handwerkerkongresse  eingeräumt  habe,  begründet 
die  früher  erörterte  Erweiterung  des  Kongresses  über  die  Hand- 
werksgesellen hinaus  und  schildert  die  beiden  großen  Aufgaben, 
die  ihm  bevorstanden:  einmal  die  noch  während  der  Session  des 
Kongresses  erschienene  Gewerbeordnung  der  Meister  kritisch  zu 
prüfen  und  alsdann  leitende  Grundsätze  für  eine  neue  soziale 
Verfassung  des  Vaterlandes  und  für  eine  allgemeine  deutsche 
Gewerbeordnung  aufzustellen.  Bezüglich  der  letzteren  wird  be- 
tont, daß  sich  der  Kongreß  der  Adresse  der  föderahstischen 
Minoritätspartei    des  Meisterkongresses    anschließe,    allerdings    mit 


^)  Vgl-  Beschlüsse  des  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiterkon- 
gresses zu  Frankfurt  a.  M.,  gefaßt  in  den  Monaten  Juli,  August  und  Sep- 
tember  1848.     Darmstadt  1848,  Verlag  von  L.  Papst. 
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Hinzufügung  und  xA.bänderung  verschiedener  Bestimmungen.  Auch 
der  Vorschlag  einer  allgemeinen  deutschen  Arbeiterkokarde,  über 
den  wir  heute  lächelnd  zur  Tagesordnung  übergehen  würden, 
wird  in  dem  Vorworte  damit  begründet,  daß  es  nicht  genug  sei, 
einen  allgemeinen  deutschen  Arbeiterbund  zu  bilden  und  zu 
organisieren,  sondern  man  müsse  auch  für  alle  Glieder  des  Bundes 
ein  gemeinsames  äußeres  Abzeichen  haben.  Zur  Abfassung  aller 
dieser  Gesetzesvorlagen  für  die  Nationalversammlung  wurde  eine 
Kommission  und  für  den  zu  gründenden  Arbeiterbund  ein  Zentral- 
komitee gewählt.  Nach  dem  Vorwort  bestand  diese  Kommission 
aus  dem  Schneider  Arnold,  dem  Maurer  Ritter  und  unserem 
Professor  Winkelblech,  das  Zentralkomitee  aus  dem  Buchdrucker 
Franz,  dem  Tischler  Linke  und  dem  Tischler  IMüller,  nebst  ihren 
Stellvertretern. 

Betrachten  wir  nun  der  Reihe  nach  die  vollendeten  Entwürfe 
des  Arbeiterkongresses,  nämlich  den  Aufruf  zur  Bildung  eines 
Arbeiterbundes,  den  Aufruf  zur  Erhebung  eines  eigenen  Banners, 
die  Adresse  an  die  Nationalversammlung  und  endlich  die  in 
einer  Broschüre  für  sich  erschienene  Denkschrift  über  die  Gewerbe- 
ordnung der  ]vleister.  ^) 

In  der  A  u  f  f  o  rderung  zurBildung  eines  allgemeinen 
deutschen  Arbeitervereins  wird  zunächst  als  die  größte 
Errungenschaft  des  deutschen  Volkes  während  der  letzten  Revolution 
das  Recht  der  freien  Vereinigung  bezeichnet.  Darum  möchten  auch 
die  arbeitenden  Stände,  welche  unter  der  Willkürherr^chaft  des 
Kapitals  und  unter  dem  Drucke  der  mannigfaltigsten  despotischen 
Gesetze  am  härtesten  gelitten  hätten,  von  diesem  heiligsten 
Rechte  würdigen  Gebrauch  machen  und  zu  einem  großen  Bruder- 
bunde zusammentreten,  um  durch  ihn  dem  ewigen,  unveräußer- 
lichen Rechte  der  Arbeit  wieder  Geltung  zu  verschaft'en  und  den 
redlichen  Erwerb,  der  das  Opfer  des  Wuchers,  Spiels  und  Betrugs 
geworden    sei,    wieder   zu    Ehren    zu    bringen.      Bereits   in  diesen 


')  Der  Kongreß  beschloß  auch  die  Herausgabe  einer  Arbeiterzeitung,  wie 
das  Vorwort  der  Beschlüsse  mitteilt.  Ein  Exemplar  dieser  Zeitung  ist  mir  bislang 
nicht  zugänglich  geworden.  M  eh  ring,  a.a.O.  p.  346  erwähnt,  daß  das  Blatt 
am  I.  Januar  1849  in  Frankfurt  erschienen  sei,'  sich  aber  bereits  durch  die  erste 
Nummer  unmöglich  gemacht  habe,  die  sich  bemühte,  das  konstitutionelle  System 
mit  den  romantischen  Redensarten  Friedrich  Wilhelms  IV.  zu  verspotten.  Vgl. 
auch  Schlüter,  a.  a.  O.  p.  126. 

Biermann,   K.  G.  Winkelblech  l^Karl  Mario).     Bd.  II.  18 
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Eingangsworten  finden  wir  die  uns  so  wohl  bekannten  Gedanken- 
gänge Winkelblechs,  nämlich  seinen  Protest  gegen  die  Macht  des 
Kapitals  und  den  unredlichen,  unproduktiv'en  Erwerb,  sowie  das 
Recht  auf  Arbeit.  Im  Folgenden  zeigt  sich  der  Einfluß  seiner 
Ideen  in  dem  Kampfe  gegen  zwei  Fronten,  gegen  den  Liberalismus 
und  den  Kommunismus.  Denn,  so  fährt  der  Aufruf  fort,  man 
habe  sich  nicht  nur  über  die  zu  erreichenden  Zwecke,  sondern 
auch  über  die  Mittel  zu  deren  Erreichung  geeinigt,  und  alle  hätten 
erkannt,  daß  sowohl  die  Anhänger  der  Gewerbefreiheit  als  auch 
die  Kommunisten  sich  auf  Irrwegen  befänden.  Vielmehr  könne 
das  wahre  Heil  nur  in  einer  zeitgemäßen,  von  der  früheren  ganz 
verschiedenen,  auf  die  gleiche  Berechtigung  aller  Bürger  gegründeten, 
d.  h.  föderalen  Innungsverfassung  gefunden  werden.  Es  gelte 
einen  kräftigen  Bund  zu  schließen.  „Wir  müssen  alle  zusammen- 
stehen. Alle  für  Einen  und  Einer  für  Alle." 

Es  werden  dann  die  Statuten  im  einzelnen  festgelegt:  Der 
Hauptzweck  des  Vereins  soll  sein,  eine  gründliche  Untersuchung 
über  die  Mittel  zur  Verbesserung  der  sozialen  Lage  aller  arbeitenden 
Klassen  anzustellen.  Als  Nebenzwecke  werden  die  geistige  Aus- 
bildung in  allen  ihren  Beziehungen  und  die  gesellige  Unterhaltung 
bezeichnet.  Gemäß  der  Winkelblechschen  Lehre  vom  Parallelismus 
der  sozialen  und  politischen  Entwicklung,  wird  die  Erlangung 
der  politischen  Freiheit  neben  der  sozialen  als  erstrebenswert  hin- 
gestellt, indem  nur  in  der  ersteren  die  Garantie  der  letzteren 
liege.  Leider  seien  aber  die  politischen  Ansichten  in  Deutschland 
noch  sehr  verschieden,  deshalb  wolle  sich  der  Verein  (ganz  wie 
der  von  uns  im  i.  Bande  erwähnte  Kasseler  Arbeiterverein,  solange 
er  unter  Winkelblechs  Einfluß  stand)  auf  die  Lösung  der  sozialen 
Frage  beschränken.  Zur  Durchführung  politischer  Angelegen- 
heiten, welche  die  Interessen  der  Arbeiter  unmittelbar  berührten, 
könnten  sich  die  Arbeiter  ja  den  zahlreichen  politischen  Vereinen 
anschließen. 

Die  Bildung  des  Vereins,  sein  äußerer  Aufbau  ist  ähnlich 
wie  der  der  Verbrüderung.  Wie  hier  Lokal-,  Bezirks-  und  Zentral- 
komitee unterschieden  werden,  so  beschließt  der  Frankfurter 
Kongreß  die  Bildung  von  Orts-,  Bezirks-  und  allgemeinem  Verein. 
Als  Bezirkshauptstädte,  in  denen  der  Vorstand  eines  Bezirksvereins 
seinen  Sitz  nehmen  solle,  werden  folgende  26  Städte  vorgeschlagen: 
Stettin,    Königsberg,    Danzig,   Posen,    Berlin,    Magdeburg,    Breslau, 
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Münster,  Köln,  Hamburg,  Bremen,  Hannover,  Braunschweig,  Kassel, 
Leipzig,  Weimar,  Frankfurt  a.  M.,  Heidelberg,  Stuttgart,  München, 
Nürnberg,  Wien,  Innsbruck,  Grätz,  Prag,  Brunn.  Die  oberste 
Leitung  des  Vereins  steht  dem  Zentralvorstand  zu,  der  auf  dem 
jährlich  zu  berufenden  Kongreß  für  das  nächstfolgende  Jahr 
gewählt  wird.  Er  hat  seinen  Sitz  in  derjenigen  Stadt,  die  vom 
Kongreß  für  das  folgende  Jahr  als  Vorort  bestimmt  wird,  vor- 
läufig aber  in  Frankfurt  a.  M.  Außerdem  hat  der  Zentralvorstand 
für  die  Herausgabe  einer  allgemeinen  Arbeiterzeitung  zu  sorgen 
und  in  dieser  Zeitung  nach  xA.blauf  eines  jeden  Vierteljahres  einen 
Bericht  über  die  Lage  aller  Vereine  sowie  eine  Übersicht  über 
die  wichtigsten,  in  der  sozialen  Reform  gemachten  Fortschritte 
zu  erstatten.  —  Der  Zutritt  zu  dem  allgemeinen  Arbeiterv^erein 
ist  einem  jeden,  der  das  i8.  Lebensjahr  erreicht  hat,  gestattet, 
sobald  er  die  Hebung  der  arbeitenden  Klasse  und  die  Wieder- 
herstellung des  Mittelstandes  sich  zur  Aufgabe  macht.  Es  werden 
demnach  nicht  nur  Arbeiter,  sondern  auch  Freunde  der  Arbeit 
aus  allen  sozialen  Ständen,  Künstler,  Gelehrte,  Kaufleute,  Hand- 
w^erker,  Fabrikanten  usw.  zugelassen  und  ihnen  alle  Rechte  der 
Vereinsmitglieder  eingeräumt. 

Das  zweite  Dokument  ist  der  AufrufzurAnnahme  eines 
gemeinsamen  Banners,  der  trotz  seinen  kleinbürgerlichen, 
komischen  Zügen  wegen  seiner  originalen  Winkelblechschen  Ge- 
dankengänge besonders  bemerkenswert  ist.  Er  beginnt  mit  einem 
recht  konstruktiven  historischen  Expose,  das  ganz  deutlich  die  uns 
wohl  vertraute  Terminologie  unseres  Denkers  zeigt.  In  den  früheren 
Zeiten  war  der  Arbeit  nirgends  ihr  unveräußerliches  Recht  ge- 
sichert. Überall  herrschten  Vorrechte  und  Monopole,  darum  könne 
man  die  Grundansicht,  aus  der  die  ganze  gesetzliche  Ordnung 
der  damaligen  Zeit  hervorging,  nicht  besser  als  mit  Monopolismus 
bezeichnen.  Als  die  Menschen  nun  aber  begannen,  diese  Vor- 
rechte zu  zerbrechen ,  da  strebten  sie  unbedachterweise  nach 
schrankenloser  Freiheit  und  vermeinten  glücklich  zu  werden,  wenn 
jedermann  ohne  gesetzliche  Ordnung  nach  reiner  Willkür  erwerben 
dürfe.  Die  Folge  war  aber,  daß  man  statt  zur  Freiheit  zur  Un- 
freiheit, zu  einer  zügellosen  Konkurrenz  und  zur  Gewerbefreiheit 
gelangte,  durch  die  der  Mittelstand  zugrunde  gerichtet  und  der 
Arbeiterstand  an  den  Bettelstab  gebracht  wurde.  „Die  Anhänger 
♦dieser  Lehre  haben  dieselbe,  um  sich  die  Volksgunst  zu  erwerben. 
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Liberalismus  und  sich  selbst  Liberale  genannt;  in  der  Tat  sind" 
sie  jedoch  nicht  freisinnig,  sondern  wollen  eine  Knechtschaft,  die 
noch  größer  ist  als  diejenige,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
alten  Monopole  bestand."  Der  Liberalismus  habe  sich  aber  selbst 
einen  Feind  erzeugt.  Durch  alle  Leiden,  welche  die  Gewerbe- 
freiheit über  die  Menschen  gebracht  habe,  sei  nämlich  der  Ge- 
danke entstanden,  daß  man,  um  einer  so  ungleichen  Verteilung 
der  Güter  ein  Ende  zu  machen,  durch  Aufhebung  alles  Sonder^ 
eigentums  eine  ganz  gleichförmige  Verteilung  jener  hervor- 
bringen müsse.  Die  Anhänger  dieser  Lehre  nannten  sie  Kom- 
munismus, sich  selbst  aber  Kommunisten.  Die  Gleichheit,  die  sie 
erstrebten,  sei  indessen  keine  solche,  sondern  nur  ein  Zerrbild 
derselben,  denn  die  Menschen  wäirden  sich  ihrer  verschiedenen 
Anlagen  wegen,  auch  wenn  sie  alle  in  dieselbe  Form  gedrückt 
wären,  stets  noch  in  ungleicher  Lage  befinden.  „Da  uns  nun 
weder  der  Liberalismus  noch  der  Kommunismus  glücklich  machen 
kann,  und  wir  ebenso  wenig  zu  den  alten  Monopolen  zurück- 
kehren wollen,  so  haben  alle  Mitglieder  des  Kongresses  sich  mit 
Stimmeneinhelligkeit  für  eine  ganz  neue  soziale  Ordnung  aus- 
gesprochen, welche  nicht  von  den  Ausländern  entlehnt,  sondern 
aus  dem  deutschen  Volke  selbst  hervorgegangen  ist.  Wir  haben 
uns  entschlossen,  nicht  wie  bisher  den  anderen  Völkern  nachzu- 
ahmen, sondern  etwas  Selbständiges  und  dabei  so  Vollkommenes 
zu  schaffen,  daß  es  diesen  als  nachahmungswürdig  erscheint,'^ 
Diese  neue  Ordnung,  welche  die  wirkliche  Freiheit  und  Gleich- 
heit an  die  Stelle  der  scheinbaren  setze  und  dadurch  in  Wirklich- 
keit erreiche,  was  die  Liberalen  und  Kommunisten  vergeblich  er- 
strebten, sei  der  Föderalismus,  zu  seiner  Verwirklichung  solle  ein 
großer  Föderalistenbund  gegründet  werden.  Nach  dieser  neuen 
Ordnung  seien  alle  Menschen  gleichberechtigt,  und  es  werde  einem 
jeden  ein  seinen  Arbeitskräften  angemessener  Erwerbskreis  gesetz- 
lich gesichert.  Ein  jeder  finde  die  Beschäftigung,  zu  der  er  von 
der  Natur  bestimmt  sei  und  habe  über  die  Früchte  seiner  Arbeit 
frei  zu  verfügen.  Der  redliche  Erwerb  w^erde  von  dem  unredliclien, 
der  jetzt  die  Quelle  so  großer  Reichtümer  sei,  sorgfältig  geschieden, 
so  daß  nicht  wie  gegenwärtig  das  Kapital,  sondern  nur  Fleiß  und 
Geschicklichkeit  über  die  Erfolge  der  ganzen  schaffenden  Bevölke- 
rung entscheiden  würden.  Ziemlich  grotesk  und  mit  billiger 
Symbolik  werden  darauf  die  Farben  des  neuen  Banners  bestimmte 
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Im  Zeitalter  des  Monopolismus  hätten  die  Völkerschaften  bunte 
Banner  geführt,  jetzt  aber,  wo  die  Weltgeschichte  das  Urteil  über 
■die  ungleiche  Berechtigung  gesprochen  habe,  sollten  alle  Mono- 
polisten lieber  ihre  bunten  Farben  von  sich  werfen  und  die 
schwarze  an  ihre  Stelle  setzen,  denn  ihr  Reich  sei  eine  Beute  des 
Todes.  Aber  es  sollten  auch  die  Liberalen,  die  das  weiße,  und 
-die  Kommunisten,  die  das  rote  Banner  aufgepflanzt  hätten,  zu  der 
Erkenntnis  kommen,  daß  sie  sich  zwar  ewig  in  blutigen  Kämpfen 
zerfleischten,  aber  niemals  zu  einem  wirklichen  Siege  gelangen 
könnten.  „Möchten  sie  einsehen,  daß  nur  durch  den  Föderalis- 
mus das  wahre  Reich  der  Freiheit  und  Gleichheit  gegründet 
werden  kann,  und  sich  alle  unter  das  grüne  Banner  scharen, 
welches  dieser  voll  Hoft'nung  auf  bessere  Tage  und  im  Vorgefühl 
■seines  endlichen  Sieges  erhebt."  Grün  soll  das  Feld  des  Banners 
sein,  mit  goldenen  Symbolen  geschmückt,  ein  Eichenkranz  darin 
besage,  daß  er  auf  deutschem  Boden  gewachsen,  die  aufgehende 
Sonne,  daß  er  das  Licht  der  Zukunft  sei,  die  verschlungenen  Hände, 
•daß  nur  der  große  Bruderbund  ihm  Leben  und  Dasein  gebe  und 
■die  Buchstaben  A.  D.  F,  V.,  daß  der  allgemeine  deutsche  Föde- 
Talistenverein  bereits  gegründet  sei. 

In  einer  Adresse  an  die  Nationalversammlung  wird 
sodann  ein  soziales  Programm  zur  Prüfung  vorgelegt,  das  zunächst  die 
Errichtung  einer  sozialen  Kammer  (soziales  Parlament)  empfiehlt, 
■welche  die  ganze  soziale  Gesetzgebung  zu  beraten  und  die  von 
ihr  gefaßten  Beschlüsse  der  politischen  Kammer  (politisches  Parla- 
ment) zur  Entscheidung  vorzulegen  habe.  B'erner  wird  eine  ge- 
meinschaftliche soziale  Gesetzgebung  für  ganz  Deutschland  mit 
Ausschluß  aller  Sonderrechte  und  einem  kurz,  klar  und  bündig 
geschriebenen  Gesetzbuche  gefordert.  Die  politischen  und  sozialen 
Geschäfte  seien  in  private  und  öffentliche  zu  trennen  und  die 
letzteren  dem  neu  zu  errichtenden  sozialen  Ministerium  zu  über- 
weisen, das  sich  selbst  wieder  in  ein  Kultus-  und  ein  Industrie- 
tninisterium  zu  teilen  habe.  Das  erstere  werde  wiederum  in  zwei, 
•das  letztere  in  zehn  Abteilungen  zerfallen :  In  dem  Kultusministerium 
:soIle  es  Abteilungen  für  den  öffentlichen  Unterricht  und  für  die 
zu  gründende  deutsche  Akademie,  sowie  für  sämtliche  Vereine 
der  Künste  und  Wissenschaften  geben.  In  dem  Industrieministerium 
solle  es  aber  Abteilungen  geben :  für  öftentliche  Bauten,  sämtliche 
Postanstalten    mit    Einschluß    der    Eisenbahnen,    den    Berg-    und 
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Forstbau,  die  Arbeitsnachweisung,  die  von  der  politischen  zu 
trennende  soziale  Gemeindeverwaltung,  die  innere  und  äußere 
Kolonisation,  die  öffentlichen  Unterstützungsanstalten,  die  öffent- 
lichen Banken  und  den  öffentlichen  Handel  (Börsen-  und  Gewerbs- 
hallen). Dann  folgt  als  ein  Hauptgedanke  der  Winkelblechschen 
Ideenwelt  die  Forderung  der  „Einführung  einer  neuen,  von  der 
früheren  gänzlich  abweichenden,  unseren  höchst  verwickelten  in- 
dustriellen Verhältnissen  entsprechenden,  die  gleiche  Berechtigung^ 
aller  Produzenten  anerkennenden,  sich  über  alle  sozialen  Berufs- 
geschäfte ausdehnenden  Innungsverfassung  (Organisation  der  Ar- 
beit), wodurch  die  Freizügigkeit  und  Abschaffung  der  Konzessionen 
möglich  gemacht,  einem  jeden  Glied  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
die  seiner  Arbeitskraft  angemessene  Erwerbssphäre  gesichert,  der 
Gang  aller  einzelnen  Geschäfte  stetig,  der  Erfolg  der  letzteren  von 
dem  Fleiß  und  der  Geschicklichkeit  der  dabei  beteiligten  Pro- 
duzenten abhängig,  jeder  unredliche  Erwerb  durch  Wucher,  Spiel 
und  Betrug  unausführbar,  dem  unverschuldeten  Bankerott  mög- 
lichst vorgebeugt  und  jede  neue  Erfindung  sowohl  dem  Erfinder 
als  seinen  Konkurrenten  gleich  nützlich  gemacht  wird."  Ein  groß- 
artiges Banksystem  soll  organisiert  werden,  das  zur  Ersparung 
von  Metallgeld,  zur  Erleichterung  des  Verkehrs,  zur  vorteilhaftesten 
Verwendung  der  Kapitalien,  zur  gänzlichen  Vernichtung  der  Agio- 
tage und  zur  Ermöglichung  konstanter  Zahlung  in  allen  Kreisen 
des  Verkehrs  dienen  soll.  Um  das  Recht  aller  auf  Arbeit  durch- 
zuführen, sollen  alle  Arbeitslosen  bei  den  vom  sozialen  Ministerium 
vorzunehmenden  Arbeiten  beschäftigt  werden.  Im  Einklang  mit 
den  allgemeinen  demokratischen  Forderungen  der  Zeit  wird 
auch  hier  Erteilung  des  ganzen  Unterrichts  auf  öffentliche  Kosten 
verlangt. 

In  gleichem,  wenn  nicht  in  noch  größerem  Maße  muß  die 
„Denkschrift"  als  ein  Niederschlag  Winkelblechscher  Ideen 
bezeichnet  werden.^)  Was  sie  außerdem  besonders  wertvoll  macht,, 
ist,  daß  sie  klar  den  Unterschied  von  den  Forderungen  des  Hand- 
Werkerparlamentes,  die  wir  bereits  im  vorhergehenden  Kapitel 
kennen    gelernt    haben,    aufdeckt.     Die   Adresse    an    die  National- 


')  Vgl.  Denkschrift  über  den  Entwurf  einer  allgemeinen  deut- 
schen Gewerbeordnung  des  Handwerker-  und  Gewerkkongresses. 
Verfaßt  von  dem  allgemeinen  deutschen  Arbeiterkongreß  zu  Frankfurt  a.  M.  in  den 
Monaten  August  und  September  1848.     Darmstadt  1848,  Verlag  von  L.  Papst. 
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Versammlung,  mit  der  die  Denkschrift  eingeleitet  wird,  kündet  an, 
daß  im  Folgenden  eine  kritische  Vergleichung  der  Ansichten  der 
Gesellen  mit  denen  der  Meister  gegeben  werden  soll.  Das  Vor- 
wort gibt  wiederum  einen  neuen  historischen  Überblick,  in  dem 
die  alte  Zunftverfassung  als  eine  monopolistische  Einrichtung, 
d.  h.  auf  dem  Prinzip  der  ungleichen  Berechtigung  aller  beruhend, 
nachgewiesen  und  auf  die  Nachteile  der  freien  Konkurrenz  sowie 
der  ungeregelten  Volksvermehrung,  ein  echt  Winkelblechsches 
Problem,  aufmerksam  gemacht  wird.  Das  Aufkommen  des  Geld- 
adels habe  den  redlichen  Fleiß  und  die  Geschicklichkeit  vernichtet, 
den  Mittelstand  zerstört  und  die  Nation  in  Millionäre  und  Bettler 
gespalten.  Die  letzteren  hätten  zu  den  \\'affen  gegriften  und  mit 
Gewalt  zurückverlangt,  was  ihnen  unter  dem  Schutze  einer  un- 
sittlichen Gesetzgebung  geraubt  worden  wäre.  Dieser  Fluch  der 
freien  Konkurrenz  habe  sich  bereits  über  Frankreich  entladen, 
Deutschland  sei  auf  der  falschen  Bahn  noch  nicht  so  weit  vorge- 
schritten, daß  es  nicht  eine  richtigere  zu  betreten  vermöchte,  ohne 
neue  Opfer  zu  bringen.  Darum  lege  die  Arbeiterschaft  im  Verein 
mit  den  Meistern  feierlichen  Protest  gegen  die  Gewerbefreiheit 
ein.  „Es  ist  unser  ernster  und  bestimmter  Wille,  uns  diese  nicht 
durch  eine  Handvoll  verblendeter  Gelehrten  und  habsüchtiger 
Kapitalisten  aufdrängen  zu  lassen.  Und  kraft  dieses  Entschlusses 
verlangen  wir,  daß  Deutschland  im  Reichsgrundgesetz  nicht  bloß 
eine  politische,  sondern  auch  eine  soziale  Verfassung  gegeben, 
und  ihm  die  Einführung  einer  allgemeinen  sozialen  Gesetzgebung 
mit  Ausschluß  aller  Sonderrechte  gewährleistet  werde." 

In  der  Ausführung  wird  nun  zunächst  das  interessante  Be- 
kenntnis abgelegt,  daß  die  Reste  der  alten  Zunftverfassung,  die 
noch  in  einigen  Teilen  des  Vaterlandes  bestünden,  nicht  mehr 
den  Bedürfnissen  der  Zeit  entsprächen,  und  die  freiwilligen  In- 
nungen in  Preußen,  die  höchstens  den  Wert  historischer  Erinne- 
rungen hätten,  durchaus  nicht  imstande  gewesen  seien,  den  stets 
furchtbarer  werdenden  Verheerungen  der  freien  Konkurrenz  heil- 
same Schranken  zu  setzen.  Im  Gegensatz  zu  den  Meistern  wird 
deshalb  eine  neue,  alle  Berufsgeschäfte  umfassende,  jedem  Ein- 
zelnen eine  seinen  Fähigkeiten  entsprechende  Erwerbssphäre  zu- 
sichernde Innungsverfassung  gefordert.  Ihr  Aussehen  soll  folgen- 
des sein : 

Es    wird    unter    einer   Innung    die    Gesamtheit    aller    ein    be- 
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sonderes  Berufsgeschäft  treibenden  Produzenten  von  ganz  Deutsch- 
land verstanden,  deren  Befugnisse  und  Verpflichtungen  die  durch 
Reichsgesetze  festzustellenden  Innungsstatuten  enthalten.  Diese 
Innungsverfassung  soll  sich  nicht  bloß  auf  die  Handwerke,  sondern 
vielmehr  auf  alle  Industriezweige  sowohl  des  Handels  und  Acker- 
baues, als  sämtlicher  Gewerbe  erstrecken.  Von  diesen  Innungen 
unterscheiden  sich  die  Vereine  zur  Förderung  der  Standesinter- 
essen. Angemessen  sei  es  aber,  wenn  sich  geschäftsverwandte 
Innungsvereine  zu  Werkschaftsvereinen,  diese  sich  wieder  zu  einem 
allgemeinen  Werkverein  (Industrieverein)  verbinden  würden.  Die 
industriellen  Stände  sollen  ferner  durch  besondere  Organe,  eine 
industrielle  Kammer  und  einen  industriellen  Verwaltungsrat,  ver- 
treten sein.  Dagegen  erscheinen  den  Gesellen  die  von  den 
Meistern  in  Vorschlag  gebrachten  Gewerberäte,  die  ja  1849  tat- 
sächlich in  Preußen  eingeführt  wurden,  als  höchst  gefährlich  und 
nicht  im  mindesten  zeitgemäß.  Von  den  anderen  Bestimmungen 
sind  hervorzuheben,  daß  in  jeder  Gemeinde  jährlich  ein  Innungs- 
meister gewählt  werden  müsse,  daß  die  Einführung  von  Provinzial- 
kammern  als  vorberatende  Versammlungen  für  die  allgemeine 
deutsche  soziale  Kammer  für  zweckmäßig  gehalten  wird  (der 
Vorschlag,  zehn  solcher  Kammern  zu  errichten,  verrät  wieder  die 
Vorliebe  Winkelblechs  für  diese  Zahl). 

Der  Tit.  III  beschäftigt  sich  mit  den  Lehrlingen.  Wichtig 
ist  der  §  22,  wonach  die  Gesellenprüfung  als  durchaus  zweckmäßig 
beibehalten  werden  soll.  Sie  soll  indessen  nicht  theoretisch, 
sondern  praktisch  und  überhaupt  so  einfach  sein,  daß  sie  in 
einem,  höchstens  in  zwei  Tagen  beendet  werden  kann.  Im 
gleichen  Paragraphen  werden  die  Arbeitsbücher  als  eine  lästige 
Polizeimaßregel  verworfen.  Der  Tit.  IV  w'endet  sich  gegen  eine 
gesetzliche  Verpflichtung  der  Gesellenwanderung.  Interessant  ist 
aber  hier  §  26.  Die  Arbeitszeit  soll  nämhch  für  sämtUche  Arbeiter 
durch  ein  Reichsgesetz,  und  zwar  zu  300  Tagen  jährlich  und 
(mit  Ausnahme  des  Ackerbaues)  nicht  über  zehn  Stunden  täglich, 
ohne  alle  Rücksicht  auf  Gewerberäte  festgestellt  werden,  da  dies 
nicht  bloß  eine  gewerbliche,  sondern  auch  eine  Frage  der  Humani- 
tät sei ;  eine  ethische  Motivierung  sicherlich  von  der  Hand  Winkel- 
blechs. In  den  Innungen  sind  nicht  nur  die  selbständigen,  sondern 
auch  die  unselbständigen  Innungsgenossen  vertreten.  Die  Er- 
werbssphäre wird  allen  Produzenten  vorgeschrieben ;  eine  Gesellen- 
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krankenkasse  ist  unnötig,  da  die  Verpflegung  aller  Kranken  auf 
Staatskosten  zu  erfolgen  hat.  In  echt  zünftlerischer  Weise  wird 
ferner  verlangt,  daß  zur  Meisterprüfung  ein  Geselle  jederzeit  zu- 
gelassen werden  müsse,  da  die  Erlangung  der  Meisterwürde  ledig- 
lich von  dem  Nachweis  der  Befähigung  abhängig  sein  könne.  Die 
Begründung  eines  eigenen  Geschäfts  soll  allerdings  an  die  Er- 
reichung des  25.  Lebensjahres  gebunden  sein.  Bei  der  Meister- 
prüfung soll  größerer  Wert  auf  die  theoretische  als  auf  die  prak- 
tische Prüfung  gelegt  M'erden.  Aus  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Innungen  und  Innungsmeister  hebe  ich  hervor,  daß  die  Frei- 
zügigkeit in  keiner  Weise  beschränkt  werden  soll,  daß  der  Über- 
gang von  einem  Geschäft  zum  anderen  nur  von  dem  theoretischen 
Examen  abhängig  gemacht  werden  soll  und  daß  jeder  Unter- 
nehmer, sei  er  Handwerker  oder  Fabrikant,  nur  ein  Hauptgeschäft 
mit  einer  gesetzlich  festzustellenden  Zahl  von  Personen  treiben 
darf.  Jedes  Innungsmitglied  ist  innerhalb  seiner  Geschäftsgrenze 
allein  zur  Ausübung  seines  Handwerks  berechtigt.  Um  den 
Warenumsatz  wohlfeil  und  zugleich  bequem  zu  machen,  soll  jede 
Gemeinde  auf  öffentliche  Kosten  Gewerbehallen  einrichten,  welche 
zur  Vermittelung  des  Umsatzes  aller  gewerblichen  Erzeugnisse 
von  ganz  Deutschland  bestimmt  sind  und  unter  einer  gemein- 
schaftlichen Verwaltung  stehen.  Vor  allem  tritt  aber  der  enge, 
^ünftlerische  Gesichtskreis  in  den  folgenden  Ausführungen  über 
die  Fabriken  herv'or:  Es  sei  eine  Erfahrung,  so  meint  die  Denk- 
schrift, daß  die  Fabriken  sich  aus  rein  künsthchen  Ursachen  in 
einzelnen  Gegenden  in  unnatürlicher  Weise  anhäuften,  deshalb 
sei  eine  naturgemäßere  Verteilung  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
erforderlich.  Erwähnung  verdienen  noch  die  Gedanken  über  ein 
neues  Patentrecht.  Für  alle  wesentlichen  Erfindungen,  welche 
die  soziale  Kammer  für  neu  erkläre,  solle  dem  Erfinder  ein  zehn- 
bis  zwanzigjähriges  Patent  erteilt  werden.  Da  er  jedoch  wegen 
der  Geschäftsgrenze  seine  Erfindung  nicht  selbst  in  lukrativer 
Weise  ausbeuten  könne,  so  sei  er  genötigt,  sie  gegen  eine  mäßige 
Entschädigung  auch  seinen  Konkurrenten  zur  Ausbeutung  zu  über- 
lassen. 

Der  Anhang  nennt  sodann  Mittel  zur  Hebung  des  deutschen 
Handwerker-  und  Gewerbestandes.  Im  Einklag  mit  den  Meistern 
werden  Schutzzölle,  sofern  sie  nicht  zur  Begründung  von  Mono- 
polen   für    große  Kapitalisten    dienen,    befürwortet,    dagegen  ganz 
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im  Sinne  Adam  Smiths  Ausfuhrprämien  als  verwerflich  bezeichnet^, 
weil  sie  zu  künstlichen  Industriezweigen  führten,  die  nur  zugunsten 
des  Auslandes  und  auf  Kosten  der  inländischen  Steuerpflichtigen 
gegründet  und  unterhalten  würden.  Eine  jener  speziellen  Forde- 
rungen Winkelblechs  begegnet  uns  auch  hier,  wonach  der  Ent- 
stehung einer  künstlichen,  auf  Kosten  des  Auslandes  lebenden 
Bevölkerung  entgegengewirkt  werden  soll.  Interessant  ist  aber 
die  Stellungnahme  zu  einer  der  bekanntesten  demokratischen 
Forderungen  jener  Tage,  zu  der  Einführung  von  Progressivsteuern. 
Es  ist  nur  ein  Beweis  für  das  originelle  Denken  unseres  National- 
ökonomen, wenn  er  auch  hier  zu  einem  anderen  Resultate  ge- 
kommen ist  als  die  Mehrheit  der  Demokraten  seines  Zeitalters.. 
Jene  Steuern  werden  für  ein  nicht  im  entferntesten  genügendes 
Ausgleichungsmittel  zwischen  Kapital  und  Arbeit  gehalten  und 
sollen  nur  einigen  Nutzen  für  die  Dauer  der  Übergangsperiode 
haben,  die  zwischen  die  gegenwärtige  „industrielle  Anarchie"  und 
eine  spätere  „vernunftgemäße  soziale  Ordnung"  fällt.  Völlig 
moderne  Forderungen  finden  wir  in  dem  Schutze  der  Bauhand- 
werker, der  dadurch  erreicht  werden  soll,  daß  man  die  Hypo- 
thekargläubiger für  die  Bezahlung  des  Neubaues  haften  läßt,  so- 
wie in  der  Umwandlung  der  Strafanstalten  in  Zwangserziehungs- 
anstalten, in  denen  die  Sträflinge  auf  eine  ihrem  späteren 
Lebenslauf  entsprechende  Weise  beschäftigt  werden  sollen.  Das 
erinnert  an  die  Interpellation  Winkelblechs  im  hessischen  Land- 
tage. Sogar  in  einem  Vorschlage  wie  dem,  daß  beim  Längen- 
maße die  Henschelsche  Verbesserung  des  metrischen  Systems, 
nach  welcher  der  menschliche  Schritt  gleich  ^/^^  Meter  zur  Ein- 
heit angenommen  wird,  empfohlen  wird,  müssen  wir  Winkel- 
blechs Einfluß  konstatieren,  wie  auch  sein  Eherecht  in  der  Be- 
stimmung her\'ortritt,  daß  jedermann,  der  eine  Familie  begründet,, 
die  Befähigung  zu  deren  Erhaltung  nachweisen  müsse. 

Wer  den  Gedankengang  der  Beschlüsse  und  der  Denkschrift 
des  Frankfurter  Arbeiterkongresses,  den  wir  soeben  ausführlich 
dargelegt  haben,  eingehend  verfolgt  hat,  wird  deutlich  den  ge- 
waltigen Einfluß  Winkelblechscher  Ideen,  auf  den  wir  auch  bei 
einzelnen  Stellen  hingewiesen ,  erkannt  haben.  Abgesehen  von 
einigen  übertrieben  altzünftlerischen  Forderungen  stellt  das  Pro- 
gramm des  Frankfurter  Arbeiterparlaments  im  letzten  Grunde 
doch  den  Föderalismus  in  Reinkultur  dar.     Und  Winkelblech  hat 
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es  dankbar  in  seinem  großen  Werke  anerkannt,  daß  die  Mit- 
glieder des  Arbeiterkongresses  fast  alle  an  der  Abfassung  des 
föderalistischen  Programms  teilgenommen  haben. ^)  „Die  Gewerbe- 
ordnung der  Meister",  so  hat  er  selbst  den  Unterschied  zwischen 
dem  Meister-  und  dem  Gesellenkongresse  formuliert,  „ist  ein  Ge- 
mische von  mittelalterlichen  und  föderalen  Grundsätzen,  während 
der  von  den  Arbeitern  verfaßte  Entwurf  einer  allgemeinen  Er- 
werbsordnung auf  rein  föderalem  Boden  ruht."  Das  ist  in  der 
Tat  der  springende  Punkt,  wenn  man  die  Beschlüsse  des  Ge- 
sellenkongresses mit  denen  der  Meister  vergleicht.  Beide  ^)  sind 
Gegner  der  Gewerbefreiheit  und  des  Liberalismus,  aber  bezüglich 
der  neuen  Gewerbeordnung  gehen  die  Ansichten  auseinander, 
namentlich  wird  gegen  den  von  den  Meistern  beschlossenen  „Ge- 
werberat" protestiert,  in  dem  die  Gesellen  nur  ein  Polizeisystem 
erblicken.  Das  sei  nicht  mehr  zeitgemäß,  es  müsse  auf  gemein- 
samer Basis  zwischen  Meister  und  Gesellen  verhandelt  werden, 
daher  die  Forderung,  daß  in  den  neuen  Bildungen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  in  gleicher  Weise  vertreten  sein  sollen.  Und 
diese  neuen  Innungen  sollen  sich  dann  selbst  eine  Behörde  wählen, 
an  deren  Spitze  sich  ein  Arbeitsministerium  zu  erheben  hat. 
Neben  diesen  ganz  modernen  Forderungen,  die  sich,  wie  Valentin 
mit  Recht  hervorhebt,  wohltätig  von  denen  der  Meister  unter- 
scheiden, finden  sich  natürlich  auch,  wie  der  Leser  erkannt  haben 
wird,  die  üblichen  Forderungen  des  48  er  politischen  Demokratis- 
mus, wie  allgemeines  und  gleiches  Wahlrecht,  allgemeiner  und 
gleicher  Volksunterricht,  progressive  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer, Freizügigkeit  und  gleiches  Maß-  und  Münzsystem. 

In  dem  Sinne  dieses  soeben  skizzierten  Föderalismus  hat  sich 
nun  in  Süddeutschland  eine  selbständige  Arbeiterbewegung  organi- 
siert, die  unter  dem  Einflüsse  der  Ideen  unseres  Denkers  stand, 
deren  Selbständigkeit  freilich  nicht  von  langer  Dauer  gewesen  ist. 
Die  mit  ungleich  größerer  Energie  in  Angriff  genommene  Organi- 
sation der  „Verbrüderung"  Borns  in  Norddeutschland  hatte  ja 
bereits,  wie  wir  den  beiden  früher  mitgeteilten  Kundgebungen 
an  den  Frankfurter  Arbeiterkongreß  entnehmen  konnten,  auch  in 


'j  Vgl.   auch  zum  Folgenden:    Mario,   1,  p.  l66  f.  —  Vgl.   auch  Schaeffle 
in  der  ,, Deutschen  Vierteljahrsschrift"  I,    1859  (cf.   oben   p.  9,   Anm.  l). 
^)  Vgl.  auch  Valentin,  a.a.O.  p.  305  f. 


284  Kapitel  II. 

Süddeutschland  ihre  Fühler  ausgestreckt.  Sie  war  bemüht,  überall 
ihre  Komitees  ins  Leben  zu  rufen.  Von  Anfang  an  agitierte 
daher  das  Zentralkomitee  rastlos.^)  In  Dresden,  in  Magdeburg 
und  in  Essen  wurden  Massenversammlungen  veranstaltet,  und  an 
alle  in  Deutschland  existierenden  Arbeitervereine  erging  die  Auf- 
forderung, sie  möchten  sich  dem  Verbände  anschließen.  Um  die 
Zwecke  der  „Verbrüderung"  durchzusetzen,  wurden  namentlich 
für  kleinere  geographische  Bezirke  Distriktsversammlungen  ver- 
anstaltet. Noch  im  September  fand  eine  solche  z.  B.  für  die 
Arbeitervereine  des  Königreichs  Sachsen,  der  Provinz  Sachsen 
und  der  sächsichen  Herzogtümer  statt.  Die  zweite  sollte  der 
Werbetätigkeit  in  Süddeutschland  dienen  und  fand  in  Heidelberg 
am  28. — 29.  Januar  1849  statt.  In  dieser  waren  die  Arbeiter- 
vereine Badens,  Rheinhessens  und  der  Rheinpfalz,  und  wir  dürfen 
wohl  auch  hinzufügen,  Frankfurts,  vertreten.  Auf  diesem  zweiten 
Distriktskongresse,  der  uns  hier  allein  interessiert,  erfolgte  die  be- 
rühmte Aussprache  zwischen  Winkelblech  und  Born,  zwischen 
süddeutscher  und  norddeutscher  Arbeitertaktik. 

Wollen  wir  den  Verlauf  dieses  Kongresses  richtig  verstehen, 
so  tun  wir  klug,  vorerst  uns  noch  einmal  mit  wenigen  Worten 
den  Unterschied  derbeiden  Richtungen  und  Bewegungen 
klar  zu  machen.  Fragen  wir,  was  ist  beiden  gemeinsam?  Ge- 
meinsam sind  ihnen  die  zünftlerischen  Eierschalen.  Aber  dieses 
zünftlerische  Element,  das  ein  Engels  Born  zum  Vorwurf  gemacht 
hat,  erklärt  sich  bei  dem  norddeutschen  Programme  daraus,  daß 
Born  nicht  allein  seine  radikalproletarischen,  marxistischen  Ideen 
vertreten  konnte,  sondern  an  bereits  in  den  Kreisen  der  nord- 
deutschen Arbeiterschaft  bestehende  Tendenzen  anknüpfen  mußte, 
wenn  er  Erfolg  haben  wollte.  „Ich  konnte  es  nicht  verhindern", 
so  schreibt  Born  selbst  fünfzig  Jahre  später,-)  „daß  sich  in  der 
allerersten  Zeit  auch  solche  Stimmen  in  unseren  Versammlungen 
vernehmen  ließen,  die  nach  dem  Beispiele  der  Kleinmeister  die 
Gewerbefreiheit  und  die  Handelsfreiheit  als  die  Quelle  alles  Un- 
heils betrachteten  und  ihre  sehnsüchtigen  Blicke  nach  dem  wirt- 
schaftlich überwundenen  Zunftwesen  zurückwandten".  Für  das 
Bornsche  Programm    waren    die    wenigen  zünftlerischen  Postulate 


')  Vgl.  auch  zum  Folgenden:  Adler,  a.  a,  O.  p.  179  ff. 

*)  Vgl.  Born,  a.  a.  O.  p.    145  f.  —  Auch  Adler,  a.  a.  O.  p.  205,  Anm.  2. 
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gleichsam  nur  ein  notwendiges  Übel,  ein  Kompromiß,  eine  Ab- 
schlagszahlung an  die  kleinbürgerlichen,  handwerksmäßigen  Ele- 
mente seiner  Anhänger.  Für  das  süddeutsche,  unter  W'inkelblechs 
Einfluß  stehende  Programm  war  dagegen  der  mittelstandspolitische, 
der  kleinbürgerliche  und  handwerksmäßige  Charakter  ausschlag- 
gebend. Das  beweist  ja  deutlich  der  Umstand,  daß  der  Frank- 
furter Gesellenkongreß  sich  im  Prinzip  mit  der  vom  Meisterkongreß 
proponierten  Gewerbeordnung  einverstanden  erklärte,  daß  er  nur 
darüber  hinaus  Forderungen  erhebt,  die  teils  mit  den  allgemeinen 
demokratischen  Forderungen  jener  Zeit  übereinstimmen,  teils 
aber  in  modernen  französischen  Ideen  des  Rechts  auf  Arbeit  und 
der  Gleichberechtigung  aller  wurzeln.  Und  damit  kommen  wir 
zu  dem  zweiten  übereinstimmenden  Punkte  in  den  Programmen 
der  beiden  Richtungen!  Beide  erheben  radikal  demokratische 
Forderungen,  beide  sind  v^om  französischen  Kommunismus, 
namentlich  von  Louis  Blanc,  z.  T.  auch  von  Fourier,  Proudhon, 
Buchez  (die  produktiven  Genossenschaften,  der  Assoziations- 
gedanke, Recht  auf  Arbeit,  Arbeitsministerium)  beeinflußt.^)  Aber 
was  grundsätzlich  den  norddeutschen  Kongreß  vom  süddeutschen 
scheidet,  das  ist  der  Umstand,  daß  Born  und  mit  ihm  seine  An- 
hängerschaft bereits  die  historische  Bedeutung  des  kommunistischen 
Manifestes  und  eines  Karl  Marx  erkannt  hatten.  Gewiß,  wir 
haben  früher  betont,  daß  er  nicht  die  Reinheit  dieser  neuen, 
kommunistischen  Richtung  statuieren  konnte,  und  das  scheinen 
wohl  auch  Marx  und  Engels  eingesehen  zu  haben,  denn  sie  haben 
Born,  wie  er  uns  selbst  erzählt,  1849  freundlich  in  Köln  auf- 
genommen. Aber  sein  theoretisches  Rüstzeug  entnahm  er  doch 
damals  schon  dem  kommunistischen  Manifest,  das  im  Sommer  1848 
erschienen  war.  Das  ließ  auch  unsere  frühere  Analyse  des  „Volk" 
erkennen.-)  Born  war  freilich  kein  orthodoxer  Marxist,  sondern 
er  dachte  schon  damals,  wie  seine  Erinnerungen  ■')  deutlich 
zeigen,  mehr  im  Sinne  des  modernen  Revisionismus.  Was  Born 
aber  aus  dem  Manifest  gelernt  hatte,  war  der  Klassenkampfgedanke, 
war  die  Überzeugung,  daß  die  Arbeiterschaft  auf  sich  selbst 
gestellt  werden  müsse.     Nicht  in  der  Rückkehr  zum  kleingewerb- 


*)  Dazu   Born ,   a.  a.  O.   p.  I45  f. 

^)  Vgl.  auch  Bernstein,  a.  a.  O.  p.  55. 

')  a.  a.  O.  p.  150  f.,  namentlich   159  f. 
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liehen  Gesellentum ,  sondern  im  Fortschreiten  zum  klassen- 
bewußten ,  organisierten  Proletariat  sah  er  die  Zukunftstendenz 
der  Arbeiterschaft.  —  Ganz  anders  Winkelblech  und  das  föderale 
Programm.  Für  ihn  ist  der  Hauptfeind  nicht  das  Unternehmer- 
tum an  sich,  wie  für  Born  und  die  norddeutsche  Gruppe,  die 
den  welthistorischen  Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit  bereits 
proklamierte,  sondern  der  Geldadel,  die  liberale  Großbourgeoisie 
mit  ihrem  Grundsatze  der  freien  Konkurrenz,  mit  ihrer  Ver- 
nichtung der  wirtschaftlich  Schwachen,  mit  ihrem  durch  Spiel 
und  Betrug  unproduktiv  erworbenen,  gewaltigen  Börsengewinn. 
Gegen  diese  hilft  aber  nicht  der  Kommunismus,  in  welcher 
Couleur  er  auch  auftreten  mag,  sondern  allein  der  Föderalismus, 
d.  h.  ein  gemeinsamer  Kampf  von  kleingewerblichem  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  gegen  jene  Großbourgeoisie,  gegen  die 
Flnanzmächte  der  Gegenwart  und  ihre  politische  Repräsentation. 
Die  norddeutsche  Bewegung  trägt  mit  einem  Worte  Avenigstens 
vorwiegend  proletarischen  Charakter,  die  süddeutsche  vorwiegend 
kleinbürgerlichen  Mittelstandscharakter.  Daher  mußten  beider 
Organisationsversuche  sich  in  ganz  verschiedenen  Richtungen  be- 
wegen, und  eine  Auseinandersetzung  war  namentlich  für  die  sich 
immer  siegreicher  und  kräftiger  ausbreitende  Arbeiterverbrüderung 
unumgänglich,  wenn  wirklich  eine  allgemeine  deutsche  Arbeiter- 
organisation (und  darauf  wollten  ja  beide  Parteien  hinaus)  erreicht 
werden  sollte.  Auch  die  Stellungnahme  zur  Industrierevolution 
war  bei  beiden  verschieden.  Gewiß,  man  würde  Winkelblech 
Unrecht  tun,  wenn  man  ihn  nur  als  Vertreter  eines  reaktionären 
Wirtschaftssystems  bezeichnen  wollte.  Ausdrücklich  hat  er,  das 
haben  wir  ja  schon  früher  und  auch  in  diesem  Kapitel  gesehen, 
gegen  das  reaktionäre  Zünftlertum  des  Meisterkongresses  Front 
gemacht.  Auch  erkannte  er  die  Umwälzungen  der  Industrie- 
revolution als  historisch  gegeben  an,  er  glaubte  aber  ihre  Härten 
und  Grausamkeiten  durch  eine  Organisation  der  Arbeit,  die  im 
wesentlichen  an  frühere  organisatorische  Versuche  im  Sinne  des 
Zunftwesens  anknüpften,  sie  aber  mit  neuen  fortschrittlichen 
Ideen  durchsetzten,  mildern  zu  können.  Born  dagegen  und  die 
Norddeutschen  mit  ihm  haben  schon  soviel  von  der  materialis- 
tischen Geschichtsauffassung  des  kommunistischen  Manifestes 
gelernt,  daß  sie  die  industrielle  Revolution  als  etwas  Natur- 
notwendiges     ansehen    und    allein    im     Kampf    zwischen    Groß- 
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Industrie     und     Fabrikproletariat     das    Wiesen     der    Zukunft     er- 
blicken. 

Die  süddeutsche  Bewegung  hat  sich  übrigens  bis  zu  den 
Distriktskongressen  von  Heidelberg  und  Nürnberg,  die  im  Januar 
und  April  1849  stattfanden,  durchaus  selbständig  behauptet.  Das 
gilt  in  erster  Linie  vom  Arbeiterverein  zu  Frankfurt  ^)  und  von 
dem  Kasseler  Arbeiterverein,  der  in  einer  Generalversammlung 
vom  14.  September  1848  einen  Bericht  über  die  Tätigkeit  des 
Frankfurter  Arbeiterkongresses  entgegennahm  und  beschloß,  sich 
der  Adresse  des  Kongresses  an  die  Nationalversammlung  an- 
zuschließen und  sie  durch  ganz  Kurhessen  mittels  Druck  zu  ver- 
breiten.-) Aber  auch  andere  süddeutsche  Vereine  standen  auf 
dem  Boden  der  sozialen,  föderativen  Prinzipien  Winkelblechs. 
Das  läßt  sich  z.  B.  für  Nürnberg  nachweisen,  wo  sich  ebenfalls 
die  Fabrikarbeiter  und  Gesellen  organisiert  hatten  und  mit  einem 
Protest  gegen  den  Gewerbekongreß  in  Frankfurt  hervortraten. 
In  Nürnberg  war  noch  kein  Verständnis  für  das  kommunistische 
Manifest  vorhanden,  sondern  auch  hier  lebten  die  Arbeiter  teils 
von  den  modernen  französischen,  teils  von  zünftlerisch-reaktionären 
Ideen.  Jüngst  hat  uns  Ludwig  Brunner  in  einer  Monographie 
über  „Politische  Bewegungen  in  Nürnberg  1848 — 49"'')  die  da- 
malige Ideenwelt  der  Nürnberger  Arbeiterschaft  geschildert.  Er 
erwähnt  auch,  daß  bei  einem  Bankett  zu  Ehren  der  Berliner 
Märzrevolution  der  Festsaal  nicht  nur  mit  den  Büsten  eines 
Robert  Blum  und  den  Namen  eines  Franklin  und  W'ashington, 
eines  Louis  Blanc,  Ledru  Rollin  und  eines  Hecker,  sondern  auch 
mit  dem  unseres  Professors  Winkelblech  geschmückt  gewesen  sei. 
Wenn  er  dann  freilich  hinzufügt,  daß  dieser  Name  allein  schon 
die  verschrobenen  und  beschränkten  Anschauungen  des  Proletariats 
zu  Beginn  der  Arbeiterbewegung  kennzeichne,  so  ist  dem  ent- 
gegen zu  halten,  daß  Brunner  die  historische  Bedingtheit  des 
Föderalismus  und  die  Bedeutung  seiner  agitatorischen  Kraft 
unterschätzt  hat. 

^)  Dieser  war  nach  dem  iS.  September  aufgelöst  worden,  hatte  sich  aber 
1849  als  ,, Arbeiterbildungsverein"  rekonstruiert.  Erst  1850  ist  er  der  allgemeinen 
Arbeiterverbrüderung  beigetreten,  vgl.  Valentin,   a.  a.  O.  p.  482. 

^)  Vgl.  Beilage  zu  Nr.  112  der  „Neuen  Hessischen  Zeitung"  vom 
19.  September  1848. 

')  Heidelberger  Abhandlungen  zur  mittleren  und  neueren  Geschichte,  1 7.  Heft, 
1907,  p.  1 10  fi". 
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III.    Der  Heidelberger  Distriktskongre§  und  das  Redetournier 
zwischen  Winkelblech  und  Born.  ^) 

Um  die  beiden  feindlichen  Zentralkomitees  in  Leipzig  und 
Frankfurt  miteinander  zu  versöhnen,  um  einen  Ausgleich  zwischen 
dem  Föderalismus  und  der  Weltanschauung  der  „Verbrüderung" 
zu  bewerkstelligen,  veranlaßte  der  Heidelberger  Arbeiterverein  die 
Abgeordneten  des  Leipziger  und  des  Frankfurter  Komitees,  eine 
Verständigung  in  die  Wege  zu  leiten.  Zu  dem  Zwecke  wurde  ein 
Distriktskongreß  in  Heidelberg  für  den  28.  und  29.  Januar  1S49 
ausgeschrieben.  Zu  ihm  hatte  aber  auch  ausdrücklich  das  Leipziger 
Zentralkomitee  eingeladen,  und  man  war  sich  in  Leipzig  der 
Bedeutung  dieses  Kongresses  wohl  bewußt,  hing  doch  von  seiner 
Entscheidung,  wie  Born  selber  in  seinen  Erinnerungen  gesteht,  ^) 
der  Anschluß  der  Süddeutschen  an  die  allgemeine  Arbeiterver- 
brüderung ab.  Das  Leipziger  Komitee  sandte  zu  dem  Zwecke 
zwei  Abgeordnete  nach  Heidelberg,  Kick  und  Born,  von  denen 
der  letztere  es  unternehmen  sollte,  die  norddeutsche  Auffassung 
zu  vertreten. 

Es  handelte  sich  also  um  nichts  Geringeres,  wie  die  „Ver- 
brüderung" später  in  ihrem  rückblickenden  Artikel  betonte,  ^)  als 
um  einen  offenen  Prinzipienkampf  zwischen  Winkelblech  und 
Born,  es  handelte  sich  darum,  daß  der  Kongreß  als  Richter  über 
das  F"öderativsystem  und  die  freien  Bornschen  Assoziationen 
entscheiden  sollte.  Stephan  Born  hat  sich  in  seinen  Erinnerungen 
ausführlich  über  seinen  Gegner  Winkelblech  geäußert.  Er  meint:*) 
„W^inkelblech  w^ar  ein  Meteor,  das  im  Bewegungsjahre  am  dunklen 
Nachthimmel  des  deutschen  Zunftwesens  plötzlich  erschien,  um 
in  raschem  Niederfall  zu  versinken  und  zu  erlöschen.  Nur  in 
einem  Lande  wie  Deutschland,  das  in  seiner  ökonomischen  Ent- 
wicklung neben  der  gesetzlich  eingeführten,  den  Ideen  der  Neuzeit 
zugestandenen  Gewerbefreiheit  die  mannigfaltigsten  Gestaltungen 
des    mittelalterlichen    Zunftwesens    fortleben    ließ,     konnte    eine 


1)  Über  diese  Episode  vgl.  Me  bring,  a.  a.  U.  p.  358.  —  Quarck,  a.a.O. 
p.  70  ff.  —  Adler,  a.  a.  O.  p.  i8i.  —  Born,  a.  a.  O.  p.  191  ff.  —  Frankfurter 
Oberpostamtszeitung  und  Leipziger  Zeitung. 

2)  a.  a.  O.  p.  191. 

*)  Quarck,  a.  a.  O.  p.  70. 
*)  a.  a.  O.  p.  191,    193,   195. 
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Prophetennatur  wie  Winkelblech,  wenn  auch  nur  auf  einige 
Wochen,  Gehör  finden  und  eine  Rolle  spielen."  Ferner:  „Professor 
Winkelblech  war  ein  Prophet  und  ein  Romantiker  auf  einem 
Gebiet,  das  alle  Romantik  und  alles  Prophetentum  ausschließt. 
Als  Prophet  wollte  er  natürlich  alles  Elend  auf  Erden  ausrotten, 
alle  Menschen  glücklich  machen,  als  Romantiker  glaubte  er,  alles 
Heil  auf  dem  Wege  zu  finden,  der  zurückführt  in  die  dichterisch 
verklärten  Hallen  des  erneuerten  mittelalterlichen  Zunftwesens." 
Endlich  meint  Born,  Winkelblech  sei  immerhin  ein  bedenklicher 
Reaktionär  gebUeben,  da  er  als  Romantiker  sogar  für  das  absolute 
Königtum  im  Sinne  Friedrich  Wilhelms  IV.  sich  begeisterte  und 
so  den  Verdacht  gegen  sich  erregt  habe,  daß  er  sich  damit 
eine  Unterstützung  und  Protektion  von  höchster  Stelle  sichern 
wollte. 

In  dem  Urteile  Borns  findet  sich  gewiß  manche  richtige  Be- 
merkung. Die  Charakterisierung,  daß  Winkelblech  wie  ein  Meteor 
aufgetaucht  sei,  ist  richtig  (wir  haben  schon  früher  seine  ephemere 
Rolle  mit  der  von  Rodbertus  verglichen),  und  auch  das  Prophe- 
tische in  seinem  Wesen,  der  warmherzige  Drang,  alle  Menschen 
glücklich  zu  machen  und  das  Elend  auszurotten,  sind  treffend 
geschildert.  Wenn  Born  Winkelblech  aber  als  einen  politischen 
Reaktionär  im  Stile  Friedrich  Wilhelms  IV.  charakterisiert,  so 
beruht  das  denn  doch  auf  einem  groben  Mißverständnis.  Ich 
brauche  den  Leser  nur  an  die  Verhandlungen  im  kurhessischen 
Landtage  zu  erinnern,  in  denen  Winkelblech  seine  großdeutsche, 
antipreußische,  speziell  gegen  Friedrich  Wilhelm  IV.  gerichtete 
Gesinnung  verraten  hat.  Borns  Urteil  richtet  sich  sicherlich  gegen 
jene  verunglückte  erste  Nummer  der  Frankfurter  „Allgemeinen 
Deutschen  Arbeiterzeitung"  vom  i.  Januar  1849.  In  dieser  dürfte 
unser  Denker  aber  nicht  für  das  romantische  absolute  Königtum 
eingetreten  sein,  sondern  es  wurden  in  dieser  Nummer  wohl  nur 
die  reinen  Politiker  verspottet,  in  denen  Winkelblech  längst  seine 
intimsten  Feinde  sah.  Er  war  der  Ansicht,  daß  die  Liberal-Kon- 
stitutionellen die  politische  Frage  bei  weitem  überschätzten.  Das 
war  verständlich  von  einem  Manne,  für  den  die  soziale  Reform 
auch  die  Grundlage  der  politischen  bildet  und  jedenfalls  das 
Agens  der  ganzen  zukünftigen  Entwicklung  ist.  Die  politischen 
Streitfragen  jener  Zeit  mußten  dem  mit  viel  größeren  Plänen 
beschäftigten    Winkelblech    als   kleinlich,    als,    wie    er    später    im 
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hessischen  Landtage    sich  geäußert  hat,   „konstitutionelle  Gemüts- 
ergötzlichkeiten"  erscheinen. 

Es  ist  ungemein  bedauerlich,  daß  wir  nur  von  dem  einen 
Hauptakteur  des  Heidelberger  Schauspieles  eine  eigene  Dar- 
stellung besitzen.  Winkelblech,  der  sich  in  einem  Nachtrag  des 
ersten  Bandes,  wie  wir  uns  erinnern,  über  den  Frankfurter  Hand- 
werker- und  Arbeiterkongreß  geäußert  hat,  berührt  dort  mit  keiner 
Zeile  das  Heidelberger  Ereignis.  Und  auch  unter  den  nach- 
gelassenen Briefen  und  Papieren,  die  mir  vorlagen,  habe  ich  nichts 
dergleichen  gefunden.  Dieses  Schweigen  dürfte  daraus  zu  erklären 
sein,  daß  Winkelblech  mit  seiner  Rolle  auf  dem  Kongreß  nicht 
zufrieden  gewesen  ist.  Er  mußte  nach  Kassel  mit  dem  Gefühle 
zurückkehren,  seinen  Einfluß  auf  die  Arbeiter  eingebüßt  und  an 
tatkräftigere,  praktischere,  mehr  an  die  nächste  Zukunft  denkende 
Männer  abgetreten  zu  haben.  Da  mag  es  ihm  schwer  geworden 
sein,  später  objektiv  über  diesen  Kongreß  zu  berichten.  Und 
leider  hat  auch  der  dritte  bedeutende  Kronzeuge  für  den  Heidel- 
berger Kongreß,  der  zu  seinem  Präsidenten  gewählte,  uns  bereits 
als  Präsident  des  Frankfurter  Demokratenkongresses  bekannte 
Julius  Fröbel  in  seinen  zweibändigen  Lebenserinnerungen  kein 
Wörtchen  über  seine,  sowie  Borns  und  Winkelblechs  Rolle  auf 
diesem  Kongresse  gefunden.  Das  muß  wundernehmen,  weil  Fröbel 
sonst  mit  seltener  Offenheit  seine  früheren  radikal-sozialistisch- 
republikanischen Gesinnungen  einräumt.  Der  Heidelberger  Dis- 
triktskongreß mag  ihm  später  unwesentlich  erschienen  sein,  nach- 
dem er  als  glücklicherer  Gefährte  des  unglücklichen  Robert  Blum 
mit  knapper  Not  dem  Tode  in  Wien  entgangen  war.  Nach  der 
Schilderung  der  Wiener  Tragödie  wendet  Fröbel  seine  ganze  Dar- 
stellungskraft seiner  Übersiedlung  nach  Amerika  und  der  Er- 
klärung seiner  durch  sie  veranlaßten  politischen  Wandlung  zu. 
Diese  ist  ja  in  der  Tat  außerordentlich  gewesen.  Der  radikale 
Republikaner  nnd  Sozialist  entwickelt  sich  nicht  etwa,  wie  so 
viele  seiner  Gesinnungsgenossen,  zum  extremen  Kommunismus  fort, 
sondern  er  erkennt  gerade  durch  eifriges  Studium  der  amerikanischen 
Verhältnisse  in  voller  Deutlichkeit  das  Verfehlte  der  48  er  radikalen 
Bewegung   und    scheut  sich  nicht,    mit  sympathischer  Offenheit  ^) 


*)  Vgl.  Ottokar  Lorenz,  Staatsmänner  und  Geschichtschreiber  des  19.  Jahr- 
hunderts.    Ausgewählte  Bilder,   1896,  p.  244. 
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auch  von  seinen  Irrtümern  zu  sprechen.  Seine  spätere  historische 
Rolle  ist  bekannt,  ich  brauche  nur  daran  zu  erinnern,  daß  er  in 
österreichischen  Diensten  einer  der  Hauptinspiratoren  des  Frank- 
furter Fürstentages  wurde  und  endlich  in  reichsdeutschen  Diensten 
als  Generalkonsul  in  Smyrna  wirkte.  Will  man  die  Wandlungen, 
die  dieser  interessante  Mann  durchgemacht  hat,  richtig  verstehen 
lernen,  so  muß  man  bedenken,  daß  er,  wie  Bamberger  mit  Recht 
betont  hat,  ^)  „ein  beweglicher  Geist  war,  der  mit  Leichtigkeit 
umfassende  Pläne  entwarf,  Zukunftsgestaltungen  konstruierte  und 
bei  einer  sehr  elastischen,  reichen  Phantasie  prädestiniert  war,  in 
seinem  künftigen  Lebensgang  noch  mancherlei  Wandlungen  durch- 
zumachen". Seine  Natur  habe  ihn  eben  zu  solcher  Wechsel- 
bildung geschaffen,  und  man  habe  ihm  darum  nicht  gram  sein 
können.  Wir  müssen  in  einer  Darstellung,  die  nicht  nur  eine 
reine  Biographie  sein  will,  sondern  zugleich  einen  Beitrag  zur 
sozialen  Geschichte  des  Jahres  1848  liefern  möchte,  etwas  bei 
diesem  Manne  und  seinen  damaligen  und  späteren  sozialen  An- 
schauungen verweilen.  Nur  dann  werden  wir  das  überaus  inter- 
essante Schauspiel  des  Heidelberger  Kongresses  richtig  würdigen, 
auf  dem  zwei  Männer  wie  Born  und  Winkelblech  miteinander 
fochten  und  ein  Julius  Fröbel  präsidierte.  Ich  gehe  auf  seine 
sozialen  Anschauungen  im  Folgenden  mit  Absicht  näher  ein, 
weil  auch  seine  Bedeutung  als  sozialistisch-republikanischer  Schrift- 
steller im  tollen  Jahr  wenig  bekannt  ist. 

Von  den  Nationalökonomen  hat  eigentlich  nur  Georg  Adler 
einige  Angaben  über  Fröbel  veröffentlicht,  namentlich  über  seine 
Rolle  in  Zürich  am  Anfang  der  40er  Jahre;  sein  „System  der 
sozialen  Politik"  dagegen  fertigt  er  in  zwei  Zeilen  ab.  Das  ist 
zu  wenig  fi'r  einen  Mann,  der  seine  Zeitgenossen  zum  Teil  geradezu 
fasziniert  haben  muß.  Ich  erinnere  hier  nur  an  Laubes  ")  Schilde- 
rung von  Fröbels  Wiederauftreten  in  der  Frankfurter  Pauls- 
kirche nach  seinem  Wiener  Abenteuer  und  an  Bambergers  ^)  be- 
geisterte Darstellung  seiner  edlen,  wunderschönen,  männlichen 
Erscheinung.  Wie  Valentin  meint,  ■^)  muß  Fröbels  Auftreten 
ungemein    wirkungsvoll    gewesen    sein;     abgesehen     von     seiner 


^)  Bamberger,  Erinnerungen,   1S99,  P-  53- 

")  Laube,  Das  erste  deutsche  Parlament,  III,   1S49,  p.  151  ff. 

^)  a.  a.  O.  p.  52. 

*)  a.  a.  O.  p.  297  f. 
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Gestalt  und  seiner  Stimme,  sei  er  ein  fein  gebildeter,  tiefer  Geist 
gewesen,  zugleich  ein  „logischer  Schwärmer",  der  die  Entfesselung 
der  Massen  als  das  unvermeidliche  Mittel  zur  notwendigen  Er- 
reichung eines  absolut  unverrückbaren  Zieles  auffaßte.  Und  am 
bekanntesten  ist  Biedermanns  begeistertes  Urteil  geworden,  ^)  daß 
Fröbel  nie  ein  Unedles  wollen  werde,  aber  aus  Schwärmerei  die 
Hand  zum  Schlimmsten  bieten  könne.  Wir  wollen  uns  nun  im 
Folgenden  bemühen,  wie  wir  früher  den  Präsidenten  des  Berliner 
Arbeiterkongresses,  Nees  von  Esenbeck  näher  kennen  gelernt 
haben,  mit  dem  Heidelberger  Präsidenten  Fröbel  und  seinen 
wichtigsten  sozialen  Werken  bekannt  zu  werden. 

In  seinen  Lebenserinnerungen  -)  geht  Fröbel  ausführlich  auf 
die  sozialistischen  Ideen  ein,  von  denen  er  in  den  40er  Jahren 
erfüllt  Avar  und  bezeichnet  als  ihre  Quelle  den  französischen 
Sozialismus,  mit  dem  ihn  seine  Pariser  Reise  bekannt  gemacht 
habe.  Aber  auch  damals  schon,  so  meint  er,  habe  er  nie  den 
Anarchismus  verfochten,  also  ein  von  der  Politik  verschiedenes 
oder  gar  ihr  entgegengesetztes  Lebensprinzip,  sondern  immer  sei 
er  überzeugt  gewesen,  daß  die  soziale  Ordnung  ein  Teil  der 
politischen  sei.  Dieses  Glaubensbekenntnis  habe  er  schon  1844 
in  einem  Aufsatze  des  „Deutschen  Tagebuchs"  erörtert  und  dann 
später  in  seiner  „Sozialen  Politik"  weitergeführt.  Das  System 
der  „Sozialen  Politik"  vom  Jahre  1847  stellt  die  zweite  Auflage 
der  „Neuen  Politik"  \"om  Jahre  1846  dar,  die  unter  dem  Pseu- 
donym C.  Junius  erschien.  In  seinen  Erinnerungen  meint  Fröbel, 
er  habe  in  diesen  Schriften  einen  ausgesprochenen  Staatssozialismus 
verfochten,  immerhin  habe  das  letzte  Werk,  so  unreif  es  sei,  doch 
von  allen  seinen  Schriften  die  größte  Verbreitung  gefunden. 
Es  habe  auch  einen  vorwiegend  praktischen  Einfluß  ausgeübt. 
Deswegen  könne  er  sich  auch  nicht  über  die  ablehnende  Haltung 
der  zünftigen  Staatswissenschaft  grämen,  er  sei  zufrieden,  daß  ein 
Robert  von  Mohl  wenigstens  seine  Schriften  mit  Anerkennung 
erwähnt  habe  und  sei  stolz  auf  die  anerkennenden  Briefe  eines 
Ludwig  Seeger,  Ludwig  Feuerbach  und  Alexander  von  HumDoldt. 


■')  Biedermann,  Erinnerungen  an  die  Paulskirche,  p.  419.  —  Vgl.  auch 
Valentin,  a.a.O.  p.  298.  —  Wichmann,  Denkwürdigkeiten  aus  der  Pauls- 
kirche, 1888,  p.  294. 

*)  Julius  Fröbel,  Ein  Lebenslauf.  Aufzeichnungen,  Erinnerungen  und 
Bekenntnisse,  I,   1890,  p.  142  ff. 


Die  deutsche  Arbeiterbewegung  des  tollen  Jahres.  203 

Der  letztere  lobt  eifrig  das  Buch  Fröbels  und  macht  nur  eine 
entschiedene  Einwendung  gegen  die  Abschaffung  des  privaten 
Erbrechts:  „Ob  ich  gleich  nichts  hinterlasse,  ist  mir  das  doch 
etwas  unheimlich".  Über  2000  Exemplare  sind  nach  Fröbel  von 
der  „Sozialen  Politik"  abgesetzt,  die  beiden  Auflagen  also  voll- 
kommen vergriffen  worden.  Sehen  wir  uns  das  einflußreiche 
Werk,  das  sicherlich  auch  Winkelblech  gelesen,  etwas  näher  an. 
Es  ist  ungemein  charakteristisch  für  jenen  Einfluß  der  französischen 
Ideen  auf  einen  beweglichen,  phantasiebegabten  Geist,  wie  er 
gerade  um  1848  so  häufig  zutage  tritt,  für  einen  Einfluß,  dem  ja 
auch  Winkelblech,  bei  aller  sonstigen  Neigung  zu  christlich- 
germanischen  Ideen,  seinen  Tribut  hat  zahlen  müssen. 

In  der  Einleitung  zum  „System  der  sozialen  Politik"^) 
wird  die  Politik  definiert  als  Theorie  und  Praxis  des  Lebens  im 
Staate,  d.  h.  in  der  aus  sich  selbst  organisierten  und  dirigierten 
Gesellschaft;  sie  sei  demnach  Staatswissenschaft  und  Staatskunst, 
bewußtes  Zusammenleben  im  Staate.  Da  aber  der  vernünftige 
Mensch  immer  Pohtiker  sei  oder  strebe,  es  zu  werden,  so  sei  die 
Politik  Lebenswissenschaft  und  Lebenskunst  des  vernünftigen 
Menschen  überhaupt.  Als  Theorie  beantwortet  sie  die  Frage,  wie 
ein  Verein  von  Menschen  eingerichtet  sein  müsse,  um  den  Zwecken 
aller  zu  entsprechen ;  als  Praxis  sei  sie  das  Verfahren,  die  Menschen 
so  zu  leiten,  daß  jene  Einrichtungen  wirklich  entstehen  und  sich 
erhalten  und  ausbilden.  In  beiden  Beziehungen  stütze  sie  sich 
auf  das  Verständnis  der  menschlichen  Natur,  die  Anthropologie 
bilde  deshalb  die  Grundlage  der  Politik.  Die  anthropologische 
Grundlage  müsse  stets  von  den  einzelnen  Menschen  ausgehen, 
nicht  von  dem  Abstraktum  einer  allgemeinen  Gesellschaft,  das  erst 
durch  die  ganze  Geschichte  mit  Natur  ausgefüllt  werden  müsse. 
Das  Studium  der  menschlichen  Individuen  sei  der  Ausgangspunkt 
der  Politik.  Da  ferner  die  Entwicklung  des  Individuums  sich  in 
dem  Kampfe  der  inneren  Allgemeinheit  gegen  die  einzelnen  indivi- 
dualisierenden Beschränkungen  des  Schicksals  durchsetze,  so  müsse 
sein  individueller  Lebenszweck  sich  in  alle  einzelnen  Notwendig- 
keiten dieses  Kampfes,  d.  i.  in  eine  Reihe  von  vorübergehenden 
Entwicklungszwecken  zerlegen.  Diese  ordneten  sich  nun  wieder 
der  Einheit  des  individuellen  Lebenszweckes  unter,  und  alle  diese 

^)  Vgl.  auch  zum  Folgenden :  Julius  Fröbel,  System  der  sozialen  Politik. 
Zwei  Teile.     Mannheim.    Verlag  von   T.  P.  Grole,   1847. 
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besonderen  Formen  der  persönlichen  Zwecke  vereinigten  sich 
alsdann  in  dem  allgemein  menschlichen  Zwecke  der  Kultur:  die 
Menschennatur  durch  die  persönliche  Entwicklung,  den  Verkehr 
und  die  Folge  der  Individuen  in  der  Geschichte  des  Geschlechtes 
mit  Bewußtsein  und  Freiheit  zur  Darstellung  zu  bringen.  Und 
dieser  allgemeingültige  Endzweck  sei  nichts  anderes  als  der  sub- 
jektive und  der  objektive  Kulturzweck,  nur  nicht  mehr  als  Zweck 
der  Person,  sondern  des  Geschlechtes  in  der  Person,  mithin  Zweck 
für  jeden  und  alle.  So  kommt  Fröbel  zu  den  zwei  großen  kon- 
stitutiven Prinzipien  der  Politik:  „die  Allgemeinheit  der  Menschen- 
natur bedingt  die  Einheit  und  Gemeinschaft  des  Endzweckes  für 
alle,  und:  die  individuelle  Verschiedenheit  der  quantitativen  Be- 
stimmungen oder  die  Besonderheit  und  Ungleichheit  der  Kräfte 
gibt  die  Besonderheit  der  Mittel  für  jeden.  Das  heißt:  Ich  habe 
mit  jedem  Menschen  den  gleichen  Endzweck,  dem  sich  alle  meine 
besonderen  Zwecke  unterordnen;  aber  meine  Mittel  sind  andere 
als  die  aller  übrigen  Menschen."  Durch  die  Allgemeinheit  des 
Endzweckes  werde  das  politische  Prinzip  der  Assoziation,  durch 
die  Besonderheit  der  Mittel  das  der  Organisation  begründet.  In 
der  politischen  Entwicklung  lösten  sich  Reformation  und  Revo- 
lution ab.  Der  reformatorische  Weg  sei  der  wünschenswerte, 
aber  nicht  immer  möglich.  Es  bleibe  jedoch  das  natürliche  Recht 
eines  jeden  Einzelnen,  sich  volle  Anerkennung  seiner  gleichen  An- 
sprüche an  das  Recht,  vollständige  Rechtsgleichheit  nötigenfalls 
mit  Gewalt  zu  verschaffen.  Ja,  soweit  die  Rechtsansprüche  ihm 
wirkhch  als  solche,  nicht  bloß  als  Gelüste  einer  günstigen  Lage 
zum  Bewußtsein  gekommen  seien,  d.  h.  wenn  er  ihren  Zusammen- 
hang mit  dem  Urrechte  der  freien  Persönlichkeit  erkenne,  sei 
es  für  ihn  sogar  Pflicht,  von  seinem  natürlichen  Rechte  gegen 
den  bestehenden  Unrechtszustand  Gebrauch  zu  machen.  Daher 
habe  die  Revolution  Recht,  die  Reaktion  Unrecht,  denn  „Revolution 
ist  der  Fortschritt  der  Rechtsgleichheit  im  Rechtsbewußtsein  und 
in  der  Rechtsgültigkeit,  Reaktion  ist  der  Widerstand  dagegen 
und  der  Rückschritt  zur  Ungleichheit.  Die  Revolution  ist  ein 
schäumender  Bach,  der  sich  aus  der  erweiterten  Rechtsquelle  er- 
gießt, die  Reaktion  eine  gärende  Pfütze,  deren  Zusammenhang 
mit  der  Quelle  vertrocknet  ist.  Die  Revolution  ist  die  Empörung 
des  wahren  Rechtes  gegen  das  falsche,  die  Reaktion  der  Widerstand 
des  falschen  Rechtes  gegen  das  wahre."    Das  einzige  Mittel,  die  Re- 
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volution  überflüssig  zu  machen,  sei,  sie  in  die  Reform  umzuwandeln. 
Ganz  im  Sinne  des  Naturrechts  werden  die  allgemeinen,  natürlichen, 
unveräußerlichen   Menschenrechte    in    folgender  Form    aufgestellt: 

„I.  Das  Urrecht:  Recht,  als  individuelles  Wesen  für  sich  selbst 
und    für    andere    anerkannter    Zweck   zu    sein.     Aus    ihm   fließen: 

IL  Die  natürlichen  Menschenrechte:  Rechte  auf  den  Besitz 
der  Mittel  des  individuellen  Lebens. 

1.  Die  Rechte  auf  den  Besitz  der  physischen  Lebens-  und  Ent- 
wicklungsmittel, 

a)  auf  Nahrung  und  die  Mittel  der  Gesundheit; 

b)  auf    die    Mittel    des    Schutzes    gegen    außen :    Kleidung, 
\\^ohnung  und  Wafifen ; 

c)  auf  äußere  persönliche  Freiheit  oder  freie  Bewegung. 

2.  Die  Rechte  auf  vormundschaftliche  Sorge  für  die  Entwicklung, 

a)  auf  wissenschaftliche  Erziehung; 

b)  auf  gemütliche  Erziehung; 

c)  auf  praktische  Erziehung. 

3.  Die  Rechte  der  freien  mündigen  Selbstentwicklung, 

a)  die  Freiheit  des  intellektuellen  Lebens ; 

b)  die  Freiheit  des  gemütlichen  Lebens ; 

c)  die  Freiheit   des   sittlich-praktischen  Lebens,    Freiheit  des 
Berufs." 

Diese  Rechte  werden  näher  charakterisiert  als  in  der  unvoll- 
kommenen Gesellschaft  nur  in  der  Form  halblauter  Forderungen 
enthalten.  Der  Entwicklungsgang  des  Menschengeschlechts  müsse 
aber  dahin  führen,  daß  sich  endlich  wahre  und  vollständige  Rechts- 
gemeinschaften bilden,  in  denen  alle  Menschenrechte  als  positives 
öffentliches  Recht  anerkannt  seien.  Zuletzt  solle  sich  das  ganze 
Menscheng^^schlecht  zu  einer  einzigen  solchen  Rechtsgemeinschaft 
ausbilden,  wodurch  zugleich  der  symbolische  Gedanke  der  allge- 
meinen Kirche  nicht  als  bloßes  politisch-religiöses  Ideal,  sondern 
als  reeller  Zweck  des  weltlichen  Staates  seine  Verwirklichung  er- 
halten müsse,  indem  an  die  Stelle  der  religiösen  Sittlichkeit  die 
in  bestimmter  Form  gefaßte  politische  Sittlichkeit  als  wirkliche 
dem  Gedanken  entsprechende  Tat  treten  werde.  Hören  wir  noch, 
welchen  Inhalt  sein  individualistisches  Grundprinzip  hat,  es  lautet: 
„Helft  mir  erlangen,  was  ich  brauche,  um  nach  meiner  Indivi- 
dualität zu  leben  und  mich  zu  entwickeln;  —  ich  helfe  dafür  euch 
allen    nach  Maßgabe    meiner    individuellen    Natur    und    Kraft   das 
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erlangen,  was  ein  jeder  von  euch  braucht,  um  nach  seiner  Indivi- 
duahtät  zu  leben  und  sich  zu  entwickeln.  Und  diese  Hilfe  soll 
nicht  das  zufällige  Ergebnis  des  bewußtlosen  natürlichen  Zusammen- 
lebens, sondern  eine  politisch  organisierte  Rechts-  und  Zwangs- 
pflicht sein,  auf  die  sich  ein  jeder  mit  absoluter  Sicherheit  ver- 
lassen kann." 

Der  zweite  Teil  des  Systems  behandelt  die  Staatslehre.  Der 
Staat  im  wahren  politischen  Sinne  beginnt  erst  mit  der  Idee  der 
Gesellschaft  aus  menschlicher  Machtvollkommenheit.  Der  wahre 
Staat  kann  nur  die  Republik  sein.  Die  Despotie  könne  sich  au: 
dem  Standpunkte  der  menschlichen  Machtvollkommenheit  gar 
nicht  halten  und  sinke  in  ein  religiöses  \^erhältnis  zurück.  Wo 
dies  nicht  der  Fall  sei,  verliere  sie  ihren  Charakter  und  werde  zu 
einer  Übergangsform  der  Gesellschaft,  der  monarchischen  Republik. 
In  ihr  habe  sich  die  menschliche  Gesellschaft  zwar  schon  organi- 
siert, aber  in  rohester  Form,  vollkommener  sei  bereits  die  Aristo- 
kratie. In  der  Demokratie  endlich  habe  sich  das  Reich  der  Sitt- 
lichkeit wirklich  konstituiert,  und  es  bleibe  nur  noch  seine  innere 
Organisation  übrig.  Die  Demokratie  realisiere  das  Verhältnis  all- 
gemeiner menschlicher  Machtvollkommenheit  und  Rechtsgleichheit, 
welches  die  Bedingung  jeder  gesellschaftlichen  Ausbildung  der 
Sittlichkeit  sei.  Die  fernere  Ausbildung  der  Sittlichkeit  bleibe  als 
Aufgabe  politischer  Weisheit  übrig.  „So  bezeichnen  die  drei 
großen  Staatsformen  —  monarchische  Republik,  aristokratische  Re- 
publik und  demokratische  Republik  —  die  großen  Schritte  auf 
dem  Kulturwege  der  konstituierten  Gesellschaft.  Von  der  einen 
zur  anderen  sind  allmähliche  Übergänge  der  Entwicklung,  und 
auch  die  Demokratie  hat  ihre  unbegrenzte  Aufgabe  in  der  inneren 
Durchbildung  des  Reiches  der  Sittlichkeit.  Jedenfalls  aber  ist  sie 
der  wahre  Staat."  Unverkennbar  ist  die  nahe  Verwandtschaft 
dieser  Ideen  mit  denen  unseres  Winkelblech.  Auch  für  ihn  ist 
die  Demokratie  die  vollendetste  Staatsform,  denn  sie  allein  ist 
konsequent  unpolitisch  und  die  Verwirklichung  der  reinen  Idee 
der  Sittlichkeit. 

In  dem  19.  Kapitel  gibt  Fröbel  eine  „Verfassungsskizze  als 
Entwurf  zur  Konstituierung  der  Freiheit  in  einem  größeren  Ge- 
meinwesen". Bis  in  das  Einzelste  hinein  werden  hier  in  42  Grund- 
sätzen die  Grundlagen  gegeben,  um  den  Beweis  zu  erbringen,  daß 
eine  demokratische  Organisation  auch  für  größere,    nicht   nur  für 
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kleinere  Staaten  durchführbar  ist.  Wir  können  hier  nicht  näher 
darauf  eingehen  und  betrachten  lieber  noch  kurz  seine  ökonomische 
Auffassung  des  Mißverhältnisses  zwischen  den  Bedürfnissen  und 
den  Kräften,  in  der  ein  Einfluß  französischer  Ideen  unverkennbar  ist. 
Das  Mißverhältnis  zwischen  den  Bedürfnissen  und  den  Kräften 
ist  nach  Fröbel  die  Quelle  aller  Ungerechtigkeiten  und  die  ganze 
Schwierigkeit  bei  der  Aufgabe  einer  gerechten  Organisation  des 
Eigentums  und  der  Arbeit.  Die  einzige  sittliche  Formel  für  die 
Organisation  der  Arbeit  und  der  Güter  ist  nach  ihm :  „einem 
jeden  die  Arbeit  nach  seinen  Kräften  und  die  Güter  für  seine 
Bedürfnisse !"  Nach  der  Forderung  dieser  Formel  sollen  die  Frei- 
heit der  Produktion  und  der  Konkurrenz  im  Handel  korrigiert, 
aber  nicht  aufgehoben  werden. 

In  seiner  Eigentumslehre  sind  von  Interesse  folgende  Be- 
stimmungen über  den  wahren  Charakter  des  rechtmäßigen  Eigen- 
tums: „Jedes  Eigentum  ist  Lehen  der  Staatsgesellschaft  in  der 
Hand  seines  Besitzers.  Als  Lehen  hat  es  nur  die  allgemeine 
Natur  des  Vermögens  als  Kapital,  nicht  die  Form  irgend  eines 
bestimmten  Gutes.  Jedes  vollberechtigte  Mitglied  der  Staats- 
gesellschaft kann  bei  Antritt  der  Vollberechtigung  die  Belehnung 
mit  einem  Schatze  aus  dem  öffentlichen  Schatze  verlangen,  der 
den  Bedürfnissen  seines  frei  gewählten  Lebenszweckes  entspricht. 
Das  Vermögen  aller  mit  dem  Tode  abgehender  Mitglieder  der 
Staatsgesellschaft  fällt  an  den  öffentlichen  Schatz  zurück.  —  Diese 
Auswahl  mag  genügen,  um  die  Lehre  Fröbels  zu  charakterisieren 
und  den  starken  Einfluß  des  französischen  Kommunismus  auf  sie 
klarzulegen. 

Vor  allem  ist  Fröbel  aber  ein  Vorkämpfer  der  Frauen- 
emanzipation gewesen.  Das  Weib  soll  an  allen  befreienden  Wir- 
kungen einer  vernünftigen  ökonomischen  Organisation  der  Ge- 
sellschaft vollständigen  Anteil  haben,  vor  allem  aber  dem  Manne 
gegenüber  unter  allen  Umständen  frei  sein.  Das  Weib  muß,  wenn 
seine  Kräfte  es  zulassen,  für  eigene  Rechnung  jedes  Geschäft 
treiben,  jeden  persönlichen  Zweck  verfolgen  und  dazu  das  nötige 
selbständige  Vermögen  fordern  können.  Es  muß  frei  sein  von 
der  Vormundschaft  des  Mannes,  und  die  Gemeinsamkeit  der 
Ökonomie  mit  dem  Geliebten  bleibt  ganz  dem  freien  Willen  über- 
lassen. Eheverträge,  welche  diese  Freiheit  für  immer  vergeben 
wollen,    müssen    ungültig  sein.     Ist  das  Weib  als  Mutter    unfähig, 
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andere  Arbeiten  als  die  der  Erziehung  und  der  Pflege  ihrer  Kinder 
zu  verrichten,  so  muß  es  Anspruch  auf  eine  entsprechende  Pension 
von  der  Gesellschaft  haben,  ohne  abhängig  zu  sein  von  den  öko- 
nomischen Verhältnissen  oder  dem  ökonomischen  Willen  des 
Vaters  der  Kinder.  Die  weiblichen  Individuen  müssen  in  allen 
den  verschiedenen  P'ormen  des  ökonomischen  Verhältnisses  zur 
Gesellschaft  stehen  können,  die  für  die  Männer  zulässig  und 
möglich  sind.  In  einem  anschließenden  Kapitel  hat  sich  Fröbel 
dann  noch  bemüht,  die  Konsequenzen  für  die  Freiheit  des  Ge- 
schlechtsverhältnisses darzulegen.  Wir  gehen  nicht  näher  darauf 
ein  und  bemerken  nur,  daß  er  in  keiner  Weise  zu  die  Sittlichkeit 
absolut  gefährdenden  Schlüssen  gelangt,  sondern  sich  müht,  die 
Freiheit  und  Wahrheit  des  Verhältnisses  durch  Vernunft  und 
Sittlichkeit  zu  gestalten. 

So  dachte  Fröbel  im  tollen  Jahr.  Ganz  anders  lagen  die 
Dinge,  als  er  14  Jahre  später  ein  neues  Buch,  die  „Theorie  der 
Politik"  veröffentlichte.  *)  In  seinen  Erinnerungen  meint  er  resig- 
niert, obwohl  dieses  spätere  reifere  Werk  viel  besser  durchdacht 
gewesen  sei,  habe  es  doch  den  aktuellen  Lauf  der  Dinge  viel 
weniger  beeinflußt  als  das  unbedachte,  unreife,  frühere  Werk.  Auf 
das  Buch  selbst  brauchen  wir  hier  nicht  näher  einzugehen,  da 
uns  nur  der  48  er  Sozialist  und  Republikaner  Fröbel  interessiert. 
Nur  über  die  Begründung  seiner  inneren  Wandlung  und  ihre 
Rechtfertigung  ist  noch  ein  Wort  auf  Grund  seiner  Lebenserinne- 
rungen und  der  Vorrede  des  späteren  Werkes  zu  sagen.  ^)  Die 
Wandlung  vollzieht  sich  nach  Fröbels  Übersiedlung  nach  Amerika. 
Schon  bald  nach  seiner  Ankunft  in  Amerika  hat  er  Vorlesungen  über 
die  deutsche  Revolution  vor  einem  zahlreichen  deutschen  Publikum 
gehalten,  in  denen  er  sich  von  den  Nachwirkungen  seiner  eigenen 
Verbindung  mit  der  Revolution  zu  befreien  suchte.  Schon  damals 
sprach  er  die  Überzeugung  aus,  daß  die  Umgestaltung  Deutsch- 
lands nicht  auf  dem  Wege  der  Revolution  zustande  kommen 
werde,  daß  zwar  Revolutionen  unter  Umständen  notwendige  und 
heilsame  Erscheinungen  sein  könnten,  aber  nicht  imstande  wären, 
neue  Ordnungen  zu  schaffen.    Soweit  die  Erinnerungen.    Schärfer 


')  Julius  Fröbel,  Theorie  der  Politik.     Wien   i86l. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden:  Julius  Fröbel,  Ein  Lebenslauf.    1,  p.  283  ff.  und 
Vorrede  zur  ,, Theorie  der  Politik"  p.  V — IX. 
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und  präziser  hatte  Fröbel  schon  früher  diese  Wandlung  in  der 
Vorrede  zur  „Theorie  der  PoUtik"  i86i  begründet.  In  dieser 
Vorrede  bHckt  er  zurück  auf  das  ältere  Werk,  das  unter  dem 
Einflüsse  der  radikalsten  Gedanken  jener  Zeit  zwar  mit  redlichem 
Streben  nach  dem  Wahren  und  Guten,  aber  auch  mit  der  ganzen 
Dreistigkeit  des  revolutionären  Geistes  geschrieben  sei.  Seit  jener 
Zeit  habe  ihm  ein  an  Beobachtungen  und  Erfahrungen  reiches 
Leben  ernste  Veranlassungen  zur  Prüfung  früherer  Ansichten  ge- 
geben. Aus  den  unmittelbar  folgenden  politischen  Bewegungen, 
an  welchen  er  persönlich  beteiligt  gewesen  sei,  habe  er  nach 
bestem  Vermögen  die  in  ihnen  enthaltenen  Lehren  zu  ziehen 
gesucht.  So  sei  er  sich  bereits  gegen  Ende  des  Jahres  1849,  als 
es  ihn  nach  Amerika  trieb,  darüber  klar  gewesen,  daß  die  Lehr- 
meinungen der  europäischen  Demokratie  von  ihren  untersten  sitt- 
lichen Grundlagen  aus  einer  philosophischen  Prüfung  und  Sichtung 
bedürften.  In  allen  Lebenslagen,  Berufsarten  und  gesellschaftlichen 
Stellungen,  welche  ihre  eigentümlichen  Gelegenheiten  zur  Beob- 
achtung menschlicher  Natur  und  gesellschaftlicher  Bedürfnisse 
darboten,  habe  er  seine  ehemaligen  Gedanken  und  Überzeugungen 
einer  strengen  und  gewissenhaften  Kritik  unterzogen.  Das  Er- 
gebnis dieser  geistigen  Arbeit  sei  bei  ihm  fest  gegründet  ge- 
wesen, als  er  nach  achtjähriger  Abwesenheit  Avieder  den  Boden 
von  Europa  betrat.  Die  gewonnenen  Erkenntnisse  habe  er  so- 
dann hier  auf  neuen  Gebieten  politischer  Tatsachen,  die  ihm 
früher  völlig  unzugänglich  gewesen  seien,  erprobt,  und  sie  hätten 
die  Probe  bestanden.  Früher  habe  er  an  die  alleinige  Berechtigung 
des  Gedankens  geglaubt  und  verkannt,  daß  auch  der  Wirklichkeit 
eine  sittliche  Bedeutung  innewohne.  Sein  neuer  Gedanke  aber 
sei  fortan,  daß  die  Zustände  der  Gesellschaft  trotz  den  gewaltigsten 
Anstrengungen  des  revolutionären  Geistes  an  die  langsamen  Ent- 
wicklungen der  Geschichte  gebunden  seien,  und  die  innere  Ver- 
söhnung der  Realpolitik  und  der  Idealpolitik  habe  sich  ihm  als 
das  Ergebnis  der  politischen  Theorie  dargestellt. 

Ganz  kurz  sei  endlich  noch  eine  dritte  Schrift  Fröbels  er- 
wähnt, „Die  Irrtümer  des  Sozialismus",  die  dafür  charakte- 
ristisch ist,  wie  er  seine  früheren  Götter    später   verbrannt    hat.  ^) 


^)  Julius  Fröbel,    Die    Irrtürner    des   Sozialismus,    1S71.     Leipzig,  Verlag 
von  Otto  Wigand. 
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Unter  dem  Eindrucke  der  Ereignisse  von  1870/71,  die  fast  wie 
ein  Strafgericht  über  das  von  sozialistischen  Ideen  durchseuchte 
Frankreich  gedeutet  werden,  ist  diese  Schrift  verfaßt  worden.  Noch 
wirke  der  Gleichheitsgedanke  fort,  und  er  sei  ebenso  berechtigt, 
wie  die  Tatsachen  der  Ungleichheit  unabwendbar  seien.  Nur 
durch  das  richtige  Verständnis  des  Verhältnisses,  in  welchem 
Natur  und  Kultur  sich  zur  Gestaltung  des  menschlichen  Lebens 
verbinden,  könne  der  Gegensatz  gelöst  werden.  Sozialismus  und 
politische  Demokratie  sähen  in  der  Gleichheit  das  Radikalmittel 
zur  Begründung  des  allgemeinen  Glückes,  und  beide  stellten  ihre 
Forderungen  im  Namen  der  Gerechtigkeit.  Ein  doppelter  Irrtum, 
denn  die  Gleichheit,  abstrakt  verstanden,  wie  sie  der  demokratische 
und  sozialistische  Radikalismus  verstehen  wollten,  würde  das 
allgemeine  Unglück  und  die  höchste  Ungerechtigkeit  sein,  weil 
weder  Kraft  noch  Talent  und  Bedürfnis  berücksichtigt  werden 
würden.  Vielmehr  bestehe  das  wahre  Glück  in  der  Ungleichheit, 
gleichwie  in  der  Liebe  das  Glück  aus  der  Ungleichheit  nicht 
nur    der  physischen,  sondern  auch  der  geistigen,  hervorgehe. 

Interessant  ist  in  dieser  Schrift  Fröbels  subjektivistische  Wert- 
theorie. Es  sei  ein  tiefliegender  und  zum  Teil  die  ganze  Theorie 
der  Wirtschaft  beherrschender  Irrtum,  daß  der  Wert  einen  objek- 
tiven Sinn  habe.  „Ob  ein  Ding  oder  Verhältnis  einen  Wert  hat 
und  wie  groß  dieser  Wert  ist,  hängt  einzig  und  allein  von  der 
Wertschätzung  dessen  ab,  der  sich  unter  bestimmten  Umständen 
der  Zeit,  des  Ortes,  der  persönlichen  Lage  und  der  gesellschaft- 
lichen Zustände  dieses  Dinges  oder  Verhältnisses  für  einen  be- 
stimmten Zweck  zu  bedienen  gedenkt.  Die  Gründe  dieser  Wert- 
schätzung sind  durchaus  individuell  und  subjekti\\  Für  eine 
zweite  Person  kommen  dieselben  nur  insofern  in  Betracht,  als 
diese  zweite  Person  ein  Interesse  haben  mag,  jene  Wertschätzung 
des  ersteren  zu  kennen  oder  zu  erraten." 

AbschHeßend  meint  Fröbel,  wenn  man  das  ganze  Gebiet  der 
sozialistischen  Ideen  durchlaufe,  so  erkenne  man  ein  Gemisch  von 
gerechten  und  edlen  Bestrebungen  mit  phantastischen  Torheiten 
und  unzureichenden  Urteilen,  dessen  Gefährlichkeit  für  die  mensch- 
liche Kultur  außer  Frage  stehe.  Darum  müsse  man  Deutschland 
zu  seinem  Siege  über  Frankreich  Glück  wünschen.  \^ornehmlich 
von  Frankreich,  von  Paris,  dem  „Mekka  der  sozialistischen  Re- 
ligion"   aus    habe  der  Sozialismus    durch    seine  Irrtümer  die  Welt 
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bedroht.  Das  Größte,  was  Deutschland  für  die  Welt  in  diesem 
Kriege  getan,  bestehe  nun  eben  darin,  daß  es  die  beabsich- 
tigte gewaltsame  Propaganda  abgewehrt  habe.  Was  von  dort 
aus  noch  die  Welt  beunruhigen  könne,  werde  sein  Ungestüm 
an  der  deutschen  Macht  brechen.  Deutschland  habe  aber  damit 
zugleich  die  Pflicht  übernommen,  den  religiösen  und  philosophi- 
schen Inhalt  des  Sozialismus  zu  klären,  seine  edlen  Bestandteile 
auszuscheiden,  die  begründeten  Forderungen  desselben  in  Auf- 
gaben einer  verständigen  Sozialpolitik  umzuwandeln  und  ihnen 
als  solchen  gerecht  zu  werden.  Mit  unleugbar  seltener  Gründlich- 
keit hat  Fröbel  die  Verbrennung  der  Heiligtümer  seiner  Jugend 
vollzogen ! 

Diese  Bemerkungen  mögen  genügen,  um  Fröbels  Bedeutung 
für  den  48  er  doktrinären,  kommunistischen  Republikanismus  auf- 
zuhellen. \Mr  gehen  nun  zur  Schilderung  des  Heidelberger  Kon- 
gresses selbst  über  und  erwähnen  nur  noch,  daß  übrigens  Fröbel 
nicht  die  einzige  Berühmtheit  des  Kongresses  neben  den  beiden 
Hauptrednern  war,  sondern  daß  als  Gast  Ludwig  Feuerbach  er- 
schien, wie  die  „Verbrüderung"  in  ihrem  Berichte  über  den  Kon- 
greß ausdrücklich  erwähnt.^)  Leider  besitzen  wir,  wie  gesagt, 
nur  von  selten  Borns  und  seiner  „Verbrüderung"  eine  Schilderung 
des  Kongresses,  die  naturgemäß  bei  allem  guten  Glauben  etwas 
tendenziös,  einseitig  und  parteiisch  ausgefallen  sein  wird.  Da 
eben  Winkelblech  selbst  kein  Sterbenswörtchen  über  die  Heidel- 
berger Tagung  niedergeschrieben  hat,  so  ist  ein  Vergleich  zwischen 
der  Auffassung  der  beiden  Parteien  leider  ausgeschlossen.  Da 
endlich  auch  eine  von  dritter  Seite  stammende  Darstellung  des 
Kongresses  fehlt  (die  '  Frankfurter  „Oberpostamtszeitung"  verhält 
sich  lediglich  kurz  und  trocken  referierend),")  so  müssen  wir  uns 
wohl  oder  übel  mit  den  Berichten  der  „Verbrüderung" 
und  der  Bornschen  Lebenserinnerungen  begnügen.^) 

Professor  Winkelblech  begann  in  der  Sitzung  des  Kongresses, 
der  im  Gemeindehause  abgehalten  wurde, ^)    am  28.  Januar  seine 


^)  Quarck,  a.  a.  O.  p.  72. 

-)  Auch  die  ,, Deutsche  Zeitung"  von  1849  enthält  keinen  Bericht  über  den 
Heid.  Kongreß. 

^)  Vgl.  zum  Folgenden :  Born,  a.  a.  O.  p.  1 95.  —  Q  u  a  r  c  k ,  a.  a.  O.  p.  70  f. 
—  Vgl.  auch  Adler,  a.  a.  O.  p.  l8l. 

*j  Vgl.  die  Leipziger  Zeitung,   1849,  p.  526. 


302  Kapitel  II. 

Rede  mit  einer  weit  ausholenden  Auseinandersetzung  über  die 
Ideen,  welche  die  neuere  Gesellschaft  bewegten.  Er  gab  eine 
Darstellung  des  Monopolismus  (Zunftwesens),  des  darauf  folgenden 
Liberalismus,  d.  h.  des  Prinzips  der  freien  Konkurrenz  und  der 
Gewerbefreiheit,  und  des  Kommunismus.  Hier  erfolgte  eine  Inter- 
pellation durch  den  Redakteur  der  „Neuen  Deutschen  Zeitung", 
Otto  Lüning,  wegen  der  kleinlichen  und  falschen  Darstellung,  daß 
in  einem  kommunistischen  Staate,  wie  Winkelblech  sich  aus- 
gedrückt hatte,  in  der  Hauptstadt  befohlen  werden  müsse,  was 
man  die  Woche  über  im  ganzen  Lande  essen  solle.  Nach  diesem 
Intermezzo  erklärte  Winkelblech  sein  System  des  Föderalismus, 
wonach,  wie  bekannt,  einem  jeden  zwar  die  Erlaubnis  gegeben 
werden  solle,  ein  ihm  beliebiges  Geschäft  zu  betreiben,  der  Staat 
aber  die  Ausdehnung  desselben  bestimmen  müsse,  so  daß  ein 
Meister  nicht  mehr  als  eine  gewisse  Anzahl  von  Gesellen  halten 
dürfe.  Diese  Zahl  sei  nach  den  Erfahrungen  über  die  beste 
Ausbeutung  eines  Geschäfts  derart  festzustellen,  daß  z.  B. 
wenn  man  im  allgemeinen  das  Schneiderhandwerk  am  nütz- 
lichsten mit  12  Gesellen  betreibe,  kein  Schneidermeister  mehr  als 
12  Gesellen  beschäftigen  dürfe.  Ferner  führte  er  aus,  daß  nur 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze,  die  gesetzlich  zu  bestimmen  wäre, 
erworben  werden  dürfe.  Was  jemand  darüber  hinaus  besitze, 
müsse  er  an  eine  zu  errichtende  Nationalbank  abgeben,  die  ihm 
Zinsen  gebe  und  ihre  Gelder  an  die  Arbeitsunternehmer  abgebe. 
Darauf  ergriff  Born  das  Wort  und  stellte  die  Grundsätze  des 
Leipziger  Zentralkomitees  dar,  wie  sie  in  den  Beschlüssen  des 
Berliner  Arbeiterkongresses  zusammengefaßt  waren.  Wir  kennen 
diese  zur  Genüge,  und  uns  interessiert  hier  nur,  daß  Born  seine 
Aufgabe  in  einer  Weise  erledigte,  „daß  der  allgemeine  Beifall,  der 
seiner  Rede  folgte,  ihm  die  Zustimmung  der  Versammlung  ent- 
schieden zu  erkennen  gab".  Die  Gegenerklärung  Winkelblechs 
war  schwach  und,  wir  müssen  gestehen,  auch  im  höchsten  Grade 
undiplomatisch  einem  so  geschulten  Taktiker  wie  Born  gegenüber. 
Zunächst  erklärte  er  nämlich,  daß  er  gegen  die  Nützlichkeit  und  Be- 
deutung der  Arbeiterassoziationen  und  der  daraus  hervorgehenden 
gemeinsamen  Werkstätten  nichts  einzuwenden  vermöge,  dann  aber 
beging  er  den  taktischen  Fehler,  sein  System  als  eine  spätere  Auf- 
gabe für  die  zukünftige  Gesellschaft  zu  bezeichnen.  Das  war  im 
Grunde   ja   nichts    anderes,    als  auch  von  der  Lehre  des  Gegners 
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ZU  sagen  gewesen  wäre;  hier  offen  ausgesprochen,  bedeutete  es 
aber  ein  Zurückweichen  vor  dem  gegenwartsfroheren  Systeme 
Borns.  Der  Kongreß  hat  dieses  Versehen  Winkelblechs  lebhaft 
aufgegriffen,  indem  er  erklärte,  daß  er  ja  nur  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse  der  Arbeiter  als  Grundlage  seiner  Beratungen  an- 
nehmen könne;  eine  Absicht,  auf  das  System  des  Föderalismus 
näher  einzugehen,  habe  er  nicht.  Die  Folge  war,  daß  Professor 
Winkelblech  am  nächsten  Tage  die  Rückreise  antrat. 

Das  Ergebnis  des  Kongresses  war  für  Winkelblech  nieder- 
schmetternd. Deutlich  hatte  er  erkennen  müssen,  daß  er  in  dem 
großen  Redekampfe  unterlegen  war,  weil  eben,  wie  er  ja  selbst 
erklärte,  an  die  gegenwärtige  Ausführung  des  Föderativsystems  nicht 
gedacht  werden  konnte.  Deutlicher  wie  je  mußte  er  spüren,  daß 
der  norddeutschen  Bewegung  die  Zukunft  gehörte.  Born  hatte 
gesiegt,  und  sein  Sieg  zeigte  sich  darin,  daß  man  beschloß,  die 
beiden  Zentralkomitees  von  Frankfurt  und  Leipzig  zu  verbinden 
und  aus  ihnen  ein  gemeinschaftliches  Zentralkomitee  für  die 
Arbeiter  Deutschlands  mit  dem  Sitze  in  Leipzig  bis  zum  nächsten 
allgemeinen  Kongresse  zu  bilden.  Die  badischen,  württem- 
bergischen, rheinbayrischen  und  rheinhessischen  Arbeitervereine, 
die  in  Heidelberg  versammelt  waren,  übernahmen  die  Verpflich- 
tung, die  Summe  aufzubringen,  die  für  die  Übersiedelung  der 
Frankfurter  nach  Leipzig  nötig  war,  auch  mußte  jeder  süddeutsche 
Arbeiterv^erein  für  Unterbringung  von  je  drei  Exemplaren  der 
jetzt  gemeinsamen  Zeitschrift  der  „Verbrüderung"  sorgen.  So 
hat  Born  recht,  wenn  er  in  seinen  Erinnerungen  sagt,^)  der  An- 
schluß der  süddeutschen  Arbeitervereine  an  die  „Verbrüderung" 
sei  als  Ergebnis  des  Kongresses  laut  proklamiert  worden. 

Wir  smd  am  Ende  unserer  Darstellung  von  Winkelblechs 
Rolle  in  der  Arbeiterbewegung  der  Jahre  1848 — 49  angelangt. 
Wir  haben  sie  absichtlich  in  einem  weiteren  Rahmen  zu  schildern 
gesucht,  um  durch  die  Erörterung  der  vielseitigen  und  mannigfachen 
Tendenzen  jener  Zeit  deutlich  erkennen  zu  lassen,  wie  auch  hier 
Winkelblech  nach  kurzem  Siege  infolge  der  Schwerverständlichkeit 
und  Abstraktheit  seines  Systems  bald  unterliegen  mußte.  Mit 
dem  Heidelberger  Distriktskongresse  ist  seine  Rolle  in  der  48  er 
Arbeiterbewegung    ausgespielt.      Ausgespielt    mit    ihm    hat,    wie 

^)  a.  a.  O.  p.  195. 
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nach  den  langen  Jahren  der  Reaktion  die  Neuentstehung  der 
Arbeiterbewegung  in  den  60  er  Jahren  zeigt,  jeghche  Tendenz, 
vom  kleinbürgerHchen,  mittelstandspoHtischen  Gesichtspunkte  aus 
zwischen  Handwerk  und  Arbeiterschaft  zu  paktieren.  Anders  in 
Frankreich,  avo  die  durch  kleinbürgerliche  Gedankengänge  ä  la 
Proudhon  beeinflußte  Arbeiterschaft  noch  bis  in  die  60  er  Jahre, 
endlich  noch  in  der  Pariser  Kommune  eine  Rolle  gespielt  hat.^) 
Von  viel  nachhaltigerem  Einflüsse  waren  die  Bestrebungen  Stephan 
Borns  und  seiner  „Verbrüderung",  denn  diese  hat,  nachdem  sie 
ihren  ersten  trefflichen  Führer  verloren  hatte,  der  ja  nach  dem 
Dresdener  Maiaufstande  hatte  fliehen  müssen,  noch  während  der 
Jahre  1849 — 50  ihre  Macht  bedeutend  erweitert.  Sie  umfaßte 
endlich,  als  die  Nacht  der  Reaktion  heraufzog,  fast  alle  Arbeiter- 
vereine im  Gebiete  des  deutschen  Bundes.  Wir  können  auf  ihre 
Expansion  hier  nicht  näher  eingehen,  Adler  hat  sie  uns  in  aus- 
reichender Weise  erzählt.  Nur  mit  einem  W^orte  sei  hier  noch  der 
bayrische  Distriktskongreß  erwähnt,  der  v^om  3. — 4.  April 
1849  in  Nürnberg  stattfand,  weil  er  zeigt,  wie  auch  die  Nürn- 
berger, die  V'On  Winkelblechs  Ideen  nicht  frei  waren,  wie  wir 
früher  gesehen  haben,  sich  den  norddeutschen  Vereinen,  wenn 
auch  zum  Teil  nur  widerstrebend,  anschlössen.-)  In  Nürnberg, 
wo  20  Abgeordnete  aus  46  bayrischen  Vereinen,  ferner  Gäste 
aus  Württemberg  und  Leipzig  erschienen  waren,  wurde  Born  zum 
Präsidenten  gewählt.  Gleich  zu  Beginn  der  Versammlung  fand 
eine  erregte  Debatte  über  die  Gewerbefreiheit  statt,  über  deren 
Annahme  uns  die  Chronisten  allerdings  Verschiedenes  berichten.-^) 
Die  „Verbrüderung"  nämUch  erzählt,  daß  sich  in  der  Debatte  alle 
Redner  einstimmig  für  die  Gewerbefreiheit  ausgesprochen  hätten, 
und  nur  die  Bedingung  der  Erlernung  eines  Geschäftes  ohne 
Meisterprüfung  sei  als  eine  Übergangsstufe  aus  dem  in  Bayern 
herrschenden  alten  Zunftwesen  in  die  neue  unbedingte  Gewerbe- 
freiheit   als    notwendig    anerkannt   worden.      Der    neueste    Mono- 


*)  Vgl.  G.  Adler,  Artikel  ,, Kommune"  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften. —  Die  hl,   P.  J.  Proudhon,  III,    1896,   p.  2036".,  222. 

2)  Über  den  bayrischen  Kongreß  zu  Nürnberg  vgl.  L.  Brunner, 
a.  a.  O.  p.  110  ff.  —  Adler,  a.  a.  O.  p.  184.  —  Schlüter,  a.  a.  O.  p.  132.  — 
Quark,  a.  a.  O.  p.  103  f.  —  Born  selbst  geht  in  seinen  , .Erinnerungen"  auf  die 
Nürnberger  Tagung  nicht  ein. 

^)  Quarck,  a.  a.  O.  p.  103. 
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graphist  über  die  Nürnberger  48  er  Bewegung,  Ludwig  Brunner, 
berichtet  aber,  daß  trotz  allen  Bemühungen  Borns  die  Gewerbe- 
freiheit nur  mit  lO  gegen  8  Stimmen  angenommen  worden  sei. 
Das  würde  darauf  schließen  lassen,  daß  die  süddeutsche,  mehr 
kleinbürgerliche,  auf  der  Interessensolidarität  von  Meister  und  Ge- 
sellen beruhende  Auffassung  noch  recht  mächtig  gewesen  sein 
muß.  Die  übrigen  Forderungen  ergeben  sich  aus  einer  Adresse 
an  die  Kammer.^)  In  außerordentlich  geschickter  Weise  scheint 
es  Born  verstanden  zu  haben,  bei  seiner  Empfehlung  der  Arbeiter- 
assoziation immer  an  den  weniger  fortgeschrittenen  Geist  der 
süddeutschen  Arbeiterschaft  anzuknüpfen.  Auf  dem  Nürnberger 
Kongreß  wurde  die  „Verbrüderung"  zum  gemeinsamen  Organ 
der  bayrischen  Arbeitervereine  erwählt.  Und  der  gesamte  Ver- 
band bildete  eine  Mitgliedschaft  des  großen  Bundes  der  „Ver- 
brüderung". So  hatte  auch  hier  die  proletarische  Idee  des  Klassen- 
kampfes zwischen  Arbeit  und  Kapital  gesiegt,  eine  Idee,  die  aus 
der  Arbeiterschaft  nicht  wieder  verschwinden  sollte  und  bereits 
fest  verankert  worden  wäre,  wenn  der  nächste  allgemeine  Arbeiter- 
kongreß, auf  dem  auch  die  Männer  der  „Neuen  Rheinischen 
Zeitung"  Marx ,  Engels  und  Wolf  erscheinen  wollten ,  statt- 
gefunden hätte.  Marx'  Ideen  würden  sicherlich  die  letzten  Reste 
des  illusionistischen  französischen  Kommunismus  einerseits  und 
die  des  reaktionären  Zünftlertums  andererseits  aus  der  „Ver- 
brüderung" vertrieben  haben.  Sie  hätten  allein  den  Klassenkampf 
in  voller  Reinheit  zum  Grundprinzip  erklärt.")  Die  Maiaufstände 
in  Dresden,  in  der  Pfalz,  in  Baden,  sowie  die  Unruhen  am  Rhein 
gaben  den  Regierungen  nur  zu  bald  Veranlassung,  gegen  die 
Arbeitervereine  vorzugehen.  Der  große  neue  Leipziger  Arbeiter- 
kongreß ist  deshalb  nicht  zustande  gekommen,  und  erst  in  den 
60  er  Jahren  wurde  die  politische  und  soziale  Erhebung  des  Prole- 
tariats wieder  aufgenommen. 

Und  Winkelblech?  Er  kehrte,  wie  wir  sahen,  schon  am 
zweiten  Verhandlungstage  resigniert  von  Heidelberg  nach  Kassel 
zurück  und  hat  weder  in  der  Handwerker-  noch  in  der  Arbeiter- 
bewegung fernerhin  versucht,  durch  praktische  Agitation  eine 
aktive    Rolle    zu    spielen.     Die   leidenschaftliche  Erbitterung    über 


^)  Vgl.  L.  Brunner,  a.  a.  O.  p.  ill  f. 
^)  Vgl.  hierzu  auch  Schlüter,  a.  a.  O.  p.  132. 
Biermann,  K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  II. 
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seinen  Mißerfolg  ersehen  wir  deutlich  aus  dem  heftigen  und  oft 
persönlichen  Ton,  den  er  nach  diesen  Heidelberger  Tagen,  wie 
sich  der  Leser  aus  dem  i,  Bande  erinnern  wird  gegen  seine 
Gegner  im  hessischen  Landtage  anschlägt.  Furchtbar  war  für 
ihn  die  Enttäuschung,  daß  seine  rastlosen,  edelster  Selbstlosigkeit 
entsprungenen  Bemühungen,  den  Gesellen-  und  kleingewerblichen 
Unternehmerstand  zum  gemeinschaftlichen  Kampfe  gegen  die  Macht 
des  Kapitals  und  der  Großbourgeoisie  zu  vereinen,  nach  flüchtigem 
Erfolg  so  gänzlich  scheiterten.  Da  half  alle  Gelehrsamkeit  und 
alle  geniale  Konzeption  eines  großen  sozialen  Zukunftssystems 
nichts.  Der  einfache  Schriftsetzer  Born,  der  dem  Arbeiterstande 
selbst  entsprossen,  seine  Hoffnungen  und  Leiden  besser  kannte 
als  der  Stubengelehrte,  hatte  den  gelehrten  Professor  gründlich 
aufs  Haupt  geschlagen.  Nur  noch  in  seiner  Heimat  wirkt 
Winkelblech  die  erste  Hälfte  des  Jahres  1849  weiter.  Der  Leser 
erinnert  sich,  welchen  Anteil  er  namentlich  an  dem  hessischen 
Wahlgesetz  und  an  der  Lösung  der  deutschen  Frage  im  groß- 
deutschen Sinne  genommen  hat.  Als  auch  hier  seine  Hoffnungen 
fehlschlagen,  als  das  Einigungswerk  mißlingt,  und  das  hessische 
Wahlgesetz,  das  anstatt  des  Feudaladels  dem  neuen  Geldadel 
die  dominierende  Stellung  im  hessischen  Staatsleben  verschaffte, 
angenommen  ist,  zieht  er  sich  auch  von  der  parlamentarischen 
Tätigkeit  in  Hessen  zurück.  Wir  haben  im  i.  Bande  erzählt,  wie 
er  die  Wiederwahl  zum  hessischen  Landtage  um  die  Mitte  des 
Jahres  1849  abgelehnt  hat.  W^inkelblechs  Mission  war  gescheitert, 
denn  auch  die  Handwerkerbewegung  verlief  nach  den  Stürmen 
dieser  Tage  bald  im  Sande.  Es  zieht  in  den  50  er  Jahren  die 
Gewerbefreiheit  herauf,  wenn  auch  die  Bewegung  der  Hand- 
werker bei  weitem  am  stärksten  und  nachhaltigsten  von  Winkel- 
blechs Ideen  beeinflußt  worden  ist.  Denn  die  eigentümliche 
Zähigkeit  des  Handwerks,  trotz  aller  argen  Bedrängnis  durch  die 
Fabrik  auch  heute  noch  ein  weites  Terrain  im  modernen  Wirt- 
schaftsleben zu  behaupten  und  dabei  seit  einem  halben  Jahr- 
hundert und  mehr  sich  nicht  zu  neuen  wirtschafthchen  An- 
schauungen zu  bekennen,  zeigt  doch  deutlich,  daß  die  Mittel- 
standsidee, die  auch  Winkelblechs  Systeme  zugrunde  liegt,  'eine 
gewaltige  Lebenskraft  in  sich  birgt.  Aber  gerade  mit  der  Arbeiter- 
und Gesellenschaft  hatten  unseren  Denker  die  näheren  Interessen 
verbunden,    denn    die   Frankfurter   Meister    waren    ihm    zu   rück- 
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schrittlich,  zu  altzünftlerisch ,  und  schon  auf  dem  Frankfurter 
Handwerkerkongreß  hatte  der  Föderalismus  nur  die  Zustimmung 
einer  kleinen  Minorität  gefunden.  Die  Arbeiterschaft  aber  ging 
seit  Heidelberg  und  Nürnberg  mit  fliegenden  Fahnen  in  das 
feindliche  Lager  über.  Außerdem  drohte  allenthalben  die  ge- 
waltige Flutwelle  der  europäischen  Reaktion  die  frischen  Keime 
des  Völkerfrühlings  zu  überschwemmen.  Ihre  drohende  Nähe 
spürte  man  in  Hessen  schon  im  Jahre  1849,  und  das  mag  Winkel- 
blech in  seinem  Entschlüsse,  sich  von  der  Öffentlichkeit  zurück- 
zuziehen, bestärkt  haben.  Ein  müder,  aber  kein  gebrochener 
Mann,  kehrte  er  in  die  Einsamkeit  der  Studierstube  zurück,  sich 
wohl  bewußt,  daß  die  eine  Möglichkeit,  für  seine  Ideen  zu 
kämpfen,  nämlich  durch  das  „Wort",  ihm  künftig  abgeschnitten 
ist.  Er  ist  aber  fest  entschlossen,  den  zweiten  Weg  ein- 
zuschlagen ,  nämlich  den  der  „Schrift".  Gerade  weil  er  ein- 
sieht und  in  Heidelberg  selbst  zugegeben  hat,  daß  sein 
Föderalismus  in  absehbarer  Zeit  nicht  auf  Erfüllung  rechnen 
kann,  beschließt  er,  ihn  um  so  genauer  und  gründlicher  als 
wissenschaftliche  Theorie  auszubauen,  damit  einmal  eine  spätere 
Zeit  aus  ihr  lernen  könne. 


Kapitel  III. 

Die  Reaktion   in  Kurhessen.     Winkelblechs  Leben 
und  Wirken  bis  zu  Toutons  Tod/) 

1849 — 1860. 

Wir  haben  im  i.  Bande  die  Wirksamkeit  Winkelblechs  in  seinem 
engeren  Vaterlande,  Kurhessen,  speziell  im  kurhessischen  Landtage 
erörtert  und  die  Schilderung  in  dem  Augenblicke  abgebrochen,  als 
seine  Wiederwahl  zum  Landtagsabgeordneten  auch  nach  dem  neuen 


^)  Das  folgende  Kapitel  beruht  im  wesentlichen  bezüglich  seiner  tatsächlichen 
Angaben  auf  den  Akten  der  Gewerbeschule,  auf  den  Winkelblechakten  (vgl.  über 
beide:  Band  I,  p.  7,  Anm.  I  und  p.  53,  Anm.  i),  sowie  auf  dem  Familienbrief- 
wechsel. Auch  werden  bereits  zu  diesem  Kapitel  die  überaus  wertvollen  Winkel- 
blechakten der  großherzoglich  badischen  Heil-  und  Pflegeanstalt  zu  lilenau  benutzt. 

20* 
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Wahlgesetz,  zu  dessen  erbittersten  Gegnern  er  ja  gehört  hatte,  ge- 
sichert war.  Schon  damals  versuchten  wir  uns  psychologisch  zu  er- 
klären, warum  der  gelehrte,  politische  Autodidakt,  der  bislang  mit 
so  hinreißender  Beredsamkeit  und  glühendem  Eifer  die  Ideen  seines 
Föderalismus  vertreten  hatte,  nun  plötzlich  auf  weitere  Wirksam- 
keit in  der  Öffentlichkeit  verzichtete.  Ein  Brief  der  Frau  Emma 
an  ihren  Vater,  den  Professor  Gerling  in  Marburg,  datiert  vom 
9.  Juli  1849,  half  uns  eine  Erklärung  finden  in  Gemeinschaft  mit 
den  eigenen  Reden  Winkelblechs  im  kurhessischen  Landtage. 
Frau  Emma  lehnt  die  Glückwünsche  ihres  Vaters  zur  \Mederwahl 
des  Gatten  mit  dem  ausdrücklichen  Vermerk  ab,  daß  ihr  Mann 
seine  parlamentarische  Tätigkeit  abgeschlossen  habe,  denn  es 
handle  sich  ja  künftig  nur  um  Streitigkeiten  um  des  Kaisers  Bart, 
an  denen  er  nicht  teilnehmen  möge.  Wir  kommen  auf  diese 
Resignation  Winkelblechs  noch  im  Folgenden  zurück.  Sie  erklärt 
uns  wohl  den  freiwilligen  Verzicht  Winkelblechs  auf  weitere 
öffentliche  Tätigkeit  im  Jahre  1849,  sie  erklärt  uns  aber  nicht 
sein  andauerndes  Schweigen  und  sein  zurückgezogenes,  stilles 
Gelehrtenleben  während  des  gesamten  folgenden  Dezenniums. 
Wollen  wir  das  stille  Wirken  Winkelblechs  von  1849  bis  etwa 
1860  ergründen  (und  es  steht  ja  im  schärfsten  Gegensatze  zu 
den  stürmischen  und  leidenschaftlichen  Kämpfen  des  Jahres  1848), 
so  müssen  wir  an  zweierlei  Voraussetzungen  anknüpfen:  einmal 
prüfen  wir  das  politische  Milieu  dieses  Jahrzehnts,  das  Winkelblech 
umgibt,  d.  h.  wir  werfen  einen  Blick  auf  die  gerade  in  dieser 
Spanne  Zeit  so  verhängnisvolle  und  auch  politisch  überaus  be- 
deutsame Geschichte  Kurhessens,  namentlich  auf  das  zweite 
Hassenpflugsche  Regime ;  und  alsdann  prüfen  wir  die  geistige  Dis- 
position und  das  Lebensprogramm  Winkelblechs  in  den  50er  Jahren. 
Aus  diesen  beiden  Voraussetzungen  heraus  werden  wir  uns  alsdann 
auch  erklären  können,  warum  seine  Rolle  wie  die  so  manches 
48  er  Freiheitshelden  in  der  Reaktionsperiode  ausgespielt  ist. 

Wir  skizzieren  zunächst  kurz  den  Gang  der  Ereignisse 
in  Kurhessen,  seitdem  der  Kaisertraum  zerronnen,  seitdem  die 
gerade  in  Kurhessen  so  überaus  lebhaften  Hoffnungen,  ein 
einiges   Deutschland    zu  schaffen,    zerstört   waren.  ^)     Mit  am  ent- 

*)  ^S^-  für  die  kurhessische  Geschichte :  zunächst  die  allgemeinen  Dar- 
stellungen der  deutschen  Geschichte  im  19.  Jahrhundert  seit  1S30,  z.  B.  Lamp- 
recht,     Deutsche    Geschichte,    XI.   I.    1908,    p.   1258".     —     Kaufmann,    Poli- 
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schiedensten  von  allen  deutschen  Ländern  hatte  Kurhessen  an 
der  Reichsverfassung  der  Paulskirche  festgehalten.  Darum  hatte 
es  sich  auch  nicht  |an  den  Berliner  Konferenzen  beteiligt  und 
schloß  sich  erst  nach  Abschluß  des  Dreikönigsbundes  als  der 
letzte  der  der  Union  beitretenden  Staaten  der  Union  mit  Preußen 
an,  nachdem  sich  alle  Aussichten,  die  Reichsverfassung  durch- 
zuführen, als  eitel  erwiesen.  Auch  hier  zeigte  sich  deutlich,  daß 
das  Märzministerium  Eberhard  durchaus  im  Einverständnisse  mit 
dem  überwiegenden  Teile  des  hessischen  Volkes  handelte,  das 
aus  seiner  Vorliebe  für  Preußen  und  die  kleindeutschen  Pläne 
niemals  ein  Hehl  gemacht  hatte.  Anders  der  Landesherr,  dessen 
Sympathien  im  Grunde  immer  bei  Österreich  geblieben  waren, 
und  der  in  geschickter  Weise  von  österreichischer  Seite  in  dem 
Sinne  bearbeitet  wurde,  daß  die  L^nion  mit  Preußen  geeignet  sei, 
seine  Souveränität  zu  erschüttern.  Und  noch  eins:  die  Fesseln 
der  Unionsverfassung,  die  ein  Rechtsverfahren  für  Verfassungs- 
streitigkeiten in  sich  schloß,  banden  den  Kurfürsten  zugleich  auch 
an    die    hessisch«  Landesverfassung.     Wollte  der  Kurfürst  —  und 


tische  Geschichte  Deutschlands  im  19.  Jahrhundert,  1900,  p.  402  ff.  —  Von  spe- 
ziellen Darstellungen  verdienen  hier  an  erster  Stelle  genannt  zu  werden :  der  Ar- 
tikel von  Wippermann  über  „Hessen-Kassel"  im  Rotteck-Welckerschen  Staats- 
lexikon*, VIII,  1863,  p.  62  ff.  —  Adam  Pfaff,  Das  Trauerspiel  in  Kurhessen, 
1851,  p.  49  ff.  —  H.  Graefe,  Der  Verfassungskampf  in  Kurhessen,  1851,  und 
Verteidigung  des  Obergerichtsanwaltes  H.  Henkel  zu  Kassel  vor  dem  kurfürstl. 
hess.  permanenten  Kriegsgericht.  Kassel  1851.  Ferner  kommen  eine  ganze  Anzahl 
von  kleinen  Schriften  in  Betracht,  die  größtenteils  in  dem  3.  und  4.  Kapitel  des 
I.  Bandes,  welche  die  Übersiedlung  Winkelblechs  nach  Kassel  und  seine  Teil- 
nahme an  der  48  er  Revolution  schilderten,  herangezogen  worden  sind  (cf.  Bd.  I, 
p.  57/8,  Anm.  I  und  p.  217,  Anm.  l).  Genannt  seien  hier:  Gerland,  1810 — 1860. 
Zwei  Menschenalter  kurhessischer  Geschichte,  1892,  p.  65  ff.  - —  Die  Artikel  ,,Hassen- 
pflug",  ,,Vilmar"  und  ,, Friedrich  Wilhelm  I.,  Kurfürst  von  Hessen"  in  der  ,, Allge- 
meinen Deutschen  Biographie",  alle  von  Wippermann  jun.,  sodann  die  Schriften: 
Der  Bruch  des  Rechts  in  Kurhessen,  1859.  —  Kurhessen  unter  dem  Vater,  dem 
Sohne  und  dem  Enkel,  1860,  endlich  der  ausgezeichnete  Aufsatz  Graefes  in 
der  ,, Gegenwart",  Bd.  VI,  1851.  Auch  die  Lebenserinnerungen  Fröbels  kommen 
hier  in  Betracht  (cf.  Kapitel  II  dieses  Bandes),  sowie  die  jüngst  erschienene  Schrift 
von  Th.  Losch,  Die  Abgeordneten  der  kurhess.  Ständeversammlungen  von  1830 
bis  1S66,  Marburg,  1909.  In  dem  rein  historischen  Teile  kann  der  Verfasser 
natürlich  nichts  Neues  bieten,  es  sei  denn,  daß  eine  kleine  Schrift  von  Hassen- 
pflug,  die  bislang  meine;  Wissens  noch  niemals  benutzt  worden  ist,  die  Beachtung 
des  Historikers  besonders  verdiene,  und  diesem  einige  Hinweise  auf  Eberhards 
ungedruckte  Memoiren  willkommen  sein  dürften. 
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darauf  ging  ja  stets  sein  Streben,  das  nur  durch  die  Ereignisse 
des  Jahres  1848  unterbrochen  worden  war  —  seine  anti- 
konstitutionellen, autokratischen  Pläne  in  einer  Zeit  wieder  auf- 
nehmen, in  der  bereits  die  Reaktion  ihr  Haupt  erhob,  so  mußte 
er  vorher  von  der  Union  mit  Preußen  befreit  sein.  Mit  Recht 
meint  Heinrich  von  Sybel  in  seinem  Aufsatze  über  Hassenpflug,  ^) 
daß  hier  eines  das  andere  bedingte,  eines  ohne  das  andere 
unerreichbar  war.  Der  Sturz  der  hessischen  Verfassung  konnte 
erst  nach  dem  Austritt  Kurhessens  aus  der  Union  vollzogen 
werden,  und  dazu  bedurfte  der  Kurfürst,  da  sein  Volk  fast  ein- 
mütig (mit  Ausnahme  der  Preußen  feindlichen  radikalen  Demo- 
kraten) jenem  entgegenstand,  der  „rettenden  Tat  eines  starken 
Mannes  mit  einem  robusten  Gewissen".  Ein  solcher  Mann  fand 
sich  nur  in  dem  kurhessischen  Exminister  und  Greifswalder 
Gerichtspräsidenten  Hassenpflug.  Es  ist  nicht  möglich,  den  ge- 
waltigen Eindruck  zu  schildern,  den  die  Entlassung  des  März- 
ministeriums durch  den  Kurfürsten  und  die  heimliche  Ankunft 
Hassenpflugs  in  Kassel  auf  das  Kasseler  Publikum  gemacht  haben. 
Die  Schriften  aus  jener  Zeit,  wie  die  Pfaffs  und  die  anonymen 
Broschüren  aus  dem  Ende  der  50  er  Jahre,  die  namentlich  zur 
Beeinflussung  des  Bundestages  verfaßt  worden  sind,  verm-ögen 
uns  wenigstens  einen  schwachen  Begriff  davon  zu  geben.  Eberhard^) 
schildert  uns  in  seinen  leider  Manuskript  gebliebenen  Erinnerungen, 
daß  den  scheidenden  Ministern  die  wärmsten  Ovationen  dar- 
gebracht worden  -seien.  Auch  die  Ständeversammlung  habe  nach 
der  ersten  Kunde  von  der  erfolgten  Entlassung  den  Märzministern 
einstimmig  den  Dank  des  Landes  ausgesprochen.  —  Und  nun 
erst  die  Wirkung  der  Ankunft  des  gefürchteten  Premiers!  Hassen- 
pflug selbst  hat  gesagt,    sein  Erscheinen    (er   traf  am  2i.  Februar 


')  Heinrich  v.  Sybel,  Vorträge  und  Abhandlungen,    1897,  p.  223. 

^)  Die  Aufzeichnungen  Eberhards  „Aus  meinem  Leben"  befinden  sich  im 
Besitze  seines  Sohnes,  des  Herrn  Justizrates  Eberhard  in  Hanau,  der  mir  gütigst  die 
Einsichtnahme  des  Manuskriptes  und  anderer  Papiere  gestattete.  Sie  bieten  auch 
Manches,  was  noch  zur  Ergänzung  des  4.  Kapitels  des  i.  Bandes  herangezogen 
werden  könnte,  namentlich  natürlich  über  Wirksamkeit  und  Erfolg  des  März- 
mininisteriums  und  den  Kampf  Eberhards  mit  den  radikalen  Demokraten  ä  la 
Kellner  und  Heise.  Über  Winkelblech  enthalten  sie  nichts,  obwohl  die  Familien 
Winkelblech  und  Eberhard  befreundet  gewesen  sind.  Unter  den  Papieren  be- 
finden sich  auch  Belege  dafür,  wie  Hassenpflug  seinen  liberalen  Vorgänger  schi- 
kanierte, indem  er  ihm  wiederholt  einen  Urlaub  zur  Badereise  versagte. 


Die  Reaktion  in  Kurhessen. 


311 


1850  in  Kassel  ein  und  trat  bereits  am  22.  sein  Amt  an)  habe 
wie  eine  spanische  Fliege  auf  offener  Wunde  gewirkt,  ^)  Und 
dem  war  in  der  Tat  so.  Wir  erkennen  das  deutlich  aus  einem 
Briefe,  den  Frau  Emma  in  höchster  Erregung  an  ihren  Vater 
richtet,  und  der  vom  23.  Februar  datiert  ist.  Es  läßt  ihr  keine 
Ruhe,  sofort  die  ungeheure  Neuigkeit  ihrem  Vater  zu  übermitteln. 
Ihre  Prophezeiung,  daß  Hassenpflug  zunächst  sehr  sachte  auf- 
treten und  erst  festen  Fuß  fassen  werde,  „um  dann  nach  und 
nach  das  Terrain  von  allen  Märzerrungenschaften  zu  befreien", 
ist  im  vollen  Umfange  eingetreten.  Man  wird  den  gewaltigen 
Haß,  der  alle  kurhessischen  Verfassungsfreunde  gegen  Hassenpflug 
beseelte,  nur  dann  in  seiner  ganzen  nicht  gewöhnlichen  Leiden- 
schaftlichkeit verstehen  können,  wenn  man  sich  erinnert,  was 
eigentlich  schon  der  bloße  Name  Hassenpflug  für  den  hessischen 
Konstitutionalisten  bedeutete.  Mit  Recht  meint  Adam  PfatT,  ^) 
schon  seit  fast  einem  halben  Jahrhundert  enthalte  der  bloße  Name 
Hassenpflug  in  Hessen  eine  Kriegserklärung  gegen  das  Volk. 
Denn  an  Hassenpflugs  Vater  sei  18 16  die  Verfassung  gescheitert, 
die  Kurfürst  Wilhelm  I.  seinem  Lande  habe  geben  wollen,  und 
schon  Hassenpflug  der  Vater  habe  es  verstanden,  im  Namen  des 
„m.onarchischen  Prinzips"  feindlich  zwischen  Volk  und  Fürst  zu 
treten.  Schon  der  alte  Hassenpflug  sprach  von  den  steigenden 
Anmaßungen  der  Stände,  und  wie  hatte  dann  erst  Hassenpflug 
der  Sohn  während  seiner  ersten  Ministertätigkeit  in  den  30  er 
Jahren  gewirkt!  Mit  seinem  Eintritt  ins  Ministerium  vom  Jahre 
1832,  so  meint  Pfaff,  habe  das  System  des  Schein-Konstitutionalismus 
begonnen,  „welches  Fürst  und  Volk  einander  entfremdete  und 
dem  ausgesogenen  Lande  nicht  gestattet  habe,  sich  von  den 
Folgen  einer  langen  drückenden  Willkürherrschaft  zu  erholen". 
Und  nun  kehrte  dieser  Minister  unseligen  Angedenkens,  dessen 
frühere  Tätigkeit  wir  bereits  im  i.  Bande  geschildert  haben,  nach 
Kassel  zurück.  Das  bedeutete  allerdings  den  strikten  Bruch  mit 
allen  Märzerrungenschaften,  das  bedeutete  den  Beginn  einer  grau- 
samen Reaktion. 

Ich  habe  bereits  angedeutet,  wie  die  Pläne  des  Kurfürsten 
bezüglich  der  Union  und  einer  hessischen  Verfassungsrevision 
geartet  waren.      Diese   Pläne   lassen    sich    nur  durch   das  Wieder- 

^)  Sybel,  a.  a.  O.  p.  224. 

^)  Vgl.  auch  zum  Folgenden  Pfaff,  a.  a.  O.  p.  c;o  ff. 
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erstarken  Österreichs  erklären.  Pfafif  schildert  uns,  ^)  wie  der 
österreichische  Gesandte  in  Kassel  bemüht  war,  den  Kurfürsten 
wieder  für  Österreich  zu  gewinnen,  und  wie  ihm  dabei  einige 
Personen,  so  der  spätere  Minister  von  Baumbach  und  andere, 
behilflich  waren.  Dazu  gehörten  in  erster  Linie  der  uns  bereits 
wohlbekannte  Vilmar  in  Marburg,  dessen  „Volksfreund"  immer 
mehr  Partei  gegen  die  Konstitutionellen  ergriff,  und  der  Major 
von  Haynau  in  Kassel,  ein  Neffe  des  österreichischen  Feldzeug- 
meisters. Diese  kirchlich-orthodox  und  politisch  reaktionär 
gesinnten  Männer  sahen  in  der  parlamentarischen  Union  die 
Bürgschaft  verfassungsmäßiger  Freiheit  in  Deutschland  überhaupt,  -) 
und  darum  waren  sie  bestrebt,  die  Union  zu  beseitigen.  Nur 
dann  konnten  sie  hoffen,  ihre  sonstigen  Pläne  bezüglich  der  kur- 
hessischen Verfassung  auszuführen.  Was  der  Kurfürst  also  von 
Hassenpflug  erwartete,  war  zweierlei :  er  sollte  ihn  von  der  Union 
und  von  der  Verfassung  befreien.  Und  beides  ist  in  der  Tat 
dem  brutalen,  gewissenlosen,  aber  auch  bedeutenden  und 
energischen  Minister  gelungen.  Er  konnte  diese  Dinge  nur 
vollbringen,  indem  er,  wie  sich  Gerland  richtig  ausdrückte,  drei 
Dinge  geschickt  und  unlöslich  zur  Durchführung  seiner  Absichten 
verband:  den  Kampf  Österreichs  gegen  Preußen  zur  Wieder- 
herstellung seiner  Vormachtstellung  in  Deutschland  durch  Wieder- 
aufrichtung des  Bundestages  in  Frankfurt,  die  allgemein  ersehnte 
Reaktion  gegen  die  Revolution  und  ihre  Anhängsel,  sowie  endlich 
die  auf  Beseitigung  der  Verfassung  von  183 1  gerichteten  Be- 
strebungen des  Kurfürsten,  ^)  Das  neue  Ministerium  setzte  sich 
zusammen  aus  Hassenpflug  (Präsidentschaft,  Justiz,  Inneres), 
von  Haynau  (Krieg),  von  Baumbach  (Äußeres),  Lometsch  (Finanzen), 
Zu  ihnen  wählte  sich  Hassenpflug  seinen  alten  Freund  und 
Gesinnungsgenossen  Vilmar  als  Kirchen-  und  Schulreferenten. 
Verweilen  wir  einen  Augenblick  bei  diesen  beiden  letzteren 
Männern,  die  in  den  nächsten  fünf  Jahren  ein  WlUkürregiment 
schlimmster  Sorte  in  Kurhessen  entwickelt  haben  und  die  sich 
in  ihrem  gemeinsamen  Hang  nach  uneingeschränkter  Macht 
finden.     Beides  ungewöhnliche  Naturen,  nichts  weniger  als  Durch- 


')  a.  a.  O.  p.  84  ff. 

2)  Pfaff,  p.  86. 

')  O.  Gerland,  a.  a.  O.  p.  6  = 
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Schnittsmenschen,  beide  aber  dazu  verdammt,  (es  sei  denn,  daß 
man  von  einigen  literarischen  Leistungen  Vilmars,  wie  z.  B. 
seiner  Literaturgeschichte,  absieht)  ihr  Volk  unglücklich  zu  machen 
und  in  seinem  gesunden  Vorwärtsschreiten,  und  zwar  auf  Jahr- 
zehnte hinaus,  zu  hindern ;  denn  auch  nach  ihrer  Entlassung  im 
Jahre  1855  bleibt  der  unheilvolle  Geist  ihres  Regimes  in  ihren 
Nachfolgern  erhalten. 

Die  bekannteste  monographische  Würdigung  Hassenp flugs 
ist  der  bereits  zitierte  Aufsatz  keines  Geringeren  als  Heinrich 
von  Sybels,  den  er  1893  zur  Ergänzung  der  Angaben  in  seiner 
„Begründung  des  Deutschen  Reiches"  niederschrieb.  Sybel 
charakterisiert  in  jener  Abhandlung  ^)  Hassenpflug  als  einen  hoch- 
begabten Geist  von  unermüdlicher  Arbeitskraft  und  seltenem 
Scharfsinn,  aber  als  einen  leidenschaftlichen,  eigenwilligen 
Charakter  von  entschiedenem  Talente  zur  Herrschaft  und  demnach 
auch  unausgesetzt  von  dem  Drange  zur  Herrschaft  erfüllt.  Es 
sei  unrecht,  ihn  zu  den  gewöhnlichen  Strebern  zu  zählen,  er  sei 
vielmehr  eine  enthusiastische,  auf  ideale  Zwecke  gerichtete  Natur 
gewesen,  die  dann  durch  ihre  leidenschaftliche  Hitze  und  grenzen- 
lose Rechthaberei  zu  despotischem  Fanatismus  und  blinder  Ver- 
wendung guter  und  schlechter  Mittel  gesteigert  worden  sei. 
Niemals  habe  er  ein  ruhig  abwägendes  Verhalten  begriffen, 
niemals  ein  Maß  in  seinen  Affekten  gekannt;  furchtlos,  herrisch 
und  ungestüm  sei  er  seinen  Weg  gegangen.  Wie  Vilmar  ein 
MitgHed  der  alten,  von  religiösen  Ideen  erfüllten  Burschenschaft, 
habe  er  sich  später  durch  die  demokratischen  und  antikirchlichen 
Strömungen  abgestoßen  gefühlt,  und  so  sei  aus  dem  radikalen 
Freiheitssch wärmer  ein  ebenso  radikaler  Reaktionär  geworden. 
Soweit  die  Charakteristik  des  Mannes,  dessen  erste  fünfjährige 
Verwaltung  ihm  beim  hessischen  Volke  den  Namen  „der 
Hessen  Haß  und  Fluch"  eingebracht  hat.  Es  ist  ungemein  schwer, 
zu  einem  solchen  Manne,  dessen  Größe  und  Bedeutung  ja  auch 
Heinrich  von  Sybel  bei  aller  scharfen  Kritik  seiner  politischen 
Tätigkeit  anerkennt,  die  richtige  Stellung  zu  gewinnen.  Was 
abgesehen  von  der  Sybelschen  Charakteristik  an  Würdigungen 
der  Hassenpflugschen  Tätigkeit  und  an  Beurteilungen  des  Quin- 
quenniums   1850 — 55    existiert,    stammt  von  seiten   seiner  Feinde, 

^)  a.  a.  O.  p.  217. 
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von  liberalkonstitutioneller  Seite  und  ist  natürlich  nicht  frei  von 
tendenziöser  Überschätzung  des  parlamentarischen  Regimes  und 
konstitutioneller  Garantiefaktoren,  wie  sie  dem  vormärzlichen  und 
dem  Liberalismus  der  50er  Jahre  eigen  ist.  Ich  meine,  das 
letzte  Wort  über  Hassenpflug  hat  auch  Heinrich  von  Sybel  nicht 
gesprochen.  Es  ist,  als  ob  auch  bei  ihm,  dem  reifen  und  ruhig 
abwägenden  Meister  der  Historie,  der  Haß  des  alten  hessischen 
Liberal-Konstitutionellen,  als  den  wir  ihn  ja  im  i.  Bande  in  un- 
mittelbarer Gegnerschaft  gegen  unseren  Denker  kennen  gelernt 
haben,  bei  seiner  Charakteristik  Hassenpflugs  die  Feder  geführt 
hat.  Seine  Argumentation  ist  denen  eines  Henkel,  eines  Oetker 
und  anderer  Verfassungsfreunde  nahe  verwandt,  eine  eigene  Note 
enthält  sie  eigentlich  nicht.  Gewiß  liegt  es  mir  völHg  fern,  eine 
„Rettung"  des  hessischen  Staatsmannes  zu  versuchen,  das  würde, 
abgesehen  davon,  daß  es  nicht  in  meiner  Absicht  liegt,  den 
Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  sprengen.  Es  soll  hier  das 
Problem  nur  angedeutet  und  versucht  werden,  die  berufenen 
Historiker  auf  diesen  Mann  noch  einmal  aufmerksam  zu  machen 
und  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  man  seiner  Bedeutung  mit  den 
üblichen  SchlagAVorten  der  liberalen  Verfassungskämpfer  voll- 
kommen gerecht  wird.  Will  man  den  Mann  verstehen,  so  muß 
man  seine  politische  Weltanschauung  kennen.  Dazu  verhilft  uns 
das  Durchblättern  einer  meines  Wissens  noch  nicht  beachteten 
Broschüre:  „Politische  Ketzereien",  die  Hassenpflug  selbst 
verfaßt  und  im  Jahre  1850  hat  erscheinen  lassen,^)  Sie  beweist  jeden- 
falls, daß  man  es  mit  einem  nichts  weniger  als  törichten  Manne 
zu  tun  hat.  Sein  Ideal  ist  allerdings  ein  vorvdegend  konservativ- 
ständisches und  gehört  einer  früheren  Epoche  an;  aber  die  Art 
und  Weise,  wie  er  es  versteht,  manche  liberalen  Doktrinäre  her- 
vorzuheben, die  spöttische  Überlegenheit,  mit  der  er  ihre  gewiß 
wohlgemeinten,  in  der  Theorie  wohlklingenden,  in  die  Praxis  aber 
nicht  immer  übertragbaren  Vorschläge  kritisiert,  muß  für  den 
Mann  einnehmen,  so  sehr  man  auch  von  der  Verkehrtheit  seiner 
eigenen  Anschauungen  überzeugt  ist. 

Die    Broschüre    gliedert   sich   in    sechs    Teile.     Sie   behandelt 


')  Politische  Ketzereien  von  Ch.  St.  D.  Hassenpflug,  Grimma  u.  Leipzig, 
1850,  Druck  und  Kommionsverlag  des  Verlags-Comptoirs.  —  Ein  Exemplar  besitzt 
die  Friedländersche  Sammlung  der  Berliner  Stadtbibliothek. 
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die  Fragen:   i.  Weshalb,  wann  und  wie  darf  ein  konstitutioneller 
Minister  abdanken  ?    2.  Hat  man  die  Volksvertretung  nach  Ständen 
wirklich  eine  fernerhin  unmögliche  zu  nennen  r    3.  Was  heißt :  das 
Volk  zum  Konstitutionalismus  erziehen  ?    4.  spricht  sie  über  Finanz- 
wissenschaft, Freihandel  und  Staatswirtschaftslehrc,   5.  geht  sie  auf 
die  Hebung  der  moralischen  Kraft  der  Tagespresse  ein,  um  end- 
lich 6.  den  übertriebenen  Lobliedern  der  republikanischen  Staaten- 
verfassungen der  Alten    auf  unseren  gelehrten  Schulen  entgegen- 
zutreten.    Das  Vorwort  wendet  sich  mit  spöttischer  Überlegenheit 
gegen  die  „Naturdichter  in  der  Politik".    Sie  seien  nicht  aus  einer 
einfach-prosaischen    Stellung   des   Alltagslebens,    sondern    aus    der 
Sturm-  und  Drangperiode  der  revolutionsgierigen  Gegenwart  her- 
vorgegangen.    Die  Schattengänge  der  Belletristik  hätten  überhaupt 
von  den  Stürmen   der  Gegenwart    nicht  weniger  gelitten,    als  die 
Bardenhaine    der  Dichter  insbesondere;    da   sei    es   kein  Wunder, 
daß    die    meisten  Insassen   dieses  Gebiets,   namentlich  solche,    die 
zurzeit   noch    nicht  recht  „warm"  darin  geworden  seien,    sich  aus 
demselben  hinwegzuflüchten   suchten.     Der  Weihrauch   aber,    mit 
dem  sie  von  ihren  „guten  Freunden"  tagtägHch  beräuchert  worden 
seien,  lasse  nicht  zu,  daß  sie  von  jetzt  an  in  ungekannter  Dunkel- 
heit unbeachtet  und  unbekannt  dahin  welkten,  das  wäre  der  großen 
Männer  unwürdig  gewesen,  die  sich  selbst  im  stillen  das  „Salz  der 
Erde"  genannt  hätten.     Nein,    sie   hätten    um  jeden  Preis   wieder 
zu    „Löwen    des    Tages"    werden    müssen,    womit    zweifellos    der 
„Tetekoller"    einer   gewissen  Klasse   von  Menschen    boshaft,    aber 
treffend  charakterisiert  ist.     Die  nachfolgenden  Blätter  sollen,  wie 
sich  Hassenpflug  ausdrückt,  einige  kleine  Betrachtungen  sein,  wie 
sie    sich    ihm    bei    so    manchen    wunderbaren  Auslassungen   über- 
lauter Landtagsmitglieder  von  selbst  aufgedrängt  hätten,   und  die 
in  einem  Anfall   von  Laune  niedergeschrieben   seien.     Seine  zahl- 
reichen   Gegner    aber    möchten    aus    diesen    flüchtigen    Gedanken 
erkennen,  daß  das  Wutgeschrei  ultrademokratischer  Phraseurs  und 
Zeitungsschreiber  eben  keine  weitere  und  bessere  Grundlage  habe, 
als  eben    ihren  erheuchelten  Patriotismus,    der  selbst   nur   auf  der 
Nadelspitze  ihrer  feilen  Selbstsucht  auf  und  nieder  schwanke. 

Die  erste  Frage  seiner  Schrift  lautet  nun:  Weshalb,  wann 
und  wie  darf  ein  konstitutioneller  Minister  abdanken  ?  Und  die 
Antwort  zeigt  eine  souveräne  Verachtung  der  Masse  und  der 
„kompakten  Majorität".     Es    schmeichle    den    Omnipotenzgelüsten 
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der  landständischen  Versammlungen,  einen  so  hochgestellten  Mann 
wie  einen  Minister  zu  stürzen,  denn  „was  kann  dem  persönlichen 
Ehrgeize  eines  Landtagsmannes  stärker  schmeicheln,  als  die  Zu- 
versichtlichkeit, mit  der  er  im  Vollgenusse  seiner  errungenen 
Würde  als  „Interpellationsrat"  noch  vier  Wochen  nach  dem 
Schlüsse  des  Landtags  von  sich  rühmen  darf,  daß  er  der  starke 
Held  gewesen,  welcher  den  Isisschleier  von  den  politischen  Ge- 
heimnissen des  Vaterlandes  hinweggehoben  und  mehr  als  ein 
Ministerialgewissen  in  unverzierter  Nacktheit  bloßgelegt  habe?" 
Man  denkt  unwillkürlich  an  moderne  Verhältnisse  wie  z.  B.  in 
Italien  oder  Frankreich,  wo  der  Minister  stürzende  Advokat  und 
Berufsparlamentarier  eine  große  Rolle  spielt.  Die  Beantwortung 
der  Frage,  weshalb  ein  konstitutioneller  Minister  abdanken  dürfe, 
zeigt  keinen  übermäßigen  Respekt  vor  den  Volksvertretungen: 
Denn  die  Antwort  lautet,  die  Abdankung  wird  gutgeheißen, 
wenn  der  Minister  mit  den  Volksvertretern  nichts  Gutes  wirken 
kann  oder  wenn  diese  Faulenzer  sind.  Oft  fänden  sich  völlig 
unreife  Sprecher  ein,  da  das  Volk  selten  mit  Selbstbewußtsein 
gewählt  habe;  die  Masse  werde  fast  immer  durch  Intriguen  oder 
durch  Nachbetereien,  auch  durch  Zufälligkeiten,  geleitet.  Das  sei 
keineswegs  die  reine  Stimme  des  Volkes,  die  solche  Vertreter  in 
den  Vordergrund  bringe,  sondern  diese  kletterten  nur  meistens 
auf  der  hochsprossigen  Leiter  des  Parteigetriebes  zu  der  Stellung 
empor,  von  welcher  aus  sie  angeblich  für  die  Volkswohlfahrt, 
eigentlich  aber  für  ihr  eigenes  Bestes  so  geschäftig  wirkten.  Noch 
andere  seien  nichts  als  Diäten  verzehrende  Faultiere.  In  solchen 
Fällen  darf  ein  Minister  zurücktreten,  ferner  muß  dies  auch  ge- 
schehen, wenn  er  das  Ungemach  hat,  beim  Regenten  einen  per- 
sönlichen Widerwillen  gegen  sich  aufkeimen  zu  sehen,  ohne  ein 
rasches  Gegenmittel  zur  Hand  zu  haben.  Anerkennenswerte  Ge- 
danken finden  sich  in  der  Beantwortung  der  Frage:  wann  ein 
Minister  abtreten  dürfe?  Drei  Fälle,  in  denen  ein  Rücktritt  nicht 
erfolgen  dürfe,  geben  die  Antwort.  Wenn  in  seinem  Ressort  eine 
Krisis  bestehe  oder  beim  Regierungsantritt  eines  neuen  Regenten 
oder  in  Zeiten  großer  innerer  Unruhen,  dann  sei  es  im  Interesse 
des  Landes  gelegen,  daß  der  Minister  in  seinem  Amte  verharre. 
Die  Antwort  endlich  auf  die  Frage:  wie  darf  ein  konstitutioneller 
Minister  abtreten  ?  zeigt  uns  Hassenpflug  als  klugen  Realpolitiker. 
Er   führt   aus:    „Nicht    mit   zornigem  Trotze    soll    ein   Staatsmann 
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abtreten ;  aber  auch  nicht  mit  übermütigem  Stolze  oder  mit 
kaltem  Herabsehen  auf  die  misera  contribuens  plebs.  Ein  Minister 
soll  inneres  Selbstgefühl  haben,  aber  er  soll  es  so  zu  verbergen 
wissen,  daß  dasselbe  nur  hier  und  da  ein  wenig  hervorschimmert, 
wie  ein  schöner  Busen  durch  ein  Flortuch.  Er  soll  Selbstbewußt- 
sein zeigen,  aber  er  soll  mit  diesem  Selbstbewußsein  nicht  alles 
um  sich  her  erdrücken  wollen !  Er  soll  seinen  Gegnern  nicht 
bloß  Schlimmes,  sondern  auch  einiges  Gute  zutrauen:  er  soll 
durch  seine  Abschiedsrede  nicht  den  Verdacht  erregen,  als  ob  er 
in  dem  Wahne  stehe,  nur  er  allein  habe  das  Vaterland  retten 
können.  —  Jetzt,  wo  das  Schwungrad  der  politischen  Verhältnisse 
so  außerordentlich  viele  Umdrehungen  in  kurzer  Zeit  zurücklegt, 
ist  es  der  Klugheit  gemäß,  daß  jeder  freiwillig  abtretende  Minister, 
—  und  unter  einer  Abdankung  verstehen  wir  stets  einen  frei- 
willigen Rücktritt  —  w^ofern  er  die  redliche  Überzeugung  hegen 
darf,  unter  veränderten  Verhältnissen  dem  Lande  von  neuem 
nützlich  werden  zu  können,  nicht  etwa  durch  die  Art  und  Weise 
seines  jetzigen  Zurücktretens  für  die  Zukunft  sich  selbst  unmöglich 
mache.  Denn  die  Zahl  der  brauchbaren  Minister  ist  nicht  eben 
so  außerordentlich  groß,  daß  eine  auf  diese  Weise  entstandene 
Lücke  so  leicht  wieder  ausgefüllt  werden  könnte." 

Im  zweiten  Hauptteil  behandelt  Hassenpflug  die  Frage,  ob 
man  die  V^olksvertretung  nach  Ständen  w^irklich  eine  fernerhin 
unmögliche  nennen  könne.  Dieser  Abschnitt  gibt  sich  als  ein 
„Sendschreiben  an  einen  auf  dem  Höhepunkte  der  allerneuesten 
Staatsweisheit  sich  befindenden  Professor",  der  einen  auch  von 
Hassenpflug  besuchten  Vortrag  über  die  konstitutionelle  Ver- 
fassung auf  breitester  demokratischer  Grundlage  gehalten  habe. 
Die  Ideen  des  Professors  erinnern  an  den  demokratischen  Kon- 
stitutionalismus  Dr.  Graefes,  doch  dürfte  es  sich  um  eine  fingierte 
Angelegenheit  handeln.  Wohl  etwas  ironisch  gesteht  Hassenpflug 
dem  „Professor"  zu:  „Sie  sind  ein  feiner  Mann  und  wissen  an- 
ziehend zu  sprechen,  zwei  Eigenschaften,  die  man  in  jetziger  Zeit 
für  unschätzbar  halten  darf.  Ich  habe  Ihnen  wirklich  mit  Ver- 
gnügen zugehört,  und  außerordentlich  viel  neues  vernommen  — 
überzeugt  aber  haben  Sie  mich  nicht."  Wenn  er  gesagt  habe, 
das  Gesamtwohl,  nicht  das  Standesinteresse  müsse  die  Richtschnur 
für  die  Tätigkeit  eines  Landtagsabgeordneten  liefern,  so  dünke 
ihm  das  nur  eine  leere  Phrase.     „Ich  will  gar  nicht  leugnen,  daß 
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das  recht  hübsch  klingt;  aber  bestreiten  muß  ich,  daß  es  auch 
wahr  sei."  Der  tatsächliche  Zustand  der  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Entwicklung  entspreche  noch  nicht  dem  neuen  demo- 
kratischen Ideale.  Die  vormaligen  Ständeunterschiede  seien  aller- 
dings verblichen  und  ins  Undeutliche  gebracht,  aber  das  habe 
nur  ihre  Oberfläche  getroffen;  die  aus  der  Natur  der  Sache  her- 
vorgehenden inneren  Verschiedenheiten  seien  keineswegs  ausgetilgt. 
Der  Landmann,  welcher  mit  eigener  Hand  Grund  und  Boden  be- 
arbeite, müsse  andere  Ideen  und  Gewohnheiten  haben,  als  der 
Handwerker  in  der  Stadt,  der  Kaufmann  bewege  sich  in  ganz 
anderen  Verhältnissen  als  der  Gelehrte,  der  adelige  Ritterguts- 
besitzer beschäftige  sich  mit  Dingen,  die  von  dem  Gesichtskreise 
eines  Fabrikanten  fast  durchgängig  abwichen.  Sollten  diese  Ver- 
schiedenheiten in  eine  Masse  verschwimmen,  so  könnte  das  — 
wenn  überhaupt  möglich  —  nur  durch  die  Vernichtung  aller  bis- 
herigen Kultur  und  Zivilisation  geschehen.  Das  neue  soziale  Leben 
hat  also  die  überhaupt  unmögliche  Verschmelzung  der  Stände 
nicht  bewirkt.  Falsch  sei  die  Behauptung  des  demokratischen 
Professors,  daß  der  Adel  nur  eine  Schmarotzerpflanze  sei.  Er 
habe  vielmehr  die  höchsten  moralisch-politischen  Ideen  zu  erfüllen. 
Diese  könne  er  aber  rein  nur  erfüllen,  wenn  er  materiell  unab- 
hängig sei.  Ein  solcher  unabhängiger  Adel,  wie  ihn  etwa  Eng- 
land aufweist,  ist  jedenfalls  ein  Ideal,  über  das  sich  diskutieren  läßt. 
Hassenpflug  will,  daß  sich  der  Adel  möglichst  von  der  unmittel- 
baren Teilnahme  an  der  materiellen  Produktion  entfernt  halte  und 
sich  dagegen  mehr  und  mehr  dem  allgemeinen  Interesse  der  Ge- 
sellschaft zuwende.  Er  soll  seine  soziale  Mission  darin  suchen, 
die  Gesellschaft  durch  gute  Ideen  zu  regieren,  indem  er  unter  der 
Mannigfaltigkeit  der  gesellschaftlichen  Verrichtungen  die  Einheit 
des  Zwecks  derselben  aufrecht  zu  erhalten  suche.  Er  soll  sich 
daher  lediglich  dem  höheren  Staatsdienst  widmen  und  in  dieser 
schwierigen,  aber  ehrenvollen  Stellung  die  Aufgabe  seiner  Tätig- 
keit erblicken.  Um  zu  zeigen,  daß  er  seine  Stellung  zur  Gegen- 
wart und  Zukunft  richtig  begriffen  habe,  soll  er  es  durchaus  der 
Mühe  für  wert  halten,  die  Masse  des  Volkes  zu  sich  zu  erheben 
und  derselben  edle  Gesinnungen  einzuhauchen.  Darauf  gibt  die 
Schrift  unter  diesem  Hauptteile  eine  Verteidigung  des  Zweikammer- 
systems, dessen  Verteilung  der  sozialen  Stände  so  zu  erfolgen 
habe,  daß  in  der  ersten  Kammer  der  große  Grundbesitz,    der  im 
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höheren  Staatsdienst  befindliche  Adel  und  die  Intelligenz,  zur 
Hälfte  ernannt,  zur  Hälfte  frei  gewählt,  in  der  zweiten  dagegen 
Magistratspersonen,  städtisches  Handwerk  und  bäuerliche  Abge- 
ordnete, V3  ernannt,  -3  durch  indirekte  Wahl  gevv^ählt,  ihren 
Sitz  haben  sollten. 

Bei  Behandlung  der  Frage:  was  heißt  das  Volk  zum  Kon- 
stitutionalismus erziehen  ?  vertritt  Hassenpflug  die  Ansicht,  daß 
die  Aufgabe  der  Schule  mit  Politik  nichts  zu  tun  habe.  Das  auf- 
wachsende Geschlecht  müsse  zeitig  eine  richtige  Ansicht  von  der 
allmählichen  Entstehung  des  vaterländischen  Staatsorganismus  er- 
langen. Nur  dann  sei  ein  tatkräftiger  Konstitutionalismus  über- 
haupt möglich. 

Der  besonders  interessante  Teil,  der  über  Finanzwissenschaft, 
Freihandel  und  Staatswirtschaftslehre  handelt,  geht  von  einer 
fingierten  Unterhaltung  aus  und  gibt  sich  als  ein  Gespräch  mit 
einem  talentvollen  jungen  Grafen,  der  in  die  Finanzkarriere  ein- 
treten will  und  von  Hassenpflug  Belehrung  erhält.  Nach  allge- 
meiner gehaltenen  Reden  über  den  allermodernsten  Sozialismus 
versucht  Hassenpflug  eine  Widerlegung  der  von  sozialistischer 
Seite  gemißdeuteten  Lehre  von  der  Ausgleichung  zwischen  Lohn 
und  Arbeit.  Die  Ausgleichung  sei  nicht  mit  Zirkel  und  Lineal 
durchzuführen,  weil  das  Verhältnis  weder  ein  durchaus  notwendiges 
noch  ein  durchaus  zufälliges,  sondern  vielmehr  ein  rein  konven- 
tionelles sei,  das  sich  nach  den  verschiedenen  Beziehungen  der 
zivilisierten  Gesellschaft  bald  so  und  bald  so  gestalte.  Es  sei  eine 
historische  Kategorie,  und  richtig  wird  von  ihm  das  Verhältnis 
als  wechselndes  Machtverhältnis  gedeutet.  Und  eben  deswegen, 
weil  das  innere  Verhältnis  von  Lohn  und  Arbeit  niemals  mit 
mathematischer  Genauigkeit  festgestellt  werden  könne,  sei  auch 
die  so  vielfach  empfohlene  Einkommensteuer  unpraktisch.  Aus 
rein  praktischen  Gründen,  wie  ein  ihn  weit  überragender  Staats- 
mann, ich  meine  Bismarck,  ist  auch  Hassenpflug  gegen  direkte 
Steuern,  sie  stellten  sich  in  der  Regel  drückender  für  die  Staats- 
bürger als  die  indirekten.  Aus  diesen  Anschauungen  heraus  ist 
Hassenpflug  auch  gegen  das  Freihandelssystem,  denn  die  meisten 
und  stärksten  Handelsabgaben  seien  indirekte  Steuern,  und  diese 
wolle  das  Freihandelssystem  gerade  beseitigt  wissen.  Auch  ist 
er  gegen  Luxussteuern,  da  der  Luxus  im  Charakter  einer  hoch- 
gestiegenen Zivilisation    selbst    läge,    auch    sei    nicht  jeder  Luxus 
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ohne  weiteres  für  das  allgemeine  Wohl  schädlich.  Interessant  ist 
Hassenpflugs  Eintreten  für  eine  Abgabenpflicht  auch  des  Prole- 
tariats, eine  Forderung,  in  der  er  sich  heute  mit  Adolph  Wagner 
treffen  würde.  Das  Gefühl  dieser  Leute,  so  meint  er,  daß  auch 
sie  moralisch  verpflichtet  seien,  ihren  entsprechenden  Anteil  zu 
den  Staatslasten  beizutragen,  sei  bereits  so  schwach,  daß  man  es 
lieber  emporheben  müsse,  als  es  durch  philanthropische  Zugeständ- 
nisse zu  beschwichtigen. 

Nicht  minder  bedeutsam  sind  seine  Vorschläge  zur  Hebung 
der  moralischen  Kraft  der  Tagespresse.  Er  erklärt  sich  ent- 
schieden gegen  die  Preßfreiheit,  mit  der  sich  die  Menge  benommen 
habe,  wie  ein  kleines  Kind  mit  einem  scharfen  Messer.  Die 
Zensur  dürfe  nur  nicht  wieder  als  Polizeisache  eingeführt  werden, 
sondern  die  Bücherzensur  müsse  wieder  ein  rein  literarisches 
Institut  werden,  wie  sie  dies  vor  der  französischen  Gewalt- 
herrschaft in  Deutschland  gewesen  sei.  Unabhängig  dastehende 
Männer  der  Wissenschaft,  öfifentüche  Lehrer  an  den  Universitäten 
und  Schulen  sollten  diese  Zensur  als  ein  Ehrenamt  bekleiden. 
Sie  sollten  einfach  nach  Pflicht  und  Gewissen  dafür  sorgen,  daß 
nichts  wider  Gott,  den  Staat  und  die  guten  Sitten  gedruckt 
werde,  bei  allem  aber  möglichst  liberal  verfahren. 

In  einer  letzten  Betrachtung  wendet  sich  Hassenpflug  gegen 
die  Anpreisung  der  republikanischen  Staatsverfassungen  der  Alten 
auf  den  Gelehrtenschulen.  Man  zeige  die  alten  Institutionen  im 
blendendsten  Lichte,  verschweige  aber  das  Elend,  das  sie  ver- 
breiteten und  das  selbst  in  ihrem  Innern  an  der  Kraft  des  Staates 
nagte.  Wenn  man  nur  ein  wahres  Gemälde  geben  würde,  so 
würde  der  Zaubername  der  Republik  bald  verschwinden.  Wieviel 
vorteilhafter  wäre  es,  die  Gegenwart  zu  haben !  „Wenn  dagegen  ge- 
zeigt würde,  daß  die  Keime  der  progressiven  Vervollkommnung 
und  mithin  des  wahren  Glücks  der  Menschheit  vielmehr  in 
unseren  Einrichtungen  anzutreffen  wären,  und  daß  wir  zu  der 
allgemeinen  Glückseligkeit  schon  weit  größere  Schritte  getan 
haben  als  die  Alten,  was  dürfte  uns  dann  noch  ferner  abhalten, 
unser  Los  dem  ihrigen  unendlich  vorzuziehen !"  — 

Alles  in  allem  dürften  jedenfalls  die  „Politischen  Ketzereien" 
Hassenpflugs  zeigen,  daß  wir  es  mit  einem  scharfsinnigen  Manne 
von  ausgeprägter  Eigenart  zu  tun  haben,  der  auch  die  Courage 
besitzt,     seine     von     dem    Zeitideal    so    sehr    abweichenden    An- 
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schauungen  ofifen  zu  vertreten.  Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig, 
wie  man  sich  zu  ihnen  selbst  stellen  mag.  Ich  habe  seine  Schrift 
nur  deswegen  hier  angeführt,  weil  sie  die  Geistesrichtung  deutlich 
hervortreten  läßt,  die  einen  absoluten  Widerwillen  gegen  alles 
theoretisch  ausgeklügelte  Doktrinäre  gesteht  und  dabei  doch  zeigt, 
daß  Sybel  mit  seinem  Urteile,  daß  Hassenpflug  von  Idealen  er- 
füllt sei,  durchaus  recht  behält.  Er  ist  keine  gewöhnliche,  brutale 
Landsknechtsnatur,  dem  die  Vergewaltigung  anderer  um  ihrer 
selbst  willen  Freude  bereitet,  sondern  in  ihm  steckt  auch,  wie 
in  seinem  Freunde  und  Gesinnungsgenossen  Vilmar,  ein  starrer 
Dogmatiker,    der  festhält  an  dem  von  ihm  als  richtig  Erkannten. 

Man  hat  mit  Recht  gesagt,^)  Hassenpflugs  Regierungssystem 
sei  an  und  für  sich  eine  reine  Theorie,  die  noch  mit  der 
romantischen  Schule,  aber  auch  mit  der  maßlosesten  Selbstsucht 
zusammenhing.  Nicht  eigentlich  das  Fürstentum  von  Gottes 
Gnaden,  nicht  die  absolute  Monarchie  des  Monarchen  sei  es, 
wofür  Hassenpflug  arbeitete,  sondern  .  .  .  der  Absolutismus  des 
eigenen  Ministeriums.  Die  Theorie,  welche  dem  Regierungs- 
systeme Hassenpflugs  zugrunde  lag,  charakterisiert  derselbe  Ge- 
währsmann folgendermaßen : 

Die  Auffassung  des  Staatswesens  und  der  Staatsregierung, 
welche  der  Minister  vertritt,  ist  die  allein  berechtigte.  In  ihr 
stellt  sich  die  eigentliche  Idee  des  Staates  dar,  weshalb  sich  die 
Stellung,  welche  der  Minister  mit  seinem  Regierungsideal  zum 
bestehenden  Recht  und  zur  geschichtlichen  Überlieferung  des 
Landes,  zum  Volk  und  zu  dessen  verfassungsmäßiger  Vertretung, 
sowie  vor  allem  auch  zum  Landesherrn  einzunehmen  hat,  von 
selbst  ergibt:  i.  Das  bestehende  Recht  ist  nur  Mittel  zum  Zweck, 
es  kann  also  für  die  Verwirklichung  der  ministeriellen  Ideen 
kein  Hindernis  sein,  vielmehr  muß  sich  dasselbe  vor  diesen  um 
ihres  absoluten  \\'ertes  willen  beugen.  Da  indessen  diese 
ministeriellen  Ideen  notwendig  als  Dinge  von  vollkommen  sitt- 
licher und  somit  auch  gesetzlicher  Berechtigung  geltend  gemacht 
werden  müssen,  so  muß  das  ihnen  etwa  entgegenstehende  Recht 
notwendig  durch  Interpretation  in  die  geeignete  Form  gebracht, 
und  die  Geschichte  muß  notwendig  durch  Verleugnung  des  Tat- 


')    Dr.    Heinrich    Heppe,     Denkschrift     über    den    Untergang    des    kur- 
hessischen Staates,  Marburg,   1866,  p.  28  fi". 

Biermann,   K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).    Bd.  II.  21 


322  Kapitel  III. 

sächlichen  und  durch  Fingierung  von  Tatsachen  so  zurecht  ge- 
macht werden,  daß  sie  für  den  als  heilsam  erkannten  oder  ge- 
träumten Rechtsbestand  scheinbar  Anhaltepunkte  und  Grundlagen 
abgibt.  2.  Das  Volk  und  seine  verfassungsmäßige  Vertretung 
kann  ebenfalls  nur  Mittel  zum  Zweck  sein.  Sollten  daher  das 
Volk  und  seine  Stände  die  ministeriellen  Intentionen  als  etwas 
ihnen  und  dem  ganzen  historisch  gewordenen  Volksbewußtsein 
Fremdes,  Widerwärtiges  und  Nachteiliges  empfinden  und  schwierig 
werden,  so  ist  ihnen  der  absolute  Wert  der  ministeriellen  Re- 
gierungsidale  dadurch  verständlich  und  annehmbar  zu  machen, 
daß  die  ständische  Vertretung  en  canaille  traktiert,  in  geschickter 
Weise  purifiziert  und  das  Volk  selbst  mit  Gewalt  behandelt  und 
beruhigt  wird.  3.  Der  Landesherr  und  dessen  monarchische 
Autorität  'sind  ebenfalls  nur  Mittel  zum  Zweck.  Seine  mon- 
archische Autorität  muß  Mittel  zur  Ausführung  der  ministe- 
riellen Intentionen  abgeben.  Zu  dem  Zwecke  muß  dem  Landes- 
herrn eingeredet  werden,  daß  jene  ministeriellen  Ideale  die 
eigentliche  Stütze  des  Thrones,  und  daß  daher  Opposition  gegen 
dieselben  Revolution  und  destruktives  Unwesen  sind. 

Soviel  über  Hassenpflug.  W^as  seinen  Mitarbeiter  Vilmar 
angeht,  so  wurde  dieser,  wie  wir  bereits  gehört  haben,  1850  als 
vortragender  Rat  von  Hassenpflug  ins  Ministerium  des  Innern 
berufen.  In  dieser  Eigenschaft  ist  er,  so  meint  Wippermann, ^)  im 
höchsten  Maße  mit  verantwortlich  für  die  ganze  Art  und  W^eise, 
wie  Hassenpflug  nun  in  den  nächsten  Monaten  den  Streit  mit 
den  Ständen  herbeiführte.  Gerade  Vilmar  hat  die  Verteidigung 
der  Septemberverordnungen  und  die  dazu  nötige  gewaltsame 
Interpretation  besorgt.  Sein  Blatt,  der  „Hessische  Volksfreund", 
wurde  zum  Amtsblatt  erhoben  und  verstand  es,  das  monarchische 
Prinzip  im  Sinne  Vilmars  und  der  ihn  umgebenden  Dunkelmänner 
mit  den  künstlichsten  Rechtsverdrehungen  und  naturrechtlichen 
Phrasen  zu  verteidigen.  „Er  verkannte  durchaus  nicht,  daß  der 
Verfassungseid  jede  Teilnahme  am  Niederbeugen  des  Rechts 
ausschloß,  er  stellte  daher  in  seinem  Blatte  die  Lehre  auf,  die 
Untertanen  hätten  sich  hierüber  hinwegzusetzen,  weil  der  Kurfürst 
deren  Eid  auf  seiner  Seele  trage."  Er  v^erkannte  auch  das  Recht 
des   Landes    nicht,     stellte    aber   ein    „göttliches    Recht"    darüber, 

^)  Artikel  , .Vilmar"  in  der  ,, Allgemeinen  Deutschen  Biographie"  Bd.  39 
1895,  P-  719  ff- 
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das  den  Untertanen,  „weil  sie  es  als  Recht  nicht  wollten,  nicht 
anders  als  in  der  Form  der  Gewalt  entgegentreten  könne".  Nichts 
wollte  er  von  Frieden  und  Verständigung  wissen ;  die  dazu  rieten, 
waren  ihm  „faule  Lotterbuben",  die  man  zertreten  müsse.  Jede 
Nachgiebigkeit  des  Kurfürsten  stellte  er  „als  einen  unauslösch- 
lichen Makel  an  seiner  Fürstenkrone"  dar.  Vilmar  ist  es  auch 
gewesen,  der  auf  der  Flucht^)  1850  immer  wieder  den 
schwankenden  Kurfürsten,  der  sich  nach  Berlin  zu  seinem  Vetter, 
dem  Könige  von  Preußen,  begeben  wollte,  angespornt  hat,  nach 
Frankfurt  zu  gehen  und  den  Bundestag  gegen  das  „aufrührerische" 
Volk  aufzuhetzen.  Vilmar  näher  zu  charakterisieren,  ist  unnötig, 
es  ist  im  4.  Kapitel  des  i.  Bandes,  das  die  48  er  Bewegung  in 
Hessen-Kassel  schilderte,  schon  versucht  worden.  Georg  Kauf- 
mann hat  ihn  wohl  im  wesentlichen  richtig  geschildert  als  einen 
Mann  von  einer  so  verwunderlichen  Mischung  der  entgegengesetzten 
Eigenschaften  als  Hassenpflug  selbst.^)  Vilmar  sei  voll  zarter  Emp- 
findung und  von  feiner  Beobachtung  im  Leben  wie  in  der 
Wissenschaft  und  zugleich  von  einem  kräftigen  Willen  zu  wirken 
und  alles  zu  bekämpfen,  was  ihm  verderblich  schien.  Aber  neben 
dieser  zartsinnigen  und  klaren  Denkweise  sei  eine  manchmal  ge- 
walttätige und  rohe  Behandlung  kirchlicher  und  sittlicher,  vor 
allem  politischer  Fragen  gelegen,  so  daß  er  maßvoll  denkende 
Menschen  im  Innern  empörte.  „In  seiner  mystischen  Vertiefung 
verlor  er  den  Maßstab  für  die  einfache  Ehrlichkeit,  mit  der  wir 
doch  unsere  irdischen  Pflichten  erfüllen  müssen,  und  die  Herrsch- 
sucht, die  das  Korrelat  seiner  Herrschergabe  war,  brachte  ihm 
nun  doppelt  schwere  Versuchung." 

Die  Erfolge  des  neuen  Hassenpflugschen  Regimes  sind  ja 
wohlbekannt,  es  braucht  hier  nur  an  die  wichtigsten  Daten  erinnert 
zu  werden.^)  Bereits  Ende  August  1850  hatte  Hassenpflug  Kur- 
hessen aus  der  preußischen  Union  herausgezogen,  so  daß  es  dem 
Bundestag  wieder  beitreten  konnte.  In  Hessen  selbst  löste  er 
die  Stände  auf,  die  ihm  nicht  zu  willen  waren,  konnte  aber  auch 
mit  den  neugewählten  Ständen,  die  vorwiegend  aus  Demokraten 
bestanden     und    den    uns     wohlbekannten    Marburger    Professor 


*)  Allg.  Deutsche  Biographie  a.  a.  O.  p.  719. 
^)  Vgl.  auch  zum  Folgenden:  Kaufmann,  a.  a.  O.  p.  406. 
*)  Nach  Sybel,    a.a.O.  p.  226  ff.    —    Kaufmann,    a.a.O.  p.  407  ff.    — 
Ger  Und,  a.  a.  O.  p.  66  ff.  —  Pf  äff,  a.  a.  O.  p.  87  ff. 
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Bayrhofifer  zum  Präsidenten  wählten,  nichts  erreichen.  Auch  diese 
bewilligten  nur  die  Forterhebung  der  indirekten  Steuern ,  die 
aber  bis  zur  Erledigung  der  Mißstände  deponiert  werden  sollten, 
während  die  Erhebung  der  direkten  Steuern  verboten  wurde. 
Die  weiteren  Ereignisse  sind  nur  zu  bekannt,  sie  gehen  ja  un- 
mittelbar der,  wie  sie  der  preußische  Minister  Manteufifel  genannt 
hat,  „Revolution  in  Schlafrock  und  Pantofiteln"  vorauf.  Den 
Behörden  wird  befohlen,  die  vom  Landtag  nicht  bewilligten 
Steuern  doch  zu  erheben,  die  Behörden  weigern  sich,  Hassen- 
pflug  erklärt  das  Land  in  den  Kriegszustand  und  b''nvegt  —  sein 
und  Vilmars  Meisterstück  —  den  Kurfürsten,  am  13.  September  aus 
dem  Lande  zu  fliehen.  Wippermann,  Oetker,  zuletzt  noch  Sybel 
haben  diese  denkwürdige  Flucht  eingehend  beschrieben  und  vor 
allem  dabei  der  Rolle  Vilmars  gedacht.  Dieser  soll  allein  es  bewirkt 
haben,  daß  der  Kurfürst,  der  in  Hannover  keinen  Beistand  ge- 
funden hatte  und  nach  Berlin  reisen  wollte,  doch  bewogen  wurde, 
nach  Frankfurt  a.  M.  zu  gehen,  um,  wie  Vilmar  sich  ausdrückte, 
„der  heiligen  Sache  der  Monarchie,  des  Bundes  und  des  Glaubens 
nicht  untreu  zu  werden".  Der  Widerstand  der  Behörden  in 
Hessen  sollte  durch  militärische  Gewalt  unter  dem  alten  General 
von  Haynau  gebrochen  werden,  aber  die  kurhessischen  Offiziere 
tun  nicht  mit,  sie  berufen  sich  auf  ihren  Verfassungseid  und 
bitten  um  ihre  Entlassung.  Es  folgen  die  Tage  von  Olmütz  und 
und  die  Bundesexekution.  Die  Schmach  der  Strafbayern,  der 
Einquartierungen  und  der  Bequartierungen  zur  Schikanierung 
politisch  verdächtiger  Bürger  wird  über  das  Hessenland,  namentlich 
über  Kassel,  verhängt.  Und  der  österreichische  Bundeskommissar 
herrscht  mit  bayrischen  und  österreichischen  Truppen  unumschränkt 
in  Kurhessen.  Hassenpflug  setzt  1852  seine  neue  Verfassung 
durch,  die  allerdings  mit  voller  Rechtskraft,  aber  nur  provisorisch, 
galt,  bis  dem  Bundestage  eine  Erklärung  der  Stände  darüber 
vorgelegt  sei  und  dieser  alsdann  zur  endgültigen  Beschlußfassung 
schreite.  Diesen  Bundesbeschluß  durchzuführen,  mußte  Hassen- 
pflug mit  den  beiden  Kammern ,  welche  die  neue  Verfassung 
geschaffen  hatten,  endlos  verhandeln.  Es  gelang  ihm  nicht  eine 
Einigung  herbeizuführen.  Und  1855  kam  es  auch  zum  Bruch 
mit  dem  Kurfürsten,  dem  der  störrische  Premierminister  längst 
zuwider  war.  Die  unmittelbare  Veranlassung  dazu  bot  bekanntlich 
die  Forderung  Hassenpflugs,  seinen  Freund  Vilmar  zum  General- 
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Superintendenten  der  hessischen  Kirche  zu  ernennen.  Der 
Kurfürst,  der  sich  in  seinen  landesbischöflichen  Rechten  verletzt 
fühlte  und  das  Bestreben  Vilmars,  der  hessischen  Kirche  einen 
ihr  an  sich  fremden  streng  lutherischen  Charakter  aufzudrücken, 
mißbilligte,  benutzte  die  Gelegenheit,  sich  der  beiden  gewalt- 
tätigen Männer  zu  entledigen,  von  denen  sich  sein  eigenes 
Autoritätsgefühl  längst  bedrückt  fühlte.  Vilmar  wurde  zum 
Professor  der  Theologie  in  Marburg  ernannt,  wohin  ihm  Hassen- 
pflug  nachzog.  Vilmar  hat  auch  später  noch  die  Regierung  des 
Kurfürsten  wider  die  Bestrebungen,  die  Verfassung  von  1831 
herzustellen,  unterstützt  und  auch  noch  nach  1866  den  Mittel- 
punkt der  antipreußischen  Bewegung  in  der  sogenannten 
„hessischen  Renitenz"  gespielt.  Als  er  1868  starb,  fiel  bei  seiner 
Bestattung  das  Wort:  „Heute  haben  wir  Kurhessen  begraben!"^) 
Schmählich  wie  das  Emporkommen  der  beiden  Männer  war  auch 
ihr  politisches  Ende.  Mit  Recht  sagt  Heinrich  v.  Sybel,^)  Hassen- 
pflug  und  Vilmar  seien  nicht  einem  siegenden  Wiederempor- 
kommen ihrer  Gegner  unterlegen,  nein,  die  Nemesis  sei  hier  er- 
finderischer gewesen.  „Sie  hatten  Kraft  und  Ehre  und  guten 
Ruf  daran  gesetzt,  um  die  Macht  des  Kurfürsten  und  Österreichs 
Stellung  zu  erhöhen:  wenige  Jahre  später  wurde  Hassenpflugs 
Streben  durch  Österreich  gelähmt  und  dann  beide  vom  Kurfürsten 
aus  ihren  Ämtern  geworfen.  Und  damit  die  Strafe  vollständig 
wurde,  erlebten  sie  noch  den  Sturz  der  durch  Hassenpflug  ge- 
schaffenen Landesverfassung  von  1852  und  die  Herstellung  des 
durch  ihn  gestürzten  alten  Rechts  von  1831  durch  König 
Wilhelm  von  Preußen."  Drei  Monate  später  ist  Hassenpflug 
gestorben,  am   lO.  Oktober   1862. 

Es  kann  im  einzelnen  nicht  auf  die  kurhessischen  Ereignisse 
eingegangen  werden,  das  verbietet  sich  angesichts  des  Zweckes 
der  vorliegenden  Arbeit  von  selbst.  Nur  ein  Ereignis:  die  Bundes- 
exekution und  die  Bequartierungen  der  sogenannten  Strafbayern 
sollen  kurz  erörtert  werden,  weil  wir  damit  wieder  zu  unserem 
Helden,  zu  Winkelblech,  zurückkehren. 

Bevor  das  geschehen    kann,    müssen   wir    noch    etwas    weiter 


')  Vgl.  über  seine  letzte  Rolle:  Die  Geschichte  der  hessischen  Renitenz  von 
E.  R.  Grebe,   1905,  p.  446'.,  93  ft'. 
2)  a.  a.  O.  p.  235. 
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ausholen  und  einen  Blick  auf  Winkelblechs  Berufstätigkeit 
werfen.  Damit  beantworten  wir  auch  zugleich  die  am  Eingang 
dieses  Kapitels  aufgeworfene  Frage,  wie  es  denn  gekommen  ist, 
daß  er  sich  in  dem  50  er  Jahrzehnt  so  gänzlich  von  allem  öffent- 
lichen Leben  zurückzieht  und  nur  für  sein  Werk  lebt.  Die  kurze 
Skizze  der  kurhessischen  Ereignisse,  speziell  des  zweiten  Hassen- 
pflugschen  Regimes,  zeigt  uns,  daß  unter  einer  solchen  Regierung 
und  bei  solchen  Zuständen  an  ein  Wirken  Winkelblechs  in  seiner 
engeren  Heimat  in  dem  früher  von  ihm  so  energisch  betriebenen 
radikal-demokratischen,  „ganzfreisinnigen"  Stile  überhaupt  nicht 
zu  denken  war.  In  den  Erinnerungen,  die  Eduard  Zeller  an  seinen 
Freund  Heinrich  v.  Sybel  aus  den  Jahren  1849 — 56,  also  aus  der 
gemeinsamen  Marburger  Zeit,  veröffentlicht  hat,  ^)  betont  er  mit 
Recht,  daß  für  seinen  Freund  Sybel  an  eine  politische  Tätigkeit 
in  Kurhessen  unter  dem  Hassenpflugschen  Regiment  gar  nicht  zu 
denken  gewesen  wäre,  selbst  wenn  er  sich  solche  gewünscht 
hätte.  Das  sei  für  ihn  ganz  aussichtslos  gewesen.  Denn  wie  in 
ganz  Deutschland,  so  stand  es  vor  allem  in  Kurhessen  damals  so, 
daß  ein  jeder  froh  sein  konnte,  „der  nicht  gezwungen  war,  seine 
Zeit  und  Kraft  an  den  ergebnis-  und  aussichtslosen  Kampf  mit 
einer  Gewalt  zu  verschwenden,  von  deren  bleiernem  Druck  man 
nur  durch  einen  Umschwung  der  allgemeinen  Verhältnisse  befreit 
werden  konnte".  Und  darum,  so  meint  Zeller,  habe  sich  auch 
Sybel  darauf  beschränken  müssen,  seine  wissenschaftliche  Über- 
zeugung tapfer  zu  vertreten,  im  übrigen  aber  den  Ereignissen 
selbst  nur  zuzusehen.  Wenn  diese  Bemerkungen  Zellers  schon 
für  Sybel  passen,  den  wir  im  i.  Bande  in  leidenschaftUcher  Tätig- 
keit auf  dem  Landtage  1848 — 49  als  einen  überzeugten  Anhänger 
der  monarchisch  konstitutionellen  Idee  kennen  lernten,  so  können 
sie  natürlich  noch  viel  mehr  Geltung  beanspruchen  für  unseren 
Winkelblech,  der  sich  selbst  zur  radikal-demokratischen,  ganzfrei- 
sinnigen, republikanischen  Partei  zählte,  und  der  seiner  ganzen 
Veranlagung  nach  weit  subjektiver  und  leidenschaftlicher,  aber 
wohl  auch  warmherziger  als  Sybel,  noch  viel  weniger  als  jener 
kluge  Mann  aus  seinen  Überzeugungen  je  ein  Hehl  gemacht 
hatte.      Sybel,   dem    von    den    Demokraten    des    tollen    Jahres    in 


')  Vgl.   Heinrich    v.  Sybel,    a.a.O.,    vor    allem    die    biographische    Ein- 
leitung p.  77  ff. 
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Marburg  die  Fenster  eingeworfen  wurden,  ^)  galt  damals  bei  Hofe 
als  Jakobiner  und  gehörte  doch  politisch  zu  den  Liberalkonsti- 
tutionellen a  la  Henkel,  Oetker,  Schwarzenberg  usw.,  deren  be- 
sonnener Mäßigung  das  Kurfürstentum  seine  Existenz  während 
der  Stürme  der  Revolution  zu  verdanken  hatte.  In  jener  Zeit, 
in  der  ein  Sybel  zum  Schweigen  verdammt  war,  in  der  ein  Oetker 
verbannt  im  Auslande  weilte,  ein  Gräfe  zu  Festung  verurteilt  wurde 
und  später  auswanderte,  in  einer  solchen  Zeit  konnte  ein  über- 
zeugter Demokrat  wie  Winkelblech  nicht  wirken,  es  sei  denn, 
daß  er  sich  mit  unfruchtbarer  Tollkühnheit  selbst  dem  Verderben 
preisgeben  wollte.  So  dürfte  seine  politische  Resignation  während 
der  50er  Jahre  durchaus  gerechtfertigt  sein. 

Wir  wissen  aber,  daß  sein  Schweigen  und  die  Rolle  des 
stummen  Zuschauers,  zu  der  er  sich  selbst  verdammte,  nicht  erst 
im  Jahre  1850  mit  dem  Sturze  des  Ministeriums  Eberhard  und 
der  Rückkehr  Hassenpflugs  beginnt,  sondern  weiter  zurückreicht 
bis  in  die  Mitte  des  Jahres  1849,  bis  zu  den  ersten  Wahlen,  die 
nach  dem  neuen  W^ahlgesetz  vollzogen  wurden.  Und  ebenso 
werden  wir  später  sehen,  daß  Winkelblech  auch  in  seinen  letzten 
Lebensjahren,  nachdem  er  eine  schwere  Krankheit  überstanden 
hatte  und  in  Kurhessen  mit  Preußens  Hilfe  die  Verfassung  von 
183 1  wiederhergestellt  war,  es  dennoch  vorzog,  in  der  passiven 
Rolle  eines  Zuschauers  den  Vorgängen  auf  der  W^eltbühne  bei- 
zuwohnen. Der  Grund  für  sein  Schweigen  muß  darum  tiefer 
liegen,  und  wir  können,  so  glaube  ich,  ihn  zwanglos  in  der  ver- 
bitterten Überzeugung  Winkelblechs  suchen,  daß  die  Aussichten 
seines  Föderalismus  verschwindend  gering  waren,  daß  seine  Rolle, 
vermittels  des  lebendigen  Wortes  auf  seine  Zeitgenossen  einzu- 
wirken und  sie  im  Sinne  seiner  neuen  Gesellschaftsordnung  zu 
beeinflusS'.n,  von  ihm  selbst  als  verspielt  angesehen  wurde.  Er- 
innern wir  uns  flüchtig  des  Geschehenen.  Die  Handwerker- 
bewegung des  tollen  Jahres,  an  der  Winkelblech  einen  so  leb- 
haften Anteil  genommen  hatte,  ist  im  wesentlichen  unfruchtbar 
verlaufen.  Sie  scheiterte  einmal  an  der  Gleichgültigkeit  der 
Frankfurter  Nationalversammlung  rein  wirtschaftlichen  Problemen 
gegenüber  und  sodann  an  dem  Umstände,  daß  damals  schon  in 
Deutchland  der  Liberalismus  die  Wirtschaftsdoktrin  der  herrschenden 


^)  Sybel,  a.  a.  C.  p.  74. 
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intellektuellen  Kreise  zu  werden  begann.  Darum  konnte  an  maß- 
gebender Stelle  die  Begeisterung  für  eine  rückschrittliche  Rege- 
lung der  Gewerbe  Verhältnisse,  wie  sie  die  Meister  und  mit  ihnen 
Winkelblech  forderten,  nur  recht  gering  sein.  Nicht  besser  er- 
ging es  ihm  mit  seiner  Teilnahme  an  der  süddeutschen  Arbeiter- 
bewegung. Der  Januar  1849,  speziell  der  Heidelberger  Distrikts- 
kongreß, hatten  ihm  die  engen  Grenzen  seiner  Einflußsphäre 
gezeigt  Er  selbst  hatte  in  seiner  Disputation  mit  Stephan  Born 
resigniert  zugeben  müssen,  daß  sein  Föderalismus  allerdings  erst 
in  einer  späteren  Zukunft  zu  verwirklichen  sei,  ein  Eingeständnis, 
das  viel  wehmütiger  und  resignierter  klingt,  als  seine  früheren 
Reden  in  den  Kasseler  und  Frankfurter  Versammlungen,  auf  denen 
er  wie  so  viele  Propheten  einer  neuen  Wirtschaftsordnung  vor 
ihm  und  nach  ihm  das  Ziel  der  Zukunft  als  ziemlich  nahe  bevor- 
stehend charakterisierte.  Also  auf  den  beiden  Gebieten,  wo  es 
Winkelblech  vergönnt  war,  wenn  auch  nur  für  eine  kurze  Spanne 
Zeit,  die  Rolle  eines  Führers  und  einflußreichen  Agitators  zu 
spielen,  war  diese  um  die  Mitte  des  Jahres  1849  bereits  im  wesent- 
lichen beendigt.  Andererseits  hatten  ihn  die  Verhandlungen  des 
kurhessischen  Landtages,  die  wir  im  i.  Bande  eingehend  ge- 
schildert haben,  erkennen  lassen,  daß  auch  das  kleinstaatliche 
Parlament,  namentlich  das  kurhessische  mit  seinen  ewigen  Ver- 
fassungsstreitigkeiten, nicht  der  richtige  Boden  für  ihn  war.  Wir 
erinnern  uns  des  spöttischen  ^^"ortes  Winkelblechs  von  den 
„konstitutionellen  Gemütsergötzlichkeiten",  das  einen  Sybel  so 
empörte,  wir  erinnern  uns  seiner  höhnischen  Angriffe  auf  das 
Frankfurter  Professoren-  und  Beamtenparlament  und  rufen  uns 
die  von  einer  glühenden  Begeisterung  zeugenden  Reden  ins  Ge- 
dächtnis zurück,  in  denen  er,  manchmal  nicht  ohne  Erfolg,  seine 
im  wesentlichen  verfassungspolitisch  interessierten  Landtagskollegen 
von  der  Notwendigkeit  einer  sozialen  und  nicht  rein  politischen 
Reform  großen  Stils  zu  überzeugen  suchte.  Wenn  man  nachdenk- 
lich die  Protokolle  jener  Landtagssitzungen  durchblättert,  tritt  es 
eindringlich  vor  Augen,  daß  der  ganze  Mann  mit  seinen  kühnen 
Ideen  einer  Ablösung  der  liberalen  Wirtschaftsform  durch  eine 
föderale  und  seiner  Betonung  der  Abhängigkeit  der  politischen 
Reform  von  der  sozialen  eigentlich  in  seine  Umgebung  nicht 
hineinpaßte.  Denn  jene  Männer,  die  in  Gemeinschaft  mit  dem 
aus   ihren  Reihen    gewählten    Ministerium    Eberhard-Wippermann 
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mit  besonderer  Mäßigung  die  Geschicke  des  Kurfürstentums 
lenkten,  waren  zufrieden ,  wenn  sie  zwischen  der  Scylla  des 
launischen  und  eigenwilligen  Autokraten  und  der  Charybdis 
eines  uferlosen,  wüsten,  radikalen  Demagogentums  zu  vermitteln 
vermochten  und  streng  verfassungsgemäß  auf  Grundlage  der  Ver- 
fassung von  1831  regierten.  Ausführungen  wie  die  VVinkelblechs 
mußten  auf  diese  Leute  mehr  oder  minder  wie  rein  akademische, 
wegen  ihrer  Form  und  ihres  Ideenreichtums  gewiß  anziehende 
Disputationen  wirken,  die  aber  vielfach  nur  zu  geeignet  waren, 
den  ordnungsgemäßen  Verlauf  der  parlamentarischen  Diskussion 
zu  hemmen.  So  fühlte  Winkelblech  bald  selbst  heraus,  daß  ihm 
auch  im  Parlamente  keine  großen  Erfolge  würden  beschieden 
sein,  zumal  damals  noch  die  liberale  Partei  überwog,  die  ja  freilich 
1850,  als  Hassenpflug  den  Landtag  auflöste,  zeitweilig  von  den 
Demokraten,  die  als  ihren  Präsidenten  Bayrhofifer  vorschlagen 
konnten,  abgelöst  wurde. 

Resigniert  zieht  sich  Winkelblech  im  Jahre  1849  von  allen 
öftentlichen  Geschäften  zurück.  Das  eben  bekundet  der  öfters 
zitierte  Brief  P'rau  Emmas  an  ihren  Vater,  der  dessen  Glück- 
wünsche ablehnt.  Es  heißt  dort,  Winkeiblech  wolle  sich  ganz 
seinen  Vorlesungen  und  seinem  Werke  widmen.  Wir  dürfen  das 
wohl  einschränken :  Winkelblech  wollte  sich  in  erster  Linie  seinem 
großen  Werke  widmen,  der  Ausarbeitung  seiner  „Organisation 
der  Arbeit".  Da  das  erste  Mittel  des  Wirtschaftsreformers,  durch 
das  Wort  zu  wirken,  ihm  abgeschnitten  war,  versuchte  er  es  mit 
der  Schrift.  Seine  Vorlesungstätigkeit  am  Polytechnikum  dünkte 
ihn  viel  geringwertiger;  wir  wissen  es  längst,  sie  ist  ihm _  nie  recht 
ans  Herz  gewachsen  gewesen,  wenn  er  auch  als  pflichttreuer 
Mann  sie  gewiß  eifrig  und  durch  die  wackere  Unterstützung 
seines  Freundes  Touton  auch  wirkungsvoll  betrieben  haben  mag. 
Zum  Schweigen  im  politischen  Kampfe  konnte  ihn  nur  die 
innigste  Überzeugung  bewegen,  daß  er  mit  seiner  agitatorischen 
Propaganda  keinen  Erfolg  haben  werde,  und  daß  Männer  wie  er 
nur  dazu  berufen  sein  konnten,  literarisch  auf  dem  Felde  der 
Wissenschaft  zu  wirken.  Wir  sehen  somit,  nicht  allein  die  all- 
gemeine Reaktion  in  Deutschland  und  Kurhessen,  sondern  vor 
allem  ein  innerer  psychologischer  Prozeß  ist  es  gewesen,  der 
Winkelblech  zum  nationalökonomischen  Schriftsteller  großen  Stils 
und     bedeutender    Eigenart     gemacht    hat.      Die     ruhige    Muße 
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der  50  er  Jahre  ist  dem  großen  Werke  jedenfalls  zugute  ge- 
kommen. In  diesem  Jahrzehnt  hat  es  Winkelblech  verstanden, 
im  wesentlichen  wenigstens  den  Gedankengang  seines  Werkes 
abzuschließen,  wenn  es  ihm  auch  nicht  vergönnt  war,  infolge 
seines  Gesundheitszustandes  und  infolge  trüber  buchhändlerischer 
Erfahrungen,  den  Abschluß  zu  erreichen.  Wie  er  in  dieser  Zeit 
als  Gelehrter  und  P'orscher  gewirkt  hat,  wie  er  unter  zähen 
Kämpfen  mit  seiner  reizbaren  Natur,  seinem  durch  die  Auf- 
regungen der  Jahre  1848 — 49  geschwächten  Körper  und  seinem 
Hang  zur  Einsamkeit  und  zum  schwermütigen  Grübeln  das  Werk 
bewältigte,  müssen  wir  dem  Leser  noch  eingehender  zu  erklären 
suchen.  Wir  tun  aber  gut,  einstweilen  diese  nicht  ganz  leichte 
Aufgabe  noch  etwas  zu  verschieben,  um  erst  einmal  dem  äußeren 
Lebenslauf  unseres  Helden  in  dieser  Epoche  der  Reaktion  ein 
paar  Worte  zu  widmen  und  somit  sein  Schicksal  mit  dem  seines 
Volkes  und  den  allgemeinen  Ereignissen  der  Zeit  zu  verknüpfen. 

Auch  hier  sei  ein  Wort  über  seine  Berufstätigkeit  vor- 
ausgeschickt. Wenn  wir  auch  früher  dokumentarisch  festlegen 
konnten,  daß  seit  der  unfreiwilligen  Versetzung  Winkelblechs  von 
Marburg  nach  Kassel  im  Jahre  1839  sein  Eifer  als  naturwissen- 
schaftlicher Dozent  erloschen  war,  so  sind  wir  es  doch  dem  Cha- 
rakter des  gewissenhaften,  ja  fast  pedantischen  Mannes  schuldig, 
auch  hier  zu  betonen  (und  wir  können  das  mit  den  offiziellen 
Berichten  seines  Direktors  an  die  Kultusabteilung  des  Ministeriums 
des  Innern  belegen),  daß  er  in  vollem  Umfange  seine  Pflichten 
als  Lehrer  an  der  höheren  Gewerbeschule  erfüllt  hat.  Was  diese 
Anstalt  selbst  angeht,  deren  Geschichte  wir  früher  aktenmäßig 
dargestellt  haben,  da  sie  uns  interessant  dünkte  für  den  Ent- 
wicklungsprozeß der  modernen  technischen  Schulen  überhaupt, 
so  gebe  ich  zunächst  wieder  eine  kurze  statistische  Übersicht  ^) 
über  den  Besuch  der  Anstalt. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1849,  um  das  hier  nachzutragen,  be- 
suchten die  höhere  Gewerbeschule  112  Schüler,  von  welchen  24 
der  ersten,  42  der  zweiten  und  46  der  dritten  Klasse  angehörten. 
Zu  Anfang  des  Schuljahres  1850  wurde  die  Anstalt  von  80  Schülern 
besucht,  von  denen  26  am  Unterricht  in  der  höheren,  54  am 
Unterricht  in  der  unteren  Abteilune  teilnahmen.     Zu  Anfang  des 


^)  Nach   den  Programmen  der  höheren  Gewerbeschule. 


Die  Reaktion  in  Kurhessen, 


331 


Schuljahres  185 1  besuchten  die  höhere  Gewerbeschule  57  Schüler, 
von  welchen  23  den  ersten,  20  den  zweiten  Kursus  besuchten, 
und  drei  die  Spezialschule  für  die  Architektur  und  einer  die  für 
die  Bergbauwissenschaft  besuchte.  Zu  Anfang  des  Schuljahres 
1852  war  sie  von  'j'j  Schülern  besucht,  von  denen  15  der  ersten, 
14  der  zweiten,  21  der  dritten  und  2"  der  vierten  Klasse  an- 
gehörten. Schon  aus  dieser  neuen  Klasseneinteilung  erkennt  der 
Leser,  daß  sich  die  Organisation  des  Kasseler  Technikums  seit 
dem  Jahre  1848  geändert  hat,  und  das  ist  in  der  Tat  der  Fall 
gewesen.  In  dem  Programm  der  höheren  Gewerbeschule  von 
Michaelis  1850—51^)  erwähnt  der  Direktor  Dr.  Hehl  ausdrücklich, 
daß  mit  dem  Jahre  1848,  mit  dem  eine  neue  Bewegung  in  dem 
gesamten  Staatsleben  eingetreten  sei,  auch  eine  neue  Epoche  für 
die  höhere  Gewerbeschule  begonnen  habe.  Das  Lehrerkollegium 
habe  damals  der  Regierung  zwei  verschiedene  Vorschläge  zu 
einer  Reorganisation  eingereicht;  es  wurde  eine  Kommission  von 
Technikern  eingesetzt,  um  die  Richtung  der  notwendigen  Re- 
formen dem  Ministerium  zu  bezeichnen.  Mit  dem  Jahreskursus 
1849/50  wurde  bereits  der  Anfang  mit  der  Verwirklichung  der- 
selben gemacht,  indem  die  bisherige  dritte  Klasse  zunächst  als 
überflüssig  und  dem  eigentlichen  Zwecke  der  Anstalt  nicht  ent- 
sprechend aufgehoben  und  eine  Milderung  des  bis  dahin  be- 
standenen Gesamtklassensystems  angeordnet  wurde,  um  die  Ein- 
führung eines  Fachklassensystems  vorzubereiten.  Zugleich  wurden 
die  Unterrichtsfächer  vermehrt,  um  den  Schülern  eine  höhere 
Ausbildung  namentlich  für  den  Kaufmannsstand  zu  garantieren, 
und  zwar  um  den  Unterricht  in  Handelsgeschichte,  Staatsöko- 
nomie, Geschichte  usw.  Zu  dem  Zwecke  wurde  der  Marburger 
Privatdozent  Dr.  Knies  mit  dem  Unterricht  in  Geschichte  und 
Statistik  dsw\  betraut.  Die  Leitung  der  Anstalt  wurde  dem 
Dr.  Hehl  als  Direktor  übergeben,  nachdem  sein  Vorgänger, 
Dr.  Philippi,  wie  wir  später  sehen  werden,  es  vorgezogen  hatte, 
infolge  der  Schmach  des  Hassenpflugschen  Regimes  und  der 
Strafexekutionen  sein  Heimatland  zu  verlassen  und  nach  Chile  aus- 
zuwandern. Endlich  suchte  man  bei  der  Reorganisation  der 
Schule  zu  bewirken,  daß  nicht  bloß  die  allgemeine,  sondern  auch 
die  spezielle  Vorbereitung  für  das  einzelne  Fach  vollständiger  als 


')  Kassel.     Gedruckt  in  der  Hof-  und  Waisenhausbuchdruckerei,  p.  9  ff. 
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bisher  erzielt  wurde.  Man  hoffte  das  durch  die  Schöpfung  eines 
neuen  dritten  Jahreskursus  oder  einer  höchsten  ersten  Klasse,  zu 
der  neue  Lehrkräfte  zugezogen  wurden,  erreichen  zu  können. 

Was  nun  speziell  den  Unterricht  unseres  Winkelblech  am 
Technikum  angeht,  so  oblag  ihm  die  Unterrichtserteilung  in  der 
Chemie,  und  zwar  in  der  theoretischen  Chemie,  der  chemischen 
Technologie  und  der  praktischen  Chemie.  17  Stunden  wöchent- 
lich hatte  er  zu  geben,  und  diese  verteilten  sich  so,  daß  5  Stunden 
auf  die  Theoretische  Chemie,  3  Stunden  auf  die  Chemische  Techno- 
logie und  9  Stunden  auf  die  Praktische  Chemie  entfielen.^) 


')  Nach  dem  Programm  der  höheren  Gewerbschule  in  Kassel  zu  Michaelis 
1S51.  Von  Dr.  J.  Hehl,  Direktor  dieser  Anstalt.  Inhalt:  Darstellung  und  Er- 
klärung der  inneren  Einrichtung  der  höheren  Gewerbschule.  Kassel.  Gedruckt 
in  der  Hof-  und  Waisenhausbuchdruckerei.  Nach  diesem  Programm  (p.  76 — 82) 
lag  dem  Unterricht  Winkelblechs  folgender  Lehrplan  zugrunde : 

I.  Theoretische  Chemie  (5  Stunden  wöchentlich). 

Bei  Entwicklung  der  theoretischen  Chemie  werden  alle  für  die  Technik 
wichtigen  Teile  mit  besonderer  Ausführlichkeit  behandelt  und  die  Vorträge  durch 
Anstellung  zahlreicher  Versuche  erläutert. 

Einleitung.  Begriffsbestimmung  der  Chemie.  Stellung  der  Chemie  im 
Systeme  der  Naturwissenschaften.  Einteilung  der  Chemie.  Verwandtschaftslehre. 
Verbrennungstheorie.  Klassifikation  der  Grundstoffe  und  ihrer  Verbindungen.  Be- 
griffsbestimmung von  Metallen  und  Nichtmetallen,  von  Verbindungen  erster,  zweiter 
und  dritter  Ordnung,  von  Säuren,  Basen,  Salzen  usw.  Nomenklatur.  Chemische 
Formeln.  Grundzüge  der  Stöchiometrie,  verbunden  mit  Übungen  in  stöchiom.e- 
trischen  Rechnungen.  Begriffsbestimmungen  von  AUotropie,  Isomerie,  Polymerie, 
Amorphie,  Dimorphie,  Isomorphie.  Chemische  Operationen  auf  trocknem  und 
nassem  Wege,  als  Schmelzen ,  Sublimieren ,  Digerieren ,  Destillieren ,  Filtrieren, 
Auswaschen,  Trocknen  usw. 

A.   Anorganische  Chemie. 

1.  Nichtmetalle.  Sauerstoff  (Verbrennungen,  Sauerstoffgebläse);  — 
Schwefel  (Stangenschwefel,  Schwefelblüte,  englisches  und  deutsches  Vitriolöl, 
schweflige  Säure);  —  Selen;  Tellur;  Fluor;  Chlor  (Chlorbleiche,  Chlorräuche- 
rungen) ;  • —  Brom  ;  Jod  ;  Cyan  ;  Stickstoff  (atmosphärische  Luft,  Salpetersäure) ;  — 
Wasserstoff  (Zündmaschine,  Knallgas,  Knallgasgebläse,  Wasser,  Schwefelwasser- 
stoff, Flußsäure,  Salzsäure,  Blausäure);  —  Kohlenstoff  (Diamant,  Graphit,  Tierkohie, 
Pflanzenkohle,  natürliche  Kohlen,  Kohlenoxyd,  Kohlensäure,  Leuchtgas,  Gruben- 
gas, Sicherheitslampe) ;  —  Kiesel  (Kieselerde) ;  —  Bor  (Borsäure) ;  —  Phosphor 
(Phosphorsäure,  PhosphorwasserstoüQ. 

2.  Metalle.  Kalium  (Ätzkali,  chlorsaures  Kali,  Salpeter,  Schießpulver, 
Knallpulver,  Kleesalz,  Wasserglas);  Natrium  (Natron,  Soda,  Kochsalz,  Borax,  Glauber- 
salz, Glas);  Lithium;   Ammonium  (Ammoniak,  Salmiakgeist,  Araid,   Salmiak,  Phos- 
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Neben  der  Beschäftigung  an  der  höheren  Gewerbeschule  geht 
nun    die  Arbeit   an    seinem  Werke    einher.     Wie  wir   aus  Briefen 


phorsalz,  Hirschhornsalz);  —  Kalzium  (Kalkerde,  Chlorkalzium,  Flußspat,  Gips, 
Chlorkalk,  Mörtel);  —  Magnesium  (Bittererde,  Magnesia,  Bittersalz);  Aluminium 
(Tonerde,  Ton,  Alaun,  Tonwaren,  Ultramarin);  —  Eisen  (Roheisen,  Stabeisen, 
Stahl,  Englischrot,  Blutlaugensalz,  Eisenvitriol,  Berlinerblau) ;  —  Nickel ;  Kobalt 
(Smalte,  Leydnerblau) ;  —  Mangan  (Braunstein,  mineralisches  Chamäleon) ;  —  Zink 
(Zinkblumen,  Zinkvitriol) ; —  Cadmium ;  Zinn  (Zinnasche,  Musivgold,  Zinnsalz);  — 
Uran ;  Blei  (Bleiglätte,  Mennige,  Bleiweiß,  Bleiglas) ;  —  Wismut  (Perlweiß) ;  — 
Kupfer  (Kupferasche,  Kupfervitriol,  Messing,  Bronze,  Neusilber) ;  —  Quecksilber 
(Zinnober,  Amalgame);  —  Silber  (Hornsilber,  Höllenstein,  Knallsilber,  Legierungen); 
—  Platin  (Plalinsalmiak,  Platinschwamm);  —  Palladium;  Iridium;  Gold  (Gold- 
purpur, Knallgold,  Legierungen);  Wolfram;  Molybdän;  Chrom  (Chromgrün,  Chrom- 
salz, Chromgelb,  Chromrot);  —  Titom ;  Antimon  (Goldschwefel,  Kermes ,  Anti- 
monbutter, Legierungen) ;  —  Arsen  (Arsenik,   Operment,  Realgar,  Legierungen). 

B.    Organische  Chemie. 

I.  Pflanzensto  f  f  e:  Säuren  (Weinsäure,  Weinstein,  Brechweinstein,  Trauben- 
säure, Zitronensäure,  Apfelsäure,  Bernsteinsäure,  Benzonsäure) ;  Basen  (Morphin,  Narko- 
tin,  Chinin,  Cinchonin,  Strychnin,  Emotin,  Daturin,  Nikotin,  Koffein);  —  Neutrale 
Stoffe  (Zellulose,  Stärke,  Gummi,  Pflanzenschleim,  Zucker,  Monnit,  Pektin,  Fette, 
ätherische  Öle,  Harze,  Proteinsfoffe,  Amygdalin,  schwefelhaltige  Öle,  Salizin,  Indigo, 
Chlorophyll,  Flechtenstoffe,  Asparagin,  Gerbsäuren) ;  —  Produkte  der  Gärung  (Wein- 
geist, Äthyl,  Äther,  Azetyl ,  Essigsäure,  Essig,  Bleizucker,  Grünspan,  Formyl, 
Ameisensäure) ;  —  Produkte  der  trocknen  Destillation  (Holzessig ,  Teer,  Holz- 
geiFt,  Kreosot,  Paraffin,  Naphthalin). 

2.  Tierstoffe.  Blut  (Albumin,  Fibrin);  —  Magensaft;  Speichel;  Galle; 
Exkremente;  Harn  (Harnstoff,  Harnsäure);  —  Muskeln  (Kreatin);  —  Knochen 
(Knochenerde,  Knorpeln);  —  Leimgebende  Gewebe:  Fettarten;  Milch  (Butter, 
Kasein,  Milchzucker,  Milchsäure). 

2.    Chemische  Technologie    (3  Stunden  wöchentlich). 

Bei  dem  Vortrage  der  chemischen  Technologie  wird  die  Kenntnis  der  theo- 
retischen Chemie  vorausgesetzt. 

A.  Anorganische  Chemie. 
Schwefel  (Reinigung  des  gediegenen  Schwefels,  Gewinnung  aus  Schwefel- 
kies, Schwefelblüte,  Stangenschwefel,  Schwefelabgüsse ,  englische  Schwefelsäure, 
rauchende  Schwefelsäure ,  Bleichen  durch  schweflige  Säure) ;  —  Fluor  (Flußsäure, 
Glasätzen) ;  Chlor  (Salzsäure) ;  Brom ;  Jod ;  Stickstoff  (rauchende  Salpetersäure, 
Scheidewasser,  Königswasser) ;  Wasserstoff  (Luftschiffahrt,  Apparat  zum  Löten,  hartes 
und  weiches  Wasser,  Kesselstein,  Reinigung  des  Wassers) ;  Kohlenstoff  (Kohlensäure, 
Bereitung  künstlicher  Mineralwasser) ;  —  Phosphor  (Streichfeuerzeug) ;  —  Kalium, 
Pflanzenaschen,  Gewinnung  und  Reinigung  der  Pottasche,  Ätzlauge,  Alkalimetrie, 
Gewinnung,     Reinigung    und    Prüfung     des    Salpeters,    Gewinnung    und    Analyse 
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von   Frau  Emma    und    aus    ihren    späteren   Mitteilungen    an    den 
Direktor  der  Illcnauer  Heilanstalt,  an  ihren  Vater,  an  den  Freund 


des  Schießpulvers.  Pulverprobe,  Feuerwerkerei);  —  Natrium  (Glaubersalz,  Soda 
aus  Seepflanzen,  künstliche  Soda,  Gewinnung  des  Kochsalzes  aus  Meerwasser, 
Steinsalz,  Salzsolen,  Reinigung  des  natürlichen  und  Gewinnung  des  künstlichen 
Borax,  Glas,  Eigenschaften ,  Zusammensetzung  und  Gewinnung  der  verschie- 
denen Glasarten,  Wasserglas,  Email,  gefärbtes  Glas,  Glasmalerei) ;  • —  Am- 
monium (Salmiak,  kohlensaures  Ammoniak,  Tierkohle] ;  —  Kalzium  (Kalkbrennen, 
Prüfung  der  Kalksteine,  Bereitung  des  Luft-  und  Wassermörtels,  Gipsbrennen, 
Gipsabgüsse,  Gipsmarmor,  Gewinnung  und  Prüfung  des  Chlorkalks);  —  Magne- 
sium (Bittersalz);  —  Aluminium  (Kalialaun,  Amoniakalaun,  schwefelsaure  Tonerde, 
Tonwaren,  als:  Porzellan,  Steinzeug,  Fayence,  Töpferzeug,  Backsteine,  Schmelz- 
tiegel) ;  —  Eisen  (Probieren  der  Eisenerze,  Gewinnung  des  Roheisens,  Eisenguß, 
Frischprozeß,  Stabeisen,  Eisenblech,  Rohstahl,  Zementstahl,  grüner  Vitriol,  Blut- 
laugensalz, Berlinerblau);  —  Nickel;  Kobalt  (Gewinnung  der  Smalte) ;  —  Mangan 
(Braunsteinprobe);  —  Zink  (Gewinnung  des  Zinks,  Zinkguß,  Zinkweiß,  weißer 
Vitriol);  —  Cadmium ;  Zinn  (Gewinnung  des  Zinns,  Staniol,  Verzinnung,  Weiß- 
blech); —  Blei  (Gewinnung  des  Bleis,  Weichblei,  Hartblei,  Bleischrot,  Schnelllot, 
Bleiglätte,  Massikot,  Mennige,  Kasselergelb,  Bleiweiß) ;  —  Wismut  (Gewinnung  des 
Wismuts,  Legierungen) ;  —  Kupfer  (Probieren  der  Kupfererze,  Schwarzkupfer,  Gar- 
kupfer, Verkupfern,  Galvanoplastik,  Messing,  Tombak,  Schlagloth,  Glockenspeise, 
Kanonengut,  Neusilber,  blauer  Vitriol,  Bergblau,  Berggrün,  Braunschweigergrün, 
Schweinfurtergrün ,  Grünspan) ;  —  Quecksilber  (Gewinnung  des  Quecksilbers, 
Spiegelbelegung,  unechte  Versilberung,  Zinnober);  —  Silter  (Probieren  der  Silber- 
erze, Gewinnung  des  Silbers,  Versilberung,  Plattieren,  Münzwesen,  Probieren  auf 
nassem  und  trockenem  Wege,  Lichtbilder);  Platin;  Palladium;  Gold  (Gewinnung 
des  Goldes,  Goldlegierungen ,  Goldprobe ,  gefärbtes  Gold,  Vergoldung,  Gold- 
purpur) ;  —  Chrom  (Chromgrün,  Chromsalz,  Chromgelb ;  —  Antimon  (Gewinnung 
des  Antimons,  Legierungen ;  —  Arsen  (weißer  Arsenik,  Ermittlung  des  Arseniks 
bei  Vergiftungen). 

B.    Organische  Chemie. 

Chemische  Prinzipien  der  Landwirtschaft  (Ernährung  der  Pflanzen  und  Tiere, 
Bodenarten,  Dünger);  —  Brennmaterialen  (Holz,  Torf,  Braunkohle,  Steinkohle, 
Anthracit,  Holzkohle,  Rotkohle,  Koks,  Teer,  Ruß,  Leistung  und  Wert  der  Brenn- 
stoffe) ;  —  Heizung  (Kamine ,  Öfen ,  Luft-,  Wasser-,  Dampfheizung) ;  —  Fette 
(Talg ,  Schmalz ,  Leinöl ,  Baumöl,  Palmöl ,  Tran ,  Wachs ,  Reinigen  des  Öls, 
Bleichen  des  Wachses) ;  —  Beleuchtung  (Talgkerzen,  Wachskerzen,  Stearinkerzen, 
Öllampen,  als:  Astrallampe,  Sinumbrallampe,  Pumplampe,  Dampflampe,  Kamphin- 
lampe, Gasbeleuchtung,  Steinkohlengas,  Olgas,  Harzgas,  Reinigung  des  Gases, 
Gasuhr,  Gasbrenner,  Leistung  und  Wert  der  Beleuchtungstoffe) ;  —  Seifensiederei 
(Rohstoffe,  Theorie  der  Seifenbildung,  Baumölseifen,  Talgseifen,  Kokosnußölseife, 
Schmierseife,  durchsichtige  Seife,  Schaumseife) ;  —  Harze  (Fichtenharz,  Terpentin, 
Gummilack,  Kopal,  Bernstein,  Kautschuk) ;  —  Firnißbereitung  (Ölfirniß,  Kopalfirniß, 
Bernsteinfirniß,    Schellackfirnißj ;    Stärke  (Kartoffelstärke,   Getreidestärke,  Sago) ;  — 
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des  Hauses  Dr.  Wallach  und  aus  dem  ausführlichen  Krankheits- 
berichte des  Hausarztes  an  den  genannten  Direktor  entnehmen 
können,  hat  Winkelblech  zweifellos  seine  ganze  Mußezeit  der 
Ausarbeitung  seines  großen  Werkes  gewidmet,  und  der  Muße- 
stunden waren  trotz  seiner  siebzehnstündigen  Tätigkeit  an  der  Ge- 
werbeschule nicht  w^enige,  da  ihm  ja  die  Vorbereitung  des  Unter- 
richts und  die  Ausführung  der  Experimente  durch  seinen  getreuen 
Touton  abgenommen  wurden.  Aber  einstweilen  sollte  es  ihm 
noch  nicht  vergönnt  sein,  ohne  Abhaltung  durch  die  Dinge  der 
Außenwelt  sich  seinem  Studium  rückhaltlos  hinzugeben.  Es 
stand  ihm  noch  eine  Prüfung  eigener  Art  bevor,  die  den  empfind- 
samen und  reizbar  nervösen  Mann,  dessen  Gesundheit,  wie  wir 
wissen,  bereits  1848  den  ersten  Stoß  erlitten  hatte,  zweifellos  tief 
erschüttert  und  nachteilig  beeinflußt  haben  muß. 

Die  Rolle  des  Demokraten  und  Republikaners,  die  er  1848/49 
unter  dem  Märzministerium  gespielt  hatte,  sollte  er  jetzt  büßen. 
Obwohl  er  nie  im  Stile  eines  Kellner  oder  eines  Heise  offen  den 


Stärkegummi ;  Zucker  (Gewinnung  des  Krümelzuckers  aus  Trauben,  Stärke,  Honig, 
Gewinnung  des  Rohzuckers  aus  Zuckerrohr,  Runkelrüben,  Zuckerahorn,  Raffinerie, 
Kandis,  Hutzucker,  Sirup) ;  —  Bierbrauerei  (Malzen,  Würzemachen,  Gären,  Be- 
schaffenheit der  Biere,  Bierprobe,  Gewinnung  der  Bierhefe) ;  —  Bäckerei  (Mehl, 
Anmachen  des  Teigs,  Gehen  des  Teigs,  Backen,  Beschaffenheit  des  Brotes) ;  — 
Wein  (Traubenwein,  Obstwein,  Most,  Gärung,  moussierende  Weine,  Branntwein- 
brennerei, Getreidebranntwein,  Kartoffelbranntwein,  Franzbranntwein,  Rum,  Arrak, 
Entfuselung  des  Branntweins,  Spiritusbereitung,  Liköre) ;  —  Essigsiederei  (älteres 
Verfahren ,  Schnellessigfabrikation ,  Essigprobe ,  Reinigung  des  Holzessigs) ;  — 
Bleicherei  (Rasenbleiche,  Chlorbleiche,  Bleichen  der  Baumwolle,  der  Leinwand, 
der  Wolle,  der  Seide,  des  Papiers) ;  Färberei  (Farbstoffe,  Beizen,  Färben  der  Wolle, 
Seide,  Baumwolle,  Ltlnwand,  Zeugdruckerei,  Lackfarben);  —  Gerberei  (Lohgerberei 
Weißgerberei,  Sämischgerberei,  Pergamentfabrikation) ;  —  Leimsiederei ;  —  Fleisch 
(chemische  Zusammensetzung,  Aufbewahrung,  Zubereitung) ;  Milch  (Zusammensetzung, 
Butter,  Käse,  Molken,  Milchzucker,  Milchprobe). 

3.  Praktische  Chemie  (9  Stunden  wöchentlich). 
Darstellung  der  Reagentien  sowie  anderer  besonders  wichtiger  chemischer 
Präparate.  —  Qualitative  und  quantitative  Analysen  von  Arzneimitteln,  chemischen 
Fabrikaten,  Hüttenprodukten,  Metallegierungen,  Mineralien,  Bodenarten,  Pflanzen- 
aschen, Mineralwasser  usw.  —  Der  Gang  des  Unterrichts  hat  die  Einrichtung,  daß 
die  Laboranten,  nachdem  sie  einige  Fertigkeit  in  synthetischen  und  analytischen 
Arbeiten  überhaupt  erlangt  haben,  sich  mit  solchen  Gegenständen  beschäftigen 
können,  welche  ihnen,  hinsichtlich  ihres  zukünftigen  Lebensberufes,  von  beson- 
derem Nutzen  sind. 
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Aufruhr  gepredigt,  obwohl  er  stets  jede  Gewalttat  perhorresziert 
hatte,  so  wurde  er  doch  einem  schmählichen  Hochverratsprozesse 
unterworfen,  der  ihm  durch  die  seelische  Erschütterung  kostbare 
Stunden  der  Forscherarbeit  raubte.  Aber  schon  vor  diesem  Hoch- 
verratsprozesse, der  sich  durch  die  Jahre  185 2 '5 3  erstreckt,  scheint 
ihn  der  Haß  seiner  Gegner,  d.  h.  der  Männer  um  Hassenpflug, 
getroffen  zu  haben.  Auch  Winkelblech  wurde,  soweit  sich  das 
aus  den  hier  spärlich  fließenden  Quellen  entnehmen  läßt,  der 
schimpflichen  „Bequartier ung"  durch  die  österreichischen  und 
bayrischen  Bundesexekutionstruppen  unterworfen.  Wir  kehren 
damit  für  einen  Augenblick  zu  den  allgemeinen  kurhessischen 
Angelegenheiten  zurück  und  zu  jenem  für  die  Kasseler  so  eigen- 
artigen Weihnachtsfeste  des  Jahres  1850,  das  ihnen  den  Einmarsch 
der  Bayern  und  Österreicher  und  damit  die  „Bequartierung"  durch 
die  sogenannten  „Strafbayern"  gebracht  hat. 

Vergebens  hatte  der  preußische  Kommissar  Generalleut- 
nant V.  Peucker  zwischen  Österreich  und  dem  Kurfürsten  einer- 
seits und  den  Rebellen  andererseits  zu  vermitteln  gesucht,  ^)  ver- 
gebens hatte  man  neue  Verhandlungen  über  die  Legitimations- 
frage beim  Oberappellationsgericht  angestellt,  vergebens  hatte 
das  Oberappellationsgericht  endlich  dem  Generalleutnant  von 
Peucker  die  Erklärung  zugesandt,  bis  zur  definitiven  Regelung 
der  kurhessischen  Angelegenheiten  der  Verordnung  vom  4.  Sep- 
tember Folge  leisten  zu  wollen,  ein  Beschluß,  der  von  vielen  mit 
tiefer  Scham  empfunden  wurde,  welcher  z.  B.  Frau  Emma  in  einem 
Brief  an  ihren  Vater  vom  19.  Dezember  1850  Ausdruck  verleiht. 
Aber  es  war  zu  spät.  Bereits  am  22.  Dezember  traf  ein  Befehl 
des  österreichischen  Bundeskommissars,  des  Grafen  von  Leiningen 
ein,  und  noch  am  Vormittage  desselben  Tages  besetzte  eine  5000 
Mann    starke    Bundesexekutionsarmee    Kassel.-)      Am     i.  Januar 


*)  Vgl.  zum  Folgenden  Pf  äff,  a.  a.  O.  p.  22/6'.  —  Wippermann, 
in  Rotteck-Welcker,  p.  Si  ff.  —  Spez.  über  die  ,,Str afbay  ern"  vgl.  die  Schrift: 
Bruch  des  Rechts  a.  a.  O.  p.  29  ff.  —  Kurhessen  unter  dem  Vater,  dem  Sohne 
und  dem  Enkel,  p.  53  ff. 

*)  Eberhard,  a.  a.  O.  schildert  den  Grafen  Leiningen  als  einen  Kriegs- 
mann, der  die  Funktionen  des  Bundeskommissars  ,,in  soldatesker  Weise"  übe,  ohne 
alle  Beachtung  der  Schritte  des  Generals  von  Peucker.  Dieser  habe  ihm  einmal 
gesagt,  ,,er  wolle  lieber  dreizehn  Klafter  tief  begraben  sein,  als  daß  er  länger  in 
seiner  damaligen  Stellung  verbliebe". 
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wurden  in  Kassel  lOO  Personen,  die  den  Septemberverordnungen 
nicht  nachgekommen  waren  oder  sich  an  politischen  Vereinen 
lebhaft  beteiligt  hatten,  mit  je  2 — lo  Mann,  wie  uns  Wippermann 
berichtet,  ^)  bequartiert.  Diese  Zahl  scheint  aber  nicht  richtig  zu 
sein,  denn  wir  wissen,  daß  sehr  viele  Männer  mit  einem  weit 
größeren  Kontingent  Strafbayern  bequartiert  worden  sind.  Ein 
jüngst  verstorbener  Kasseler  Lokalhistoriker,  der  Sanitätsrat 
Schwarzkopf,  hat  in  einem  Vortrage  im  „Hessischen  Geschichts- 
verein", der  auch  im  Feuilleton  des  „Kasseler  Tageblatts"  abge- 
druckt worden  ist,  uns  eine  launige  Schilderung  der  Strafbayern- 
periode hinterlassen,  ")  die  zum  Teil  auf  eigenen  Erinnerungen, 
auf  einem  damals  geführten  Tagebuch  und  auf  Mitteilungen  von 
Zeitgenossen  und  Zeitungsberichten  beruht.  Dieser  Schilderung 
zufolge  marschierten  am  22.  Dezember  1850  zwischen  10  und 
II  Uhr  die  sogenannten  Bundestruppen,  Bayern  und  Österreicher, 
durch  die  Frankfurter  Straße  auf  dem  Friedrichsplatze  auf.  Die 
Truppen  hatten  bereits  Fulda,  Rotenburg  und  andere  hessische 
Städte  schwer  betroffen,  und  nun  sollten  die  renitenten  Beamten 
der  Residenzstadt  dasselbe  Schicksal  erfahren.  Schwarzkopf  be- 
richtet uns,  daß  dieses  Mittel  der  Bequartierungen,  welches  viel  Un- 
annehmlichkeit, Scherereien  und  Kosten  verursachte,  von  dem  Grafen 
Leiningen  in  besonders  umfangreicher  Weise  angewandt  wurde, 
und  daß  einzelne  Bürger  bis  zu  40  Mann  und  noch  mehr  in  das 
Quartier  bekamen.  Eberhard  meint  in  seinen  bereits  erwähnten 
Erinnerungen,  daß  den  Soldaten  neben  der  Verköstigung  auch 
noch  Exekutionsgebühren  nach  dem  Maßstabe  einer  hervorge- 
suchten alten  Verordnung  täglich  zu  bezahlen  waren.  Man  hatte 
ihm  zufolge  eine  dreifache  Zuweisung  der  Exekutionstruppen  aus- 
gedacht: Die  Einquartierung  traf  die  Hauseigentümer  nach 
Maßgabe  des  Steuerfußes,  die  Bequartierung  war  den  miß- 
liebigen Beamten  und  anderen  Bürgern,  die  man  besonders  strafen 
wollte,  und  die  Exekution  denjenigen  zugedacht,  gegen  welche 
man  eine  bestimmte  Folgeleistung  erzwingen  wollte.  Wie  diese 
Bequartierungen  gewirkt  haben  und  wie  sie  ausgeführt  wurden,  dar- 


»)  a.  a.  O.  p.  81. 

^)  Vgl.  Erinnerungen  an  den  Einmarsch  der  Bayern  und  Österreicher  in 
Kassel  am  22.  Dezember  1850.  Vortrag  des  Sanitätsrats  Dr.  Schwarzkopf 
im  Verein  für  hessische  Geschichte.  Kasseler  Tageblatt  und  Anzeiger.  Nr.  101 
bis   109,  113,   1906. 

Biermann,  K.  G.  Winkelblech  i^Karl  Mario).     Bd.  II.  22 
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über  gehen  die  Meinungen  aus  einander.  So  schreibt  z.  B.  Frau 
Emma  an  ihren  Vater,  daß  es  in  Rotenburg  vorgekommen  sei, 
daß  man  den  Leuten  bei  Verstärkung  der  Strafe  ausdrücklich 
anempfohlen  habe,  „sich  recht  zu  flegeln"  —  und  das  bestätigt 
auch  Eberhard,  der  von  „Greueln"  spricht,  die  das  Korps  auf  dem 
Wege  von  Hanau  über  Fulda  verübt  habe  —  während  Schwarz- 
kopf konstatiert,  daß  die  Hauptleute  ausdrücklich  angewiesen 
worden  seien,  nur  die  geduldigsten  und  bescheidensten  Leute  aus 
ihrer  Kompagnie  zu  den  Bequartierungen  zu  verwenden ;  es  seien 
deshalb  auch  nur  wenige  Klagen  über  die  Mannschaften  einge- 
laufen. Besonders  zu  schikanieren  suchte  man  einige  eifrige  Vor- 
kämpfer der  Verfassung.  So  wird  uns  berichtet,  daß  namentlich 
scharf  gegen  den  uns  bekannten  Rechtsanwalt  Henkel  und  den 
Oberbürgermeister  Hartwig,  sowie  den  späteren  Oberbürgerm.eister 
Nebelthau  vorgegangen  worden  sei.^)  Wir  erinnern  uns  aus  den 
hessischen  Landtagsverhandlungen,  daß  Henkel  die  Ausweisung 
der  200  österreichischen  Abgeordneten  als  nicht  zum  deutschen 
Bunde  gehörig  verlangt  hatte,  und  das  scheint  ihm  der  öster- 
reichische Graf  Leiningen  nicht  vergessen  zu  haben.  Ja,  er  antwortete 
Henkel,  als  dieser  sich  beschwerte,  daß  er  zu  seinen  16  Österreichern 
noch  12  Bayern  erhalten  habe,  er  möchte  nur  froh  sein,  als  Äqui- 
valent zu  seinem  Antrage  in  der  Paulskirche  nicht  200  Österreicher 
ins  Quartier  erhalten  zu  haben.  Hartwig  und  Nebelthau  bekamen 
25  Mann  ins  Quartier,  wie  auch  andere  Mitglieder  des  Stadtrates 
und  der  Ständev^ersammlung.  Von  Nebelthau  wird  die  amüsante 
Geschichte  erzählt,  daß  er  seine  25  Mann  Straf bayern  in  elegantem 
und  offenem  Wagen  wiederholt  habe  am  Palais  des  Kurfürsten 
vorbeifahren  lassen,  bis  dieser,  durch  den  Vorfall  unangenehm 
berührt,  dahin  gewirkt  habe,  daß  Nebelthau  von  seiner  Bequar- 
tierung  befreit  wurde.  Schwarzkopf  erzählt  in  seinem  Vortrage 
im  „Verein  für  hessische  Geschichte"  (und  darum  sind  wir  über- 
haupt auf  diese  Episode  näher  eingegangen),  daß  auch  Professor 
Winkelblech  25  Mann  in  seine  Wohnung  in  der  Wilhelmshöher 
Allee  in  das  Quartier  bekommen  habe.  Er  habe  es  aber  vortreff- 
lich verstanden,  sich  derselben  zu  entledigen.  „An  einem  dienst- 
freien Tage  lud  Winkelblech  seine  25  Mann  zu  einem  ver- 
längerten Frühschoppen  bei  sich  ein.     Bei    vollen  Krügen    wußte 


')  Schwarzkopf,  a.  a.  O.     Kasseler  Tageblatt  usw.,  Nr.   105,   113. 


Die  Reaktion  in  Kurhessen. 


339 


der  Professor  seine  Landsleute  so  für  die  Sache  der  Freiheit  und 
der  roten  RepubUk  zu  begeistern,  daß  diese  jauchzend  mit  ihrem 
Gastgeber  in  den  Schlachtgesang  einstimmten: 

Hecker,  Struve,  Robert  Blum 
Kommt  und  bringt  die  Fürsten  um ! 
Blut  muß  fließen  knüppeldick 
Für  die  rote  Republik ! 

Vorübergehende  bayrische  Offiziere  hörten  den  gefährlichen 
Cantus,  erkannten  die  Stimmen  ihrer  Soldaten  und  einer  von 
ihnen  ging  hinauf,  um  mit  Schrecken  zu  sehen,  welches  Unkraut 
der  Professor  in  die  biederen  bajuvarischen  Herzen  gesät  hatte. 
Um  seine  Krieger  nicht  noch  mehr  vom  republikanischen  Gifte 
durchseuchen  zu  lassen,  hielt  Thurn  und  Taxis  es  für  besser, 
seine  braven  Soldaten  den  Krallen  des  roten  Teufels  noch  bei 
Zeiten  zu  entziehen,  und  Winkelblech  freute  sich,  seine  25  Mann 
mit  Hilfe  eines  fidelen  Frühschoppens  so  los  geworden  zu    sein." 

Dieses  Geschichtchen  ist  von  der  Familie  energisch  bestritten 
worden,  trotzdem  sich  Schwarzkopf  in  einigen  ergänzenden  Bemer- 
kungen zu  seinem  Kasseler  Vortrage ')  ausdrücklich  darauf  berufen 
hat,  daß  ihm  der  erwähnte  Vorfall  mit  der  Einquartierung  „von 
hochachtbarer  und  hochglaubwürdiger  Seite"  mitgeteilt  worden  sei. 
Nach  Anschauung  der  Tochter  Winkelblechs  ist  unser  Denker 
allerdings  mit  Strafbayern,  aber  in  kleinerer  Anzahl,  bequartiert 
worden.  Leider  liegen  aus  den  Januartagen  185 1  keine  Briefe 
vor.  In  einem  früheren  Schreiben  vom  23.  Dezember  1850  teilt 
Frau  Emma  ihrem  Vater  mit,  daß  ihr  Haus  sowohl  von  Ein- 
quartierung wie  vonBequartierung  verschont  geblieben  sei,  während 
der  Oberbürgermeister  Hartwig  schon  25  Mann  Belastungstruppen 
erhalten  habe.  Diese  Bemerkung  erscheint  aber  nicht  beweis- 
kräftig, weil  nach  der  im  allgemeinen  doch  zuverlässigen  Dar- 
stellung W^ippermanns  die  Bequartierungen  erst  vom  i.  Januar  ab 
offiziell  vorgenommen  wurden.  Nach  Ansicht  der  Tochter  sollen 
sich  die  Rekruten  nur  schwer  von  ihrem  freundlichen  Ouartier- 
geber  getrennt  haben.  Die  niedliche,  kleine  Anekdote  verwechselt 
wohl  Winkelblech  mit  einem  anderen  Professor,  vielleicht  mit 
dem  Realschuldirektor  Gräfe  oder  mit  sonst  einem  ziemlich  radikal 
gesinnten  Gelehrten,  wie  ihn  etwaHassenpflug  in  seinen,,  Politischen 


')  Sie  finden  sich  im  Feuilleton  des  Kasseler  Tageblatts,  Nr.   113,    1906. 
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Ketzereien"  vor  Augen  gehabt  hat.  Es  wird  sich  das  wohl  nicht 
mehr  genau  feststellen  lassen.  Es  ist  aber  meines  Erachtens 
charakteristisch  genug,  daß  die  Erinnerung  der  Zeitgenossen,  — 
und  es  müssen  namentlich  Erinnerungen  alter  Schüler  gewesen 
sein,  wie  auch  ich  mich  deren  bei  Schilderung  seiner  Lehrtätigkeit 
bedient  habe,  —  doch  auch  unseren  Helden  bei  dieser  Episode  der 
Strafbayern  mit  dabei  sein  läßt.  Ein  Zeichen  jedenfalls,  daß  die 
Erinnerung  an  seine  Rolle  als  republikanischer  Volkstribun  nicht 
ganz  verschwunden  war,  und  daß  man,  wenn  so  viele  liberal- 
konstitutionelle Männer  mit  Belastungstruppen  versehen  wurden, 
es  durchaus  für  möglich  hielt,  daß  auch  er  nicht  verschont  ge- 
blieben ist.  Was  ja  auch  nicht  der  Fall  war.  Gänzlich  falsch  sind 
in  dem  Vortrage  Schwarzkopfs  einige  Notizen  wie  die,  daß 
Winkelblech  ein  Bayer  gewesen  sei  und  daß  er  sich  gerade  des- 
halb mit  seinen  Belastungstruppcn  so  gut  gestanden  habe,  weil 
er  in  ihnen  seine  Landsleute  sah,  oder  gar,  daß  er  einen  Vorläufer 
Bebeis  darstelle.  Es  ist  natürlich  nationalökonomischer  Dilettan- 
tismus, den  Vorkämpfer  der  bürgerlichen  Mittelstandsbewegung 
mit  dem  Vorkämpfer  der  marxistischen  Arbeiterbewegung  zu- 
sammenzubringen. Mit  Recht  hat  die  Familie,  namentlich  die  so 
eifrig  das  Andenken  ihres  Vaters  schützende  Tochter,  dagegen 
protestiert,  und  Schwarzkopf  hat  seine  Angaben  modifizieren 
müssen. 

Jedenfalls  zeigt  diese  Episode,  wie  die  Freiheitshelden  des 
tollen  Jahres,  einerlei  welche  Couleur  sie  im  übrigen  trugen,  ge- 
quält und  schikaniert  worden  sind. 

Übrigens  haben  die  Bundesexekutionstruppen  auch  sonst 
allerlei  Unzuträglichkeiten  und  Unregelmäßigkeiten  in  das  Kasseler 
Leben  gebracht.  Der  Kuriosität  halber  sei  hier  noch  erwähnt, 
wie  uns  die  Akten  der  höheren  Gewerbeschule  berichten,^)  daß 
die  Lokalitäten  des  Technikums  den  Bundesexekutionstruppen  zu 
Wach-  und  Arrestlokalen  zeitweise  überlassen  werden  mußten, 
und  daß  der  Unterricht  deshalb  nicht  zur  festgesetzten  Zeit  im 
Januar  185 1  beginnen  konnte.  Der  Direktor  der  Anstalt  Dr.  Philipp! 
und  sein  Vertreter  Dr.  Burhenne  berichten  in  entsprechender 
Weise  an  das  kurfürstliche  Ministerium  des  Innern,  worauf  Hassen- 


^)  Akten  betr.  die  höhere  Gewerbeschule  zu  Kassel  und    die    „Winkelblech- 
akten". 
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pflüg  nähere  Aufklärung  einzieht  und  dann  auch  durchsetzt,  daß 
das  Gebäude  der  höheren  Gewerbeschule  bald  von  den  Truppen 
geräumt  wird.  Immerhin  ergeben  sich  einige  Unzuträglichkeiten 
wegen  des  Schulbeginns,  der  bis  zum  6.  Februar  ausgesetzt  war, 
wegen  des  Au.sfalles  für  Schulgeld  im  Januar  und  wegen  der  Ein- 
treibung der  Kosten  für  Heizung  und  Beleuchtung,  bezüglich  derer 
sich  die  Schulverwaltung  mit  der  Stadtbehörde  nicht  einigen  kann. 
Doch  was  sind  die  unfreiwilligen  Ferien,  die  also  auch  unser 
Winkelblech  erhalten  hat,  gegen  die  Quälereien  undWiderwärtigkeiten 
des  Hochverratsprozesses,  mit  dem  man  ihn  ein  Jahr  später 
bedrohte.')  Leider  ist  es  mir  trotz  emsigen  Nachforschens  nicht 
möglich  gewesen,  die  Originaljustizakten  zu  erhalten.  Weder  das 
Oberlandesgericht  in  Kassel,  noch  das  kgl.  Staatsarchiv  in  Marburg 
besitzen  dieselben,  darum  kann  über  jene  Episode  nur  auf  Grund 
der  öfters  erwähnten  „Winkelblechakten"  berichtet  werden.^)  Am 
4.  Februar  des  Jahres  1852  meldet  der  Direktor  des  Technikums 
Dr.  Hehl,  daß  Winkelblech  ihn  am  2.  um  einen  dreitägigen  Ur- 
laub zu  einer  Reise  in  Familienangelegenheiten  ersucht  habe,  und 
daß  er,  als  er  rechtzeitig  zurückerschien,  am  4.  Februar  vormittags 
von  einem  Polizeibeamten  verhaftet  worden  sei.  Vom  17.  Februar 
liegt  mir  ein  schwer  zu  entziffernder,  sehr  eiliger  Brief  seiner 
Gattin  an  ihren  Vater  vor,  in  dem  sie  eiligst  anfragt,  ob  sich  in 
Marburg  ein  Brief  vom  Jahre  1 848  befinde,  der  die  Abreise  Winkel- 
blechs nach  Hamburg  anzeigt.  Dies  Schreiben  zeigt  also,  daß 
man  schriftliche  Belege  in  der  Familie  suchte,  wohl  um  Winkel- 
blechs durchaus  wirtschaftsreformerische  Tätigkeit  und  andererseits 
seine  Abwesenheit  an  wichtigen,  für  den  Prozeß  entscheidenden 
Tagen  nachzuweisen.     Auch    teilt  der  Brief  mit,   daß  sofort  beim 


')  Von  den  Autoren,  die  sich  mit  dem  Leben  und  der  Persönlichkeit  Winkel- 
blechs beschäftigt  haben,  hat  nur  Ludwig  Stein  in  seinem  Buch  „Die  soziale 
Frage  im  Lichte  der  Philosophie",  1897,  p.  373  der  Verhaftung  Winkelblechs  Er- 
wähnung getan  und  mir  auf  mein  Anfragen  liebenswürdig  dahin  Auskunft  gegeben, 
daß  sein  Gewährsmann  der  Freund  und  Schüler  Winkelblechs,  der  verstorbene 
Professor  der  Rechte  H.  Fick  in  Zürich  gewesen  sei.  Falsch  ist  in  der  Dar- 
stellung Steins  aber  die  Jahreszahl  1850  als  Prozeßdatum.  Und  anstatt  „Illmenau" 
muß  es  heißen:  ,,Illenau". 

-)  Bezüglich  der  Nachforschungen  über  den  Prozeß  bin  ich  Herrn  Studiosus 
Burger  in  Kassel  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet.  Auch  der  Herausgeber  des 
„Hessenland",  Herr  Heidelbach,  hat  mir  freundlichst  manchen  Rat  zukommen 
lassen. 
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Obergericht  ein  Gesuch  um  Entlassung  gegen  eine  Kaution  ein- 
gereicht worden  sei.  Aus  einem  späteren  Briefe  des  vertrauten 
Freundes  der  FamiHe,  Dr.  Wallachs  in  Frankfurt  a.  M.,  geht  her- 
vor, daß  mit  Rücksicht  auf  Winkelblechs  Gesundheitszustand  die 
Entlassung  gegen  Kaution  bereits  im  März  1852  erfolgt  ist.  Ein 
halbes  Jahr  später,  Ende  Juli  1852  wird  berichtet,  daß  Winkel- 
blech sich  wegen  versuchten  Hochverrats  in  Untersuchung  befinde 
und  das  vorbereitende  Verfahren  „bis  auf  Anfertigung  der  über- 
sichtlichen Zusammenstellung  beendet  sei".  Darum  lehnt  Hassen- 
pflug  ausdrücklich  ab,  daß  eine  von  Winkelblech  verfaßte  Ab- 
handlung als  Einleitung  zu  der  amtlichen  Denkschrift  der  höheren 
Gewerbeschule  erscheine.  Am  lo,  September  des  Jahres  1852 
vernehmen  wir  aus  den  Protokollen  des  Ministeriums  des  Innern, 
daß  man  gegen  die  beantragte  Einstellung  des  Verfahrens  gegen 
Professor  Winkelblech  nichts  zu  erinnern  habe,  da  nach  dem  Be- 
richte seines  Direktors  „Winkelblech  sich  nicht  nur  nicht  mehr 
mit  Politik  beschäftige,  sondern  seine  früheren  Verirrungen  im 
stillen  sehr  zu  beklagen  scheine".  Am  23.  September  ist  aber 
jedenfalls  vom  Gericht  beschlossen  worden,  das  Verfahren  gegen 
Winkelblech  fortzusetzen,  denn  das  Protokoll  des  Justizministeriums 
vom  25.  November  1852  meldet,  daß  dem  Kriminalgerichtsassessor 
die  Akten  zur  Vervollständigung  des  Instruktionsverfahrens  zuge- 
stellt worden  seien,  und  der  letztere  noch  mit  Erledigung  der 
gestellten  Requisiten  beschäftigt  sei.  EndUch  berichtet  der  General- 
staatsprokurator  zur  Anklagesache  gegen  den  Professor  Winkel- 
blech und  Konsorten  unter  dem  Datum  des  20.  April  1853,  daß 
der  Anklagesenat  des  Obergerichts  durch  Beschluß  vom  ii.  April 
gegen  Professor  Winkelblech,  Heinrich  Heise,  den  Ökonomen 
Jakob  Wallach  wegen  Hochverrats  und  gegen  den  Advokaten 
Gerson  Aisberg  aus  Karlshafen  „wegen  bedächtlicher  Verschweigung 
der  ihm  gemachten,  auf  Hochverrat  abzweckenden  Eröffnungen 
und  ihrer  Urheber"  das  Gerichtsverfahren  erkannt  und  die  Sache 
vor  das  Schwurgericht  verwiesen  habe.  Von  Verhaftung  Winkel- 
blechs und  Aisbergs  habe  man  mit  Rücksicht  auf  die  geleistete 
Kaution,  so  fügt  der  Bericht  hinzu,  abgestanden.  Infolge  dieser 
Mitteilung  des  Staatsprokurators  Avird  am  11.  Mai  1853  von 
Hassenpflug  auf  einen  Antrag  Vilmars  hin  verfügt,  daß  Winkel- 
blech von  seinem  Lehramte  an  der  Schule  wegen  seines  Anklage- 
zustandes,    in    dem    er    sich    befindet,    einstweilen    suspendiert  sei. 


Die  Reaktion  in  Kurhessen.  ja^ 

Man  sorgt  auch  auf  der  Gewerbeschule,  wie  der  Direktor  berichtet, 
für  seine  Vertretung,  und  zwar  wird  diese  einem  Auskultanten 
Speyer  und  dem  getreuen  Präparator  Touton  übertragen.  Erst  am 
i6.  Juli  kann  der  Kriminalgerichtsdirektor  an  das  Ministerium  des 
Innern  melden,  daß  Professor  Winkelblech  von  der  gegen  ihn  er- 
hobenen Anklage  wegen  Hochverrats  durch  schwurgerichtliches 
Erkenntnis  vom  30.  Juni  freigesprochen,  jedoch  in  die  Kosten 
des  Strafverfahrens  verurteilt  worden  ist.^)  Erst  daraufhin  be- 
schließt man  unter  dem  15.  August  1853,  daß  die  Amtssuspension 
Winkelblechs  aufzuheben  sei. 

Man  kann  sich  vorstellen  (und  der  Bericht  des  Hausarztes 
Dr.  Kolbe  an  den  Direktor  der  Illenauer  Heilanstalt,  mit  dem 
wir  uns  noch  im  Folgenden  eingehend  zu  beschäftigen  haben 
werden,  bestätigt  das),  wie  schwer  der  nervös  reizbare  und  emp- 
findliche Mann  unter  der  Untersuchung  und  all  den  peinlichen 
Momenten  des  Prozesses  gelitten  haben  mag.  Nach  seiner  Wieder- 
einsetzung in  sein  Lehramt  widmet  er  nun  seine  gesamte  Zeit 
dem  Unterricht  am  Technikum,  den  ihm,  namentlich  was  die 
experimentelle  Vorbereitung  anbetrifft,  der  getreue  Touton  zum 
Teil  abnimmt  und  zieht  sich  im  übrigen  fast  ganz  von  der  Außen- 
welt zurück,  um  mit  großer  Energie  und  Konzentration  jede  Muße- 
stunde der  Vollendung  seines  Werkes  zu  widmen.  Was  die  Ent- 
wicklung der  Gewerbeschule  in  den  nächsten  Jahren  bis  zu  Winkel- 
blcchs  schwerer  Erkrankung,  also  von  1853 — 1860  angeht,  so  hält 
sich  die  Frequenz  im  wesentlichen  auf  derselben  Höhe.  In  den 
ersten  Jahren  schwankt  sie  hin  und  her,  um  dann  von  1856  ab 
langsam,  aber  regelmäßig  zu  steigen.-)  1853  zählte  man  91  Schüler, 
1S54  loi,  1855  nur  90,  1856  112,  1857  122,  1858  123,  1859  139 
und  endlich  in  dem  Unglücksjahre  1860,  dessen  Programm  den 
Tod  Toutons  und  die  schwere  Erkrankung  Winkelblechs  meldet, 
137  Schüler.  An  der  Organisation  der  Schule  hat  sich,  so  viel  man 
den  Programmen  und  den  Akten  der  Gewerbeschule  entnehmen 
kann,  in  diesem  Zeitraum  nichts  geändert.  Wir  haben  darum  keine 
Veranlassung,  bei  ihr  länger  zu  verweilen,  zumal  wir  Winkelblechs 
Art    und    Weise    zu    unterrichten,    seine    geringe   Freudigkeit    am 


^)  Nach  Ludw.  Stein,  a.  a,  O.  p.  373  erfolgte  der  Freispruch  ,,nach 
glänzender  Verteidigungsrede". 

^)  Die  folgenden  Ziffern  nach  den  Programmen  der  höheren  Gewerbeschule 
zu  Kassel,   1853  ff. 
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Lchramte  und  dergleichen  früher  schon  genügend  gewürdigt 
haben.  Dagegen  noch  ein  Wort  über  seine  Forscherarbeit  an 
der  „Organisation  der  Arbeit". 

In  den  50  er  Jahren  hat  VVinkelblech  eine  kleine  selbständige 
Schrift  bei  dem  Verleger  seines  großen  Werkes,  W.  Appel  in 
Kassel,  1855  in  Broschürenform  erscheinen  lassen:  „Über  Maß- 
systeme und  Geld".  Der  ganze  erste  Teil  der  kleinen  Schrift 
(p.  3 — 12)  findet  sich  übrigens  mit  wenigen  Ausnahmen  fast  wört- 
lich in  seiner  „Weltökonomie"  (Band  III,  616  fif.)  wieder.  Der 
zweite  Teil  der  Schrift  (p.  136'.)  ist  mit  einigen  Modifikationen 
wenigstens  auszugsweise  im  großen  Werk  wieder  abgedruckt 
worden.  Die  wenigen  Änderungen,  die  sich  finden  lassen,  können 
uns  nicht  bewegen,  im  besonderen  auf  die  kleine  Broschüre  ein- 
zugehen. Das  Wesentliche  über  den  Inhalt  ist  in  dem  dritten 
Kapitel  des  i.  Bandes,  das  den  Leser  mit  dem  gesamten  Inhalte 
des  großen  W'erkes  vertraut  machte,  schon  vorweggenommen. 
Im  übrigen  beschäftigt  sich  Winkelblech  mit  der  Ausarbeitung 
der  nächsten  Lieferungen  der  „Weltökonomie",  deren  letzte  im 
Jahre  1859,  soweit  wir  sehen  können,  erschienen  ist.  Das  Datum 
ist  bedeutungsvoll,  denn  ihr  ist  auch  in  dem  folgenden  Quin- 
quennium,  das  Winkelblech  noch  zu  leben  vergönnt  war,  keine 
weitere  Lieferung  gefolgt.  Das  heißt  für  uns:  mit  dem  Tode 
Toutons  und  Winkelblechs  schwerer  geistiger  Erkrankung,  die 
ihn  beinahe  1^3  Jahr  in  einer  Heil-  und  Pflegeanstalt  verweilen 
läßt,  ist  im  wesentlichen  die  Publikation  der  „Weltökonomie"  ab- 
geschlossen. Es  ist  mir  allerdings  gelungen,  noch  druckfertige 
Kapitel  unter  den  Familienpapieren  aufzustöbern,  die  sich  zum 
Teil  als  eine  Fortsetzung  des  vierbändigen  Werkes  erweisen  (ich 
komme  darauf  zurück),  aber  zur  Publikation  fehlte  Winkelblech 
in  seinen  letzten  Lebensjahren  wohl  die  Arbeitsfreudigkeit,  auch 
hinderte  ihn  der  Bankerott  seines  Verlegers  Appel,  der  zu  Anfang 
der  60  er  Jahre  eintrat,  energisch  den  Druck  zu  vollenden.  Ich 
habe  da  bereits  einen  Punkt  erwähnt,  der  zur  Beurteilung  der 
Arbeitsweise ,  der  Stimmung  und  der  Charaktereigenschaften 
Winkelblechs  in  dieser  Epoche  herangezogen  werden  muß.  Ich 
sprach  von  dem  Bankerott  seines  Verlegers  Appel,  Wenn  auch 
dieser  erst  1861,  während  sich  Winkelblech  in  lUenau  befindet, 
eintritt,  so  können  wir  uns  hier  doch  schon  vergewissern,  daß 
Winkelblech    nur    mit    starken    Vermögenseinbußen     bei    einem 
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kleinen  Lokalverleger  sein  großes  Werk  hat  drucken  lassen  können, 
und  daß  der  Bankerott  dieses  Mannes  für  ihn  die  Einbuße  eines 
nicht  unbedeutenden  Kapitals  bedeutete.  Aber  auch  sonst  scheint 
Winkelblech,  wie  sich  einigen  Briefen  seiner  Gattin  und  dem 
Krankenjournal  von  Illenau  entnehmen  läßt,  von  Vermögensver- 
lusten arg  betroffen  worden  zu  sein,  und  Mitteilungen  der  Familie 
bestätigen,  daß  ein  großer  Teil  des  Vermögens  infolge  des  ameri- 
kanischen Krieges  verloren  gegangen  ist.  Frau  Emma  schreibt 
im  November  1859  ihrem  Vater,  daß  „unsere  Lage  mit  jedem 
Tage  drückender  wird".  Wir  werden  im  nächsten  Kapitel  sehen, 
daß  die  Verschlimmerung  der  materiellen  Lage  unseres  Denkers 
während  und  nach  seiner  schweren  Erkrankung  das  Tragische 
dieses  Kämpfer-  und  Gelehrtenlebens  noch  vermehrt  hat. 

Mehr  aber  als  die  Vermögensverluste,  mehr  als  alle  Schikanen 
seiner  alten  Gegner  (man  denke  an  die  Strafbayern  und  den 
Hochverratsprozeß)  hat  den  Mann,  der  schon  einmal  alle  Hoff- 
nungen auf  den  Sieg  seines  Föderalismus  zu  Grabe  getragen 
hatte,  als  es  galt,  ihn  durch  das  Wort  zu  propagieren,  jeden- 
falls der  buchhändlerische  Mißerfolg  seines  Werkes  getroffen. 
Denn  er  bedeutete  für  ihn,  daß,  wenigstens  in  den  nächsten 
Jahren,  auch  an  eine  erfolgreiche  Propaganda  durch  die  Schrift 
nicht  zu  denken  war.  Wie  er  in  Wirklichheit  zu  erklären  ist, 
wie  er  teils  in  äußeren  Formalien  der  Erscheinungsweise  liegt, 
teils  sich  auf  die  ganze  den  Winkelblechschen  Ideen  ungünstige 
Zeitströmung  zurückführen  läßt,  —  von  Raus  und  Roschers 
Anerkennung  sei  hier  abgesehen  — ,  das  erörtern  wir  lieber  in 
dem  letzten  Kapitel  dieses  Buches,  wenn  es  gilt,  noch  einmal 
zusammenfassend  zu  dem  ganzen  Probleme  Stellung  zu  nehmen, 
was  Winkelblecii  für  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  be- 
deutet. Hier  sei  nur  angedeutet  (und  das  haben  wir  ja  schon 
im  I.  Kapitel  dieses  Bandes  betont),  daß  die  ganze  Zeitströmung 
der  50er  Jahre,  die  den  Sieg  der  Großindustrie  als  Unternehmungs- 
form und  den  des  Liberalismus  als  herrschender  Wirtschaftsdoktrin 
bringt,  mit  den  mittelstandpolitisch-antikapitalistischen,  reaktionären 
Tendenzen  eines  föderalistischen  Systems  nichts  mehr  zu  tun 
haben  mag.  Man  war  in  der  öffentlichen  Diskussion  längst  zu 
anderen  Problemen  übergegangen.  Man  hatte  längst  eingesehen, 
daß  man  dem  Kapitalismus,  anstatt  ihn  künstlich  zurückzuschrauben, 
erst    einmal    ein    freies    P'eld    der  Betätigung    schaffen    und    seine 
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„Kinderkrankheiten"  überwinden  müsse.  Unter  dem  Mißerfolg 
seines  Werkes  hat  Winkelblech  äußerst  schwer  gelitten.  Es  ist 
selbstverständlich,  daß  der  Umstand,  daß  man  die  einzelnen 
Lieferungen  der  Weltökonomie  in  wissenschaftlichen  Kreisen 
kaum  einer  Diskussion  unterzog,  den  selbstbewußten,  von  der 
Richtigkeit  seines  Systems  überzeugten  Mann,  der  sich  mit  beinahe 
religiösem  Eifer  der  Aufgabe  unterzog,  seine  Mitmenschen  zu 
belehren,  auf  das  tiefste  betrüben  mußte.  Die  Enttäuschung  und 
die  Verbitterung  über  den  Mangel  an  Verständnis,  der  ihm  überall 
entgegentrat,  hat  ihn  unseres  Erachtens  erst  zu  dem  Manne  und 
zu  dem  Charakter  gestempelt,  als  der  er  uns  in  den  50er  Jahren 
entgegentritt.  Seine  Neigung,  sich  nach  den  Enttäuschungen  des 
Jahres  1848/49  von  aller  Welt  zurückzuziehen  und  ein  Ein- 
siedlerleben hinter  verschlossenen  Türen  in  um  so  innigerer  Ge- 
meinschaft mit  Touton  zu  führen,  ist  zweifellos  durch  den  Miß- 
erfolg seines  Werkes,  durch  das  Totschweigen  seiner  Doktrin 
verstärkt,  ja  zum  Teil  vielleicht  erst  geweckt  worden. 

Daß  er  fern  von  aller  \A"elt  seine  Muße  ganz  allein  seinem 
Werke  widmen  konnte,  hat  er  in  erster  Linie  seiner  Gattin  und 
seinem  treuen  Arbeitsgenossen  Touton  zu  verdanken.  Seine 
Frau  hat  in  rührender  Sorgfalt,  wie  ihre  Briefe  an  den  Direktor 
der  Illenauer  Heilanstalt  1860/61  beweisen,  und  wie  namentlich 
der  Krankenbericht  des  Hausarztes  Dr.  Kolbe  bezeugt,  sich  der 
Aufgabe  unterzogen,  alle  störenden  Einflüsse  der  Außenwelt 
von  dem  stark  reizbaren  und  seit  1849  kränkelnden  Manne  fern 
zu  halten,  während  Touton  ihm  der  willkommene  Anreger  und 
das  unentbehrliche  Werkzeug  seiner  literarischen  Tätigkeit  war. 
Denn  Winkelblech  hatte  sich  dermaßen  (das  wird  uns  durch 
Kolbe  bestätigt)  an  das  Diktieren  gewöhnt,  daß  er  kaum  noch 
imstande  war,  klare  und  deutliche  Lettern  zu  schreiben.  Man 
sieht  hieraus,  wie  abgesehen  von  dem  ganz  eigentümlichen 
seelischen  Verhältnisse,  das  die  beiden  Männer  miteinander  ver- 
band, schon  rein  äußerlich  Winkelblech  auf  Toutons  Hilfe  an- 
gewiesen war,  und  damit  ist  auch  schon  angedeutet,  wie  schwer 
ihn  der  Verlust  seines  treuen  Freundes  und  Genossen  treffen 
mußte.  Touton  ermöglichte  es  außerdem  in  seinen  letzten 
Lebensjahren  dem  verehrten  Freund  und  Meister,  die  ihm  seit 
der  Krisis  des  Jahres  1839  verleidete  Tätigkeit  an  der  Gewerbe- 
schule fortzusetzen,    die    einem  Manne  wie  unserem  Denker  wohl 
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auch  etwas  subaltern  vorkommen  mußte.  Wir  haben  das  schon 
im  I.  Bande  angedeutet,  als  wir  die  Stimmen  für  und  wider  die 
Lehrkapazität  Winkelblechs  in  der  Chemie  erörterten.  Damit  soll  aber 
nicht  gesagt  sein,  als  ob  etwa  das  Verhältnis  zwischen  den  beiden 
Männern  derart  gewesen  sei,  daß  Touton  Winkelblech  ebenbürtig 
erscheint  und  sich  nicht  gescheut  haben  dürfte,  dem  so  schwer 
belehrbaren,  doktrinären  Mann  auch  einmal  die  Berechtigung 
einer  anderen  Weltanschauung  vorzuhalten ;  nein,  im  allgemeinen 
ist  das  Verhältnis  jedenfalls  so  gewesen,  ^)  daß  Touton  im  Gegen- 
satze zu  Frau  Emma,  deren  innerste  Natur  sich  gegen  die  ab- 
solute Unterordnung,  die  ihr  Gatte  verlangte,  gesträubt  hat,  -) 
sich  nur  als  ausführendes  Organ  des  überlegenen  Freundes  fühlte. 
Das  ganze  Freundschaftsverhältnis  war  eben  so  eigentümlich  und 
besonders,  daß  es  schwer  ist,  eine  Analogie  zu  finden,  zumal 
Touton  nichts  weniger  als  subaltern  veranlagt  oder  gar  ein 
schmeichelnder  und  kriechender  Charakter  gewesen  ist.  Kolbe 
schildert  ihn  als  geistig  durchaus  begabt  und  tüchtig  gebildet, 
und  doch  habe  er  sich  Winkelblech  —  wie  auch  die  Briefe  der 
Frau  Emma  an  den  Direktor  der  Heilanstalt  zu  lUenau  beweisen  — 
in  seinem  ganzen  Denken  und  Tun  untergeordet,  „ohne  je  eine 
Selbsttätigkeit  oder  etwas  für  sich  zu  suchen,  so  daß  beide  ein 
Leben  führten  und  einer  ohne  den  anderen  in  Wahrheit  nur  ein 
halber  Mensch  war"  (Kolbe).  Durchaus  mit  Recht  und  nicht 
ohne  Scharfsinn  fügt  Kolbe  dieser  eben  zitierten  Bemerkung 
hinzu,  daß  dadurch  aber  ein  gesundes  und  allseitiges  Geistesleben 
Winkelblechs  gehemmt  worden  sei,  da  er  nur  reiner  Verstandes- 
tätigkeit ohne  das  Gegengewicht  einer  in  den  praktischen  Ver- 
hältnissen liegenden  Störung  äußerer  oder  seelischer  Art  sich 
hingeben  konnte.  Toutons  liebevolle  Unterordnung  und  rührende 
Selbstlosigkeit    ermöglichten    es    ihm   jedenfalls,    sich    ganz    dem 


^1  Ich  folge  auch  hier  im  wesentlichen  dem  psychologisch  außerordenüich 
scharfsinnigen  und  tief  eindringenden  Krankheitsberichte,  den  der  Hausarzt  der 
Familie  Winkelblech,  Dr.  Kolbe,  im  Jahre  1860  zur  Vorbereitung  der  Aufnahme 
seines  Klienten  in  die  badische  Heil-  und  Pflegeanstalt  zu  Illenau  an  den  dortigen 
Direktor  Dr.  Roller  eingesandt  hat.  Er  befindet  sich  bei  den  Akten  der  Anstalt 
aus  den  Jahren   1S60/61. 

^)  Wir  kommen  auf  das  nur  schwer  deutbare  Verhältnis  Winkelblechs  zu 
seiner  Gattin  im  nächsten  Kapitel  zu  sprechen,  da  ergreifende  Briefe  der  Frau  an 
den  Illenauer  Direktor  Dr.  Roller  vorliegen,  die  uns  einen  tiefen  Einblick  in  ihr 
Seelenleben  gewähren. 
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Einsamkeitsdrange  und  seiner  sich  manchmal  bis  zur  Schwermut 
steigernden  Grübelei  in  der  Stille  des  Studierzimmers  hinzugeben, 
ohne  daß  ihn  sein  lästiges  Lehramt  daran  hindern  konnte. 

Wollen  wir  die  seelische  Disposition  des  Mannes,  als 
deren  Komponenten  wir  bereits  den  buchhändlerischen  Mißerfolg, 
die  Vermögensverluste  und  die  Erbitterung  über  die  ihm  zugetane 
Unbill  in  den  Jahren  185 1  —  53  bezeichnen  konnten,  in  den 
50er  Jahren,  also  vor  allem  während  der  Zeit,  in  welche  die 
Ausarbeitung  seines  Lebenswerkes  fällt,  ganz  verstehen,  so  müssen 
wir  unterscheiden  zwischen  dem  Manne  der  48  er  Revolution  und 
dem  Manne  nach  1848.  Wir  müssen  den  agitatorisch  wirkenden 
Volkstribun  und  den  unbelehrbaren,  doktrinären  Stubengelehrten 
auseinanderhalten.^)  Freilich  doktrinär  war  auch  der  Agitator  der 
Handwerker-  und  Arbeiterbewegung  im  Sinne  des  Föderalismus, 
wie  wir  ihn  in  dem  i.  und  2.  Kapitel  dieses  Bandes  kennen  gelernt 
haben.  Ich  habe  des  öfteren  früher  hervorgehoben,  daß  Winkel- 
blech auch  in  den  Jahren  der  öffentlichen  Tätigkeit  nur  sein 
System  des  Föderalismus,  das  längst  in  seinem  Kopfe  fertig 
konzipiert  war,  sei  es  im  Landtage,  sei  es  auf  den  Handwerker- 
und Arbeiter\^ersammlungen  vortrug,  daß  er  nie  als  Lernender 
oder  Zuhörer,  als  passiv  Rezipierender  auftrat,  sondern  stets  als 
Lehrer  und  Gesellschaftspädagog  großen  Stils,  als  Dozent.  Dadurch 
ist  es  auch  gekommen,  daß  die  im  übrigen  (nach  Kolbes 
Meinung)  segensreichen  Wirkungen  seines  öffentlichen  Auftretens 
während  der  Revolutionszeit,  wie  die  unaufhörlichen  Aufregungen 
und  Anspannungen,  die  heilsam  auf  sein  Inneres  einwirkten  und 
ein  gesundes  Gegengewicht  gegen  die  einseitige  Geistestätigkeit 
bildeten,  sich  nur  in  bescheidenem  Maße  an  dem  Charakter 
unseres  Freundes  bewährten.  Seine  Unbelehrbarkeit,  sein  scharf 
ausgeprägter  Doktrinarismus,  der  alles  längst  studiert,  in  sich 
aufgenommen  und  in  seinem  Hirne  klassifiziert  hatte,  hinderten 
ihn  daran,  von  geistig  ebenbürtigen  Gegnern  zu  lernen.  Ja,  man 
kann  sagen :  es  fehlte  ihm  überhaupt  eine  Arena  mit  geistig 
ebenbürtigen  Gegnern,  und  Kolbe  hat  recht,  wenn  er  meint,  daß 
Winkelblech  mit  unbestrittener  Überlegenheit  nur  eine  kleine 
Schar   von    Anhängern  beherrscht   habe,    deren    gläubiges    „avvbg 


*)  Auch  hier  folge  ich    im    wesentlichen    dem    bereits    erwähnten  Krankheits- 
berichte Dr.  Kolbes. 
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erpd"  den  einsamen  Denker  in  seiner  lehrhaft  dogmatischen  Ab- 
geschlossenheit nur  befestigen  und  einengen  konnte.  Und  Ähn- 
liches betonten  wir  bereits  früher  bei  unserer  Würdigung  der 
1848  er  Handwerkerbewegung.  Schon  damals  sagte  ich,  daß  er, 
den  Handwerkern  und  Arbeitern  naturgemäß  an  Bildung  weit 
überlegen,  in  erster  Linie  als  Pädagog,  als  IJozent,  dem 
seine  Schüler  nicht  zu  widersprechen  gewohnt  sind,  aufgetreten 
sei.  Ganz  besonders  tritt  das  unseres  Erachtens  beim  Hamburger 
Vorkongreß  und  beim  Frankfurter  Arbeiterkongresse  zutage.  Ist 
schon  an  sich  der  Lehrberuf  im  Stile  eines  akademischen  Dozenten 
insofern  gefährlich,  als  der  Lehrer  gewohnt  ist,  ex  cathedra 
Wahrheiten  zu  verkünden,  deren  Richtigkeit  von  den  ihm  zu 
Füßen  sitzenden  Zuhörern  nicht  bestritten  zu  werden  pflegt,  so 
gilt  das  um  so  mehr  für  einen  Sozialpädagogen  und  Volks- 
tribunen,  der  sich  einem  geistig  minder  gebildeten  und  minder 
urteilsfähigen  Publikum  gegenüber  befindet.  Zweifellos  haben 
die  leichten  Siege,  welche  der  Kasseler  Nationalökonom  ver- 
mittels seines  reichen  Wissens  und  seiner  großzügigen  Rednergabe 
in  den  Versammlungen  während  der  Revolutionszeit  erfochten 
hat,  in  dem  früher  angedeuteten  Sinne  auf  seinen  Charakter  ab- 
gefärbt. Aber  der  Revolutionsredner  war,  wie  auch  Kolbe  hervorhebt, 
ein  anderer  Mann,  als  der  grüblerische  Einsiedler  der  Reaktions- 
periode. Der  Hausarzt  meint,  in  keiner  Zeit  seines  Lebens  sei 
Winkelblech  so  körperlich  gesund,  geistig  heiter  und  zufrieden 
gewesen,  als  in  den  Stürmen  der  Revolutionszeit.  Und  die  Wahr- 
heit dieser  Äußerung  können  wir  aus  Familienbriefen  jener  Zeit 
bestätigen,  in  denen  Frau  Emma  manchmal  von  Äußerungen 
und  Taten  ihres  Mannes  berichtet,  die  sogar  einen  feinen  und 
trockenen  Humor  zeigen.  Ganz  anders  in  den  50  er  Jahren. 
Nach  den  Enttäuschungen,  die  ihm  die  öffentliche  W^irksamkeit 
bereitet  hatte,  und  nach  den  trüben  Erfahrungen  der  Jahre  1852/53 
wendet  sich  Winkelblech  mit  doppeltem  Eifer  seiner  Arbeit  zu. 
Er  zieht  sich,  wie  uns  Kolbe  berichtet,  immer  mehr  von  allem 
Verkehr  mit  der  Außenwelt  zurück.  Nach  angestrengten,  mit 
Touton  gemeinschaftlich  verlebten  Stunden  sieht  er  sein  Werk 
langsam  reifen,  aber  der  bewährte  Arzt  und  Seelenkenner  meint : 
ohne  die  alte  Freudigkeit.  „Es  mag  ein  Gefühl  der  Erschlaffung, 
von  Abnahme  seiner  geistigen  Kräfte  nach  so  übertriebener  An- 
spannung   ihn   belästigt   haben,    es    mag    gewiß    auch    ein    Gefühl 
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der  Enttäuschung  gewesen  sein,  des  fruchtlosen  Ringens,  ein  Be- 
wußtsein des  so  wenig  Erreichten  nach  so  vielem  Gewollten.  Dieses 
System,  das  bestimmt  war,  der  Welt  eine  neue  Gestalt  zu  geben 
und  nach  seiner  Idee  einen  neuen  Ausgangspunkt  der  Geschichte 
zu  bilden,  fand  kaum  Beachtung  und  ward  kaum  ein  Gegen- 
stand der  wissenschaftlichen  Diskussion,  während  es  nach  seiner 
geschlossenen  und  treuen  und  logischen  Durcharbeitung  natürlich 
dem  größeren  Publikum  fern  bleiben  mußte  und  eine  unmittelbare 
Wirkung  nicht  hervorbringen  konnte.  Dazu  hatte  er  seiner  ganzen 
Natur  nach  so  nur  das  Ganze  im  Auge  gehabt,  daß  sich  ihm 
Anknüpfungspunkte  für  einzelne  Betrebungen  in  der  Praxis  gar 
nicht  boten"  (Kolbe). 

In  dieser  Zeit  der  zurückgezogenen  Gelehrtenarbeit  fehlt  das 
Gegengewicht  der  öffentlichen  Betätigung,  der  Berührung  mit 
anders  Denkenden,  mit  ebenbürtigen  Männern,  es  sei  denn,  daß 
man  die  Begründung  einer  öffentlichen  Speiseanstalt  (einen  Plan, 
den  Winkelblech  bis  ins  einzelne  „föderalistisch"  ausarbeitete) 
als  „öffentliche"  Betätigung  will  gelten  lassen.  In  seiner  Gelehrten- 
stube tönt  Winkelblech  kein  Widerspruch  entgegen.  Touton 
ordnet  sich  ihm  gläubig  unter  und  nimmt  dankbar  die  Anregungen 
des  stärkeren  Geistes  in  sich  auf.  Es  ist  natürlich,  daß  sich 
während  dieser  angestrengten  Tätigkeit,  die  sich  ganz  abseits 
vom  eigentlichen  Leben  und  infolge  des  mangelnden  Erfolges,  wie 
wir  annehmen  dürfen,  ohne  innere  Freudigkeit  vollzog,  die  an- 
geborene Reizbarkeit  unseres  Freundes  steigert.  „Er  wurde 
ängsthch,  ein  jeder  unvermutete  und  ungewohnte  Eindruck  regte 
ihn  außergewöhnlich  auf",  so  meint  Kolbe.  Auch  gesundheitlich 
mußte  das  auf  ihn  zurückwirken,  auf  sein  Nervensystem,  zumal 
er  an  keinen  Widerspruch  gewöhnt  war  und  sich,  wie  der  Haus- 
arzt bekümmert  hinzufügt,  auch  jeder  Einwirkung  des  Arztes  ver- 
schloß und  zu  keiner  Änderung  seiner  sitzenden  Lebensweise 
zu  bewegen  war.  So  unterliegt  er  —  wie  sich  aus  Briefen  der 
Frau  Emma  an  ihren  Vater  vom  22.  August  1857  und  v'om 
29.  August  1859  entnehmen  läßt  —  wiederholt  hypochondrischen 
Anfällen.  Darum  blieb  er  aber  doch  im  Verkehr  mit  anderen 
der  liebenswürdige  und  geistreiche  Mann,  als  der  er  allgemein 
geschätzt  zu  sein  scheint,  während  er  in  der  Einsamkeit  oft  die 
Beute  der  tiefsten  Schwermut  wurde  und  seine  Umgebung  „mit 
erfinderischer  Selbstquälerei"    peinigte.      So    zogen    die    Jahre   für 
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ihn  in  steter  angestrengter  Arbeit,  in  sich  stetig  steigender  Reiz- 
barkeit der  Nerven,  in  immer  absonderhcherem  Einsamkeitsdrang 
dahin,  als  das  Ereignis  eintrat,  das  wir  ohne  Übertreibung  als  die 
vierte  große  Zäsur  im  Leben  dieses  Mannes  bezeichnen  können. 
Ich  meine  des  treuen  Touton  schwere  Erkrankung 
und  Tod. 

Ein  Brief  vom  21,  Januar  des  Jahres  1861,  den  Frau  Emma 
an  ihren  Vater  richtet,  meldet  uns,  daß  Touton  seit  einigen 
Tagen  an  überaus  heftigen  Unterleibsschmerzen  daniederliegt, 
und  der  Krankenbericht  Kolbes  fügt  hinzu,  daß  mit  Umsicht  und 
äußerster  Sorgfalt  Winkelklech  seinen  treuen  Freund  gepflegt 
habe.  Der  Brief  der  Gattin  läßt  bereits  ahnen,  wie  furchtbar  der 
Verlust  des  unentbehrlichen  Arbeitsgenossen  auch  der  Familie 
erscheinen  mußte.  Frau  Emma  meint  am  21.  Januar,  ihr  Mann 
sei  dem  Verzweifeln  nahe,  „wie  ihr  Euch  denken  könnt".  Und 
am  22.  fügt  sie  dem  begonnenen  Briefe  ein  paar  Zeilen  hinzu, 
wonach  sich  die  Familie  Winkelblech  bereits  auf  das  Schlimmste 
vorbereitete.  „Gott  helle  meinem  Manne,  den  schweren  Schlag 
überstehen !"  meint  die  tapfere  Frau.  Sie  erklärt  ihrem  Vater, 
daß  sie  auf  keinen  Fall  ihren  Mann  auch  nur  auf  einen  Augen- 
blick verlassen  könne,  und  bittet  ihn  in  rührender  Weise,  doch 
an  ihren  Sohn  Ludwig,  der  sich  als  achtzehnjähriger  Ingenieur 
in  Österreich  befand,  zu  schreiben  und  ihm  darzulegen,  wie  viel 
Touton  seinem  Vater  und  ihnen  allen  gewesen  sei.  „Laß  in 
seine  Jugend  diesen  Schmerz  voll  und  ganz  fallen !  Wiederhole 
ihm,  was  Touton  uns,  was  er  ihm  stets  gewesen  ist!"  —  An 
demselben  Tage,  an  dem  dieser  Brief  abgeht,  ist  Touton  bereits 
gestorben,  wie  sich  dem  Programme  der  Gewerbeschule  für  1860 
entnehmen  läßt.  Und  zwar  starb  er  am  Abdominaltyphus,  zu 
dem  während  der  Genesung  eine  Darmperforation  hinzutrat,  am 
22.  Januar  1860.  Aus  dem,  was  wir  früher  über  das  Verhältnis 
Toutons  zu  seinem  Freund  und  Meister  gesagt  haben,  läßt  sich 
unschwer  entnehmen ,  wie  furchtbar  dieser  schwere  Schicksals- 
schlag den  an  sich  schon  verbitterten  und  gereizten  Mann, 
namentlich  bezüglich  der  Aussichten ,  sein  Werk  zu  vollenden, 
treffen  mußte.  Kolbe  erzählt  uns,  daß  Winkelblech  in  den  letzten 
schlimmen  Jahren,  in  denen  er  bereits  empfindlich  und  mißtrauisch 
gegen  jedermann  war,  nur  das  Verhältnis  zu  Touton  ungestört 
aufrecht    erhielt,    „in    dem    er    die    aufrichtigste  Liebe    mit    dem 
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stärksten  Egoismus  verband."  Und  Touton  hatte  nach  wie  vor  in 
seiner  anspruchslosen  Bescheidenheit  die  Entscheidung  in  allen 
praktischen  Dingen  gegeben  und  so  seinem  Freund  unbequemes 
Nachdenken  erspart.  „Touton  besorgte  das  Laboratorium,  be- 
reitete die  Vorlesungen  vor,  schrieb  die  Diktate  nach,  wie  er  zur 
rechten  Stunde  ans  Ausgehen  erinnerte  und  die  Kleider  für  den 
Tag  bestimmte.  —  Und  außerdem  betete  er  ihn  an;  bei  ihm 
hatte  VVinkelblech  in  allen  Launen  und  Grillen  nie  unrecht  und 
fand  nie  Widerspruch."     (Kolbe.) 

Nach  dem  Ableben  seines  Freundes  bricht  Winkelblech  zu- 
sammen. In  seinem  nüchternen  Chronikstil  berichtet  das  Programm 
der  höheren  Gewerbeschule  vom  Jahre  1860  unter  demselben 
Datum  des  22.  Januar  1860,  daß  der  Präparator  Touton  zum 
Bedauern  des  Lehrerkollegiums  gestorben  sei,  und  daß  Professor 
Winkelblech  wegen  schwerer  Erkrankung  seine  Vorlesungen  einst- 
weilen habe  unterbrechen  müssen.  Der  Verlust  des  einzig  ge- 
liebten und  treuen  Genossen  trifft  die  bereits  zerrütteten  Ner\^en 
unseres  Denkers  so  furchtbar  und  so  niederschmetternd,  daß 
eine  nicht  ungefährliche,  schwere  geistige  Erkrankung  über  ihn 
hereinbricht,  deren  bedenkliche  Symptome  es  der  Gattin  und  dem 
Arzte  zur  Pflicht  machen,  an  eine  radikalere  Kur  zu  denken,  als 
sie  sich  für  den  schwer  getroffenen  Mann  in  Kassel  ohne  Unter- 
brechung der  Lehrtätigkeit  am  Technikum  hätte  ermöglichen 
lassen.  Nach  schweren  Kämpfen  gelingt  es,  den  eigenwilligen  und 
schwer  lenkbaren  Kranken  zu  bewegen,  sich  einer  Heil-  und 
Pflegeanstalt  anzuvertrauen  und  dort  eine  Zeitlang  nur  der  Ge- 
sundung zu  leben. 

Doch  das  bedeutet  ein  so  einschneidendes  Ereignis  im  Leben 
Winkelblechs  und  stellt  derart  die  Krönung  eines  tragischen 
Schicksals  in  diesem  Forscherleben  dar,  daß  wir  die  Erzählung 
hier  einstweilen  abbrechen,  um  in  einem  neuen  Kapitel  ein- 
gehender die  bittere  Prüfungszeit  des  gequälten  Mannes  zu 
Illenau,  die  Ereignisse,  die  ihr  unmittelbar  voraufgehen  und  die, 
welche  ihr  folgen,  erörtern  zu  können. 
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Kapitel  IV. 

Der  Aufenthalt  Winkelblechs  in  Illenau. 

1860— 1861. 

Nur  mit  Zagen  trete  ich  an  dieses  Kapitel  heran,  das  dem 
Leser  die  schwere  Prüfungszeit,  welche  das  Schicksal  über  Winkel- 
blech verhängte,  schildern  soll.  Es  ist  für  einen  Biographen  eine 
heikle,  ja  fast  unmögliche  Aufgabe,  darzutun,  wie  geistige  Um- 
nachtung von  dem  Helden  seines  Buches  Besitz  ergreift.  Nur 
vorsichtig  tastend  vermögen  wir  in  diesem  Kapitel  vorzugehen, 
aber  versuchen  müssen  wir  es  doch,  den  geistigen  Zusammenbruch 
des  Mannes,  dem  wir  unsere  Arbeit  gewidmet  haben,  zu  erklären, 
versuchen  müssen  wir  es  um  der  Wahrheit  willen,  um  wirklich 
das  innerste  Wesen  Winkelblechs  kennen  zu  lernen.  Und  noch 
eine  zweite,  ebenso  heikle  Aufgabe  steht  uns  in  diesem  Kapitel 
bevor:  wir  müssen,  wenigstens  mit  einem  Worte,  das  Verhältnis 
des  Kasseler  Sozialökonomen  zu  seiner  tapferen  und  charakter- 
starken Frau  und  somit  seine  Ehe  überhaupt,  berühren.  Wir 
wissen  es  der  Tochter  Winkelblechs  Dank,  daß  sie  uns  vertrauens- 
voll gestattet  hat,  das  Material  der  Illenauer  Krankenanstalt  zu 
benutzen,  auf  dem  fast  allein  die  folgende  Darstellung  aufge- 
baut ist.^) 

Am  Schlüsse  des  vorigen  Kapitels  sahen  wir,  daß  mit  dem 
Augenblicke,  in  dem  Touton  starb,  Winkelblech  seelisch  und 
körperlich  völlig  zusammenbrach.  Dürfen  wir  dem  schon  öfters 
zitierten  Krankenberichte  Kolbes  auch  hier  Glauben  schenken,  so 
sind  freilich  auch  schon  früher  bestimmte  geistige  Störungen  vor- 


^)  Auf  ausdrückliche  Erlaubnis  der  Tochter  Winkelblechs,  der  Frau  Hof- 
photograph Rothe  zu  Kassel,  wurden  mir  von  dem  jetzigen  Direktor  der  Anstalt 
in  Illenau,  Herrn  Geheimrat  Schüler,  gütigst  die  Akten  Winkelblechs  während 
seiner  Leidenszeit  1860/61  zur  Verfügung  gestellt.  Sie  enthalten  vor  allem  das 
Krankenjournal,  sowie  Briefe  des  Hausarztes  Dr.  Kolbe  und  der  Gattin  Winkel- 
blechs an  den  damaligen  Direktor  der  Anstalt  Dr.  Roller,  Briefe,  die  zum  Teil  in 
ergreifender  Weise  der  Charakter  und  die  tapfere  Geduld  von  Frau  Emma  im 
hellsten  Lichte  erscheinen  lassen.  Psychologisch  bieten  sie  überaus  wichtige  Auf- 
schlüsse über  das  Verhältnis  der  beiden  Ehegatten  zueinander. 
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gekommen  —  wir  sprachen  ja  bereits  von  seiner  Neigung  zur 
Hypochondrie  — ,  die  aber  von  dem  selbstlosen  Freunde  auf  das 
treuste  verhehlt  wurden.  Kolbe  berichtet,  Winkelblech  habe  nur 
wenige  Tage  vor  Toutons  Tode  selbst  geäußert,  daß  er  große 
Besorgnis  vor  Geisteskrankheit  habe,  und  diese  Besorgnis  hege 
er,  seitdem  er  einmal  als  Deputierter  im  Landtage  1849  beim 
Vorlesen  eines  gleichgültigen  Berichtes  ein  plötzliches  Versagen 
seiner  Gedanken  bemerkt  und  nur  mit  Mühe  verborgen  habe. 
Und  ein  solcher  Zustand  habe  sich  dann  öfters  wiederholt.  Da- 
mals schon  scheinen  sich  die  eigentümlichen  Erscheinungen,  über 
die  er  vor  allem  in  dem  Krankenjournal  so  ergreifend  klagt,  ge- 
zeigt zu  haben.  So  soll  er  einige  Wochen  vor  Toutons  Tod  auf 
einer  Reise  am  Fenster  plötzliche  Gestalten  gesehen  und  durch 
sein  ängstliches  Rufen  seine  Hausbewohner  wiederholt  gestört 
haben.  Aber  vor  1860  trugen  diese  Störungen  doch  mehr  den 
Charakter  des  Absonderlichen  und  Wunderlichen,  und  im  all- 
gemeinen wurde  „die  breite  Bahn  des  gesunden  Sinnes  noch 
innegehalten".  Mit  Toutons  Tod  dagegen  trat  die  Katastrophe 
ein.  Vernehmen  wir  darüber  die  Schilderung,  die  Kolbe  von 
Winkelblechs  Zustande  in  dem  an  Roller  gerichteten  Kranken- 
bericht entwirft.  „Sobald  ihm  seines  Freundes  Tod  zur  Gewißheit 
geworden  war,  legte  er  sich  zu  Bett,  das  er  seitdem  oft  tagelang 
nicht  verläßt,  und  überHeß  sich  den  verzweifeltsten  Schmerz- 
ausbrüchen bei  völliger  Gleichgültigkeit  gegen  alle  äußeren  Dinge. 
Nach  seiner  Tochter,  die  zugleich  am  Typhus  krank  lag,  hat  er 
nie  gefragt;  die  einzige  Sorge,  die  ihn  noch  mit  dem  Leben  ver- 
bindet, ist  für  seine  Frau,  daß  sie  gesund  bleiben  und  ihn 
nicht  verlassen  möge,  an  diese  klammert  er  sich  allein  im  Ge- 
fühle seiner  Hilflosigkeit,  dabei  von  Zweifeln  geplagt,  daß  er 
auch  von  ihr  getrennt  werden  könnte.  Nur  ihre  geduldige  Sanft- 
mut vermag  ihn  in  gewissem  Grade  zu  bestimmen.  Meist  vor 
sich  hinbrütend,  schreckt  er  plötzlich  mit  lautem  Schreien  und 
Schluchzen  auf,  weil  er  einen  Toten  zu  sehen  oder  zu  fühlen 
glaubt,  flüchtet  dann  wohl  des  Nachts  zu  seiner  Frau  Schutz 
suchend  und  murmelt  Klagen  vor  sich  hin.  Beim  Eintritt  eines 
anderen  fährt  er  meist  entsetzt  auf  mit  dem  Rufe:  Fort,  hinweg! 
wenn  er  auch  auf  das  Kommen  vorbereitet  ist.  Er  hat  auch 
nicht  einen  Versuch  zu  einer  Beschäftigung  seit  vier  \\'ochen  ge- 
macht    und    geht   auf   kein    mit    seinem    Zustand    nicht    in  Ver- 
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bindung  stehendes  Gespräch  ein.  Seine  Antvv^orten  entsprechen 
den  Fragen,  doch  vermag  er  nicht  irgend  anhaltend  einen  Gegen- 
stand zu  verfolgen;  er  wacht  während  des  Sprechens  wie  aus 
einem  Traume  auf  und  kehrt  zum  Ausgangspunkt  zurück.  Öfters 
während  des  Sprechens  stockt  er  plötzlich,  schließt  die  Augen, 
neigt  den  Kopf  und  macht  mit  beiden  Händen  wiegende  kreis- 
förmige Bewegungen,  scheinbar  ohne  Besinnung,  um  plötzlich 
wieder  mit  Schrecken  aufzufahren."  Dabei  war  sich  Winkelblech 
der  Lage  seines  überaus  ernsten  Zustandes  wohl  bewußt.  Es  ist 
ergreifend,  in  Kolbes  Bericht  zu  lesen,  wie  der  Ärmste  sich 
ängstigt  und  sorgt,  daß  man  ihn  in  eine  Irrenanstalt  bringen 
könne,  und  wie  er  sich  durch  beständige  Fragen  an  seine  Frau 
darüber  Gewißheit  verschaffen  möchte.  Beim  Besuche  der  Pflege- 
anstalt Haina,  den  er  während  der  Revolutionszeit  einmal  aus- 
geführt hat,  soll  er  Zeuge  einer  überaus  peinlichen  Szene  gewesen 
sein,  deren  Eindruck,  wie  der  Hausarzt  vermutet,  in  ihm  immer 
lebendig  geblieben  sei.  Kolbe  glaubt,  seinem  lUenauer  Kollegen 
die  geistige  Erkrankung  Winkelblechs  so  darstellen  zu  müssen, 
daß  es  sich  um  keine  qualitative  Abnormität  des  Seelenlebens, 
sondern  vielmehr  um  ein  Herabsinken,  eine  Schwächung  der  zu- 
sammenhängenden geistigen  Funktionen  handle.  Erbliche  Anlage 
(wir  erinnern  uns  des  apoplektischen  Vaters),  vor  allem  aber 
geistige  Überarbeitung  als  Agitator  und  als  Schriftsteller,  Ent- 
täuschung über  den  Mißerfolg  seines  Buches,  Schmerz  über  den 
Tod  des  unentbehrlichen  Arbeitsgenossen  und  das  daraus  ent- 
springende Gefühl  allgemeiner  Hilflosigkeit,  das  sind  dem  Haus- 
arzt zufolge  die  psychischen  Ursachen,  die  den  Zustand  herbei- 
geführt haben.  Es  handle  sich  um  eine  „in  ein  Gefühl  des 
Schmerzes  versenkte"  Melancholie,  um  eine  Schwäche,  um  einen 
drohender;  Zerfall.  Und  im  Hintergrund  stehe  als  unheimliches 
Gespenst  die  geistige  Verwirrtheit.  Um  ihn  vor  dieser  zu  be- 
wahren und  ihn  seiner  Familie  und  seinem  Werke  wiederzugeben, 
beschließen  nach  reiflichster  Überlegung  Frau  Emma  und  ihr 
treuer  Berater  Dr.  Kolbe,  die  Aufnahme  des  teuren  Kranken  in 
die  badische  Heil-  und  Pflegeanstalt  Illenau  zu  bewirken.  Denn 
nur  von  einer  Anstaltsbehandlung  versprechen  sie  sich  dauernde 
Besserung,  weil  eine  Behandlung  im  Hause  des  Kranken  unmög- 
lich erscheint;    der   verbitterte    und    abgeschlossen,    einsiedlerisch 

lebende  Mann  duldete    nämlich    keine  Einwirkung  von  seiner  ge- 
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wohnten  Umgebung  und  nahm  alle  in  Kassel  getroffenen  Maß- 
regeln mit  Kummer  und  Empörung  auf. 

Sowohl  Frau  Emma,  die  dieser  Überzeugung  in  ihrem  die 
Krankheit  des  Mannes  offiziell  meldenden  Schreiben  an  den 
Direktor  der  höheren  Gewerbeschule  Ausdruck  gibt,  als  auch 
Dr.  Kolbe  in  seinem  Krankheitsberichte  sind  der  festen  Über- 
zeugung, daß  vor  allem  das  psychologische  Moment  bei  ihrer 
Entschließung  maßgebend  sein  müsse,  den  Kranken  einmal  in 
ganz  andere  Verhältnisse  zu  versetzen  und  ihn  indirekt  zu  nötigen, 
sich  in  eine,  wenn  auch  ruhige  und  nicht  hervortretende,  so  doch 
immerhin  vorhandene  Disziplin  zu  fügen.  Beide  smd  bei  ihrem 
Streben  jedenfalls  von  keinem  anderen  Motive  geleitet  gewesen, 
als  von  dem,  wie  es  Kolbe  bezeichnet,  „einen  hochbegabten  Mann 
recht  bald  den  Seinen  und  seiner  Stellung  wiederzugeben". 

Am  i8.  Februar  bittet  Kolbe  in  einem  Schreiben  an  den 
Direktor  der  Illenauer  Anstalt,  Dr.  Roller,  um  die  Aufnahme 
seines  Patienten  und  erklärt  sich  bereit,  nach  Übersendung  des 
vorgeschriebenen  Frageformulars  eingehend  über  die  Krankheit 
Winkelblechs  zu  berichten.  Dem  Leser  ist  dieser  Krankenbericht, 
den  Kolbe  am  20.  Februar  seinem  ersten  Bewerbungsschreiben 
folgen  läßt,  schon  indirekt  bekannt  geworden,  denn  wir  verdanken 
ihm  die  Grundlage  für  die  Charakteristik  Winkelblechs,  die  wir 
im  vorigen  Kapitel  versucht  haben,  und  die  vorstehende  Schilde- 
rung seines  geistigen  Zusammenbruches.  Am  20.  Februar  schreibt 
auch  Frau  Emma  in  besonnener  und  doch  ergreifender  Weise  an 
den  Direktor  der  Anstalt  und  bittet  um  Aufnahme  ihres  Mannes. 
Sie  erklärt  sich  zur  Übernahme  der  vorgeschriebenen  Bürgschaft 
bereit  und  will  alles  tun,  um  dem  Kranken  die  beste  Pflege  und 
Aufnahme  zuteil  werden  zu  lassen.  Am  Schlüsse  dieses  Briefes 
gibt  sie  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  ihr  Patient  bereits  in  den 
nächsten  Tagen  in  lUenau  eintreffen  könne.  Aber  erst  am  25. 
erfolgt  die  zustimmende  Antwort  des  Direktors,  am  27.  meldet 
uns  ein  neues  Schreiben  der  Gattin  an  Roller,  daß  der  erste  Ab- 
reiseversuch durchaus  verunglückt  ist.  Gerade  dieser  Brief  zeigt 
in  zu  Herzen  gehender  Weise,  wie  sehr  die  charakterstarke  Frau 
all  ihren  Mut  und  ihre  Kräfte  zusammennehmen  muß,  um  ihren 
Lebensgefährten,  dem  sie  sich  bislang  stets  untergeordnet  hat, 
dazu  zu  bewegen,  sich  auch  einmal  einem  anderen  Willen  als 
dem  seinigen   zu    beugen.     Bei  all  seinen  Klagen  und  Vorwürfen 
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bleibt  sie  standhaft,  weil  sie  eben  in  einem  regulären  Heilverfahren 
die  einzige  Rettung  des  Kranken  sieht.  Sie  meldet  bekümmert, 
wie  ihren  Mann  seit  dem  Entstehen  des  Leidens  der  Gedanke 
quält,  man  würde  ihn  in  eine  Irrenanstalt  bringen,  und  wie  er 
stundenlang  sich  nicht  von  seiner  unglücklichen  Idee  abbringen 
läßt.  Der  erste  Plan  der  Reise  mißglückt,  so  klug  man  auch 
versucht  hatte,  ihn  vorzubereiten,  denn  der  Kranke  durchschaute 
alles  und  war  nicht  zu  bewegen,  das  Haus  zu  verlassen.  Un- 
endlich traurig  und  verzweifelt  wendet  sich  die  Frau  noch  einmal 
an  den  Direktor  und  erfleht  seinen  Rat,  der  am  i.  März  willig 
gegeben  wird.  Am  4.  März  meldet  Kolbe  gleichfalls  in  einem  die 
Schilderung  der  Frau  ergänzenden  Schreiben,  daß  der  erste  Reise- 
versuch mißglückte ,  und  zwar  infolge  der  ungeheuren  Aufregung 
des  Kranken,  der  eine  große  Abscheu  vor  einer  Anstalt  zeigte 
und  nur  mit  Gewalt  von  seiner  Gattin  getrennt  werden  konnte. 
Kolbe  ist  sich  der  Schwierigkeit  der  Lage  durchaus  bewußt.  Auf 
dem  Standpunkte  stehend,  daß  eine  Trennung  Winkelblechs  von 
seiner  bisherigen  Umgebung  und  seine  Unterbringung  in  eine 
Anstalt  absolut  notwendig  seien,  um  des  Mannes  selbst  und  um 
seiner  Familie  willen,  erklärt  er  schließlich  seinem  Kollegen,  selbst 
vor  der  Gewalt  nicht  zurückweichen  zu  wollen,  und  schildert  ihm 
eingehend  den  Plan,  den  er  am  nächsten  Morgen  verwirklichen 
möchte. 

Der  zweite  Reiseplan  war  von  Erfolg  gekrönt,  denn  die  Akten 
zeigen  uns  ein  lakonisches  Telegramm  vom  5.  März  des  Inhalts, 
daß  Winkelblech  die  Reise  nach  lUenau  angetreten  hat,  und  alles 
geht  besser,  als  man  anfangs  dachte.  Unser  Denker  scheint  sein 
Mißtrauen  gegen  eine  Heilanstalt  überhaupt  bald  aufgegeben  zu 
haben.  Das  freundliche  und  verständnisvolle  Entgegenkommen  des 
Direktors,  namentlich  aber  der  Umgang  mit  dem  Anstaltspfarrer,  der 
sich  des  Auftretens  unseres  Winkelblech  während  der  48  er  Re- 
volution wohl  erinnerte  und  gleich  auf  seine  sozialen  und  politischen 
Bestrebungen  einging,  scheinen  Wunder  gewirkt  und  dem  eigen- 
willigen Manne  gezeigt  zu  haben,  daß  man  es  aufrichtig  gut  mit 
ihm  meine  und  daß  man  es  verstehe,  auf  seine  Interessen  liebe- 
voll einzugehen.  Ganz  glückhch  dankt  bereits  am  15.  März  Frau 
Emma  dem  Direktor  für  alle  seine  guten  Nachrichten,  vor  allen 
Dingen  glücklich  darüber,  daß  der  eben  genannte  Pfarrer  es  ver- 
standen   habe,     die-   politische    und    wissenschaftliche    Bedeutung 
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Winkelblechs  zu  würdigen,  viele  andere  hätten  die  Bestrebungen 
ihres  Mannes  verkannt.  „Leicht  konnte  das  geschehen,  denn  wer 
ahnte,  daß  meines  Mannes  scharfes  Auge  für  alle  Fehler  und 
Schwächen  des  Einzelnen  nur  durch  Wohlwollen  für  alle  so  ge- 
schärft war.  Um  der  Menschheit  wohlzutun,  tat  er  dem  Menschen 
weh."  In  inniger  Besorgnis  ist  Frau  Emma  eifrig  darauf  bedacht, 
auch  die  Illenauer  Arzte  mit  den  Interessen  und  den  Gedanken 
ihres  Mannes  vertraut  zu  machen,  damit  sie  um  so  liebe-  und 
verständnisvoller  auf  diese  eingehen  könnten.  So  erwähnt  sie 
ausdrücklich  in  ihrem  Schreiben  an  den  Direktor  Roller,  wie  ihr 
Gatte  viel  Sinn  für  alle  bildende  Kunst,  namentlich  für  Architektur 
gehabt  habe,  und  auch  sein  greiser  Schwiegervater,  Professor 
Gerling  in  Marburg,  macht  ausdrücklich  den  Illenauer  Arzt  darauf 
aufmerksam,  daß  Winkelblech  neben  naturwissenschaftlichen  und 
nationalökonomischen  sich  namentlich  stark  ästhetischen  Interessen 
zuwandte,  und  daß  er  früher  auch  mit  der  Sammlung  und  Ver- 
gleichung  alter  Kirchenlieder  beschäftigt  gewesen  sei.  Jedenfalls 
geht  aus  den  Briefen  der  Frau  Emma  (die  Antworten  des  Direktors 
können  wir  ja  nur  indirekt  aus  ihnen  entnehmen)  deutlich  hervor, 
daß  sich  unser  Freund  in  der  Illenauer  Heilanstalt  in  den  aller- 
besten Händen  befand  und  daß  man  mit  Erfolg  bemüht  war,  durch 
Heranziehung  heiterer  und  harmloser  Geselligkeit  mit  Hilfe  der 
jüngeren  Arzte,  des  Pfarrers  und  dessen  Gattin  dem  Kranken  die 
Weltfremdheit  und  die  Verbitterung  zu  nehmen  und  ihn  in  eine 
möglichst  heitere  Laune  zu  versetzen.  Daneben  geht  natürlich 
die  fortlaufende  genaue  Beobachtung  vom  rein  ärzthchen  Stand- 
punkte, wie  das  im  Archiv  der  Anstalt  befindliche  Krankenjournal 
Winkelblechs  beweist,  das  ich  als  Laie  nur  kurz  im  Folgenden 
skizzieren  kann. 

Dreierlei  entnehmen  wir  dem  Krankenjournal:  einmal 
gibt  es  Aufschluß  über  die  Zustände  und  Erscheinungen,  an  denen 
der  Kranke  litt,  sodann  zeigt  es  den  ergreifenden  Jammer  des 
einsamen  Mannes  über  den  Tod  seines  Freundes,  die  Sorge  um 
Frau  und  Tochter  und  endlich  vor  allen  Dingen  den  Kummer 
über  den  Zustand  seines  Werkes,  das  er  noch  unvollendet 
weiß  und  an  dessen  Vollendung  er  zweifeln  muß.  Auch  wird 
uns  Aufschluß  über  manche  inneren  Kämpfe,  die  ihn  seit  langem 
bewegten,  erteilt.  Sein  Geisteszustand  ist  ja  nicht  derart  gestört 
gewesen,  daß  man  die  Äußerungen  des  Krankenjournals  als  krank- 
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hafte  Emanationen  überhaupt  nicht  zur  Darstellung  seines  Innen- 
lebens heranziehen  könnte,  sondern  die  Verwirrtheit  seines 
Geistes,  die  Wahnideen,  die  ihn  erfüllen,  weichen  häufig  ganz 
lichten  Tagen,  an  denen  er  sich  der  Umwelt  bewußt  wird. 
Außerdem  geben  gerade  über  die  lichten  Tage  und  die  Be- 
schäftigungen, denen  sich  der  geistig  ruhelose  Mann  hingibt,  die 
Blätter  des  Journals  Aufschluß. 

Was  die  Krankheit  selbst  angeht,  so  will  ich  sie  ganz  kurz 
nach  dem  Krankenjournal  schildern.  Der  Kranke  klagt  über 
Stechen  im  Kopfe,  wenn  er  gereizt  werde,  es  erscheinen  ihm 
Wolken,  schwarz  und  dunkel,  die  auf  ihn  zukommen.  Es  laste 
wie  ein  Druck  auf  ihm,  so  meint  er,  und  wenn  die  Schmerzen 
über  ihn  kämen,  verlöre  er  Willen  und  Gewalt  über  sich.  Durch 
Zusprechen  wichen  allerdings  die  Zustände,  und  es  würde  wieder 
hell  bei  ihm,  aber  nachher  folge  nur  eine  um  so  größere  Ab- 
spannung. Auch  klagt  er  über  Halluzinationen,  er  hört  ver- 
schiedenes Geläute,  und  eigenartige  Erscheinungen  stören  sein 
inneres  Gleichgewicht.  Besonders  charakteristisch  ist  die  immer 
wiederkehrende  Erscheinung  von  Sanduhren,  oder  er  spürt  nachts 
im  Bett  einen  Menschen  bei  sich  und  kann  sich  selber  darüber 
nur  einen  verwirrten  und  trüben  Aufschluß  geben.  An  diesen  trüben 
Eindrücken,  so  meint  der  Kranke  selbst,  habe  er  schon  früher 
gelitten,  die  Traurigkeit  habe  schon  zur  Zeit  der  Revolution  be- 
gonnen, und  die  Zustände  hätten  ihn  jahrelang  verfolgt.  Er- 
freulicherweise läßt  sich  aus  dem  Krankenjournal  entnehmen,  wie 
es  immer  lichter  um  den  armen  Mann  wird,  wie  er  immer  mehr 
erkennt,  daß  seine  Erscheinungen  an  sich  nichts  bedeuten,  wenn 
es  auch  zugeben  muß,  er  könne  sich  ihrem  Einflüsse  nicht  ent- 
ziehen. 

Tief  erschütternd  aber  und  für  uns  weit  wichtiger  ist  der  er- 
greifende Jammer  um  die  Zukunft  seiner  Familie  und  namentlich 
um  sein  unvollendetes  Werk.  Oft  klagt  er  und  bricht  in  ver- 
zweifeltes Schluchzen  aus,  daß  seine  Frau  und  seine  Tochter 
tot  seien  und  er  allein  noch  leben  solle,  immer  wieder  meint  er, 
sie  befänden  sich  in  der  gedrücktesten  Lage.  Auch  an,  natürHch 
ungerechten,  Vorwürfen  läßt  er  es  nicht  fehlen.  Noch  stärker 
ist  die  Sehnsucht  nach  Touton.  Man  erkennt  erst  so  recht 
deutlich  aus  dem  Journal,  wie  er  an  seinem  Freunde  gehangen  haben 
muß,  wie  sehr  dieser  ihm  alles  ersetzte,  was  der  einsame  Grübler 
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sonst  vermissen  mußte:  ein  dankbares,  seine  Ideen  begeistert 
aufnehmendes  Publikum,  den  beratenden  Freund  und  die  teil- 
nehmende Gattin  in  einer  Person,  Winkelblech  bezeichnet  ihn 
selbst  als  einen  Teil  seiner  Person,  denn  er  habe  für  ihn  ge- 
schrieben und  gesprochen,  und  er  habe  ihm  zu  danken,  daß  sein 
Werk  überhaupt  soweit  gediehen  sei.  Auch  im  Haushalt  habe 
Touton  geholfen,  er  sei  eben  allen  unentbehrlich  gewesen.  Und 
nun  erst  das  Werk!  Immer  jammert  der  Mann,  daß  ihm  in  Zu- 
kunft die  Vollendung  der  „Weltökonomie"  versagt  sein  werde, 
immer  wieder  betont  er,  er  könne,  seitdem  im  Jahre  1843 
das  Interesse  für  die  Nationalökonomie  in  ihm  erwacht  sei,  gar 
nicht  mehr  los  von  aU  den  Problemen,  mit  denen  sich  sein 
Werk  beschäftige.  Als  es  sich  einmal  darum  handelt,  ihm  für  seine 
lichten  Tage  Lektüre  zu  verschaffen,  erklärt  er  selbst,  er  könne 
kaum  noch  etwas  anderes  lesen  als  nationalökonomische  Bücher 
oder  solche,  die  doch  in  innigem  Zusammenhang  mit  diesen  oder 
mit  allgemeinen  Weltanschauungsfragen  ständen.  Von  all  den 
Kümmernissen  und  Sorgen,  die  ihn  bedrücken,  so  meint  der 
Kranke,  sei  die,  das  Buch  nicht  vollenden  zu  können,  doch  die 
größte.  Er  habe  dagegen  gekämpft  und  gekämpft,  sei  aber  immer 
schwächer  geworden.  Schon  bei  Vollendung  seiner  letzten 
Lieferung  habe  er  bemerkt,  wie  sein  Stil  immer  unklarer  wurde, 
und  wie  sein  früher  eiserner  Wille  aufhörte.  Daran,  so  meint 
er  in  bitterer  Paradoxie,  habe  er  immer  erkennen  können,  daß 
der  Mensch  wirklich  willensfrei  sei,  weil  ihm  sein  Wille  abhanden  ge- 
kommen. Sein  Buch  und  seine  Frau,  das  sind  die  beiden,  an 
die  er  sich  klammert  und  auch  in  Zukunft  klammern  will.  Es  sei 
nun  einmal  seine  Lebensbestimmung  gewesen,  das  Buch  zu 
schreiben,  und  die  scheine  verfehlt  zu  sein,  weil  er  es  nicht  voll- 
enden könne.  Das  quält  ihn  unablässig,  immer  wieder  kommt 
er  „mit  großer  Gemütserregung"  auf  sein  Werk  zu  sprechen.  Er 
weiß  nicht,  wem  er  das  Manuskript  später  überlassen  soll,  denn 
Touton  habe  ihm  allein  dabei  helfen  können. 

Wie  geistig  angeregt  der  Mann  aber  war ,  das  zeigt  uns 
das  Journal  deutlich  in  den  wenigen  Notizen,  die  sich  über  seine 
Lektüre  oder  sonst  über  seine  Beschäftigung  finden.  So  hat  er 
eine  Schrift  von  Moleschott  mit  Eifer  gelesen  und  polemisiert  hitzig 
dagegen,  indem  er  die  Willensfreiheit  auf  das  Eifrigste  verteidigt. 
Aber  auch    auf  seine    föderalistischen  Lehren,    von  denen  ja  sein 
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armer  Kopf  ganz  erfüllt  war,  kommt  er  in  lichten  Stunden  zu 
sprechen.  Ab  und  zu  wiederholt  das  Journal  den  ausdrücklichen 
Vermerk,  daß  „er  mit  Folgerichtigkeit  seine  föderalistische  Lehre 
entwickelt  habe".  Von  den  föderalistischen  Prinzipien  und  den 
allgemeinen  Lehren  seines  Systems,  vor  allem  von  der  Priorität 
der  sozialen  vor  der  politischen  Reform  ist  er  nach  wie  vor  so 
überzeugt  und  so  ganz  erfüllt,  daß  er  die  föderalistischen  Prinzipien 
auch  auf  ihtn  bisher  fern  gebliebene  Gebiete  der  Betätigung  des 
Gesellschaftslebens  ausdehnen  möchte.  So  meldet  das  Journal 
einmal  unter  dem  2.  Februar  des  Jahres  i86i,  daß  er  eine  soziale 
Ordnung  der  Pflegeanstalten  an  Stelle  der  politischen  verlange; 
und  was  unter  dieser  etwas  dunklen  Bemerkung  zu  verstehen 
ist,  zeigt  uns  der  bei  den  Akten  befindliche  Entwurf  der  Ordnung 
des  öffentlichen  Irrendienstes,  einer  „Reichsirrenordnung",  wenn 
wir  so  sagen  dürfen,  im  Sinne  seines  Föderalismus.  Die  doktri- 
nären Ideen  seiner  dogmenhistorischen  Auffassung  in  seiner  Ge- 
schichte der  nationalökonomischen  Systeme  und  in  seinem  eigenen 
Föderalismus  kehren  in  dieser  Reichsirrenordnung  wieder.  Sie 
zeigt  aufs  deutlichste  jenen  Zug  unseres  Denkers,  den  wir  früher 
schon  an  ihm  konstatieren  konnten,  über  den  im  nächsten  und 
letzten  Kapitel  dieses  Werkes  noch  ein  Wort  zu  sagen  sein 
wird,  und  den  er  mit  so  vielen  anderen  vormarxistischen,  sozia- 
listischen Denkern,  wie  z.  B.  mit  Fourier,  gemein  hat:  bis  ins 
kleinste  Detail  malt,  ja  tüftelt  er  die  Zukunftsorganisation  aus. 
Wir  werden  in  der  Lage  sein,  im  nächsten  Kapitel  noch  auf 
hinterlassene  Manuskripte  zu  verweisen,  die  in  besonderem  Maße 
geeignet  sind,  unsere  Behauptung  zu  belegen.  Auch  die  „Reichs- 
irrenordnung" ordnet  den  öffentlichen  Irrendienst  bis  ins  einzelnste, 
sie  unterscheidet  Irrentage,  Irrenämter  u.  dgl.  m.  und  beschäftigt 
sich  vor  alK-m  mit  der  für  Winkelblech  ja  prinzipiell  bedeutsamen 
Frage,  ob  die  Zentralbehörden  von  den  politischen  Ministerien 
oder  nur  von  den  Kammern  abhängen  sollen  und  wie  der 
politische  Staat  sich  in  bezug  auf  die  öffentlichen  Irrenanstalten 
zu  betätigen  habe.  Hier  finden  wir  in  der  bekannten  Weise 
wieder  die  Unterscheidung  von  ganzliberalen,  halbliberalen  und 
sozialistischen  Grundsätzen.  Nach  den  letzteren  treibt  der  Staat 
nur  politische  und  keine  sozialen  Geschäfte,  aber  daneben  gibt 
es  einen  sozialen  Staat,  der  alle  Werkzweige,  in  denen  der  öffent- 
liche   Betrieb    einen    geringeren    Kraftaufwand     erfordert   als    der 
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private,  in  ihrem  ganzen  Umfange  betreibt.  Man  sieht  auch  hier 
die  Trennung  von  sozialen  und  politischen  Gesichtspunkten,  und 
die  hauptsächlichsten  Gründe  für  die  Trennung  des  sozialen  vom 
politischen  Staate  werden  von  Winkelblech  in  durchaus  klarer  Weise 
präzisiert.  Jedenfalls  ist  das  Dokument  charakteristisch  dafür, 
wie  selbst  in  den  Zeiten  schwerer  Erkrankung,  ja  geistiger 
Störungen,  Winkelblechs  Sinnen  und  Trachten  ganz  von  seinem 
Föderalismus,  dem  Wirtschaftssysteme  der  Zukunft  erfüllt  ist, 
d.  h.  von  der  Idee,  daß  jeder  Mensch  in  eine  Lebenslage  ver- 
setzt werden  müsse,  in  der  er  aus  eigenem  Antriebe  das  Böse 
unterlassen  könne. 

Übrigens  wissen  wir,^)  daß  Winkelblech  sich  nicht  begnügt 
hat  mit  der  schriftlichen  Fixierung  seiner  Ideen  und  der  Aus- 
dehnung derselben  auf  von  ihm  bisher  nicht  herangezogene  Ge- 
biete der  Organisation  des  Gesellschaftskörpers,  sondern  daß  er 
an  lichten  Tagen  altgewohnterweise,  wie  zur  Zeit  der  Revolution 
in  Kassel  und  Frankfurt,  so  auch  in  Illenau  über  seine  politischen 
Pläne  und  namentlich  über  die  soziale  Frage  Vorträge  zu  halten 
pflegte.-)  Auch  auf  andere  Gebiete  der  Wissenschaft,  wie  auf  künst- 
lerische und  ästhetische  Themata  wurden  die  Vorträge  ausgedehnt, 
wie  uns  die  Berichte  melden,  die  der  Direktor  der  Heilanstalt 
regelmäßig  auf  diesbezügliche  Anfragen  an  den  Direktor  der 
Kasseler  höheren  Gewerbeschule,  Dr.  Hehl,  gerichtet  hat.  Auf 
diese  müssen  wir  mit  ein  paar  Worten  kurz  eingehen,  denn  sie 
zeigen  uns  am  deutlichsten  und  am  einwandfreiesten  den  Ver- 
lauf der  Krankheit.  Auf  die  regelmäßigen  Anfragen  des 
Dr.  Hehl  erteilt  Direktor  Roller  bereitwillig  Auskunft,  und  zwar 
liegen  uns  drei  Berichte  aus  seiner  Feder  vor,  deren  Inhalt  wir 
aus  den  in  Illenau  befindlichen  Kopien  entnehmen  können:  ein 
Bericht  vom  lo.  Juli,  ein  zweiter  vom  13.  Oktober  1860,  sowie  ein 
dritter  vom  2.  März  1S61.  Der  erste  zeigt  uns,  daß  der  Zustand, 
in  dem  der  Kranke  am   5.  März  1860  in  die  Anstalt  aufgenommen 


')  Nach  Mitteilungen  des  jüngst  verstorbenen  Geheimen  Sanitätsrats  Dr. 
Ende  mann  zu  Kassel,  der  1860/61  als  Assistenzarzt  in  der  Illenauer  Anstalt 
tätig  war  und  damals,  wie  auch  die  Briefe  Frau  Emmas  an  Roller  bezeugen,  der 
Familie  Winkelblech  näher  getreten  ist. 

"J  So  teilte  mir  Geheimrat  Endemann  mit,  daß  er  sich  vor  allem  eines 
überaus  klar  durchdachten  und  scharf  disponierten  Vortrages  über  das  Lohn- 
problem recht  gut  erinnern  könne. 
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wurde,  einen  hohen  Grad  geistiger  Störung  verriet.  „Die  gesamte 
psychische  Tätigkeit  des  Kranken  war  auf  seinen  krankhaften  Zu- 
stand konzentriert,  er  hatte  für  gar  nichts  anderes  Empfänglich- 
keit als  für  die  Störungen  seiner  Gesundheit.  Er  war  oder  schien 
gänzlich  unfähig  für  jede  andere  Unterhaltung  oder  für  irgend 
auch  nur  das  geringste  Geschäft.  Sein  Zustand  selbst  war  ein 
wechselnder.  Manchmal  stand  er  unter  dem  Eindruck  von  Sinnes- 
täuschungen und  Wahnvorstellungen,  die  er  zu  anderen  Zeiten 
wieder  als  irrtümlich  erkannte."  Erfreulicherweise  kann  aber  dieser 
erste  Bericht  vom  lO.  Juli  bereits  melden,  daß  sich  jener  Zustand 
gebessert  habe.  Vor  allen  Dingen  betont  auch  Roller,  daß 
Winkelblech  in  klarer  Darstellung  die  Grundzüge  seines  Systems 
auseinanderzusetzen  und  sich  über  philosophische  Probleme  aus- 
zusprechen vermöge.  Darum  kann  er  sagen,  daß  die  Aussichten 
auf  eine  Wiederherstellung  näher  gerückt  seien,  als  es  im  Anfang 
erschien.  —  Ebenso  erfreulich  lautet  der  zweite  Bericht  vom 
13.  Oktober  1860.  Er  betont,  daß  der  Zustand  Winkelblechs  sich 
seit  dem  letzten  Berichte  entschieden  weiter  gebessert  habe.  Man 
könne  in  seiner  Haltung  und  seinem  Benehmen  nichts  Auffallendes 
mehr  wahrnehmen,  und  auch  die  früheren  Sinnestäuschungen,  (auf 
deren  mannigfaltige  Gestaltungen  wir  schon  auf  Grund  des  Kranken- 
journals hinwiesen,)  kämen  nur  von  Zeit  zu  Zeit  zum  Vorschein 
und  würden  von  ihm  selbst  als  krankhafte  Erscheinungen  erkannt. 
Sein  Urteil,  wenn  auch  in  mancher  Beziehung  eigentümlich,  sei 
dennoch  klar  und  folgerichtig.  Aber  in  der  Würdigung  seiner 
Lage  und  Verhältnisse  sei  eine  gewisse  Schwäche  unverkennbar, 
welche  ihn  noch  zunächst  an  der  Ausübung  seines  Berufs  hindern 
werde,  darum  sei  an  eine  Entlassung  nicht  zu  denken.  —  Endlich 
der  dritte  Bericht  vom  2.  März  1861.  Auch  er  vermag  eine 
weitergehende  Besserung  zu  konstatieren,  muß  aber  einräumen, 
daß  Winkelblech  noch  immer  nicht  von  mannigfachen  Sinnes- 
täuschungen, deren  krankhafte  Natur  er  freilich  selbst  immer  er- 
kenne, frei  sei.  Und  auch  dieser  Bericht  will  von  einer  Ent- 
lassung nichts  wissen,  sondern  meint,  daß  man  von  der  Erreichung 
dieses  Ziels  noch  weit  entfernt  sei. 

Ein  Vierteljahr  später,  am  20.  August  1861,  wird  Winkelblech 
aus  der  Anstalt,  wenn  auch  nicht  als  völlig  geheilt,  so  doch  als 
im  allgemeinen  wiederhergestellt,  entlassen.  Bevor  wir  seine  Rück- 
kehr nach  Kassel,    seine  dortige  Rekonvaleszenz  und  die  Wieder- 
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aufnähme  seiner  Berufstätigkeit  noch  mit  ein  paar  Worten  schildern, 
sei  es  gestattet,  an  dieser  Stelle  ein  psjxhologisch  höchst  bedeut- 
sames Problem  zu  streifen,  dessen  Behandlung  sich  mir  angesichts 
der  in  ps}xhologischer  Hinsicht  so  aufschlußreichen,  bei  den  lUenauer 
Akten  befindlichen  Briefe  der  Frau  Emma  an  Dr.  Roller  gleichsam 
aufdrängt,  ein  Problem,  dessen  Lösung  in  dem  Sinne,  wie  wir  es 
beabsichtigen,  wir  in  gleicher  Weise  der  tapferen  und  edlen  Frau 
wie  unserem  Denker  schulden.  Ich  meine  das  Problem  der  Ehe, 
überhaupt  des  Verhältnisses  von  Winkelblech  zu  seiner  Gattin. 
Der  Leser  wird  längst  mit  uns  der  Meinung  sein,  daß  die  Haltung 
Frau  Emmas  gerade  in  den  überaus  schweren  Jahren  1 860/61, 
ihr  tapferes  und  verständnisvolles  Eingehen  auf  die  Intentionen 
des  Arztes  und  ihre  weit  über  ein  blindes  Befolgen  der  Wünsche 
ihres  Gatten  hinausgehende  Sorge  für  den  kranken  Mann  jedem 
unbefangenen  Leser  die  höchste  Hochachtung  abnötigen  müssen. 
Wenn  es  noch  des  Beweises  bedurft  hätte,  daß  wir  in  Frau  Emma 
eine  Frau  von  seltener  Charakterstärke,  rührender  Selbstlosigkeit 
und  Geduld,  und  doch  zugleich  eine  Persönlichkeit  von  hohem, 
sittlichem  Eigenwert  zu  erblicken  haben,  so  wird  er  durch  jene 
Briefe  an  Dr.  Roller  geliefert.  Wollen  wir  diese  Briefe  und  mit 
ihnen  den  Charakter  der  Frau  richtig  beurteilen,  so  müssen  wir 
bedenken,  daß  es  zu  nicht  geringem  Teil  ihrer  tatkräftigen  Arbeit 
bedurfte,  sollte  dem  kranken  Gelehrten  ein  Aufenthalt  in  lUenau 
zugute  kommen.  Der  knappe  Gehalt  eines  Lehrers  an  der  höheren 
Gewerbeschule  reichte  eben  für  das  Leben  in  Kassel  aus,  denn 
auf  ihm  war  die  Existenz  der  Winkelblechschen  Familie  in  den 
letzten  Jahren  infolge  der  früher  erwähnten  Vermögensverluste 
und  des  1861  eintretenden  buchhändlerischen  Bankerottes  der 
Firma  Appel  fast  ganz  begründet.  Wie  die  Frau  hat  sorgen  und 
kämpfen  müssen,  um  dem  Gatten  die  langdauernde  Erholung  in 
angenehmster  Umgebung  und  bei  sorgfältigster  Verpflegung  zu  ge- 
währen, erkennt  man  aus  zwei  Dokumenten,  die  ich  den  Familien- 
papieren und  den  sog.  „Winkelblechakten"  entnehme:  einmal  aus 
einem  Prospekt  der  Frau  Emma  bezüglich  der  Aufnahme  junger 
Damen  in  ihre  Häuslichkeit  zu  ihrer  weiteren  Ausbildung  in  den 
schönen  Künsten,  Sprachen  und  dem  Haushalte  usav.,  der  in  eng- 
lischer Sprache  verfaßt  ist  und  aus  dem  Jahre  1860  stammt;  an- 
dererseits aus  dem  in  trockenen  Worten  verfaßten  Gesuch  des 
Direktors  Dr.  Hehl  an  seine  vorgesetzte  Behörde  vom  24.  November 
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desselben  Jahres,  das  dem  Ministerium  des  erkrankten  Winkelblech 
Pensionierung  und  zwar  gerade  auf  Grund  der  beiden  ersten  Gut- 
achten des  Dr.  Roller  empfiehlt.  Man  denke  sich  nur,  wie  die 
Arbeitslast  der  Frau  sich  noch  vermehrt  haben  würde,  wenn  das 
Ministerium  sich  dem  Gesuche  Hehls  angeschlossen  hätte,  was  es 
erfreulicherweise  nicht  tat. 

Die  Illenauer  Akten  zählen  nun  überaus  interessante,  ja 
ergreifende  Briefe  der  Frau  Emma,  deren  kluges  Sorgen  um  den 
Gatten  auch  aus  ihnen  hervortritt,  zu  ihren  Schätzen.  Aber 
nicht  nur  die  stete  Voraussicht,  ob  gewisse  Mitteilungen  aus  der 
Heimat  dem  kranken  Professor  schaden  können,  nicht  nur  die 
genaueste  Überlegung  mit  ihrem  ärztlichen  Berater  und  Freund 
(als  solcher  hat  sich  der  Direktor  Roller  augenscheinlich  der 
Familie  Winkelblech  erwiesen)  sprechen  aus  ihren  Briefen,  nein, 
aus  einigen  tönt  auch  Verbitterurig  und  Klagen  über  ihr  nicht 
leichtes  Los  und  ihr  Eheleben.  Es  würde  nicht  im  Sinne  des 
Andenkens  der  bedeutenden  Frau,  auch  nicht  im  Sinne  des 
Vertrauens,  das  uns  die  Tochter  durch  Überlassung  dieser  Briefe 
erwiesen  hat,  gehandelt  sein,  wollte  ich  sie  dem  Leser  wörtlich 
mitteilen.  An  der  Tatsache  selbst,  daß  sich  in  ihnen  so  ver- 
bitterte Gefühlsausbrüche  finden,  kann  allerdings  nicht  gerüttelt 
werden.  Um  auch  hier  der  W^ahrheit  die  Ehre  zu  geben  und 
um  unsere  Aufgabe  zu  lösen,  mit  allen  Kräften  die  Persönlichkeit 
unseres  Denkers  in  die  richtige  Beleuchtung  zu  rücken,  müssen 
wir  auch  um  eine  Deutung  dieser  Vorgänge  besorgt  sein.  Und 
es  wird  das  möglich  sein,  ohne  daß  dabei  der  Charakter  des 
Gatten  oder  der  Gattin  irgendwie  in  unseren  Augen  -zu  leiden 
braucht.  Ich  habe  lange  darüber  nachgedacht,  ob  den  erbitterten 
Gefühlsausbrüchen  Frau  Emmas  in  ihren  Briefen  an  den  ihr 
schnell  vertraut  gewordenen  Dr.  Roller  eine  größere  Bedeutung 
als  die  gewisser  Stimmungsausflüsse  bei  momentaner  Über- 
reizung einzuräumen  ist.  Ich  glaube  nun  nicht  fehlzugehen,  wenn 
man  diese  Briefe  im  wesentlichen  so  deutet,  wie  etwa  das  Tage- 
buch der  Jane  Carlyle,  der  Gattin  des  großen  englischen  Schrift- 
stellers und  Sozialphilosophen. ')     Beiden  Frauen   gemeinsam  war 


')  Vgl.  Emma  Adler,  Jane  Welsh  Carlyle,  1907,  und  vor  allem  dazu  die 
ausgezeichnete  Besprechung  von  Marie  Fuhrmann,  in  den  ,, Preußischen  Jahr- 
büchern" 1908,  Bd.  133,  p.  142  ff.  Ihrer  Auffassung  habe  ich  mich  ange- 
schlossen. 


366  Kapitel  IV. 

der  stolze  Glaube  an  den  Mann  ihrer  Wahl.  Freilich,  Jane  Carlyle 
durfte  erleben,  daß  der  arme  schottische  Bauernsohn,  dem  sie 
ihre  Hand  gereicht  hatte,  Avirklich  zum  bewunderten  großen 
Schriftsteller,  ja  zum  Seher  und  Propheten  seines  Volkes  wurde. 
Nicht  so  Frau  Emma,  sie  hatte  es  mit  ansehen  müssen,  wie  ihr 
Gatte  aus  Gram  über  die  NichtvoUendung  seines  Lebenswerkes 
dahinsiechte,  wie  er  sich  in  Verbitterung  und  Enttäuschung  über 
die  Nichtanerkennung  des  großen  Wurfes  verzehrte,  wie  er  zum 
Menschenfeind,  zum  Einsiedler,  zum  Sonderling  wurde.  Aber 
auch  sie  hat  nie  den  Glauben  an  seine  große  Mission  verloren, 
das  geht  auch  gerade  aus  den  vorliegenden  Briefen  an  Dr.  Roller 
hervor  (der  Leser  erinnere  sich  des  früher  zitierten  Schreibens, 
in  dem  sie  es  dankbar  begrüßt,  daß  der  lUenauer  Pfarrer  dem 
Reformglauben  des  Gatten  Verständnis  entgegenbringt).  Vor  allem 
aber  beweist  es  ihr  späterer  Briefwechsel  mit  keinem  Geringeren 
als  Schäffle,  als  es  gilt,  eine  neue  Ausgabe  der  „Weltökonomie" 
zu  unternehmen  und  damit  das  Andenken  des  verstorbenen 
Gatten  tapfer  und  treu  hochzuhalten.  Wir  kommen  im  nächsten 
Kapitel  darauf  zurück.  War  in  dieser  Beziehung  der  Glaube  der 
bedeutenden  Frau,  ihre  Hand  keinem  unwürdigen,  sondern  einem 
intellektuell  hochstehenden  Gefährten  gereicht  zu  haben,  uner- 
schütterlich, so  hat  ihr  Lebensgeschick  auch  das  wieder  mit  dem 
der  Jane  Carlyle  gemeinsam,  daß  für  beide  Frauen  in  bezug  auf 
die  Teilnahme  an  dem  geistigen  Schaffen  des  Gatten  nicht  alle 
Blütenträume  reiften.  Wir  wissen  von  Carlyle,  daß  er  immer 
allein  sein  mußte,  um  arbeiten  zu  können,  wir  wissen  aber  auch, 
daß  er  Jane  dennoch  an  seiner  Arbeit  hat  teilnehmen  lassen, 
man  denke  nur  an  den  Briefwechsel  des  Ehepaares  mit  Goethe. 
Und  doch  hatte  auch  Jane  Carlyle  gehofft,  sie  würde  ihrem  Gatten 
intellektuell  mehr  bieten  können.  Rauher  noch  ist  das  Geschick 
mit  Frau  Emma  umgesprungen.  Nicht  nur,  daß  ihr  Gatte  ihrer 
verständnisvollen  Mitarbeit,  die  sich  1848  so  sehr  bewährt  hatte, 
nicht  immer  bedurfte,  nein,  er  verlangte  obendrein  von  ihr,  daß  sie 
sich  in  jeder  Weise  ihm  unterordne.  Wir  wissen  ja,  daß  der 
eigenwillige  und  verschlossene  Mann  von  seiner  Frau  Gehorsam 
verlangte  und  sich  auch  der  liebevollsten  Leitung  nicht  fügen 
wollte.  Dabei  ist  es  zweifellos,  daß  Frau  Emma  für  ein  simples 
deutsches  Hausmütterchen  zu  gut  war,  denn,  eines  hochgebildeten 
Vaters    geistvolle     Tochter,     war     sie    selbst     durchaus    wissen- 
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schaftlich  gebildet,  wie  Dr.  Kolbe  in  seinem  Schreiben  an 
Dr.  Roller  ausdrücklich  vermerkt.  Ihr  Scherzname  „Wurm"  ist 
eine  Abkürzung  von  „Bücherwurm".  Ihre  Bildung  zeigt  ja  auch  später 
die  verständnisvolle  Vorbereitung  der  zweiten  Auflage  der  Welt- 
ökonomie, auf  die  wir  im  nächsten  Kapitel  zu  sprechen  kommen. 
Gerade  darum  mußte  sie  es  bitter  empfinden,  daß  Winkelblech, 
solange  Touton  lebte,  diesen  ihr  als  Arbeitsgefährten  bei  weitem 
vorzog,  von  ihr  aber  die  strengste  Pflichterfüllung  im  Haus- 
halt und  in  der  sparsamen  Verwaltung  des  Hauses  verlangte. 
Und  wie  Kolbe  meint,  hat  sie  sich  in  übertriebenem  Pflicht- 
bewußtsein immer  ihrem  Gatten  untergeordnet,  hat  sich  selbst 
nie  geschont,  hat  rastlos  für  ihren  Mann  gesorgt.  Ist  es  da  nicht 
natürlich,  daß  dann  auch  einmal  die  Erbitterung  und  die  Ent- 
täuschung mit  ihr  durchgehen,  wenn  sie  trotz  ihrer  freiwilligen 
Resignation  auf  manche  höheren  Genüsse  des  Lebens,  nun  nicht 
einmal  immer  die  volle  Zufriedenheit  des  nervös  reizbaren  Mannes 
zu  erzielen  vermag?  Daß  aber  die  Erbitterung  gerade  in  den 
Jahren  i86o — 6i  zum  Ausbruch  gelangt,  das  ist  wohl  zwanglos 
aus  den  seelischen  Kämpfen  und  furchtbaren  Aufregungen  zu 
erklären,  welche  die  von  Kümmernissen  und  Sorgen  aller  Art 
bestürmte  Frau  durch  Toutons  Tod  und  ihres  Gatten  schwere 
Erkrankung,  nach  Vermögensverlusten  aller  Art  und  durch  ihren 
tapferen  Versuch,  vermittels  Pensionärinnen  einen  eigenen  Erwerb 
zu  schaffen,  hatte  durchmachen  müssen.  Die  erbitterte  Sprache 
mancher  Briefe  findet  aber  dadurch  noch  ihre  spezielle  Erklärung, 
daß  sie  in  der  Abwesenheit  ihres  Gatten  vollkommen  selbständig 
wirtschaftet,  daß  sie  in  dem  Gefühl,  mit  zur  Bestreitung  des 
Haushalts  und  der  Pflegekosten  beizutragen,  sich  erst  recht  ihres 
Eigenwertes  bewußt  wurde,  und  daß  sich  ihr  Selbstgefühl  wieder 
hob,  das  der  nur  mit  sich  selbst  und  seinem  Werke  beschäftigte 
und  sich  seiner  geistigen  Überlegenheit  wohlbewußte  Mann  nie 
anerkannt  hatte.  Hinzukommen  gesellschaftliche  Zurücksetzungen 
infolge  ihrer  neuen  Stellung  und  vor  allem,  wie  deutlich  aus 
einigen  Briefen  hervorgeht,  die  Sorge,  daß  ihr  Mann,  wenn  er 
vorzeitig  aus  der  Anstalt  heimkehre,  ihre  mühsam  aufgebaute 
Existenz  durch  die  gewohnten  Anforderungen  seines  aus  seiner 
Krankheit  leicht  erklärlichen  Egoismus  zerstören  könnte.  Faßte 
er  doch  einmal  allen  Ernstes  den  Vorsatz,  mit  Frau  und  Tochter 
aufs  Land    zu    ziehen    und    den  Rest   des  Lebens  in  stiller  Arbeit 
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ZU  verbringen,  ein  Vorschlag,  der  die  das  Leben  aktiver  erfassende 
Frau  empören  mußte,  weil  er  gleichbedeutend  mit  ihrem  Verzicht 
auf  die  Tätigkeit  als  Pensionatsvorsteherin  und  damit  auf  einen 
sicheren  Nebenerwerb  gewesen  wäre.  Ich  glaube  darum:  aus 
speziellen  Gründen,  die  in  der  damaligen  bewegten  Zeit  Hegen, 
ist  die  Verbitterung  und  die  seelische  Qual  einiger  an  den 
ärztlichen  Beichtvater  gerichteten  Briefe  zu  verstehen,  nicht  etwa 
sind  sie  zu  deuten  als  das  Dokument  einer  an  sich  —  im 
trivialen  Sinne  des  Wortes  —  unglücklichen  Alltagsehe.  Nein, 
wie  Jane  Carlyle  ihre  verborgenen  Klagen  einem  Tagebuche  an- 
vertraut hat,  obgleich  sie  in  der  Einleitung  dazu  ausdrücklich 
bemerkt,  daß  nichts  Gutes  dabei  herauskommen  werde,  weil  man 
in  seinen  Stimmungsergüssen  gewöhnlich  die  eigenen  Rechte 
übertreibe  und  die  des  anderen  vergäße  und  Schlimmes  krankhaft 
verschlimmere,  so  gibt  auch  Frau  Emma,  deren  stolze  Ver- 
schwiegenheit ihr  nach  ihrer  eigenen  Aussage  sonst  jede  Klage 
verboten  habe,  einmal  ihrer  Stimmung,  ihrem  verletzten  Selbst- 
gefühl in  den  erwähnten  Briefen  einen  über  die  gewohnte  Zurück- 
haltung hinausgehenden  beweglichen  Ausdruck.  Beide  Frauen 
hatten  gewiß  keine  „bequemen"  Männer,  aber  diese  hatten  sich 
auch  keine  gewöhnlichen  Frauen  gewählt.  Die  letzteren  aber  sind 
nie  an  ihrer  Überzeugung  irre  geworden,  daß  es  doch  ein  Glück 
bedeute,  an  der  Seite  eines  hervorragenden  und  geistig  hoch- 
stehenden Mannes  zu  leben,  wenn  dieses  Gefühl  auch  damit  er- 
kauft werden  mußte,  daß  die  Erfüllung  mancher  anderen  Träume 
und  Wünsche,  wie  sie  eine  zartfühlende  und  fein  besaitete  Frau 
von  der  Ehe  erwartet,  nicht  eintrat.  Auch  für  Frau  Emma 
gelten  in  dieser  Beziehung  die  Verse  Eduard  Mörikes :  ^) 

,,Kann  je  ein  Mensch   des  andern 
So  wie  er  möchte,  sein? 
In  langer  Nacht  bedacht  ich's 
Und  mußte  sagen:  nein!" 

Darum  blieb  sich  auch  Frau  Emma  stets  bewußt,  daß  für  sie 
an  der  Seite  eines  so  ganz  v^on  seiner  Lebensmission  erfüllten  und 
gerade  in  ihr  so  grausam  enttäuschten  Mannes  zu  leben,  einen 
Verzicht  auf  manche  heiteren  und  anmutigen  Stunden  des  Lebens 
bedeuten  würde.     Die    tapfere  Frau    hätte    aus  ganz  persönhchen 


*)  Vgl.  auch  Marie  Fuhrmann,  a.  a.  O.  p.   143. 
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Gründen  ihres  Lebensschicksales  dem  Werke  ihres  Gatten  zürnen 
können,  denn  dieses  hatte  sie  des  zärthchen  Gefährten  beraubt, 
wie  ja  auch  der  Menschenkenner  Kolbe  einmal  in  einem 
Schreiben  an  Roller  sagt,  er  meine,  an  seinem  \\'erke  sei  Winkel- 
blech noch  weit  mehr  gelegen  als  an  seiner  Familie.  Wir  wissen 
es  ja,  daß  er  wie  von  einer  fixen  Idee  von  dem  Gedanken  der 
Verdrängung  aller  anderen  ökonomischen  Systeme  durch  den 
Föderalismus  erfüllt  war.  Aber  das  ist  nun  einmal  zum  gut  Teil 
das  Schicksal  einer  Gelehrtenfrau  überhaupt,  und  es  hieße  den 
Charakter  und  den  Intellekt  der  Tochter  eines  GerUng  unter- 
schätzen, wenn  man  sie  jener  im  Grunde  kleinlichen  Beurteilungs- 
weise zeihen  wollte.  Nein ,  im  Gegenteil.  Frau  Emma  hat  stets 
die  Bedeutung  des  Gatten  und  seines  Lebenswerkes  anerkannt, 
sie  hat  einsehen  gelernt,  daß  einem  echten  Manne  nichts  teurer 
sein  kann,  als  die  einmal  ins  Auge  gefaßte  Lebensaufgabe.  Sie 
hat  tapfer  mit  ihm  gekämpft  und  gelitten  und  hat  gerade  in  den 
Zeiten,  wo  der  empfindliche,  doktrinär  veranlagte  und  darum  un- 
belehrbare Mann  bittere  Enttäuschungen  erleiden  mußte,  wie  in 
der  Revolutionszeit  und  in  den  50  er  Jahren,  als  er  sein  großes 
Werk  ausarbeitete,  alle  Störungen  der  Außenwelt,  alle  Sorgen 
kleinlicher,  häuslicher  Art  von  ihm  fern  gehalten.  Sie  war  auch 
viel  zu  stolz,  ihm  darüber  zu  klagen,  daß  der  gelehrte  Forscher 
und  Prophet  in  ihm  den  zärtlichen  Gatten  und  Vater  zu  ersticken 
drohte,  sie  hat  mit  vollster  Überzeugung  und  treuestem  Pflichtgefühl 
ihre  eigenen  Interessen  der  Mission  ihres  Lebensgefährten  unter- 
geordnet. Darum  ist  es  ein  überaus  versöhnender  und  erhebender 
Gedanke  für  uns  zu  wissen,  daß  Winkelblech,  der  in  denfrüheren 
Jahren  die  selbständig  denkende  und  darum  dem  Doktrinär  nicht 
immer  genehme  Frau  dem  weniger  bedeutenden  Touton,  der  ihn 
schlechtweg  vergötterte,  nachgestellt  hatte,  gerade  der  treuen 
Gattin,  wenigstens  in  gewisser  Beziehung,  seinen  Nachruhm  zu 
verdanken  hat.  Denn  sie  hat  es  durchgesetzt,  dadurch  daß  sie 
mit  hervorragenden  deutschen  Nationalökonomen,  namentlich  mit 
Schaff le  in  Verbindung  trat,  der  bereits  1870,  fünf  Jahre  nach 
dem  Tode  Winkelblechs,  in  seinem  „Kapitalismus  und  So- 
zialismus" eine  vorurteilslose  Beurteilung  geliefert  hatte,  das 
Werk  in  den  80  er  Jahren  neu  herauszugeben  und  dadurch  in 
einer  Epoche,  die  von  sozialistischen  Tendenzen  ganz  anders  er- 
füllt war,  als  die  50  er  und  60  er  Jahre,  erst  so  recht  die  Aufmerk- 
Biermann,  K.  G.  Winkelblech  (Karl  Marloi.    Bd.  11.  24 
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samkeit  der  nationalökonomischen  und  politischen  Kreise  auf  das 
Lebenswerk  des  Gatten  zu  lenken,  der  eine  solche  Anerkennung 
nicht  mehr  hatte  erleben  können.  So  wird  die  tapfere  Frau  nach 
dem  Tode  ihres  Mannes  noch  zu  seiner  Wohltäterin  weit  über 
das  Grab  hinaus,  sie  bleibt  die  treu  besorgte  Schaftnerin  auch  in 
geistiger  Beziehung,  sie  waltet  über  seinem  Werke  und  seinem 
Andenken,  Aber  auch  schon  vorher  hatte  sie  es  verstanden,  in 
den  letzten  Lebensjahren  ihres  Mannes,  etwa  von  1861  — 1865, 
ihm  den  verstorbenen  Arbeitsgenossen  zu  ersetzen.  Es  geht  aus 
den  mir  vorliegenden  Entwürfen,  Kladden  u,  dgl.  zu  der  Fort- 
setzung des  Werkes  her\'or,  daß  sie  von  Winkelblech  seiner  Frau 
diktiert  wurden,  denn  sie  zeigen  zum  allergrößten  Teile  ihre 
Handschrift  und  beweisen  damit,  daß  sie  das  Erbe  Toutons  an- 
getreten hat. 

Bevor  wir  auf  den  Ausklang  des  an  Hoffnungen  nicht  armen, 
aber  an  Enttäuschungen  überreichen  Lebens  unseres  Denkers 
zu  sprechen  kommen,  sei  vorerst  der  Faden  der  Erzählung  da 
wieder  aufgenommen,  wo  wir  ihn  fallen  ließen,  nämlich  bei  der 
Entlassung  Winkelblecbs  aus  der  Illenauer  Anstalt  (20.  August 
1861).  Dankbare  Briefe  der  Frau  Emma  an  den  Direktor  Dr.  Roller 
bekunden  uns,  daß  die  Rückreise  wenigstens  so  leidlich  von  statten 
gegangen  ist.  Freilich  melden  sie  uns  auch,  daß  von  einer  gänz- 
lichen Heilung  keine  Rede  sein  kann.  Sie  erzählen  uns,  daß 
Winkelblechs  Verstand  stundenlang  ganz  klar  war,  ihm  aber  immer 
noch  Entschluß  und  Geistesgegenwart  fehlten,  daß  das  geringste 
Unerwartete  ihn  aus  der  Fassung  brachte.  So  schreibt  Frau 
Emma  am  31.  August.  Froher  schon  ist  die  Kunde,  die  sie  am 
3.  November  folgen  läßt.  Hier  schreibt  sie,  daß  erfreulicherweise 
die  Geisteskraft  ihres  Mannes  so  auffallend  zugenommen  habe, 
daß  er  bisweilen  morgens  eine  Untersuchung  über  poetische 
Gegenstände  einleitete,  die  er  erst  spät  abends  vollendete.  Ferner 
entnehmen  wir  diesem  Schreiben,  daß  er  auch  seine  Vorlesungen 
über  technische  Chemie  wieder  aufgenommen  habe,  und  daß  er 
sie  ohne  Unterbrechung  habe  fortsetzen  können.  Er  kann  sich 
also  seiner  Berufstätigkeit  wieder  widmen,  was  doch  dafür  spricht, 
daß  im  wesentlichen  die  Geistesstörung  geschwunden  ist.  Dabei 
muß  die  Gattin  noch  immer  sorgen,  daß  nicht  eine  plötzliche  Pen- 
sionierung ihres  Mannes  alle  Zukunftshoffnungen  zerstört.  Gott 
Lob  ist  sie  nicht  eingetreten.     Vom  8.  November  Hegt  uns  ein  der 
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Frau  diktiertes  Schreiben  Winkelblechs  an  Dr.  Roller  vor,  in  dem 
er  gewissenhaft  und  mit  der  Pedanterie  des  sich  aufmerksam  und 
ängstlich  beobachtenden  Kranken  über  alle  Symptome  seines 
Leidens  seinen  Freund  und  Berater  unterrichtet.  Wir  können  ihm 
entnehmen,  daß  an  einigen  Tagen  die  Erscheinungen  ganz  aus- 
bleiben und  daß  sie  auch  sonst  nur  flüchtig  auftreten.  Mit 
Freude  meldet  er,  daß  er  einen  Teil  seiner  Vorlesungen  wieder 
übernehmen  könne.  Er  habe  das  Kompendium  freilich  mit  in 
die  Vorlesung  genommen,  es  aber  nicht  gebraucht.  Und 
durch  Übertragung  eines  Teiles  seiner  Vorlesungen  an  seinen 
Assistenten  sei  es  ihm  gelungen,  die  Vorlesungen  durchzuführen. 
„Mein  Leben  ist  wieder  bewegter  geworden,  und  die  friedliche 
Ruhe  Illenaus  wird  mir  allem  Anscheine  nach  nur  noch  in  der 
Erinnerung  zuteil  werden.  Ich  brauche  wohl  nicht  zu  sagen,  wie 
häufig  meine  Gedanken  daselbst  weilen;  denken  auch  Sie  zu- 
weilen an  mich!"  —  Diese  frohen  Nachrichten  werden  von  Frau 
Emma  in  einem  Briefe  vom  14.  November  bestätigt.  Beruhigt 
meldet  sie,  daß  ihr  Gatte  nach  der  Katastrophe  zuerst  wieder 
dabei  sei,  „sich  mit  Freude  und  Lebhaftigkeit  für  seine  Vorlesungen 
vorzubereiten",  und  dankerfüllt  schreibt  sie  dem  ärztlichen  Freunde, 
daß  ihr  der  Gesundheitszustand  des  Gatten  über  alles  Erwarten 
günstig  erscheine  und  daß  namentlich  seine  Stimmung  eine  viel 
mildere  sei  als  früher.  Wir  sehen  also :  langsam  weicht  der  düstere 
Bann,  der  von  der  Seele  und  dem  geistigen  Schaffen  unseres 
Freundes  Besitz  ergriff'en  hatte,  langsam  erwacht  der  Lebensmut 
des  schwer  getroffenen  Mannes,  langsam  beginnen  die  Forderungen 
des  Alltags  sich  auch  bei  dieser  dem  Werktagsleben  so  gänzlich 
abgeneigten  Natur  geltend  zu  machen.  Mit  einem  versöhnenden 
Akkorde  können  wir  das  so  düstere  Lied  dieses  Kapitels  schließen, 
weil  wir  uus  der  Hofi'nung  hingeben  können,  daß  Winkelblech 
nicht  nur  seiner  Familie,  sondern  auch  seinem  Werke  wieder- 
gegeben sein  dürfte,  und  diese  Hoffnung  wird,  wenn  auch  nur 
in  bescheidenem  Maße,  erfüllt  werden,  wie  dem  Leser  das 
nächste  und  letzte  Kapitel  zeigen  wird.  Allerdings  ist  er  noch 
einmal  zur  Arbeit  ohne  Touton  zurückgekehrt,  wenn  es  ihm  auch 
nicht  mehr  v'ergönnt  war,  den  Druck  der  neuen  Manuskripte 
zu  erleben.  Es  ist  für  uns  natürlich  bedeutsam,  uns  darüber  klar 
zu  werden,  ob  eine  völlige  Gesundung  durch  die  Illenauer  Kur 
erreicht    worden    ist,    resp.    ob    die    vorübergehenden    geistigen 
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Störungen  und  Verwirrungen,  an  denen  unser  Freund  auch  nach 
seiner  Entlassung  aus  der  Anstalt  gelitten  zu  haben  scheint, 
irgendwie  imstande  waren,  die  Forscherarbeit  des  Gelehrten  in 
anormalem  Sinne  zu  beeinflussen.  Von  der  klaren  Einsicht  in 
diese  Dinge  wird  für  uns  das  Urteil  über  die  letzten  Produkte 
seiner  Schaffenskraft,  die  wir  im  nächsten  Kapitel  noch  kurz  zu 
würdigen  haben,  abhängen,  und  da  läßt  sich  nun  erfreulicherweise 
auf  Grund  des  offiziellen  ärztlichen  Gutachtens,  das  die  Staats- 
ärzte der  Illenauer  Heil-  und  Pflegeanstalt  an  das  Direktorium  der 
Kasseler  höheren  Gewerbeschule  und  an  das  Ministerium  des 
Innern  eingesandt  haben  (das  sich  bei  den  Illenauer  und  den  sog. 
Winkelblechakten  befindet),  nachweisen,  daß  die  Krankheit,  die  ja 
außerdem  durch  die  1V.2  jährige  Kur  gebessert  worden  war,  darin 
bestand,  „daß  nicht  sowohl  das  Denkvermögen  des  Kranken  un- 
mittelbar verletzt,  sondern  nur  durch  die  verschiedenen  krank- 
haften Gefühle  und  Sinnestäuschungen  und  die  dadurch  veranlaßte 
Gemütsverstimmung  in  einige  Mitleidenschaft  gezogen  und  da- 
durch eine  gewisse  Schwächung  der  psychischen  Leistungsfähig- 
keit herbeigeführt  war".  Und  ausdrücklich  zeigt  auch  dieses 
Gutachten  die  Tatsache,  die  wir  schon  durch  das  Zeugnis  Ende- 
manns wissen,  daß  sich  die  Kräftigung  des  Denkvermögens  Winkel- 
blechs durch  verschiedene  wissenschaftliche  Auseinandersetzungen 
und  durch  regelmäßige  Vorträge  über  schöne  Literatur,  die  er 
noch  in  Illenau  gehalten,  bekundet  habe.  Das  Gutachten  gibt 
der  Überzeugung  Ausdruck,  daß  Winkelblech  seinen  Beruf  getrost 
wieder  antreten  könne,  nur  müsse  er  naturgemäß  in  der  Benutzung 
der  neugewonnenen  Kräfte  etwas  Maß  halten.  Wir  dürfen  uns 
also  ungestört,  wenn  auch  wehmütig,  an  den  letzten  Schöpfungen 
seines  Geistes  freuen,  denn  auch  sie  sind  Torso  geblieben.  Nicht 
aus  pathologischem  Interesse  oder  um  pedantisch  der  nüchternen 
Chronistenpflicht  zu  genügen,  treten  wir  an  die  Arbeit  seiner 
letzten  Lebensjahre  heran,  sondern  mit  aufrichtiger  Genugtuung 
und  Freude,  daß  es  dem  rastlos  tätigen  Geiste  auch  nach  seiner 
Erkrankung  noch  vergönnt  war,  sich  in  die  lichte  Höhe  der 
Kontemplation  über  grundlegende  gesellschaftliche  und  sozio- 
logische Probleme  zu  erheben.  Gern  und  freudig  werden  wir  bei 
der  Würdigung  seiner  letzten  Schöpfungen,  v'on  denen  hier  zum 
ersten  Male  dem  nationalökonomischen  Publikum  erzählt  werden 
soll,  darüber  hinwegsehen,  daß  manche  Absonderlichkeiten  seines 
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konstruktiven  Denkens ,  seiner  Klassifizierungskunst  und  seines 
Stiles  noch  schärfer  hervortreten  als  bisher.  Wen  dürfte  das  bei 
einem  doktrinär  und  pedantisch  veranlagten ,  bis  ins  kleinste 
systematischen  Manne  in  den  letzten  Lebensjahren  wundernehmen, 
zumal  wenn  man  überlegt,  daß  dieser  Mann  1^2  Jahre  seines 
Lebens  von  schwerer  Gemütsdepression  und  vorübergehender 
geistiger  Störung  heimgesucht  worden  war. 

Der    Darstellung    dieser    letzten    Lebensjahre    und    einer    ab- 
schließenden Würdigung  sei  das  Schlußkapitel  gewidmet. 


Kapitel  V. 

Die  letzten  Lebensjahre.    Ausklang  und  Würdigung. 

1861— 1865. 

Aus  den  letzten  Lebensjahren  Winkelblechs  haben  wir  nur 
weniges  nachzutragen.  Es  vollendet  sich  in  dieser  Zeit  die 
Tragödie,  die  den  Namen  Karl  Mario  trägt.  Verbittert  und  de- 
primiert durch  den  mangelnden  Erfolg  seines  Werkes,  durch  die 
Schikanierung  der  reaktionären  Regierung,  durch  Vermögensver- 
luste und  endlich  durch  den  Tod  des  getreuen  Genossen  Touton 
bis  ins  innerste  Mark  getroffen,  suchte  der  gelehrte  Forscher 
Heilung  von  einem  schweren  Gemütsleiden  in  der  Illenauer  An- 
stalt. Gewiß,  wir  konnten  aus  dem  Gutachten  der  dortigen 
Staatsärzte  entnehmen,  daß  er  in  wesentlich  besserem  Gesund- 
heitszustande die  Anstalt  verlassen  habe,  ja  wir  konnten  auch 
konstatieren,  eben  auf  Grund  dieses  Gutachtens,  daß  wir  etwaigen 
Arbeiten  Winkelblechs,  die  in  die  Zeit  nach  Illenau  fallen,  durch- 
aus die  Eigenschaft  geistiger  Gesundheit  zuschreiben  dürfen,  ohne 
irgendwie  die  Tatsachen  zu  fälschen  und  das  Andenken  des 
Mannes  zu  schänden.  Das  schließt  gewiß  nicht  aus,  daß  manche 
Absonderlichkeiten  seines  Stiles,  die  oft  bis  zur  Pedanterie  gehende, 
tüftelnd  sorgfältige  und  etwas  schablonenhafte  Art  der  S}'stematik 
sich  in  den  letzten  Arbeiten  schärfer  ausprägen,  als  in  den  früheren 
Lieferungen,  aber  das  sind  eben  Absonderlichkeiten,  die  man  nicht 
als  Symptome  einer   geistigen  Disqualifikation    deuten  darf.     Wir 
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haben  gesehen,  daß  Winkelblech  als  Rekonvaleszent  seine  Tätig- 
keit an  der  Gewerbeschule  wieder  aufnahm.  Glücklich  und  dankbar 
schrieben  er  selbst  und  Frau  Emma  an  Dr.  Roller,  um  ihm  die 
frohe  Botschaft  zu  melden,  und  doch  ist  diese  Freude  nur  von 
kurzer  Dauer  gewesen.  Ich  sagte  vorhin,  die  Tragödie  vollende 
sich  1861—65,  'J^d  das  ist  so  zu  verstehen,  daß  der  gelehrte 
Forscher  Winkelblech,  abgesehen  von  den  ersten  wohltätigen 
Eindrücken,  welche  auf  einen  zu  langer  Untätigkeit  verdammten 
Mann  die  Wiederausübung  des  Berufes  ausübt,  bald  qualvoller 
denn  je  das  lästige  Joch  empfunden  hat,  das  ihm  seine 
Lehrstelle  am  Kasseler  Technikum  auferlegte.  In  seiner  Kraft 
gebrochen,  sich  ängstlich  vor  geistiger  Überarbeitung  hütend, 
dabei  immer  wieder  von  jäher  Lust  erfüllt,  noch  einmal  die  Feder 
zur  Vollendung  seines  Werkes  zu  ergreifen  oder  doch  den  Ab- 
schluß durch  intensives  Nachdenken  vorzubereiten,  empfindet  er 
das  ihm  seit  der  Katastrophe  von  1839  verhaßt  gewordene  Lehr- 
amt als  eine  Tortur,  lediglich  als  Mittel  zum  Zweck,  um  das 
Leben  zu  fristen,  nicht  aber  als  Selbstzweck.  Dabei  fehlt  ihm 
der  verständnisvolle  Genosse  seiner  Arbeit,  Touton,  wenn  wir 
auch  Briefen  und  den  Akten  entnehmen  können,  daß  er  einen 
vorzüglichen  und  willigen  Präparator  gefunden  hatte.  Und  noch 
ein  Umstand  kommt  hinzu,  der  die  Tragödie  der  letzten  Jahre 
erst  im  rechten  Lichte  erscheinen  läßt  (wir  sprachen  schon  in 
den  beiden  letzten  Kapiteln  davon),  nämlich  der,  daß  es  sich 
für  Winkelblech,  dessen  Vermögensverhältnisse  in  früheren  Zeiten 
als  recht  behagliche  bezeichnet  werden  dürfen,  in  seinem  Lehr- 
amt jetzt  um  den  Erwerb  des  täglichen  Brotes  für  sich  und  die 
Seinen  handelt.  Die  800  Taler  Gehalt  bilden  fast  die  einzige 
Einkommensquelle,  die  ihm  und  seiner  Familie  in  den  letzten 
Jahren  zur  Verfügung  steht.  Er  muß  darum  auf  jeden  Fall  sich 
in  seiner  Stellung  zu  behaupten  suchen.  Wir  wissen  ja,  daß  man 
schon  wegen  des  allzu  langen  Aufenthaltes  in  lUenau  der  Familie 
Schwierigkeiten  bereitete,  wir  haben  früher  von  einem  Vorschlage 
des  Gewerbeschuldirektors,  Dr.  Hehl,  vom  November  1860  be- 
richtet, der  die  Pensioriierungsfrage  involvieren  sollte.  Damals 
ging  der  Kelch  an  der  Famihe  Winkelblech  vorüber,  und  wir 
dürfen  gleich  hier  vorwegnehmen:  auch  später  ist  das  Äußerste, 
die  zwangsweise  Pensionierung  des  gewiß  nicht  mehr  vollständig 
leistungsfähigen  Mannes,  ihm  erspart  geblieben,  aber  unter  ewigen 
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Sorgen  und  beständiger,  qualvoller  Angst  vollzieht  sich  denn  doch 
seine  Lehrtätigkeit.  Das  können  wir  aktenmäßig  feststellen  und 
nachweisen. 

Wir  tun  am  besten,  wenn  wir  den  Ausklang  dieses  an 
äußeren  Umständen  wenig  beachtenswerten,  innerlich  dafür  aber 
um  so  reicheren  Lebens  dem  Leser  schildern  wollen,  auch  hier 
zwischen  der  unserem  Winkelblech  verhaßten  und  als  lästigen 
Zwang  auferlegten  Berufstätigkeit  an  der  Gewerbeschule  und 
seinen  letzten  Versuchen,  das  Werk  fortzuführen,  zu  unterscheiden. 
Ich  stelle  zunächst  kurz  die  Nachrichten  zusammen,  die  über  die 
letzte  Lehrtätigkeit  unseres  Helden  und  über  die  Aufnahme, 
die  sie  beim  Direktorium  der  Schule  und  beim  Ministerium 
des  Innern  fand,  auf  uns  gekomm.en  sind,  und  ich  beginne 
wieder  mit  einigen  nüchternen  Ziffern ,  welche  die  Entwick- 
lung der  Schule  bis  zu  Winkelblechs  Tod  andeuten  sollen. 
Nach  den  Programmen  der  höheren  Gewerbeschule  ^)  war  diese 
während  des  Schuljahres  i86i  von  137  Schülern  besucht,  1862 
von  122,  1863  von  106  und  endlich  1864  von  94  Schülern  und 
3  Hospitanten.  In  welchem  Umfange  hat  nun  Winkelblech  seine 
Tätigkeit  als  Lehrer  der  Chemie  und  Technologie  an  der  Anstalt 
wieder  aufgenommen?  Wir  erinnern  uns,  daß  er  während  seiner 
Illenauer  Zeit  von  dem  Präparator  Dr.  Wiederhold  vertreten 
wurde,  einem  ausgezeichnet  tüchtigen  Fachmann  und  Schüler 
eines  der  Vorgänger  Winkelblechs  am  Kasseler  Technikum, 
des  berühmten  Göttinger  Chemikers  Wöhler.  Das  Ministerium 
hatte  dem  Direktor,  Dr.  Hehl,  aufgegeben,  in  regelmäßigen  Ab- 
ständen über  den  Gesundheitszustand  unseres  Winkelblech  zu 
berichten.  Diese  Berichte  bilden  im  wesentlichen  das  Material 
unserer  folgenden  Ausführungen.-)  Die  Akten,  deren  nüchterner, 
chronologischer  Erzählung  wir  absichtlich  folgen  wollen,  zeigen 
so  recht  die  Tragödie  eines  Mannes,  der  in  seinen  letzten  Lebens- 
jahren noch  in  ganz  anderer  Weise  als  bisher  gezwungen  war, 
eine    unliebsame    Stellung   zu    bekleiden    und    nach    Kräften    aus- 


^)  Vgl.  die  Programme  der  höheren  Gewerbeschule.  Michaelis  1861  ft".  — 
Es  mag  hier  erwähnt  werden,  daß  das  Programm  von  1863  •^'°s  Abhandlung  von 
Winkelblech  „Über  das  zweckmäßigste  Maßsystem"  bietet,  die  sich  mit  den  Ge- 
dankengängen des  betreffenden  Abschnittes  in  seinem  Werke  deckt. 

^j  Nach  den  sogenannten  „Winkelblechakten"  vom  26.  September  1861  bis 
zum  II.  Januar  1865. 
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zLifüUen,     um     nicht     das    Fundament     seines     nötigen    Lebens- 
unterhaltes   zu    verlieren,    das    er  nach  den  schweren  Vermögens- 
verlusten,   die    ihn  früher  betroffen,    nicht  einbüßen  konnte,  ohne 
eine     schwere    Krisis     über     sich     und     sein    Haus    heraufzube- 
schwören.    Die    Akten    bestätigen    die    Behauptung,    die    sich    in 
einem    Briefe    der    Frau    Emma    findet    und    bislang    noch    nicht 
von    uns    erwähnt    worden     ist,     daß    der    Minister    des    Innern 
zweifellos    freundschaftlich     für    Winkelblech    empfand    und    fast 
immer   das    schwerste  Unheil    in   den  letzten  Jahren,    nämlich  die 
drohende  Pensionierung,   ferngehalten  hat.     Man   hat   es  in  diesen 
maßgebenden  Kreisen    recht    gut    mit    ihm   gemeint,    man    hatte 
große  Geduld  mit  ihm,  darf  man  doch  nicht  vergessen,  daß  nach 
dem  Tode  Toutons  im  Jahre  1860  Winkelblech  seinen  Unterricht 
I  \o    Jahre    ausgesetzt    hat    und    danach    nur    einen    bescheidenen 
Teil    wieder   aufnehmen  konnte.     Will  man  gerecht  sein,  so  muß 
man    zugeben,   daß    dieser  Umstand    gewiß    für   eine  nur  mangel- 
haft dotierte  Anstalt,  die  sich  zwei  Dozenten  nicht  leisten  koiuite, 
unzuträglich     war.      Und    darum    wird    man    es    auch    verstehen 
können,  rein  vom  Standpunkte  des  praktischen  Schulmannes  aus, 
der  außerdem  für  die  Leitung  der  Anstalt  und  ihre  Organisation 
verantwortlich    war,    wenn    der   Direktor   in    seinen    regelmäßigen 
Berichten  an  das  Ministerium  darüber  klagt,  daß  durch  die  lanee 
Krankheit    und    die    unvollkommene    Lehrtätigkeit    Winkelblechs 
die  Anstalt  Schaden  leiden  müsse,  der  regelmäßige  Unterricht  in 
seiner  Kontinuität    erschüttert   sei    und    daß    man    irgendwie   und 
bald    auf  Abhilfe   dieses  unzuträglichen  Zustandes  dringen  müsse. 
Das    möge  dem  Dr.  Hehl  als  verantwortlichen  Leiter  der  Anstalt 
gern    konzediert    sein.      Aber    wie    ein    elendes    Beckmessertum 
muß    es    uns    berühren,    wenn    dieser    gewiß    wackere  Schulmann 
mit   einer  an  das   Unleidliche  grenzenden  Pedanterie  glaubt,    aus- 
drücklich  in    seinen  Ministerialberichten    hervorheben    zu  müssen, 
daß  hier    und   da   der    Unterricht  Winkelblechs   versagt   habe,  ja 
daß    sogar    die    Gefahr   vorliege,    „er   treibe    wieder  Nebendinge". 
Klingt    das    nicht  wie  der  Tadel  eines  pedantischen  Schulmannes 
einem  Knaben  gegenüber,    der    sich  nicht  gründlich  auf  das  vor- 
geschriebene    Exerzitium     zu     konzentrieren      vermag?      Gewiß, 
Winkelblech    hat  ja  nie  etwas  von  dieser  Äußerung  gehört,    aber 
es  mutet  doch  bitter  an,  daß  ein   50 jähriger  Mann,  der  mit  Auf- 
bietung   aller    seiner    nicht    mehr    frischen    Kräfte     seinen    Ver- 
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pflichtungen  gewissenhaft  nachzukommen  sucht  (denn  daß  er  das 
getan,  müssen  auch  die  Berichte  anerkennen),  hier  in  sekreten 
Berichten  an  die  vorgesetzte  Behörde  abgekanzelt  und  verklatscht 
wird.  Sehen  wir  uns  einmal  die  Berichte  selbst  etwas  näher  an. 
Wir  folgen  absichtlich  ihrer  Chronologie.  Denn  nur  dann  wird 
uns  offenbar,  wie  das  Direktorium  wesentlich  härter  und  schärfer 
über  den  ihm  untergeordneten  Dozenten  der  Chemie  dachte  als 
das  Ministerium  des  Innern. 

Ergreifend  muß  es  auf  den  Leser  wirken,  der  die  Angst  und 
die  Sorge  der  Familie  um  den  Ernährer  mit  uns  verfolgt  hat  und 
namentlich  die  Klagen  der  Frau  Emma  aus  ihren  Briefen  an 
Dr.  Roller  kennt,  nun  zu  vernehmen,  wie  oft  das  Geschick 
unserers  Gelehrten  an  einem  seidenen  Faden  hing  und  wie 
man  mehr  als  einmal  nahe  daran  war,  diesen  Faden  zu 
durchschneiden.  Am  25.  September  1861  erstattet  Hehl  den 
ersten  Bericht  ans  Ministerium  und  meldet,  daß  er  unseren 
Freund  wiederholt  besucht,  auf  seine  Lehrfähigkeit  geprüft  und 
klar  erkannt  habe,  daß  Winkelblech  keinesfalls  imstande  sei,  den 
Unterricht  in  der  Chemie  vorläufig  zu  übernehmen.  Auch  macht 
Hehl  darauf  aufmerksam,  daß  Winkelblech  selbst  hoffe,  im  Laufe 
eines  Vierteljahres  die  Vorlesung  über  technische  Chemie, 
wöchentlich  drei  Stunden,  wenn  er  ein  gutes  Kompendium 
unterlegen  dürfe,  wieder  aufnehmen  zu  können.  Er  bitte  aber 
darum,  die  Stunden  auf  den  Nachmittag  zu  verlegen,  weil  er 
nachmittags  viel  frischer  sei  als  morgens.  Dr.  Wiederhold  werde 
ihn  im  übrigen  nach  wie  vor  gern  vertreten.  Hehl  konstatiert 
bedenklich,  daß  durch  die  Erkrankung  Winkelblechs  die  Schule 
ohnedies  schon  stark  gelitten  habe  und  es  „kaum  möglich  sei, 
die  Stimme  des  Publikums  länger  zu  beschwichtigen".  Es  sei 
durchaus  notwendig,  daß  die  technische  Chemie  Hand  in  Hand 
mit  dem  Laboratorium  gehe,  und  es  sei  unzweckmäßig,  beide 
Wissenschaften  voneinander  zu  trennen.  Es  bleibe  ihm  darum 
nichts  weiter  übrig,  wenn  man  das  wahre  Interesse  der  Gewerbe- 
schule ins  Auge  fasse,  als  den  früheren  Antrag  vom  November 
1860  zu  wiederholen,  d.  h.  also  die  Pensionierung  Winkelblechs 
zu  beantragen.  Wie  furchtbar  diese  auf  unsern  Freund  gewirkt 
haben  würde,  werden  wir  leicht  einsehen,  wenn  wir  uns  vergegen- 
wärtigen, daß  er  erst  im  August  1861  aus  der  lUenauer  Anstalt  ent- 
lassen war.  Welch'  niederschmetternden  Eindruck  müßte  es  auf  den 
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Gelehrten  gemacht  haben,  wenn  er  so  kurze  Zeit  nach  dem  dortigen 
Aufenthalte  gleichsam  öftentUch  als  untauglich  für  die  Bekleidung 
eines  Lehramts  bezeichnet  Avorden  wäre.  Unendlich  qualvoll 
hätte  ihm  die  Erkenntnis  aufdämmern  müssen,  daß  für  ihn  an 
eine  gänzliche  Heilung  gar  nicht  zu  denken  sei,  daß  auch  die 
lange  Trennung  von  seinen  Lieben  und  seinem  Werke  nichts 
gefruchtet  habe.  Das  Ministerium  geht  auf  den  Vorschlag  Hehls 
nicht  ein,  sondern  überweist  einfach  seinen  Antrag  dem  Haupt- 
protokolle. Einen  Tag  später  übrigens,  am  26.  September,  er- 
stattet Hehl  noch  einen  ergänzenden  Bericht,  dem  ein  Schreiben 
Winkelblechs  an  die  kurfürstliche  Direktion  der  Gewerbeschule 
beigefügt  ist.  Winkelblech  gibt  nämlich  der  Direktion  das  Be- 
denken anheim,  sie  möchte  doch  einstweilen  den  von  ihm  zu  er- 
teilenden Unterricht  auf  die  technische  Chemie  beschränken  und 
diesen  erst  einige  Wochen  nach  Beginn  des  Schuljahres  beginnen 
lassen.  Die  Illenauer  Ärzte  hätten  ihm  die  Wiedererlangung 
seiner  Arbeitskräfte  durchaus  in  Aussicht  gestellt,  aber  er  dürfe 
sich  nicht  zu  sehr  anstrengen,  da  auch  sein  Gedächtnis  für  Namen 
und  Zahlen  wesentlich  geschwächt  sei.  Dr.  Wiederhold  sei  gerne 
bereit,  außer  der  Arbeit  in  dem  Laboratorium  auch  den  Unter- 
richt in  der  theoretischen  Chemie  ohne  Entgelt  zu  übernehmen. 
Auch  wolle  er  gern ,  wenn  sich  sein  Befinden  bessere ,  einige 
andere  Fächer,  die  bisher  vom  Lehrplane  noch  weniger  berück- 
sichtigt seien,  und  deren  Vortrag  ihm  weniger  Schwierigkeit  be- 
reite, wie  z.  B.  Geschichte  der  Chemie  oder  allgemeine  Wirt- 
schaftslehre oder  dgl.  übernehmen.  Der  Direktor  bemerkt  in 
seiner  ergänzenden  Eingabe  zu  diesem  Antrage  Winkelblechs, 
daß  durch  denselben  seine  frühere  Ansicht  nicht  geändert  worden 
sei  und  meint,  man  könne  nun  erst  recht  deutlich  sehen,  daß 
unser  Freund  nicht  fähig  sei,  seinem  Amte  vorzustehen,  und  daß 
es  für  ihn  selbst  wie  für  seine  Familie  doch  vorteilhafter  sei, 
pensioniert  zu  werden  „als  unglückliche  Versuche  zu  machen". 
Im  übrigen  wiederholt  er  die  Argumente,  die  seines  Er- 
achtens  gegen  eine  Trennung  der  technischen  Chemie  vom 
Laboratorium  sprechen  und  leugnet  die  Bedeutung  einer 
Geschichte  der  Chemie  oder  einer  allgemeinen  Wirtschaftlehre. 
Der  im  September  gestellte  Antrag  Hehls  scheint  doch  Unter- 
stützung im  Ministerium  gefunden  zu  haben,  denn  ein  Auszug 
aus  dem  Hauptprotokolle  des  Gesamtministeriums,  Abteilung  des 
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Innern,  vom  2.  Oktober  des  Jahres,  berichtet,  daß  von  dem 
Mmisterium  der  Antrag  gestellt  worden  war,  „Professor  Winkel- 
blech mit  der  gesetzlichen  Pension  allergnädigst  in  den  Ruhe- 
stand zu  versetzen"  und  meldet  lakonisch  den  allerhöchsten 
Beschluß,  daß  die  Pensionierung  genehmigt  werde,  nicht  aber 
die  Versetzung  in  den  Ruhestand.  So  wäre  das  Schicksal 
Winkelblechs  entschieden  gewesen,  wenn  die  Ausfertigung  dieses 
Reskriptes  erfolgt  wäre.  Aber  noch  einmal  wendet  sich  das 
Blatt  zu  seinen  Gunsten.  Im  letzten  Augenblick  berichtet  nämlich 
der  Minister  des  Innern,  daß  sich  der  Gesundheitszustand  Winkel- 
blechs plötzlich  wider  alles  Erwarten  gebessert  habe,  daß  er 
nicht  nur  imstande  gewesen  sei,  seine  seit  Anfang  des  vorigen 
Jahres  unterbrochene  Lehrtätigkeit  wieder  aufzunehmen,  sondern 
nach  dem  Zeugnis  seines  Hausarztes  auch  wieder  imstande  sei, 
vollständig  zur  Lehrtätigkeit  zugelassen  zu  werden.  Und  darum 
sieht  sich  das  Ministerium  in  die  Lage  versetzt,  seinen  Antrag 
auf  Pensionierung  des  Professors  Winkelblech  wieder  zurück- 
zunehmen. Dieser  Antrag  wurde  am  8.  November  dem  Kur- 
fürsten gestellt.  Am  2.  November  hatte  sich  Winkelblech  selber 
noch  einmal  an  das  Ministerium  des  Innern  gewandt  in  einem 
ergreifenden  Schreiben,  aus  dem  deutlich  her\^orgeht,  wie  sehr 
er  um  seine  Existenz  besorgt  war.  Es  ist,  als  ob  er  durch  das 
Benehmen  Hehls  ihm  gegenüber  argwöhnisch  geworden  sei  und 
sich  nichts  Gutes  von  ihm  versprechen  möchte.  Deswegen  hebt 
er  ausdrücklich  hervor,  daß  sich  sein  Gesundheitszustand,  wie 
auch  die  beiden  ärztlichen  Gutachten  bezeugen  sollen,  außer- 
ordentlich gehoben  habe  und  verweist  noch  einmal  darauf,  daß 
Dr.  Wiederhold  durchaus  imstande  sei,  ihm  einen  Teil  der  Ge- 
schäfte einstweilen  abzunehmen. 

Die  Hoffnung  Winkelblechs  und  mit  ihm  die  des  Mini- 
steriums, daß  er  bald  imstande  sein  werde,  seine  Lehrtätigkeit 
ganz  auszufüllen,  sollte  sich  nicht  erfüllen.  Denn  der  nächste 
Bericht  Dr.  Hehls  vom  24.  November  1861  konstatiert,  daß  an 
und  für  sich  dem  Lehrer  der  Chemie  am  Technikum  ein  siebzehn- 
stündiger Unterricht  die  Woche  obliege,  nämlich  der  Unterricht  in 
der  theoretischen  Chemie  mit  vier  Stunden  in  der  zweiten  Klasse, 
sodann  der  in  der  technischen  Chemie  mit  vier  Stunden  in  der 
ersten  Klasse  und  endlich  die  Leitung  von  Laboratoriumsarbeiten  der 
Schüler,  neun  Stunden  wöchentlich.     Hehl  berichtet,   daß  \\'inkel- 
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blech  am  9.  Oktober  nach  Beginn  des  Schuljahres  den  Unterricht 
in  der  technischen  Chemie  mit  wöchentlich  drei  Stunden  auf- 
genommen habe.  Er  habe  sich  selber  siebenmal  zu  informieren 
gesucht  und  habe  den  Vortrag  gut,  mitunter  sogar  sehr  gut 
gefunden.  Auch  sei  Winkelblech  mehrere  Male  im  Laboratorium 
gewesen,  das  aber  im  übrigen  der  Präparator  Wiederhold  versehe. 
Wie  qualvoll,  so  denkt  man  unwillkürlich,  muß  eine  solche 
feierliche  Msitation  des  Direktors  für  den  armen  Winkelblech 
gewesen  sein,  wird  er  doch  den  Zweck  und  die  Absicht  eines 
solchen  Besuches  leicht  erraten  haben.  Man  erkennt  wenigstens 
aus  diesem  Berichte,  daß  sich  die  Hoffnung  auf  vollständige 
Wiederaufnahme  des  Unterrichtes  noch  nicht  erfüllt  hat.  —  Am 
5.  Dezember  desselben  Jahres  wendet  sich  Winkelblech  noch 
einmal  selbst  an  das  Ministerium  des  Innern  und  betont  aus- 
drücklich, daß  er  alles  tun  wolle,  um  möglichst  bald  im  vollen 
Umfange  an  der  Schule  tätig  sein  zu  können.  Einstweilen  aber 
müsse  man  hinsichtlich  der  Ausübung  seines  Dienstes  ihm  noch 
etwas  Schonung  zuteil  werden  lassen,  und  zur  Begründung  dieser 
Bitte  beruft  er  sich  auf  das  Gutachten  der  Illenauer  Staatsärzte, 
das  beiliegt  und  dessen  Inhalt  wir  bereits  aus  dem  Schlüsse  des 
vorigen  Kapitels  kennen.  —  Am  Weihnachtsabend  des  Jahres 
1861,  am  24.  Dezember,  berichtet  Hehl,  daß  Winkelblech  in 
letzter  Zeit  öfter  als  früher  in  der  Schule  anwesend  gewesen  sei, 
daß  er  aber  • —  nun  kommt  die  berüchtigte,  schon  früher  erwähnte 
Stelle  —  „wieder  auf  Nebendinge  zu  verfallen  scheint,  unter  denen 
er  den  Unterricht  in  der  Chemie  leicht  zu  vernachlässigen  ver- 
sucht werden  könnte".  Der  Musterpädagoge  und  Schulmeister 
Hehl  glaubt,  das  der  Jugend  gegenüber  bewährte  Rezept,  sich 
erst  recht  tüchtig  auf  die  vorgeschriebenen  Lehrgegenstände 
einzudrillen,  auch  seinem  Kollegen  gegenüber  in  Anwendung 
bringen  zu  sollen  und  schlägt  darum  vor,  das  beste  Mittel,  eine 
Konzentration  auf  seinen  Unterricht  zu  erreichen,  sei  das,  Winkel- 
blech zu  nötigen,  daß  er  wieder  voll  in  seinen  dienstlichen 
Beruf  eintrete.  Die  ganze,  versteckte,  bittere  Komik  dieses  Be- 
richtes wird  nur  dem  offenbar,  der  sich  überlegt,  daß  mit  den 
„Nebendingen"  wohl  nur  das  Werk  Winkelblechs  gemeint  sein 
kann,  da  er  sich  ja  von  der  praktischen  Politik  völlig  zurück- 
gezogen hatte  und  auch  sonst  wie  ein  Einsiedler  lebte,  das  Werk, 
das  ihm  einen   ehrenvollen  Platz  in  der  Geschichte    der   National- 
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Ökonomie    sichert,    während    vom    Pädagogen  Winkclblech    nichts 
und  vom  Chemiker  nur  wenig  übrig  geblieben  ist!     Wie  gut  für 
uns  und    alle    sozial  interessierten  Männer,    daß    er    darauf  verfiel, 
Nebendinge    zu  treiben.    —   Am    25.  Januar  1862    teilt  Hehl    mit, 
daß   Winkelblech   wie    bisher    nur    die    drei    Stunden    technischer 
Chemie  wöchentlich    erteile,    und   daß  man   von   seinem    Gesund- 
heitszustande   auch    kaum    erwarten    könne,    daß    er   den    ganzen 
Unterricht  je  wieder  übernehmen  werde.     Intercssanterweise  fügt 
das  Ministerium,    wie    aus   diesem  Aktenauszuge  hervorgeht,    zum 
Hauptprotokolle    den    Antrag    hinzu,    der,    man    weiß    nicht    von 
welcher    Seite,    gestellt    worden    ist,    Professor  Winkelblech    zum 
außerordentlichen    Professor    an    der  Universität   Marburg   für   die 
Lehrfächer    der   Chemie    und    der   technischen    Chemie    mit   Bei- 
behaltung seines  Gehaltes    von  800  Talern   jährlich    zu   ernennen. 
Das    ist   denn   doch   wie    eine   Ironie    des    Schicksals,    wenn    man 
denkt,    daß  man  allen  Ernstes   in  Aussicht  genommen  hätte,    den 
Mann,    dessen  Universitätstätigkeit    für    ihn  in  so  einschneidender 
und  für  sein  ganzes  Leben  so  entscheidender  Weise  gegen  seinen 
Willen  unterbrochen  worden  war,  dieser  Tätigkeit  wiederzugeben, 
nachdem  seine  besten  Kräfte  längst  verbraucht  waren  und  er  sich 
in  einem  für  ihn  qualvollen  und  von  ihm  als  subaltern  empfundenen 
Berufe  langsam  aufgerieben    hatte.      Über   das  Schicksal    des   An- 
trages ist  uns  nichts  bekannt  geworden,  er  ist  jedenfalls  gar  nicht 
zur  weiteren  Beratung  gelangt,  und  es  bleibt  alles  beim  Alten.  — 
Am    14.  April    1862    konstatiert  Dr.  Hehl,    daß  Winkelblech    sich 
immer    noch    auf    den    Unterricht    in    der    technischen    Chemie, 
wöchentlich  drei  Stunden,  beschränke  und  das  Übrige  Dr.  Wieder- 
hold überlasse.      Einstweilen    sei  er  wohl  außer  stände,  sein  Amt 
wieder   vollständig    auszufüllen ,    „was    doch    wohl    schließlich    ge- 
schehen   müßte,    um    die    der    Schule   erwachsenden  Nachteile    zu 
beseitigen,  andererseits  aber  auch    um  zu  verhüten,  daß  aus  allzu 
großer  Nachsicht  dauernde  Nachteile  sich  einschleichen".    Das  Mini- 
sterium beschränkt  sich  darauf,  den  Berichterstatter  um  weitere  Be- 
richte zu  ersuchen.      Ein    solcher  wird  am  22.  Juli   1862  erstattet 
und  konstatiert,  daß  Winkelblech  für  sein  Amt  nur  noch  wenig  oder 
gar  kein  Interresse  zu  zeigen  scheine,  und  daß  es  ihm  mindestens 
gleichgültig   sein    könne,    wenn    das   jetzt    bestehende    Verhältnis 
noch    lange    bestehen    dürfe.      Ist    es    die    Empörung    über    das 
Treiben  von  Nebendingen,   die  den  Direktor  zu  einer  so  scharfen 
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Sprache  bewegt,  oder  ist  es  nur   die  Ungeduld  des  Schulmannes, 
daß    ein    ihm    untergebener    Beamter    den    regulären    Betrieb    der 
Anstalt  stört?     Bekümmert  stellt  der  Direktor  fest,  daß  der  Anstalt 
direkte  Nachteile    durch    die  Verteilung    des  Unterrichts  zwischen 
Wiederhold    und  Winkelblech    erstehen,    und    daß    es    darum    un- 
umgängUch    notwendig   sei,    daß   Winkelblech    mit    dem    Beginne 
des  neuen  Schuljahres   den  gesamten  Untericht  wieder  aufnehme. 
Nach    Beginn    des    Schuljahres,    den  4.  Oktober,    muß   aber   Hehl 
melden,  daß  sich  immer  noch  nichts  in  dem  Gesundheitszustande 
Winkelblechs  gebessert  habe,    darum    sei    auch    eine  anderweitige 
Besetzung  der  Stelle  Winkelblechs  „unabänderlich  geboten".    Wenn 
man  ihn  nicht  pensionieren  wolle,  so  möge  man  ihm  einige  andere 
Fächer    überlassen,    etwa   Nationalökonomie;    es    würde    genügen, 
wenn  man  diese  Fächer  nur  fakultativ  in  den  Lehrplan  aufnehme. 
So  gehe    es  nicht  weiter.     Aber   es   bleibt   doch  wiederum  beim 
Alten,  denn  vier  Wochen   später,    den    12.  November,    muß   Hehl 
konstatieren,  daß  eine  Veränderung  noch  immer  nicht  eingetreten 
sei.      Und  so  bleibt    es  bis  zum  April   1864.     Am   12.  April  1864 
berichtet  Hehl,  daß  Winkelblech  noch  immer  schwach  sei,  und  man 
noch  immer  nicht  beurteilen  könne,  ob  er  seinen  Unterricht  ganz 
aufnehmen  könne,  aber  es  sei  doch  vorteilhaft,  damit  einen  Versuch 
zu  machen,  indem  man  ihm  einfach  aufgebe,  sein  Amt  im  vollen 
Umfange    wieder    auszufüllen.      Dieser  Meinung   schließt   sich  das 
Ministerium    an    und  beschließt    am   14.    April,    daß    der    Direktor 
Winkelblech  auffordern    möge,    seine    gesamten  Funktionen,    oder 
doch  wenigstens  größtenteils,    wieder  aufzunehmen  und  über  den 
Erfolg    dieser  Maßregel    nach  einem  Vierteljahre  berichten  möge. 
Dieser  Bericht   wird    am  25.  Juli    in    der  Tat   von  Hehl    erstattet, 
und    aus    ihm  geht  hervor,    daß  Winkelblech  sich  nicht  imstande 
gefühlt    hat,    dem    Verlangen    des    Ministeriums    nachzukommen, 
weil    er    seinem    Gesundheitszustande    das    nicht   zumuten    durfte. 
Er  erklärt  ausdrücklich  in  einem  ausführlichen  Schreiben,  das  dem 
oben   erwähnten    Berichte  beiliegt,    daß  er  daran    erinnern   müsse, 
daß  Fachlehrer    wie  er  ursprünglich  wöchentlich   nur  12  Stunden 
Unterricht  erteilen  sollten,  und  erst  1850  seien  seine  Lehrstunden 
ohne  weiteres  auf  17  vermehrt  worden.     Dagegen  erklärt  er  sich 
gern  bereit,  noch  einige  Stunden  für  technische  Chemie  mehr  zu 
übernehmen.     Da  aber  im  übrigen  mäßige  geistige  Beschäftigung 
eine    unerläßliche  Forderung    zur   Erhaltung    seines    geistigen  Zu- 
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Standes  sei,  so  bittet  er  den  weiteren  Unterricht  doch  in  den 
Händen  des  Dr.  Wiederhold  zu  lassen,  für  dessen  Tüchtigkeit  er 
ein  außerordentlich  anerkennendes  Zeugnis  seines  Lehrers,  Pro- 
fessor Wöhler  in  Göttingen,  beibringt.  Hehl  beruft  sich  in  seinem 
Berichte  auf  diese  Erklärung  Winkelblechs  und  wehrt  sich  gegen 
dessen  versteckten  Vorwurf,  daß  die  Lehrtätigkeit  zu  umfangreich 
geworden  sei.  Auch  erklärt  er  eine  Vermehrung  der  Lehrstunden 
für  technische  Chemie  für  überflüssig.  Kurz  und  gut,  es  sei 
durchaus  notwendig,  endlich  die  normale  Einrichtung  der  Schule 
wiederherzustellen.  Das  ist  der  letzte  Bericht,  der  mir  von  der 
Hand  des  Direktors  in  den  Akten  vorliegt.  Ich  glaube,  der 
Leser  wird  meiner  früheren  Behauptung  jetzt  zustimmen, 
daß  allerdings  das  Ministerium  mit  dem  kranken  Manne  viel 
Geduld  gehabt  hat,  und  daß  auch  dem  Direktor  trotz  des  oft 
eigentümlichen  Tenors  seiner  Berichte  wohl  die  Konzession  zu 
machen  ist,  daß  er  als  Leiter  der  Anstalt  an  den  anormalen  Zu- 
ständen und  der  nur  unvollkommenen  Besetzung  eines  wichtigen 
Lehrfaches  Anstand  nehmen  mußte.  Andererseits  aber  dürfen  wir 
überzeugt  sein,  daß  Winkelblech  sich  nicht  so  hartnäckig  ge- 
sträubt haben  würde,  sein  Amt  im  vollen  Umfange  aufzunehmen, 
wenn  er  nur  eben  dazu  gesundheitlich  imstande  gewesen  wäre. 
Daß  sein  Gesundheitszustand  aber  sehr  schwankend  war,  geht 
deutlich  aus  seiner  letzten  Eingabe  an  den  Direktor  und  einigen 
Briefen  hervor.  So  schreibt  Frau  Emma  ihrem  Vater  am  i6.  März 
1862,  daß  ihr  Gatte  sich  noch  sehr  schwach  fühle,  während  sie 
im  Brief  vom  28.  Mai  1863  melden  kann,  daß  Winkelblech  „wohl 
und  vergnügt  sei".  Und  wie  bald  trat  die  Katastrophe  ein!  Wer 
weiß,  ob  ihm  und  den  Seinen  nicht  der  frühe  Tod  erspart 
geblieben  wäre,  wenn  er  sich  noch  mehr  hätte  schonen  können, 
und  wenn  er  in  die  Lage  des  beatus  possidens  versetzt  worden 
wäre,  seine  letzten  Lebensjahre  ganz  einem  ihm  lieb  gewordenen 
Studium  zu  widmen  und  die  gesunden  und  frischen  Tage  dieser 
Jahre,  wie  es  Frau  Emma  in  einem  Briefe  an  Roller  einmal  aus- 
gedrückt hat,  „mit  Spekulation  zu  verbringen".  Dieser  Wunsch 
blieb  ihm  verwehrt,  er  mußte  sich  als  der  Ernährer  der  Familie, 
obwohl  ihn  seine  Frau  mit  ihrem  Pensionate  nach  Kräften  unter- 
stützt zu  haben  scheint,  mit  dem  Aufgebot  seiner  letzten  Kräfte 
seine  Stellung  an  der  Gewerbeschule  zu  erhalten  suchen,  und  wir 
dürfen  annehmen,  daß  er  sich  nicht  geweigert  haben  würde,  auch 
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im  vollen  Umfange  dort  wieder  tätig  zu  sein,  wenn  er  es  nur 
eben  gekonnt  hätte.  Denn  soweit  wir  über  den  Mann  urteilen 
können,  sieht  der  Direktor  Hehl  nicht  danach  aus,  als  wenn  er 
den  ihm  untergebenen  Professor  der  Chemie  nicht  auf  die  nahe 
Gefahr  einer  zwangsweisen  Versetzung  aufmerksam  gemacht  hätte. 
Aber  selbst  in  dem  tief  gebeugten  und  schwermütigen  Manne 
war  der  Drang  nach  geistiger  Selbsterhaltung  doch  noch  zu  kräftig, 
weil  er  mit  dem  Wunsche  nach  Vollendung  der  „Weltökonomie" 
Hand  in  Hand  ging,  als  daß  er  sich  nicht  mit  allen  Mitteln  gegen 
die  Vorschläge  Hehls  und  des  Ministeriums  gesträubt  und  damit  der 
ihm  drohenden  geistigen  Überbürdung  ein  Paroli  geboten  hätte.  — 
„Winkelblech  scheine  wieder  Nebendinge  zu  treiben",  so 
lautete  die  Vermutung  des  Direktors  Hehl  in  seinen  Berichten 
an  das  hessische  Ministerium  des  Innern.  Wir  haben  schon  früher 
darauf  hingewiesen,  daß  damit  nur  die  Fortarbeit  Winkelblechs 
an  seinem  großen  Lebenswerke  gemeint  sein  konnte.  Daß  er 
nun  in  der  Tat  die  nationalökonomische  Arbeit  wieder 
aufgenommen  hatte,  können  wir  infolge  eines  glücklichen  Fundes 
authentisch  belegen.  Durch  emsiges  Nachforschen  der  Tochter 
Winkelblechs,  Frau  Rothe  zu  Kassel,  ist  es  gelungen,  eine  Anzahl 
eng  geschriebener  Quarthefte,  und  zwar  wertvolle,  zum  Teil  druck- 
reife Manuskripte,  aufzufinden,  deren  Deutung  uns  nicht  allzu 
schwer  gemacht  ist.  Nach  meiner  Auffassung,  die  ich  glaube 
hinreichend  stützen  zu  können,  haben  wir  in  diesen  Manuskripten 
teils  die  ungedruckt  gebliebenen,  späteren  Kapitel  des  3.  Bandes 
von  Marios  Weltökonomie  zu  sehen  (Kap.  44  ff.),  teils  jedoch  die 
Anfangskapitel  eines  neuen  selbständigen  Buches,  das  einen  Ex- 
trakt aus  dem  großen  Werke  darstellen  sollte.  Beide  Kapitel- 
serien beweisen  uns  jedenfalls,  daß  Winkelblech  in  der  Tat 
„Nebendinge  getrieben"  hat;  und  daß  wir  uns  dieser  Nebendinge 
unbefangen  freuen  können,  dafür  hat  das  öfters  zitierte  Gutachten 
der  lUenauer  Staatsärzte  gesorgt,  demzufolge  von  einer  geistigen 
Disqualifikation  unseres  Forschers  nach  1861  nicht  die  Rede  sein 
kann.  Freilich,  unendliche  Mühe  wird  ihm  die  Anfertigung  dieser 
Kapitel  bereitet  haben,  wissen  wir  doch  aus  seiner  ergreifenden 
Eingabe  an  das  Direktorium  und  das  kurfürstliche  Ministerium 
des  Innern,  wie  schwer  er  noch,  namentlich  in  den  Morgenstunden, 
unter  den  Erscheinungen  und  Depressionen  seiner  früheren  Er- 
krankung   litt    und    wie    sehr    er    sich    vor   jeder    geistigen  Über- 
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arbeitung  hüten  mußte.  Andererseits  zeigen  die  Manuskripte,  wie 
Winkelblech  als  echter  Doktrinär  ganz  von  seinen  föderalistischen 
Idealen  durchdrungen  war  und  bis  in  das  Einzelnste  alle  gesell- 
schaftlichen und  ökonomischen  Probleme  derart  durchdachte,  daß 
er  seine  föderalen  Prinzipien  nicht  nur  auf  das  Wirtschaftsleben, 
sondern  auch  auf  mehr  abstrakte  Kategorien  einer  allgemeinen 
Soziologie  ausgedehnt  hat.  Das  beweist  ein  hinterlassenes  Manu- 
skript über  die  „Gesellschaft".  Freilich  deutlich  zeigen  uns  alle 
Manuskripte,  daß,  wie  schon  früher  kurz  berichtet,  besondere  Ab- 
sonderlichkeiten des  Winkelblechschen  Stiles,  gewisse  Pedanterien 
seiner  Systematik  und  Klassifizierung  in  noch  schärferer  Weise 
sich  in  seinen  letzten  Lebensjahren  ausgebildet  haben  als  früher 
in  der  „Weltökonomie".  Und  das  ist  ja  nur  natürlich,  wenn  man 
bedenkt,  daß  der  nicht  mehr  ganz  gesunde  Mann  sich  immer 
mehr  von  der  Außenwelt  abschloß  und  nur  noch  den  einen 
Wunsch  hegte,  der  Vollendung  seines  Werkes  oder  doch 
wenigstens  der  ungestörten  Reflexion  über  seinen  Föderalismus 
seine  letzten  Jahre  zu  widmen.  Als  solche  Absonderlichkeiten, 
die  uns  in  der  Beurteilung  des  Wertes  unseres  Fundes  nicht 
stören  dürfen,  sind  auch  seine  eigenartigen  Verdeutschungsver- 
suche, besser  seine  Verdeutschungsmanie  aufzufassen,  die  gerade 
in  unserem  Manuskripte  direkt  stören. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Manuskripte  etwas  näher  an !  Wir 
betrachten  zunächst  die  Quarthefte,  die  nach  unserer  Auffassung 
eine  Fortsetzung  des  3.  Bandes  der  „Organisation  der  Arbeit" 
darstellen.  Daß  es  sich  in  der  Tat  um  eine  solche  Fortsetzung 
handelt,  geht  aus  einer  aus  dem  Jahre  1857  stammenden,  aus- 
führlichen Kladde  hervor,  welche  die  Handschrift  Toutons  trägt 
und  allem  Anschein  nach  als  Vorarbeit  für  den  gesamten  3.  Band 
aufzufassen  ist.  Sie  enthält  eine  ausführliche  Disposition  und  ein 
Schema  des  3.  Bandes,  sowie  eine  Stoffsammlung  und  Literatur- 
zusammenstellung für  die  nähere  Ausarbeitung.  1857  scheint  demnach 
Winkelblech  mit  dem  3.  Bande  des  Werkes,  und  zwar  zunächst  mit 
dem  allgemeinen  praktischen  Teile  begonnen  zu  haben.  Dem  Leser 
ist  aus  dem  i.  Bande  unseres  Werkes  bekannt,  daß  es  dem  Kasseler 
Forscher  lediglich  vergönnt  war,  die  vier  ersten  Kapitel  jenes  dritten 
Bandes  zu  vollenden;  die  letzte  Lieferung  vom  Jahre  1859  geht  nur  bis 
zum  Kap.  43.  Diese  vier  Kapitel  des  dritten  Bandes  (Kap.  40 — 43) 
handeln  von  der  Wohltätigkeit,  der  Bevölkerung,  der  Kolonisation 
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und  vom  W'crkrecht.  Das  letzte  Kapitel  ist  dann  für  die  2.  Auflage 
aus  Nachlaßnotizen  ergänzt  worden,  wie  wir  später  noch  sehen 
werden.  Die  von  uns  aufgefundenen  Manuskripte,  die  zum  Teil 
direkt  an  Kap.  43  anschließen,  scheinen  Frau  Emma  ganz  ent- 
gangen zu  sein,  so  daß  sie  dieselben  für  die  2.  Auflage  in  den 
80  er  Jahren  auch  nicht  benutzt  hat.  Das  geht  auch  aus  ver- 
schiedenen Briefen  hervor,  die  mir  vorliegen.  In  einem  Briefe 
an  den  alten  Freund  Dr.  Wallach  von  1S76  schreibt  z.  B.  Frau 
Emma,  daß  die  Leute,  die  sich  für  die  Fortsetzung  der  unvoll- 
endeten „Weltökonomie"  ihres  Gatten  interessiert  hätten,  immer 
von  der  \"oraussetzung  ausgegangen  seien,  ihr  Mann  habe  ,,in 
Notizen  niedergelegt,  was  er  im  4.  Bande  sagen  wollte".  Sie 
weiß  aber  nichts  von  dergleichen  Notizen  und  meint,  wenn  das 
wirklich  der  Fall  gewesen  wäre,  so  hätte  ihr  Sohn  Ludwig  längst 
die  Fortsetzung  erscheinen  lassen.  Sie  habe  nur  ein  paar  Notizen 
zur  Vollendung  des  Kap.  43  (die  sie  in  der  Tat  für  die  2.  Auf- 
lage verwendet  hat).  Aus  einem  Briefe  ihres  Schwiegersohnes, 
Emil  Rothe,  vom  23.  Sept.  1883  an  seine  Gattin  geht  dagegen 
hervor,  daß  Frau  Emma  „reichliches  Material  besitzt,  welches  für 
den  weiteren  Ausbau  seines  Systems  von  unendlichem  Wert  ist". 
Die  Disposition  des  3.  Bandes  vom  Jahre  1857  lehrt  nun,  daß  der 
3.  Band,  der  „praktische  Teil"  der  i.  Auflage  (cf.  Bd.  I  dieses 
Werkes,  p.  iii),  im  ganzen  24  Kapitel  zählen  sollte  (Kap.  40 — 63), 
von  denen  ja  nur  die  ersten  vier  (Kap.  40 — 43)  gedruckt  vorliegen, 
mit  denen  der  „allgemeine  praktische  Teil"  beginnt.  Dieser 
sollte  als  4.  Abteilung  des  ganzen  Werkes  außer  den  vier  ge- 
druckten noch  zehn  Kapitel  zählen  (Kap.  44 — 53),  die  handeln  sollten  : 
von  der  Werklegung,  vom  Geschäft,  von  den  Zünften,  von  der  Werk- 
zeit, der  Werkweise,  der  Familie,  vom  Haushalt,  von  der  Ortschaft, 
der  Gemeinde  und  vom  Reich.  Dann  sollte  als  fünfte  Abteilung 
ein  „spezieller  praktischer  Teil"  folgen  von  zehn  Kapiteln 
(Kap.  54 — 63),  deren  Themen  folgendermaßen  lauten :  Urwerkschaft, 
Gewerbe,  Handel,  Transport,  Künste,  W^issenschaften,  Ausbildung, 
Gesundheitspflege,  Kirche  und  endlich  Staat.  Auch  einige  Nach- 
träge waren  beabsichtigt.  Das  w^eitläufige  Schema  zeigt  jeden- 
falls, daß  Winkelblech,  in  dieser  Beziehung  ganz  ein  Anhänger 
der  rein  rationalistischen,  radikalen,  vormarxistischen  Gesellschafts- 
theorie, einem  Fourier  vergleichbar,  bis  ins  kleinste  Detail  seine 
Zukunftsordnung  der  Gesellschaft,  den  FöderaUsmus,  auszuarbeiten 
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trachtete.  Von  diesen  zwanzig  ungedruckten  Kapiteln  (44 — 63) 
befinden  sich  verschiedene  als  druckreif  erklärte  unter  dem  mir 
von  Winkelblechs  Tochter  überlassenen  Material.  Ich  muß  es 
mir  versagen,  des  näheren  auf  ihren  Inhalt  einzugehen  —  das 
würde  hier  zu  weit  führen.  Nur  von  einem  besonders  charakte- 
ristischen Kapitel,  das  aufs  engste  mit  einer  der  Hauptlehren 
Winkelblechs  v^erknüpft  ist,  nämHch  mit  seiner  Bevölkerungs- 
theorie, will  ich  hier  eine  Kostprobe  geben,  indem  ich  seinen 
Inhalt  kurz  andeute.  Es  ist  nach  der  Disposition  von  1857  das 
49.  Kapitel,  das  von  der  „Familie"  handelt  und  die  konsequente 
Durchdringung  aller  volkswirtschaftlichen  Materien  mit  den  Prin- 
zipien des  Föderalismus  zeigt. 

Die  Familie,  Innschaft,  ist  nach  Winkelblech  ein  zusammen- 
gesetzter, aus  der  Ehe  und  der  Stammschaft  bestehender  Verein. 
Zweck  der  Ehe  ist  die  Lebensgemeinschaft  und  die  Fortpflanzung 
der  Ehegatten,  Zweck  der  Stammschaft:  i.  die  Ausbildung  und 
Versorgung  der  Kinder  durch  die  Eltern,  2.  wenn  erforderlich,  die 
Unterstützung  der  Eltern  durch  die  Kinder.  Über  die  sittlichen 
Pflichten  der  Familienglieder  bestehen,  so  meint  Winkelblech,  keine 
erheblichen  Meinungsverschiedenheiten,  er  will  seine  Betrachtungen 
deshalb  auf  das  Familienrecht  beschränken. 

Das  monopolistische  Familienrecht  gibt  dem  Familien- 
vater Gewalt  über  Frauen  und  Kinder,  unterscheidet  Ehen  zur 
rechten  und  zur  linken  Hand. 

Das  panpolistische  kennt  keine  Sonderrechte  und  for- 
dert die  gleiche  Berechtigung  aller  Familienglieder.  Nach  dem 
föderalen  Familienrecht  kann  die  Ehe  von  jedem  Gesellschafts- 
gliede  eingegangen  werden,  sobald  es  die  zur  Erfüllung  der  Familien- 
pflichten erforderliche  persönliche  Beschaftenheit  und  sachlichen 
Hilfsmittel  hat.  Ehescheidung  ist  statthaft,  wenn  jede  Aussicht 
auf  Erreichung  der  sittlichen  Familienzwecke  schwindet.  Da  das 
bestehende  halbliberale  Familienrecht  dem  föderalen  nahe  ver- 
wandt ist,  hält  es  Mario  für  praktisch  seine  Mängel  zuerst  darzu- 
stellen und  sodann  die  ihre  Beseitigung  bezweckenden  Vorschläge 
folgen  zu  lassen. 

Solche  Mängel  sind :  ungenügende  Fürsorge  für  die  Kenntnis 
des  Familienrechts;  zu  weit  gehende  Beschränkung  der  Selbständig- 
keit der  Frauen,  vor  allem  in  der  Gestaltung  der  ehelichen  Güter- 
verhältnisse ;  Unvollkommenheit  der  Bestimmungen  über  die  Ehe- 
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Scheidung.  Die  eheliche  Liebe  ist  \vic  die  Nächstenliebe  durch  das; 
Sittengesetz  geboten,  sie  ist  willkürlich,  daher  muß  die  Scheidung 
erst  dann  erfolgen,  wenn  absolut  keine  Aussicht  auf  Besserung 
der  Ehegatten  besteht.  Weitere  Mängel  sind :  ungenügende  Berück- 
sichtigung der  Eheverlöbnisse ;  Gestattung  verschiedener  ehelicher 
Güterverhältnisse;  ungenügende  Fürsorge  für  die  Erhaltung  des 
Familienvermögens;  Unvollkommenheit  der  Bestimmungen  über 
das  SelbständigAverden  der  Kinder;  nachteilige  Erschwerung  der 
Fürkindnahme  (Adoption,  Annahme  an  Kindesstatt) ;  ungerechte 
Zurücksetzung  der  unehelichen  Kinder;  mangelhafte  Beschaffenheit 
des  Erbrechts;  ungenügende  Einwirkung  auf  den  Gang  der  Be- 
völkerung; Unvollkommenheit  der  das  Familienrecht  vollziehendea 
Behörden;  Gefährdung  des  Kredits  durch  das  Güterrecht  der  Ehe- 
gatten; ungenügende  Sonderung  der  staatlichen  und  religiösen 
Beziehungen  der  Familien. 

Die  Hauptzüge  des  föderalen  Familienrechts  werden  be- 
handelt unter  Ehe-,  Stammschafts-,  Vormundschafts-  und  Erbrecht.. 

I.  Zum  Eherecht. 

Die  Auflösung  der  Eheverlöbnisse  ist  bedingungsweise  ge- 
stattet; vor  Abschluß  der  Ehe  muß  die  amtliche  Ehebelehrung 
gelesen  sein ;  ein  vollständiges  Inventarverzeichnis  aller  in  die  Ehe 
beizubringenden  Vermögensteile  ist  aufzustellen;  das  gesetzliche 
Alter  (Bräutigam  25,  Braut  22)  muß  nachgewiesen  werden,  ebenso 
die  Einwilligung  der  Eltern  bei  Nicht\'olljährigen  und  das  erforder- 
liche Urkindergut;  die  Frauen  bedürfen  zum  Betrieb  von  Fach- 
werkzweigen in  der  Regel  der  Zustimmung  ihrer  Männer;  trägt 
die  Frau  zur  Bestreitung  der  Unterhaltskosten  mehr  bei  als  der 
Mann,  so  tritt  Ehe  w  e  n  d  u  n  g  ein,  d.  h.  die  Frau  bestimmt  den 
Wohnort  und  übt  die  väterUche  Gewalt  aus ;  wird  die  Erreichung 
der  sittlichen  Familienzwecke  gehindert,  tritt  zunächst  Ehe- 
trennung, wird  sie  unmöglich,  Ehescheidung  ein. 

Für  Rechtsstreitigkeiten  über  Familienverhältnisse  bestehen 
besondere  Familiengerichte;  das  Vermögen  der  Eltern  zerfällt  in 
Stammgut  und  in  Freigut,  ersteres  darf  nur  zu  werklichen,  letzteres 
auch  zu  nußlichen  Zwecken  verwandt  werden,  das  beigebrachte 
Vermögen  der  Ehegatten  gehört  einem  jeden  allein,  das  errungene 
beiden  gemeinschafthch,  die  Ehegatten  sind  verpflichtet  sich  wechsel- 
seitig Einsicht   in   ihre  Vermögensverwaltung    und    die    gesetzlich. 
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vorgeschriebene  Mitwirkung  bei  derselben  zu  gestatten,  sie  können 
sich  Darlehen  geben  und  sich  füreinander  verbürgen,  jedoch  nur 
zu  werklichen  Zwecken  und  nach  erfolgter  amtlicher  Belehrung 
der  Frau  über  die  Wirkungen  der  betr.  Rechtsgeschäfte.  Die 
Gläubiger  eines  Gatten  können  sich  mit  Ausnahme  der  Kleidungs- 
stücke an  alle  ehelichen  Güter  halten,  von  denen  der  andere  nicht 
durch  eine  amtlich  beglaubigte  Inventarliste  nachweisen  kann,  daß 
sie  ihm  gehören.  Vor  dem  Eintritt  in  die  Ehe  sind  Bestimmungen 
über  die  Güterv^erhältnisse  durch  Ehestiftungen •  unzulässig,  auch 
können  Ehegatten  während  der  Dauer  der  Ehe  nicht  Erbverträge 
miteinander  abschließen.  Stirbt  ein  Ehegatte  mit  Hinterlassung 
von  Kindern,  so  setzt  der  ihn  Überlebende  die  Errungenschafts- 
gemeinschaft mit  den  an  die  Stelle  des  Verstorbenen  tretenden 
Kindern  fort.     Ehen  zur  linken  Hand  sind  unstatthaft. 

2.  Zum  Stammschaftsrecht. 
Beide  Ehegatten  sind  verpflichtet,  und  zwar  der  Mann  unbe- 
dingt, die  Frau  nach  Maßgabe  ihres  Vermögens,  ihren  Kindern, 
insoweit  diese  ihren  Unterhalt  noch  nicht  selbst  zu  erwerben  ver- 
mögen, denselben  zu  geben.  Eltern,  die  sich  ein  entschieden 
pflichtwidriges  Verhalten  gegen  ihre  Kinder  zu  schulden  kommen 
lassen,  wird  vom  Vormundschaftsamt  die  elterliche  Gewalt  ent- 
zogen. Was  unvolljährige  Kinder  durch  ihre  Arbeit  erworben 
haben,  fällt  in  die  Errungenschaft  der  Eltern;  was  sie  durch 
Schenkung  oder  Erbschaft  erwerben,  bildet  eigenes  Vermögen. 
Mit  25  Jahren  werden  die  Kinder  volljährig.  Allen  volljährigen 
Personen  ist  die  Fürkindnahme  gestattet,  wenn  sie  älter  sind  als 
die  anzunehmenden  Kinder.  Uneheliche  Kinder,  deren  Eltern 
sich  miteinander  verheiraten  oder  deren  Väter  sie  anerkennen^ 
erhalten  dadurch  alle  Rechte  von  ehelichen. 

3.  Zum  Vormundschaftsrecht. 

Alle  Vormundschaft  wird  von  einer  für  jede  Ortschaft  be- 
stehenden Staatsbehörde  dem  Vormundschaftsamt  und  diesem 
untergebenen  Vormündern  geübt.  Ganz  verwaiste  Kinder  erhalten 
zwei  Vormünder:  einen  Hauptvormund  und  einen  Bildvormund, 
halbverwaiste  nur  einen.  Volljährige,  welche  ihrer  leiblichen  oder 
seelischen  Beschaft'enheit  wegen  außerstand  sind,  sich  selbst  zu 
vertreten,   werden  entmündigt  und  erhalten  einen  Vormund  oder 
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einen  Kurator.     Allen  Vormündern  wird  strengste  Gewissenhaftig- 
keit zur  Pflicht  gemacht. 

4.  Zum  Erbrecht. 

Stirbt  ein  Ehegatte  kinderlos,  so  beerbt  ihn  der  überlebende. 
Beim  Ableben  von  Eltern  beerben  sie  ihre  Kinder  und  deren 
Nachkommen.  Beim  Ableben  von  Kindern,  welche  weder  Nach- 
kommen noch  Ehegatten  haben,  beerben  sie  ihre  Eltern.  Beim 
Ableben  von  Kindern,  welche  weder  Nachkomm.en,  Ehegatten 
noch  Eltern  haben,  beerben  sie  ihre  Geschwister  und  deren  Nach- 
kommen. Fehlen  auch  Geschwister  und  Nachkommen,  beerben 
sie  ihre  Voreltern.  Jeder  Erblasser  kann  sein  Vermögen  bis  auf 
den  seinen  Noterben  (?)  zustehenden  Pflichtteil  sowohl  durch  Erb- 
vertrag als  Letztbeschluß  vererben.  Alle  Erben,  Avelche  außer- 
amtliche Erbteilungen  vornehmen,  müssen  das  Ergebnis  derselben 
urkundlich  feststellen  und  beglaubigen  lassen. 

\\"as  die  andere  Gruppe  von  druckreif  erhaltenen  Manuskripten 
angeht,  so  läßt  sich  mit  einiger  Bestimmtheit  annehmen,  daß  sie 
nicht  eine  Fortsetzung  der  Weltökonomie  darstellen,  sondern  viel- 
mehr als  Einleitung  eines  neuen,  kleiner  und  populärer  angelegten 
Werkes  anzusehen  sind.  Aus  dreierlei  Gründen  hege  ich  diese 
Vermutung:  zunächst  finden  sich  in  der  Tat  in  den  Familienpapieren 
und  in  den  Briefen  Frau  Emmas  Belege  dafür,  daß  Winkelblech 
ein  neues  Buch  geplant  hat.  In  einem  Briefe  an  Professor  Hein- 
rich Fick  in  Zürich  ^vom  Jahre  1881  schreibt  Frau  Emma,  daß  ihr 
Gatte  die  Absicht  gehabt  habe,  ihr  „einen  kurzen  Auszug  aus  seinem 
sehr  teuren  Werke  zu  diktieren,  um  dasselbe  in  Absicht  und  Um- 
fang für  ein  größeres  Publikum  zugänglich  zu  machen".  Der  seinen 
Tod  herbeiführende  Schlaganfall  habe  alle  diese  Bestrebungen  ver- 
nichtet. Das  klingt  nun  allerdings  so,  als  ob  Winkelblech  gar  nicht 
mehr  zur  Verwirklichung  dieser  Absicht,  die  zur  Erklärung  der  zweiten 
Manuskriptserie  von  großer  Bedeutung,  gekommen  ist;  ja  es  klingt 
so,  als  ob  er  erst  kurz  vor  seinem  Tode  die  Absicht  gefaßt  habe.  Eine 
Untersuchung  des  Manuskriptes  selbst  belehrt  uns  eines  Besseren. 

Sodann  —  und  das  ist  der  zweite  Grund  für  meine  Ver- 
mutung —  trägt  das  i.  Quartheft  aus  dieser  Serie  ein  Titelblatt 
mit  der  Überschrift:  „Grundzüge  der  Wirtschaftslehre  von  Carl 
Mario.  Erster  Band.  Einleitender  Teil."  Das  ist  jedenfalls  der 
proponierte   Titel    des   neuen   Buches    gewesen,   und    gerade   das 
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Wort  Grundzüge  dürfte  auch  klar  die  Absicht  enthüllen,  die  der 
Verfasser  bei  der  xA.bfassung  gehegt  hat  und  von  der  Frau  Emma 
berichtet,  daß  es  sich  um  ein  kürzeres  Werk  als  die  „Weltökono- 
mie" handeln,  und  daß  es  gleichsam  in  die  Probleme  der  Volks- 
wirtschaft und  der  Nationalökonomie  einführen  sollte.  Weiteren 
Aufschluß  erteilt  uns  die  erste  Umschlagseite,  die  überschrieben 
ist:  „Band  L  Kapitel  i.  Die  Wissenschaften."  Die  Wissenschaften, 
auf  deren  Klassifizierung,  wie  sich  der  Leser  aus  dem  dritten 
Kapitel  des  i.  Bandes  erinnert,  \Mnkelblech  mit  besonderer  Vor- 
liebe und  Scharfsinn  eingegangen  war,  sollte  in  noch  größerer 
Ausführlichkeit  das  erste  Kapitel  des  neuen  Buches  bilden.  Leider 
ist  das  Hett  nicht  ausgefüllt,  und  auch  aus  den  Kladden  und 
Notizen,  die  mir  vorliegen,  läßt  sich  nichts  über  den  Inhalt  ent- 
nehmen, nur  einige  handschriftliche  Notizen  finden  sich  im  Hand- 
exemplar Winkelblechs.  Die  Nachrichten  für  den  Buchdrucker, 
die  sich  auf  der  zweiten  Seite  befinden,  bestätigen  unsere  Auf- 
fassung, daß  mit  der  Wissenschaftslehre  das  neue  Buch  beginnen 
sollte,  und  zugleich  lehren  sie  uns,  daß  das  zweite  Kapitel  die 
„Gesellschaft"  betitelt  sein  sollte.  Und  das  geht  auch  deutlich 
aus  dem  zweiten  und  dritten  Ouarthefte  hervor.  Diese,  sind  näm- 
lich „Band  I.  Kapitel  2.  Die  Gesellschaft"  überschrieben.  Im 
Kapitel  3  des  Bandes  I  sollte  eine  Schilderung  der  „Sittlichkeit" 
folgen,  dii'  aber  nicht  mehr  vollendet  zu  sein  scheint.  —  Drittens 
findet  sich  das  mehr  soziologische  Thema  der  „Gesellschaft"  nicht 
in  dem  erwähnten  Schema  vom  Jahre  1857.  Wir  glauben  also, 
gute  Gründe  dafür  zu  haben,  dieses  Manuskript  von  den  anderen 
abzusondern,  da  es  nach  unserer  Auffassung  in  keinem  direkten 
Zusammenhange  mit  dem  großen  Lebenswerke  Winkelblechs 
steht,  sondern  vielmehr  die  Einleitung  eines  neuen  populären  Ex- 
traktes darstellt.  Mit  wenigen  Worten  wollen  wir  das  Manuskript 
hier  erläutern,  um  zugleich  eine  Probe  davon  zu  geben,  wie  der 
Marlosche  Förderalismus  ein  mehr  abstrakt-soziologisches  Thema 
meistert.  Der  Leser  findet  das  Original  der  „Gesellschaft"  im 
Anhang  (s.  Anhang  III)  abgedruckt,  während  wir  uns  eine  Aus- 
wahl der  anderen  druckreifen  Kapitel,  die  das  Hauptwerk  fort- 
setzen, für  eine  besondere  Publikation  vorbehalten  müssen.  Der 
Inhalt  der  „Gesellschaft"  ist  der  folgende: 

Alle     menschlichen     Lebensäußerungen     zerfallen     in     cinge- 
schaftliche  (singulare)  und  gesellschaftliche  (sozietäre).    Gesellschaft 
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im  weitesten  Sinne  bezeichnet  jede  Gesamtheit  von  Menschen, 
welche  in  Lebensbeziehungen  zueinander  stehen,  ihre  Unterab- 
teilungen sind  Genossenschaft  und  Verein.  Daneben  hat  das 
Wort  Gesellschaft  noch  besondere  Bedeutungen,  i.  Eine  Gesamt- 
heit von  Menschen,  welche  in  allen  bei  ihnen  vorkommenden 
Lebensbeziehungen  zueinander  stehen.  Hier  unterscheidet  Mario 
zwischen  dem  Sittenvolk,  in  dem  eine  Gesamtheit  von  Menschen 
durch  Sittengleichheit  verbunden  ist,  und  dem  Staatvolk.  2.  Die 
halbheimige  (halbprivate)  Seite  der  Gesellschaft.  Sämtliche  Mit- 
glieder eines  Staatvolkes  bilden  einen  öffentlichen  Verein, 
sein  vollster  Gegensatz  ist  die  Genossenschaft  (Familie),  der 
ganzheimige  Verein.  3.  Eine  Gesellschaft,  die  eine  besondere 
rechtliche  \'erfassung  hat.  Diese  Bezeichnung  sollte  vermieden 
und  durch  Mitschaft  ersetzt  werden.  4.  Alles  Zusammensein 
von  Menschen,  namentlich  im  geselligen  Verkehr.  Mario  will 
„Gesellschaft"  nur  im  ersten  und  vierten  Sinne  beibehalten. 

Marios  Gesellschaft  sichre  findet  ihre  Stelle  in  den  Na- 
turwissenschaften neben  der  Anthropologie,  sie  hat  nur  die  Lebens- 
beziehungen zu  vermitteln,  welche  bei  der  Verfolgung  mensch- 
licher Zwecke  notwendiger-  d.  h.  naturgesetzlicherweise  ent- 
stehen. Eine  „soziale  Wissenschaft"  im  Sinne  Neuerer  verwirft 
er,  weil  sie  den  Menschen  als  willensunfrei  betrachte  und  deshalb 
seine  Handlungen  als  Naturerscheinungen  auffasse. 

Marios  Gesellschaftslehre  soll  nun  in  drei  Teile  zerfallen:  in 
die  Lehre  von  der  Gesamtgesellschaft,  von  der  Genossenschaft 
und  von  den  Vereinen. 

I.   Die  Gesamtgesellschaf t. 

I.  Gesellschaftsstufen.  Es  gibt  deren  drei:  sie  stellen 
die  gläubige,  staatHche  und  bürgerliche  Gesellschaft  dar. 

a)  Die  gläubige  Gesellschaft  (religiöse)  umfaßt  alle  Lebens- 
beziehungen, welche  dadurch  entstehen,  daß  die  Gesellschafts- 
glieder gläubige  Überzeugungen  haben,  die  unter  sich  wieder  in 
Gottes-,  Schönheits-,  Sitten-  und  Rechtgläubige  zerfallen. 

b)  Die  staatliche  Gesellschaft  (politische)  umfaßt  alle 
Lebensbeziehungen,  welche  durch  die  Herstellung  der  rechtlichen 
Ordnung  entstehen.  Herrschte  in  allen  Mitgliedern  die  richtige 
Einsicht  von  Recht  und  Unrecht  und  stärkste  Sittlichkeit,  wäre 
diese  Gesellschaft  unnötig. 
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c)  Die  bürgerliche  Gesellschaft  (zivile)  umfaßt  alle  übrigen 
Lebensbeziehungen,  unterliegt  aber  stets  den  Einflüssen  von  a) 
und  b). 

Das  Wort  sozial  (sellig)  umfaßt  die  mittelbar  staatliche 
und  mittelbar  gläubige  Tätigkeit,  die  ganz  dieselbe  Beschaffen- 
heit wie  die  bürgerlichen  Tätigkeiten  haben,  aber  nicht  selb- 
ständig sind,  sondern  nur  die  Grundlage  für  die  unmittelbare 
staatliche  und  religiöse  Tätigkeit  abgeben.  Diese  Unterscheidung 
ergibt  folgende  Einteilung  der  Gesellschaftsstufen : 

a)  übersellige     Gesellschaft     (supersozial),     mit    der 
heiligen  und  hoheitlichen  Gesellschaft  als  Unterabteilungen, 

b)  sellige    Gesellschaft,     mit     der    mischselligen     und 
bürgerlichen  Gesellschaft. 

2.  Gesellschaftsseiten: 

a)  Die  werkliche  (auf  den  Gütererwerb  gerichtete)  und  die 
nußliche  (auf  den  Genuß  gerichtete)  Gesellschaft; 

b)  Die  häusliche    und    die  drausliche    (außerhäusliche) 
Gesellschaft; 

c)  Die  öffentliche  und  die  heim  ige  Gesellschaft. 

II.  Die  Genossenschaften. 

Eine  Genossenschaft  ist  ein  Gesellschaftskreis,  dessen  Mit- 
glieder besondere  Lebensbeziehungen  miteinander  gemein  haben. 
Da  es  für  jeden  Lebenszustand  einen  gegenteiligen  gibt,  muß  dies 
auch  bei  den  Genossenschaften  der  Fall  sein.  Die  so  zusammen- 
gehörigen Genossenschaften  bilden  eine  Genossenschafts- 
gruppe. Nach  ihrer  Entstehungsweise  zerfallen  die  Genossen- 
schaften in  zwei  wesentlich  verschiedene  Arten,  in  natürliche, 
welche  wie  z.  B.  die  Alters-  und  Geschlechtsgenossenschaften 
lediglich  durch  Naturtätigkeit  entstehen  und  in  nichtnatür- 
liche, bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist. 

1.  Die  natürlichen  Genossenschaften  a)  Alters-, 
b)  Geschlechts-  und  c)  Abkunftgenossenschaften.  Unter  c  werden 
als  engere  Abkunftsgenossenschaften  Geschwisterschaft,  Sippschaft 
und  Stamm  behandelt. 

2.  Die  nichtnatürlichen  Genossenschaften  zerfallen 
ina)  Sprachgenossenschaften,  deren  Mitglieder  die  Sprache, 
in  b)  Parteigenossenschaften,  deren  Mitglieder  Lebensüber- 
zeugungen   oder  Lebenszwecke    und   in  c)  Standesgenossen- 
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Schäften,  deren  Mitglieder  Lebensstellungen  miteinander  gemein 
haben.  Unter  c  werden  nacheinander  besprochen :  die  Berufs-, 
Rang-,  Ehren-,  \"ermögens-,  Eigentums-,  Vereins-,  Wohn-  und 
Werkhaltungsstände.  Neben  einer  erschöpfenden,  aber  auch  er- 
müdenden Klassifikation  der  einzelnen  Stände  ist  auch  hier  Mario 
bestrebt,  neue  Worte  zu  bilden,  z.  B.  Rentner  =  Trauner,  Bour- 
geoisie =  Burgerschaft,  Proletariat  =  Sprößlerschaft  usw. 

III.  Die  \"  e  r  e  i  n  e. 
Die  Vereine  unterscheiden  sich  von  den  Genossenschaften 
dadurch,  daß  sie  Gegliede  (Organismen)  sind.  Ein  Geglied  ist 
ein  in  steter  Entwicklung  begriftenes,  sich  selbst  betätigendes,  aus 
ungleichartigen  Teilen,  Gegliedteilen  (Organen),  bestehendes  Ganze, 
dessen  Teile  in  Wechselwirkung  und  einem  einheitlichen  Zu- 
sammenhang miteinander  stehen.  Nach  ihrer  EntstehungSAveise 
zerfallen  sie  in  freiwillige,  bei  welchen  die  Beteiligung  im 
Belieben  der  Mitglieder  steht,  und  nicht  freiwillige;  nach  ihrer 
Dauer  in  immerwährende  und  zeitweilige;  nach  der  ört- 
lichen Verteilung  in  bezirkliche  und  nichtbezirkliche  usw. 

1.  Form  (d.  h.  Verfassung)  der  Vereine:  sie  ist  zu- 
sammengesetzt und  stellt  einen  Verein  von  Vereinen  dar, 
oder  einfach,  d.  h.  aus  einem  Geglied  oder  mehreren  Geglied- 
teilen bestehend.  Die  Geschäfte  der  Vereine  stehen  teils  in 
ihrer  Gewalt  teils  nicht,  ihre  Tätigkeit  ist  stets  eine  doppelte: 
eine  verfassende  oder  gegliedende  (organisierende),  d.  h.  auf 
die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Gegliedteile  und  eine  aus- 
übende d.  h.  unmittelbar  auf  die  Verfolgung  der  Vereinszwecke 
gerichtete. 

2.  Die  Art  der  Vereine  ist  durch  ihre  Zwecke  bedingt, 
die  Zahl,  die  in  einer  Gesellschaft  vorkommen  kann,  sehr  mannig- 
faltig.    Als  wichtigere  führt  Mario  auf: 

a)  Die  Familie  oder  Innschaft,  von  „innig"  abgeleitet;  sie 
ist  ein  gläubig-bürgerlicher  \\'erknußverein,  zusammengesetzt  aus 
zwei  anderen  Vereinen,  der  Ehe  und  der  Stammschaft. 

h)  Die  Hausschaft,  d.  h.  der  die  Führung  einer  gemein- 
schaftlichen Haushaltung  bezweckender  Verein. 

c)  Das  Schaff,  Bezeichnung  für  alle  Vereine,  deren  Zweck 
in  der  Erzeugung  und  dem  Absatz  von  nicht  zum  eigenen  Ge- 
brauch, sondern    zum  Austausch  gegen  andere  bestimmten  werk- 
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liehen  Gütern  besteht.  Geschäft  und  Unternehmung  sind  zu  un- 
bestimmt, weil  sie  ebenso  häufig  für  das  Schaff  selbst  als  für  in 
demselben  vorkommende  Handlungen  gebraucht  werden.  Das 
Schaff  ist  ein  bürgerlicher,  stets  reiner  Werkverein,  er  kann  öffent- 
lich und  heimig  sein. 

d)  Die  Zunft:  sie  ist  ein  von  Fachgenossen  desselben  Werk- 
zweiges  zur  Befriedigung  gemeinsamer,  aus  dem  Betrieb  des  be- 
treffenden Werkzweiges  entspringender  Bedürfnisse  begründeter 
Verein. 

e)  Die  Gemeinde.  In  der  weiteren  Bedeutung  bezeichnet 
sie  jeden  bezirklichen  Verein,  in  der  engeren  einen  Verein  aus 
Bewohnern  eines  Bezirks  zur  Befriedigung  gemeinsamer,  aus  dem 
bezirklichen  Beisammenwohnen  entspringender  Bedürfnisse;  sie  ist 
ein  Werknußverein  und  bürgerlich-staatlich-gläubig. 

f)  Die  Spondschaft  (Wohltätigkeitsverein). 

g)  Glaubensgemeinde,  ein  Verein  von  Glaubensgenossen 
für  gemeinsame  Glaubensübung. 

h)  Die  Ordensgemeinden,  welche  besondere  über  die 
der  gewöhnlichen  Kirchengemeindeglieder  hinausgehende  Glaubens- 
übungen bezwecken  und  zwar  eine  besonders  gewissenhafte  Er- 
füllung gewisser  Pflichten. 

i)  Der  Gild,  bildet  im  Gegensatz  zum  rein  staatlichen  Ver- 
ein, genannt  Staat,  einen  öffentlichen  bürgerlichen  Verein.  Er 
kann  die  Erzeugnisse  seiner  werklichen  Tätigkeit  entweder  wie 
z.  B.  die  von  ihm  erbauten  Straßen  behalten  und  seinen  Mit- 
gliedern zum  gemeinsamen  Gebrauch  überlassen  oder  dieselben 
wie  z.  B.  das  in  seinen  Forsten  gewonnene  Holz  verkaufen. 

k)  Der  Staat,  d.  h.  jeder  Verein  zur  Herstellung  der  recht- 
lichen Ordnung,  er  ist  ein  hoheitlich  -  selliger  (regal-sozialer) 
Verein. 

Als  minderwichtige  Vereine  werden  sodann  aufgeführt: 

a)  Die  Pflegschaft  (Pensionat). 

b)  Die  Klubschaft  (Kasino). 

c)  Die  Bildschaft  (Bildungsverein). 

d)  Die  Forschschaft  (Akademie,  gelehrte  Gesellschaft). 

Auf  den  Schlußseiten  untersucht  Mario  noch  in  Kürze,  in 
welchen  Vereinen  eine  zwecksondernde  und  in  welchen  eine  zweck- 
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mischende  Verfassung    besteht    und    bemüht    sich,    die    einzelnen 
Vereine  nach  ihrem  Umfange  in  eine  Reilie  zu  ordnen.  — 

Wann  die  Manuskripte  abgeschlossen  wurden,  vermögen  wir 
nicht  zu  sagen.  Sollten  sie  erst  in  die  Zeit  nach  der  Rückkehr 
aus  Illenau  fallen,  also  etwa  1862  (man  denke  an  die  „Neben- 
dinge!") verfaßt  sein,  so  war  Winkelblech  keine  lange  Frist  mehr 
beschieden,  sie  fortzusetzen  oder  sie  gar  abzuschließen.  Am 
10.  Januar  1865  stirbt  er  im  noch  nicht  vollendeten 
55.  Lebensjahre.  Eine  kindlich  ergreifende  und  doch  schon  tiefes 
Verständnis  für  ihren  Verlust  zeigende  Tagebuchskizze  der  Tochter 
Anna,  der  jetzigen  treuen  Hüterin  des  Erbes,  hat  in  pietätvoller 
Weise  die  Erinnerung  an  dieses  Ereignis  zu  bewahren  gesucht. 
Sie  schildert  in  dieser  Tagebuchskizze  vom  März  1865,  deren  aus- 
führliche Wiedergabe  aus  naheliegenden  Gründen  sich  von  selbst 
verbietet,  wie  die  Familie  den  Silvesterabend  i864  noch  vergnügt 
gefeiert  hatte,  wie  aber  bereits  am  Neujahrstage  sich  unser  Forscher 
infolge  eines  Schlaganfalles  legen  mußte,  um  nie  wieder  aufzu- 
stehen. Nur  zehn  Tage  währte  seine  Krankheit,  und  am  10.  Januar 
verschied  er  an  den  Folgen  eines  wiederholten  Schlaganfalles, 
wie  wir  nach  dem  Berichte  des  Direktors  Hehl  an  das  kurfürst- 
liche Ministerium  des  Innern  und  nach  dem  Programme  der  Ge- 
werbeschule von  1S65  annehmen  müssen.  Am  12.  Januar  wurde 
Winkelblech  zur  letzten  Ruhe  bestattet.  Das  düstere  Geschick, 
das  er  während  der  ersten  Monate  in  Illenau  in  seinen  verzweifelten 
Schmerzesausbrüchen,  die  uns  das  Krankenjournal  überliefert  hat, 
sich  selbst  prophezeite  in  Erinnerung  an  den  ebenfalls  durch  einen 
Schlaganfall  herbeigeführten  Tod  seines  apoplektisch  veranlagten 
Vaters,  hatte  sich  in  der  Tat  so  erfüllt,  wie  der  schwermütige 
Mann  es  vorausgesehen  hatte.  Uns  gewährt  die  kleine  Tagebuch- 
skizze der  Tochter  vor  allem  das  versöhnende  Gefühl,  dessen  Be- 
stätigung sich  auch  in  einem  früheren  Briefe  der  Gattin  an  Roller 
findet,  daß  Winkelblech  in  den  letzten  Jahren  seines  Lebens  durch 
so  viel  Leid,  das  er  erfahren  hatte,  milder  auch  in  seinen  Stim- 
mungen gegen  Gattin  und  Kinder  geworden  war.  Etwas  wie 
wirklicher  Friede  scheint  trotz  allen  alltäglichen  Unerquicklich- 
keiten über  ihn  gekommen  zu  sein,  und  dieser  Friede  sprach 
auch,  wie  uns  die  Tochter  berichtet,  aus  den  Zügen  des  Toten. 
Wie  eine  hämische  Ironie  des  Schicksals  wirkt  es  allerdings,  wenn 
die  höhere  Gewerbeschule,  die  ihm  gerade  am  meisten  das  Glücks- 
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gefiihl  und  die  innere  Befriedigung  an  seinem  Berufe  geraubt 
hatte,  in  ihrem  Programme  zu  Michaelis  1865  ^)  konstatiert,  daß 
die  Anstalt  einen  neuen  schweren  Verlust  durch  den  Tod  des 
reichbegabten  treuen  Lehrers  der  Chemie  Professor  Dr.  Winkel- 
blech erlitten  habe.  „Er  zeichnete  sich  aus  durch  Klarheit  der 
Erkenntnis,  durch  ein  lebendiges,  viel  umfassendes,  ihm  alle  Zeit 
gegenwärtiges  Wissen."  Direktor  Hehl,  der  in  den  letzten  Jahren 
so  bitter  über  die  durch  die  Krankheit  Winkelblechs  hervor- 
gerufene Unregelmäßigkeit  seines  Unterrichts  geklagt  und  immer 
wieder  um  seine  Pensionierung  nachgesucht  hatte,  hat  gewiß  nicht 
geahnt,  wie  es  eben  keiner  damals  ahnen  konnte,  daß  ein  hoch- 
bedeutender Nationalökonom,  ein  origineller  Rechts-  und  Staats- 
philosoph mit  dem  Manne,  der  für  ihn  nur  ein  „Nebendinge 
treibender"^  Chemiker  gewesen,  dahingeschieden  war. 

Bevor  war  fortfahren  mit  der  Erzählung  der  Ereignisse  nach 
Winkelblechs  Tod,  vor  allem  mit  der  Darstellung  der  angestrengten 
Bemühungen  seiner  Witwe,  sich  des  geistigen  Erbes  würdig  zu 
zeigen  und  für  die  „Weltökonomie"  zu  sorgen,  wollen  wir  einen 
Augenblick  hier  verweilen.  \Mr  W'Ollen  gleichsam,  anstatt  auf 
dem  langen  und  dornigen  Wege,  der  das  Leben  unseres  Winkel- 
blech darstellt,  fortzuschreiten,  eine  Anhöhe  erklimmen,  um  einen 
Ausblick  ins  Land  zu  gewinnen,  um  noch  einmal  uns  im  Zu- 
sammenhange zu  vergegenwärtigen  (ohne  damit  irgendwie  unserem 
dritten  Bande  vorgreifen  zu  wollen),  was  die  Nationalökonomie 
mit  Winkelblech  verlor.  Wir  fragen  zunächst,  wie  es  gekommen 
ist,  daß  die  Geschichte  seines  großen  Werkes  zur  Tragödie  wurde, 
an  der  ein  reich  begabter,  unbefangen  nach  Wahrheit  strebender 
Forscher  sich  zuletzt  verbluten  sollte.  Und  dann  wollen  wir  prüfen, 
welches  die  Bedeutung  Winkelblechs  für  die  Nationalökonomie 
ist,  was  noch  heute  von  seinem  Werke  lebt,  welche  seiner  Ideen 
in  der  modernen  Wirtschaftspolitik  lebendig  geworden  sind,  end- 
lich worin  sein  bleibendes  Verdienst  um  Theorie  und  Dogmen- 
geschichte liegt.  Nur  ganz  kurz  sollen  diese  Fragen  beanwortet 
werden,  eine  Andeutung  der  Antwort  fand  der  Leser  ja  bereits 
im  dritten  Kapitel  des  ersten  Bandes,  das  eine  ausführliche  Ana- 
lyse der  „Weltökonomie"  bot,  während  einen  näheren  Beleg  erst 
der  dritte  Band  bringen  wird,  der  sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hat, 
den    Sozialphilosophen    Winkelblech    in    seinen    Beziehungen    zu 

^)  Kassel,   1865.     Gedruckt  in  der  Hof-  und  Waisenbuchdruckerei,  p.  23. 
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seiner  Zeit,    seinen  Vorgängern    und    zu    den  modernen  Ideen    zu 
zu  würdigen. 

Zunächst  einige  Worte  über  die  Frage,  wie  es  gekommen 
ist,    daß    das    bedeutende    Werk    von    Mißerfolg    be- 
gleitet  war.     \\>nn  wir  von  anerkennenden  Erwähnungen  ab- 
sehen,   wie    z.  B.    denen  Roschers    in    den   ersten  Auflagen  seiner 
„Grundlagen"  (namentlich  in  der  „Bevölkerungslehre")  und  auch  ver- 
einzelt in  den  anderen  Bänden  des  „Systems",  sowie  von  der  Raus 
in  seinem  Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie  (',  1863),  so  ist  es 
Schäft'le  gewesen,  der  in  seinem  „Kapitalismus  und  Sozialismus"^) 
eingehend    den  Föderalismus  Winkelblechs  systematisch  darstellte 
und    kritisierte    und    auch,     wie    wir    später    sehen    werden,    sich 
die  größten  Verdienste  um  die  zweite  Auflage  erworben  hat.    Er 
hat  versucht,  die  Gründe  für  die  Nichtbeachtung  des  Marloschen 
Werkes  zusammenzustellen.    Er  meint,  diese  erkläre  sich  folgender- 
maßen:   Die  „Weltökonomie"   habe    zu   erscheinen  begonnen,    als 
die    bürgerliche   Gesellschaft   nach    den   Jahren    einer   großen   Be- 
wegung dem  Absolutismus  matt  in  die  Arme  sank  (das  gilt  aller- 
dings nur,  wie  wir   hier  gleich  hinzufügen  wollen,   für  den  ersten 
Band  als  Ganzes,  der  1850  abgeschlossen  vorlag.     Die  erste  Liefe- 
rung erschien  ja  bereits  1848,  also  gerade  in  den  Tagen  des  Frei- 
heitstaumels).    Sodann  sei  das  Werk  in  Bruchstücken   erschienen, 
je  nach  langen  Pausen,  und  habe  nach  dem  Tode  des  Verfassers 
keine  Fortsetzung    gefunden.     Wie    wenig  Mario    noch  fünf  Jahre 
nach   seinem   Tode   bekannt  war,    zeigt  die  Vermutung  Schäffles, 
daß    der   Tod    des    Verfassers  in    das   Jahr   der   letzten    Lieferung 
fallen  müßte,    wir   A\4ssen,    daß    die   Katastrophe    von  Illenau    den 
eigentHchen  Abschluß    der  Lebensarbeit    an    der   „Weltökonomie" 
bildet.     Endlich,  meint  Schäffle,  habe  die  Zunftreformbewegung,  in 
die  sich  Mario  mengte,  ihn  mißliebig  gemacht,  und  dann  sei  das  Werk, 
wenn    auch  gemeinverständlich   geschrieben,   doch  „von  so  tiefem 
wissenschaftlichem  Ernst,  von   so  umfassender  Gelehrsamkeit,  von 
solcher  Nüchternheit  und  Unabhängigkeit  kommunistisch-sozialisti- 
schem wie  liberalem  Scharlatanismus  gegenüber,  daß  sich  auch  daraus 
die  lange  Ignorierung  desselben  erklärt".  —  So  schrieb  Schäffle  im 
Jahre  1870  und  ihm  folgt  im  wesentlichen  der  neueste  Monographist 
Marios,  Edgar  AUix,  in  seiner  Schrift :  „L'oeuvre  economique  de  Karl 


^)  Tübingen,   1870,  p.  256  ff. 
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Mario"  ^)  vom  Jahre  1898,  der  außerdem  noch  ganz  besonders 
die  Gleichgültigkeit  der  Gesellschaft  der  50  er  Jahre  in  sozial- 
politischen Dingen  für  die  geringe  Popularität  des  Marloschen 
Werkes  verantwortlich  macht.  In  diesem  Sinne  spricht  er  von 
einer  „societe  blasee  sur  les  systemes  et  les  projets  de  reforme". 
Und  endlich  sieht  der  französische  Autor  einen  Grund  in  dem 
Widerwillen  der  Gesellschaft  gegen  Autoren,  die  freimütig  ihr 
Anklagen  ins  Gesicht  schleudern,  kurzweg  in  dem,  was  Bossuet 
„la  haine  des  hommes  contre  la  verite"  genannt  habe.  —  Dem 
dritten  Autor,  der  sich  ausführlicher  mit  unserem  Helden  be- 
schäftigt hat,  Grabski,  erscheinen  die  Gründe  von  Schäfifle  und 
Allix  nicht  ausreichend  zu  sein,  was  Allix  selbst  einzusehen  scheine. 
Und  er  glaubt,-)  die  von  Schaff le  und  Allix  bezeichneten  Zustände 
fielen  doch  nur  als  ziemlich  unbedeutend  in  Betracht,  denn  die 
Schriften  von  Marx  seien  nicht  minder  tief  und  nicht  weniger 
schwierig  gewesen  als  die  Marios,  und  das  habe  keineswegs  ihre 
Popularität  beeinträchtigt.  Und  was  die  nach  dem  Revolutions- 
jahre eingetretene  Reaktion  anlange,  so  sei  sie  doch  nicht  im- 
stande gewesen,  die  sozialreformatorischen  Gedanken  eines  Röscher, 
eines  v.  Mohl  u.  a.  tot  zu  machen,  und  auch  die  Gründe  Allix'  von 
der  blasierten  Gesellschaft  und  dem  Hasse  der  Menschheit  gegen 
das  Wahre  seien  nicht  stichhaltig.  Was  den  Erfolg  verhindert 
habe,  seien  vielmehr  einmal  die  zünftlerisch- kleinbürgerlichen 
Tendenzen  und  andererseits  der  rationalistische  und  theologische 
Gedankenzug. 

Soweit  die  drei  Autoren.  Ich  glaube,  daß  zweifellos  Grabski 
insofern  recht  hat,  als  er  die  kleinbürgerliche,  Avir  möchten  direkt 
sagen:  antikapitalistische  Tendenz  Marios  in  erster  Linie  für  den 
Mißerfolg  verantwortlich  macht.  Tatsächlich  liegt  nämlich  unseres 
Erachtens  der  Hauptgrund  des  Mißerfolges,  soweit  er  sich  aus 
dem  Inhalte  des  Buches  erklären  läßt,  darin,  daß  Mario,  dessen 
Werk  ja  gerade  in  den  50  er  Jahren  erscheint,  in  jeder  Weise 
gegen  den  Strom  schwimmt  und  wider  Dinge  kämpft,  welche  die 
herrschende  Wirtschaftsdoktrin  jener  Tage,  der  Liberalismus  und 
mit  ihr  die  öftentliche  Meinung  als  richtig  anerkannt  hatten.    Das 


')  Paris,    1898,   namentlich  p.  3. 

2)  Dr.  Stanislaus  Grabski,  Carl  Mario  (Carl  Georg  Winkelblech)  als 
Sozialtheoretiker  (Berner  Beiträge  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie,  Nr.  12. 
Herausgegeben  von  August  Oncken.)   1899,  p.   107  ff. 
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kapitalistische  Prinzip,  das  in  Deutschland  ja  erst  in  jenen  Jahren 
seinen  Siegeslauf  antritt  und  mit  ihm  die  fabrikmäßige  Großindustrie 
bekämpft  er  in  Gedankengängen,  die  man  nicht  von  dem  Vorwurf 
der  Kurzsichtigkeit  freisprechen  kann.  Er  verkennt  den  notwendigen 
Entwicklungsprozeß  in  der  Ablösung  der  vorwiegend  kleingewerb- 
lichen Betriebsformen  durch  eine  großindustrielle,  wie  sie  in 
industriell  vorgeschrittenen  Ländern  wie  England  und  Frankreich 
sich  längst  erfüllt  hatte.  Er  glaubte  die  neue  Entwicklung,  die 
er  selber  als  die  industrielle  Revolution  bezeichnete,  durch  eine 
Organisation  der  Arbeit  zurückschrauben  zu  können,  deren  Grund- 
tendenz insofern  kleinbürgerlich,  mittelstandspolitisch  orientiert  ist, 
als  sie  an  der  Interessengemeinschaft  von  Meister  und  Gesellen 
festhält  und  ebensowohl  das  Proletariat  als  auf  der  anderen  Seite 
den  Geldadel,  die  Großbourgeoisie,  das  reiche  Fabrikantentum 
und  die  Börsenfinanziers  bekämpft.  Gewäß  war  es  verdienstvoll, 
daß  er  die  Kehrseiten  des  Kapitalismus,  die  seelische  Verarmung 
und  die  Hineinzwängung  des  Arbeiters  in  ein  neues  Joch  schon 
damals  erkannt  hatte.  Kurzsichtig  aber  w^ar  es,  schlechtweg  den 
Kapitalismus  deshalb  zu  verwerfen,  anstatt  einzusehen,  daß  seine 
Vorteile  bei  weitem  die  Nachteile  überwogen,  daß  ihm  der  Fort- 
schritt auf  dem  Fuße  folgte,  vor  allem  aber,  daß  ihm  die  Zu- 
kunft gehörte.  Wir  erinnern  an  das,  was  wir  im  ersten  Bande 
über  die  optimistische  Beurteilung  der  industriellen  Revolution 
ausgeführt  haben,  wie  sie  einem  Friedrich  List  und  einem  Bruno 
Hildebrand  eignete.  Die  kleinbürgerlichen,  zünftlerisch  reaktio- 
nären, „mittelstandspolitischen"  Tendenzen  seines  Werkes  konnten 
nur  von  der  Handwerkerbewegung  und  von  dem  Teile  der  Ar- 
beiterbevölkerung, der  noch  kleinbürgerlich-zünftlerisch  gesinnt 
war,  während  des  tollen  Jahres  als  politische  Zielpunkte  akzeptiert 
werden.  In  den  50  er  Jahren,  als  immer  mehr  die  Gewxrbefrei- 
heit  den  Sieg  in  der  öfientlichen  Meinung  und  in  der  Theorie, 
endlich  auch  in  der  Gesetzgebung  davon  trägt,  und  als  die 
Männer  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  beginnen,  sich  für 
die  nächsten  Jahrzehnte  als  die  offiziellen  Vertreter  der  deutschen 
Volkswirtschaftslehre  zu  organisieren,  war  es  mit  der  Bedeutung 
jener  Tendenzen  vorbei.  Sie  mußten  als  weltfremde  Ideen  eines 
Sonderlings  oder  als  die  rückschrittlichen  Postulate  eines  Reaktionärs 
erscheinen.  Andererseits  war  für  den  schöpferischen,  sozialpolitischen 
Kern    des  Marloschen  Werkes,    seine  Versicherungs-  und  Assozia- 
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tionspläne  u.  dgl.  m.  damals  noch  nicht  die  Zeit  gekommen. 
Auch  paßten  sie  nicht  für  die  ersten  Anfänge  einer  deutschen 
Arbeiterbewegung,  die  sich  erst  einmal  ihrer  selbständigen  poli- 
tischen und  kulturellen  Bedeutung  und  ihres  Eigenwertes  bewußt 
werden  mußte.  Auch  hier  hatte  Winkelblech  verkannt,  daß  nicht 
in  der  gemeinsamen  Organisation  von  Meister  und  Gesellen  des 
Kleingewerbes  die  Zukunft  auch  der  Arbeiterbewegung  lag,  sondern 
vielmehr  in  dem  Kampfe  der  organisierten  Arbeitermassen,  des  Prole- 
tariats gegen  das  Kapital,  wie  es  Marx  und  Engels  bereits  im 
kommunistischen  Manifest  formuliert  hatten,  und  wie  es  Stephan 
Born  in  scharfem  Gegensatz  zu  seinem  Gegner  Winkelblech  auf 
dem  Heidelberger  Distriktskongreß  des  Jahres  1849  propagierte. 
In  diesen  verschiedenen  Umständen  sehe  ich  die  inneren  Gründe 
für  den  Mißerfolg  des  großen  Werkes.  Den  vorwärtsdringenden 
Elementen  der  Volkswirtschaft  der  50  er  Jahre  vermochte  es  nichts 
zu  bieten,  weil  es  mehr  in  die  Vergangenheit  schaute  als  in  die 
Zukunft,  weil  es  die  Elemente  der  Beharrung  mehr  betonte  als 
die  des  Fortschrittes  und  weil  zu  dem  nüchternen,  rationalistischen 
Geiste  der  individualistischen  Volkswirtschaftslehre  jener  Tage  das 
ideale  Pathos  und  der  sittliche  Schwung  eines  Mario  nicht  passen 
wollten.  Für  diese  Kreise  schien  die  Verwirklichungsmöglichkeit 
seiner  Ideen  bereits  durch  den  Gang  der  Ereignisse  überholt,  er 
mußte  ihnen  als  der  letzte  Ausläufer  einer  romantischen,  das  Lob 
der  guten  alten  Zeit  singenden  Lehre  erscheinen.  Endlich  für 
seine  fortschrittlichen,  vom  Geist  der  französischen  Kommunisten 
beeinflußten  und  vom  christlichen  Prinzip  der  Gleichberechtigung 
aller  erfüllten  Forderungen  war  die  Zeit  noch  nicht  gekommen. 
Hier  erschien  er  zu  früh,  aber,  —  das  mag  uns  mit  dem  Miß- 
erfolg versöhnen  —  auf  diesem  Gebiete  konnten  sich  seine  Ideen 
in  späteren  Jahren  auswirken. 

Damit  sind  wir  schon  bei  der  Gesamtbedeutung  und 
dem  bleibenden  Werte  der  „W  eltökonomie"  ange- 
kommen, zu  deren  Aufklärung  folgende  Erwägungen  dienen  mögen. 

Es  ist  in  jüngster  Zeit  von  einem  vorwiegend  künstlerisch- 
ästhetisch gerichteten  Geiste  die  Anschauung  proklamiert  worden, 
daß  man  auch  das  Lebenswerk  eines  wissenschaftlichen  Denkers 
wie  einen  künstlerischen  Entwurf  von  mehr  oder  minder  be- 
deutender Eigenart  werten  müsse.  Es  sei  ganz  gleichgültig,  ob 
der  betreffende  Gelehrte  ein  Spezialfach   oder  irgend  ein  Spezial- 

Biermann,    K.  G.  Winkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  II.  20 
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dogma  gefördert  habe,  das  ließe  sich  gar  nicht  abmessen.  Es 
komme  allein  darauf  an,  ob  das  Ganze  von  einer  genialen  künst- 
lerischen Konzeption  zeuge.  Dieser  „artistische"  Standpunkt,  wie 
man  ihn  treffend  genannt  hat,')  zu  dem  sich  bekanntlich  Sombart 
bekennt,^)  führt  zu  einem  völligen  Nihilismus  bezüglich  der  Wertung 
wissenschaftlicher  Errungenschaften  und  einem  absoluten  Sub- 
jektivismus bezüglich  der  Klassifikation  und  der  Einschätzung 
nationalökonomischer  Autoren.  So  verschieden  wie  Urteile  über 
ein  Kunstwerk,  der  ästhetischen  Vorbildung  und  der  ganzen  Lebens- 
richtung des  Zuschauers  gemäß,  immer  ausfallen  werden,  so  sub- 
jektiv verschieden  müßte  auch  die  Wertschätzung  eines  wissen- 
schaftlichen Autors  sein.  Nein,  dieser  Standpunkt  ist  abzulehnen.^) 
Wir  ziehen  das  nüchterne,  weniger  geistreiche,  aber  dafür  solidere 
Verfahren  unserer  großen  Dogmenhistoriker  der  Nationalökonomie 
vor,  die  Bedeutung  eines  Autors  für  die  Wissenschaft  daran  zu 
prüfen,  inwieweit  seine  Ideengänge  zum  Gemeingut  der  Theorie 
und  eventuell  auch  der  praktischen  Wirtschaftspolitik  geworden 
sind.  Fragen  wir  uns,  was  lebt  heute  noch  von  dem  Marloschen 
Werke  in  der  nationalökonomischen  Theorie  und  in  der  praktischen 
Wirtschaftspolitik  fort,  welchen  Einfluß  hat  er  auf  die  Entwick- 
lung unserer  AMssenschaft  ausgeübt. 

Skeptisch  meint  Grabski,*)  der  Standpunkt  Marios  habe  in 
der  nationalökonomischen  Wissenschaft  gar  keine  Geltung  erlangt, 
ja  es  könne  auch  schwerlich  von  einem  Einflüsse  Marios  auf  die 
Entwicklung  und  die  Gestaltung  der  Theorie  gesprochen  werden. 
Er  stehe  vielmehr  einsam  in  der  Geschichte  der  volkswirtschaft- 
lichen Literatur  da  und  werde  wohl  stets  eine  außergewöhnliche 
Erscheinung  in  ihr  bleiben.  Dieses  Urteil  triftt  in  gewissem  Sinne 
allerdings  den  Kern  der  Sache,  insofern  als  Marios  großes  Werk 
wohl  auch  in  der  zweiten  Auflage,  von  deren  Zustandekommen 
wir  gleich  noch  handeln  werden,  wenig  gelesen  und  studiert  wor- 
den ist,    und    infolgedessen   wenig   unmittelbaren   Einfluß   auf  die 


')  Eulenburg  in  seinem  Aufsatz  „Neuere  Geschichtsphilosophie"  II,  Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.     Bd.  XXVII,    1908,   p.   8 03  f. 

")  ^^?}-  seine  Abhandlung  ,,Karl  Marx  und  die  soziale  \Yissenschaft",  ib.  1908, 
p.  443  f. 

')  Vgl.  auch  meine  Abhandlung  „Die  neuere  Entwicklung  des  Sozialismus" 
in  der  ,, Zeitschrift  für  Politik"  Bd.  I,   1908,  p.  509  ff. 

*)  Grabski,  a.  a.  O.  p.   114. 
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Gestaltung  von  Theorie  und  Praxis  erlangt  hat.  Trotzdem  sind 
viele  seiner  Ideen  heute  noch  vorherrschend  und  zwar  sowohl  die 
rückschrittlichen,  reaktionären,  kleinbürgerlichen  Ideen,  die  wir  ab- 
lehnen mußten,  als  auch  die  von  modernem  sozialen  Geiste  er- 
füllten sozialpolitischen.  Nur  daß  man  leider  über  andere  Autoren, 
denen  ein  größerer  unmittelbarer  Einfluß  beschieden  war,  ver- 
gessen hat,  wie  sehr  zu  dem  Ausbau  solcher  Ideen  in  der  Wissen- 
schaft der  Nationalökonomie  gerade  Mario  beizutragen  vermochte. 
Es  läßt  sich  das  Wort  Goethes  über  Schiller  „Was  dem  Manne 
das  Leben  nur  halb  erteilt,  soll  ganz  die  Nachwelt  geben"  nur 
zum  Teil  auf  das  tragische  persönliche  und  wissenschaftliche 
Schicksal  unseres  Freundes  anwenden.  Die  Nachwelt  hat  aller- 
dings einige  Jahrzehnte  nach  dem  Dahinscheiden  des  Kasseler 
Professors  ganz  ähnliche  Ideen  begeistert  aufgenommen  und  ihnen 
durch  tatkräftige  Organisation  eine  große  Wirksamkeit  zu  ver- 
schaffen gesucht,  aber  der  Nachruhm  dieser  Ideen  ist  ganz  un- 
persönlich; nur  ganz  selten  läßt  sich  einmal  eine  Stimme  hören, 
die  Mario  als  ihren  eigentlichen  Urheber  preist.  Die  Ideen  sind 
lebendig,  aber  der  Name  ihres  Schöpfers  oder  doch  ihres  gründ- 
lichsten Systematikers  ist  leider  noch  immer  in  der  größeren 
ÖffentHchkeit  und  auch  bei  den  politischen  Parteien  vergessen. 
Das  wird  deutlich  hervortreten,  w^enn  wir  jetzt  einer  kurzen 
Untersuchung  der  Frage,  w^elche  Ideen  der  Marloschen  Gedanken- 
welt denn  heute  noch  lebendig  und  praktisch  wirksam  sind, 
näher  treten. 

Vom  Standpunkte  der  modernen  nationalökonomischen  Theorie, 
speziell  der  modernen  Auffassung  des  Kapitalismus,  müssen  wir  unter- 
scheiden zwischen  den  Ideen  rückschrittlicher,  reaktionärer,  klein- 
bürgerlicher Art  und  denen  einer  großzügigen  modernen,  sozialen 
Staatsauffassung.  Beide  getrennte  Welten,  beide  aber  im  modernen 
Wirtschaftsleben  von  ungemeiner  Bedeutung,  beide  so  recht  die 
Antipoden  einer  fortschrittlichen  und  einer  reaktionären  Auffassung 
der  ökonomischen  Entwicklung  darstellend,  die  einen  an  die 
Mächte  der  Zukunft,  die  anderen  an  die  Mächte  der  Vergangen- 
heit appellierend.  Sprechen  wir  zunächst  von  den  letzteren,  so 
darf  man  Mario  schlechtweg  als  den  Mittelstandspolitiker  oder 
als  den  Theoretiker  einer  Mittelstandspolitik  par 
excellence  auffassen.  Keiner  hat  mit  so  tief  gehender  Analyse 
des  damals  noch  in  seinen  Geburtswehen  befindlichen  Industrialis- 
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miis,  mit  so  scharfer  Beleuchtung  aller  der  sittlichen  Verkümme- 
rungen, die  sich  in  seinem  Gefolge  befanden  und  mit  so  ätzender 
Kritik  aller  der  trüben  Folgen,  die  mit  dem  Siegeslauf  eines  neuen 
Betriebssystems  verknüpft  zu  sein  pflegen,  die  Erhaltung  des  Mittel- 
standes, die  Schöpfung  einer  großzügigen,  volkswirtschaftlichen 
Organisation,  die  sowohl  vor  Plutokratisierung  wie  vor  Proletari- 
sierung den  Bürger  schützen  sollte,  gepredigt.  Gewiß,  schon  vor 
ihm  hat  es  an  Freunden  des  städtischen  und  ländhchen  Mittel- 
standes und  einer  skeptischen  und  mißtrauischen  Beurteilung  der 
neuen  Großindustrie  auch  unter  den  Nationalökonomen  nicht  ge- 
fehlt, man  denke  nur  an  Sismondi,  an  Adam  Müller  und  den 
Freiherrn  von  Stein,  an  Rau,  wenigstens  in  seinen  jungen  Jahren, 
an  Hoffmann,  Hegel  und  Fichte,  endlich  vor  allem  an  Stahl,  dessen 
zwingendem  Einflüsse  namentlich  bezüglich  der  Eigentumslehre,, 
wie  wir  im  i.  Bande  nachgewiesen  haben,  sich  der  demokratische 
Mario  am  allerwenigsten  hat  entziehen  können.^)  Wir  haben  aus- 
drücklich, als  wir  den  autodidaktischen  Lehrgang  Marios  zu  schildern 
versuchten,  auf  Grund  seines  Bibliothekkataloges  hervorgehoben,, 
daß  er  alle  diese  Autoren  gekannt  und  gründlich  studiert  haben 
muß.  Aber  deswegen  bleibt  seine  Leistung  als  Mittelstands- 
theoretiker großen  Stils  doch  im  vollen  Umfange  bestehen  und 
darf  wohl  als  originell  bezeichnet  werden.  Ist  auch  der  Begrifif 
des  Mittelstandes  im  Vergleich  mit  modernen  Verhältnissen  viel 
zu  eng  gefaßt,  so  ist  doch  der  große  Grundgedanke :  die  redlich 
erwerbende  Arbeit  gegen  den  ausbeuterischen  Wucher  eines 
arbeitslosen  Kapitalisten  zu  schützen  und  dem  Bürger  gleichsam 
eine  Erwerbssphäre,  die  keinem  Reichtum,  dafür  aber  allen  behag- 
lichen Wohlstand  schaffen  möchte,  zu  garantieren,  in  keinem 
Systeme  so  glänzend  und  so  scharfsinnig  herausgearbeitet  worden, 
wie  in  Marios  „Weltökonomie".  Originell  ist  er  schon  darum,, 
weil  sein  System  bei  diesem  mittelstandspolitischen  Gedanken 
nicht  stehen  bleibt,  weil  er,  veranlaßt  durch  die  Kritik,  die  der 
französische  Kommunismus  und  ein  Owen  bereits  am  Kapitalis- 
mus geübt  hatten,  wohl  auch  speziell  durch  Sismondis  sozial- 
politische Forderungen  beeinflußt,  dem  positiven  Programm  seiner 
Mittelstandspolitik    eine    vorwiegend    kritische,    tief   eindringende 


')  Vgl.  über  diese  Autoren  vor  allem  Herkner,    Die  Arbeiterfrage  ^  1908^ 
p.  463  ff- 
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Analyse  der  anderen  nationalökonomischen  Doktrinen  beigesellt. 
Niemand  hat  sich  die  Begründung  eines  eigenen  Programms 
schwieriger  gemacht  als  unser  Denker.  Mit  ungemeiner  Zähig- 
keit, großer  Belesenheit  und  vorurteilsloser  Gründlichkeit  ist  er 
an  die  Darstellung  der  anderen  Systeme  herangegangen,  um  auf 
ihrer  Kritik,  auf  dem  Nachweis  ihrer  Unzulänglichkeit  das  eigene 
Gebäude  seines  Föderalismus  aufzubauen.  Konnten  wir  früher 
mit  Georg  Adler  das  Prinzip  des  Nahrungsschutzes  als  das  welt- 
:geschichtliche  Programm  der  Mittelstandspolitik  bezeichnen,  so 
können  wir  sagen,  kein  nationalökonomischer  Autor  hat  ein  so 
umfassendes  System  der  Nahrungsgarantie  und  des  Nahrungs- 
schutzes für  den  „redlichen  Erwerb"  geschaffen  wie  Mario.  Darin 
sehe  ich  seine  bedeutsame  historische  Rolle;  ein  solches  System 
konsequent  durchdacht  und  durch  seine  bevölkerungspolitischen 
und  mittelstandspolitischen  Ideen  originell  verbrämt  zu  haben, 
bleibt  sein  Verdienst,  auch  wenn  die  moderne  Wissenschaft  den 
Grundgedanken  der  Lehre,  eine  Konservierung  des  alten  Mittel- 
standes mit  untauglichen,  in  der  modernen  Entwicklung  nicht 
begründeten  Mitteln,  ablehnen  muß.  Fast  einmütig  steht  ja  die 
moderne  Nationalökonomie  der  reaktionären  Mittelstandspolitik 
unserer  Tage,  wie  sie  von  einigen  konservativen,  antisemitischen 
und  christlich-sozialen  Kreisen  propagiert  wird,  ablehnend,  ja  ver- 
urteilend gegenüber.  Marios  Idee  eines  Kampfes  gegen  zwei 
Fronten:  nämlich  gegen  das  Proletariat  einerseits  und  gegen  den 
Geldadel,  die  Großbourgeoisie  und  gegen  die  Börse  andererseits 
findet  sich  bei  allen  modernen  Mittelstandsparteien,  so  bei  den 
Christlich-sozialen,^)  vor  allen  Dingen  aber  in  der  katholisch- 
sozialen Literatur;  hier  läßt  sich  seit  der  Rede  Moufangs  über  die 
Handwerkerfrage  vom  Jahre  1864  und  seit  der  Schrift  des  Frei- 
herrn v.  Ketteier  über  die  „Arbeiterfrage  und  das  Christentum", 
der  Einfluß  Marioscher  Ideen  erkennen.-)    Vor  allem  beachte  man 


')  Vgl.  die  Verhandlungen,  namentlich  den  Bericht  des  Parteisekretärs,  auf 
dem  letzten  christlich-sozialen  Parteitage  zu  Herford,   1908. 

*)  Es  ist  ein  Verdienst  Waentigs,  auf  den  Einfluß  Marios  auf  Moufang 
aufmerksam  gemacht  zu  haben.  Vgl,  seine  Abhandlung  „Die  gewerbepolitischen 
Anschauungen  in  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts",  p  36  in 
der  Festgabe  für  Schmoller,  ,,Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre 
im  19.  Jahrhundert",  Bd.  II,   1908. 
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die  modernen  katholischen  Sozialtheoretiker  ^)  und  vergleiche 
etwa  die  Mittelstandstheorie  Marios  mit  den  Schriften  von  Hitze, 
Ratzinger,  Kempel  und  Pesch.-)     Ganz  deutlich  zeigt  sich  die  Ver- 

*)  Vgl.  auch  Waentig,  a.  a.  O.  p.  50  und  die  treffliche  Literaturzusammen- 
stellung bei  Herkner,  a.  a.  O.  p.  466,  Anm.  8. 

-)  Ein  kurzer  Überblick  über  die  Schriften  dieser  Männer  wird  unsere  Be- 
hauptung bestätigen.  Ich  wähle  zunächst  das  bekannte  Buch  von  Franz  Hitze, 
Kapital  und  Arbeit  (1880I. 

Bei  Hitze  finden  sich,  wie  bei  den  katholischen  Sozialtheorelikern  allgemein, 
die  Betonung  des  sittlichen  und  religiösen  Momentes,  die  naturrechtliche  Be- 
gründung mancher  Kategorien,  so  des  Eigentums,  endlich  eine  durchdachte  Mittel- 
standspolitik. 

Seine  Kritik  des  Kapitalismus  ist  vor  allem  bemerkenswert.  Die 
Produktionskrisen  sind  ihm  die  Todeswunden  dieser  Ordnung  (51).  Die  freie 
Konkurrenz  genügt  keineswegs,  sie  ist  ,,die  Expropriation  in  Permanenz",  ein 
Kampf  ums  Dasein,  der  Kapital  wie  Arbeit  zugrunde  richtet.  Verderblich  erscheint 
ihm  vor  allem  die  fortschreitende  Ablösung  von  Arbeit  durch  das  Kapital,  durch 
Kredit  und  Aktien wesen.  Sein  Haß  trifft  die  Börse,  sie  ist  .,eben  nichts  als 
eine    moderne    Spielhölle",    sie    ist    „die    Stätte    der    Expropriationen    im    Großen" 

(p.   163  f.). 

Demgegenüber  liegt  für  Hitze  die  einzige  Rettung  im  Mittelstande, 
dessen  fortdauernde  Berechtigung  er  erweist.  Er  biete  mancherlei  Produktions- 
vorteile :  persönliche  Mitarbeit  des  Unternehmers  und  damit  erhöhte  Aufmerksam- 
keit und  Intensität  der  Arbeit  gegenüber,  unmittelbare  Beziehung  zwischen  Produzent 
und  Abnehmer;  die  höhere  technische  Ausbildung  könne  genossenschaftlich  ver- 
mittelt werden.  Dazu  kämen  viele  geistig-sittliche  Vorzüge :  das  berechtigte  Ge- 
fühl der  Selbständigkeit  und  Selbsttätigkeit  erzeuge  geistige  Befriedigung  und 
Freudigkeit  des  Schaffens ,  „ständische"  Tugenden  und  Stolz.  Auch  Hitze 
ist  ein  Anhänger  von  Malthus'  Bevölkerungsgesetz.  Dagegen  sei  not- 
wendig fp.  340),  „daß  wir  seine  Wirkungen  lokalisieren,  die  breiten  Massen  des 
Volkes,  die  Mittelstände,  abdeichen,  durch  Sicherung  ihres  höheren  imd  sichereren 
Einkommens  über  Wasser  halten.  Einen  vierten  oder  fünften  Stand  aber  werde 
es  immer  geben.  „Eine  gewisse  Armut  bleibt  nun  einmal  das  Los  der  ,, gefallenen" 
Menschheit:  so  ist's  Gesetz  Gottes,  gegen  das  auch  der  Sozialismus  sich  vergebens 
sträubt."  .  .  .  ,, Jeder  wahre  Volksfreund  muß  für  die  Erhaltung  des  Mittelstandes 
plädieren,  Erhaltung  um  jeden  Preis.  In  einem  breiten  Mittelstande  liegt  die 
moralische,  politische  und  soziale  Kraft  eines  Volkes,  mit  dem  Untergange  der  Mittel- 
stände gingen  auch  noch  stets  die  Völker  zugrunde"  (p.  341).  Die  Erhaltung  ist 
auch  sittlich  notwendig.  Denn  die  Sünde  ist  eine  Macht,  gegen  welche  die  individu- 
elle, persönliche  Kraft  nicht  ausreicht.  ,, Familie  und  Stand  sind  die  geborenen 
Hüter  des  Einzelnen."  Und  (p.  344) :  Hier  gilt  in  sittlicher  Beziehung  das  Gesetz 
der  „Solidarität":  ,,in  der  Gemeinschaft  wächst  die  Kraft.  In  dieser  sittlichen 
Solidarität,  wie  sie  in  unseren  Mittelständen  noch  besteht,  liegt  ein  ungemeiner  Segen, 
den  wir  selbst  gegen  größere  materielle  „Solidarität"  nicht  aufgeben  möchten". 
In  dem  gleichen  Erbrecht  für  den  Bauernstand  und  in  der   allgemeinen  Gewerbe- 
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wandtschaft  beider  Schriftstellerkreise:   der  Gedanke  des  Schutzes 
gegen  die  Macht  des  Kapitals.  Der  kleinbürgcrlich-antikapitalistische 


freiheit  für  das  Handwerk  sieht  Hitze  zwei  gesetzgeberische  Maßregeln ,  die 
zur  Auflösung  des  Mittelstandes  beitragen.  Er  fordert  Interessenvertretung,  Schutz- 
zoll, ständische  Vertretung,  die  politische  Kammer  sei  in  eine  ständische  umzu- 
wandeln. Im  Ubergangsstadium  aber  soll  ein  ,, Volkswirtschaftsrat"  die  Interessen- 
vertretung übernehmen  und  leiten.  Die  Lösung  der  sozialen  Frage  gipfelt  in  der 
Reorganisation  der  Stände  (p.  435  ff.).  Sie  besteht  als  soziale  Frage  genauer  ia 
der  ,, Ablösung  des  Individualismus  durch  den  Sozialismus,  der  Atomisierung  durch 
die  Zusammenfassung,  der  Konkurrenz  durch  die  Solidarität,  der  mechanischen  durch 
die  persönliche  Bindung."  Zur  Bildung  der  neuen  Ordnungen  ist  die  Staatshilfe 
vonnöten ,  aber  nur  zur  Ergänzung  und  Kräftigung  der  Selbsthilfe.  Ständische 
Assoziationen  seien  durchaus  nichts  Unnützes,  die  allen  Zünfte  und  Innungen 
hätten  bewiesen,  was  sie  zu  leisten  imstande  seien.  Jetzt  gelte  es  aber,  neue 
Innungen  und  Zünfte  zu  schaffen,   denn  die  alten  seien  gefallen.  — 

Marloschen  Ideen  besonders  verwandt  ist  Georg  Ratzingers  Werk: 
„Die  Volkswirtschaft  in  ihren  sittlichen  Grundlagen"  (1881).  Das  zeigt  sich  so- 
gleich in  der  Betonung  des  Christlich-Ethischen  und  des  Teleo- 
logischen in  aller  Volkswirtschaft  als  des  unentbehrlichen  Unterbaues.  Er  will 
in  seinem  Werke  dem  Leser  die  Überzeugung  mitteilen  (p.  34),  daß  das  öko- 
nomische Leben  nicht  von  dem  „Naturgesetze"  des  Kampfes  um  das  Dasein  be- 
herrscht wird,  sondern  daß  für  das  wirtschaftliche  Leben  dasselbe  Gesetz  gilt,  wie 
für  das  sittliche  Leben :  „Liebe  und  Freiheit".  Und  mit  Zustimmung  zitiert  er 
die  Worte  Marios  (p.  85):  daß  ,,die  christliche  Lehre  die  sittliche  Beherrschung 
der  naturgesetzlichen  Bedingungen  des  Wohlstandes  im  Interesse  der  verhältnis- 
mäßigen und  möglichen  Beglückung  aller  fordert".  Die  sittlichen  Maßstäbe 
Ratzingers  sind  aber  die  christlichen  (=  katholischen).  Denn  ,,alle  Sittlichkeit  hat 
ihre  Quelle  in  der  unmittelbaren  Stimme  des  Gewissens.  Der  Inhalt  des  Gewissens 
ist  bei  den  christlichen  Völkern  der  christliche,  der  Inhalt  der  Lehre  Jesu  Christi". 
(p.  292.)  Und  sein  Ergebnis  ist,  daß  ,, gerade  in  den  christlichen  Prinzipien  die 
nötige  Voraussetzung  für  Erwerb  und  Erhaltung  des  Volkswohlstandes  ge- 
geben sei."  (p.  49.) 

Außerdem  nähert  sich  Ratzinger  unserem  Mario  in  dem  mittelstandspolitischen 
Charakter  seiner  Untersuchungen.  Auch  hier  hören  wir  von  der  Idylle  des  Mittel- 
alters, wo  das  Handwerk  blüht (l6l):  „Allgemeiner  Wohlstand,  und  zwar  nicht 
bloß  der  Bauern  und  Bürger,  sondern  auch  der  ländlichen  und  gewerblichen 
Arbeiter ,  war  die  Signatur  der  Volkswirtschaft  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters.  Der  Bauer  war  reich  und  speiste  reichlich ;  sein  Knecht  hatte  hohen 
Lohn  und  gute  Kost.  Der  Handwerker  war  wohlhabend ;  er  arbeitete  fleißig, 
aber  nicht  übermäßig,  sein  Leben  war  behaglich.  Die  Gesellen  hatten  hohen 
Lohn  und  eine  Verpflegung,  wie  sie  den  Arbeitern  früher  und  später  niemals  mehr 
zuteil  wurde.  Das  Leben  war  heiter,  aber  ehrbar;  Freude  und  Zufriedenheit 
herrschte  in  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  und  Proletariat  existierte  nicht." 
Darum  zurück  zu  den  glücklicheren  Verhältnissen !  „Der  ehrliche  Besitz  und  die 
ehrliche  Arbeit  haben  ein  gemeinsames  Interesse  daran,    daß  die   jetzige  Entwick- 
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Gedanke  ist  allen  drei  Richtungen  eigentümlich,  Mario,  den  anti- 
semitisch und  christlich-sozialen  Mittelstandspolitikern,  endlich  den 

lung  nicht  bis  zu  ihren  äußersten  Konsequenzen  gehe.  Es  gibt  aber  nur  eine 
Rettung  und  diese  besteht  in  dem  Bruche  mit  dem  Prinzipe  des  egoistischen 
Konkurrenzkampfes,  in  der  Rückkehr  zu  den  christlichen  Grundsätzen  der  Liebe 
und  der  gegenseitigen  Hilfe  und  Unterstützung,  in  der  Anerkennung  der  Ehre  der 
Arbeit,  welche  ihres  Lohnes  wert  ist,  und  der  Pflichten  des  Besitzes.  Man  muß 
manchmal  rückwärts,  wenn  man  nicht  vorwärts  will.  Wer  blindlings  vorwärts 
treibt,  fällt  in  den  Bach,  während  derjenige,  welcher  rückwärts  geht,  um  eine 
richtige  Position  zu  gewinnen,  mit  einem  Sprunge  das  jenseitige  Ufer  gewinnt." 
(p.  187.)  Zurück  aber  müssen  wir,  weil  gerade  der  Mittelstand,  das  Handwerk, 
der  wucherischen  Ausbeutung  verfallen  ist.  (p.  328.)  Das  Ziel  der  Handwerker 
aber  muß  in  dem  Streben  nach  Wiedervereinigung  von  Kapital  und  Arbeit  licen, 
und  zwar  in  der  Zwangsinnung.  ,,Die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit,  das 
Handwerk  von  der  Ausbeutung  durch  das  Kapital  zu  befreien,  drängt  sich  immer 
größeren  Kreisen  der  Beteiligten  auf,  und  daraus  entspiingen  die  Bestrebungen 
nach  Konstituierung  von  Zwangsinnungen.  Das  Wort  Zwang  klingt  nun  allerdings 
nicht  schön  gegenüber  der  Phrase  allgemeiner  Freiheit,  aber  wirtschaftliche  Insti- 
tutionen können  bei  dem  herrschenden  Egoismus  ohne  Zwangsrecht  zu  keiner 
dauernden,  segensreichen  Entfaltung  gelangen.  Man  muß  aber  nicht  übersehen, 
daß  nicht  bloß  die  Produktion,  sondern  auch  die  Absatzverhältnisse  zu  regeln 
sind"  (p.  383  f.)  und  (p.  398) :  ,,die  innungsmäßige  Regelimg  der  Produktion  und 
des  Absatzes  bildet  die  einzige  Möglichkeit,  um  aus  dem  Verfalle  sich  zu  retten". 
Ganz  im  Sinne  Marios  werden  der  kapitalistischen  Ausbeutung  gegenüber  Erwerbs- 
schranken gefordert.  ,,Es  müssen  bestimmte  Erwerbschranken  errichtet 
werden,  damit  der  lukrative  Erwerb  die  produktive  Arbeit  nicht  auswuchern 
könne"  (p.  312J.  Wird  auf  die  Ausbeutung  verzichtet  und  die  Frucht  der  Arbeit 
möglichst  nach  dem  wirklichen  Werte  und  Arbeitsertrage  verteilt,  dann  kehrt  der 
allgemeine  Wohlstand  wieder  und  damit  der  Mittelstand.  ,,Der  Besitz  wird  sich 
gliedern,  verteilen  und  abstufen,  aber  keinem  werden  die  Mittel  zur  Lebens- 
entfaltung gänzlich  fehlen.  Im  allgemeinen  wird  in  der  Gesellschaft  der  Mittel- 
besitz überwiegen ,  welcher  die  beste  Form  der  Verteilung  des  Vermögens 
bildet"  (p.  55). 

Endlich  berühren  sich  Ratzingers  Lehre  und  der  Föderalismus  in  der  Kritik 
des  Liberalismus. 

Nur  zu  verständlich  ist  es,  daß  Ratzingers  Kritik  des  Liberalismus  sehr  der 
Marios  gleicht,  den  Ratzinger  auch  zustimmend  als  Kritiker  der  freien  Konkurrenz 
und  des  Liberalismus  als  Utopien  erwähnt  (p.  4  f.).  Wie  Worte  Marios  klingen 
folgende  Ausführungen  (p.  50) :  ,,Das  System  der  modernen  liberalen  Ökonomie 
führt  mit  der  Unerbittlichkeit  der  Logik  zu  maßlosem  Reichtum  auf  der  einen 
Seite  für  Einzelne,  zu  maßlosem  Elende  auf  der  anderen  Seite  für  die  Massen. 
Nicht  sittliche  Strebsamkeit,  nicht  ideale  Kraft,  nicht  Bildung  des  Geistes  und 
Adel  der  Seele  sind  es,  welche  im  entfesselten  egoistischen  Konkurrenzkampfe 
die  Palme  des  Sieges  davontragen  und  den  Reichtum  einheimsen ;  nicht  die  pro- 
duktive Befähigung  und  die   produktive  Arbeitsleistung    behaupten    schließlich    das 
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Katholisch-sozialen.    Und  das  Urteil  läßt  sich  leicht  auf  die  modernen 
Mittelstandsparteien  und  -Organisationen  ausdehnen.    Ein  Beispiel 


Feld,  sondern  die  überlegene  Kapitalskraft  wird  obsiegen,  wenn  die  Kunst  der 
Ausbeutung  und  die  List  der  Kriegsführung  ihr  zur  Seite  stehen.  Das  Kapital, 
also  eine  Sache,  eine  rohe  Naturkraft,  im  Bunde  mit  sittlicher  und  geistiger 
Brutalität  gelangt  zur  Herrschaft.  Das  Kapital  hat  die  Tendenz,  wie  ein  Schwamm 
alle  kleineren  Kapitalien  aufzusaugen,  immer  größere  Massen  von  Besitzenden  zu 
Besitzlosen  herabzudrücken  und  auf  diese  Weise  das  Proletariat  zu  vermehren." 

Auch  Ratzinger  ist  von  dem  Ideal  des  Solidarismus  erfüllt.  Er  versteht 
unter  Solidarität  (p.  416):  „Grenzt  die  Gerechtigkeit  den  Kreis  der  indivi- 
duellen Befugnisse  ab,  sichert  sie  die  Freiheit  des  Individuums,  der  Persönlichkeit, 
so  entspricht  die  Liebe  dem  Gesetze  der  Solidarität  und  der  Einheit  des 
Menschengeschlechts  und  regelt  die  Beziehungen  des  Individuums  zur  Gesamtheit. 
Man  kann  diese  Solidarität  theoretisch  leugnen  und  praktisch  verleugnen,  man 
kann  die  Liebe  für  überflüssig  und  die  Gerechtigkeit  als  allein  hinreichend  er- 
klären, wie  dies  in  der  Gegenwart  häufig  geschieht,  aber  dann  rächt  sich  das  ver- 
letzte Gesetz  der  Solidarität  und  was  die  Liebe  nicht  frei  geben  will,  ertrotzt  sich 
mit  Gewalt  der  kommunistische  und  sozialistische  Zwang."  .  .  .  ,,Das  Gesetz  der 
Solidarität  zeigt  sich  auf  allen  Gebieten.  Die  geistigen  Errungenschaften  bleiben 
niemals  das  Eigentum  einer  Persönlichkeit.  Was  der  eine  Gutes  tut,  ist  nicht 
sein  persönliches  Verdienst,  es  teilt  sich  in  seinen  Wirkungen  auch  der  Gesamt- 
heit mit  ...  Ja  die  Solidarität  beschränkt  sich  nicht  bloß  auf  die  Mitlebenden, 
sondern  umfaßt  auch  Vergangenheit  und  Zukunft.  Wir  zehren  von  den  Opfern 
der  Vergangenheit  und  sind  verpflichtet,  einen  sittlichen  Schutz  der  Zukunft  zu 
übermitteln  .  .  .  Nimmermehr  kann  sich  der  einzelne  aus  den  Banden  der  Soli- 
darität losschälen,  immer  und  überall  findet  er  sich  als  Glied  einer  Einheit,  von 
der  er  Impulse  empfängt,  welcher  er  selbst  angehört  und  welcher  er  mitteilt,  sei 
es  in  gutem,  sei  es  in  bösem  Sinne  ...  (p.  417).  Die  Solidarität,  die  Ver- 
pflichtung und  unzertrennliche  Verbindung  des  Einzelnen  mit  der  Gesamtheit,  gilt 
nicht  bloß  für  das  sittliche  Leben,  sondern  auch  für  die  materiellen  Bedingungen." 
Und  ,,das  ökonomische  Gebiet  ist  das  Gebiet  der  gesellschaftlichen  Zusammen- 
hänge, der  Solidarität,  der  Gemeinsamkeit",  (p.  10.)  Die  Solidarität  war  es,  die  in 
den  Zünften  die  beste  Garantie  für  die  Solidarität  und  Güte  der  Arbeit,  für  Ringen 
nach  Fortschritt  und  Erringung  von  Wohlstand  gab.  (p.  154/165.)  Alle  theoretischen 
Verirrungen  und  alle  tatsächlichen  Leiden  der  modernen  Gesellschaft  sind  aus 
dem  gleichen  geistigen  Erbfehler  entsprungen:  aus  der  Verkennung  der  Solidarität, 
(p.  203.)  Die  Reaktion  war  unvermeidlich,  Liberalismus  und  Kommunismus  stellen 
solche  Reaktionen  dar.  ,,Der  Liberalismus  hat  das  Recht  der  freien  Persönlich- 
keit, der  Sozialismus  das  Gesetz  der  Solidarität  der  christlichen  Wahrheit  ent- 
nommen; aber  die  einen  lehrten  die  Freiheit  ohne  Liebe  und  opferten  die  Armen, 
die  anderen  lehrten  die  Solidarität  ohne  Liebe  und  opferten  die  Reichen.  Das 
erste  ist  grausam,  es  gibt  die  große  Mehrzahl  dem  Elende  preis;  das  andere  ist 
zwecklos,  denn  es  beraubt  die  Reichen,  ohne  die  andern  erheben  zu  hönnen.  Die 
Freiheit  ohne  Liebe  endet  im  erbitterten  Klassengegensätze,  im  Kriege  aller  gegen 
alle,  im  wilden  Kampfe    um    das  Dasein.     Die    Solidarität    ohne    Liebe    endet    im 
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möge    das    erhärten :    Eine    Art    Katechismus    der    mittelstands- 
politischen Theorien  und  Ideale  stellt  die  „Denkschrift  der  Mittel- 


Zwange,     in     einer     kommunischen     Organisation     des     Zuchthauses     für    alle.'' 
(p.  66,   114.) 

Die  einzige  Forderung  im  sozialistischen  Systeme,  die  Ratzinger  begründet 
erscheint,  ist  die  Wiedervereinigung  des  Arbeiters  mit  den  Arbeitsmitteln,  und 
solche  Vereinigung  ist,  entgegen  den  Ansichten  des  Sozialismus,  möglich,  ohne 
das  Privateigentum  irgendwie  anzutasten,  ohne  die  natürliche  Ordnung  zu  beein- 
trächtigen. Das  haben  die  Zunftgenossenschaft  und  die  Handelsinnung  des  Mittel- 
alters bewiesen  (vgl.  hierzu  p.  201).  Wie  nun  aber  die  neue  Organisation  be- 
schaffen sein  wird,  darüber,  so  meint  Ratzinger,  ,,läßt  sich  höchstens  im  großen 
und  ganzen  ein  vorahnendes  Bild  gewinnen,  und  dürfte  nach  der  bisherigen  Ent- 
wicklung und  nach  den  Gesetzen,  innerhalb  deren  die  menschliche  Gesellschaft 
sich  bewegt,  mit  einer  Art  von  Sicherheit  behauptet  werden,  daß  bei  voller  Auf- 
rechterhaltung des  Privateigentums  und  der  stufenweisen  Gliederung,  in  der  Ver- 
einigung der  Arbeitsmittel  und  der  Arbeit,  sei  es  im  Systeme  der  Teilhaberschaft 
oder  in  der  kooperativen  Genossenschaft,  das  Bild  der  Zukunft  zu  er- 
blicken sein  wird.''  (p.  204.)  — 

Endlich  noch  ein  Wort  über  Kempel  und  Pesch. 

Franz  Kempels  Schrift  „Göttliches  Sittengesetz  und  neuzeitliches  Erwerbs- 
leben" (1901)  stellt  eine  Versöhnung  zwischen  Individualismus  und  Sozialismus  dar. 
Die  Volkswirtschaft  muß  als  Gesamtorganismus  aufgefaßt  werden.  ,,Die  Wirtschafts- 
auffassung muß  eine  korporativistische  oder  organische  sein."  (p.  VI.)  Dieser  Ge- 
samtkörper ist  aber  kein  Naturkörper,  sondern  er  muß  „einzig  und  allein  als  Sitten- 
körper, als  sittlicher  Organismus"  (p.  VII")  aufgefaßt  werden.  Denn  er  wird  ge- 
regelt und    geleitet   von  sittlichen  Gesetzen. 

Der  erwerbende  und  der  wirtschaftende  Mensch  ist  der  wahre  und  wirk- 
liche Grund  des  ganzen  Erwerbs-  und  Wirtschaftslebens,  sein  Ausgangs-  und  End- 
und  damit  auch  sein  Mittelpunkt.  Jeder  Mensch  hat  von  Natur  aus  ein  Recht 
auf  den  Erwerb  eines  gewissen  Genußeigentums  und  eines  darauf  zielenden  Hervor- 
bringungs-  oder  Erzeugungseigentums.  Den  ,, Erwerbsatomismus  oder  Erwerbs- 
individualismus" (von  Adam  Smith  bis  zum  gemäßigten  Sozialindividualismus) 
lehnt  K.  ab,  er  führt  nur  zu  einem  faulen  Zinsrentnertum  auf  der  einen  Seite  und 
einem  fleißigen,  von  einem  klugen  Beamtentum  angeführten  Arbeiterstand,  der 
aber  für  seine  Arbeit  kaum  die  Lebensnotdurft  erlangen  kann,  auf  der  anderen 
Seite.  Auch  den  Kommunismus  muß  er  ablehnen  und  wählt  seine  ,, Körper-  und 
Körperschaftserwerbs-  und  Wirtschaftsordnung"  oder  den  ,, Erwerbsorganismus 
oder  Erwerbskorporativismus"  (p.  52). 

Der  Mensch  ist  für  K.  Einzelperson  und  Gesellschaftsglied  zugleich.  Das 
Leben  der  Gesellschaft  ist  ein  durchaus  ,, sittenkörperliches  oder  ethisch-organisches", 
und  es  muß  sich  in  Anlehnung  an  die  wirkliche  Menschennatur  auch  das  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsleben  ,, sittlich  aufwärts"  entwickeln.  Bei  allen  Unter- 
suchungen aber  bleibt  ihm  unverrückbar  fest  bestehen  (p.  100):  das  Ergebnis 
hinsichtlich    eines    starken    und    ausgedehnten,    wirtschaftlich    und    gesellschaftlich 
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Standsvereinigung  im  Königreich  Sachsen"  dar.  Auf  einige  ihrer 
Ideen  sei  im  Folgenden  eingegangen  und  zum  Vergleich  mit  den 

auf  eigenen  Füi3en  stehenden  Mittelstandes.  Er  ist  der  Grundgedanke  und 
Zweck  jeder  Erwerbsordnung. 

Darum  ergibt  sich  für  Kempel  „die  Notwendigkeit  einer  allgemeinen  Rückwärts- 
zusammenziehung  aller  größeren  und  kleineren  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
Kreise  von  der  ungebundenen  Wettbewerbswirtschaft  .  .  .  und  einer  möglichsten 
Beschränkung  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichenKreise  auf  sich  selber"  (p.  l8o). 

Die  Arbeiter-  und  die  Handwerkerfrage  stehen  für  ihn  in  innigem  Zu- 
sammenhange. Und  speziell  für  das  Handwerk  führt  er  aus :  Das  Zunft-  und 
Körperschaftswesen,  „diese  herrliche  wirtschaftliche  Erscheinung  des  XIV.  und 
XV.  Jahrhunderts"  kann  uns  „auch  heute  noch  nicht  als  Trugbild,  als  Idol,  sondern 
muß  uns  vielmehr  als  Vorbild,  als  Ideal  des  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebens  erscheinen:  als  Vorbild  heute  und  in  alle  Zukunft"  (p.  220).  Die  Innung 
soll  keine  Kampforganisation  sein,  denn  das  war  sie  niemals,  sondern  sie  soll 
werden,  was  sie  in  der  Blütezeit  gewesen  ist  (p.  224):  ,, Bruderschaften  zur 
Hebung  und  Förderung  des  gesamten  Lebensinhaltes  der  Genossen,  nicht  bloß  des 
stofTgüterlich-wirtschaftlichen,  sondern  auch  des  geistig-sittlichen  Lebens,  der  Ge- 
nossen, gedacht  als  freier,  selbständiger  Einzelwirtschaftler,  Träger  freier,  selb- 
ständiger Familienkörper,  nicht  auf-  und  untergehend  in  dem  Schmelztiegel  einer 
Körperschaftssamtwirtschaft."  — 

Wissenschaftlich  am  höchsten  steht  Pesch  mit  seinem  zweibändigen  ,, Lehr- 
buche der  Nationalökonomie"   (I.    1905,  II.    1909). 

Im  ersten  Bande  seines  Lehrbuches  hat  Pesch  vorwiegend  das  aus  der  all- 
gemeinen Gesellschaftslehre  abgeleitete  Organisationsprinzip  im  Auge,  im  zweiten 
handelt  es  sich  um  die  Organisation  der  Volkswirtschaft  im  Hinblick  auf  den 
Volkswohlstand  als  volkswirtschaftliches  Ziel  (vgl.  II.  p.   iSgf ). 

Auch  sein  Solidarismus  trägt  mittelstandspolitischen  Charakter.  Er  defi- 
niert die  Solidarität  als  Organisationsprinzip  u.  a.  ausdrücklich  (I.  p.  400)  als 
„ein  soziales  Rechtsprinzip,  als  natürliche  Rechtsforderung  für  das  gesellschaftliche 
Leben  und  somit  als  sittliche  Pflicht  für  Regierung  und  Volksgenossen ,  eine 
Pflicht,  welche  die  soziale  Zusammenfassung  der  einzelnen  Berufs- 
stände (Zünfte,  Gilden,  der  heutigen  Innungen,  Gremien,  Kammern  u.  dgl.)  nach 
Maßgabe  der  geschichtlichen  Bedingungen  und  Bedürfnisse  begünstigt,  nicht  zur 
einseitigen  Interessenvertretung,  sondern  als  für  die  Berufsgenossen  und  für  die  Ge- 
samtheit zugleich  wohltätig  wirkende  Kulturmächte,  die  eben  so  sehr  den  Aus- 
gleich widerstreitender  Interessen  erleichtern,  wie  sie  die  Geltendmachung  gleicher 
berechtigter  Interessen  wirksamer  gestalten."  In  dem  Grundsatze  ,,daß  ein  korpo- 
rativer Zusammenschluß  der  Berufsgenossen  zu  erstreben  sei  und  auf  diesem  Wege 
dem  Volke  der  gebührende  Einfluß  auf  die  Ordnung  der  Volkswirtschaft  zuteil 
werde"  ist  der  Solidarismus  demnach  zugestandenermaßen  mit  der  sogenannten 
christlichen  Demokratie  einig  (I.  p.  358).  Als  wichtige  Formen  der  privaten  wirt- 
schaftlichen Assoziation,  ,,in  welchen  der  solidarische  Geist  hervorragend  zur  Geltung 
kommt",  nennt  Pesch  (I.  p.  386)  die  Genossenschaften  und  die  Gegenseitigkeits- 
verbände oder  -Anstalten. 
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uns  vertrauten  Gedankengängen  der  „Weltökonomie"  Marios  ein- 


Ganz  im  Sinne  alter  Mittelstandsanschauungen  ist  es  auch,  wenn  P.  die 
sittliche  Hebung  der  Massen  durch  Betonung  der  Gesamtheit  und  deren  Pflichten 
im  Hinblick  auf  die  soziale  Gerechtigkeit  gerade  nach  solidaristischer  Auffassung 
in  der  beruflichen  Gesamtheit  des  „positiv  rechtlichen,  korporativen  Zusammen- 
schlusses der  Standesgenossen  mit  kräftigem  Standesbewußtsein  zur  solidarischen 
Wahrung  und  Förderung  der  Standesinteressen"  ermöglichen  will  (I.  p.  1S9).  Für 
alle  gedeihliche  Lebensgemeinschaft  und  ein  wohlgeordnetes  Gemeinschaftsleben 
ist  nötig:  „ein  inneres,  durch  die  religiös-sittliche  Bildung  dem  Volke  vermitteltes 
und  bewahrtes  Element:  der  gute  Wille,  das  Pflichtbewußtsein,  bei  Hoch  und 
Niedrig,  jene  sozialen  Tugenden,  welche  die  Selbstsucht  überwinden,  zum  Opfern 
befähigen"  (II.  p.  221  ff.).  Die  Kirche  will  gewiß  keine  direkte  Leitung  des 
Wirtschaftslebens,  aber  die  religiös-sittliche  Bildung  dem  Volke  verschaffen  und 
die  moralisch-kirchliche  Leitung  behalten.  Darauf  bespricht  er  die  ,, sozialen 
Tugenden",  wie  sie  gerade  im  Munde  der  Mittelstandstheoretiker  immer  wieder 
vorkommen,  Gerechtigkeit  und  Liebe  (p.  222 ff.).  „Sie  sind  weit  mehr  als 
bloße  subjektive,  psychologische  Antriebe.  Es  sind  ethische  Grundprinzipien  zur 
objektiven  Regelung  des  gesellschaftlichen  Lebens,  heilige  Gewissenspflicht  für  König 
und  Bürger,   für  den  Untertan  wie   für  den  Lenker  der  Staaten." 

Im  II.  Bande  zeigt  sich  deutlicher  der  mittelstandspolitische  Zug  der  Peschschen 
Volkswirtschaftslehre.  Er  behandelt  hier  die  Frage,  wie  das  Ziel  aller  Volks- 
wirtschaft, der  Volkswohlstand,  zu  erreichen  ist.  Diese  ,, Hauptfrage  aller  National- 
ökonomie und  Staatskunst"  befriedigend  zu  beantworten,  unternimmt  sein  ,, soziales 
Arbeitssystem"  (Kap.  I,  §  5,  p.  190  ff.)  Es  heißt  ,, Arbeitssystem",  weil  es  sich 
um  den  arbeitenden  Menschen  handelt  in  allen  Klassen  und  allen  Berufen,  um 
den  arbeitenden  Menschen  inmitten  der  Gesellschaft  in  Arbeitsteilung  und  Arbeits- 
gemeinschaft, also  „um  das  arbeitende  Volk,  das  die  Vorzüge  seines  Territoriums 
zu  verwerten  versteht,  das  sein  Land  beherrscht,  die  Volkskraft  in  beiden  Ge- 
schlechtern zur  rechten  Geltung  kommen  läßt".  Es  ist  ferner  ein  ,, soziales" 
Arbeitssystem,  „weil  es  das  Solidaritätsprinzip  in  seiner  ganzen  und  vollen  Be- 
deutung, namentlich  aber  jene  Solidaritätspflichten  zur  Geltung  bringt,  die  sich  aus 
der  moralisch-organischen  Einheit  und  Gemeinschaft  der  staatlichen  Gesellschaft 
und  der  Volkswirtschaft,  aus  dem  Zwecke  des  Staates,  dem  Ziele  der  Volkswirt- 
schaft, für  die  einzelnen  und  deren  Verbände,  für  die  Gesamtheit  und  die  Staats- 
leitung ergeben"  (p.  194).  Peschs  System  ist  antikapitalistisch,  denn  es 
lehnt  jede  Überspannung  des  Kapitalbegriffes,  jeden  Mißbrauch  der  Kapitalmacht 
ab:  „Dem  arbeitenden  Volke  der  Ertrag  seiner  Arbeit!"  Um  diesen  Charakter- 
zug noch  näher  zu  belegen,  sei  auf  die  ,, ungünstigen  Momente"  hingewiesen,  die 
Pesch  (p.  438 ff.)  als  Resultate  des  Kapitalismus  speziell  für  Deutschland  anführt: 
„Die  freie  Entfaltung  des  kapitalistischen  Systems  hat  dem  allgemeinen  Volks- 
wohlstande nicht  durchweg  Vorteile  gebracht,  sondern  auch  schwere  Wunden  ge- 
schlagen." Als  solche  Wunden  betrachtet  er  die  Spekulations-  und  Konjunkturen- 
gewinne, die  eine  ungebührliche  Höhe  erreicht  hätten,  die  Gefährdung  und  Be- 
drückung des  Mittelstandes,  die  Bedrohung  des  Handwerks  durch  den  Großbetrieb, 
weil  es  nicht  über  die  technischen  Vorteile  und  die    verkehrswirtschaftlichen  Vor- 


Die  letzten  Lebensjahre.     Ausklang  und  Würdigung.  413 

geladen.^)  In  der  Weltanschauung  dieser  Männer  stellt  sich  die 
Mittelstandsbewegung  nicht  als  eine  bloße  wirtschaftliche  Bewegung 
dar,  sondern  sie  gewinnt  die  große  Basis  einer  Kulturbewegung 
mit  besonderer  Lebensanschauung.  Während  nach  ihrer  Ansicht 
die  ungehemmte  Entwicklung  des  Großkapitalismus  zu  einer 
groben  materialistischen  Lebensauffassung  führe,  in  der  die  Selbst- 
sucht die  vorherrschende  Triebkraft  bilde,  ziele  andererseits  die 
proletarische  Massenbewegung  auf  eine  Gemeinwirtschaft  hin,  in 
der  die  Individualität  des  Menschen  völlig  untergehen  müßte. 
Liege    dem    ersteren    ein    übertriebener  Individualismus   zugrunde, 


züge  der  großen  Betriebe  verfüge  u.  dgl.  m.  Der  Kapitalismus  unserer  Tage  ist 
eben  individualistisch,  in  seinem  Zentrum  steht  das  Kapital,  es  setzt  die  fast  ab- 
solute Herrschaft  des  Kapitals  über  den  Menschen  an  die  Stelle  der  Herrschaft 
des  Menschen  über  die  Welt  (p.   195). 

Der  Gemeinschaftsgedanke  seines  Solidarismus  führt  P.  jedoch  ,,zu  einer 
praktisch  möglichen  und  zugleich  vollkommenen  Art  der  ,, Vergesellschaftung",  die 
sich  weit  über  die  kommunistische  Vergesellschaftung  erhebt,  welche  die  individu- 
elle Kraft  des  Volkes  erhöht,  indem  sie  dieselbe  einigt  und  vereinigt,  die  kolli- 
dierenden Interessen  der  Einzelnen,  aber  auch  der  Klassen,  in  gerechtem  Ausgleich 
vermittelt,  die  soziale  und  wirtschaftliche  Zusammengehörigkeit  und  Wechselwirkung 
zur  Geltung  bringt  und  regelt  usw."  (p.  200).  Die  verschiedenen  Gemeinschaften, 
die  für  ihn  in  Betracht  kommen,  sind  die  Menschheit,  die  Familie,  der  Staat,  die 
korporativen  Ordnungen  und  die  Arbeitsgemeinschaften.  Und  wo  er  die  Wieder- 
herstellung der  Familie  fordert,  heißt  es  (p.  205) ;  „die  Erhaltung  und  Stärkung 
des  Mittelstandes  ist  unter  dieser  Rücksicht  darum  nicht  bloß  ein  wirtschaftliches 
Problem,  sondern  überdies  ein  Problem  von  hoher  sittlicher  und  sozialer  Be- 
deutung". Die  korporativen  Ordnungen  weiterhin  sind,  wie  schon  früher  ähnlich 
betont  wurde,  auf  der  Gruppierung  der  Menschen  je  nach  der  Gemeinsamkeit 
ihrer  natürlichen  Interessen  und  ihrer  wirtschaftlichen  Funktionen  beruhende,  echte 
und  rechte  solidarische  Organisationen  und  Einigungen  der  Berufs-  und  Standes- 
genossen. Sie  haben  einen  doppelten  Zweck:  einmal  zur  wirksameren  Vertretung 
der  Interessen  gegenüber  Staat  und  Publikum,  andererseits  zur  Regelung  d.  h. 
Potenzierung  der  für  ihre  wirtschaftliche  Selbstbehauptung  oder  für  eine,  dem 
Wohle  der  Gesamtheit  der  ganzen  Branche,  der  ganzen  Klasse,  des  ganzen  Standes 
und  dessen  Glieder  genügende  Betätigung  unzulänglicher  Einzelkräfte.  In  der 
Arbeitsgemeinschaft,  wie  sie  der  Solidarismus  will,  verbinden  sich  im  Arbeitsver- 
trage nicht  Kapital  und  Arbeit,  sondern  der  Unternehmer  und  die  Arbeiter,  der 
Mensch  mit  dem  Menschen.  Es  handelt  sich  juristisch  um  ein  Lohnverhältnis, 
ethisch  um  ein  Gesellschaftsverhältnis. 

1)  Ich  folge  in  der  Charakteristik  der  Denkschrift  der  kleinen  Broschüre 
,,Was  will  die  Mittelstandsbewegung?  Ihre  praktischen  und  idealen 
Ziele.  Nach  der  Denkschrift  der  Mittelstandsvereine  im  Königreich  Sachsen  bear- 
beitet."    In  der  Sammlung  „Kultur  und  Fortschritt",    1908   (Nr.    171),  passim. 
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der  sich  zur  rücksichtslosen  Selbstsucht  ausgestalte,  so  müsse  in 
einem  Kommunismus,  der  jeden  Eigenbesitz  und  jede  individuelle 
Entfaltung  der  Persönlichkeit  unterbinde,  das  höhere  Menschentum 
in  einer  Nivellierung  der  Geister  verschwinden.  Das  eine  stelle 
das  Ideal  des  extremen  Liberalismus,  das  andere  das  des  ein- 
seitigen Sozialismus  dar.  Zwischen  diese  beiden  Extreme  be- 
absichtigt sich  nun  die  Mittelstandsbewegung  zu  stellen,  die  hier 
auch  in  geistiger  Hinsicht  eine  mittlere  und  vermittelnde  Stellung 
einnehmen  will.  Sie  hält  alle  Extreme  für  ungesund  und  lebens- 
feindlich, sie  kann  weder  im  ungezügelten  Individualismus  noch 
im  nivellierenden  Kommunismus  das  Heil  erblicken.  Sie  will 
vielmehr  von  der  Erfahrung  ausgehen,  daß  alles  gesunde  Leben 
sich  in  der  Mitte  zwischen  Extremen  bewegt  und  gleichsam  durch 
die  Vereinigung  und  die  Wechselwirkung  der  Gegensätze  besteht. 
Sie  wünscht  daher  ein  möglichst  hohes  Maß  der  individuellen 
Entwicklung  und  der  persönlichen  Freiheit  gewahrt  zu  sehen  und 
mit  einem  gesunden  Gemeingeiste  zu  verbinden.  Besitz  und  Arbeit 
sollen  nicht  geschieden,  es  soll  nicht  einer  Klasse  von  Alles- 
Besitzenden  eine  Masse  v'on  Nichts-Besitzenden  gegenüber  gestellt 
werden,  vielmehr  soll  sich  Besitz  und  Arbeit  nach  Möglichkeit  in 
derselben  Person  verschmelzen,  und  als  die  gesunde  Vereinigung 
von  Besitz  und  Arbeit  sei  eben  der  Mittelstand  anzusehen.  In 
ganz  ähnlichem  Sinne  will  auch  der  Föderalismus  eines  Mario 
zwischen  Liberalismus  und  Kommunismus  vermitteln.  Noch  stärkere 
Belege  für  die  Ideenverwandtschaft  zwischen  unserem  Denker  und 
den  Vertretern  der  Mittelstandsbewegung  gewährt  uns  eine  weitere 
Betrachtung  der  genannten  Broschüre.  Es  heißt  hier,  daß  man 
den  Staat  als  einen  lebendigen  Organismus  auffasse,  als  dessen 
Glieder  die  organisierten  Berufsstände  anzusehen  seien.  Wer  denkt 
dabei  nicht  an  Marios  Organisationsversuch  der  gesamten  Berufe, 
die  Landwirtschaft  nicht  ausgeschlossen.  Selbst  Marios  Prinzip 
der  Gleichberechtigung  aller  und  das  der  Garantie  der  Arbeit 
finden  wir  hier,  wenn  ausgeführt  wird,  daß  die  Mittelstandspolitik 
allen  geben  und  jedermanns  wohl  erworbene  Rechte  schützen 
wolle:  „Jedem  soll  das  Recht  zu  ehrenhaftem  Erwerb  gesichert 
sein",  ,, niemand  soll  besitzen  ohne  zu  arbeiten,  niemand  arbeiten, 
ohne  die  Möglichkeit,  Besitz  zu  erlangen",  und  wenn  ferner  als 
das  Wesen  der  Mittelstandspolitik  hingestellt  wird :  „Rechtschaffene 
Arbeit   und    gerechter    Lohn,    kein   Überfluß    auf  der    einen    und 
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Mangel  auf  der  anderen  Seite,  mäßiger  Wohlstand  für  alle".  Mit 
den  gleichen  Zielen  stellen  sich  auch  die  gleichen  Feinde  ein. 
Gegenüber  dem  wucherischen  Mißbrauch  der  Kapitalsgewalt  gilt 
es,  den  rechtlichen  Erwerb  zu  schirmen,  man  kämpft  gegen  die 
„krankhafte  Ausartung  durch  den  Mißbrauch  des  spekulativen 
Kapitals".  Den  Kapitalsanhäufungen  und  dem  Gebrauch  der 
Kapitalsmacht  sollen  gewisse  Schranken  gesetzt  werden,  um  die 
Privatwirtschaft  für  die  Gesamtheit  gedeihlich  zu  gestalten.  Ihr 
gemeinsamer  Haß  richtet  sich  gegen  die  Börsen,  die  „heute  der 
Tummelplatz  der  kapitalistischen  Spekulation"  geworden  seien, 
gegen  die  Spekulation,  die  den  soliden  Handel  immer  mehr  in 
den  Hintergrund  dränge.  So  nimmt  es  nicht  wunder,  wenn  wir 
auch  in  den  „Endzielen  der  Mittelstandspolitik"  Marlosche  Gedanken 
wiederfinden.  Als  Endziel  wird  nämlich  bezeichnet:  „Schaffung 
einer  neuen  Zeit  mit  besseren  Menschen,  Überwindung  der  Aus- 
artungen der  Geldwirtschaft,  Beseitigung  des  Wuchers  jeder  Art, 
organische  Gliederung  des  rechtschaffenen  Erwerbs.  Sobald  der 
Habsucht  und  dem  Mammon  nicht  mehr  die  obersten  Rechte  in 
Staat  und  Gesellschaft  eingeräumt  werden,  sobald  der  Mensch 
wieder  nach  seinen  ehrlichen  Kräften  und  Talenten  gewürdigt 
wird,  dürften  die  Pforten  für  eine  neue  Zeit  und  ein  höheres 
Menschentum  mit  reineren  Idealen  eröffnet  sein."  —  Nichts  kann 
deutlicher  die  absolute  Verständnislosigkeit  für  den  modernen 
Kapitalismus  und  den  ihm  zugrunde  liegenden  ökonomischen 
Rationalismus  zeigen,  als  die  eben  zitierten  Stellen  aus  der  Denk- 
schrift der  Mittelstandsbewegung  im  Königreich  Sachsen.  Dem 
Leser  wird  die  außerordentlich  nahe  Verwandtschaft  mit  den  Theo- 
rien Marios  aufgefallen  sein,  aber  der  Unterschied  ist  doch  insofern 
ein  gewaltiger,  als  Mario  vor  60  Jahren  sein  Werk  begann,  als 
in  der  neuen  Großindustrie  auch  andere  einsichtsvolle  Männer 
mehr  ihre  „Kinderkrankheiten"  sahen  (die  Zertrümmerung  alter 
Erwerbssphären  und  die  sittliche  Verwahrlosung  und  Proletari- 
sierung), während  sie  für  den  ökonomischen  Fortschritt  kein  Auge 
hatten.  Gewiß  hat  Mario  übersehen,  was  andere  Nationalökonomen, 
wie  Friedrich  List  und  Bruno  Hildebrand,  erkannt  hatten,  daß  eben 
jene  erwähnten  Übelstände  nur  vorübergehende  Erscheinungen  seien, 
daß  an  sich  sittliche  Verkümmerung  nicht  mit  dem  Kapitalismus 
verknüpft  zu  sein  brauche ,  wenn  energische  Sozialpolitik  den 
Schwächeren    gegen    die  Übermacht    des  Kapitals    schützt.     Aber 
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er  schrieb  doch  in  einer  Zeit,  in  der  das  Kleingewerbe  noch  einen 
gewaltigen  Bruchteil  der  Bevölkerung  ausmachte  und  sein  Einfluß 
auf  öffentliche  Meinung  und  Gesetzgebung  noch  überwiegend  war. 
Die  eben  erwähnte  Denkschrift  aber  behandelt  den  modernen 
Kapitalismus,  dessen  Auswüchse  zu  beseitigen  staatliche  Sozial- 
politik und  Selbsthilfe  der  Arbeitnehmer  längst  emsig  bemüht  sind, 
und  dennoch  steht  sie  wesentlich  auf  demselben  Standpunkte  wie 
Mario  60  Jahre  vorher,  auch  sie  glaubt  mit  rückschrittlichen  Mitteln 
eine  künstliche  Zurückschraubung  des  Kapitalismus,  der  noch 
längst  nicht  seine  Aufgaben  erfüllt  und  seine  letzten  Organisations- 
ziele erreicht  hat,  durchsetzen  zu  können.  Und  das  einer  modernen 
nationalökonomischen  Schule  gegenüber,  die  energischer  wie  je 
zuvor  auf  die  Übelstände  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung 
und  auf  den  notwendigen  Schutz  der  Arbeiter  gegen  das  Kapital 
aufmerksam  gemacht  hat. 

Es  ließe  sich  die  enge  Verwandtschaft  Marios  mit  den  modernen 
Mittelstandstheoretikern  und  -politikern  noch  genauer  nachweisen, 
es  würde  aber  zu  weit  führen.^)  Die  moderne  Wissenschaft  lehnt 
diese  reaktionäre  Auffassung  des  modernen  Wirtschaftslebens  ab, 
sie  bedauert,  wie  schon  früher  von  uns  anläßlich  der  Handwerker- 
bewegung hervorgehoben  ist,  auf  das  Lebhafteste,  daß  es  der 
regen  Organisation  und  Agitation  dieser  Mittelstandspolitiker  ge- 
lungen ist,  selbst  die  Regierungen  zu  reaktionären,  gesetzgeberischen 
Maßnahmen  zu  veranlassen.  Mit  seltener  Einmütigkeit  ist  in 
diesem  Sinne  die 'Gewerbegesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 
von  dem  Jahre  1881  an  bis  zum  Handwerkergesetz  von  1897 
und  bis  zum  kleinen  Befähigungsnachweis  von  1908  von  der 
deutschen  nationalökonomischen  Wissenschaft  verurteilt  worden. 
Und  das  Gleiche  gilt  von  den  eigentümlichen  Steuerstrangulations- 
versuchen den  Warenhäusern  und  den  Konsumvereinen  gegen- 
über, bei  denen  die  Regierungen  leider  ein  nur  zu  williges 
Ohr  reaktionären  Mittelstandskreisen  geliehen  haben.  Auf  keinem 
Gebiete  hat  sich  deutlicher  gezeigt,  wie  gefährlich  die  Steuer- 
theorie sein  kann,  welche  dem  Staate  neben  dem  finanziellen 
Zwecke    noch    „sozialpolitische"  Nebenzwecke   vindiziert.^)     „Nicht 

^)  ^'^gl-  J^'^t  z.  B.  Perwolf,  Erwerb  und  Einkommen  im  Zukunftsstaate. 
(Ein  Mittelstandsprojekt)  190g.  Auch  Perwolf  kämpft  gegen  zwei  Fronten  und 
verlangt  eine  obere  Grenze  für  Erwerb  und  Einkommen. 

^)  Vgl.  dazu  die  interessante  Schrift  von  Walter  Lotz,  Der  Fiskus  als 
Wohltäter,   1907. 


Die  letzten  Lebensjahre.     Ausklang  und  Würdigung.  4.17 

mehr  der  Zweck,  Einnahmen  aus  dafür  geeigneten  Quellen  für 
öfifenthche  Zwecke  zu  ziehen,  sondern  die  bewußte  Tendenz,  den 
wirtschaftHch  Voranschreitenden  nach  Möglichkeit  im  Interesse 
des  Zurückgebliebenen  zu  hindern  und  zu  schädigen,  beherrscht 
vielfach  die  moderne  Steuertheorie".^) 

Was  so  tragisch  an  dem  wissenschaftlichen  Schicksal  Winkel- 
blechs berührt,  ist,  daß  nun  bei  aller  Ideenverwandtschaft  der 
modernen  Mittelstandspohtik  in  Theorie  und  Praxis  mit  seinen 
Lehren  und  Gedankengängen  sein  Werk  niemals  genannt,  ge- 
schweige denn  ausführlich  benutzt  wird.  Es  ist,  wie  wir  es  früher 
bezeichnet  haben,  in  der  Tat  so:  die  Ideen  sind  lebendig,  aber 
der  Name  ihres  Schöpfers  vergessen.  Winkelblech-Mario  hat  seine 
ganze  Kraft  daran  gesetzt,  unter  Verkennung  der  großen  fort- 
schrittlichen Bedeutung,  welche  die  Schöpfung  der  modernen 
Großindustrie  besitzt,  einen  zum  Teil  wenigstens  dem  Untergange 
geweihten  Stand,  der  es  nicht  verstanden  hat,  sich  den  neuen 
Produktionsbedingungen  anzupassen,  zu  stützen  und  ein  System 
zu  schreiben,  das  im  wesentHchen  der  Sicherung  der  Erwerbs- 
sphäre des  Mittelstandes  gewidmet  ist.  Seine  Ideen  sind  heute 
noch  lebendig,  sie  gelten  heute  noch  als  Dogmen  für  einen  viel 
größeren  Kreis,  denn  der  Rahmen  des  bedrängten,  wirtschaftlich 
reaktionär  empfindenden  Mittelstandes  ist  gegen  1848  bedeutend 
erweitert  worden.  Den  größten  Systematiker  aller  dieser  Ge- 
dankengänge hat  man  aber  vollkommen  vergessen.  Gewiß,  es 
bleibt  das  Tragische  an  Winkelblech,  daß  er  die  Anerkennung 
seiner  Ideen  nicht  mehr  erleben  sollte,  dazu  waren  die  50  er  und 
60  er  Jahre  viel  zu  freiheithch  gestimmt.  Aber  diese  trüben  Er- 
fahrungen teilt  er  mit  vielen  anderen  genialen  Denkern.  Mit 
Recht  meint  Ludwig  Häußer  in  dem  biographischen  Leitwort, 
das  er  seiner  Herausgabe  von  Friedrich  Lists  gesammelten  Schriften 
vorausgeschickt  hat,"^)  daß,  wer  seine  Ideale  nicht  bloß  in  toten 
Worten  und  Lettern,  sondern  auch  in  lebendigen  Taten  verwirk- 
Hchen  wolle  (man  denke  an  die  Rolle,  die  Winkelblech  1848/49 
gespielt  hat),  von  vornherein  wissen  müsse,  daß  er  in  einer 
Tragödie  zu  agieren  habe.     Das  zugegeben,  wird  man  aber  doch 


^)  H.  Dove,    in  einem  Aufsatz   ,,Über  das  Projekt  einer  Gesellschaftsteuer" 
im  Bankarchiv,  VIII.  8,   1909,  p.   120. 

^)  Friedrich  List's  gesammelte  Schriften,  herausgegeben  von  Ludwig  Häußer, 
Band  I,   1850,  p.  412. 

Bier  mann,    K.   G.  Winkelblech  (Karl  Marlo\     Bd.  II.  2^ 
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hinzufügen  müssen,  daß  das  Beginnen  Winkelblechs  insofern  ein 
viel  tragischeres  Moment  in  sich  schließt,  als  das  von  Friedrich 
List,  weil  dieser  dem  Fortschritt  diente,  die  Zukunft  verstand  und 
seiner  Zeit  weit  voraussah,  während  das  bei  dem  Kasseler  F'orscher 
nur  zum  Teil  der  Fall  war.  Er  hat  freilich  gewisse  sozialpolitische 
Forderungen  gestellt,  die  noch  heute  modern  sind,  ja  erst  recht 
wirksam  werden,  andererseits  aber  die  neue  Zeit  mit  miß- 
trauischem Skeptizismus  aufgefaßt,  anstatt  sie  wie  List  begeistert 
zu  begrüßen  und  ihr  die  Wege  zu  bahnen.  Darum  hat  auch  der 
Nachruhm  durchaus  für  List  entschieden.  Der  Name  Friedrich 
List  wird  heute  von  allen  mit  Ehrfurcht  als  der  des  Haupt- 
anregers des  Zollvereins,  des  deutschen  Industrialismus  und  der 
deutschen  Eisenbahnen  genannt.  Der  Name  Winkelblech-Marlo 
ist,  abgesehen  von  einigen  Theoretikern,  die  sich  dankbar  der 
Anregung  durch  ihn  erinnern,  vergessen,  und  gerade  die  Be- 
w^egung,  die  am  meisten  von  seinen  Ideen  gelernt  hat,  die  sich 
zum  Teil  noch  ganz  in  dem  reaktionären  Teile  seiner  Gedanken- 
gänge, den  wir  heute  ablehnen  müssen,  bewegt,  hat  sich  seiner 
nie  dankbar  erinnert.^) 

Was  steht  nun,  so  fragen  wir  weiter,  diesen  reaktionären, 
kleinbürgerlichen,  mittelstandspolitischen  Gedankengängen  Winkel- 
blechs, wie  sie  heute  noch  in  unerfreulicher  \\"eise  wirksam  sind, 
an  positiv  schöpferischen  und  auch  für  die  moderne  Volkswirt- 
schaft und  ihre  praktische  Wirtschaftspolitik  nützlichen  Ideen 
gegenüber?  Mit  anderen  Worten,  welche  Gedankengänge  Marios 
sind  für  die  moderne  kapitalistische  Wirtschaft  von  bleibender  Be- 
deutung? 

Vorerst  muß  anerkannt  werden,  bevor  wir  zu  den  einzelnen 
Problemen  übergehen,  daß  Mario,  was  tief  eindringende  Ana- 
lyse des  Wirtschaftslebens,  absolute  Vorurteilslosigkeit,  Unab- 
hängigkeit der  Gesinnung  und  Integrität  des  Charakters  angeht, 
zweifellos  keinen  Vergleich  mit  den  bedeutendsten  Autoren 
unseres  Faches  zu  scheuen  braucht.  Und  mit  freudiger  Zu- 
stimmung wird  jeder  Kenner  der  „U^eltökonomie"  das  begeisterte 


^)  Es  ist  charakteristisch  für  diese  absolute  Nichtbeachtung  der,, Weltökonomie", 
daß  das  moderne  Werk,  das  am  umfassendsten  den  Gegensatz  zwischen  Mittel- 
standspolitik und  Kapitalismus  behandelt,  nämlich  das  Buch  Wernickes  (Kapita- 
lismus und  Mittelstandspolitik,  1907),  Mario  nicht  einmal  in  dem  ausführlichen 
Literaturverzeichnis  erwähnt. 
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Urteil  unterschreiben,  das  in  dieser  Beziehung  kein  Geringerer  als 
Karl  Rodbertus  über  Mario  gefällt  hat.  Er  meint  einmal/)  es 
gebe  nicht  viele  staatswirtschaftliche  Werke,  die  mit  mehr  Kennt- 
nis, Gründlichkeit  und  namentlich  Unparteilichkeit  geschrieben 
seien.  Das  größte  Verdienst  Marios  liegt  nun,  wie  bei  so  vielen 
radikalen  Kritikern  der  bestehenden  Gesellschafts-  und  Wirt- 
schaftsordnung, in  der  Kritik,  und  zwar  in  der  Kritik  der  herrschen- 
den Wirtschaftssysteme,  namentlich  des  Liberalismus,  Tief  ein- 
dringend und  außerordentlich  scharfsinnig  ist  in  der  Tat  die 
Polemik,  die  Mario  vor  allem  gegen  den  aprioristischen  Freiheits- 
begrifif  des  Liberalismus  richtet,  und  voll  verdient  er  das  Lob,  das 
ihm  in  dieser  Beziehung  Adolph  W^agner  gezollt  hat.^)  Niemand 
hat  schärfer  wie  unser  Denker  die  Schäden  der  absolut  freien 
Konkurrenz,  den  Sieg  des  Brutalen  und  Gewissenlosen  über  den 
Schwächeren  und  Skrupelhafteren,  kritisiert  und  verurteilt.  In 
■dieser  Beziehung  steht  er  durchaus  neben  einem  Sismondi,  und 
das  bleibt  auch  das  Dauernde  an  seiner  antikapitalistischen  Theorie, 
daß  er  (ein  Verdienst,  das  er  mit  dem  Kommunismus  teilt)  auf 
die  Schäden  und  düsteren  Schattenseiten  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung, die  der  Liberalismus  mit  seiner  öden  und  fata- 
listischen Auffassungsweise  übersehen  hatte,  mit  ethischem  Pathos 
und  warmem  Idealismus  aufmerksam  macht.  Und  wenn  Elster  ^) 
Sismondi  bezüglich  seiner  sozialphilosophischen  Prinzipien  in 
seiner  sozial-konservativen  Staatsauffassung  und  seinem  Kampfe 
gegen  den  Smithianismus  als  einen  Vorläufer  des  modernen 
„Kathedersozialismus"  bezeichnet  hat,  so  gilt  das  durchaus  auch  für 
Mario.  Gewiß  ist  die  Behauptung  von  AUix  übertrieben,  Mario 
gleichsam  als  Stammvater  des  deutschen  Kathedersozialismus  zu 
bezeichnen.  Das  ist  schon  um  deswillen  falsch,  weil  vor  ihm 
eben  Sismondi  auf  die  Kehrseiten  des  Liberalismus  auf- 
merksam   gemacht   hat.^)     Aber   als    ein  Vorläufer    kathedersozia- 


^)  Aus    dem    literarischen    Nachlaß    von    Karl    Rodbertus-Jagetzow    Band    II. 
Herausgegeben  von  Wagner  und  Kozak,   1884,  p.   104  ff. 

2)    Vgl.    Adolph    Wagner,     Grundlegung     der    politischen    Ökonomie*, 
zweiter  Teil,   1894,  P-   lO- 

")    Vgl.    seine    Abhandlung    über    Sismondi    in    Conrads    Jahrbücher,    N.  F., 
XIV,   1887,  p.  321  ff. 

■*)  Vgl.  gegen  AUix  auch  die  richtigen  Ausführungen  von  Grabski  a.  a.  O. 
p.   114. 
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listischer  Gedankengänge  darf  er  allerdings  angesehen  werden, 
man  denke  nur  an  die  von  psychologischem  Scharfsinn  und  feiner 
Beobachtung  zeugende  Kritik  des  modernen  Geldadels  und  ge- 
wisser Großbourgeoisiekreise.  Wie  treft'end  hat  er  den  Wider- 
willen, der  heute  noch  diese  Kreise  gegen  die  SelbsthDfe  der 
Arbeiter  erfüllt,  schon  damals  charakterisiert,')  Wie  hat  er  auf 
die  Schwächen  des  Industrialismus,  auf  seinen  zersetzenden  und 
zerstörenden  Einfluß  auf  die  bisher  wichtigsten  Stützen  des  Staates 
aufmerksam  gemacht.  Wie  wohltätig  sticht  seine  von  tief  ein- 
dringender Analyse  zeugende  Kritik  der  Wirtschaftssysteme  ab 
von  dem  öden  Manchestertum  und  der  „laisser  faire"-Anschauung 
des  damaligen  und  nachmärzlichen  Liberalismus.  Nannten  wir 
Mario  in  seiner  Kritik  des  reinen  Industrialismus  und  des  kapita- 
listischen, individualistischen  Wirtschaftssystems  einen  Vorgänger 
des  modernen  Kathedersozialismus,  so  gilt  das  ganz  besonders  zu 
Recht  bezüglich  seiner  christlich-ethischen  Auffassung  des  sozialen 
Geschehens.  In  seiner  ethischen  Auffassung  der  Dinge,  in  seiner 
Betonung  des  Sittlichen  auch  als  Grundlage  des  wirtschaftlichen 
Lebens  ist  er  geradezu  als  Vorläufer  eines  Röscher,  eines  Schmoller 
und  eines  Colin  zu  bezeichnen.  Wie  Röscher  glaubt  er  an  die 
großen  sittlichen  Mächte  der  Geschichte,  wie  Röscher .  mißt  er 
jeden  Fortschritt  an  den  Folgen  für  das  geistig-sittliche  Leben, ^) 
und  die  Korrumpierung  weiter  Kreise,  die  er  gerade  als  eine 
Folgeerscheinung  der  „industriellen  Revolution"  glaubt  deuten  zu 
müssen,  hat  ihn  gewiß  nicht  zum  wenigsten  zum  Feind  des 
modernen  Betriebssystems  gemacht.  Das  sittliche  Bewußtsein  ^) 
spielt  eine  so  große  Rolle  in  seinem  nationalökonomischen 
Systeme,  daß  es  mehr  ist  als  ein  bloßes  Korrelat  des  öko- 
nomischen Egoismus,  daß  es,  wie  in  der  W^eltanschauung  mo- 
derner Autoren,  das  Kriterium  sämtlicher,  also  auch  der  öko- 
nomischen Institutionen  bildet.  Dieser  ethische  Einschlag  der 
Nationalökonomie,  wie  ihn  niemand  schärfer  herausgearbeitet  hp.i 
als  Mario,  ist  aber  von  ungemeiner  Bedeutung  für  die  Ein- 
schätzung seiner  historischen  Leistung,  Der  ethisch-rationalistische 
Charakter    seines   Föderalismus    unterscheidet    ihn    bezüglich    des 


^)  ^s\'  auch  Schäffle,  a.  a.  O.  p.  265. 

*)  Vgl.  Schmoller,    Zur  Literaturgeschichte    der    Staats-  und  Sozialwissen- 
schaften,  1888,  p.  171. 

')  Vgl.  auch  Grabski,  a.  a.  O.  p.   78. 
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von  illusionistisch-kommunistischen  Ideen  erfüllten  Teiles  seiner 
Theorie  auf  das  deutlichste  von  Marx  und  dem  modernen  Kom- 
munismus. W'inkelblech-Marlo  unterscheidet  zwischen  Sein  und 
Sollen,  zwischen  Natur  und  Wert  und  begründet  auch  seine  radi- 
kalen Reformpläne  nicht  etwa  als  unumgängliche  Folgen  einer 
naturgemäß  sich  entwickelnden  und  schließlich  in  ihr  Gegenteil 
umschlagenden  Wirtschaftsordnung  wie  der  Marxismus  mit  seinem 
Prinzip  der  mechanischen  Kausalität,  sondern  er  predigt  zunächst 
die  Versittlichung  der  Menschheit  und  die  Aufstellung  der  Ge- 
rechtigkeit und  der  Liebe  als  erste  Postulate  einer  neuen  Wirt- 
schaftsordnung. Es  ist  interessant  zu  sehen,  wie  aber  auch  der 
moderne  Reformmarxismus,  den  z.  B.  Tugan - Baranowski  ver- 
tritt, sich  nicht  mehr  auf  rein  kausale  Gedankengänge  beschränkt, 
sondern  zur  ethischen  Formulierung  und  Unterstützung  der  sozia- 
listischen Gedankenwelt  zurückkehrt,  wie  sie  neben  einem  Saint- 
Simon  namentlich  ein  Mario  gepredigt  hat.-^)  Was  diesen  sonst 
von  den  vormarxistischen  Utopisten  unterscheidet,  haben  wir 
schon  früher  im  3.  Kapitel  des  i.  Bandes  hervorgehoben:  es  ist 
die  überaus  vorsichtige  Formulierung  seiner  Forderungen,  wie  sie 
durch  seine  Bevölkerungslehre,  deren  unerbittliches  Naturgesetz 
extrem  radikalen  Menschheitsverbesserungsplänen  entgegensteht, 
bedingt  ist.  Dort  haben  wir  auch  erörtert,  was  ihn  ganz  und 
gar  von  einem  Marx  trennt,  nämlich  den  Umstand,  daß  er 
Ethiker,  Idealist  ist,  ganz  erfüllt  von  der  einen  großen  Melodie, 
den  Menschen  Glückseligkeit  durch  Garantie  allen  redlichen  Er- 
werbs zu  bereiten. 

Welche  fruchtbaren  Lehren  bringt  uns  denn  überhaupt  seine 
Idee  einer  Organisation  der  Arbeit?  Wenn  wir  sie  ihrer  kom- 
munistischen Postulate  wie  des  Rechtes  auf  Arbeit  u.  dgl.  m.  ent- 
kleiden, so  bleibt  der  Grundgedanke  Marios,  an  Stelle  des  freien 
ungezügelten  Spieles  der  Kräfte  eine  Organisation  der  modernen 
Berufsschichten  zu  setzen,  durchaus  auch  heute  noch  zu  Recht 
bestehen.  Man  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,-)  daß  heute 
der  reine  Liberalismus  und  Individualismus  abgewirtschaftet  haben, 


')  Vgl.  Tugan-Baranowski,  Der  moderne  Sozialismus  in  seiner  ge- 
schichtlichen Entwicklung,   1908,   p.   59. 

-)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Viktor  Leo,  Die  wirtschafüiche  Organisation  der 
geistigen  Arbeiter,  in  Conrads  Jahrbücher,  III.  F.,  XXXVI,   1908,  p.  4. 
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daß  die  freie  Konkurrenz  längst  auf  den  verschiedensten  Ge- 
bieten beschränkt  worden  ist,  kurzweg,  daß  wir  in  einem  Zeit- 
alter der  Organisation  leben.  Freilich  nicht  in  modern  gestalteten 
Zünften  und  nicht  mit  dem  ausgesprochen  mittelstandspolitischen 
Charakter,  wie  Mario  sich  die  Organisation  der  Arbeit  dachte,  hat 
sich  diese  heute  vollzogen,  sondern  sie  ist  in  einem  ganz  anderen 
Maße  wirksam.  Vor  allen  Dingen  hat  sie  als  wichtigste  Waffe 
der  wirtschaftlich  Schwächeren  gegenüber  der  Macht  des  Kapitals 
die  größten  Erfolge  errungen.  Ja,  sie  hat  auch  auf  der  Gegen- 
seite Gegenorganisationen  hervorgerufen;  man  denke  nur,  wie 
sich  heute  Arbeitgeberverbände  und  Arbeitergewerkvereine  gegen- 
überstehen, und  wie  man  zur  Vermittelung  zwischen  beiden 
vielfach  mit  Erfolg  ein  neues  Instrument  des  sozialen  Friedens 
schmieden  mußte :  die  Tarifverträge.  Gewiß,  ganz  anders  ist  die 
Organisation  der  modernen  Arbeit,  des  modernen  Kapitalismus 
ausgefallen,  wie  es  sich  Mario  gedacht  hat,  aber  beiden  liegt  ein 
gemeinsamer  Gedanke  zugrunde:  mit  dem  abstrakten  Freiheits- 
begriff des  Liberalismus  kann  die  moderne  Wirtschaftsordnung^ 
ebenso  wenig  etwas  anfangen,  will  sie  nicht  gegen  das  Kriterium 
sozialpohtischer  Gerechtigkeit  verstoßen,  wie  mit  dem  ebenso 
extremen  und  abstrakten  Gleichheitsbegriff  des  Kommunismus. 
Vor  beiden  hat  sie  sich  zu  hüten,  und  so  hat  auch  in  dieser 
Beziehung  die  Gedankenwelt  Marios  in  dem  Zeitalter  der  Sozial- 
politik wieder  eine  Auffrischung  erfahren. 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  nun  noch  die  Lehren 
und  die  modernen  wirtschaftspolitischen  Experimente  zu  be- 
leuchten, die  von  einer  Berührung  mit  Gedanken  unseres  Denkers 
zeugen.  Ich  erinnere  nur  noch  einmal  an  sein  großes  Verdienst 
als  Rechtsphilosoph,  als  Schöpfer  sozialphilosophischer  Kapitel, 
die  man  mit  Fug  und  Recht  als  das  Ferment  einer  modernen 
nationalökonomischen  Grundlegung  der  gesammten  National- 
ökonomie bezeichnen  kann.  In  diesem  Sinne  ist  ja  auch  sein 
W^erk  von  nachhaltigem  Einflüsse  auf  Männer  wie  Schäffle  und 
Wagner  gewesen.  Auf  praktischem  Gebiete  hat  seine  Begeisterung 
für  den  Assoziationsgedanken,  sein  Eintreten  für  die  Genossen- 
schaftsidee gewirkt.  Mit  Recht  macht  Schäffle  darauf  aufmerksam,^) 
daß  Winkelblech  in  einer  Zeit,  da  der  Sozietarismus  eines  Fourier 

1)  a.  a.  O.  p,  284  ff. 
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wegen  seiner  phantastischen  Übertreibungen  verspottet  wurde 
und  die  Bestrebungen  von  Schulze-Delitzsch  noch  nicht  von 
Erfolg  gekrönt  waren,  in  einer  Zeit,  in  der  man  außerdem  von 
den  Erfolgen  der  engHschen  Genossenschaftsbestrebungen  noch  kaum 
etwas  wußte,  der  Lehre  Fouriers  mit  schöpferischer  Kritik  die 
geschäfthchen  Genossenschaften,  die  professionellen  Assoziationen 
entgegenstellte  und  sie  im  Vergleich  mit  der  „partikulären  Ge- 
schäftsform" vortrefflich  charakterisiert  hat.  „Bedenkt  man,  daß 
diese  nüchterne  Kritik  der  Genossenschaft  fast  vor  einem  Menschen- 
alter gegeben  ist,"  so  schrieb  Schäfifle  bereits  1870,^)  „und  ge- 
geben wurde,  als  in  Deutschland  nur  sehr  wenige  die  Bedeutung 
des  Genossenschaftswesens  auch  nur  ahnten,  so  wird  unser 
Föderalist  die  günstigste  Meinung  für  seinen  nationalökonomischen 
Scharfblick  erwecken."  —  Und  was  für  die  Propagierung  des 
Genossenschaftsgedankens  gilt,  das  gilt  auch  für  den  Gedanken 
einer  staatlichen  Arbeiterversicherung,  wie  ihn  ja  bereits  Sismondi 
geäußert  hat;  es  gilt  für  das  Eintreten  für  wachsende  Staats- 
tätigkeit, namentlich  bezüglich  der  Eisenbahnen,  endlich  gilt  es' 
für  einzelne  Lehren,  wie  für  die  von  der  Werklegung,  deren  Er- 
weiterung nach  meinem  Dafürhalten  außerordentlich  wünschens- 
wert wäre;  es  gilt  für  die  Auffassung  von  der  kombinierten 
Unternehmung,  die  jüngst  Sombart  fortzubilden  gesucht  hat,-)  es 
gilt  endlich  nicht  zum  mindesten  für  seine  warmherzige  und 
■weitsichtige  Beleuchtung  einiger  wichtiger  soziologischer  Fragen, 
namentlich  der  modernen  Familienverfassung  und  nicht  zum 
mindesten  der  Frauenfrage.  Wie  auch  sonst,  ist  leider  auch  hier 
Marios  Verdienst  und  seine  historische  Leistung  überhaupt  nicht 
gewürdigt  worden.  Nur  Röscher  hat  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  er  reich  an  feinen  Gedankengängen  über  die  Frauenbewegung 
sei,  namentlich  daran,  welche  Gewerbe  von  Frauen  betrieben 
werden  könnten. •'^)  Bei  diesen  wenigen  Andeutungen  lasse  ich  es 
bewenden.  Auf  manche  andere  Zusammenhänge  mit  der  modernen 
Wirtschaftslehre  ist  bereits  im  dritten  Kapitel  des  ersten  Bandes 
hingewiesen  worden,  und  im  dritten  Bande  wird  der  Leser  später 
eine     möglichst     erschöpfende    W^ürdigung    der    „Weltökonomie" 


^)  a.  a.  O.  p.  287. 

^)  Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus,   1902,  Band  I,  p.  553. 
*)    Vgl.    Wilhelm    Röscher,     Politik,     Geschichtliche     Naturlehre     der 
Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie  *,    1908,  p.  554. 
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finden.  An  dieser  Stelle  schien  es  nur  notwendig,  nachdem  wir 
im  Verlaufe  unserer  Erzählung  bis  zum  viel  zu  frühen  Ab- 
schlüsse dieses  reichen  Lebens  gekommen  waren,  uns  erst  ein- 
mal, bevor  wir  fortfahren,  zu  vergegenwärtigen,  welchen  Genius 
die  Nationalökonomie  in  dem  so  verkannten  und  noch  heute 
viel  zu  wenig  gekannten  Autor  verloren  hat.  — 

Wir  nehmen  den  Faden  der  Erzählung  dort  wieder  auf,  wo 
wir  ihn  fallen  ließen,  nämlich  mit  dem  Jahre  1865,  dem  Todesjahre 
Winkelblechs.  Während  sein  Sohn  Ludwig  bereits  selbst  verdiente 
und  als  junger  Ingenieur  in  Österreich  tätig  war,  oblag  es  Frau 
Emma,  für  sich  und  ihre  Tochter  Anna  zu  sorgen,  die  damals  in 
einem  Alter  von  19  Jahren  stand  und  später  den  Kasseler  Hof- 
photographen Rothe,  den  Sohn  des  Regierungsrates  Rothe,  der 
unter  dem  Ministerium  Eberhard  184849  Bezirksdirektor  der 
Provinz  Hanau  war,  geheiratet  hat.  Als  Vormünderin  ihrer 
Tochter,  zu  der  Frau  Emma  am  13.  Februar  1865  vom  kurfürst- 
lichen Stadtgericht  zu  Kassel  bestellt  wurde,  lag  es  ihr  ob,  das 
Erbe  zu  verwalten  und  alle  sonstigen  Pflichten  einer  Vormünderin 
gewissenhaft  zu  erfüllen.  Aber  noch  ein  anderes  Erbe  war  ihr 
übertragen  worden,  nämlich  die  Sorge  für  das  unvollendet  ge- 
bliebene Werk,  das  für  ihren  Gatten  den  teuersten  Besitz  be- 
deutet hatte,  an  dem  er  mit  unendlicher  Liebe  und  mit  Kummer 
zugleich  hing,  mußte  er  doch  immer  mehr  auch  in  den  letzten 
Lebensjahren  empfinden,  daß  es  ihm  nicht  vergönnt  sein  werde, 
es  zu  vollenden.  „Mein  Werk,  mein  Werk!"  soll  er  ausgerufen 
haben,  als  seine  letzte  Erkrankung  ihn  zwang,  die  Feder  aus  der 
Hand  zu  legen.  Lange  Jahre  hat  Frau  Emma  verstreichen  lassen, 
bis  sie  der  Verwirklichung  ihrer  längst  gehegten  Lieblingsidee 
näher  trat,  das  Andenken  ihres  Mannes  in  der  national- 
ökonomischen Fachwelt  wachzuhalten,  respektive  erst  durch  eine 
neue  Herausgabe  der  „Weltökonomie"  zu  erwecken.  Schwerer 
Kummer  traf  sie  noch  vorher  in  der  Familie.  Ihr  Sohn  Ludwig, 
der  bereits  mit  dem  18.  Lebensjahre  das  Elternhaus  verlassen 
hatte,  um  unter  dem  Direktor  der  Orientbahn,  v.  Etzel,  zu  Wien 
mit  Brückenbauten  beschäftigt  zu  werden  und  dann  als  Ober- 
ingenieur bei  dem  Bau  der  Brennerbahn  tätig  zu  sein,  starb  im 
Jahre  1876,  unmittelbar  vor  seinem  Baumeisterexamen,  denn  er 
war    nach    der  Annexion    nach  Kurhessen    zurückgekehrt,    um    in 


Die  letzten  Lebensjahre.     Ausklang  und   Würdigung.  425 

den  Staatsdienst    zu    treten.     Er    hinterließ  eine  Witwe  und  zwei 
Kinder.^) 

Aus  dem  Jahre  1876  liegt  nun  das  erste  Dokument  vor, 
das  uns  von  der  ernstlichen  Absicht  Frau  Emmas  berichtet,  das 
Werk  ihres  Mannes  neu  herauszugeben.  Schaefifles  ein- 
gehende Würdigung  und  Ehrenrettung  der  „Organisation  der 
Arbeit"  vom  Jahre  1870  dürfte  ihr  schon  den  ersten  Impuls  ge- 
geben haben.-)  Aber  noch  lange  Jahre  sollte  es  dauern,  bis  ihr 
Plan    verwirklicht  wurde.     Man  mag  vielleicht  fragen,  warum  die 


^)  Seine  Witwe,  also  die  Schwiegertochters  Winkelblechs,  ist  im  Jahre  1908 
einem  qualvollen  Leiden  erlegen.  Ihr  Sohn,  Marios  Enkel,  Dr.  Karl  Winkelblech, 
ist  als  Chemiker  in  Holland  tätig  und   der  letzte  Träger  des  Namens  Winkelblech. 

")  Mit  welcher  Freude  die  eingehende  Analyse  des  Marloschen  Systems  durch 
Schaeffle  von  den  Freunden  Winkelblechs  aufgenommen  wurde,  zeigt  ein  Brief 
von  Professor  Heinrich  Fick  in  Zürich  an  Frau  Emma,  aus  dem  ich  mit  gütiger 
Erlaubnis  von  Frau  Helene  Fick  eine  Stelle  mitteile.  (Der  Brief  wird  sich  in  der 
bald  zu  erwartenden  Biographie  Ficks  aus  der  Hand  seiner  Witwe  abgedruckt 
finden.)     Fick  schreibt  u.  a. : 

,, Heute  glaube  ich  aber  Ihnen  zu  einem  vielleicht  noch  wichtigeren  Ereig- 
nisse gratulieren  zu  können,  nämlich  zu  einer  wirklich  glänzenden  Anerkennung 
der  Leistungen  Ihres  seligen  Mannes,  meines  lieben  Freundes.  Soeben  habe  ich 
nämlich  mit  dem  größten  Interesse  das  Werk  gelesen,  ich  möchte  fast  sagen  ver- 
schlungen, in  welchem  die  Weltökonomie  von  Karl  Mario  geradezu  als  das  Tüch- 
tigste, was  bis  jetzt  über  Wirtschaftslehre  und  Sozialpolitik  geschrieben  ist,  hin- 
gestellt wird,  und  zwar  von  einem  Manne,  der  bereits  einen  sehr  bedeutenden 
Namen  auf  diesem  Gebiete  hat.  Der  Titel  des  Werkes  ist:  Kapitalismus  und  So- 
zialismus von  Dr.  Albert,  Eberhard,  Friedrich  Schaeffle,  Tübingen  1870.  Verlag 
der  Lauppschen  Buchhandlung.  Pag.  263  sagt  Schaeftle :  ,,Ich  vermute,  da  die 
letzte  Lieferung  des  dritten  Bandes  mitten  im  Satz  abbricht,  daß  noch  weitere 
Manuskripte  für  den  dritten  Band  vorhanden  sind.  Ein  wohlhabender  Freund  der 
sozialen  Reform  könnte  sich  durch  Aufsuchung  und  Edition  dieser  Manuskripte 
um  die  Sache  des  menschlichen  Fortschrittes  und  um  die  Wissenschaft  ein  Ver- 
dienst erwerben."  Hiernach  scheint  Schaeffle  gar  nicht  den  wahren  Namen  des 
Verfassers  der  Wellökonomie  zu  kennen,  indem  er  die  Aufsuchung  der  hinter- 
lassenen  Manuskripte  als  eine  Aufgabe  für  einen  besonders  wohlhabenden  Mann 
betrachtet.  —  Ich  kann  Ihnen,  liebe  Freundin,  kaum  beschreiben,  wie  wohltuend 
es  auf  mich  gewirkt  hat,  den  alten,  treuen  und  so  viel  verkannten  Freund  nach 
seinem  Tode  so  voll  und  ganz  anerkannt  zu  sehen.  Sie  wissen,  daß  ich  mit 
seinen  praktischen  Vorschlägen  gar  nicht  einverstanden  war,  aber  das  wußte  ich 
immer,  daß  unendlich  viel  mehr  Verstand  und  Geist  dahinter  steckte,  als  hinter 
tausend  anderen  Theorien,  von  denen  so  viel  Geschrei  in  der  Literatur  gemacht 
worden  ist." 
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Frau  so  spät  erst  sich  dem  Werke  zu  widmen  vermochte.  Die 
Antwort  wird  darauf  hinzuweisen  haben,  daß  die  Witwe  erst 
einmal  als  kluge  und  verständige  Frau,  die  sie  war,  eine  Änderung 
der  Zeitläufe  abwarten  wollte  und  damit  eine  Änderung  in  der 
Richtung  der  Nationalökonomie  und  der  WirtschaftspoHtik.  Sie 
ist  ja  insofern  viel  glücklicher  gewesen  als  ihr  Gatte,  als  sie  noch 
die  Neuschöpfung  des  Deutschen  Reiches,  den  Umschwung 
Bismarcks  zur  Schutzpolitik  und  seine  großzügige  Inaugurierung 
der  Arbeiterv'ersicherung  erleben  durfte.  Als  ihr  Gatte  1865  ins 
Grab  sank,  herrschte,  wenn  man  von  wenigen  schon  damals 
sozial  gesinnten  Nationalökonomen  absieht,  wie  etwa  einem 
Wilhelm  Röscher,  Bruno  Hildebrand,  Knies  u.  a.,  als  Vertreter 
der  öft'entlichen  Meinung  in  wirtschaftlichen  Dingen  der  Kongreß 
deutscher  Volkswirte  und  mit  ihm  die  alte  deutsche  Freihandels- 
partei mit  ihrem  öden  Manchestertum  und  ihrer  fatalistischen, 
naturgesetzlichen  Auffassung  des  ökonomischen  Geschehens  und 
damit  ihrer  absoluten  Impotenz  sozialen  Fragen  gegenüber. 
Frau  Emma  hat  die  Betonung  sozialpolitisch-ethischer  Elemente 
durch  die  junge  sozialpolitische  Schule  der  Nationalökonomie, 
ihre  Konstituierung  zu  einem  Kongreß,  dem  Verein  für  Sozial- 
politik und  den  Siegeslauf,  den  sie  in  den  So  er  Jahren  nahm, 
miterleben  können.  Sie  nahm  wahr,  wie  die  herrschende  Wirt- 
schaftsdoktrin stark  durch  die  kommunistischen  Lehren,  wenigstens 
bezüglich  der  Kritik  der  liberalen  Wirtschaftsordnung,  beeinflußt 
wurde.  Als  hochgebildeter  Frau ,  die  den  Gang  der  Ereignisse 
auch  im  Wirtschaftsleben  regelmäßig  verfolgte,  mußte  es  ihr 
auffallen,  daß  der  reine  Liberalismus  mit  seinem  übertriebenen 
Freiheitsbegriff  und  seinen  aprioristischen  Konstruktionen  voll- 
kommen abgewirtschaftet  hatte,  und  daß  an  seine  Stelle  eine 
Wirtschaftslehre  trat,  die  bewußt  auch  das  ethische  Moment,  den 
Faktor  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  als  Kriterium  aller  sozial- 
politischen Bestrebungen  betonte.  Hier  fand  sie  Berührungs- 
punkte mit  dem  Denken  ihres  Mannes,  dessen  Zeit,  wie  sie  stets 
angenommen  hatte,  noch  einmal  kommen  mußte.  Hinzu  kam 
der  Umstand,  daß  eingehendere  Würdigungen  des  \^'erkes  ihres 
Gatten  jetzt  in  der  Fachliteratur  erschienen.  So  nennt  ihn 
Röscher^)    1874    einen    der    gründlichsten    und   gewissenhaftesten 


^)  Geschichte   der  Nationalökonomik  in  Deutschland,   1874,  p.   I02I. 
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„Sozialisten".  Und  vor  ihm  widmet  Dühring  ^)  Winkelblech 
in  der  ersten  Auflage  seiner  „kritischen  Geschichte"  ein  paar 
Zeilen,  in  denen  auf  die  Mischung  von  ^(Rückläufigem  und 
Radikalem"  aufmerksam  gemacht  wird.  Im  übrigen  bieten  sie 
freilich  wie  fast  immer  bei  Dühring  ein  verzerrtes  Urteil.  Endlich 
nenne  ich  noch  aus  der  Zeit  vor  der  2.  Auflage  das  Buch 
Laveleyes:  Le  Sozialisme  contemporain,-)  in  dem  Mario  neben 
Fichte  als  „precurseur"  gewürdigt  wird.  Und  endlich  kommt 
Gumplowicz  ^)  in  Betracht,  der  die  Verwandtschaft  Marios  mit 
den  Illusionisten  und  den  Gegensatz  zu  Marx  richtig  hervorhebt. 
Für  uns,  die  wir  das  stete  Sorgen  der  edlen  Frau  um  ihren 
Gatten,  ihre  schweren  inneren  Kämpfe  für  die  Durchführung 
ihrer  innigsten  Wünsche,  ihrem  Gatten  alles,  somit  aucl].  die 
Gehilfin  der  Arbeit  sein  zu  dürfen,  kennen  gelernt  haben,  ist  es 
ungemein  ergreifend  und  rührend  zu  sehen,  wie  Frau  Emma,  die 
bis  zum  Jahre  1860  vor  einem  Touton  hatte  zurückstehen 
müssen  und  die  erst  in  den  letzten  Jahren  dem  Gatten  helfen 
durfte,  ein  Jahrzehnt  nach  seinem  Tode  beschließt,  jetzt, 
wo  die  veränderten  Zeitläufe  ihr  eine  größere  Wirksamkeit 
seiner  Ideen  zu  versprechen  scheinen ,  die  ihr  noch  beschie- 
denen  Jahre  ganz  einer  Neuschöpfung  der  „W^eltökonomie" 
zu  widmen.  Damit  vollzieht  sich  eine  Ehrenrettung  des  Ver- 
storbenen, wie  sie  sich  wundervoller  gar  nicht  denken  läßt.  Der 
Frau ,  der  es  zu  Lebzeiten  ihres  Mannes  nicht  nach  Wunsch 
vergönnt  war,  an  der  Arbeit  teilzunehmen,  fällt  die  erhebende 
Aufgabe  zu,  für  den  Nachruhm  des  teuren  Toten  zu  sorgen,  um 
sein  Erbe  mit  fester  Hand  zu  verteidigen  und  zu  hüten.  Energischer 
Vorbereitungen  und  gerade  für  eine  fern  von  allen  Zentren  des 
geistigen  und  Avissenschaftlichen  Lebens  in  einer  kleinen  Residenz- 
stadt Wuhnende  Frau,  auch  der  Überwindung  mancher  Hemmnisse 
bedurfte  es,  bevor  sie  ihren  Wunsch  erfüllen  konnte.  Es  wird 
ihr  das  Zeugnis  nicht  verweigert  werden  dürfen,  daß  sie  unge- 
mein vorsichtig  und  klug  zu  Werke  gegangen  ist,  indem  sie  sich 
an  wissenschaftliche  Autoritäten  unseres  Faches  wandte,  um  von 
ihnen   Rat    zu    erbitten,    was    denn    geschehen    solle:    eine   Neu- 


')  Kritische    Geschichte    der   Nationalökonomie    und    des    Sozialismus,    1871, 
p.   563  ff.  und  in  den  späteren  Auflagen. 

")  Le  Socialisme  contemporain,  chap.  II. 

')  Rechtsstaat  und  Sozialismus,   1881,  p.  375  ff. 
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herausgäbe  des  vorhandenen  \\'erkes,  eine  Vollendung  desselben 
oder  etwa  ein  neuer  Auszug  aus  ihm.  Sodann  gelang  es  ihr, 
mit  Hilfe  einer  hervorragenden  nationalökonomischen  Autorität 
einen  angeschenen  Verleger  zu  finden,  der  es  sich  intensiv  an- 
gelegen sein  ließ,  die  Neuherausgabe  der  „Weltökonomie"  zu  ver- 
wirklichen. Die  emsigen  Bemühungen  Frau  Emmas  verdienen 
es  wohl,  der  Vergessenheit  entrückt  zu  werden,  zumal  sie  mit 
bedeutenden  Männern  korrespondiert  hat  und  schließlich  doch 
das  Ergebnis  ihrer  Bemühungen  gerade  auch  für  die  gesamte 
nationalökonomische  Literatur  ein  bedeutendes  Ereignis  war. 
Denn  die  Neuherausgabe  des  Werkes,  die  Mitte  der  80  er  Jahre 
erschien,  hat  das  Interesse  für  Mario  erst  recht  geschaffen 
und  geweckt,  so  daß  er  jetzt  noch  trotz  der  zünftlerischen  und 
kleinbürgerlichen  Fassung  seiner  Reformpläne  eine  Wirksamkeit 
entfalten  konnte.  Und  der  große  Wurf  des  Ganzen  sowie  die 
Bedeutung  seines  gelehrten  Verfassers  mußten  jedenfalls  voll  an- 
erkannt werden.^) 

Am  16.  Dezember  1876  erwähnt  Frau  Emma  in  einem 
Briefe  an  den  alten  Freund  ihres  Gatten,  Dr.  Wallach  in  Frank- 
furt, der  uns  ja  aus  der  Illenauer  Zeit  als  teilnehmender  Freund 
bekannt  ist,  dankbar  die  Absicht  des  Adressaten,  seine  Auf- 
merksamkeit dem  unvollendeten  Werke  ihres  Gatten  zuzuwenden. 
Hier  spricht  sie  zuerst  von  der  Möglichkeit,  daß  ein  Fachmann, 
der  mit  voller  Hingabe  an  die  Sache  selbst  sich  zu  einer  neuen 
Herausgabe  verstünde,  wohl  der  Wissenschaft  nützen  würde.  Wir 
haben  den  Brief  schon  früher  herangezogen,  weil  er  leugnet,  daß 
ihr  Gatte  Notizen  über  den  Schluß  des  dritten  Bandes  hinterlassen 
habe.  Dankbar  erkennt  Frau  Emma  an,  daß  das  Buch  im  Aus- 
lande häufig  gelesen  werde,  und  daß  die  „Revue  des  deux  mondes" 
im  Jahre  1876  einen  Aufsatz  darüber  brachte;   aber  gerade  durch 


')  Die  folgende  Schilderung  beruht  im  wesentlichen  auf  dem  Brief- 
wechsel der  Frau  Winkelblech  mit  Wallach  senior  und  junior,  mit 
Schäftle  und  der  Lauppschen  Buchhandlung  in  Tübingen,  dessen  Benutzung 
mir  Frau  Minister  Schäffle  in  Stuttgart  und  Herr  Dr.  Siebeck,  der  jetzige  Inhaber 
der  Lauppschen  Buchhandlung,  gütigst  gestattet  haben.  Persönliche  Partieen, 
Namen  usw.  in  den  Briefen  sind  von  mir  ausgeschaltet  worden.  Ferner  wurden 
freundliche  briefliche  Mitteilungen  von  Frau  Professor  Fick  in  Zürich ,  von 
Frau  Geheimrat  Habicht  in  Weimar,  Herrn  Dr.  Wallach  in  Freiburg  i.  Br.,  von 
Herrn  Geheimrat  Brentano  in  München  und  endlich  von  Herrn  Professor  Ludwig 
Stein  in  Bern  herangezogen. 
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die    teure    Ausstattung    sei    das    Werk    nur   für   Bibliotheken    und 
Fachgelehrte     zugänglich.      Darum     bittet    sie    Wallach,     ob    er 
nicht  eine  billigere  Ausgabe  veranlassen  könne,  der  eventuell  ein 
kurzer  vierter  Band   von   Lujo    Brentano,    damals    in  Breslau,  bei- 
zufügen sei,     Wallach    scheint  die  Dinge  nicht  weiter  verfolgt  zu 
haben  und  ist  auch  bald  darauf  gestorben.  —  Vom   I2.  Mai  1878 
liegt   dagegen    ein   Brief  seines  Sohnes  vor,    der    darauf  schließen 
läßt,    daß    sich  Frau  Emma   nun    an    ihn    gewandt   hat,    um   den 
Namen  des  wissenschaftlichen  Gewährsmannes  zu  erfahren,  auf  den 
sie  sein  Vater  wohl  verwiesen  haben  mag.     Als  solchen  Gewährs- 
mann   nennt  Wallach  junior  den  bekannten  Berner,  jetzt  Züricher 
Historiker  Professor  Alfred  Stern,    der    damals   in  London  weilte, 
um    im   britischen    Museum    Stoff   für   den    zweiten    Band    seines 
Buches   über  Milton  zu  sammeln.      Und    am    2'j.  November    1878 
meldet  der  junge  Wallach  die  Rückkehr  Professor  Sterns  von  London 
und  meint,    daß  er    als  vorwiegender  Historiker  doch  wohl  kaum 
geeignet  sei,  der  Neuedition  der  „Weltökonomie"  nahe  zu   treten, 
daß    er    sich    aber    sicherlich    gern    mit    dem    Nationalökonomen 
Brentano,    seinem    Freunde,    ins  Einvernehmen    setzen    werde.     In 
diesem  Sinne  scheint  denn  Wallach  an  Professor  Stern  geschrieben 
und  einen  Brief  der  Frau    Emma   beigelegt  zu  haben,    so  meldet 
uns  wenigstens  ein  Schreiben  Wallachs  an  Frau  Winkelblech  vom 
30.   November    1878.      Die   Antwort   Sterns    wird    uns    durch    ein 
abermaliges  Schreiben    Wallachs    nach  Kassel   übermittelt.      Stern 
gibt  zu,  daß  Wallach  senior  mit  ihm  über  die  Angelegenheit  des 
Marloschen  Buches    gesprochen  und  daß  er  selbst  bereits  Anfang 
des  Jahres   1877  seinen  Freund,   den  Nationalökonomen  Brentano 
um  Rat    gebeten  habe.      Brentano  aber  lehnte  in   seiner  Antwort 
vom    6.  März    1877    eine    Hilfe    deswegen    ab,    weil    er   „keinerlei 
geistige  Beziehungen  zu  Mario  habe",  fügte  aber  als  seine  Ansicht 
hinzu,  daß  sich  Frau  Professor  Winkelblech  an  Schäffle  in  Stuttgart 
wenden  möge,    da  dieser  einer   der  hervorragendsten  Bewunderer 
Marios  sei.      Bevor    nun  Marios    Witwe    weitere    Schritte  tut,    um 
dem  Rate  Brentanos  zu  folgen,   wendet    sie  sich  zunächst  zu  An- 
fang des  Jahres  1879  an  den  Stadtrat  zu  Leipzig,  um  sich,  respektive 
ihrer  Tochter  und  Schwiegertochter,  durch  Eintragung  in  die  Ein- 
tragsrolle   das    Urheberrecht   zu    sichern.      Dann    rasten    die    Be- 
mühungen eine  Zeitlang,  und  es  läßt  sich  nicht  ermitteln,  welche 
Gründe    Frau    Emma    dazu    bewogen    haben    mögen,    die    Sache 
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beinahe  zwei  Jahre  auf  sich  ruhen  zu  lassen.  Der  Gedanke  einer 
Neuedition  erscheint  erst  wieder  in  einem  Schreiben  an  den 
treuen  Freund  und  Schüler  ihres  Mannes,  den  Professor  Heinrich 
Fick  in  Zürich,  der  bei  ihr  bezügUch  des  Vorhandenseins  bio- 
graphischer Notizen  Marios  angefragt  hatte,  die  er  einem  seiner 
Kollegen,  der  sich  für  Mario  interessierte,  übermitteln  wollte. 
Dieser  Kollege  scheint  Professor  Ludw-ig  Stein,  der  bekannte 
Soziologe  und  Philosoph  gewesen  zu  sein,  denn  er  teilt  mir 
selbst  freundlichst  mit,  daß  die  kurzen  biographischen  Notizen, 
die  einzig  und  allein  von  allen  Schriften ,  die  bisher  über 
Mario  gehandelt  haben,  auch  seinen  Prozeß  und  die  geistige 
Krankheit  erwähnen,  auf  Mitteilung  seines  Züricher  Freundes,  des 
Professors  Fick,  beruhten.  Diese  Anfrage  Ficks  gibt,  wie  gesagt, 
auch  Frau  Emma  Gelegenheit,  dem  Gedanken  einer  zweiten 
Herausgabe  beizutreten,  und  sie  erzählt  dem  Schüler  und  Freund 
ihres  Gatten,  daß  sie  sich  an  Professor  Röscher  in  Leipzig  gewandt 
habe,  ihr  ein  objektives  Urteil  über  das  zu  geben,  was  sie  im 
Interesse  der  Wissenschaft  tun  könne.  Röscher  habe  auf  einen 
Auszug  aufmerksam  gemacht  und  ihr  vorgeschlagen,  Schäffle 
darum  zu  ersuchen  und  diesen  auch  den  Verleger  wählen  zu 
lassen.  Aber  erst  zwei  Jahre  später,  im  März  1883,  wendet  sich 
Frau  Emma  nun  auch  wirklich  an  Schäffle  selbst,  nachdem  sie 
vorher  noch  mit  Professor  Pick  über  die  Herausgabe  durch  einen 
seiner  Kollegen  verhandelt  zu  haben  scheint. 

Am  6.  März  1883  schreibt  Winkelblechs  Witwe  in  der  An- 
gelegenheit einer  Neuherausgabe  an  Schäffle  und  erwähnt,  daß 
die  Kasseler  Buchhandlung  längst  bankerott  gemacht  habe  und 
die  Befürchtung  vorläge,  die  meisten  Exemplare  der  „Welt- 
ökonomie" seien  als  Makulatur  benutzt  worden.  Die  Buchhandlung 
sei  bereits  in  der  dritten  Hand  und  da  fortwährende  Bestellungen 
auf  das  Werk  eingingen,  denen  die  Buchhandlung  nicht  gerecht 
werden  könne,  so  sehe  sie  sich  veranlaßt,  der  Frage  näher  zu 
treten,  was  sie  für  das  Hterarische  Andenken  ihres  Mannes  tun 
könne.  Sie  frage  nun  Schäffle,  ob  ein  Auszug  aus  dem  großen 
Werke,  ein  Abschluß  durch  einen  Fachmann  und  die  Hinzufügung 
einer  von  ihr  geschriebenen  Biographie  das  Beste  sei,  oder  ob  man 
eine  zweite  Ausgabe  des  Werkes  mit  einer  nicht  zu  großen  Anzahl 
von  Exemplaren  einem  solchen  Auszuge  vorziehen  müsse.  In  ihrer 
Gewissensnot,  wie  sie  ausdrücklich  hervorhebt,  bittet  sie  Schäffle 
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um  seinen  aufrichtigen  Rat.  Und  dieser  her\-orragende  Gelehrte,  der 
sich  ja  bereits  durch  eine  ausführHche  Würdigung  des  Föderalis- 
mus in  seinem  Werke  „Kapitalismus  und  Sozialismus"  vom  Jahre 
1870  die  größten  Verdienste  um  Winkelblech  erworben  hat, 
läßt  es  an  guten  Ratschlägen  nicht  fehlen.  Bereits  am  9.  März 
1883  antwortet  er  Frau  Emma  folgendermaßen: 

„Stuttgart  9.  März   1883. 

Hochgeehrte  Frau ! 

Ihre  Zeilen  vom  6.  habe  ich  gestern  erhalten  und  beeile 
mich,  nachdem  ich  über  Ihre  Fragen  nachgedacht,  hiermit  zu 
antworten. 

Mir  schien  es  das  Geeignetste,  wann  immer  möglich  das 
Buch  neu  aufzulegen.  Einmal  aus  Pietät  gegen  Ihren  edlen 
seligen  Gemahl.  Dann  aber,  weil  ich  es  fast  für  unmöglich  halte, 
genügend  Auszüge  zu  machen,  indem  das  Buch  in  allen 
seinen  Teilen,  den  kritischen  wie  den  dogmatischen, 
von  hohem  Werte  ist.  Drittens  aber  auch  wegen  des  Er- 
folges der  Publikation  und  der  Verbreitung  des  Denkmals,  wie 
es  Ihr  Gemahl  sich  selbst  gesetzt  hat;  kein  Auszug  wird  für  die 
Bibliotheken  den  Werth  haben,  wie  das  Original.  Bei  Wieder- 
abdruck hebt  sich  auch  die  nicht  geringe  Schwierigkeit,  einen 
zugleich  geschickten,  pietätvollen  und  uneigennützigen  Bearbeiter 
zu  finden,  ganz  von  selbst. 

Nun  fragt  es  sich  allerdings,  ob  sich  ein  Verleger  für  die 
Republikation  finden  wird.  Ich  glaube  diese  Frage  nur  dann 
nicht  verneinen  zu  müssen,  wenn  auf  ein  Honorar,  bezw.  auf 
eine  Abfindung  des  Verlagsrechtes  der  gegenwärtigen  Verlags- 
sukzessionfirma nicht  wird  Bedacht  genommen  werden  müssen; 
zu  teuer  darf  der  Preis  nicht  gestellt  werden,  wenn  der  Absatz 
ein  wenigstens  die  Kosten  lohnender  werden  soll.  Ich  würde 
Sie  daher  bitten ,  sich  über  diese  Punkte  schlüssig  zu  machen, 
bzw.  die  Dokumente  über  den  jetzigen  Verlag  aufzubringen; 
möglich  daß  der  jetzige  Verleger,  wenn  er  die  zweite  Auflage 
selbst  nicht  wagt,  zu  unentgeltlicher  Abtretung  des  Verlagsrechtes 
genötigt  werden  kann. 

Wenn  diese  Präliminarpunkte  im  Reinen  sind,  wäre  erst  an 
eine  Verlagsfirma  zu  gehen,  und  das  Nähere  klug  zu  vereinbaren. 
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Sollte    sich  keine    zu  Honorar  entschließen,    so    würden  Sie   dann 
Ihren  Honorarverzicht  aussprechen. 

Auch  gegen  letzteren  bleibt  es  noch  zweifelhaft,  ob  sich  ein 
Verleger  findet,  wenn  ihm  nicht  gute  Absatzchancen  nachgewiesen 
werden  können.  Für  diese  Eventualität  wäre  es  sehr  gut,  wenn 
der  jetzige  Verlag  Ihnen  nähere  Angaben  über  die  Zahl  und 
Provenienz  der  in  Ihren  gefälligen  Zeilen  erwähnten  Bestellungen 
machen  könnte. 

Ein  letztes  Mittel  wäre  dies,  daß  bei  in-  und  ausländischen 
Bibliotheken,  Gelehrten  usw.  eine  Subskription  auf  das  Werk  zu 
bestimmtem,  vorher  anzugebendem  Preis  versucht  würde,  womöglich 
ganz  auf  Kosten  des  zu  gewinnenden  Verlegers;  besonders  hoch 
dürften  die  Kosten  eines  solchen  Versuches  nicht  ausfallen. 

Ob  Sie  schlimmsten  Falles  ein  positives  Opfer  ■ —  natürlich 
gegen  Anteil  am  etwaigen  Gewinne  —  zur  Verlustentschädigung 
des  Verlegers  zu  bringen  in  der  Lage  sind,  vermögen  natürlich 
nur  Sie  selbst  zu  entscheiden.  Besser  wäre  dieses  Opfer  so  als 
in  Form  der  Honorierung  eines  Bearbeiters  gebracht,  so  viel  mir 
scheint. 

Gelänge  eine  neue  Originalausgabe,  so  wäre,  wenn  Sie  die 
Biographie  liefern,  für  die  Korrektur  leicht  ein  Mann  zu  finden. 
Hätte  ich  noch  die  Kraft  der  Jugend,  so  würde  ich  selbst  gerne 
die  Arbeit  auf  mich  nehmen.  Immerhin  würde  ich  in  der  Lage 
sein,  Ihnen  auf  Ihren  Wunsch  eine  ganz  offene  und  wahrheit- 
gemäße Beurteilung  Ihrer  Biographie  vor  der  Drucklegung  zu 
erstatten. 

Genehmigen  Sie,  gnädige  Frau,  den  Ausdruck  der  vorzüglichen 
Hochachtung,  mit  welcher  ich  zeichne. 

Dr.  Schaeffle. 

P.  S.  Der  Versuch  einer  Subskription  kann  mit  Erfolg  und 
geringen  Kosten  nur  von  einer  speziell  staatsökonomischen  Firma 
durchgeführt  werden.  Ich  rate  Ihnen  daher,  mit  der  jetzigen 
Firma,  die  in  die  Rechte  des  bankrotten  Verlegers  eingetreten 
ist,  nur  darüber  in  Kommunikation  zu  treten,  ob  sie  nicht  selbst 
die  neue  Ausgabe  wagen  will,  wobei  ich  immer  voraussetze,  daß 
selbige  Firma  wirklich  das  Verlagsrecht  noch  besitzt,  worüber 
ich  eventuell  eine  genaue  Kopie  des  Vertrages  mit  zu  übermitteln 
bitte." 
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Bewegten  Herzens  dankt  Frau  Winkelblech  Schäfifle  für  seine 
gütige  Unterstützung  und  widmet  sich  auf  seinen  Rat  der 
Eruierung  der  Tatsachen,  ob  der  damalige  Inhaber  der  Firma 
Appel  in  Kassel  irgend  welches  Recht  an  dem  Werke 
Marios  besitze.  Von  Sorgen  bezüglich  der  nicht  ganz  klaren 
Rechtsverhältnisse  sind  ihre  nächsten  Briefe  an  Schäffle  erfüllt, 
und  immer  wieder  erteilt  er  ihr  gute  Ratschläge.  Besonders 
wertvoll  ist  ein  Brief  vom  21.  März  1883,  in  dem  Schäft'le  vor 
einer  Vollendung  des  Werkes  ausdrücklich  warnt.  Wie  in  dem 
ersten  Briefe  erklärt  er  sich  auch  hier  bereit,  mit  seinem  Verleger 
Laupp  in  Tübingen  zu  verhandeln. 

„Stuttgart,  21.  März  1883, 
Sehr  geehrte  PVau ! 

Ihre  geschätzten  Zeilen  habe  ich  wie  folgt  zu  beantworten. 
Die  Vollendung  des  Werkes  halte  ich  für  völlig  überflüssig  und 
wertlos,  ja  für  eine  Vergewaltigung  des  seligen  Autors.  Wenn 
nun  auch,  was  ich  für  zulässig  halte,  die  Biographie  wegfällt  und 
Sie  auf  ein  Honorar  vom  historischen  Teil  verzichten,  so  können 
Sie  nicht  den  sofortigen  Totalabdruck  vom  Verleger  verlangen. 
Auf  den  Totalabdruck  dessen,  was  Ihr  seliger  Gemahl  wirklich 
herausgegeben  hat,  ist  der  entscheidende  Wert  zu  legen  und  zwar 
nicht  bloß  vom  Standpunkt  der  Pietät  gegen  den  Autor,  sondern 
auch  im  Interesse  des  Absatzes  und  der  Wirksamkeit  des 
Buches.  Wird  dies  erreicht,  so  erleben  Sie  ja  wohl  sicher  die 
Vollendung  selbst.  Im  neuen  Verlagsvertrag  können  Sie  eine 
Konventionalstrafe  für  den  Fall  der  Nichtvollendung  bis  zum  .... 
verabreden  und  dann  testamentarisch  bestimmte  Personen  —  am 
besten  Gelehrte  —  zu  Exekutoren  des  Vertrages  unter  Anw^eisung 
des  Pönales  für  die  Kosten  usw.  —  mit  deren  vorheriger  Zu- 
stimmung beauftragen.  Damit  wäre  alles  glatt  und  nach  Ihrem 
Wunsch  geordnet.  Zu  Verhandlungen  mit  Laupp  bleibe  ich  für 
den  Fall,  daß  Ihr  Verleger  auf  Totalabdruck  nicht  eingeht,  recht 
gerne  bereit. 

Ihr  ganz  ergebener 

Dr.  Schäffle." 

Am  26.  März  antwortet  Frau  Emma  und  bittet  um  Rat,  was 
geschehen  könne,  um  das  Kapitel  43  des  3.  Bandes,  das  bekannt- 

Biermann,    K.  G.  Winkelblech  (Karl  Marloi.     Bd.  II.  28 
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lieh  mitten  im  Satz  abbricht,  zu  vollenden,  sie  besitze  noch  einige 
Blätter,    welche    sie    nach    Marios    Tode    verschlossen    habe    und 
Schäfi'le    gern    zur  Verfügung    stellen    werde.     Die  Angelegenheit 
bewegt  sich  nur  langsam  weiter,  da  die  Verhandlungen  mit  dem 
Kasseler     Buchhändler,      der      ursprünglich     auch     seine    Bereit- 
willigkeit erklärt   hatte,    eine  Neuherausgabe  zu  veranstalten,    und 
die  Untersuchung,    ob  die  Erben  seines  Vorgängers   noch  irgend- 
welche   Verlagsrechte    besitzen,    Schwierigkeiten    bereiten.      Und 
doch    mußten    diese  Fragen,    wie    auch  Schäffle    in    einem    Briefe 
vom  9.  April   1883   ausdrücklich  fordert,  eine  günstige  Erledigung 
finden,    ehe    man    der    Sache    nähertreten    konnte.     Am    15.  Juni 
1883  erwähnt  Frau  Emma,    daß  sich  der  Schluß  des  Kapitels  43 
im  Manuskripte  vorfinde  und  fragt  nun  an,  ob  Schäffle  eine  Ver- 
bindung mit  der  Verlagshandlung  Laupp  in  Tübingen  vermitteln 
wolle.     Schäft'le    erwidert    in    einem  Schreiben  vom  30.  Juni,    das 
aus    Bad  Niedernau    bei  Rotenburg  a.  N.    datiert    ist,    daß    er   mit 
Laupp  verhandelt  habe,    und  dieser  die  Xeuherausgabe  unter  der 
Voraussetzung    unternehmen  wolle,    daß  eine  Subskriptionssamm- 
lung eine  mäßige  Anzahl  sicherer  Abnehmer  ergebe.    Im  übrigen 
verweist   Schäffle   Frau  Emma    nun    an    Laupp    selbst.     Sie    folgt 
seinem  Rate    und    sendet   am  3.  Juli   1883    einen  Brief  an  Laupp 
mit  den  nötigen  Papieren,    die  ihr  Erb-  und  ihr  Verlagsrecht  be- 
scheinigen.    Interessant  ist  eine  Stelle  aus  diesem  Briefe,  aus  der 
hervorgeht,  daß  zwischen  Winkelblech  und  seinem  Verleger  Appel 
kein  schriftlicher  Vertrag  vorlag,   sondern  daß  Appel  v^ersprochen 
hatte,    den  Druck  zu    besorgen,    aber  während    desselben  verarmt 
und    gestorben    war.     Die   Lauppsche  Buchhandlung,    deren  Ver- 
dienst es  ist,    eine  Neuherausgabe  des  halb  verschollenen  Werkes 
unternommen    zu    haben,    erklärt   der   Sache    erst    nähertreten    zu 
wollen,  nachdem  sie  vollkommenen  Aufschluß  darüber  empfangen 
habe ,    ob     der    Buchhändler    in    Kassel    noch    irgendwelche    An- 
rechte auf  das  Verlagsrecht  besitze.    Die  einzelnen  Verhandlungen 
über  die  Bedingungen,  über  Einzelheiten  des  Druckes  usw.  können 
uns  hier  nicht   interessieren,    es  mag  hier  nur  Erwähnung  finden, 
daß  Frau  Winkelblech  in  dem  damaligen  Referendar  und  späteren 
Assessor    Habicht    einen    gewissenhaften    Korrektor    findet,     der 
sich    des    im  Manuskript   befindlichen    Schlusses   des    43.  Kapitels 
annimmt    und    sich    außerdem    um    das    sorgfältige    Register    ein 
Verdienst  erworben  hat.     Die  Lauppsche  Buchhandlung   läßt  als- 
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dann  in  den  Jahren  1885/86  die  „Weltökonomie"  in  vier  Bänden 
neu  erscheinen,  nachdem  die  oben  erwähnte  Subskription  ein, 
wenn  auch  nicht  glänzendes,  so  doch  befriedigendes  Resultat  er- 
geben hatte.  Hinzugefügt  ist  in  der  Neuedition  dem  Inhalte 
der  ersten  Auflage  ein  neues  Vorwort  mit  Verwendung  bio- 
graphischer Notizen,  welche  Frau  Winkelblech  zur  ^Verfügung 
gestellt  hatte.  Außerdem  ist  das  letzte  Kapitel  erst  in  dieser 
:zweiten  Ausgabe  auf  Grund  des  Manuskriptrestes  durch  wört- 
lichen Abdruck  zu  Ende  geführt,  während  im  übrigen  die  zweite 
Auflage,  von  w^enigen  redaktionellen  Änderungen  abgesehen,  ein 
einfacher  Abdruck  der  ersten  ist.  Das  erwähnten  wir  ja  schon 
im  ersten  Bande. 

Frau  Emma  hat  noch  16  Jahre  gelebt  und  den  steigenden 
Absatz  des  \\'erkes  sowie  die  mancherlei  Besprechungen,  die  ihm 
endlich  gewidmet  wurden,  mit  lebhafter  Freude  und  Genugtuung 
verfolgt.  Sie  hat  auch  noch  erleben  können,  daß  im  Jahre  1898 
eine  neue  billige  (Titel-)Ausgabe  von  Marios  „Untersuchungen" 
veranstaltet  wurde.     Hochbetagt  starb  sie  im  87.  Lebensjahre,  am 

20.  November  1901.  Mit  Recht  schreibt  aus  diesem  Anlasse  das 
„Kasseler  Tageblatt"  ^) :  „Gestern  wurde  hier  die  Witwe  eines  der 
bedeutendsten  Nationalökonomen  Deutschlands,  bekannt  unter  dem 
Pseudonym  Karl  Mario,  Frau  Professor  Winkelblech,  zu  Grabe 
getragen.  Mit  ihr  starb  eine  Frau  von  seltener  Geistesgröße, 
tiefem  Wissen  und  großer  Herzensgüte,  stets  warm  teilnehmend 
an  Leid  und  Freude  ihrer  Mitmenschen.  —  Bis  in  ihr  87.  Lebens- 
jahr behielt  sie  ihre  geistige  und  körperliche  Frische  und  Kraft, 
tätig  bis  wenige  Tage  vor  ihrem  Tode.  Ihr  Wunsch  wurde  er- 
füllt, und  ein  rascher,  beinahe  schmerzloser  Tod  endete  ihr  reiches 
Leben." 

Die  zweite  vervollständigte  Auflage  der  „Weltökonomie" 
wurde  im  allgemeinen  von  den  Fachgenossen  und  der  ööent- 
lichen  Meinung  mit  Sympathie  begrüßt.  Bereits  1885  hatte 
Gustav  Cohn  darauf  hingewiesen,  ^)  daß  die  Anerkennung,  welche 
Mario  bei  Lebzeiten  versagt  geblieben,  ihm  nach  seinem  Tode 
mit  vollen  Händen  zuteil  geworden  sei,  eine  Behauptung,  die  zu- 
nächst  auf  jene  Gruppe  von  Schriftstellern    gemünzt   ist,   die   im 

')    Kasseler    Tageblatt     und    Anzeiger.      Abendausgabe.      Donnerstag,     den 

21.  November   1901. 

^)  System  der  Nationalökonomie,  Bd.  I,   1885,  p.   149. 
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wesentlichen  durch  Schäß'les  ausführliche  Analyse  des  Föderalis- 
mus vom  Jahre  1870  veranlaßt  in  den  70  er  Jahren  und  Anfang- 
der  80  er  sich  mit  den  Gedanken  unseres  Helden  auseinander- 
gesetzt haben.  Wir  sprachen  ja  schon  früher  von  ihnen.  Vielmehr 
trißt  aber  Cohns  Wort  auf  die  Besprechungen  zu,  welche 
der  zweiten  Auflage  zuteil  wurden.  Nur  einige  wenige 
Stimmen  will  ich  hier  erwähnen.  Bei  manchmal  schrofter  Ab- 
lehnung der  reaktionären  und  illusionistischen  Partien  des  Marlo- 
schen  Werkes  erkennt  doch  fast  jeder  Rezensent  an,  daß  aller- 
dings das  Bedürfnis  nach  einem  Neudruck  vorgelegen  und  der 
immerhin  kühne  Denker  die  Ehrenrettung,  die  ihm  nun  zuteil 
geworden  sei,  wohl  verdient  habe.  In  diesem  Sinne  begrüßt 
Gustav  Cohn  in  seiner  Besprechung  der  Neuauflage  ^)  mit  Freuden,, 
daß  in  der  neuen  Auflage  dem  Toten  sein  Recht  geworden  sei, 
und  daß  man  nur  dem  Werke  Leser  wünschen  könne,  welche 
ebenso  selbständig  lesen  würden,  wie  der  Verfasser  geschrieben 
habe.  Er  meint,  daß  Mario  alle  Vorzüge  und  Schwächen  des 
originellen  Denkers  besitze,  der  von  ganz  andersartigen  wissen- 
schaftlichen Bestrebungen  an  diese  Dinge  herantrete.  Sein  Schicksal 
erinnere  gar  lebhaft  an  die  Beispiele  der  Saint-Simon,  Fourier  u.  a., 
mit  seiner  Ungunst  der  Umstände  und  seinem  gänzlichen  Mangel 
an  Erfolg  bei  seinen  Lebzeiten.  Aber  die  wissenschaftliche  Schule 
seines  Geistes  bringe  ihn  der  strengen  Wissenschaft  viel  näher 
als  diese  alten  Sozialisten.  Gemeinsam  habe  er  erfreulicherweise 
mit  ihnen,  daß  auch  in  seinem  Werke  die  großen  prinzipiellen 
Fragen  den  Hauptgegenstand  der  Erörterung  bilden.  Bei  aller 
kritischen  Strenge  hegt  doch  Cohn  den  lebhaftesten  Respekt  vor 
der  eigenartigen  Energie  dieser  Persönlichkeit  und  der  Rücksichts- 
losigkeit des  kühnen  Denkers,  wenn  er  freilich  auch  meint,  daß 
ihn  der  Eindruck  eines  Utopisten  von  Anfang  bis  zum  Ende 
nicht  verlassen  habe  und  die  Mängel  der  Systematik,  desgleichen 
die  Absonderlichkeiten  des  Marloschen  Stils  wie  seine  Vorliebe 
für  ungewohnte,  ja  recht  gesuchte  Termini  abstießen.  Aber  die 
Grundstimmung  der  Rezension  ist  doch  die  einer  absoluten  Hoch- 
achtung vor  der  geleisteten  Denkarbeit.  Cohn  meint,  man 
stehe  einer  starken  Denkkraft  gegenüber,  die  in  Achtung 
gebietender    Weise  ihren  Stofit'  sich  zurecht  lege,  und   es  sei  eine 


')  In  „Conrads  Jahrbücher",  Neue  Folge,  Bd.   13,   1886,  p.   181  ff. 
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tüchtige  Turnübung  des  Geistes,  ihr  zu  folgen.  —  Ablehnender 
verhält  sich,  um  von  den  ausführlicheren  Besprechungen  nur  noch 
eine  zu  nennen,  Viktor  Böhmert,  der  naturgemäß  als  Anhänger 
•der  alten  deutschen  Freihandelsschule  einen  anderen  Stand- 
punkt zu  Mario,  der  gerade  der  erbittertste  Gegner  des  Man- 
chestertums  gewesen  ist,  einnehmen  mußte,  als  Gustav  Cohn, 
der  wohl  am  ausgesprochensten  von  allen  Nationalökonomen 
Deutschlands,  Schmoller  etwa  ausgenommen,  den  ethischen  Cha- 
rakter unserer  Wissenschaft  betont  hat  und  sich  schon  dadurch 
zu  der  verwandten  Auffassung  Winkelblechs  hingezogen  fühlte, 
Böhmert  meint,  ^)  unbestreitbar  liege  in  der  richtigen  Organi- 
sation der  Arbeit  eines  der  Hauptmittel  zur  Lösung  der  viel 
untersuchten  Arbeiterfrage,  darum  seien  alle  tieferen  Unter- 
suchungen nur  willkommen  zu  heißen,  und  zu  den  ernsteren, 
wenn  auch  in  vieler  Beziehung  absonderlichen  und  phantastischen 
Denkern  über  nationalökonomische  Fragen  gehöre  Professor 
Winkelblech  alias  Karl  Mario.  Sein  Gesamturteil  über  das  Werk 
ist  dem  unsrigen  nicht  unähnlich.  Wie  wir  die  unausgeglichene 
Gegensätzlichkeit  des  Systems  zwischen  reaktionären,  klein- 
bürgerlichen und  radikal-demokratisch-sozialpolitischen  Elementen 
hervorgehoben  haben,  so  spricht  auch  Böhmert  „von  einer  sonder- 
baren Mischung  von  Irrtum  und  Wahrheit,  von  rückwärts  und 
vorwärts  gewendeten  Gedanken".  Im  übrigen  wendet  er  sich 
gegen  einzelne  Behauptungen  und  Vorschläge  Winkelblechs,  teil- 
weise mit  scharfer  Ablehnung,  muß  aber  doch  auch  bekennen, 
daß  sich  an  vielen  Stellen  der  „Weltökonomie"  wahre  Goldkörner 
und  eine  treffliche  Kritik  vorhandener  Übelstände  unseres  Erwerbs- 
systems fänden,  sowie  beachtenswerte  Anregungen  zur  Anbahnung 
einer  besseren  Verteilung  der  Güter  und  besserer  Geschäfts- 
formen. \"or  allen  Dingen  seien  die  christliche  Grundlage  seines 
Förderalismus  und  seine  ausgezeichnete  Propaganda  für  die 
„sozietäre  Geschäftsform",  für  den  Genossenschaftsgedanken  kurz- 
weg, sympathisch  zu  begrüßen.  Wenn  Böhmert  aber  meint,  ^) 
die  Geschichte  der  englischen  Gewerkschaftsbewegung  sei  die 
beste    Widerlegung    der    „Weltökonomie"    von    Karl    Mario,    so 


')  Der  Arbeiterfreund.     Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage,  23.  Jahrgang,   18S5, 
p.  77  f. 

2)  a.  a.  O.  p.  84. 
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scheint  uns  doch  diese  Bemerkung  am  Ziele  vorbeizuschießen. 
Wir  glauben  umgekehrt  und  haben  das  bereits  oben  formuliert, 
daß  gerade  die  Arbeiterorganisation  der  letzten  Jahrzehnte  auch 
eine  praktische  Anwendung  des  Organisationsgedankens  ist,  die 
im  Prinzip,  wenn  auch  nicht  in  der  Gruppierung  der  ökonomischen 
Parteien  und  damit  in  der  ökonomischen  Kräfteverteilung,  mit 
Winkelblechs  Ideen  übereinstimmt.  Wir  sagten  damals  schon: 
der  Gedanke  der  Organisation  der  Arbeit  beherrscht  heute 
allmächtig  die  Gemüter,  und  nur  die  kleinbürgerliche  Art  und 
Weise,  in  der  sie  sich  nach  VVinkelblechs  Vorschlägen  vollziehen 
sollte,  paßt  nicht  für  unsere  Zeit  des  gewaltigen  Kampfes  zwischen 
organisiertem  Kapital  und  organisierter  Arbeit.  —  Auch  die  Auf- 
nahme des  Werkes  in  der  Presse  war  im  allgemeinen  günstig,  ja 
es  ist  interessant,  daß  \'on  mancher  Seite  ausdrücklich  auf  den 
innigen  Zusammenhang  Marioscher  Ideen,  die  zu  seinen  Lebzeiten 
verfrüht  erschienen,  mit  den  sozialpolitischen  Ideen  der  neuesten 
Zeit  hingewiesen  wurde.  So  meinte  z.  B.  ein  Leitartikel  des 
„Pionier",  ^)  daß  der  Inhalt  des  Marloschen  Werkes  im  gewissen 
Sinne  direkt  mit  der  kaiserlichen  Botschaft  übereinstimme,  „fast 
könnte  man  sagen,  die  Ideen  zu  letzterer  seien  aus  ersterem 
hen'orgegangen".  Auch  Mario  weise  auf  den  allein  richtigen 
Weg  hin,  „die  Gegensätze  der  Gegenwart  aufzulösen,  die  in- 
dustrielle Revolution  zu  schließen  und  das  Evangelium  nicht  als 
Doktrin  sondern  als  Tat  der  Vollendung  entgegenzuführen".  — 
Und  die  „Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung"  -)  glaubt,  das  Werk 
habe  epochemachend  sein  können,  wenn  sein  erstes  Erscheinen 
in  eine  andere  Zeit  gefallen  sei.  Freilich  werde  man  in  Marios 
„Untersuchungen"  manches  finden,  was  heute  unter  ganz  anderen 
Umständen  anders  beurteilt  werden  müsse,  aber  dieser  Umstand 
werde  der  Bedeutsamkeit  der  Erscheinung  keinen  Abbruch 
tun.  „Daß  ein  deutscher  Selbstdenker  mitten  unter  der  Allein- 
herrschaft der  Manchesterlehre  auf  die  nationalen  und  religiösen 
Wurzeln  zurückgriff,  um  von  ihnen  aus  nationale  Gesundung  zu 
suchen,"  bleibe  ein  hervorragendes  Verdienst  Marios.  —  Selbst 
eine    sonst    ablehnende    Stimme     wie     die    Besprechung    in    der 


')  Pionier.    Zeitschrift  für  volkswirtschaftlichen  und  sittlichen  Fortschritt,  für 
Schulwesen,  Rechtsschutz,  Hygiene  und  Medizinalreform,  1887,  Xr.  6. 
*)  1887,  Nr.  201. 
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„Contemporary  Review"^)  muß  doch  anerkennen,  daß  es  sich  um 
ein  wertvolles  Werk  handle,  „bearing  on  every  page  the  stamp 
of  original  and  elevated  thought".  —  Und  was  dergleichen 
Stimmen  mehr  sind,  die  uns  hier  nicht  weiter  interessieren 
können.  Erwähnt  sei  nur  noch  eine  Besprechung  des  ersten 
neuen  Bandes  der  zweiten  Auflage  in  den  „Grenzboten",  ^)  welche 
mit  Wehmut  konstatiert,  daß  der  Verfasser  nicht  mehr  die  Zeit 
erlebt  habe,  in  der  seine  Ideen  „nicht  bloß  Anklang,  sondern  in 
der  sozialpolitischen  Reform  des  Reiches  ihre  Verwirklichung  zu 
finden  beginnen".  In  einer  Zeit,  in  der  sich  die  Meinungen  noch 
in  radikaler  Ungebundenheit  nach  rechts  und  links  hin  ergingen, 
habe  Mario  mit  der  weisen  Mäßigung  eines  im  Vollbesitz  der 
Kenntnisse  befindlichen  Mannes  die  christliche  Idee  der  verhältnis- 
mäßigen individuellen  Berechtigung  Aller  zum  ersten  Male  ganz 
vertreten. 

Soweit  die  Stimmen  der  Fachzeitschriften  und  der  Presse 
über  die  zweite  Auflage.  Der  Grundeindruck  dieser  kleinen 
Auslese  von  Urteilen  gegenüber  bleibt,  daß  man  in  der  Tat  den 
richtigen  Augenblick  für  die  Neuherausgabe  der  „Weltökonomie" 
gewählt  hatte,  daß  die  Zeit  jetzt  durch  den  Einfluß  der  modernen 
sozialpolitischen  Schule,  des  Kathedersozialismus,  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  einerseits  und  durch  die  Arbeiterversicherungspläne 
Bismarcks  andererseits  auch  für  die  Aufnahme  Marioscher  Ge- 
danken reif  geworden  war.  Aber  nicht  nur  in  der  Presse, 
sondern  auch  in  größeren,  selbständigen  Werken  und  Mono- 
graphien begegnet  uns  der  Name  Mario  seit  dem  Jahre  1885. 
So  hat  Georg  Adler  bereits  1885  in  seiner  „Geschichte  der  ersten 
sozialpolitischen  Arbeiterbewegung  in  Deutschland"  ■')  auf  Winkel- 
blechs Bestrebungen  in  Hamburg  und  Frankfurt  im  Jahre  1848 
und  auf  seinen  Zusammenstoß  mit  Stephan  Born  in  Heidelberg 
Januar  1849  aufmerksam  gemacht.  Der  Artikel  „Handwerk"  von 
Stieda  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften"  erörtert  die 
innige  Verknüpftheit  der  48  er  Handwerkerbewegung  mit  den 
Ideen  Marios.  Seine  Bevölkerungslehre,  speziell  seine  Stellung- 
nahme zu  Malthus,  wird  ausführlich  in  einer  Preisschrift  von 
Heinrich  Soetbeer  „Die  Stellung  der  Sozialisten  zur  Malthusschen 

')  18S7,  Januarheft. 

^)   44.  Jahrgang,  1888,  p.  700. 

3)  1885,  p.  165  ff.  und  p.  iSl. 
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ßevölkerungslehre"  ^)  behandelt,  Anton  Menger  geht  auf  Marios 
Ideen  in  seinem  „Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag"  in  dem 
Kapitel  ein,  -)  das  von  der  deutschen  Rechtsphilosophie  handelt. 
Endlich  weist  Rudolf  Singer  in  seiner  Monographie  über  „Das 
Recht  auf  Arbeit  in  geschichtlicher  Darstellung"  ^)  Mario  einen 
Platz  an.  Aber  nicht  nur  in  Monographien  über  einzelne  soziali- 
stische Postulate  oder  dergleichen  hat  Mario  Aufnahme  gefunden, 
sondern  auch  in  größeren  systematischen  Werken  und  Systemen. 
Wir  haben  früher  schon  die  Erörterung  Marios  in  den  älteren 
Werken  von  Röscher  und  Rau  erwähnt  und  auf  Schäffles  „Kapi- 
talismus und  Sozialismus"  hingewiesen.  Desgleichen  erwähnten 
wir  Cohns  Stellungnahme  im  ersten  Bande  seines  „Systems",  der 
die  Geschichte  und  Theorie  der  Nationalökonomie  behandelt.  Und 
wie  dankbar  Adolph  Wagner  im  zweiten  Bande  seiner  „Grund- 
legung" bekannt  hat,  wieviel  er  für  seine  Kritik  der  sozialen  Frei- 
heitsrechte und  der  abstrakten  Idee  des  Liberalismus  überhaupt 
neben  Dunoyer  auch  von  Mario  gelernt  habe,  ist  gleichfalls  von 
uns  bereits  an  anderer  Stelle  hervorgehoben  worden.  Ferner  sei 
noch  auf  Reinhold  ^)  verwiesen ,  der  freilich  \Mnkelblech  „keine 
positive  Bedeutung"  beimißt.  Lu.  Steins  Würdigung  ^)  erwähnten 
wir  bereits  früher,  als  wir  uns  auf  seine  biographische  Skizze  beriefen. 
Die  Analyse  Marios  durch  Stein  ist  allerdings  nur  ganz  knapp. 

Endlich  sei  noch  erwähnt,  daß  Winkelblech  auch  in  popu- 
lären Werken  seinen  Platz  gefunden  hat.  *^)  Und  der  Leser 
weiß  auch  bereits,  daß  an  der  Wende  des  Jahrhunderts  zwei 
Monographien  über  Mario  selbst  erschienen  sind,  die  des  öfteren 
zitierte  Dissertation  von  Stanislaus  Grabski  und  die  Schrift 
von  Edgar  Allix,  die  manches  Treffende  über  INIarlos  Gedanken- 
welt und  ihre  historische  Bedingtheit  gesagt  haben.  Eine  aus- 
führliche, auf  breiter  dogmenhistorischer  Basis  aufgebaute  Analyse 
und  Kritik  der  „\\"eltökonomie"  steht  aber  noch  aus,  sie  soll  das 
Thema  des  dritten  Bandes  dieses  Werkes  bilden. 


•)  1886,  p.  76  ff. 

2)  i886,2-  1891,  p.  35  ff. 

')  1895.  P.  59  ff. 

*j  Die  bewegenden  Kräfte  der  Volkswirtschaft,  1S98  p.  512  ff.,  —  dazu 
Grabski,  a.  a.  O.  p.    102. 

^)  Die  soziale  Frage  im  Lichte  der  Philosophie,    1897,  P-  374  f- 

*)  Haushofer,  Der  moderne  Sozialismus,  1896,  p.  23f.  —  Stutzer, 
Deutsche  Sozialgeschichte,   1898,  p.   168,  Anm. 
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Als  die  Frühlingssonne  des  Jahres  1848  die  Völker  Europas 
aus  dem  Schlafe  weckte,  da  erwachte  auch  der  deutsche  Gewerbe- 
stand, um  sich  an  dem  allgemeinen  Streben  nach  Freiheit  und 
Unabhängigkeit  zu  betheiligen.  Er  erwartete  die  Nothwendigkeit 
einer  gänzlichen  Umgestaltung  unserer  sozialen  Verhältnisse  und 
beschloß  zunächst  einmal  seine  Ansichten  zu  deren  zukünftiger 
Regelung  auszusprechen.  Zu  diesem  Zwecke  kam  bekanntlich  zu 
Hamburg  eine  Versammlung  deutscher  Gewerbetreibenden  zu- 
sammen, welche  jedoch,  wegen  zu  ungleichartiger  Vertretung  so- 
wohl der  einzelnen  Berufsstände  als  auch  der  verschiedenen  Landes- 
theile,  zu  keinem  Resultate  führen  konnte.  Man  beschloß  deshalb, 
daß  am  15.  Juni  zu  Frankfurt  a.  M.  ein  allgemeiner  deutscher 
Gewerbekongreß  zusammentreten  solle,  und  stellte  für  denselben 
einen  Wahlmodus  fest,  wonach  alle  Stände,  sowohl  Arbeitgeber 
als  Arbeitnehmer,  gleichmäßig  vertreten  sein  sollten.  Trotz  dieser 
Bestimmung  wurden  jedoch  in  dem  sich  konstituirenden  Kon- 
gresse die  wenigen  Arbeiter  (10  an  der  Zahl),  welche  zur  Ver- 
tretung ihres  Standes  nach  Frankfurt  entsandt  waren,  anfänglich 
ganz    zurückgewiesen,    und    später    nur    mit  der  Bedingung  zuge- 
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lassen,  daß  ihre  Stimme  eine  bcrathende  und  keine  entschei- 
dende sei. 

In  Folge  dieser  Zurücksetzung  beschlossen  die  Arbeiter,  welche 
unter  solchen  Umständen  die  Unmöglichkeit  einer  Vertretung 
ihrer  Standesinteressen  erkannten,  einen  eignen  Kongreß  zu  bilden, 
dem  sie,  da  alle  Mitglieder  desselben  Gesellen  des  Handwerker- 
standes waren,  den  Namen  Gesellenkongreß  beilegten.  Das  Unter- 
nehmen fand  den  Beifall  des  Parlaments,  und  es  wurden  von 
diesem  dem  noch  wenig  zahlreichen  Kongreß  dieselben  Rechte 
zugestanden,  welche  schon  früher  dem  Meisterkongreß  eingeräumt 
worden  waren. 

Mit  frohem  Muthe  gingen  wir  an  unsere  Arbeit,  fühlten  aber 
bald  das  Bedürfniß,  unsern  Gesichtskreis  zu  erweitern  und  den 
Gesellenkongreß  in  einen  allgemeinen  Arbeiterkongreß  zu  ver- 
wandeln. Wir  erließen  Aufforderungen  an  alle  Arbeitervereine 
Deutschlands,  uns  Deputirte  oder  Zuschriften  über  ihre  Bedürf- 
nisse zu  senden,  und  unsere  Bemühungen  waren  von  dem  besten 
Erfolge  gekrönt. 

Der  Kongreß  wurde  von  allen  Gauen  des  Vaterlandes  be- 
schickt, und  schritt,  nachdem  er  sich  stark  genug  fühlte,  zur  Be- 
rathung  einer  allgemeinen  deutschen  Gewerbeordnung.  Ehe  er 
jedoch  mit  den  ersten  Abschnitten  derselben  zu  Ende  war,  er- 
schien die  Gewerbeordnung  der  Meister,  welche  sofort  dem  Parla- 
ment übergeben  wurde. 

Da  wir  erwarten  konnten,  daß  der  volkswirthschaftliche  Aus- 
schuß diese  Gewerbeordnung  noch  vor  Beendigung  der  unserigen 
in  Berathung  ziehen  werde,  beschlossen  wir,  unsere  begonnenen 
Arbeiten  einstweilen  einzustellen  und  die  Gewerbeordnung  der 
Meister  einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Diese  Prüfung  mußte  natür- 
lich mit  aller  Gründlichkeit  vorgenommen  werden  und  deshalb 
auch  sehr  zeitraubend  sein.  Wir  fanden,  daß  wir  uns  gerade  in 
den  wichtigsten  Punkten  den  Meistern  anschließen  konnten,  daß 
diese  aber  auch  viele  Bestimmungen  getroffen  hatten,  denen  wir 
unsere  Zustimmung  durchaus  nicht  geben  konnten.  Aus  diesem 
Grunde  fühlten  wir  uns  bewogen,  die  Resultate  unsrer  reiflichen 
Erwägung  der  Vorschläge  der  Meister  in  einer  Denkschrift  nieder- 
zulegen und  diese  dem  Parlamente  ebenfalls  zu  überreichen,  was 
auch  noch  vor  dem  Beginn  der  Berathung  in  dem  volkswirthschaft- 
lichen  Ausschuß  über  diesen  Gegenstand  geschah. 
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Nach  Beendigung  dieses  Geschäfts  nahmen  wir  unsere  höheren 
Aufgaben  wieder  auf,  stellten  die  leitenden  Grundsätze  sowohl 
für  die  soziale  Verfassung  unseres  Vaterlandes  als  auch  für  eine 
allgemeine  deutsche  Erwerbsordnung  auf,  und  schlössen  uns  der 
Adresse,  welche  die  föderale  Partei  des  Meisterkongresses  bei  dem 
Parlamente  eingereicht  hatte,  nach  sorgfältiger  Prüfung  derselben 
und  nach  Hinzufügung  und  Abänderung  verschiedener  Bestim- 
mungen, an.  Da  indessen  alle  Bemühungen  des  Arbeiterstandes  er- 
folglos bleiben  müssen,  wenn  nicht  sämtliche  Glieder  desselben  ihre 
Forderungen  in  Gemeinschaft  stellen,  so  beschlossen  wir  die  Bil- 
dung eines  allgemeinen  deutschen  Arbeiterbundes,  entwarfen  einen 
Organisationsplan  für  denselben  und  brachten ,  da  es  für  alle 
Glieder  eines  großen  Bundes  von  Wichtigkeit  ist,  ein  äußeres 
Zeichen  zu  haben,  woran  sie  sich  zu  erkennen  vermögen,  eine 
allgemeine  deutsche  Arbeiterkokarde  in  Vorschlag. 

Zur  Verwirklichung  der  Beschlüsse  des  Kongresses  wurde 
eine  Kommission  zur  Abfassung  aller  Gesetzvorlagen  für  die  Na- 
tionalversammlung und  ein  Centralvorstand  für  den  zu  gründenden 
allgemeinen  Arbeiterbund  ernannt.  Die  Kommission  besteht  aus 
den  Herren  Schneider  Arnold,  Maurer  Ritter  und  Professor  Winkel- 
blech. Der  Centralvorstand  aus  den  Herren  Buchdrucker  Franz, 
Tischler  Müller  und  Tischler  Linke  nebst  ihren  Stellvertretern. 

A.  Die  bereits  vollendeten  Entwürfe  des  Arbeiterkongresses 
sind : 

i)  Der  Aufruf  zur  Bildung  des  Arbeiterbundes. 

2)  Der  Aufruf  zur  Erhebung  eines  eignen  Banners. 

3)  Die  Adresse  an  die  Nationalversammlung. 

4)  Die  in  einer  besonderen  Broschüre  abgedruckte  Denkschrift 
über  die  Gewerbeordnung  der  Meister. 

B.  Die  von  der  Kommission  noch  abzufassenden  Entwürfe  sind: 
i)  Die  allgemeine  Deutsche  Erwerbordnung. 

2)  Die  soziale  Verfassung. 

Die  genannten  Arbeiten  werden  sobald  als  möglich  der  Na- 
tionalversammlung vorgelegt  und  den  Arbeitervereinen  entweder 
in  einer  besonderen  Druckschrift  oder  in  der  Arbeiterzeitung  mit- 
getheilt  werden. 

Zur  rascheren  Ausbreitung  seiner  Ansichten  hat  der  Kongreß 
die  Herausgabe  einer  Arbeiterzeitung  beschlossen,  und  ein  Mit- 
glied des  Centralvorstandes,   den  Herrn  Buchdrucker  Franz  durch 
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Ausfertigung  einer  besonderen,  den  Zweck  seiner  Sendung  näher 
bezeichnenden  Urkunde  zum  Emissär  ernannt. 

Die  Sitzungen    des   Kongresses   wurden    am  20.  JuH    eröftnet 
und  am  2o.  September  1848  geschlossen. 
Der  Centralvorstand. 

Müller,  Präsident. 
Arnold,  Schriftführer.     Franz,  Cassierer. 


Aufforderun  g 
zur  Bildung  eines  allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins. 

Männer,  Freunde  der  Arbeit! 
Die  größte  Errungenschaft  des  deutschen  \''olkes,  welche  aus 
der  Revolution  der  jüngsten  Zeit  hervorgegangen,  ist  unstreitig 
das  Recht  der  freien  \^ereinigung.  Darum  wollen  auch  wir,  die 
arbeitenden  Stände  der  Nation,  welche  unter  der  Willkührherrschaft 
des  Capitals  und  unter  dem  Drucke  der  mannigfaltigsten  despo- 
tischen Gesetze  am  härtesten  gelitten  haben,  von  diesem  heiligsten 
Rechte  den  würdigsten  Gebrauch  machen,  und  zu  einem  großen 
Bruderbunde  zusammentreten,  um  durch  ihn  dem  ewigen,  unver- 
äußerlichen Rechte  der  Arbeit  wieder  Geltung  zu  verschaffen, 
und  den  redlichen  Erwerb,  welcher  das  Opfer  des  Wuchers,  Spiels 
und  Betrugs  geworden  ist,  wieder  zu  Ehren  bringen.  Dies,  Brüder, 
ist,  soll  das  große  Ziel  unserer  gemeinsamen  Bestrebungen  sein; 
aber  um  es  zu  erreichen,  müssen  wir  uns  mit  einem  Herzen  voll 
Liebe  und  Treue  entgegenkommen  und  von  Nord  und  Süd,  von 
Ost  und  West  uns  brüderlich  die  Hände  reichen.  Doch  dürfen 
wir  uns  nicht,  wie  leider  schon  so  oft  geschehen  und  noch  täglich 
geschieht,  als  Werkzeuge  ehrgeiziger  und  selbstsüchtiger  Menschen 
gebrauchen  lassen,  sondern  uns  nur  an  solche  anschließen,  die  es 
redlich  mit  uns  meinen  und  uns  geeignete  Mittel  zur  Verbesserung 
unserer  Lage  anzugeben  wissen;  wir  dürfen  Niemanden  dienen, 
als  uns  selbst  und  müssen  lediglich  unsere  eignen  Zwecke  ver- 
folgen. Dies  war  die  einstimmige  Ansicht  aller  Abgeordneten, 
die  Ihr,  zur  Vertretung  Eurer  Interessen,  nach  Frankfurt  a.  M. 
entsendet  habt.  Aber  nicht  bloß  über  die  zu  erreichenden  Zwecke, 
sondern  auch  über  die  Mittel  zu  deren  Erreichung  haben  wir  uns 
geeinigt    und   erkannt,    daß    sowohl    die  Anhänger    der   Gewerbe- 
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freiheit  als  auch  die  Kommunisten  sich  auf  Irrwegen  befinden, 
und  halten  dafür,  daß  nur  in  einer  zeitgemäßen,  von  der  früheren 
ganz  verschiedenen,  auf  die  gleiche  Berechtigung  aller  Bürger  ge- 
gründeten, d.  h.  föderalen  Innungsverfassung,  unser  Heil  zu  suchen 
und  zu  finden  ist.  Doch  die  Zahl  unsrer  Feinde  und  Widersacher 
ist  groß  und  ihre  Macht  noch  größer.  Darum  müssen  wir  einen 
kräftigen  Bund  schließen  und  uns  mit  Ausdauer  und  Beharrlich- 
keit rüsten.  „Wir  müssen  zusammenstehen.  Alle  für  Einen  und 
Einer  für  Alle."  Wir  müssen  zur  großen  Verbrüderung  der  arbei- 
tenden Stände  des  ganzen  Vaterlandes  schreiten,  alle  Arbeiter  in 
Vereine  sammeln  und  diese  wieder  zu  einem  großen  allgemeinen 
Verein  verbinden.  Ist  dies  geschehen,  ist  der  große  Bruderbund 
geschlossen,  dann  erst  haben  wir  die  Kraft,  diejenigen  Gesetze 
zu  schaffen,  durch  welche  allein  unser  Wohl  gegründet  werden 
kann. 

I.   Zweck  des  Vereins. 

I. 

Der  Hauptzweck  des  Vereins  ist  der,  eine  gründliche  Unter- 
suchung über  die  Mittel  zur  Verbesserung  der  sozialen  Lage  aller 
arbeitenden  Stände  anzustellen,  eine  gemeinsame  Ueberzeugung 
über  die  Richtigkeit  der  zu  ergreifenden  Mittel  auszubilden  und, 
wenn  dies  geschehen  ist,  deren  Anwendung  in  Masse  von  dem 
Staate  zu  fordern. 

2. 

Nebenzwecke,  welche  jeder  einzelne  Arbeiterverein  sich  neben 
dem  Hauptzwecke  noch  setzen  kann,  sind:  i)  Die  geistige  Aus- 
bildung in  allen  Beziehungen  und  2)  die  gesellige  Unterhaltung. 
Wollen  nicht  alle  Mitglieder  des  Arbeitervereins  eines  Ortes  sich 
hierbei  betheiligen,  so  können  diejenigen,  welche  es  wollen,  einen 
besonderen  Bildungsverein  gründen. 

3- 
Da  es  den  Arbeitern  eben  so  wohl  um  Erlangung  der  poli- 
tischen als  sozialen  Freiheit  zu  thun  sein  muß,  indem  nur  in  der 
ersten  die  Garantie  der  letztern  liegt,  so  wäre  es  gewiß  sehr 
wünschenswerth,  daß  die  Arbeitervereine  sich  nicht  bloß  mit  der 
sozialen,  sondern  auch  mit  der  politischen  Frage  befaßten.  Leider 
sind  jedoch  die  politischen  Ansichten  in  unserm  Vaterlande  bis 
jetzt  noch  sehr  verschieden.     Aus  diesem  Grunde   sollen  sich  die 
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Arbeitervereine  auf  die  Lösung  der  sozialen  Frage,  für  welche 
nicht  bloß  die  Möglichkeit,  sondern  auch  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  allgemeinen  Verständigung  vorhanden  ist,  beschränken,  und 
sich  mit  politischen  Angelegenheiten  nur  in  solchen  Fällen,  worin 
ihre  Standesinteressen  unmittelbar  berührt  werden,  befassen,  was 
außerdem  umso  leichter  möglich  ist,  als  die  schon  bestehenden, 
zahlreichen,  politischen  \"ereine  den  Arbeitern  hinreichende  Ge- 
legenheit darbieten,  sich  daran  zu  betheihgen. 

IL  Bildung  des  Vereins. 

4- 
Der  allgemeine    deutsche  Arbeiterverein    soll    aus    sämtlichen 
Ortsvereinen  bestehen,    welche  sich  zunächst    zu  einer  Reihe  von 
Bezirksvereinen,    und    durch    Vermittlung    dieser,    zu    dem    allge- 
meinen Verein  verbinden. 

5. 
Die  Bildung  der  Ortsvereine  soll  von  denjenigen  Arbeitern, 
welchen  das  Wohl  ihrer  Brüder  am  meisten  am  Herzen  liegt, 
ausgehen.  Es  sollen  dieselben  öffentlich,  am  besten  durch  Mauer- 
anschläge, zu  einer  Generalversammlung  aller  Arbeiter  einladen, 
in  der  sie  den  Zweck  der  Vereine  erklären  und  alle  zünftigen 
oder  nicht  zünftigen  Berufsgeschäfte  auffordern,  zur  Bildung  eines 
Ausschusses  einen  Vertrauensmann  nebst  Stellvertreter  zu  wählen. 
Dieser  Ausschuß  soll  alsdann  aus  der  Mitte  des  ganzen  Vereins 
einen  aus  einem  Vorsitzenden,  einem  Schriftführer,  dem  Stell- 
vertreter für  diesen ,  einem  Kassier  und  einem  Verwalter  be- 
stehenden Vorstand  erwählen,  dessen  Mitglieder  jedoch  der  Be- 
stätigung des  ganzen  Vereins  bedürfen.  Die  Ernennung  ander- 
weiter Beamten  bleibt  dem  Ermessen  eines  jeden  Vereins  über- 
lassen. Der  Präsident  bedarf  der  Bestätigung  der  Plenarversamm- 
lung.  Kleinere  Geschäfte,  deren  Personal  sehr  gering  ist,  können 
sich  größeren  fachverwandten  Geschäften  zur  Wahl  eines  Ver- 
trauensmannes anschließen. 

6. 

Der    aus   dem   Vorstand    und    sämtlichen  Vertrauensmännern 

bestehende    Ausschuß,    dessen    sämtliche    Mitglieder    nach  Verlauf 

eines    jeden    Vierteljahres    von    Neuem    erwählt    werden    können, 

soll  befugt  sein,  sich  durch  Zuziehung  von  Ehrenmitgliedern,  welche 
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sich  besondere  Verdienste  um  den  Arbeiterstand  erworben  haben, 
zu  erweitern. 

7- 
Der  Verein  hat  mindestens  monatlich  eine  Vereinssitzung 
und  wöchentUch  eine  Ausschußsitzung  zu  halten.  Der  Ausschuß 
hat  in  seinen  Sitzungen  alle  laufenden  Geschäfte  zu  erledigen  und 
namentlich  die  in  der  nächsten  Vereinsversammlung  beizubringen- 
den Vorlagen  und  Anträge  vorzubereiten;  ferner  hat  er  einen 
monatlichen  Bericht  über  den  Gang  der  Geschäfte,  über  die  ge- 
faßten und  ausgeführten  Beschlüsse  sowie  über  die  jedesmalige 
Zahl  der  Vereinsmitglieder  an  seinen  Bezirksvorstand  zu  erstatten. 


Alle  in  einem  Bezirk  liegende  Ortsvereine  bilden  zusammen 
den  Bezirksverein,  welcher  einen  in  der  Bezirkshauptstadt  seinen 
Sitz  nehmenden  Vorstand  von  drei  Personen  erwählt.  Die  Wahl 
des  Vorstandes  erfolgt  jedesmal  auf  ein  Jahr,  und  wird  auf  einem 
jährlich  zu  berufenden  Kongreß,  welcher  von  allen  Ortsvereinen 
beschickt  werden  soll,  vorgenommen.  Bis  zur  Zusammenberufung 
des  ersten  Kongresses  hat  der  Vorstand  des  Ortsvereins  in  der 
Bezirkshauptstadt,  oder  noch  besser  ein  von  ihm  provisorisch  er- 
nannter Bezirksvorstand  alle  Geschäfte  des  später  definitiv  zu  er- 
wählenden Bezirksvorstandes  zu  übernehmen  und  außerdem  noch 
die  besondere  Pflicht,  zur  Bildung  von  Ortsvereinen  in  seinem 
Bezirk  aufzufordern. 

9- 

Der  Bezirksvorstand  hat  die  Verbindung  zwischen  den  Orts- 
vereinen seines  Bezirks  mit  dem  Centrah'orstand  des  allgemeinen 
deutschen  Vereins  zu  unterhalten,  ihm  monatlich  einen  Bericht 
über  alle,  ihm  von  dem  Ortsverein  seines  Bezirks  zugegangenen 
Nachrichten  zu  erstatten,  und  umgekehrt  den  Ortsvereinen  die 
von  dem  Centralvorstand  einlaufenden  Mittheilungen  in  geneigter 
Weise  bekannt  zu  machen.  Er  hat  das  Recht,  in  dringenden 
Fällen  einen  außerordentlichen  Bezirkskongreß  zusaminen  zu  rufen, 
und  ist  verpflichtet,  nach  der  jedesmaligen  Bestimmung  des 
Centralvorstandes,  den  regelmäßig  für  jedes  Jahr  zu  berufenden 
Bezirkskongreß  abzuhalten. 
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22 


10. 

Als  Bezirkshauptstädte  bringen  wir  folgende  deutsche  Städte 
in  Vorschlag: 

10.  Hamburg 

11.  Bremen 

12.  Hannover 

13.  Braunschweig 

14.  Kassel 

15.  Leipzig 

16.  Weimar 

17.  Frankfurt  a.  M. 

18.  Heidelberg 

Jeder  Ortsverein  hat  selbst  zu  bestimmen,  welcher  von  den 
genannten  Hauptstädten  er  sich  anschließen  will;  sollten  sich 
jedoch  die  Vereine  eines  Bezirks  eine  oder  mehrere  andere  Haupt- 
städte wählen  wollen,  so  sind  sie  verpflichtet,  dies  dem  Central- 
vorstand  zur  Anzeige  zu  bringen. 


1.  Stettin 

2.  Königsberg 

3.  Danzig 

4.  Posen 

5.  Berlin 

6.  Magdeburg 

7.  Breslau 

8.  Münster 
Köln 


19.  Stuttgart 

20.  München 
Nürnberg 
Wien 

23.  Inspruck 

24.  Grätz 

25.  Prag 
2^.  Brunn. 


9- 


II. 

Die  oberste  Leitung  der  Vereine  steht  dem  Centralvorstand 
zu,  welcher  auf  dem  jährlich  zu  berufenden  deutschen  Kongreß 
für  das  nächstfolgende  Jahr  gewählt  wird.  Er  hat  seinen  Sitz  in 
derjenigen  Stadt,  welche  von  dem  Kongreß  für  das  folgende  Jahr 
als  Vorort  bestimmt  wird,  bis  zur  Berufung  des  ersten  allgemeinen 
Kongresses  bilden  die  Herren:  Buchdrucker  G.  Franz,  Tischler 
F.  Müller  und  Tischler  H.  Linke  den  Centralvorstand,  welcher 
vorläufig  seinen  Sitz  in  Frankfurt  a.  M.  hat,  denselben  aber,  wenn 
es  ihm  zweckmäßig  scheint,  auch  in  einer  andern  Stadt  nehmen 
kann.  Als  Stellvertreter  für  die  Mitglieder  des  Centralvorstandes 
sind  erwählt  die  Herren:  Zimmermann  O.  Dantzer  (Königsberg), 
Maurer  Ritter  (Frankfurt),  Schneider  P.  Arnold  (Darmstadt). 


12. 
Der  Centralvorstand  hat  für  die  Herausgabe  einer  allgemeinen 
Arbeiterzeitung  zu  sorgen  und  in  dieser  Zeitung,  nach  Ablauf 
eines  jeden  Vierteljahres,  einen  Bericht  über  die  Lage  aller  Vereine 
so  wie  eine  Uebersicht  über  die  wichtigsten,  in  der  sozialen  Re- 
form gemachten  Fortschritte  zu  erstatten.  Mittheilungen  von  be- 
sonderer  Wichtigkeit    kann    er    auch    den    Vereinen    durch    Flug- 
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blätter  zugchen  lassen,  und,  wenn  die  Dringlichkeit  der  Verhält- 
nisse es  verlangen,  jeder  Zeit  einen  allgemeinen  Arbeiterkongreß 
berufen.  Da  sowohl  der  Centralverein  als  die  Bezirksvereine 
Kosten  für  Drucksachen,  Porto  usw.  haben  und  die  Mitglieder 
ihrer  Vorstände  Diäten  beziehen  müssen,  so  sollen,  zur  Bestreitung 
dieser  Ausgaben,  sämtliche  Ortsvereine  monatlich  von  jedem  Mit- 
glied einen  Kreuzer  erheben  und  die  eingegangenen  Beiträge  an 
die  Bezirksvorstände  einsenden,  welche  ihrerseits  wieder  einen 
von  dem  Centralverein  zu  bestimmenden  Theil  dieser  Beiträge 
an  diesen  abzugeben  haben.  Der  Letztere  hat  einen  vierteljährigen 
Bericht  über  die  Verwendung  der  eingegangenen  Gelder  zu  er- 
statten, so  wie  überhaupt  sich  einer  speziellen  Rechnungsablage 
zu  unterziehen. 

III.  Allgemeine  Bestimmungen. 

13- 

Der  Zutritt  zu  dem  allgemeinen  Arbeiterverein  ist  einem  Jeden, 
welcher  das  i8.  Lebensjahr  erreicht  hat,  gestattet,  sobald  er  sich 
die  Hebung  der  arbeitenden  Klasse  und  die  Wiederherstellung 
des  Mittelstandes  zur  Aufgabe  macht.  Es  sind  demnach,  voraus- 
gesetzt, daß  es  die  örtliche  Lage  des  Vereins  erlaubt,  nicht  nur 
Arbeiter,  sondern  auch  Freunde  der  Arbeit  aus  allen  sozialen 
Ständen,  als:  Künstler,  Gelehrte,  Kaufleute,  Handwerker,  Fabri- 
kanten usw.  zuzulassen  und  ihnen  alle  Rechte  der  Vereinsmitglieder 
einzuräumen. 

14. 

Die  Aufnahme  der  Mitglieder  erfolgt  nach  vorangegangener 
Meldung  durch  den  Ausschuß  eines  jeden  Ortsvereins,  welcher 
Register  über  alle  Mitglieder  zu  führen  und  ihnen  Karten  zu  er- 
theilen  hat.  Der  erzwungene  Austritt  eines  Mitgliedes  aus  dem 
Verein  kann  nur  erfolgen,  wenn  sich  -j.^  sämtlicher  Mitglieder  da- 
für erklären. 


Aufruf 
zur  Annahme    eines    gemeinsamen    Banners. 
Gehen  wir  zurück    in  die  Geschichte  und  betrachten  die  so- 
ziale Lage  unserer  Vorfahren,  so  finden  wir,  daß  dieselbe  Nichts- 
weniger  als  glücklich  war.     Den  Bauernstand  drückten  unzählige 

Biermann,   K.  G.  VVinkelblech  (Karl  Mario).     Bd.  11.  29 
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Lasten,  er  hatte  Frohncn  und  Dienste  zu  leisten ;  er  hatte  mit 
dem  Adel  und  der  Kirche  die  Früchte  seines  Fleißes  zu  theilen ; 
häufig  war  er  sogar,  gleich  einer  Sache,  an  die  Scholle  gebunden 
und  in  der  größten  persönlichen  Abhängigkeit  von  seinem  Grund- 
herrn. 

Nicht  besser  war  die  Lage  der  Gcwerbtreibenden.  Tausend 
Hindernisse  standen  ihnen  entgegen,  wenn  sie  sich  durch  den 
Fleiß  ihrer  Hände  Etwas  erwerben  wollten.  Jedes  kleine  Ländchen, 
jede  Gemeinde  wies  ihre  Niederlassung  zurück  oder  erschwerte 
sie  doch  durch  fast  unübersteigliche  Hindernisse.  Das  Meister- 
recht wurde  nur  scheinbar  durch  eine  Prüfung  erworben;  denn 
allzuhäufig  war  es,  wegen  der  Kostbarkeit  der  Meisterstücke,  nur 
für  die  Reichen  vorhanden.  An  vielen  Orten  war  die  Zahl  der 
Meister  willkürlich  beschränkt,  das  Meisterrecht  erblich  oder  gar 
die  Ausübung  desselben  an  den  Besitz  bestimmter  Gebäude  ge- 
knüpft. Die  Zünfte,  Gilden  und  Innungen  hatten  unzählige  Sportein 
zu  entrichten,  und  die  Geschäftsbefugnisse  derselben  waren  mit 
so  wenig  Sicherheit  bestimmt,  daß  sie  in  endlose  Prozesse  mit 
einander  geriethen.  Nirgend  war  der  Arbeit  ihr  unveräußerliches 
Recht  gesichert;  überall  erblickte  man  ein  buntes  Gemisch  von 
Vorrechten  aller  Art,  kurz  es  war  die  Zeit  der  Monopole,  weshalb 
wir  auch  die  Grundansicht,  aus  welcher  die  ganze  gesetzliche 
Ordnung  der  damaligen  Zeit  herv'orging,  Monopolismus  nennen. 
Als  nun  die  Völker  zur  Erkenntniß  gekommen  waren,  daß  sie 
alle  mit  gleichen  Rechten  geboren,  die  Monopole  aber  durch  List 
und  Gewalt  in  die  Welt  gekommen  seien,  beschlossen  sie,  ihre 
Fesseln  zu  zerbrechen,  und  strebten  nach  einer  schrankenlosen 
Freiheit.  Sie  v^ermeinten  reich  und  glücklich  zu  werden,  wenn 
Jedermann,  ohne  alle  gesetzliche  Ordnung  nach  reiner  Willkür 
erwerben  dürfe,  wie  er  wolle,  und  nannten  dies  die  Freiheit  der 
Arbeit,  die  freie  Konkurrenz  oder  die  Gewerbefreiheit.  Es  stellte 
sich  indessen  geradezu  in  den  Ländern,  in  welchen  das  neue 
System  am  vollständigsten  eingeführt  wurde,  bald  heraus,  daß 
man,  statt  zur  Freiheit,  zur  Unfreiheit  der  Arbeit,  zu  einer  zügel- 
losen Konkurrenz  und  zur  Gewerbeunfreiheit  gelangte.  Man  fand, 
daß  durch  die  Einführung  dieses  grundfalschen  Systems  die  Reichen 
immer  reicher,  die  Armen  immer  ärmer  v/urden,  daß  der  Mittel- 
stand zu  Grunde  gerichtet  und  der  Arbeiterstand  an  den  Bettel- 
stab   gebracht    wurde,    daß    die  erstrebte  Freiheit  keine  wirkliche 
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Freiheit,  sondern  nur  das  Zerrbild  derselben  war,  und  daß  faktisch 
die  fluchwürdige  Regel  zur  Geltung  gelangte:  „Dem  der  da  Viel 
hat,  soll  noch  Mehr  gegeben  werden  und  dem,  der  da  Wenig 
hat,  soll  auch  das  noch  genommen  werden  was  er  hat."  „Die 
Anhänger  dieser  Lehre  haben  dasselbe,  um  sich  die  Volksgunst 
zu  erwerben,  Liberalismus  und  sich  selbst  Liberale  genannt;  in 
der  That  sind  sie  jedoch  nicht  freisinnig,  sondern  wollen  eine 
Knechtschaft,  die  noch  größer  ist,  als  diejenige,  welche  unter  der 
Herrschaft  der  alten  Monopole  bestand." 

Durch  alle  die  Leiden,  welche  die  Gewerbefreiheit  über  die 
Menschen  brachte,  entstand  nun  der  Gedanke,  daß  man,  um  einer 
so  ungleichen  Vertheilung  der  Güter  ein  Ende  zu  machen,  durch 
Aufhebung  alles  Sondereigenthums  eine  ganz  gleichförmige  Ver- 
theilung derselben  hervorbringen  müsse.  Man  verwarf  daher  die 
schrankenlose  Freiheit  und  AvoUte  eine  vollständige  Gleichheit  an 
deren  Stelle  setzen.  Nach  dieser  Ansicht  sollen  Alle  gleiche 
Nahrung,  gleiche  Wohnung,  gleiche  Kleidung  und  gleiche  Arbeit 
erhalten.  Eine  solche  Einrichtung  würde  indessen  sich  nicht  nur 
als  unausführbar  erweisen,  sondern  auch  die  Menschen  durch  die 
gänzliche  Beschränkung  ihrer  persönlichen  Freiheit  sehr  unglück- 
lich machen.  Man  weiß,  wie  verschieden  die  Fähigkeiten,  der 
Fleiß  und  die  Bedürfnisse  der  Menschen  sind.  Bei  der  beabsich- 
tigten Gleichstellung  derselben,  würde  nun  der  Träge  ebenso  be- 
lohnt werden,  wie  der  Arbeitsame,  und  alle  Bürger,  trotz  der 
Verschiedenheit  ihrer  Bedürfnisse,  zu  gleichen  Genüssen  gezwungen 
sein ;  ja  es  würde,  auch  abgesehen  von  der  allgemeinen  Verarmung, 
die  eine  nothwendige  Folge  der  Trägheit  ist,  ein  so  ermüdendes 
Einerlei  in  alle  Lebensverhältnisse  gebracht  werden,  daß  das  Leben 
wenig  Reiz  mehr  darböte.  Die  Anhänger  dieser  Lehre  nennen 
dieselbe  Kommunismus  und  sich  selbst  Kommunisten. 

Die  Gleichheit,  welche  Letztere  erstreben,  ist  indessen  keine 
solche,  sondern  nur  das  Zerrbild  derselben;  denn  die  Menschen 
würden  sich,  ihrer  verschiedenen  Anlagen  wegen,  auch  wenn  sie 
alle  in  eine  und  dieselbe  Form  gedrückt  wären,  stets  noch  in  der 
ungleichsten  Lage  befinden. 

Da  uns  nun  weder  der  Liberalismus  noch  der  Kommunismus 
glücklich  machen  kann,  und  wir  eben  so  wenig  zu  den  alten 
Monopolen  zurückkehren  wollen,  so  haben  alle  Mitglieder  des 
Kongresses  sich  mit  Stimmeneinhelligkeit  für  eine  ganz  neue  soziale 
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Ordnung  ausgesprochen,  welche  nicht  von  den  Ausländern  entlehnt, 
sondern  aus  dem  deutschen  Volke  selbst  hervorgegangen  ist.  Wir 
haben  uns  entschlossen,  nicht,  wie  bisher,  den  andern  Völkern 
nachzuahmen,  sondern  etwas  Selbständiges  und  dabei  so  Voll- 
kommenes zu  schaffen,  daß  es  diesen  als  nachahmungswürdig  er- 
scheint. 

Diese  neue  Ordnung,  welche  die  wirkliche  Freiheit  und 
Gleichheit  an  die  Stelle  der  scheinbaren  setzt,  und  dadurch  in 
Wirklichkeit  erreicht,  was  die  Liberalen  und  Kommunisten  ver- 
geblich erstreben,  nennen  wir  Föderalismus,  und  fordern  Euch 
alle  auf,  zu  deren  Verwirklichung  einen  großen  Föderalistenbund 
zu  gründen. 

Nach  dieser  neuen  Ordnung  werden  alle  Menschen  gleich 
berechtigt,  und  einem  Jeden  ein  seinen  Arbeitskräften  angemessener 
Erwerbskreis  gesetzlich  gesichert.  Es  findet  demnach  ein  Jeder 
diejenige  Beschäftigung,  wozu  er  von  der  Natur  bestimmt  ward, 
und  hat  über  die  Früchte  seiner  Arbeit,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  sie  groß  oder  klein  sind,  frei  zu  verfügen.  Der  redliche  Er- 
werb wird  von  dem  unredlichen,  welcher  jetzt  die  Quelle  so  großer 
Reichthümer  ist,  sorgfältig  geschieden,  so  daß  nicht,  wie  gegen- 
wärtig das  Kapital,  sondern  nur  Fleiß  und  Geschicklichkeit  über 
die  Erfolge  der  ganzen  schaffenden  Bevölkerung  entscheiden. 

Groß  und  schwierig  wird  der  Kampf  sein,  den  wir  mit  unsern 
Gegnern  um  die  Gründung  des  Föderalistenreiches  zu  kämpfen 
haben;  fast  alle  Gelehrte  und  alle  großen  Kapitalisten  werden 
gegen  uns  in  die  Schranken  treten;  die  Erstem  aus  Unverstand 
und  die  Letztern  aus  Habsucht;  darum  müssen  wir  nicht  nur  den 
Bund  unter  einander  schließen,  sondern  auch  den  ganzen  Mittel- 
stand, dessen  Interessen  mit  den  unsrigen  übereinstimmen,  für 
unsern  großen  Zweck  zu  gewinnen  streben. 

So  lange  der  Monopolismus  Europa  unter  seinem  ehernen 
Scepter  hielt,  führten  alle  Völkerschaften  ihre  Banner  mit  mancherlei 
Farben  und  Schwarz,  Roth,  Gold  waren  die  unseres  Vaterlandes; 
aber  jetzt,  seitdem  die  Weltgeschichte  das  Urtheil  über  die  un- 
gleiche Berechtigung  gesprochen,  sollten  alle  Monopolisten  ihre 
bunten  Farben  von  sich  werfen  und  die  schwarze  an  deren  Stelle 
setzen;  denn  ihr  Reich  ist  eine  Beute  des  Todes,  aber  es  sollten 
auch  die  Liberalen,  die  das  weiße  und  die  Kommunisten,  die  das 
rothe  Banner  aufgepflanzt  haben,  zu  der  Erkenntniß  kommen,  daß. 
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sie  sich  zwar  ewig  in  blutigen  Kämpfen  zerfleischen,  aber  niemals 
zu  einem  wirklichen  Siege  gelangen  werden.  Möchten  sie  ein- 
sehen, daß  nur  durch  den  FöderaHsmus  das  wahre  Reich  der 
Freiheit  und  Gleichheit  gegründet  werden  kann,  und  sich  alle 
unter  das  grüne  Banner  schaaren,  welches  dieser  voll  froher 
Hoffnung  auf  bessere  Tage  und  im  Vorgefühl  seines  endlichen 
Sieges  erhebt.  Aber  wenn  auch  keiner  zu  uns  treten  wollte,  so 
laßt  uns  wenigstens,  geliebte  Standesgenossen,  zusammenhalten 
unter  dem  Banner  der  Hoffnung.  Grün  sei  sein  Feld,  mit 
goldenen  Symbolen  geschmückt;  der  Eichenkranz  besage,  daß 
der  Föderalismus  auf  deutschem  Boden  gewachsen,  die  aufgehende 
Sonne,  daß  er  das  Licht  der  Zukunft  ist,  die  verschlungenen 
Hände,  daß  nur  unser  großer  Bruderbund  ihm  Leben  und  Dasein 
giebt  und  die  Buchstaben  A.  D.  F.  V.,  daß  wir  bereits  den  all- 
gemeinen deutschen  Föderalisten-Verein  gegründet  haben. 

Dies  ist  unsere  Farbe,  dies  sind  unsere  Abzeichen.  Darum 
nochmals,  Ihr  Brüder,  laßt  alle  Eure  Vereine  unser  Banner  ent- 
falten und  schmückt  Eure  Hüte  mit  unserer  Kokarde. 


Adresse  an  die  Nationalversammlung. 

Hohe  Versammlung! 
Die  einsichtsvollsten  Mitglieder  des  allgemeinen  deutschen 
Arbeiterkongresses  haben  Euch  ein  soziales  Programm  zur 
Prüfung  vorgelegt.  Wir  haben  es  nach  einer  gründlichen  Prüfung 
zu  dem  unsrigen  gemacht,  und  erlauben  uns,  dasselbe,  mit  einigen 
Zusätzen  versehen,  Euch  ebenfalls  zu  überreichen. 

Programm. 

I. 

Errichtung  einer  sozialen  Kammer  (soziales  Parlament),  welche 
die  ganze  soziale  Gesetzgebung  zu  berathen,  und  die  von  ihr  ge- 
faßten Beschlüsse  der  politischen  Kammer  (politisches  Parlament) 
zur  Entscheidung  vorzulegen  hat.  Die  Mitglieder  dieser  Kammer 
sollen  von  sämtlichen  sozialen  Ständen  nach  einem  Wahlgesetz 
erwählt  werden,  welches  die  Vertretung  aller  besonderen  Berufs- 
geschäfte genügend  verbürgt. 
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II. 

Eine  gemeinschaftliche  soziale  Gesetzgebung  für  ganz 
Deutschland  und  zwar  mit  Ausschluß  aller  Sonderrechte  (Partikular- 
Rechte);  Abfassung  eines  kurz,  klar  und  bündig  geschriebenen 
deutschen  Gesetzbuches,  welches  zur  lebendigen  Fortbildung  des 
Rechtes  von  zehn  zu  zehn  Jahren  von  der  politischen  Kammer 
revidirt  und  von  Neuem  herausgegeben  wird;  Abschaffung  aller 
Sondergerichte  (privilegirten  Gerichtshöfe)  und  Einführung  der 
Geschworenen  bei  den  Civilgerichten,  bei  welchen  die  Richter 
die  Leitung  des  Prozesses,  die  vom  Volke  erwählten  Geschworenen 
aber,  das  Recht  zu  finden  und  zu  sprechen  haben. 

Die  Wahl  von  Friedensrichtern,  die  nicht  nur  als  Schieds- 
richter zu  fungieren,  sondern  auch  minder  wichtige  Prozesse, 
jedoch  mit  möglicher  Berufung  an  die  Obergerichte,  zu  ent- 
scheiden haben  sollen. 

III. 

Trennung  der  politischen  und  sozialen  Geschäfte  in  private 
und  öffentliche,  und  Überweisung  der  letzteren  an  ein  neu  zu  er- 
richtendes soziales  Ministerium,  durch  welches  sie  zu  Gunsten 
der  Staatskasse  verwaltet  werden.  Veräußerung  aller  dem  Staate 
gehörigen  Fabriken  und  Landgüter,  und  Ankauf  sämtlicher  Eisen- 
bahnen, Kanäle,  Wälder  und  Bergwerke. 

IV. 

Errichtung  eines  sozialen  Ministeriums,  dessen  Mitglieder 
jährlich  von  der  sozialen  Kammer  ernannt  oder  bestätigt  werden. 
Dieses  an  die  Spitze  aller  öffentlichen,  sozialen  Geschäfte  tretende 
Ministerium  soll  dieselben,  durch  von  ihm  zu  wählende  Beamte, 
und  zwar  unter  der  Kontrolle  des  zum  politischen  Ministerium 
gehörenden  Cultus-  und  Industrieministers  (Arbeitsministers)  aus- 
zuüben haben.  Es  soll  sich  selbst  in  ein  Cultus-  und  Industrie- 
Ministerium  theilen,  wovon  das  Erstere  in  zwei,  das  Letztere  in 
zehn  Abtheilungen  zerfällt: 

a)  in  dem  Cultus-Ministerium  soll  es  Abtheilungen  geben: 

1.  für  den  öffentlichen  Unterricht  und 

2.  für    die    zu    gründende    deutsche    Akademie,    sowie    für 
sämtliche  Vereine  der  Künste  und  Wissenschaften. 

b)  in  dem  Industrie-Ministerium  soll  es  Abtheilungen  geben: 
I.  für  öffentliche  Bauten, 
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2.  für    sämtliche    Postanstalten    mit    Einschluß    der    Eisen- 
bahnen, 

3.  für  den  Bergbau, 

4.  für  den  Forstbau, 

5.  für  die  Arbeitsnachvveisung, 

6.  für    die    von    der    politischen    zu    trennende    soziale    Ge- 
meinde-Verwaltung, 

7.  für  die  innere  und  äußere  Colonisation, 

8.  für  die  öffentlichen  Unterstützungs-Anstalten, 

9.  für  die  öffentlichen  Banken, 

10.  für  den  öffentlichen  Handel  (Börsen-  und  Gewerbshallen). 

V. 

Einführung  einer  neuen ,  von  der  früheren  gänzlich  ab- 
weichenden, unseren  höchst  verwickelten  industriellen  Verhältnissen 
entsprechenden,  die  gleiche  Berechtigung  aller  Produzenten  an- 
erkennenden, sich  über  alle  sozialen  Berufsgeschäfte  ausdehnenden 
Innungsverfassung  (Organisation  der  Arbeit),  wodurch  die  Frei- 
zügigkeit und  Abschaffung  der  Conzession  möglich  gemacht, 
einem  jeden  Glied  der  bürgerlichen  Gesellschaft  die  seiner  Ar- 
beitskraft angemessene  Erwerbssphäre  gesichert,  der  Gang  aller 
einzelnen  Geschäfte  stetig,  der  Erfolg  der  Letztern  von  dem  Fleiß 
und  der  Geschicklichkeit  der  dabei  betheiligten  Produzenten  ab- 
hängig, jeder  unredliche  Erwerb  durch  Wucher,  Spiel  und  Betrug 
unausführbar,  dem  unverschuldeten  Bankerott  möglichst  vor- 
gebeugt und  jede  neue  Erfindung  sowohl  dem  Erfinder,  als  seinen 
Conkurrenten  gleich  nützlich  gemacht  wird. 

VI. 

Die  Organisation  eines  großartigen  Banks3^stems,  welches 
zur  Ersparung  von  Metallgeld,  zur  Erleichterung  des  Verkehrs, 
zur  vortheilhaften  Verwendung  aller  Kapitalien ,  zur  gänzlichen 
Vernichtung  der  Agiotage,  und  zur  Ermöglichung  kontanter 
Zahlung  in  allen  Kreisen  des  Verkehrs  dient;  bei  dem  eine  den 
ganzen  Real-Credit  vermittelnde  Real-Credit-Bank  die  Grundlage 
aller  übrigen  Bankinstitute  bildet,  worunter  zunächst  zwei  Personal- 
Creditbanken,  eine  allgemeine  Zahl-  und  Umschreibe-Bank,  sowie 
sämtliche  Versicherungs-Anstalten  zu  rechnen  sind.  Alle  diese 
Bankinstitute    sollen    mit   Ausnahme    der    beiden,    auf  Aktien    zu 
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gründenden,  Personal-Credit-Banken  von  dem  sozialen  Ministerium 
verwaltet  werden. 

MI. 

Gänzliche  Aufhebung  der  unfreiwilligen  Armuth,  durch  Ver- 
wendung aller,  bei  Privatunternehmern  kein  Unterkommen 
findender  Arbeiter,  zur  Ausführung  der  durch  das  soziale  Ministe- 
rium vorzunehmenden  öffentlichen  Arbeiten,  wofür  Jedem,  der 
sich  dabei  zu  betheiligen  Lust  hat,  ein  zur  Befriedigung  der 
nothwendigen  Lebensbedürfnisse  hinreichender  Lohn  gegeben 
wird.  Verpflegung  der  Kranken  und  Erhaltung  der  Verunglückten 
auf  öffentliche  Kosten.  Verpflichtung  aller  Bürger  vor  der  Be- 
gründung einer  Familie  die  Befähigung  zur  Erhaltung  derselben 
nachzuweisen,  und  sich  mit  einem  Minimum  bei  den  Witwen-, 
Waisen-  und  Alters-Kassen  zu  betheiligen.  Gesetzlicher  Zwang 
zur  Erfüllung  der  Elternpflichten  für  alle  Stände. 

vin. 

Ertheilung  des  ganzen  Unterrichts  auf  öft'entliche  Kosten. 
Gründliche  \'erbesserung  und  Neugestaltung  aller  Unterrichts- 
Anstalten,  Erhebung  der  Volksschulen  zu  allgemeinen,  für  alle 
Stände  bestimmten  nationalen  Bildungsanstalten,  Vereinigung  der 
Gymnasien  und  Realschulen  zu  allgemeinen  Vorbereitungsanstalten 
für  die  Universität.  Gründung  ganz  neuer  zeitgemäßer  Hand- 
werks- und  Ackerbauschulen ;  sowie  die  Erweiterung  der  Uni- 
versitäten durch  Hinzuziehung  der  politechnischen  Schulen,  Kunst- 
akademien, nebst  Kriegs-,  Berg-,  Forst-  und  Bauschulen. 

Sollte  eine  hohe  Versammlung  die  in  obigem  Programm 
ausgesprochenen  Grundsätze  der  Berücksichtigung  wertherachten 
so  erklären  wir  uns  bereit,  Ihnen  spezielle,  die  Durchführbarkeit 
derselben  beweisende  Vorlagen  in  jeder  verlangten  Ausdehnung 
zu  machen,  und  zeichnen  mit  dem  Gefühle  der  größten  Hoch- 
achtung und  Ergebenheit. 

(Folgen  die  Unterschriften.) 
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Denkschrift    über    den    Entwurf    einer   allgemeinen 
deutschen  Gewerbe-Ordnung  des  Handwerker- 
und Gewerbe-Congresses. 

Verfaßt    von    dem    allgemeinen    deutschen    Arbeiter -Congreß    zu 

Frankfurt  am  Main  in  den  Monaten  August  und 

September   1848. 

Darmstadt,    1848.     Verlag  von  L.  Pabst. 


Frankfurt  a.  M.  den  30.  September  1848. 
Hohe  National- Versaminlung! 

Der  unterzeichnete  allgemeine  deutsche  Arbeiter-Congreß 
war  mit  der  Ausarbeitung  der  Gewerbeordnung  beschäftigt,  als 
•die  von  dem  hiesigen  Handwerker-Congreß  entworfene  Gewerbe- 
Ordnung  einer  hohen  Nationalversammlung  eingereicht  wurde; 
wir  sahen  uns  hierdurch  veranlaßt,  zunächst  eine  Vergleichung 
unserer  eigenen  Ansichten  mit  denen  der  Meister  anzustellen,  und 
haben  die  gewonnenen  Resultate  in  einer  kurzen  Denkschrift 
niedergelegt,  welche  wir  hiermit  einer  hohen  Versammlung  zur 
geneigten  Prüfung  überreichen.  Auch  für  den  Entwurf  unserer 
eigenen  Gewerbe-Ordnung  haben  wir  die  leitenden  Grundsätze 
bereits  festgestellt  und  dessen  Ausarbeitung  einer  zu  diesem 
Zwecke  niedergesetzten  Commission  übertragen ,  welche  ihre 
Arbeit  ebenfalls  in  möglichst  kurzer  Frist  einer  hohen  Ver- 
sammlung vorlegen  wird. 

Der  allgemeine  deutsche  Arbeiter-Congreß. 

Vorwort  der  Arbeiter. 

Die  Zunftverfassung  unserer  Vorfahren  war  bekanntlich  nicht 
auf  volkswirtschaftliche  Prinzipien  gegründet,  sondern  ging  aus 
der  Idee  der  ungleichen  Berechtigung  hervor.  Sie  lähmte  durch 
ihre   zahlreichen  Monopole   die  Arbeitskraft,   ließ   die   natürlichen 
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Hülfsmittel  unerschöpft  und  hemmte  jeden  kühnern  Aufschwung- 
der  Industrie  durch  einen  äußerst  verwickelten  Rechtszustand. 

Diese  unbestreitbaren  Nachtheile  der  Zünfte  haben  uns  die 
Lobredner  der  freien  Konkurrenz  bis  zum  Überdruß  geschildert; 
ihre  nicht  minder  bedeutenden  Vortheile  hingegen  klüglich  ver- 
schwiegen. Daß  durch  sie  eine  jetzt  unbekannte  Stetigkeit  in 
den  Gang  aller  industriellen  Geschäfte,  eine  viel  gleichförmigere 
Vertheilung  des  Eigenthums  erzielt,  und  der  Uebervölkerung,. 
dieser  Quelle  so  vielen  Elends,  eine  heilsame  Schranke  gesetzt 
wurde,  davon  pflegen  unsere  Staats-Oekonomen  niemals  zu  reden. 

Zwei  Menschenalter  sind  verflossen,  seitdem  eine  große 
Nation  alle  Fesseln  zünftigen  Zwangs,  durch  welchen  ihre  produk- 
tiven Kräfte  gehemmt  und  der  allgemeine  Wohlstand  unter  seinem 
natürlichen  Standpunkt  erhalten  wurde,  zerbrach  und  die  Freiheit 
der  Arbeit  proklamirte;  aber  die  Geschichte  hat  auf  das  Un- 
widerleglichste  gezeigt,  daß  das,  was  man  Freiheit  der  Arbeit 
nannte,  nur  deren  Unfreiheit  war,  und  daß  sich  durch  den  Um- 
sturz der  alten  Ordnung,  ein  das  Faustrecht  an  schädlichen 
Folgen  übertreffender  industrieller  Kampf  entspann,  in  welchem 
die  unredliche  Arbeit  über  die  redliche,  Wucher,  Spiel  und  Betrug 
den  Sieg  über  Fleiß  und  Geschicklichkeit  davontrugen.  Nachdem 
nun  der  Mittelstand  ein  Opfer  dieser  industriellen  Anarchie 
geworden,  und  überhaupt  sich  die  Nation  in  Millionäre  und 
Bettler  gespalten  hatte,  griffen  die  Letzteren  zu  den  W^affen,  um 
mit  Gewalt  zurückzuverlangen,  was  ihnen  unter  dem  Schutze 
einer  unsittlichen  Gesetzgebung  geraubt  worden  war.  Dies  ist 
die  Geschichte  Frankreichs  und  wird  die  eines  jeden  Landes  sein, 
welches  gleich  ihm  den  Fluch  der  freien  Conkurrenz  auf  sich  zu 
laden  wagt.  Gewiß  war  die  Einführung  der  Letzteren  am  Ende 
des  vergangenen  Jahrhunderts  ein  großarthiger  Irrthum;  aber 
jetzt,  nachdem  die  Geschichte  ihr  Urtheil  gesprochen,  würde  ein 
solcher  Akt  der  unverzeihlichste  Mißgriff  sein.  Noch  ist  Deutsch- 
land auf  der  falschen  Bahn  nicht  so  weit  fortgeschritten,  daß  es 
nicht,  ohne  neue  Opfer  zu  bringen,  eine  richtigere  zu  betreten 
möchte.  Darum  vereinigen  wir  unsere  Stimme  mit  der  der 
Unternehmer,  welche  schon  vor  uns  gesprochen,  und  legen  einen 
feierlichen  Protest  gegen  Gewerbefreiheit  ein.  „Es  ist  unser 
ernster  und  bestimmter  Wille,  uns  diese  nicht  durch  eine  Handvoll 
verblendeter  Gelehrten    und  habsüchtiger  Kapitalisten   aufdrängen 
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ZU  lassen.  Und  kraft  dieses  Entschlusses  verlangen  wir,  daß 
Deutschland  im  Reichsgrundgesetz  nicht  bloß  eine  politische, 
sondern  auch  eine  soziale  Verfassung  gegeben,  und  ihm  die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  sozialen  Gesetzgebung  mit  Ausschluß 
aller  Sonderrechte  gewährleistet  werde." 


Tit.  I. 
Innungen. 

Zu  Tit.  I.  Unverkennbar  entsprechen  die  Reste  der  mittel- 
alterlichen Zunft-Verfassung,  welche  in  verschiedenen  Theilen 
unseres  Vaterlandes  noch  nicht  durch  die  Gewerbefreiheit  ver- 
drängt worden  sind,  nicht  ferner  den  Bedürfnissen  der  Zeit,  und 
die  freiwilligen  Innungen  in  Preußen,  die  höchstens  den  Werth 
historischer  Erinnerungen  haben,  waren  durchaus  nicht  im  Stande, 
den  stets  furchtbarer  werdenden  Verwüstungen  der  freien  Kon- 
kurrenz heilsame  Schranken  zu  setzen. 

Indem  wir  also  dem  über  die  bestehenden  Zünfte  und 
Innungen  ausgesprochenen  Urtheil  beipflichten,  erkennen  auch 
wir  das  Bedürfnis  einer  neuen,  alle  Berufsgeschäfte  umfassenden, 
jedem  Einzelnen  eine  seinen  Fähigkeiten  entsprechende  Erwerbs- 
sphäre zusichernde  Innungsverfassung. 

Ueber  die  Beschaftenheit  dieser  Verfassung  möchten  wir  uns 
indessen  einige  abweichende  Vorschläge  erlauben. 

Zu  §  I.  Unter  einer  Innung  verstehen  wir  die  Gesamtheit 
aller  ein  besonderes  Berufsgeschäft  treibenden  Produzenten  von 
ganz  Deutschland,  deren  Befugnisse  und  Verpflichtungen,  die 
durch  Reichsgesetze  festzustellenden  Innungsstatuten  enthalten. 

Zu  §  2  erwähnen  wir  nochmals,  daß  sich  die  Innungsver- 
fassung nicht  bloß  auf  die  Handwerke  und  gewisse  Fabriken 
(welche  hier  technische  Gewerbe  genannt  werden),  sondern  viel- 
mehr auf  alle  Industriezweige  sowohl  des  Handels  und  Acker- 
baues, als  sämtlicher  Gewerbe  erstrecken  soll. 

Zu  §  3,  4  und  5.  Von  den  Innungen,  welchen  Jedermann, 
je  nach  der  Natur  seines  Berufsgeschäftes  ohne  Weiteres  gesetzlich 
angehört,  unterscheiden  wnr  Vereine  der  Innungsmitglieder,  welche 
zur  Förderung  ihrer  Standesinteressen  in  jeder  Gemeinde  freiwillig 
zusammentreten.  Auch  scheint  es  uns  angemessen,  daß  sich  die 
geschäftsverwandten    Innungs- Vereine    zu    Werkschafts  -  Vereinen 
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und    diese    wieder    zu    einem   allgemeinen  Werkverein  (Industrie- 
verein) verbinden. 

Da  sämtliche  Innungsmitglieder,  ohne  Rücksicht,  ob  sie  zu 
den  genannten  \^creinen  gehören  oder  nicht,  alle  ihnen  ver- 
fassungsmäßig zustehenden  Rechte  ausüben  können,  so  haben 
diese  zur  Förderung  sämtlicher  Standesinteressen  bestimmten 
Werkvereine  ihren  Wirkungskreis,  welcher  sich  auf  Besprechung 
aller  sozialen  Verhältnisse,  Berathung  von  Gesetzvorschlägen,  Be- 
schaffung von  Hülfsmitteln  zur  geistigen  Ausbildung,  Leitung  des 
geselligen  Verkehrs,  Errichtung  von  Hülfskassen  usw.  erstrecken 
kann,  selbst  zu  bestimmen. 

Tit.  IL 
Vertretung,  Verwaltung  und  Rechtspflege. 

Zu  Tit.  II.  Auch  wir  erkennen  an,  daß  die  industriellen 
Stände    durch   besondere  Organe   im  Staate  vertreten  sein  sollen. 

Da  uns  indessen  die  Einführung  der  in  Vorschlag  gebrachten 
Sondergerichte  durchaus  nicht  zeitgemäß  erscheint,  so  bedürfen 
wir  nur  zwei  solche  Organe,  eine  industrielle  Kammer,  (Theil  der 
sozialen  Kammer)  welche  der  politischen  Kammer,  und  einen  in- 
dustriellen Verwaltungsrath,  welcher  den  betreffenden  Verwaltungs- 
behörden zur  Seite  steht.  Jedenfalls  können  jedoch  dem  ge- 
nannten Verwaltungsrathe  keine  so  ausgedehnten  und  zu  den 
größten  Mißbräuchen  Anlaß  gebenden  Befugnisse  zustehen,  als  sie 
hier  dem  Gewerberath  eingeräumt  worden. 

Ueberhaupt  scheint  uns  die  Einführung  von  Behörden,  welche, 
wie  die  in  Vorschlag  gebrachten  Gewerberäthe,  zugleich  gesetz- 
gebende, richterliche  und  administrative  Funktionen  auszuüben 
haben,  höchst  gefährlich  und  nicht  im  Entferntesten  zeitgemäß 
zu  seyn. 

§  6.  Ist  durch  die  unter  Tit.  II.  bereits  gegebenen  Erörterungen 
erledigt. 

Zu  §  7.  Den  Innungen,  als  solchen,  kann  die  Befugnis, 
Gesetze  zu  geben,  nicht  zustehen;  sie  haben  sich  vielmehr  bei 
der  Gesetzgebung  nur  durch  ihre  Abgeordneten  zur  sozialen 
Kammer,  welche  sowohl  die  allgemeine,  als  die  spezielle 
Industrie-Ordnung  (Innungs-Statuten)  entwirft,  zu  betheiligen. 

Zu  §  8.  Die  Innungsmitglieder  einer  jeden  Gemeinde  sollen 
sich  jährlich  einen  Innungsmeister  erwählen,  welcher  alle  amtlichen 
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Mittheilungen  entgegen  zu  nehmen  und  ihnen  bekannt  zu 
machen  hat.  Auch  kann  demselben  das  Vermittelungsamt  bei 
allen  geschäftlichen  Streitigkeiten  der  Innungsgenossen  anvertraut 
werden. 

Zu  §  9,  10  und  II.  Unter  Gewerberath  wird  hier  eine  von 
Handwerksmeistern  gebildete  Behörde,  welche,  wie  schon  er- 
wähnt, sowohl  richterliche  als  administrative  Geschäfte  hat,  ver- 
standen. 

Da  wir  uns  schon  früher  gegen  alle  Sondergerichtc  aus- 
gesprochen, so  haben  wir  hier  nur  des  Verwaltungsrathes  zu 
erwähnen,  der  jedoch  nicht  blos  von  Handwerksmeistern,  sondern 
vielmehr  von  allen  industriellen  Ständen  erwählt  worden,  seinen 
Sitz  in  der  Bezirkshauptstadt  haben,  und  aus  Vertrauensmännern 
einer  jeden  der  zehn  Werkschaften  des  ganzen  Bezirkes  be- 
stehen soll. 

Zu  §§12  und  13  bemerken  wir,  daß  auch  wir  die  Einführung 
der  Friedensgerichte  höchst  zweckmäßig  finden.  Die  Zuziehung 
von  Geschworenen  scheint  uns  jedoch  bei  freigewählten,  also  dem 
Juristenstande  nicht  angehörenden  Friedensrichtern ,  die  nur 
minderwichtige  Prozesse  zu  entscheiden  haben,  überflüssig. 

Zu  §  14.  Ist  schon  unter  den  §§  9,  lO  und  ii  erledigt 
worden. 

Zu  §§  16  und  17.  Auch  wir  halten  die  Einführung  von 
Provinzialkammern  als  vorberathende  Versammlungen  für  die  all- 
gemeine deutsche  soziale  Kammer  für  zweckmäßig;  und  würden 
etwa  10  solcher  Kammern  für  Distrikte  von  gleicher  Bevölkerung 
vorschlagen.  Wir  verlangen  jedoch,  daß  die  Mitglieder  dieser 
Kammern  alsdann  aus  Urwahlen  hervorgehen,  und  jede  von  diesen 
Kammern  wieder  10  Abgeordnete  aus  ihrer  Mitte  zur  allgemeinen 
sozialen  Kammer  zu  wählen  haben  soll. 

Tit.  III. 
Lehrlinge. 
Zu  §  18.  Statt  dem  I4ten  schlagen  wir  das  I5te  Lebens- 
jahr als  die  geeignetste  Eintrittszeit  in  die  Lehre  vor.  Dieser 
Vorschlag  gründet  sich  darauf,  daß  der  Austritt  aus  der  Volks- 
schule nicht  vor  dem  I4ten  Lebensjahre  stattfinden,  und  außer- 
dem noch  der  einjährige  Besuch  der  neu  zu  gründenden  Hand- 
werksschulen ermöglicht    werden  soll.  —  Die  Einrichtung  solcher 
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Handwerksschulen  hat  den  doppelten  Nutzen:  daß  der  Lehrling 
gehörig  vorbereitet  in  die  Lehre  tritt,  und  auch  bereits  dessen 
körperliche  Entvvickelung  so  weit  gediehen  ist,  daß  sie  durch  die 
Ausübung  seiner  oft  anstrengenden  Berufsgeschäfte  nicht  mehr 
gefährdet  wird. 

Die  Probezeit  möchten  wir  auf  zwei  Monate  ausdehnen,  weil 
uns  die  Frist  von  vier  Wochen  zur  Erreichung  der  in  der  Moti- 
virung  angeführten  Zwecke  zu  kurz  erscheint,  und  sich  außerdem 
der  Lehrling  über  die  häuslichen  Verhältnisse  der  Familie,  bei 
welcher  er  mehrere  Jahre  zu  leben  hat,  genügend  unterrichten 
muß.  Wenn  nach  Ablauf  der  beiden  Probe-Monate  ein  Lehr- 
vertrag abgeschlossen  wird,  so  sollen  die  Ersteren  als  zu  den 
Lehrjahren  gehörend  berechnet  werden. 

Eine  Prüfung  des  Lehrlings  scheint  uns  unzweckmäßig  und 
namentlich  ganz  überflüssig  zu  seyn,  wenn  sie  sich  nur  auf  Lesen, 
Schreiben  und  Rechnen  beschränken  soll. 

Zu  §  19.  Auch  uns  scheint  es  zweckmäßig,  daß  alle  Lehr- 
verträge schriftlich  abgeschlossen  werden,  und  zur  Controlle  von 
einer  geeigneten  Behörde  (z.  B.  Innungsmeister)  unterzeichnet 
Averden  müssen. 

Zu  §  20.  Eine  gesetzliche  Feststellung  der  Lehrzeit  für  jede 
Innung  ist  durchaus  nothwendig,  nur  muß  dieselbe  möglichst 
kurz,  d.  h.  nicht  unter  2  und  nicht  über  3  Jahre  seyn,  da  der 
Lehrling  bei  dem  Uebergange  in  den  Gesellenstand  nicht  zu  lernen 
aufhört,  und  nur  soweit  ausgebildet  zu  seyn  braucht,  als  nöthig 
ist,  um  auf  Lohn  Anspruch  machen  zu  können. 

Eine  möglichst  kurze  Lehrzeit  scheint  uns  auch  aus  Rücksicht 
für  die  Befähigteren  nothwendig  zu  seyn,  da  für  Minderbefähigte 
eine  längere  Dauer  schon  durch  das  vorgeschriebene  Examen 
bedingt  wird. 

Bei  Lehrverträgen  mit  Lehrlingen,  die  kein  Lehrgeld  zu  zahlen 
vermögen,  kann  sich  der  Meister  durch  die  Bedingung  schadlos 
halten,  daß  der  Lehrling  ihm  noch  eine  bestimmte  Zeit  uncnt- 
geldlich,  jedoch  nur  als  Geselle  zu  arbeiten  hat,  was  dem  Letzteren 
den  Vortheil  einer  freieren  Stellung  gewährt. 

Zu  §  21.  Die  Ertheilung  der  angeführten  Zeugnisse  scheint 
uns  durchaus  unzweckmäßig  zu  seyn,  da  es  im  Interesse  des 
Meisters  liegt,  zur  Verminderung  seiner  Verantwortlichkeit  bei 
der  Gesellenprüfung   möglichst   schlechte  Zeugnisse    zu    ertheilen. 
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und  die  ControUirung  desselben  nicht  möglich  ist.  Auch  läßt  sich 
der  eigentliche  Nutzen  derartiger  Zeugnisse  bei  der  Unzulässigkeit 
aller  Strafbestimmungen  nicht  einsehen. 

Was  endlich  die  Sittenzeugnisse  anbelangt,  so  stehet  es  nur 
den  Eltern  oder  deren  Vertretern,  aber  nicht  den  Innungs- 
vorständen zu,  dieselben  zu  verlangen. 

Zu  §  22.  Die  Gesellenprüfung  ist  zweckmäßig,  sie  soll  in- 
dessen nicht  theoretisch,  sondern  praktisch,  und  überhaupt  so 
einfach  seyn,  daß  sie  in  einem,  höchstens  zwei  Tagen  beendigt 
werden  kann.  Die  Prüfungsgegenstände  sind  in  den  Innungs- 
statuten anzugeben.  Die  Prüfungsbehörde  soll  ihren  Sitz  in  der 
Bezirks-Hauptstadt  haben,  und  aus  einem  unter  dem  Arbeits- 
minister stehenden  Beamten ,  zwei  Prüfungsräthen  nebst  drei 
Geschworenen  bestehen,  wovon  dem  Ersteren  die  Leitung  der 
Geschäfte,  den  Räthen  die  Prüfung  und  den  Geschworenen  die 
Entscheidung  über  das  Resultat  der  Letzteren  zusteht.  Die  drei 
Geschworenen  sollen  aus  Urwahlen  aller  volljährigen  (20jährigen) 
Innungsgenossen,  die  sowohl  wahlberechtigt  als  wählbar  sind, 
hervorgehen,  und  das  Resultat  der  Prüfung  soll  in  dem  Lehr- 
zeugnis durch  die  Worte:  „ausgezeichnet",  „vorzüglich"  und 
„genügend"  angegeben  werden. 

Gegen  die  Einführung  der  Arbeitsbücher  müssen  wir  uns  als 
gegen  eine  lästige  Polizeimaßregel  nachdrücklich  erklären. 

Zeugnisse  über  die  theils  durch  die  Geschicklichkeit,  theils 
durch  den  Fleiß  der  Gesellen  bedingte  Leistung,  sollen  ihnen  von 
den  Meistern,  bei  denen  sie  in  Arbeit  stehen,  halbjährig  un- 
aufgefordert, beim  Abgang  hingegen  nur  auf  eigenes  Verlangen 
ertheilt  werden.  Bei  diesen  Zeugnissen  soll  die  Qualifikation  der 
Gesellen  ebenfalls  durch  die  Worte:  „ausgezeichnet",  „vorzüglich'' 
und  „genügend",  bezeichnet,  alle  anderen  Bemerkungen  aber  bis 
auf  die  Angabe  der  Arbeitsgegenstände,  w^omit  sich  der  Geselle 
beschäftigt  hat,  verboten  seyn.  Wird  das  Format  dieser  Zeug- 
nisse nach  einer  Brieftasche  berechnet  und  gesetzlich  festgestellt, 
so    bieten    sie    dieselbe  Bequemlichkeit   wie    das  Arbeitsbuch  dar. 

Tit.  IV. 
Gesellen. 

Zu  §  23.  Da  manche  Gesellen  theils  durch  körperliche  Be- 
schaffenheit, theils  durch  Familien-Rücksichten  am  Wandern  ver- 
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hindert  sind,  da  ferner  bei  den  Nachweisungen  über  stattgehabte. 
Wanderungen  Untcrschleife  sehr  leicht  vorkommen  können,  und 
ohnehin  die  Wanderlust  erfahrungsmäßig  bei  der  großen  Mehr- 
zahl der  Gesellen  vorherrschend  ist,  so  halten  wir  eine  gesetzliche 
Verpflichtung  zum  Wandern  für  unzweckmäßig.  Unter  allen 
Umständen  aber  könnte  den  Gewerberäthen  keine  Befugniß  zur 
Dispensation  eingeräumt  werden. 

Zu  §  24,  Wir  halten  dafür,  daß  für  wandernde  Gesellen 
keine  anderen  Bestimmungen  gelten  sollen,  als  für  alle  übrigen 
Reisenden. 

Zu  §  25.  Wir  sind  mit  einer  wöchentlichen  gegenseitigen 
Kündigungsfrist  (von  6  Arbeitstagen)  einverstanden;  für  die 
I4tägige  Probezeit  hingegen  können  wir  uns  nicht  erklären,  da 
dem  in  ein  Geschäft  eintretenden  Gesellen  mindestens  ein  Ver- 
bleiben von  6  Arbeitstagen  gesichert  seyn  muß. 

Zu  §  26.  Die  Arbeitszeit  für  sämtliche  Arbeiter  soll  durch 
ein  Reichsgesetz,  und  zwar  zu  300  Arbeitstagen  jährlich,  und 
(mit  Ausnahme  des  Ackerbaues)  nicht  über  10  Arbeitstunden 
täglich,  ohne  alle  Rücksicht  auf  Gewerberäthe  festgestellt  werden, 
da  dies  nicht  bloß  eine  gewerbliche,  sondern  auch  eine  Frage 
der  Humanität.  Außerdem  soll  in  den  Statuten  sämtlicher 
Innungen  gesetzlich  bestimmt  seyn,  ob  dieselben  ununterbrochene 
(Eisenhütten)  oder  nächtliche  Arbeit  (Bäckerei)  haben.  —  Im 
ersteren  Fall  ist  die  zwölfstündige  Gegenwart  im  Geschäft,  jedoch 
mit  Arbeitspausen,  welche  zusammen  zwei  Stunden  betragen,  zulässig. 

Zu  §  2"]  und  28.  Die  Innungen  bestehen  nicht  bloß  aus 
den  selbständigen,  sondern  auch  aus  den  unselbständigen  Innungs- 
genossen, welche  nach  erlangter  Volljährigkeit  sämtlich  ohne 
Unterschied    zur  Vertretung   aller  Standesinteressen    berufen  sind. 

Zu  §  29.  Da  in  dem  Anhange  die  Verpflegung  aller  Kranken 
auf  Staatskosten  beantragt  ist,  so  kann  von  einer  Gesellen- 
Krankenkasse  nur  insoweit  die  Rede  seyn,  als  durch  dieselbe 
eine  besondere  Verpflegung  bezweckt  werden  soll.  Es  kann 
demnach  Niemand    zu    derartigen  Beiträgen    verpflichtet   werden. 

Was  die  Wanderkasse  anbelangt,  so  glauben  wir,  daß  nicht 
durch  sie,  sondern  durch  Aufhebung  des  mäßigen  und  planlosen 
Umherirrens  der  Gesellen  überhaupt  geholfen  werden  muß;  jeden- 
falls aber  könnten  nicht  die  Meister,  sondern  bloß  die  Gesellen 
zu  Einlagen  in  diesen  Kassen  berechtigt  seyn. 
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Zu  §  30.  Der  Geselle  kann  der  Innung  nicht  beitreten,  da 
er  ihr  schon  ohnehin  angehört. 

Die  Errichtung  von  Hülfskassen  hingegen  ist  Sache  der  frei- 
willigen Innungsvereine,  deren  es  in  jeder  Innung  zwei,  nämlich 
für  selbständige  und  für  nicht  selbständige  Innungsmitglieder 
giebt. 

Zu  §  31.  Da  allen  Produzenten,  sowohl  Fabrikanten  als 
Handwerkern,  ihre  Erwerbssphäre,  also  auch  die  Zahl  der  von 
ihnen  zu  beschäftigenden  Personen  vorgeschrieben  wird,  so  ist 
ein  Übergriff  des  Einen  in  den  Anderen  Wirkungskreis  schon 
dadurch  abgewendet,  und  die  hier  angeführte  Beschränkung  der 
Gesellen,  welche  abwechselnd  bei  Meistern  und  Fabrikanten 
Arbeit  finden  können,  zweckwidrig. 

Tit.  V. 
Meister. 

Zu  §  2)2.  Die  Prüfungsbehörde  für  Meister  soll  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  für  Gesellen  zusammengesetzt  werden,  jedoch  mit 
dem  Unterschiede,  daß  nur  Meister  in  dieselbe  gewählt  werden 
können,  und  die  Zahl  der  Geschworenen  sich  der  größeren  Wich- 
tigkeit wegen  auf  5   beläuft. 

Zu  §  33.  Zur  Meisterprüfung  muß  der  Geselle  jederzeit  zu- 
gelassen werden,  da  die  Erlangung  der  Meisterwürde  lediglich 
von  dem  Nachweis  der  Befähigung  abhängig  seyn  kann. 

Die  Begründung  eines  eigenen  Geschäftes  hingegen  soll  aller- 
dings an  die  Errichtung  des  25  sten  Lebensjahres  gebunden  seyn. 
Der  Nachweis  über  Benutzung  der  Wanderzeit  kann,  sobald  Nie- 
mand zum  Wandern  verpflichtet  ist,  nicht  verlangt  werden. 

Bei  Erlangung  der  Meisterwürde  soll  ein  größerer  Werth  auf 
die  theoretische,  als  die  praktische  Prüfung  gelegt,  und  die  erstere 
auf  Grund  eines  gesetzlich  einzuführenden  Lehrbuches  für  jede 
Innung  vorgenommen  werden.  Die  praktische  Prüfung  soll  sich 
auf  Anfertigung  von  in  den  Innungsstatuten  vorgeschriebenen  ein- 
fachen und  nicht  kostbaren  Meisterstücken  beschränken,  und  die 
ganze  Prüfung  nicht  über  10  Arbeitstage  dauern. 

Die  angeführten  nachträglichen  Prüfungen  sind,  da  kein  Ge- 
setz rückwirkende  Kraft  haben  kann,  jedenfalls  unzulässig. 

Zu  §  34.  Die  Prüfungsbehörde  soll  sich  zweckmäßigerweise 
halbjährig  versammeln,    und  ein  Zurückgewiesener    nicht  in  dem- 
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selben,  sondern  erst  in  dem  darauffolgenden  Semester  von  Neuem 
zur  PrüfunjT  zugelassen  werden. 

Glaubt  er  sich  indessen  partheiisch  behandelt,  so  steht  es 
ihm  frei,  an  jede  beliebige  Prüfungsbehörde  zu  appelliren,  und 
sich  nochmals  prüfen  zu  lassen.  Die  Appellation  muß  jedoch 
sogleich  stattfinden,  und  kann  nicht  wiederholt  werden. 

Zu  §  35.  Da  vorauszusetzen  ist,,  daß  Mitglieder  der  Prüfungs- 
behörde, die  sich  eine  gröbliche  Verletzung  ihrer  Pflichten  zu 
Schulden  kommen  ließen,  nicht  wieder  gewählt  werden,  so  scheinen 
uns  gesetzliche  Bestimmungen  zu  deren  Ausschließung  überflüssig. 

Zu  §  36.  Da  einer  Verwaltungsbehörde  unter  keiner  Be- 
dingung eine  willkührlichc  Abänderung  der  Gesetze  erlaubt  werden 
kann,  so  müssen  die  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Bestimmung 
über  das  zur  Niederlassung  erforderliche  Alter  jedenfalls  durch 
das  Gesetz  selbst  ausgesprochen  werden.  Es  wäre  demnach  fest- 
zustellen, daß  in  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Familie  jeder 
Sohn,  der  das  Geschäft  seines  verstorbenen  Vaters  übernehmen 
will,  nach  bestandener  Prüfung  keinerlei  Beschränkung  zu  unter- 
werlen  sey. 

Zu  §  ly.  Der  Werkführer  einer  Wittwe  soll  verpflichtet  seyn, 
3  Monate  vor  seinem  Austritt  aus  dem  Geschäft  derselben  zu 
kündigen.  (Die  Minorität,  welche  Protest  gegen  diesen  Beschluß 
einlegte,  war  der  Meinung,  daß  der  W'erkführer  erst  3  Monate 
nach  seinem  Austritt  aus  dem  Geschäft  einer  Wittwe  an  dem 
Wohnort  derselben  ein  eigenes  Geschäft  begründen  dürfe.)  Alle 
stimmten  darin  überein,  daß  der  beabsichtigte  Zweck  durch  die 
kürzere  Frist  von  3  Monaten  ebenso  gut  erreicht  werde,  wie  durch 
die  längere  von  einem  halben  Jahre. 

Tit.  VI. 
Rechte  und  Pflichten  der  Innungen  und  Innungsmeister. 

Zu  §  38  u.  39.  lieber  das  Verhältnis  der  Innungen  zu  den 
örtlichen  Innungs-Vereinen  haben  wir  uns  dahin  ausgesprochen, 
daß  die  Letzteren  keinen  öffentlichen,  sondern  nur  einen  privaten 
Charakter  tragen.  Da  sie  indessen  zur  P'örderung  der  Gesamt- 
interessen ganzer  Stände  dienen,  so  ist  zu  wünschen,  daß  ihnen 
Genossenschaftsrecht  eingeräumt  werde. 

Zu  i^  40  bemerken  wir,  daß  das  freie  Niederlassungsrecht, 
was    wir    für  jeden   Staatsangehörigen    in    ganz  Deutschland   ver- 
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langen,  mit  dem  Innungswesen  in  keinem,  am  wenigsten  aber  in 
einem  störenden  Zusammenhange  stehet.  Im  Gegentheil  würde 
das  Aufblühen  der  Gewerbe  durch  uneingeschränkte  Freizügigkeit 
nur  gefördert  werden. 

Zu  §  41.  Indem  wir  der  Tendenz  dieses  Paragraphen  bei- 
pflichten, machen  wir  den  Vorschlag,  daß  der  Uebergang  von 
einem  Geschäft  zum  andern  nur  von  dem  theoretischen  Examen 
abhängig  gemacht  werde,  da  eine  Verpflichtung  zum  praktischen 
in  vielen  Fällen  den  Geschäftswechsel  unmöglich  machen  würde. 

Zu  §  42  u.  43.  Die  Bestimmung,  daß  jeder  Unternehmer, 
sey  er  Handwerker  oder  Fabrikant,  nur  ein  Hauptgeschäft,  und 
zwar  mit  einer  gesetzlich  festzustellenden  Zahl  von  Personen 
treiben  darf,  halten  wir  für  die  Grundlage  einer  jeden,  die  Macht 
des  Kapitals  brechenden  Innungs-Verfassung.  Die  Ausarbeitung 
der  speziellen  Innungs-Verfassung,  in  welcher  festzustellen  ist,  was 
iinter  einem  Hauptgeschäft  verstanden  werden  soll,  und  inwiefern 
Hülfs-  und  Nebengeschäfte  damit  verbunden  werden  dürfen,  wird 
den  schwierigsten  aber  auch  den  wichtigsten  Theil  der  neuen 
socialen  Gesetzgebung  ausmachen.  Eine  Beschränkung  des  freien 
Niederlassungsrechtes  halten  wir  im  Allgemeinen,  und  namentlich, 
wenn  sie  von  Verwaltungsbeamten  ausgehen  sollte,  für  unzulässig, 
weil  dadurch  gewissen  Innungsgenossen  Vorrechte  eingeräumt 
würden. 

Zu  §  44.  Nach  unserm  Dafürhalten  sollte  der  Betrieb  eines 
jeden  Handwerkes  in  jeder  Gemeinde,  so  lange  noch  kein  Fach- 
meister dafür  vorhanden  ist,  Jedermann,  und  zwar  ohne  desfallsige 
Erlaubniß  von  Verwaltungsbeamten,  gestattet  seyn. 

Zu  §  45.  Die  spezielle  Gewerbeordnung,  welche  aus  den 
Statuten  sämtlicher  Innungen  besteht,  muß  folgerecht  die  Geschäfts- 
befugnisse einer  jeden  Innung  feststellen  und  derselben  einen 
gesetzlichen  Namen  ertheilen. 

Zu  §  46.  Wenn  der  Fabrikant  ebenso  wie  der  Handwerker 
seine  Geschäftsgrenze  gesetzt  bekommt,  so  ist  in  derselben  schon 
die  Anzahl  der  zu  seinem  Geschäfte  nöthigen  Hülfsarbeiter  in 
Rechnung  gebracht,  und  das  Halten  der  Letzteren  in  allen  Fällen 
zu  gestatten,  in  welchen  aus  praktischen  Gründen  gewisse  nicht 
zur  unmittelbaren  Erzeugung  der  Fabrikate  gehörende  Handwerks- 
geschäfte sich  nicht  von  dem  eigentlichen  Fabrikgeschäfte  absondern 
lassen.     Da   ferner    die  Fabrikinhaber    durch    die  Innungsordnung 
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auf  die  Erzeugung  bestimmter  Fabrikate  beschränkt  sind,  so  würde 
das  Gebot,  keine  Gesellen  in  seinem  Geschäfte  zu  verwenden^ 
nur  für  die  Letzteren  nachtheilig  seyn,  ohne  den  Handwerks- 
meistern zu  nützen ;  da  die  Fabrikanten  an  der  Stelle  der  Gesellen 
andere  Arbeiter  ausbilden  würden,  die  ihrerseits,  weil  ihnen  die 
Meisterwürde  unzugänglich  wäre,  ebenfalls  in  eine  falsche  Stellung^ 
geriethen. 

Zu  §  47.  Da  nur  Innungs-Mitglieder  zur  Ausübung  eines 
Handwerks  berechtigt  sind,  so  können  sich  folgerecht  auch  keine 
anderweitige  Personen  dabei  betheiligen. 

Beiläufig  bemerken  wir,  daß  auch  aus  Innungsgenossen  be- 
stehende Sozietätsgeschäfte  niemals  die  für  ein  Geschäft  bestimmte 
Geschäftsgrenze  überschreiten  dürfen. 

Innungsmitglieder  verschiedener  Gewerke  können  sich  nur 
zu  Fabrikgeschäften  (z.  B.  einer  Wagenfabrik)  und  zwar  innerhalb 
der  für  die  Letzteren  gesetzten  Geschäftsgrenze  verbinden,  weil 
anderweitige  Assoziationen  das  Uebergewicht  des  großen  Betriebes 
über  den  kleinen  von  Neuem  begründen  würden. 

Zu  §  48  u.  49.  Wollte  man  den  Kaufleuten  den  Handel 
mit  gewerblichen  Erzeugnissen  verbieten,  und  diese  nur  den 
Innungsmeistern  gestatten,  so  würden  sich  die  Reichsten  unter 
diesen  in  Kaufleute  verwandeln,  also  im  Allgemeinen  durch  diese 
Beschränkung  dem  Handwerksstande  nicht  genützt,  wohl  aber 
den  Consumenten  durch  Erschwerung  des  Waaren-Einkaufes  ge- 
schadet werden. 

Ebenso  scheint  es  uns  angemessen,  den  Innungsmeistern  an 
Orten,  wo  Gewerbehallen  sind,  den  Handel  mit  den  in  ihr  Fach 
einschlagenden  Erzeugnissen  zu  verbieten,  da  der  Einzelne  mit 
der  Gewerbehalle  im  Allgemeinen  nicht  konkurriren  kann,  wohl 
aber  in  besonderen  Fällen,  sowohl  den  Innungsmeistern  als  Con- 
sumenten durch  dieses  Verbot  Unbequemlichkeiten  erwachsen. 
Richtet  man  in  jeder  Gemeinde,  ohne  Ausnahme,  auf  öffentliche 
Kosten  Gewerbehallen  ein,  welche  zur  Vermittelung  des  Umsatzes 
aller  gewerblichen  Erzeugnisse  von  ganz  Deutschland  bestimmt 
sind,  und  unter  einer  gemeinschaftlichen  Verwaltung  stehen,  so 
wird  dadurch  der  Waaren-Umsatz  so  wohlfeil  und  bequem  ge- 
macht werden,  daß  alle  Verbote  sowohl  für  Innungsmeister  als 
Kaufleute  überflüssig  sind. 

Zu  §  50.     Nur   die  Errichtung   von    Gewerbehallen    in   jeder 
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Gemeinde  ermöglicht  das  Verbot  des  zu  mancherlei  Betrug  führen- 
den Hausirhandels. 

Warum  das  Arbeiten  herumziehender  Handwerker  verboten 
seyn  soll,  können  wir  um  so  weniger  einsehen,  als  es  Geschäfte 
giebt,  die  nur  in  der  genannten  Weise  betrieben  werden  können. 

Zu  §  51.  Die  Handwerke  unterscheiden  sich  von  den  Fabriken 
dadurch,  daß  sie  vorzugsweise  örtliche  Bedürfnisse  befriedigen, 
während  die  Letzteren  lediglich  versendbare  Produkte  erzeugen 
und  deßhalb  ein  weitgrößeres  Marktgebiet  haben.  Aus  dem  Ge- 
sagten geht  hervor,  daß  die  nach  dem  örtlichen  Bedürfniß  sich 
richtende  natürliche  Vertheilung  der  Handwerke  durch  eine  ge- 
setzliche Regulirung  nur  gestört  werden  kann ,  während  bei 
Fabriken,  die  sich  erfahrungsmäßig  aus  rein  künstlichen  Ursachen 
in  einzelnen  Gegenden  in  unnatürlicher  Weise  anhäufen,  eine 
naturgemäßere  Vertheilung  durch  gesetzliche  Bestimmungen  er- 
forderlich seyn  kann. 

Zu  §  52.  Wir  halten  überhaupt  dafür,  daß  eine  bestimmte 
Grenzlinie  zwischen  privaten  und  öffentlichen  Geschäften  gezogen 
werde,  und  daß  sowohl  der  Betrieb  der  Handwerke  und  Fabriken, 
als  auch  des  Ackerbaues,   zu  den  Privaten  gerechnet  werden  soll. 

Zu  §  53.  Durch  die  Bestimmungen  der  Geschäftsgrenze  wird 
■der  unnatürlichen  Erniedrigung  der  Preise  nicht  nur  bei  den  öffent- 
lichen, sondern,  was  viel  wichtiger  ist,  auch  bei  den  privaten  Ar- 
beiten vorgebeugt. 

Zu  §  54.  Jeder  Meister  soll  unter  allen  Umständen  einen 
Lehrling,  und  niemals  mehr  als  ein  Drittel  von  der  Zahl  seiner 
Gesellen  halten  können.  Wir  sagen  absichtlich  nicht  mehr  als 
ein  Drittel,  da  für  manche  Gewerbe,  wie  z.  B.  für  die  Bauhand- 
werke, in  deren  Innungsstatuten  eine  noch  geringere  Zahl  von 
Lehrlingen  vorgeschrieben  werden  muß. 

Die  dem  Meister  zu  ertheilende  Befugniß,  nach  Ablauf  der 
halben  Lehrzeit  seines  Lehrlings  einen  zweiten  annehmen  zu 
dürfen,  möchten  wir  deßhalb  nicht  einräumen,  weil  ohne  sie  die 
raschere  Ausbildung  des  Lehrlings,  um  ihn  möglichst  schnell  nutz- 
bringend verwenden  zu  können,  im  Interesse  des  Meisters  liegt. 
Jedenfalls  sind  indessen  willkührliche  Bestimmungen  einer  Ver- 
waltungsbehörde auch  hier  ganz  unzulässig. 

Zu  §  55.  Auch  wir  billigen  die  Bestimmung,  daß  durch 
richterliches  Erkenntniß  gewissen  Lehrherren  das  Recht,  Lehrlinge 
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ZU  halten,  entzogen  werden  könne,  und  zwar  als  eine  über  solche 
Meister  zu  verhängende  Strafe,  welche  ihre  Pflichten  gegen  Lehr- 
linge gröblich  verletzt  haben,  halten  aber  eine  Wiederverleihung 
dieses  Rechtes  durch  Verwaltungsbehörden  für  unzulässig. 

Zu  §  56.  Da,  wie  schon  früher  erwähnt,  die  Wittwen  das 
Gewerbe  ihres  Mannes  nur  durch  Werkführer,  welche  bereits  die 
Meisterprüfung  bestanden  haben,  fortsetzen  dürfen,  so  müssen  sie 
auch  das  Recht  haben,  Lehrlinge  zu  halten. 

Zu  §  57.  Für  alle  wesentliche  Erfindungen,  welche  die 
soziale  Kammer  für  neu  erklärt,  soll  dem  Erfinder  ein  10  bis 
20jähriges  Patent  ertheilt  werden.  Da  er  jedoch  wegen  der  Ge- 
schäftsgrenze seine  Erfindung  nicht  selbst  in  lukrativer  Weise  aus- 
beuten kann,  so  wird  er  sich  genöthigt  sehen,  dieselbe  gegen 
eine  mäßige  Entschädigung  auch  seinen  Conkurrenten  zur  Aus- 
beutung zu  überlassen,  wodurch  nicht  nur  für  beide  Theile, 
sondern  auch  für  das  Publikum  die  größtmöglichsten  Vortheile 
erlangt  werden.  Minder  wichtige  Erfindungen,  für  welche  das 
genannte  Verfahren  zu  weitläufig  wäre,  können  auf  öffentliche 
Kosten  angekauft  und  den  Betheiligten  zur  freien  Benutzung  über- 
geben werden. 

Zu  §  58.  Mit  diesem  Paragraphen  sind  wir  einverstanden 
und  legen  namentlich  auf  die  Angabe  der  Qualität  der  Waaren 
so  wie  des  Namens  der  Produzenten  ein  großes  Gewicht. 

Zu  §  59.  Wollte  man  die  öffentlichen  Versteigerungen  neuer 
Gewerbserzeugnisse  verbieten,  so  würde  man  dadurch  die  Pro- 
duzenten derselben,  welche  sich  durch  die  Umstände  zur  Ergreifung 
dieses  Mittels  gezwungen  sehen,  zu  einer  für  sie  noch  nachtheiligeren 
Verwerthung  ihrer  Waaren  nöthigen. 

Tit.  VII. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Zu  §  60.  Mit  der  Aufhebung  aller  Realitäten  und  einer  an- 
gemessenen Entschädigung  der  dabei  betheiligten  Eigenthümer 
erklären  wir  uns  vollkommen  einverstanden. 

Zu  §  61.  Da  der  Wahlmodus  nach  absoluter  Stimmenmehr- 
heit in  den  meisten  Fällen  praktisch  nicht  durchzuführen  ist,  so 
kann  er  oft  als  allgemeine  Regel  gelten. 

Zu  §  62.  Wir  sind  der  Ansicht,  daß  alle  gewerbliche  Ver- 
handlungen und  Prüfungen  ohne  Ausnahme  öffentlich  seyn  können. 
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Zu  §  63  ist  ZU  bemerken,  daß  die  Beiträge  zu  den  Lasten 
der  Innungsvereine  von  den  Beschlüssen  der  Betheiligten  ab- 
hängen müssen. 

Zu  §  64  erwähnen  wir,  daß  sowohl  die  allgemeine  Industrie- 
ordnung als  auch  die  besondere,  oder,  was  dasselbe  ist,  die 
Innungsstatuten  Theile  der  Reichsgesetzgebung  ausmachen,  also 
auch  von  ein  und  demselben  Gesetzgeber  herrühren  müssen. 

Zu  §  65.  Die  allein  wirksame  und  auch  vollkommen  aus- 
reichende Beschränkung  des  Großbetriebs,  gleichviel,  ob  in  Hand- 
werken oder  Fabriken,  besteht  in  der  theils  früher,  theils  im  An- 
hang empfohlenen  Geschäftsgrenze. 


Anhang. 

Mittel   zur  Hebung    des    deutschen  Handwerker-  und 
Ge  Werbestandes. 

Zu  a.  Mit  derartigen  Schutzzöllen  sind  wir  ebenso  einver- 
standen, als  wir  uns  gegen  die  bisherigen  erklären  müssen,  die 
nicht  zum  Schutz  einer  inneren  Ordnung,  sondern  nur  zur  Be- 
gründung von  Monopolen  für  einige  große  Kapitalisten  eingeführt 
worden  sind.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  zwischen 
Ländern,  welche  eine  gleiche  innere  Organisation  einführen,  alle 
Zolllinien  wegfallen. 

Zu  b.  Da  alle  größeren  Länder  unnatürlich  bevölkert  sind, 
wenn  sie,  wie  z.  B.  England,  ihre  nöthigen  Subsistenzmittel  nicht 
selbst  erzeugen,  so  muß  die  Ein-  und  Ausfuhr  der  letzteren  so 
regulirt  werden,  daß  der  Entstehung  einer  künstlichen,  auf  Kosten 
des  Auslandes  lebenden  Bevölkerung  entgegengewirkt  wird.  Aus 
diesem  Grunde  sind  wir  mit  den  angeführten  Ausfuhrzöllen  ein- 
verstanden. Es  versteht  sich  dabei  von  selbst,  daß  die  in  Rede 
stehenden  Rohstoffe  frei  eingeführt  werden,  sobald  ihr  Preis  über 
den  Durchschnittspreis  steigt. 

Zu  c.  Ausfuhrprämien  führen  zu  künstlichen  Industriezweigen, 
welche  zu  Gunsten  des  Auslandes  auf  Kosten  der  inländischen 
Steuerpflichtigen  gegründet  und  unterhalten  werden,  also  durch- 
aus verwerflich  sind. 

Zu  d.  Diese  Bestimmung  wird  wohl  nirgends  Widerspruch 
finden. 
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Zu  e.  Als  wichtigste  Rücksicht  bei  solchen  Handelsverträgen 
heben  wir  die  hervor,  daß  sie  der  inneren  Industrie  eine  anhaltende 
und  gleichförmige  Beschäftigung,  das  heißt  nicht  künstliche  Reiz- 
mittel, sondern  wirkliche  Nahrung  schafien  soll. 

Zu  f.  Obwohl  wir  die  Einführung  von  Progressivsteuern 
nicht  im  Entferntesten  für  ein  genügendes  Ausgleichungsmittel 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  halten,  so  wollen  wir  deren  Nutzen 
für  die  Dauer  der  Übergangsperiode,  welche  zwischen  die  gegen- 
wärtige industrielle  Anarchie  und  eine  spätere  vernunftgemäße 
soziale  Ordnung  fällt,  nicht  bestreiten. 

Zu  g.  Es  wird  kein  Sachverständiger  verkennen,  daß  Deutsch- 
land, wenn  anders  noch  von  seiner  Einheit  die  Rede  seyn  soll, 
ein  gemeinschaftliches  Banksystem  haben  muß.  Uebrigens  er- 
klären wir  uns  auf  das  Bestimmteste  gegen  die  Emission  von  allem 
unreellen  Papiergeld,  sowie  gegen  die  Beibehaltung  der  bestehenden 
Zettelbanken,  da  ein  redliches  Volk,  wie  das  deutsche,  den  indi- 
rekten Diebstahl  nicht  gesetzlich  organisieren  darf. 

Zu  h.  Der  hier  beabsichtigte  Zweck,  den  Bauhandwerker 
zu  schützen,  scheint  uns  vollständig  erreicht  zu  werden,  wenn 
man  die  Hypothekargläubiger  für  die  Bezahlung  des  Neubaues 
haften  läßt. 

Zu  i  und  k  fügen  wir  noch  hinzu,  daß  eine  gemeinschaftliche 
von  dem  P..eich  ausgehende  Schulverwaltung  für  ganz  Deutsch- 
land durchaus  erforderlich  ist,  wenn  eine  naturgemäße  örtliche 
Vertheilung  aller  Schulen,  sowie  eine  ineinander  greifende  Organi- 
sation erzielt  werden  soll. 

Zu  1.  Wir  halten  namentlich  in  Rücksicht  auf  die  Anwendung 
des  Längenmaßes  die  Henschelsche  Verbesserung  des  metrischen 
Systems,  nach  welcher  der  menschliche  Schritt  gleich  ^'jq  Meter 
zur  Einheit  angenommen  wird,  für  sehr  empfehlenswert,  möchten 
uns  aber  nur  unter  der  Bedingung  dafür  erklären,  daß  diese  Ver- 
besserung auch  in  den  Nachbarstaaten  eingeführt  wird,  weil  selbst 
das  schlechteste  System  bei  allgemeiner  Verbreitung  größere  Vor- 
theile  gewährt,  als  eine  Reihe  von  minder  verbreiteten  guten 
Systemen. 

Zu  m  und  n.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  daß  diejenigen  Ge- 
werbe, welche  mit  den  Strafanstalten  in  Conkurrenz  treten,  unter 
Umständen  dadurch  fühlbar  beeinträchtigt  werden.  So  sehr  wir 
nun  eine  Abhülfe  dieses  Uebelstandes   wünschen,    so  können    wir 
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uns  doch,  seiner  großen  praktischen  Schwierigkeiten  wegen,  nicht 
für  das  vorgeschlagene  Mittel  erklären.  Was  man  gewöhnlich 
Strafanstalten  zu  nennen  pflegt,  sollten  nur  Zwangserziehungs- 
Anstalten  seyn ;  weshalb  die  Sträflinge  auf  eine  ihrem  späteren 
Lebenslauf  entsprechende  Weise  beschäftigt  werden  müssen.  — 
Da  nachweislich  ^  ,„  aller  Vergehen  eine  noth wendige  Folge  unserer 
falschen  sozialen  Einrichtungen  sind,  so  müssen  wir  die  Einführung 
einer  neuen,  vernunftgemäßeren  sozialen  Ordnung  als  das  kräftigste 
Mittel  zur  Abhülfe  der  in  Rede  stehenden  Uebelstände  be- 
trachten. 

Zu  o.  Jeder  Staat,  welcher  nicht  allen  Staatsangehörigen,  die 
arbeiten  wollen,  einen  zur  Befriedigung  der  allgemeinen  Nothdurft 
hinreichenden  Erwerb  sichert,  zwingt  dieselben,  da  das  Betteln 
erfahrungsmäßig  keine  Abhülfe  gewährt,  zum  Stehlen  oder  zum 
Verhungern;  und  wenn  unsere  hochweisen  Staatsmänner  das  all- 
mählige  \"erhungern  der  Arbeitslosen  für  eine  Bürgerpflicht  halten, 
so  werden  sie  gewiß  den  dazu  Verpflichteten  gestatten,  an  der 
Vollendung  ihrer  staatswirthschaftlichen  Systeme  zu  zweifeln. 

Zu  p.  Wiewohl  wir  im  Allgemeinen  die  Einrichtung  von 
Versicheruftgskassen  für  das  geeignetste  Mittel  zur  Hülfeleistung 
in  Unglücksfällen  halten,  so  scheint  uns  dasselbe  dennoch  in  dem 
vorliegenden  Falle  aus  praktischen  Gründen  nicht  anwendbar  zu 
seyn,  weshalb  wir  uns  ebenfalls  für  direkte  Hülfeleistung  durch 
den   Staat  erklären. 

Zu  q.  Die  begründetste  Einwendung,  welche  die  Anhänger 
-der  freien  Conkurrenz,  die  das  Nationalvermögen  in  den  Händen 
weniger  bevorzugter  Kapitalisten  konzentriren  möchten,  gegen 
eine  gleichförmigere  Vertheilung  desselben  vorbringen,  ist  die,  daß 
der  Arme  weniger  zum  Sparen  geneigt  sey,  als  der  Reiche,  und 
deshalb  der  Letztere  am  meisten  zur  Anhäufung  nützlicher  Kapi- 
talien beitrage.  Man  wird  indessen  leicht  einsehen,  daß  einer 
solchen  Verwendung  des  Nationalv'ermögens  durch  die  gesetzliche 
Verpflichtung  eines  Jeden  zu  gewissen  Ersparnissen  leicht  vor- 
gebeugt werden  kann. 

Zu  r.  Auch  wir  sind  der  Meinung,  daß  Jedermann,  der  eine 
Familie  begründet,  die  Befähigung  zu  deren  Erhaltung  nach- 
weisen muß. 

Zu  s.  Die  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  vorhandene 
Kluft    zwischen  Handwerkern    und  Fabrikanten,    die    von  Tag   zu 
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Tag  eine  feindlichere  Stellung  gegen  einander  annehmen,  wird 
durch  Einführung  bestimmter  Erwerbssphären  für  alle  einzelnen 
Industriezweige  ausgefüllt.  Da  die  für  viele  F'abriken  zu  setzende 
Geschäftsgrenze  nicht  größer  seyn  wird,  als  die  für  verwandte 
Handwerke,  und  dadurch  der  Übergang  der  Handwerker  zu  dem 
durch  keine  Prüfung  zu  beschränkenden  Fabrikbetrieb  sehr  leicht 
zu  bewerkstelligen  ist,  so  wird  dadurch  dem  Schaden  vorgebeugt, 
welchen  der  Handwerkerstand  jetzt  durch  die  fabrikmäßige  Ver- 
fertigung so  vieler  seiner  Erzeugnisse  erleidet. 

Zu  t.  Obwohl  sich  Wege-  und  Wasserzölle,  insofern  deren 
Ertrag  nur  zur  Erhaltung  der  Land-  und  Wasserstraßen  verwandt 
wird,  rechtfertigen  lassen,  so  müssen  wir  uns  dennoch  für  deren 
Abschaffung  aussprechen,  weil  durch  ihre  Erhebung  das  Publikum 
sehr  belästigt  wird,  und  außerdem  eine  Reihe  unproduktiver  Be- 
amten dazu  erforderlich  ist. 
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Die    Gesellschaft. 

Der  Mensch  kann  sich  bei  der  Verfolgung  seiner  Lebens- 
zwecke auf  sich  selbst  beschränken  oder  mit  andern  in  Be- 
ziehungen treten,  und  zwar  in  unmittelbare  oder  mittelbare  und 
im  letzteren  Falle  wieder  in  nähere  oder  entferntere.  Alle  mensch- 
lichen Lebensäußerungen  zerfallen  hiernach  in  zwei  wesentUch 
verschiedene  Arten,  in  einzelschaftlich  e  (singulaere)  und  ge- 
sellschaftliche (societaere),  so  daß  eine  jede  derselben  einen 
entsprechenden  Lebenskreis  darstellt.  Der  Mensch  kann  sich 
zwar  möglicher  Weise  auf  einen  dieser  Lebenskreise  beschränken, 
würde  jedoch  wenn  er  es  thäte  seine  Gesammten  Lebenszwecke 
nur  in  der  aller  mangelhaftesten  Weise  zu  erreichen  vermögen, 
und  hat  naturgesetzlich  einen  so  mächtigen  Trieb  sich  abwechselnd 
in  beiden  zu  bewegen,  daß  er  niemals  gänzlich  auf  einen  derselben 
verzichtet.  Man  kann  ihn  also  mit  allem  Recht  sowohl  ein 
Eingeschafts-  als  ein  Gesellschaftswesen  nennen. 

Mit  dem  Wort  Gesellschaft  (Societaet)  werden  so  verschiedene 
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Begriffe  verbunden,  daß  wir  uns  zunächst  mit  der  Unterscheidung 
derselben  befassen  müssen.  Unter  Gesellschaft  im  weitesten 
Sinn  versteht  man  jede  Gesammtheit  von  Menschen,  welche  in 
Lebensbeziehungen  zu  einander  stehen.  Bedient  man  sich  des 
Wortes  Gesellschaft  in  diesem  Sinne,  so  kann  dies  nur  mit  Hinzu- 
fügung eines  die  Art  der  in  Rede  stehenden  Gesellschaft  be- 
zeichnenden Wortes  geschehen,  d.  h.  man  muß  angeben,  ob 
man  von  der  allgemeinen  menschlichen,  einer  volklichen,  einer 
Eisenbahn-  oder  einer  Tischgesellschaft  spricht.  Gesammtheiten  von 
Menschen,  welche  nicht  alle  sondern  nur  gewisse  Arten  von 
Lebensbeziehungen  mit  einander  gemein  haben,  werden  auch 
Genossenschaften  und  Gesammtheiten  von  Menschen,  welche 
zur  Verfolgung  (aller  oder  gewisser)  gemeinsamer  Lebenszwecke 
sich  verbunden  haben,  Vereine  genannt.  Jede  Genossenschaft  und 
jeder  Verein  ist  also  auch  eine  Gesellschaft,  aber  nicht  jede 
Gesellschaft  auch  eine  Genossenschaft  oder  ein  Verein,  in  gleicher 
Weise  jeder  für  besondere  Lebenszwecke  gebildete  Verein  auch 
eine  Genossenschaft,  aber  nicht  jede  Genossenschaft  ein  Verein.  Man 
sollte  jedoch  der  Deutlichkeit  wegen  das  Wort  Gesellschaft  nicht 
für  Genossenschaften  oder  Vereine  und  das  Wort  Genossenschaft 
nicht  für  Vereine  gebrauchen,  also  z.  B.  nicht  etwa  einen  Antheil- 
verein  (Actienverein),  eine  Antheilgesellschaft  oder  eine  Zunft  eine 
Genossenschaft  nennen. 

Außer  der  eben  besprochenen  allgemeinen  Bedeutung  des 
Wortes  Gesellschaft,  hat  dasselbe  noch  folgende  besonderen  Be- 
deutungen.    Man  versteht  nehmlich  unter  demselben : 

Erstens  eine  Gesamtheit  von  Menschen,  welche  in  allen  bei 
ihnen  vorkommenden  d.  h.  sowohl  der  bei  ihren  sämmtUchen 
Mitgliedern  als  der  nur  bei  einem  Theil  derselben  vorkommenden 
Lebensbeziehungen  zu  einander  stehen,  so  daß  die  Mitglieder,  ihre 
Genossenschaften  und  Vereine  nur  als  besondere  ihr  angehörige 
Kreise  aufgefaßt  werden.  Nach  dieser  Begriffsbestimmung  zerfallen 
die  gesellschaftlichen  Lebensbeziehungen  in  allgemeine,  welche 
alle  Mitglieder  der  Gesellschaft  und  in  besondere,  welche  nur 
die  Mitglieder  der  Gesellschaftskreise  mit  einander  gemein  haben. 
Unter  Gesellschaftskreisen  werden  bald  Kreise  von  gesell- 
schaftlichen Lebensbeziehungen ,  bald  Kreise  von  Gesellschafts- 
gliedern verstanden.  Im  ersteren  Falle  gibt  es  so  viele  Gesell- 
schaftskreise   als    sich    Arten    von    allgemeiner    oder    besonderer 
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Lebensbeziehung  unterscheiden  lassen,  im  letztern  Fall  hingegen 
so  viele  als  Genossenschaften  oder  besondere  Vereine  in  der 
betreffenden  Gesellschaft  bestehen.  Wir  werden  uns  des  Wortes 
Gesellschaftskreis  stets  in  der  zulctztgcnannten  Bedeutung  bedienen. 
Die  Gesellschaft  in  dem  in  Rede  stehenden  Sinne  besteht  ent- 
weder aus  den  Bewohnern  der  ganzen  Erde  oder  den  Bewohnern 
eines  Theils  derselben,  eines  Weltteils,  eines  Landes  oder  eines 
Landbezirks,  so  daß  man  so  wohl  von  der  menschlichen  als  der 
europcäischen,  französischen  oder  pariser  Gesellschaft  reden  kann, 
und  deshalb  der  Umfang  derselben  angegeben  werden  muß, 
wenn  es  sich  nicht  wie  dies  gewöhnlich  der  Fall  ist  schon  aus 
dem  Sinn  der  Rede  ergiebt.  Unter  Land  verstehn  wir  einen  von 
einem  Volk,  und  zwar  einem  Sittenvolk  oder  einem  Staatsvolk 
bewohnten  Theil  der  Erde.  Ein  S  i  1 1  c  n  v  o  1  k  ist  eine  Gesammtheit 
von  Menschen,  welche  durch  Sittengleichheit  verbunden  sind,  ein 
Staats volk  hingegen  eine  Gesammtheit  von  Menschen,  welche 
einen  Staat  bilden.  Ein  Volk  der  einen  Art  kann  mehrere  Völker 
der  andern  Art  enthalten.  So  sind  z.  B,  die  Italiener  ein  aus 
mehreren  Staatsvölkern  zusammengesetztes  Sittenvolk,  und  die 
Oestreicher  ein  aus  mehreren  Sittenvölkern  zusammengesetztes 
Staatsvolk.  Wird  unter  Volk,  was,  wie  wohl  mißbräulich,  häufig 
geschieht,  die  Gesammtheit  der  mittleren  und  niederen  Stände 
eines  Staats-  oder  Sittenvolkes  verstanden ,  so  stellt  ein  Volk  in 
diesem  Sinne  keine  Gesellschaft,  sondern  nur  einen  wenn  auch 
sehr  großen  Gesellschaftskreis  dar. 

Zweitens  versteht  man  unter  Gesellschaft  die  halbheimige 
(halbprivate)  Seite  der  Gesellschaft  in  der  eben  angegebenen  Be- 
deutung. Eine  Begriffsbestimmung,  welche  jedoch  nur  auf  die 
Gesellschaft  von  Staatsvölkern  anwendbar  ist.  Bei  diesen  bilden 
nehmlich  sämmtliche  Mitglieder  einen  Verein,  welcher  seines  groß- 
möglichen Umfangs  wegen  der  öffentliche  genannt  wird,  und 
zur  Verfolgung  aller  oder  doch  der  wichtigsten  staatlichen  und 
meist  auch  anderweiter  Zwecke  bestimmt  ist.  Im  vollsten  Gegen- 
satz zu  diesem  weitesten  Verein  steht  die  Innschaft  (Famihe), 
sie  bildet  den  engsten  aller  Vereine,  welcher  deßhalb  vorzugvveise 
heimig  (privat)  oder,  was  dasselbe  ist,  ganzheimig  genannt  zu 
werden  verdient.  Da  nun  sämmtliche  Glieder  der  Gesellschaft  beiden 
Vereinen  angehören,  so  stellen  einerseits  die  öffentlichen  andererseits 
die  ganzheimigen  Lebensbeziehungen  zwei  Seiten  der  Gesellschaft 
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dar,  zwischen  welchen  noch  eine  dritte,  die  halbheimige  liegt. 
Diese  letztere  ist  es  nun,  welche  viele  Schriftsteller  und  unter 
diesen  auch  der  wegen  seiner  Forschungen  über  dieselbe  vorzugs- 
weise in  Betracht  kommende  R.  v.  Mohl  Gesellschaft  nennen. 
Wir  halten  es  für  angemessener  das  Wort  Gesellschaft  in  der 
bereits  besprochenen  Bedeutung  zu  gebrauchen  und  die  drei  in  Rede 
stehenden  Seiten  derselben  durch  die  Ausdrücke  öffentliche, 
halbheimige  und  ganzheimige  zu  bezeichnen.  Früher 
unterschied  man  hinsichtlich  der  Oeftentlichkeit  nur  zwei  Seiten  der 
Gesellschaft,  eine  öffentliche  und  eine  heimige,  bei  welcher  Ein- 
theilung  die  letztere  die  halb-  und  ganzheimige  einschließt,  und  viele 
Schriftsteller  namentlich  Bluntschli  sind  noch  jetzt  der  Meinung, 
daß  die  Eintheilung  der  heimigen  in  halb-  und  ganzheimige 
überflüssig  sei.  Wir  können  ihnen  nicht  beipflichten,  weil  die 
halbheimige  so  viele  und  wichtige  Arten  gesellschaftiger  Be- 
ziehungen umfaßt,  daß  ein  Name  dafür  die  Darstellung  der 
Geseflschaftslehre  erleichtert.  Der  Streit,  ob  die  kirchhchen 
Vereine  zur  öft'entlichen  oder  heimigen  Gesellschaft  gehören, 
beruht  darauf,  daß  man  sich  über  den  Begrif  der  Oeß'entlich- 
keit  nicht  klar  zu  werden  sucht,  sie  gehören  zur  öffentlichen, 
wenn  sie  alle  und  zur  heimigen,  wenn  sie  nicht  alle  Glieder  der 
Gesellschaft  umfassen,  und  können  in  beiden  Fällen,  da  die 
Unterscheidung  in  öftentliche  und  heimige  Gesellschaft  nur  bei 
Staatsvölkern  statthaft  ist,  von  weit  größerm  Umfang  sein  als  die 
betreffende  Gesellschaft. 

Drittens  verstehen  die  Rechtsgelehrten  unter  Gesell- 
schaft (Societaet)  einen  Verein,  welcher  eine  besondere  rechtliche 
Verfassung  hat.  Diese  Anwendung  von  dem  Worte  Gesellschaft 
sollte  um  so  mehr  vermieden  werden,  als  es  sonst  durch  ein 
anderes  z.  B.  durch  Mitschaft  ersetzt  werden  kann. 

Viertens  versteht  man  unter  Gesellschaft  alles  Zusammen- 
sein von  Menschen,  namentlich  Versammlungen  zum  Behuf  geselliger 
Unterhaltung,  deren  Mitglieder  zufällig  oder  in  Folge  von  Ein- 
ladungen zusamentreffen.  Gesellschaften  in  diesem  Sinn  stellen 
höchst  wandelbare  Gesellschaftskreise  dar  und  sind  nicht  mit  den 
minder  wandelbare  darstellenden  Vereinen  für  gesellige  Unterhal- 
tung zu  verwechseln.  Wir  werden  uns  des  Wortes  Gesellschaft  nur 
in  der  ersten  und  vierten  Bedeutung  bedienen,  weil  beide  Begriffe 
so  verschieden  sind,   daß  eine  Verwechselung    derselben    nicht  zu 
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befürchten  ist.  Nimmt  man  nun  das  Wort  Gesellschaft  in  der 
ersten  Bedeutung,  so  stellt  die  Schilderung  aller  Arten  von  Lebens- 
beziehungen so  wie  des  Zusammenhangs,  in  welchem  dieselben  unter- 
einander stehen,  eine  eigne  Wissenschaft,  die  Gesellschaftslehre 
dar,  welche  eine  sehr  beachtenswerthe  Hilfswissenschaft  sowohl  der 
Wirthschafts-  als  der  Rechtslehre  ist.  Sie  giebt  weder  an,  welche 
Lebenszwecke  wir  verfolgen,  noch  welche  Mittel  wir  zur  Erringung 
der  verfolgten  anwenden  sollen,  sondern  vermittelt  nur  die  Lebens- 
beziehungen, welche  bei  der  Verfolgung  menschlicher  Zwecke  noth- 
wendiger  d.  h.  naturgesetzlicher  Weise  entstehen.  Sie  gehört  also  nicht 
zu  den  Glaubens-  sondern  zu  den  Naturwissenschaften  und  erhält  in 
dem  Lehrgebäude  der  letzteren  ihre  Stelle  in  der  Lehre  vom  Menschen 
(der  Antropologie),  Neuerdings  giebt  es  auch  Schriftsteller,  welche 
von  einer  „socialen  Wissenschaft"  reden,  und  unter  dieser 
eine  Wissenschaft  verstehen,  welche  die  Gesetze  lehre,  wonach  sich 
die  Gesammtheit  aller  gesellschaftlichen  Lebensäußerungen  und  da- 
mit der  ganze  Verlauf  der  Weltgeschichte  richte.  Eine  solche  Wissen- 
schaft, welche  eine  neue  bisher  nicht  als  solche  anerkannte  Natur- 
wissenschaft sein  soll,  gibt  es  nicht.  Die  Annahme  des  Bestehens 
derselben  beruht  auf  der  irrigen  Voraussetzung,  die  Menschen  seien 
vollens  unfreie  Wesen  und  deßhalb  alle  ihre  Handlungen  nur  eine 
besondere  Weise  von  Naturerscheinungen. 

Bisher  ist  die  Gesellschaftslehre  nicht  als  besondere  Wissen- 
schaft bearbeitet  worden,  und  haben  sich  mit  der  Ausbildung 
derselben  nicht  die  Wirthschafts-  sondern  nur  die  Rechtslehrer  be- 
faßt. Die  älteren  Rechtslehrer  beschränkten  sich  jedoch  auf  Unter- 
suchungen über  die  beiden  wichtigsten  Vereine,  den  Staat  und 
die  Innschaft  (Familie),  und  nannten  die  Ergebnisse  ihrer  For- 
schungen nicht  Gesellschafts-  sondern  den  Theil  für  das  Ganze 
nehmend  Staatslehre,  die  neueren  haben  die  von  ihnen  gelassene 
Lücke  auszufüllen  gesucht  und  die  Ergebnisse  ihrer  sich  auf  die 
halbheimige  Seite  der  Gesellschaft  beschränkenden  Forschungen 
Gesellschaft  sichre  genannt,  weßhalb  es  denn  an  einer  voll- 
ständigen die  Gesellschaft  in  ihrem  ganzen  Umfang  behandelnden 
Darstellung  der  Gesellschaftslehre  noch  immer  gebricht.  Wir 
wollen  versuchen,  die  Grundzüge  der  Gesellschaftslehre  in 
dieser  weitesten  Bedeutung  zu  entwerfen.  Aus  dem,  was  wir 
bereits  oben  über  den  Begrift"  der  Gesellschaft  gesagt  haben,  er- 
hellt,   daß    die  Lehre   von  derselben  in  drei  Theile,    in   die  Lehre 
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von  der  ungesonderten  Gesellschaft,  welche  wir  Gesammtgesellschaft 
nennen  wollen,  in  die  Lehre  von  den  Genossenschaften  und  in 
die  von  den  Vereinen  zerfällt. 

I.    Die    Gesammtgesellschaft. 

Bei  näherer  Betrachtung  der  allgemeinen  d.  h.  der  allen 
Gesellschaftsgliedern  gemeinsamen  Lebensbeziehungen  ergibt  sich 
zunächst  der  sehr  wesentliche  Unterschied  unter  denselben,  daß 
sie  zum  Theil  dem  Range  nach  verschieden  sind,  zum  Theil  keine 
Rangverschiedenheiten  zeigen,  und  dadurch  in  zwei  Reihen  zer- 
fallen, wovon  die  eine  aus  über-,  die  andere  aus  nebeneinander 
liegenden  Arten  besteht.  Wir  wollen  die  der  ersten  Reihe  Ge- 
sellschaftsstufen, die  der  zweiten  Gesellschaftsseiten  nennen.  Da 
die  allgemeinen  Lebensbeziehungen  bei  allen  Gesellschaftsgliedern 
vorkommen,  also  jede  Art  derselben  eine  Richtung  der  gesammten 
Gesellschaft  darstellt,  so  ist  es  erlaubt,  das  Wort  Gesellschaft  mit 
einem  die  betreffende  Richtung  bezeichnenden  Zusatz  für  diese 
letztere  zu  gebrauchen,  also  z.  B.  bürgerliche  Gesellschaft  statt 
bürgerliche  Richtung  der  Gesellschaft  zu  sagen.  Nach  dieser  Be- 
nennungsweise scheidet  sich  die  Gesammtgesellschaft  in  so  viele 
Gesellschaften,  als  es  Gesellschaftsstufen  und  Gesellschaftsseiten 
gibt.     Beginnen  wir  mit  den  erstem. 

I.  Gesellschaftsstufen  giebt  es  drei.  Sie  stellen  die 
gläubige,  staatliche  und  bürgerliche  Gesellschaft  dar.  - 

a)  Die  gläubige  Gesellschaft  (religiöse),  bei  den  Christen 
auch  kirchliche  genannt.  Sie  umfaßt  alle  Lebensbeziehungen, 
welche  dadurch  entstehn,  daß  die  Gesellschaftsglieder  gläubige 
Ueberzeugungen  haben,  welche  letztere  wieder  in  gottes-,  schön- 
heits-,  Sitten-  und  rechtsgläubige  zerfallen.  Die  gläubigen  Lebens- 
zwecke können  sowohl  in  Vereinen  als  außerhalb  derselben  er- 
reicht werden  und  die  gläubigen  Vereine  sowohl  öffentliche  als 
halb-  und  ganzheimige  sein.  Die  gläubige  Gesellschaft  nimmt  den 
ersten  Rang  unter  den  Gesellschaftsstufen  ein,  Aveil  die  gläubigen 
Ueberzeugungen  für  die  Gestaltung  aller  Lebensverhältnisse  maas- 
gebend sind.  Gäbe  es  wie  öfters  behauptet  wird  Menschen,  welche 
keinen  Glauben  haben,  so  vvürde  die  gläubige  Gesellschaft  aus  der 
Reihe  der  Gesellschaftsstufen  ausfallen.  Die  Ansicht,  daß  es 
Menschen  ohne  Glauben  gebe,  ist  jedoch  eine  irrige  und  dadurch 
entstanden,  daß  Anhänger  eines  bestimmten  z.  B.  des  christlichen 
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Glaubens   andere,   deren    Glaube    nichts  mit  dem  ihrigen  gemein 
hat,  ungläubige  statt  andersgläubige  nennen. 

b)  Die  staatliche  Gesellschaft  (politische)  umfaßt  alle  Lebens- 
beziehungen, welche  durch  die  Herstellung  der  rechtlichen  Ord- 
nung entstehen.  Die  staatlichen  Lebenszwecke  lassen  sich  nur 
in  Vereinen,  in  öffentlichen  oder  halbheimigen,  verfolgen,  müssen 
jedoch  bei  jedem  Staatsvolk  mindestens  theihveise  in  einem  öß"ent- 
lichen  Verein  verfolgt  werden.  Ob  die  betreffenden  Vereine  nur 
zur  Herstellung  der  rechtlichen  Ordnung  oder  auch  zur  Erreichung 
anderer  Zwecke  dienen,  d.  h.  ein-  oder  mehrzweckige  seien,  kommt 
hier  nicht  in  Betracht.  Die  staatliche  Gesellschaft  nimmt  den  zweiten 
Rang  in  der  Reihe  der  Gesellschaftsstufen  ein,  weil  die  staatliche 
Thätigkeit  für  die  Gestaltung  aller  Lebensverhältnisse,  in  so 
weit  sie  rechtlichen  Bestimmungen  unterliegen,  maßgebend  ist, 
Waren  sämmtliche  Gesellschaftsglieder  nicht  nur  so  einsichtsvoll, 
daß  sie  in  allen  Fällen  Avußten,  was  recht  oder  unrecht  ist,  son- 
dern auch  sittlich  genug  in  allen  Fällen,  was  recht  ist,  zu 
thun,  so  fiele  die  staatliche  Gesellschaft  aus  der  Reihe  der  Ge- 
sellschaftsstufen aus. 

c)  Die  bürgerliche  Gesellschaft  (civile)  umfaßt  alle  Lebens- 
beziehungen, welche  weder  zu  den  gläubigen  noch  zu  den  staat- 
lichen gehören.  Die  bürgerlichen  Lebenszwecke  können  sowohl 
in  Vereinen  als  außerhalb  derselben  verfolgt  werden,  und  die 
Vereine  sowohl  öffentliche  als  heimige  und  zwar  halb-  oder  ganz- 
heimige  sein.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  hat  einen  weit  größeren 
Umfang  als  die  übrigen  Gesellschaftsstufen,  nimt  aber  dessen  ohnge- 
achtet  einen  minder  hohen  Rang  ein  als  jene,  weil  alle  bürger- 
lichen Lebensverhältnisse  gläubigen  und  meist  auch  staatlichen  Ein- 
flüssen unterliegen^  Das  Wort  bürgerlich  wird  in  nicht  weniger 
als  sechs  Bedeutungen  gebraucht.  Man  bedient  sich  desselben 
erstens  für  Alles,  was  weder  gläubig  noch  staatlich  ist,  zweitens 
für  Alles  nichtöffentliche,  drittens  für  Alles,  nichtadlige,  vier- 
tens für  Alles  nicht  militärische,  f ü  n  f t  e  n  s  für  Alles  zur  Bour- 
geoisie gehörige  und  sechstens  für  Alles,  was  sich  auf  Bürger 
(citoyen)  d.  h.  auf  vollberechtigte  Mitglieder  staatlicher  oder  bürger- 
licher Vereine  bezieht.  Wir  werden  zur  Vermeidung  von  Miß- 
verständnissen dasselbe  nur  in  der  ersten  Bedeutung  gebrauchen, 
und  für  die  übrigen  Bedeutungen  andere  Wörter  anwenden,  näm- 
Hch  für  die  zweite  Bedeutung  heiniig,  für  die  dritte  nichtadlig, 
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für  die  vierte  friedschaftlich,  für  die  fünfte  büfgerschaftlich  und 
für  die  sechste  staatsbürgerschaftlich.  Bei  dieser  Ausdrucksvv-eise 
ist  vorausgesetzt,  daß  die  Fremdwörter  Militair  mit  Kriegschaft,  mili- 
tairisch  mit  kriegschaftlich,  bourgeoisie  mit  Rücksicht  auf  die  Ab- 
stammung von  Burg  mit  Bürgerschaft  und  citoyen  mit  Bürger 
übersetzt  wird. 

Bei  der  besprochenen  Eintheilung  der  Gesellschaftsstufen  kam 
das  eben  so  vieldeutige  als  in  jüngster  Zeit  häufig  angewandte 
Wort  social  nicht  vor.  Es  Iragt  sich  also,  ob  dasselbe  nicht  ganz 
entbehrt  werden  kann.  Wir  halten  es  nicht  für  entbehrlich  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen.  Die  staatliche  Thätigkeit  zerfällt  in 
eine  unmittelbare,  welche  geradezu  auf  die  Herstellung  der  recht- 
lichen Ordnung  und  in  eine  mittelbare,  welche  auf  Beschaffung 
und  Verwendung  der  hierzu  erforderlichen  sachlichen  Hülfsmittel 
gerichtet  ist.  Diese  letztere  hat  nun  ganz  dieselbe  Beschaffenheit 
wie  die  bürgerlichen  Thätigkeiten  und  unterscheidet  sich  von 
diesen  nur  dadurch,  daß  sie  nicht  selbständig  ist,  sondern  nur  die 
Grundlage  für  die  unmittelbare  staatliche  Thätigkeit  abgiebt.  Ganz 
dasselbe  gilt  von  der  gläubigen  Thätigkeit,  auch  sie  zerfällt  in  eine 
unmittelbare  und  in  eine  mittelbare,  von  welchen  die  letztere  sich 
ebenso  verhält  wie  die  mittelbar  staatliche.  Da  nun  sowohl  die 
mittelbar  staatliche  wie  die  mittelbar  gläubige  Thätigkeit  von  der- 
selben Beschaffenheit  sind  wie  die  bürgerliche,  so  ist  es  für  die 
Darstellung  gesellschaftlicher  Zustände  sehr  bequem,  ein  Wort  zur 
Bezeichnung  dieser  gleichbeschaffenen  Thätigkeiten  zu  haben,  und 
da  das  Wort  social  bereits  allgemein  Aufnahme  gefunden  hat, 
scheint  i:s  angemessen,  dasselbe  hierzu  zu  verwenden.  Das  letztere 
wird  in  sechs  Bedeutungen  gebraucht,  nämlich  erstens  für  Alles 
weder  unmittelbar  staatliche  noch  unmittelbar  gläubige,  zweitens 
für  alles  weder  staatliche  noch  gläubige  (d.  h.  für  alles  bürgerliche) 
d  r  i  1 1  e  n  s  für  Alles  nicht  staatliche  (d.  h.  für  alles  gläubige  und  bürger- 
liche). Viertens  für  alles  halbheimige,  in  welchem  Sinn  es  von 
den  unter  Gesellschaft  nur  die  halbheimige  Seite  derselben  ver- 
stehenden Schriftstellern  mit  gesellschaftlich  übersetzt  wird;  fünf- 
tens für  Alles,  was  in  die  früher  erwähnte  angebliche  Natur- 
wissenschaft gehört  und  sechstens  für  alles  gesellthüm.liche 
(socialistische),  in  welchem  Falle  es  jedoch  nicht  eine  bestimmte 
Art  von  Lebensbeziehungen  sondern  eine  bestimmte  Rechts- 
anschauung,   d.   h.    eine   Ansicht    über    die    Gestaltung    der    ge- 
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sammten  rechtlichen  Ordnung  bezeichnet.  Wir  werden  das  Wort 
social  nur  in  der  ersten  Bedeutung  gebrauchen  und  mit  sellig 
übersetzen. 

Wird  der  Begriff  von  sellig  (social)  wie  in  der  vorgeschlagenen 
Weise  festgestellt,  so  ergiebt  sich  daraus  folgende  Eintheilung  der 
Gesellschaftsstufen.  Es  giebt  statt  drei  sich  oft  weiter  abstufende 
zwei,  wovon  eine  jede  wiederum  zwei  /\bstufungen  hat.  Die  erste 
Hauptstufe  stellt  die  übersellige  Gesellschaft  (supersociale) 
dar  und  stuft  sich  in  heilige  (sacrale)  d.  h.  unmittelbar  gläubige  und 
in  die  hoheitliche  (regale)  d.  h.  unmittelbar  staatliche  ab.  Die 
zweite  Hauptstufe  stellt  die  seilige  Gesellschaft  dar  und  stuft 
sich  wieder  in  die  mischseUige,  die  Grundlage  für  die  heilige  und 
hoheitliche  bildende  und  in  die  bürgerliche  oder  selbständig  sellige 
ab.  Wir  haben  die  beiden  Eintheilungsweisen  der  Gesellschaftsstufen 
angeführt,  weil  je  nach  dem  zu  behandelnden  Gegenstand  bald 
die  eine  bald  die  andere  die  geeignetste  ist.  Die  überselligen 
Lebensverhältnisse  unterscheiden  sich  von  den  selligen  in  einer 
so  bestimmten  Weise,  und  unter  den  letzteren  sind  wiederum  die 
mischselligen  von  so  großer  Bedeutung,  daß  die  Einführung  be- 
sonderer Wörter  zur  Bezeichnung  derselben  vollkommen  gerecht- 
fertigt ist.  Bei  den  mischselligen  wird  häufig  über  den  ihnen 
gebührenden  Umfang  gestritten,  der  staatliche  Theil  derselben  hat 
vorzugsweise  bei  erobernden,  der  gläubige  Theil  hingegen  vorzugs- 
weise bei  von  Priestern  beeinflußten  Völkern  eine  große  Aus- 
dehnung. Es  giebt  Schriftsteller,  zu  denen  namentlich  Fourier 
gehört,  welche  der  Meinung  sind,  es  werde  eine  Zeit  kommen, 
worin,  und  zwar  in  Folge  ihrer  Lehren  über  diesen  Gegenstand, 
alle  überselligen  Lebensäußerungen  gänzlich  verschwänden.  Diese 
durchaus  irrige  Ansicht  beruht  auf  Unkenntniß  der  natürlichen 
Weltenordnung.  Nach  dieser  sind  wir  nämUch,  obgleich  sie  über 
den  Inhalt  unsrer  überselligen  Lebensäußerungen  gar  keinen  Auf- 
schluß giebt,  von  einer  solchen  Beschaft'enheit,  daß  wir  solche 
ebensogut  haben  müssen,  wie  bürgerliche.  Die  einen  wie  die 
andern  sind  gleich  nothwendig,  d.  h.  der  Mensch  ist  nicht  nur, 
wie  Aristoteles  von  ihm  sagte,  ein  staatliches  (politisches)  sondern 
vielmehr  ein  gläubig,  staatlich,  bürgerliches  Wesen.  Das  Wort 
Socialismus  wird  abgesehen  von  der  häufig  vorkommenden  Ver- 
wechslung mit  Communismus  in  zwei  Bedeutungen  gebraucht. 
Erstens  für  die  oben  besprochene  Ansicht,  daß  der  Mensch  sich 
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aus  einem  gläubig,  staatlich,  bürgerlichen  Wesen  in  ein  ausschließlich 
bürgerliches  (rein  selliges)  verwandeln  werde.  Zweitens  für  eine 
bestimmte  Rechtsanschauung,  das  heißt  eine  Ansicht  über  die  Ge- 
staltung der  gesamten  rechtlichen  Ordnung.  Wir  wollen  dasselbe 
zur  Verhütung  von  Begrifitsverwechslung  in  der  ersten  Bedeutung 
mit  Sellthum  und  in  der  zweiten  mit  Gesellthum  übersetzen. 

2.  Gesellschaftsseiten.  Die  diese  darstellenden  Arten  von 
allgemeinen  Lebensbeziehungen  haben  zwei  sie  kennzeichnenden  Be- 
schaffenheiten mit  einander  gemein.  Die  erste  dieser  Beschaffenheiten 
besteht  darin,  daß  jede  Art  der  in  Rede  stehenden  Lebensbeziehungen 
in  jeder  der  drei  Gesellschaftsstufen  vorkommt,  die  zweite  besteht 
•darin,  daß  sich  stets  je  zwei  derselben  gegensächlich  gegeneinander 
verhalten,  sie  also  sämmtlich  Paare  von  zwei  sich  einander  ent- 
gegengesetzten Gliedern,  und  zwar  drei  solcher  Paare  bilden.  Wir 
wollen  sie  in  Rücksicht  auf  diese  Eigenthümlichkeit  paarweise 
betrachten. 

a)  Die  werkliche  und  nußliche  Gesellschaft.  Alle 
unsere  Lebensäußerungen  sind  entweder  werkliche  d.  h.  auf  den  Er- 
werb von  persönlichen  oder  sachlichen  Gütern  gerichtete  oder  nuß- 
liche d.  h.  auf  den  Genuß  bereits  vorhandener  Güter  gerichtete,  und 
wir  selbst  naturgesetzlich  von  einer  solchen  Beschaffenheit,  daß 
wir  einerseits  uns  nicht  immer  werklich  bethätigen  oder  was  das- 
selbe ist,  nicht  immer  arbeiten,  andererseits,  weil  gewisse  Arbeiten 
zur  Erreichung  unsrer  gesammten  Lebenszwecke  unerläßlich  sind, 
uns  nicht  aller  Arbeit  entschlagen  können.  Allerdings  haben  bei 
manchen  Menschen  die  werklichen  Lebensäußerungen  ein  ent- 
schiedenes Uebergewicht  über  die  nußlichen  und  bei  anderen  diese 
ein  ebenso  großes  oder  noch  viel  größeres  Uebergewicht  über 
die  werklichen,  aber  ein  gänzliches  Verschwinden  der  einen  oder 
der  andren  kömmt  nicht  vor,  aus  welchem  Grunde  jede  der  beiden 
Arten  von  Lebensäußerungen  das  Bestehen  einer  gleichnamigen 
•Gesellschaftsseite  bedingt 

b)  Die  häusliche  und  die  drausliche  (außer häus- 
liche) Gesellschaft.  Alle  Menschen  leben  abwechselnd  in  und 
außer  ihrer  Behausung.  Es  ist  zwar  denkbar,  daß  gewisse  Menschen 
jede  Behausung  verschmähten  oder  ihre  Behausung  niemals  verließen, 
erfahrungsmäßig  haben  sie  jedoch  alle  einen  so  mächtigen  Trieb 
zu  einer  jeden  von  beiden  Lebensweisen,  der  häuslichen  wie  der 
■drauslichen,  daß  sie  niemals  gänzlich  auf  eine  von  denselben  ver- 
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ziehten,  und  dcßhalb  eine  jede  das  Bestehen  einer  gleichnamigen 
Gesellschaftsseite  bedingt.  Daß  hier  unter  Behausung  jede  Art 
von  Wohnung  als  Haus,  Zelt,  Höhle  usw.  verstanden  ist,  bedarf 
wohl  kaum  der  Erwähnung.  Sowohl  das  häusliche  als  das  draus- 
liche  Leben  kann  werklich  oder  nußlich  sein. 

c)  Die  öffentliche  und  die  heimige  Gesellschaft, 
oder  wenn  man  die  letztere  nochmals  in  eine  halb-  und  ganzheimige 
zerlegt:  die  öffentliche  halbheimige  und  ganzheimige 
G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t.  Da  ein  Volk  nur  dadurch  zum  Staatsvolk  wird,  daß 
ein  Theil  seiner  staatlichen  Thätigkeit  von  einem  öffentlichen 
Verein  ausgeht,  so  muß  bei  allen  Staatsvölkern  die  Gesellschaft 
eine  öffentliche  Seite  haben.  Es  fragt  sich  also  nur  noch,  ob  es 
sich  mit  der  heimigen  Seite  ebenso  verhält.  In  einer  Gesellschaft 
von  geringem  Umfang  wäre  allerdings  die  völlige  Verdrängung 
des  heimigen  Lebens  durch  das  öffentliche  möglich,  und  es  sind 
bekantlich  von  den  Gleichthumern  (Communisten)  Vorschläge 
zur  Herbeiführung  solcher  Zustände  gemacht  worden,  aber  es  ist 
keine  Aussicht  zur  Ausführung  jener  Vorschläge  vorhanden.  Der 
naturgesetzlich  bei  allen  Menschen  bestehende  Trieb  zum  Familien- 
leben ist  erfahrungsmäßig  bei  den  meisten  so  mächtig,  daß  es 
voraussichtlich  wohl  niemals  ein  Volk  geben  wird,  welches  gänz- 
lich darauf  verzichtet.  Wir  haben  demnach  allen  Grund,  das  fort- 
währende Bestehen  einer  ganzheimigen  Seite  der  Gesellschaft 
anzunehmen.  Eine  zwischen  dieser  und  der  öffentlichen  liegende 
halbheimige  Seite  ist  zwar  nicht  gerade  nothwendig,  wird  aber 
bei  jeder  größeren  Gesellschaft  gewiß  eben  so  wenig  fehlen,  als 
die  beiden  übrigen.  Der  Umfang  der  öffentlichen  und  halbheimigen 
Gesellschaft  geht  nicht  aus  dem  Begriff  derselben  hervor,  sondern 
hängt  von  unseren  Einrichtungen  ab.  Jede  Erweiterung  des  Um- 
fangs  der  einen  hat  eine  entsprechende  Verengerung  des  Umfangs 
der  andern  zur  Folge.  Schließlich  ist  von  der  halbheimigen  Ge- 
sellschaft noch  zu  bemerken,  daß  sie  nicht  wie  die  öffentliche  und 
ganzheimige  lediglich  von  Vereinsthätigkeiten  herrührende,  sondern 
sowohl  solche  als  anderweite  Lebensbeziehungen  umfaßt. 

II.  Genossenschaften. 
Eine  Genossenschaft  ist,  wie  schon  oben  erwähnt,  ein  Gesell- 
schaftskreis,  dessen  Mitglieder  besondere    (nicht   bei    allen  Gesell- 
schaftsgliedern   vorkommende)    Lebensbeziehungen    mit    einander 
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gemein  haben  oder  da  die  letzteren  durch  gemeinsame  Lebens- 
zustände  bedingt  sind,  ein  Gesellschaftskreis,  welcher  in  Folge  ge- 
meinsamer Lebenszustände  besteht.  Die  genannten  Gesellschafts- 
kreise durchkreuzen  sich  in  so  manigfacher  Weise,  daß  jeder  Mensch 
zu  gleicher  Zeit  einer  Reihe  von  Genossenschaften  z.  B.  der  der 
Edelleute,  Künstler,  Stadtbewohner,  Dienstherren,  Verehelichten  usw. 
angehören  kann.  Es  gibt  zusammengesetzte  und  einfache  Genossen- 
schaften: die  zusammengesetzten  sind  solche,  welche  wie 
die  der  Edelleute  oder  Künstler  sich  wieder  in  engere  Genossen- 
schaften gliedern  oder  mit  anderen  Worten  Genossenschaftskreise 
einschHeßen,  die  einfachen  hingegen  solche,  bei  welchem  dies,  wie 
z.  B.  bei  der  der  \'erehelichten,  nicht  geschieht.  Bei  den  zusammen- 
gesetzten beruht  die  Gliederung  entweder  auf  Zweigung  oder 
auf  Abstufung.  Ersteres  ist  Beispielsweise  bei  der  Genossenschaft 
der  Künstler,  letzteres  bei  der  des  Adels  der  Fall.  Jene  zweigt 
sich  in  die  der  Dichter,  Redner,  Bildner  usw.  Diese  stuft  sich  in 
die  der  Fürsten,  Grafen,  Freiherrn  usw.  ab.  Da  es  für  jeden 
Lebenszustand  einen  gegentheiligen  giebt,  so  muß  dies  auch  bei  den 
Genossenschaften  der  Fall  sein.  Die  in  Folge  dieses  Umstands  zusam- 
mengehörigen Genossenschaften  bilden  eine  Genossen schafts- 
gruppe.  Eine  solche  muß  mindesten  zwei,  kann  jedoch  auch 
mehr  als  zwei  Glieder  haben.  Die  Zahl  der  letzteren  hängt  von 
der  Eintheilungsweise  ab.  Man  kann  z.  B,  ebensowohl  zwei  Ver- 
mögensgenossenschaften, die  der  Reichen  und  die  der  Armen  als 
drei,  die  der  Reichen,  die  der  Wohlhabenden  und  die  der  Armen 
unterscheiden.  Die  Genossenschaftsgruppen  können  von  sehr 
verschiedenem  Umfang  sein  und  zerfallen  hinsichtlich  der  letzteren 
in  zwei  Arten,  die  wir  allgemeine  und  besondere  nennen  wollen.  Die 
allgemeinen  sind  solche,  welche,  weil  bei  ihnen  der  Eintheilungs- 
grund  von  sich  auf  alle  Menschen  beziehenden  Lebensverhältnissen 
entnommen  ist,  alle  Gesellschaftsglieder,  die  besonderen  hingegen 
solche,  welche,  weil  dies  nicht  der  Fall  ist,  nur  einen  Theil  der 
Gesellschaftsglieder  umfassen.  Die  Genossenschaftsgruppe  der 
Reichen  und  Armen  ist  eine  allgemeine,  weil  alle  Menschen  ent- 
weder arm  oder  reich  sind,  die  der  Dienstherrn  und  Diener  eine 
besondere,  weil  e>  Menschen  giebt,  welche  weder  Dienstherrn  noch 
Diener  sind. 

Treten  alle  Glieder  einer  Genossenschaft  zu  einem  sämtUche 
genossenschaftliche  Lebenszwecke  verfolgenden  Vereine  zusammen, 
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SO  verwandelt  sich  die  Genossenschaft  wie  z.  B.  die  Glaubens- 
genossenschaft der  Katholiken  in  einen  Verein,  treten  hingegen 
alle  Glieder  derselben  wie  z.  B,  die  Glaubensgenossenschaft  der 
Protestanten  in  eine  Reihe  derartiger  Vereine  ein,  so  besteht  sie 
fort  und  stellt  eine  in  Vereine  gegliederte  Genossen- 
schaft dar.  Treten  alle  Glieder  einer  Genossenschaft  zu  einem 
nur  gewisse  genossenschaftlische  Zwecke  verfolgenden  Vereine  zu- 
sammen, so  besteht  die  Genossenschaft  fort,  geht  jedoch 
aus  einer  ungegliederten  (nicht  organisirten)  in  eine  ge- 
gliederte (organisirte)  über,  z.  B.  eine  Fachgenossenschaft  durch 
Bildung  einer  allgemeinen  Zunft.  Treten  endlich  die  Glieder 
einer  Genossenschaft  in  eine  Reihe  derartiger  Vereine  ein,  z.  B. 
alle  Fachgenossen  in  eine  Reihe  bezirklich  abgegränzter  Zünfte, 
so  besteht  die  Genossenschaft  ebenfalls  fort,  stellt  aber  eine  in 
gegliederte  Einzelgenossenschaften  gegliederte  Ge- 
sammtgenossenschaft  dar.  Übrigens  kann  die  Bildung  von 
Vereinen  nicht  nur,  wie  in  den  eben  besprochenen  Fällen,  zur 
Aufhebung  von  Genossenschaften  und  zur  Gliederung  derselben 
in  Genossenschaftskreise,  sondern  umgekehrt  auch  zur  Herstellung 
von  Genossenschaften  führen.  Ja,  es  kann  die  Herstellung  der- 
selben sogar  auf  zweierlei  Weise  von  statten  gehen,  nämlich  ent- 
weder dadurch,  daß  für  die  bei  den  betreffenden  Vereinen  Be- 
theiligten und  Unbetheiligten,  z.  B.  für  die  Verehelichten  und 
die  Unverehelichten  oder  dadurch,  daß  für  die  in  den  Vereinen 
wenigstens  selbst  eine  besondere  Stellung  einnehmenden  Mitglieder, 
wie  z.  B.  für  die  Dienstherrn  und  Diener,  gemeinsame  Lebens- 
beziehungen entstehen. 

Hinsichtlich  ihrer  Entstehungs weise  zerfallen  die  Ge- 
nossenschaften in  zwei  wesentlich  verschiedene  Arten,  in  natür- 
liche, welche  wie'  z.  B.  die  Alters-  oder  Geschlechtsgenossen- 
schaften lediglich  durch  Naturthätigkeit  entstehen  und  in  nicht 
natürliche,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  ist.  Eine  er- 
schöpfende Aufzählung  der  Genossenschaften  ist  nicht  möglich, 
weil  sie  ebenso  manichfaltig  und  veränderlich  sind  wie  die  ihnen 
zu  Grunde  liegenden  Lebenszustände.  Jede  Untersuchung  über 
dieselben  muß  sich  also  auf  die  wichtigeren  beschränken.  Wir 
wollen  sie  gruppenweise,  mit  besonderer  Beachtung  der  allge- 
meinen Gruppen,    betrachten    und   mit  den  natürlichen  beginnen. 

I.  Die  natürlichen  Genossenschaften.    Es  giebt  drei 
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Arten,  welche  unter  den  übrigen  in  so  augenfälliger  Weise  her- 
vortreten, daß  sie  unsere  Aufmerksamkeit  vorzugsweise  verdienen: 
die  Alters-,  Geschlechts-  und  Abkunftsgenossenachaften. 

a)  Altersgenossenschaften.  Die  Zahl  derselben  richtet 
sich  nach  der  der  Altersstufen,  die  man  unterscheidet,  beläuft  sich 
also,  wenn  man  bei  den  am  deutlichsten  gekennzeichneten  Alters- 
stufen stehen  bleibt,  auf  vier,  nämlich  auf  die  Genossenschaft  der 
Knaben  und  Mädchen,  die  der  Jünglinge  und  Jungfrauen,  die  der 
Vollmänner  und  Vollfrauen  (Männer  und  Frauen),  so  wie  die  der 
Greise  und  Greisinnen. 

b)  Geschlechts  genossenschaften.  Ihre  Anzahl  ist  noch 
geringer.  Sie  beschränkt  sich  bekanntlich,  wenn  man  von  ge- 
schlechtlichen Missbildungen  absieht,  auf  zwei,  die  Genossenschaft 
der  männlichen  und  die  der  weiblichen  Menschen. 

c)  Abkunftsgenossenschaften.  Man  kann  zwischen 
engeren  und  weiteren  unterscheiden,  zu  den  engeren  gehören 
alsdann  alle,  deren  Umfang  so  gering  ist,  daß  sie  Bestandtheile  der 
Völker  ausmachen,  zu  den  weiteren  hingegen  alle,  deren  Umfang 
so  groß  ist,  daß  sie  mindestens  ein  ganzes  Volk  oder  wie  gewöhn- 
lich mehrere  Völker  darstellen.  Bei  dieser  Begriffsbestimmung  ist 
jedoch  unter  Volk,  weil  es  Staatsvölker  mit  Gebieten  von  einigen 
Geviertmeilen  giebt,  ein  Sittenvolk  oder  ein  ihm  an  Umfang  gleich- 
kommendes Staatsv^olk  zu  verstehen.  Die  engeren  Abkunfts- 
genossenschaften sind  erstens  die  Geschwisterschaft,  welche 
aus  den  Kindern  eines  Elternpaares,  zweitens  die  Sippschaft, 
welche  aus  sich  ihrer  Abkunft  bewußten  Nachkommen  gemeinsamer 
Voreltern,  und  der  Stamm  (Volksstamm),  welcher  aus  einer  Ge- 
sammtheit  von  Sippschaften  besteht,  deren  gemeinsame  Abkunft  sich 
aus  der  Ähnlichkeit  ihrer  leiblichen  und  seelischen  Beschaft'enheit 
ergiebt.  Die  Anzahl  der  in  einem  Volk  enthaltenen  Stämme  ist 
theils  durch  die  Größe  desselben,  theils  durch  die  Neigung  seiner 
Mitglieder,  sich  in  engeren  oder  weiteren  Kreisen  zu  verheirathen, 
bedingt.  Die  weiteren  Abkunftsgenossenschaften  sind,  wenn 
wir  von  den  weitesten  zu  den  engeren  übergehen ,  erstens  die 
Rassen  (Ragen),  zweitens  die  aus  diesen  hervorgehenden 
Rassenstämme,  drittens  die  aus  diesen  hervorgehenden 
Rassenäste  und  endlich  viertens  die  aus  den  letzteren  her- 
vorgehenden Rassenzweige.  Gehören  alle  Mitglieder  eines 
Volks   einer  weiteren  Abkunftsgenossenschaft    an,    so    ist  dasselbe 
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gleichblütig,  gehören  sie  hingegen  verschiedenen  weiteren  Ab- 
kunftsgenossenschaften an,  so  ist  es  u  ngl  eichbl  ü  tig  und  zwar 
um  so  ungleichblütiger,  je  weiter  die  Abkunftsgenossenschaften 
sind,  bis  zu  welcher  sich  die  Verschiedenheit  der  Abkunft  erstreckt 
Es  giebt  ungleichrassenzweigige,  ungleichrassenästige ,  ungleich- 
rassenstämmige  und  ungleichrassige  Völker.  Da  bei  ungleich- 
blutigen  Völkern  gewöhnlich  eine  Mischung  des  Blutes  eintritt,  so 
giebt  es  bei  denselben  außer  den  reinen  Abkunftsgenossenschaften 
auch  noch  gemischte,  so  daß  bei  solchen  Völkern  die  größte 
Mannigfaltigkeit  sowohl  hinsichtlich  des  Umfangs  als  der  Be- 
schaffenheit der  Abkunftsgenossenschaften  besteht. 

2.  Die  nicht  natürlichen  Genossenschaften.  Sie 
lassen  sich  in  drei  Hauptabtheilungen  bringen,  nämlich  in  Sprach- 
genossenschaften, deren  Mitglieder  die  Sprache,  in  Parteigenossen- 
schaften, deren  Mitglieder  Lebensüberzeugungen  oder  Lebens- 
zwecke, und  in  Standesgenossenschaften,  deren  Mitglieder  Lebens- 
stellungen miteinander  gemein  haben. 

a)  Sprachgenossenschaften.  Die  jeweilige  Anzahl  der- 
selben richtet  sich  in  der  menschlichen  Gesellschaft  nach  der  An- 
zahl der  lebenden,  und  in  der  Gesellschaft  eines  jeden  Landes 
nach  der  Anzahl  der  darin  gesprochenen  Sprachen.  Obgleich  die 
Abkunftsgenossenschaften  gewöhnlich  auch  Sprachgenossenschaften 
sind,  so  ist  dies  doch  nicht  immer  der  Fall,  denn  es  können  bei 
ungleichblütigen  Völkern  die  Glieder  einer  Abkunftsgenossenschaft 
wie  z.  B.  die  Deutschen  in  Nordamerika,  sich  dazu  entschließen, 
die  Sprache  der  andern  anzunehmen.  Da  eine  gemeinsame 
Sprache  für  jedes  volkliche  Zusammenleben  dringend  nothwendig 
ist,  so  hat  dasselbe  während  längerer  Zeiträume  stets  die  Herbei- 
führung einer  solchen  zur  Folge,  sei  es  durch  Bildung  einer  neuen 
aus  den  vorhandenen  Sprachen,  sei  es  durch  Erhebung  einer  der- 
selben zur  Landessprache. 

b)  Parteigenossenschaften  oder  Parteien.  Sie 
werden  am  passendsten  nach  den  Gesellschaftsstufen,  welchen  die 
von  ihnen  verfolgten  Lebenszwecke  angehören,  d.  h.  in  gläubige, 
staatliche  und  bürgerliche  eingetheilt. 

Die  gläubigen  Parteien,  welche  wiederum  in  Gottes- 
Schönheits-,  Sitten-  und  Rechtsgläubige  zerfallen,  rühren  davon  her, 
daß  nicht  alle  sondern  nur  gewisse  Gesellschaftsglieder  denselben 
Glauben  haben  und  die  gleichgläubigen  gewöhnlich  auch  nach  Be- 
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festigung  und  nach  Ausbreitung  ihres  Glaubens  streben.  Ob  es 
jemals  dazu  kommen  wird,  daß  alle  Glieder  der  menschlichen  Ge 
Seilschaft  oder  doch  alle  Glieder  großer  Gesellschaften  denselben 
Glauben  haben,  läßt  sich  nicht  voraussehen,  nur  soviel  steht  fest, 
daß  die  Herstellung  eines  solchen  Zustandes  nicht  in  unserer  Macht 
liegt.  Es  hängt  durchaus  nicht  von  unserm  Willen  ab.  Etwas  zu 
glauben  oder  nicht  zu  glauben,  und  wenn  wir  uns  einer  Glaubens- 
partei anschließen,  ohne  ihren  Glauben  zu  theilen,  sind  wir  nicht 
wirkliche  sondern  scheinbare  Mitglieder  derselben.  Da  meist  ein 
großer  Kreis  |von  Menschen  in  gewissen  Stücken  dieselben,  in 
andern  Stücken  verschiedengläubige  Ueberzeugungen  hat,  so  gibt 
es  große  Glaubensparteien,  welche  sich,  wie  dies  vorzugsweise  mit 
der  christlichen  der  Fall  ist,  auf  manigfache  Weise  in  kleinere  ver- 
zweigen. 

Die  staatlichen  Parteien  sind  Genossenschaften,  welche 
die  rechtliche  Ordnung  des  betreffenden  Landes  auf  eine  be- 
stimmte Weise  gestalten  oder  doch  gestaltet  haben  wollen.  Ihre 
Bestrebungen  können  wie  z.  B.  die  der  frei-  und  gesellthümlichen 
(liberalen  und  socialistischen)  Partei  auf  die  Gestaltung  der  ge- 
sammten  rechtlichen  Ordnung,  oder  wie  z.  B.  die  der  Ein-,  Viel- 
und  Volksherrschaftspartei  (mono-,  pol}'-  und  demokratischen) 
Partei  nur  auf  die  Gestaltung  eines  Theils  der  rechtHchen  Ordnung 
gerichtet  sein.  Wünschten  alle  Glieder  eines  Staatsvolkes  dieselbe 
Gestaltung  der  rechtlichen  Ordnung,  so  hätte  dasselbe  gar  keine 
staatliche  Parteien.  Obgleich  sich  nun  leicht  voraussehen  läßt, 
daß  es  derartige  Staatsvölker  niemals  geben  wird,  so  ist  doch 
das  Eintreten  staatlicher  Zustände,  bei  welchen  alle  Parteiung  sich 
auf  untergeordnete  Theile  der  rechtlichen  Ordnung  beschränkt, 
nicht  weniger  als  unwahrscheinlich.  Die  staatlichen  Parteien 
unterscheiden  sich  von  den  gläubigen  sehr  wesentUch  dadurch, 
daß  die  Betheiligung  bei  denselben  von  unserem  Willen  abhängt. 
Ob  Etwas  gültiges  (positives)  Recht  sein  soll,  ist  eine  gläubige,  ob 
wir  es  dazu  machen  wollen,  eine  staatliche  Frage.  Die  Ent- 
scheidung der  ersteren  liegt  gar  nicht,  die  der  letztern  gänzlich  in 
unserer  Macht.  Die  Mitglieder  staatlicher  Parteien  können  Etvvas 
zu  gültigem  Recht  machen  wollen,  weil  sie  überzeugt  sind,  daß 
es  solches  sein  sollte,  sie  köncn  es  aber  auch  dazu  machen 
wollen,  weil  sie  mit  oder  ohne  Grund  die  Ueberzeugung  haben 
daß    die    Einführung    der    fraglichen    Rechte    in    ihrem    Vortheil 
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liegt.  In  ersterm  Fall  sind  sie  gewissenhafte,  im  letzteren  nicht 
gewissenhafte,  aber  in  beiden  Fällen  nicht  scheinbare,  sondern 
wirkliche  Mitglieder  der  betreffenden  Partei.  Auch  kann  der 
Eifer  bei  den  nicht  gewissenhaften  Mitgliedern  ebenso  groß  oder 
noch  größer  sein,  als  bei  den  gewissenhaften,  nur  die  Zuverlässig- 
keit wird  bei  den  ersteren  geringer  sein,  weil  sie  abtrünnig  werden, 
sobald  das  Verharren  bei  der  Partei  aufhört  in  ihrem  Vortheil  zu 
liegen. 

Die  bürgerlichen  Parteien  sind  Genossenschaften, 
welche  bürgerliche  Lebenszwecke  irgend  welcher  Art  verfolgen. 
Ihre  Mannigfaltigkeit  ist  so  groß,  daß  sich  eine  erschöpfende  Ein- 
theilung  derselben  nicht  geben  läßt.  Es  kann  Parteien  für  und 
gegen  die  Gründung  von  öffentlichen  Banken,  für  und  gegen  die 
Gasbeleuchtung,  für  und  gegen  das  Heilturnen  (die  Heilgymnastik) 
u.  s.  w.  geben.  Auch  könen  mit  dem  Wechsel  der  Verhältnisse 
täglich  sowohl  neue  entstehen  als  bestehende  sich  auflösen.  Die 
Betheiligung  bei  denselben  hängt  selbstverständlich  von  unserem 
Willen  ab  und  kann  ebensowohl  aus  sittlichen  als  aus  unsittlichen 
Beweggründen  erfolgen. 

c)  Stand  es  genossenschaften  oder  Stände.  Es  giebt  ge- 
schlossene, in  welche  nur  die  Nachkommen  bereits  vorhandener 
Standesgenossen  und  offene,  in  welche  sowohl  solche  als  andere 
Personen  eingehen.  Die  ersteren  bekanntlich  bei  den  Indiern  vor- 
kommenden werden  auch  Kasten  genannt.  Die  offenen  Stände 
sind  entweder  ganz  offene,  in  welche,  wie  z.B.  in  die  unzünf- 
tigen Berufstände  Jederman  nach  Belieben  eintreten  kann,  oder 
halboffene,  bei  welchen  der  Eintritt  bald  mehr  bald  weniger 
erschwert  ist.  Die  letzteren  zerfallen  wiederum  nach  Maasgabe 
der  dem  Eintritt  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  in  schwer- 
zugängliche,  für  welche  der  Stand  der  Ordensinhaber,  und  in 
leichtzugängliche,  für  welche  der  Stand  der  Staatsdiener  als 
Beispiel  dienen  kann.  Sowohl  die  geschlossenen  als  halboffenen 
Stände  müssen  genaubegrenzte,  die  offenen  hingegen  kennen 
sowohl  genau-  als  ungenaubegrenzte  sein.  Hinsichtlich  der 
letzteren  geben  die  Berufsstände  ein  Beispiel  von  genau-  und  die 
Vermögenstände  ein  Beispiel  von  ungenaubegrenzten  ab.  Die 
wichtigsten  Sondergruppen  sind  folgende : 

Die  Berufstände.  Unter  diesen  verstehen  wir  Genossen- 
schaften,   deren  Mitglieder   dieselbe  Art  werklicher  Thätigkeit   zu 
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ihrer  Hauptbeschäftigung  machen.  Die  Berufhaber  und  Beruf- 
losen bilden  eine  allgemeine  Ständegruppe.  Die  ersteren  zerfallen 
in  erzeugende  (productive)  und  nichterz engende  (impro- 
ductive)  Berufsstände.  Von  den  letzteren  giebt  es  nun  vier,  nämlich 
den  Stand  der  Räuber,  der  Diebe,  der  Spieler  und  der  Bettler,  von 
den  ersteren  hingegen  eine  weit  größere  Anzahl.  Sie  zerfallen 
zunächst  in  zwei  Hauptstände,  in  den  der  Rentner  (richtiger 
Trauner),  deren  werkliche  Thätigkeit  sich  auf  Traugcbung  (Kredit- 
ertheilung)  beschränkt  und  den  der  Fach n er,  welche  sich  mit 
dem  Betrieb  irgend  eines  Werkzweigs  befassen.  Der  Stand 
der  Fachner  schließt  so  viel  weitere  und  engere  Fachstände  ein, 
als  es  weitere  und  engere  Werkzweige  giebt,  so  z.  B.  den  der 
Künstler,  dieser  wiederum  den  der  Maler  und  dieser  wieder  den 
der  Oelmaler. 

DieRechtsstände.  Unter  Rechtsständen  verstehen  wir  Ge- 
nossenschaften, deren  Mitglieder  sich  im  Genuß  derselben  persön- 
lichen Rechte  befinden.  Sie  stellen,  je  nachdem  die  Rechte,  um 
deren  Genuß  es  sich  handelt,  dem  hohen  oder  niederen  oder  dem 
hohen  und  niederen  Recht  angehören,  Hoch-  Nieder-  oder 
Gesammtrechtsstände  dar.  Wird  das  Wort  Stand  ohne  Zusatz 
gebraucht,  so  hat  man  bald  Berufs-  bald  Rechtsstände  im  Auge. 
Spricht  man  z.  B.  von  dem  geistlichen  und  weltlichen  Stand,  so 
gebraucht  man  Stand  für  Berufsstand  und  versteht  unter  dem 
weltlichen  die  Gesammtheit  der  verschiedenen  weltlichen  Stände. 
Sprach  man  ehedem  von  den  drei  Ständen,  der  Geistlichkeit, 
dem  Adel  und  dem  dritten  Stande,  so  gebrauchte  man  das  Wort 
Stände  für  Rechtsstände,  von  welchen  der  erstere  mit  einem  Be- 
rufsstand zusammen  fiel.  Die  genannte  Ständegruppe  ist  jedoch 
keine  allgemeine,  weil  man  unter  dem  dritten  Stande  nicht  alle 
weder  zur  Geistlichkeit  noch  zum  Adel  gehörigen  Gesellschafts- 
glieder, sondern  nur  den  bevorrechteten  Theil  derselben  verstand. 
Dasselbe  ^  gilt  von  der  später  üblich  gewordenen  Eintheilung  der 
Stände  in  den  Adels-,  Bürger-  und  Bauernstand,  denn  an  jeden 
dieser  Stände  schlössen  sich  Hintersassen  an,  welche  drei  weitere 
Rechtsstände  darstellten,  so  daß  die  genannte  Ständegruppe  nur 
dann  eine  allgemeine  gewesen  wäre,  wenn  man  den  drei  bevor- 
rechteten Ständen  noch  die  drei  minderberechtigten  hinzugefügt 
hätte.  Die  Frage,  ob  Edelleute  durch  Ausscheidung  aus  ihrem 
Stande    dem  Bürgerstande   anheimfallen    oder   wie  D.  Strauss  be- 
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hauptet,  standeslos  werden,  ist  leicht  zu  entscheiden,  wenn  man 
den  Doppelsinn  des  Wortes  bürgerlich  beachtet:  nimt  man  es 
gleichbedeutend  mit  nichtadlig,  so  bilden  der  Adel-  und  Bürger- 
stand eine  allgemeine  Ständegruppe,  und  es  muß  ein  Jeder,  welcher 
dem  einen  nicht  angehört,  dem  andern  angehören.  Nimmt  man 
hingegen  das  Wort  Bürgerstand  in  der  oben  angeführten  engeren 
Bedeutung,  so  treten  die  aus  ihrem  Stande  ausscheidenden  Edel- 
leute  nur  dann  in  den  Bürgerstand,  wenn  sie  in  den  Genuß  der 
Rechte  desselben  kommen.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  müssen  sie 
entweder  die  Rechte  eines  anderen  der  sechs  Stände  erhalten  oder 
einen  siebenten  Rechtsstand  bilden.  Man  kann  also  sagen,  daß  sie 
keinem  der  drei  bevorrechteten  Stände  angehören,  aber  keines- 
wegs, daß  sie  standeslos  seien,  weil  jeder  Mensch  irgend  eine 
rechtliche  Stellung  haben  und  deßhalb  auch  einem  Rechtsstande 
angehören  muß. 

Die  Rangstände.  Unter  Rangständen  verstehen  wir  Ge- 
nossenschaften, deren  Mitglieder  denselben  Rang  einnehmen,  d.  h. 
in  gleichem  Ansehen  bei  ihren  Mitbürgern  stehen.  Sie  sind,  wenn 
sie  nicht  zugleich  Rechtsstände  darstellen,  nicht  genau  begrenzt, 
weil  die  Bestimmung  des  Umfangs  derselben  von  der  öffentlichen 
Meinung  abhängt.  Man  kann  selbstverständlich  eine  größere  oder 
geringere  Anzahl  von  Rangständen  unterscheiden.  Meist  beschränkt 
man  sich  jedoch  auf  drei  und  nennt  sie  die  höheren,  mittleren 
und  niederen.  Die  höheren  Stände  bestehen  aus  dem  Adel 
im  weiteren  Sinne,  welcher  den  Geburtsadel,  oder  Adel  im  engeren 
Sinne,  den  Besitzadel,  Verdienstadel  und  Berufs adel 
(oder  den  Blut-,  Geld-,  Werk-  und  Fachadel)  umfaßt.  Der  G  e  b  u  r  t  s  - 
adel  besteht  aus  den  durch  Abstammung  von  ausgezeichneten  oder 
begünstigten  Vorfahren,  der  Besitzadel  aus  den  durch  Reichthum, 
der  Verdienstadel  aus  den  durch  ausgezeichnete  Leistungen, 
namentlich  künstlerische  oder  wissenschaftliche  und  der  Berufs- 
adel  aus  den  durch  Bekleidung  höherer  Ämter  hervorragenden 
Gliedern  der  Gesellschaft.  Die  mittleren  Stände  werden  von 
den  wohlhabenden  und  den  die  angeseheneren  Werkzweige  betreiben- 
den, die  niederen  Stände  hingegen  von  den  armen  und  den  die 
nicht  angesehenen  \\'erkzweige  treibenden  Gesellschaftsgliedern 
gebildet.  Das  Wort  Volk  wird  bald  für  die  mittleren  und  niederen 
Stände,  bald  nur  für  die  letzteren  gebraucht. 

Die  Ehrenstände  sind  Genossenschaften,  deren  Mitglieder 
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die  Theilnahme  an  gewissen  Arten  von  Ehrenbezeugungen  als  Titel, 
Orden,  Denkmünzen  u,  s.  w.  mit  einander  gemein  haben.  Sie 
bilden  mit  den  Nichtehrenständen  eine  allgemeine  Ständegruppe, 
sind  jedoch,  wenn  sie  nicht  zugleich  Rechtsstände  darstellen,  so 
ungenau  begrenzt,  daß  eine  genügende  Unterscheidung  derselben 
nicht  möglich  ist  Die  Mitglieder  derselben  können  allen  Rang- 
ständen angehören.  Es  gibt  Orden  und  Ehrendenkmünzen,  wie 
z.  B.  die  Werkpreis-  und  Rettungsdenkmünzen,  welche  bei  den 
mittleren  und  niederen  Ständen  ebenso  häufig  vorkommen  als  bei 
den  höheren.  Der  Geburtsadel  gehört  seinem  Titel  wegen  zu  den 
Ehrenständen,  er  ist  also  Rang-,  Rechts-  und  Ehren-  aber  nicht 
Berufsstand. 

Die  Vermögensstände,  deren  Begriff  sich  schon  aus  dem 
Namen  ergiebt,  sind  ebenso  ungenau  begrenzt  wie  die  Rangstände. 
Die  Zahl  derselben  ist  unbestimmt.  Häufig  unterscheidet  man  fünf, 
nämlich  die  Stände  der  Sehrreichen,  der  Reichen,  der  Wohlhaben- 
den, der  Armen  und  der  Sehrarmen,  noch  häufiger  drei,  nämlich 
die  der  Reichen,  der  Wohlhabenden  und  der  Armen.  Die 
in  der  jüngsten  Zeit  gebräuchlich  gewordenen  Ausdrücke,  hohe 
Bourgeoisie,  niedere  Bourgeoisie  und  Proletariat,  welche  wir  mit 
Großbürgerschaft,  Kleinbürgerschaft  undSprößler- 
schaft  übersetzen  wollen,  bezeichnen  dieselben  Stände,  welche  wir 
soeben  unter  dem  Namen  der  Reichen,  der  Wohlhabenden  und  Armen 
angeführt  haben,  jedoch  mit  der  Nebenbedeutung,  daß  diese  zu- 
gleich Rangstände  sind,  oder  mit  andern  Worten,  daß  der  Rang 
sich  lediglich  nach  dem  Vermögen  ermißt,  also  auch  nur  eine  Art 
von  Adel,  nämlich  der  Besitzadel  besteht. 

Die  Eigenthumsstände.  Man  kann  deren  so  viele  unter- 
scheiden, als  es  Formen  des  Eigenthums  giebt.  Beschränken  wir  uns 
auf  die  beiden  Hauptformen,  das  Habeigenthum,  welches  in  unmittel- 
barer und  das  Schuldeigenthum,  welches  in  mittelbarer  Sachherr- 
schaft besteht,  so  erhalten  wir  die  allgemeine  Ständegruppe  der 
Habeigenthümer  und  der  Schuldeigenthümer.  Dasselbe 
geschieht  bei  der  Eintheilung  des  Eigenthums  in  unbewegliches 
und  bewegliches,  wir  erhalten  dadurch  die  allgemeine  Ständegruppe 
des  Unmöbeleigenthums  und  des  Möbeleigenthums. 

Die  Vereinsstände.  Mit  diesem  Namen  wollen  wir  Genossen- 
schaften bezeichnen,  deren  Mitglieder  die  Betheiligung  oder  Nicht- 
betheiligung  an  irgend  eine  Art  von  Vereinen  oder  eine  besondere 
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Stellung  in  dem  letzteren  miteinander  gemein  haben.  Die  Ver- 
einsstände stellen  bald  allgemeine,  bald  besondere  Ständegruppen 
dar.  So  gehört  z.  B.  die  Gruppe  des  In-  und  Auslandes  zu  den 
allgemeinen,  die  des  Dienstherrn  und  Diener  zu  den  besonderen. 
Die  allgemeinen  Vereinsständegruppen  beruhen  theils  auf  dem 
Bestehen  von  Vereinen,  an  welchen  sich  nicht  alle  Gesellschafts- 
glieder betheiligen,  theils  auf  der  Ungleichheit  der  Stellungen  in 
solchen,  an  welchen  sie  sich  alle  betheiligen.  Sind  z.  B.  nicht  alle 
Gesellschaftsglieder  Angehörige  von  Glaubensschaften  (Glaubens- 
gemeinden), so  besteht  die  allgemeine  Ständegruppe  der  Glaubens- 
schaften und  der  Nichtglaubensschaften,  sind  sie  hingegen  sämmt- 
lich  Angehörige  von  Glaubensschaften  und  die  Mitglieder  der 
letzteren  zerfallen  in  Priester  und  Laien,  so  besteht  dadurch  eben- 
falls eine  allgemeine  Ständegruppe,  nämlich  die  der  Priester  und 
Laien.  Die  besonderen  Vereinsständegruppen  beruhen  auf  der 
Ungleichheit  der  Stellungen  in  den  Vereinen,  an  welchen  sich 
nicht  alle  Gesellschaftsglieder  betheiligen.  Wären  die  letzteren  sämmt- 
lich  Angehörige  von  Dienstschaften  (Dienstvereinen),  so  bildeten 
die  Dienstherrn  und  Diener  eine  allgemeine  Ständegruppe,  da  es 
nicht  der  Fall  ist,  so  bilden  sie  eine  besondere.  Die  wichtigsten 
Vereinsstände  sind  die  der  In-  und  Ausländer,  die  der  Obrigkeit 
und  der  Unterthanen,  die  der  Priester  und  Laien,  die  der  Zunftigen 
und  der  Unzunftigen,  die  der  Verehelichten  und  Unverehelichten, 
sowie  die  der  Dienstherrn  und  Diener. 

Die  Werkhaltungsstände  sind  Genossenschaften  deren 
Glieder  die  Art  der  Werkhaltung  mit  einander  gemein  haben.  Sie 
bilden  die  Ständegruppe  der  Einzel  werkerund  Vereins  werker, 
welche,  weil  nicht  alle,  sondern  nur  die  meisten  Menschen  werklich 
thätig  sind,  keine  allgemeine  aber  doch  eine  fast  allgemeine  ist.  Der 
Stand  der  Vereinswerker  schließt  die  Ständegruppe  der  Sonder- 
werker,  deren  Vereine  aus  Dienstherrn  und  Dienern  und  der  Ge- 
mein w  e  r  k  e  r ,  deren  Vereine  aus  sich  gleichstehenden  auf  gemein- 
schaftliche Wohnung  werkenden  Mitgliedern  bestehen.  Auf  den  ersten 
Blick  hält  man  die  Werkhaltungsstände  für  Vereinsstände,  jedoch 
mit  Unrecht.  Die  Gruppe  der  Einzel-  und  Gemein  werker  beruht  nicht, 
wie  es  den  Anschein  hat,  auf  Betheiligung  und  Nichtbetheiligung 
an  Werkvereinen,  dies  würde  bei  einer  aus  Werkvereins-  und  Nicht- 
werkvereinsgliedern  bestehenden  Gruppe  der  Fall  sein,  bei  welcher 
der   Stand    der  Nichtwerkvereinsglieder   sowohl   alle  Einzelwerker 
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als  alle  Nichtwerker  enthielte.  In  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich 
mit  der  Gruppe  der  Sonder-  und  Gemeinwcrker,  sie  beruht  nicht, 
wie  es  den  Anschein  hat,  auf  der  Verschiedenheit  der  Stellung, 
welche  Vereinsglieder  in  ihren  Vereinen  einnehmen,  wie  dies  bei 
der  Gruppe  der  Dienstherrn  und  Diener  der  Fall  ist,  sondern  auf 
der  Betheiligung  bei  Vereinen  von  verschiedener  Beschaffenheit, 
nämlich  bei  solchen,  in  welchen  die  Mitglieder  eine  ungleiche  und 
bei  solchen,  in  welchen  sie  eine  gleiche  Stellung  einnehmen. 

Die  Wohnstände  sind  Genossenschaften,  deren  Mitglieder 
Wohnorte  von  gleicher  Beschafifenheit  miteinander  gemein  haben. 
Da  alle  Menschen  entweder  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande 
wohnen,  so  stellen  die  Stadt-  und  Landbewohner  eine  all- 
gemeine Ständegruppe  dar.  Die  Stadtbewohner  zerfallen  wieder 
in  die  Groß-  und  Kleinstädter  und  die  Landbewohner  in 
die  Dorf-  und  Hofbewohner. 

III.    Die  Vereine. 

Die  Vereine  unterscheiden  sich,  wie  schon  oben  gesagt,  von 
den  Genossenschaften  dadurch,  daß  sie  Gegliede  (Organismen)  sind. 
Ein  Geglied  (Organismus)  ist  ein  in  stehter  Entwickelung  be- 
griffenes, sich  selbst  bethätigendes,  aus  ungleichartigen  Theilen, 
Gegliedtheilen  (Organen),  bestehendes  Ganze,  dessen  Theile  in 
Wechselwirkung  und  einem  einheitlichen  Zusammenhang  mit  ein- 
ander stehen.  Es  unterscheidet  sich  von  dem  Trieb  zeug  (der 
Maschine)  durch  die  Entwickelung  und  Selbstthätigkeit  Es  giebt 
natürliche,  welche  durch  Naturthätigkeit  und  nichtnatürliche 
(künstliche),  welche  durch  menschliche  Thätigkeit,  d.  h.  durch  die 
Thätigkeit  willensfreier  Wesen  entstehen.  Die  natürlichen  stellen 
die  Menschen,  Thiere  und  Pflanzen,  die  nicht  natürlichen  Verbin- 
dungen von  Menschen  zur  Erreichung  gemeinsamer  Zwecke  d.  h. 
Vereine  dar.  Alle  Gegliede  zerfallen  in  Einzelgegliedc, 
welche  aus  einem  Einzelwesen  und  in  Gesammtgegliede, 
v/elche  aus  einer  Gesammtheit  von  Einzelwesen  bestehen.  Die 
natürlichen  sind  theils  Einzelgegliedc,  wie  z.  B.  die  Bienen, 
theils  Gesammtgegliede,  wie  der  Bienenschwarm,  die  nicht  natür- 
lichen lediglich  Gesammtgegliede.  Das  Wort  geglied  lieh  (or- 
ganisch) wird  häufig  in  bildlicher  Weise  gebraucht  und  zwar 
theils  zur  Bezeichnung  von  Allem,  was  in  gewissen  Stücken 
mit    einem  Geglied    übereinstimmt,    theils    zur  Bezeichnung    be- 
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sonders  gut  gegli  ede  rter  (organisirter)  Gcgliede.  Im  ersteren 
Sinn  gebraucht  man  es,  wenn  man  von  gegliedlichem  Recht 
spricht  Man  versteht  nämlich  darunter  ein  Recht,  dessen  Theile 
die  Wechselbeziehung  und  den  einheitlichen  Zusammenhang  von 
Gegliedtheilen  haben.  Im  letzteren  gebraucht  man  es,  wenn  man 
von  gegliedlichen  Staaten  spricht.  Da  nämlich  jeder  Staat  ein  Ge- 
gliede  ist,  so  kann  unter  einem  gegliedlichen  nichts  anderes  als  ein 
vollkommen  gegliedeter  verstanden  werden.  Uebrigens  ist  der  Ge- 
brauch des  Wortes  gegliedlich  in  diesem  Sinne  nicht  zu  empfehlen. 
Die  Anwendung  bildlicher  Ausdrücke  bei  wissenschaftlichen  Dar- 
stellungen hat  überhaupt  den  Nachtheil,  daß  sie  die  Klarheit  und 
Schärfe  derselben  beeinträchtigt  und  mitunter  sogar  zu  Mißver- 
ständnissen führt.  Man  sollte  deßhalb,  wenn  nicht  gänzlich, 
doch  in  so  weit  darauf  verzichten,  als  das  Eintreten  der  genannten 
Nachtheile  zu  befürchten  steht. 

Die  Vereine  zerfallen  ihrer  Entstehungs weise  nach  in 
freiwillige,  bei  welchen  die  Betheiligung  im  Beheben  der  Mit- 
glieder steht,  wie  z.  B.  bei  der  Ehe  oder  dem  Antheilverein  (der 
Actiengesellschaft)  und  in  nicht  freiwillige,  bei  welchen  die 
Betheiligung  nicht  in  Belieben  der  Mitglieder  steht,  sondern  ent- 
weder wie  bei  der  Zunft  gesetzlich  vorgeschrieben,  oder  wie  bei 
einem  auf  dem  \^'ege  der  Eroberung  entstehenden  Staat  durch 
Waffengewalt  erzwungen  ist.  Die  Vereine  zerfallen  nach  der 
Dauer,  für  welche  sie  bestimmt  sind,  in  immerwährende, 
die  wie  z.  B.  die  Gemeinden  für  alle  Zeiten  fortbestehen  sollen 
und  in  zeitweilige,  deren  Dauer,  wie  z.  B.  die  der  gewöhn- 
lichen „Handelsgesellschaften",  auf  eine  bestimmte  Zeit  beschränkt 
ist  Die  Vereine  zerfallen  nach  der  Stellung,  welche  ihre 
Mitglieder  in  denselben  einnehmen,  in  gleichstellige,  deren 
Mitglieder  wie  z.  B.  die  einer  Klubschaft  (eines  Casinos)  sich 
gleichstehen  und  in  ungleichstellige,  deren  Mitglieder  wie 
die  der  Inschaft  (Familie)  sich  nicht  gleichstehen. 

Die  Vereine  zerfallen  nach  der  örtlichen  Vertheilung 
ihrer  Mitglieder  in  bezirkliche,  bei  welchen  die  Mitgliedschaft 
wie  z.  B.  bei  den  Gemeinden  und  Zünften  durch  die  Bewohnung 
von  Bezirken  bedingt  ist  und  in  n  i  c  h  t  b  e  z  i  r  k  1  i  c  h  e ,  bei  welchen,, 
wie  z.  B.  bei  den  Antheilvereinen,  dies  nicht  der  Fall  ist. 

Die  Vereine  sind  sowohl  der  Form  als  der  Art  nach  sehr 
verschieden,  und  es  ist  die  Kenntniß  der  Form  und  Art  derselben 
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von  SO  großem  Belang,  daß  wir  sowohl  die  eine  als  die  andere 
zum  Gegenstand  einer   besonderen  Betrachtung    machen    rriüssen. 

I.  Form  der  Vereine.  Wenn  wir  uns  mit  der  Form  oder 
was  dasselbe  ist  mit  der  Verfassung  der  Vereine  beschäftigen 
AvoUen,  müssen  wir  zunächst  zwischen  zusammengesetzten  und 
einfachen  unterscheiden. 

Die  zusammengesetzten  Vereine,  welche  aus  mehreren  mit 
einander  verbundenen  einfachen  Vereinen  bestehen,  also  gleich- 
sam einen  Verein  von  Vereinen  darstellen ,  können  abgestufte, 
gezweigte  und  abgezweigte  sein.  Bei  den  abgestuften  nimmt 
der  Gesammtverein  eine  über-  und  die  Einzelvereine  eine  unter- 
geordnete Stellung  ein,  wie  dies  z.  B.  bei  den  Bundesstaaten  mit 
dem  Gesammtstaat  und  den  Einzelstaaten  der  Fall  ist.  Bei  den 
gezweigten  Vereinen  sind  mehrere  nebeneinanderstehende  der- 
gestalt mit  einander  verbunden,  daß  sie  das  oberste  Gegliedtheil 
(Organ)  mit  einander  gemein  haben  oder  mit  anderen  Worten, 
daß  sie  Zweigvereine  eines  Gesamtvereins  darstellen.  Dies  ist 
beispielsweise  der  Fall,  wenn  mehrere  selbständige  Staaten  oder 
ein  Staat  und  eine  Kirchengemeinde  ein  gemeinsames  Oberhaupt 
haben.  Bei  den  abgezweigten  Vereinen  stehen  Einzelvereine  dem 
Gesammtverein  dergestalt  zur  Seite,  daß  sie  ihm  nach  einer  Richtung 
untergeordnet  nach  der  andern  nebengeordnet  sind,  wie  dies  z.  B. 
in  der  katholischen  Kirche  mit  den  Ordensgemeinden  und  der 
Kirchengemeinde  der  Fall  ist.  Nach  diesen  Begrift'sbestimmungen 
sind  alle  zusammengesetzten  Vereine  Verbindungen  eines  Gesammt- 
vereins  mit  Einzelvereinen  und  diese,  je  nachdem  der  zusammen- 
gesetzte Verein  zu  den  abgestuften,  gezweigten  oder  abgezweigten 
gehört.  Unter-,  Zweig-  oder  Seitenvereine. 

Die  einfachen  Vereine  können  nur  ein  Gegliedtheil  oder 
mehrere  Gegliedtheile  haben  und  in  letztern  Fall  abgestufte  oder 
gezweigte  sein.  Die  abgestuften  haben  einander  untergeordnete, 
d.  h.  Ober-  und  Unter-  oder  Ober-,  Zwischen-  und  Untergeglied- 
theile.  Die  gezweigten  haben  ein  sich  in  nebeneinander 
stehende  Gegliedtheile  verzweigendes  Hauptgegliedtheil  d.  h.  ein 
Hauptgegliedtheil  mit  Zweiggegliedtheilen :  die  letzteren  können 
wiederum  abgestufte  oder  nicht  abgestufte  sein.  Große  Staaten 
sind  z.  B.  stark  gezweigte  und  zugleich  starkabgestuftc  Vereine. 
Die  Geschäfte  der  Vereine  sind  theils  solche,  welche  in  der 
Ausübung  der  Vereinsgewalt  bestehen,  t  h  e  i  1  s  solche,  bei  welchen 
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dies  nicht  der  Fall  ist.     Zu  jenen  gehören  z.  B.  von  den  Geschäften 
der    Kirchengemeinden    die    der   Pfarrer    und  Kirchenältesten,    zu 
diesen    die    der   Kirchenrechner    und    Küster.      Die    Gegliedtheile 
für    die  Geschäfte   der  ersteren  Art  werden  Behörden  genannt. 
Die   für    die  Geschäfte    der   letzteren  Art  wollen   wir,   weil    es  an 
einem  Namen  für  dieselben  fehlt,  Zubehörden  nennen.    Sind  die 
Behörden    der    Vereine    fortwährend     wirksam,    so    werden     sie 
Aemter  und  die  sie  bildenden  Personen  Beamten,  sind  sie  hin- 
gegen nur   von  Zeit    zu  Zeit  wirksam,    so  werden  sie  Tage  und 
die    sie    bildenden    Personen   Tagner   genannt.     Dieselbe  Unter- 
scheidung läßt  sich  auch  bei  den  Zubehörden  machen,  gewöhnlich 
kommen    jedoch    bei    diesen    nur    die    Zuämter   und    nicht    die 
Zutage  vor.    Wenn  Gegliedtheile  der  Vereine  (Behörden  oder  Zu- 
behörden)   aus   Personen    gebildet   sind,    welche    ihre    Stelle    fort- 
während begleiten,  so  sind  sie  ständige,  wenn  sie  hingegen  von 
Personen  gebildet    werden,    welche  ihre  Stelle   nur  auf  bestimmte 
Zeit  begleiten,  so  sind  sie  u  n  s  t  ä  n  d  i  g  e.    Zu  den  ersteren  gehören 
die  meisten  Staats-,  zu  den  letzteren  die  meisten  Gemeindeämter. 
Die  Gegliedtheile    der  Vereine  können    einfache    oder  zusammen- 
gesetzte   sein.      Im    ersteren    Fall    sind    sie   von    einer  Person,    im 
letzteren    von    einer    Gesammtheit    von    Personen    gebildet.      Die 
zusammengesetzten  werden  auch  Gliedschaften  (collegien)  und 
deren  MitgUeder  Gliedschafter,  genannt.    Zur  Verrichtung  vorüber- 
gehender Geschäfte    bestimmte    Gliedschaften    heißen   Auftrag- 
schaften (Commissionen),  haben  alle  Mitglieder  einer  Gliedschaft 
entscheidende  Stimme  bei  der  Fassung  ihrer  Beschlüsse,  so  hat  sie 
eine  gliedliche  (collegealische),  haben  hingegen  nur  das  Haupt- 
mitgHed   entscheidende    und    die  übrigen  berathende    Stimme,    so 
hat  sie  eine  h  äup^t liehe  (bureaukratische)  Verfassung.  Aber  auch 
abgesehen  hiervon  kann    die  Stellung  der  Mitglieder  einer  Glied- 
schaft sehr  verschieden  sein.  Es  giebt  Hauptgliedschaften,d. h. 
der  Gliedschaft  vorstehende,  Beigliedschaft en  d.h.  unter  der 
Aufsicht  der  ersteren  selbständig  wirkende,  Hülfsgliedschaften, 
d.  h.  unter  der  Leitung  anderer  wirkende  und  Fürgliedschaften 
d.  h.  die  Stelle  einer  anderen  statt  seiner  bekleidende  Mitglieder  von 
Gliedschaften.      So    kommen    z.  B.    bei    Pfarrämtern:    Hauptpfarre 
(erste  Pfarre),  Beipfarre  (zweite  Pfarre),  Hülfspfarrer  (Pf arr gehülfen) 
und   Fürpfarrer    (Pfarrverweser)    vor.     In    gleichstelligen   Vereinen 
sind    alle  Mitelieder    des  Vereins  auch  Vertreter  desselben,    in 
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ungleichstelligen  zerfallen  die  Mitglieder  in  Vertreter  und  \''er- 
tretene.  In  Behörden  können  nur  Vertreter,  in  Zubchörden  auch 
Vertretene  eingehen.  Die  Vertreter  der  Vereine  sind  entweder  u  n  - 
mittelbare,  welche  die  Vereinsgewalt  nicht  im  Auftrag  anderer, 
■oder  mittelbare,  welche  sie  im  Auftrag  anderer  ausüben.  Zu 
jenen  gehören  z.  B.  die  Mitglieder  der  „offenen  Handelsgesell- 
schaften", zu  diesen  die  MitgHeder  der  Kammern  von  Abgeordneten, 
Endlich  sind  die  Vertreter  der  Vereine  entweder  allseitige, 
welche  die  Vereinsgewalt  in  ihrem  ganzen  Umfang  oder  nicht 
allseitige,  welche  nur  Theile  derselben  ausüben,  sowohl  die 
«inen  als  die  andern  können  zu  den  unmittelbaren  oder  zu  den 
mittelbaren  gehören.  So  sind  z.  B,  in  volksherrschaftlichen  Staaten 
sowohl  die  Urwähler  als  die  Wahlmänner  und  Abgeordneten 
allseitige  Vertreter  der  wahlfähigen  und  nichtwahlfähigen  Mit- 
glieder des  staatlichen  Vereins  und  zwar  die  Urwähler  unmittel- 
bare und  die  übrigen  mittelbare.  Die  von  den  Abgeordneten  be- 
stellten Beamten  hingegen,  weil  sie  nur  Theile  der  Staatsgewalt 
ausüben,  nichtallseitige  und  weil  sie  es  im  Auftrag  der  Abgeord- 
neten thun,  mittelbare,  während  in  mitherrschaftlichen  Staaten 
alle  Vertreter  nur  nichtallseitige  sind,  weil  jeder  derselben  nur 
einen  Theil  der  Staatsgewalt  ausübt,  Vereinsdiener  sind  Mitglieder 
•einer  Dienstschaft,  d,  i.  eines  aus  einem  Dienstherrn  und  aus 
Dienern  bestehenden  Vereins,  in  welchem  der  Dienstherr  nicht 
ein  einzelner  Mensch,  sondern  ein  Verein  z.  B,  ein  Staat,  eine 
Gemeinde,  eine  Zunft  u.  s,  w.  ist,  Vereinsdiener  können  sowohl 
Behörden  als  Zubehörden  bilden ,  Avie  dies  z,  B,  im  Staate  in  der 
größten  Ausdehnung  der  Fall  ist.  Bilden  sie  Behörden,  so  müssen 
sie  auch  Mitglieder  des  den  Dienstherrn  darstellenden  Vereins  und 
zwar  zu  den  Vertretern  desselben  gehörige  sein.  Bilden  sie  nur 
Zubehörden,  so  können  sie  Mitglieder  sein  und  sind  es  auch 
meistens,  müssen  es  aber  nicht  sein.  So  sind  z,  B.  die  Wärter 
von  Gemeinden  auch  Mitglieder  der  letzteren,  die  Wärter  von 
Vereinen  zum  geselligen  Vergnügen  gewöhnlich  keine  Mitglieder 
derselben.  Die  T  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  der  Vereine  ist  stets  eine  doppelte, 
nämlich  eine  verfassende  oder  gegliedernde  (organisierende) 
d,  h,  auf  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Gegliedtheile  und 
eine  ausübende  d,  h.  unmittelbar  auf  die  Verfolgung  der  Vcr- 
-einszwecke  gerichtete.  Sowohl  die  eine  als  die  andere  kann 
wiederum     in    eine    festsetzende    und    eine    vollziehende 
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zerfallen.  Die  erstere,  welche  beim  Staat  die  gesetzgebende 
heißt,  setzt  Regeln  für  die  gesammte  Vereinsthätigkeit  fest,  die 
letztere  vollbringt,  was  durch  diese  Regeln  vorgeschrieben  wird. 
Die  Gesammtheit  der  Regeln  über  die  Zahl,  den  Geschäfts- 
kreis, die  Herstellung  und  die  Erhaltung  der  Gegliedtheile  eines 
Vereins  sind  die  Verfassung   desselben  genannt. 

2.  Art  der  Vereine.  Sie  ist  durch  die  Zwecke  derselben 
bedingt.  Die  Vereine  sind  also,  wenn  sie  dieselben  Zwecke  haben,, 
gleichartige  und  wenn  sie  verschiedene  Zwecke  haben,  u n - 
gleichartige.  Hinsichtlich  der  Zahl  der  Zwecke  zerfallen  die 
Vereine  in  einz  weckige  und  in  m  eh  r  zweckige,  welche 
letztere  wiederum  zwei-  drei-  vi  erz  weckige  u.  s.  w.  sein 
können.  Die  mehrz weckigen  sind  gemischte,  wenn  ihre  Zwecke 
verschiedenen  Gesellschaftsstufen  und  ungemischte,  wenn  sie 
nur  einer  Gesellchaftsstufe  angehören.  Die  letzteren  können  also 
nur  gläubige,  staatliche  oder  bürgerliche,  die  ersteren  hingegen 
gläubig-staatliche ,  gläubig-bürgerliche ,  staatlich-bürgerliche  oder 
gläubig -staatlich -bürgerliche  sein.  Wären  alle  Mitglieder  der 
Gesellschaft  zu  einem  a  1 1  z  w  e  c  k  i  g  e  n  d.  h.  alle  gläubigen,, 
staatlichen  und  bürgerlichen  Zwecke  verfolgenden  Vereine  ver- 
bunden, so  hätten  sie  eine  einheitliche  Verfassung.  Gesell- 
schaften mit  einheitlicher  Verfassung  hat  es  zwar  niemals  gegeben, 
wohl  aber  Vorschläge  zur  Gründung  von  solchen.  Gesellschaften 
mit  nichteinheitlicher  Verfassung  sind  starkgegliedert,. 
wenn  es  viele  und  mannigfaltige  Vereine  in  derselben  giebt,  und 
schwach  gegliedert,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist.  Die  Ver- 
fassung sowohl  der  stark-  als  schwachgegliederten  Gesellschaft 
ist  eine  zweckmischende,  wenn  die  darin  bestehenden  Ver- 
eine gemischte  sind  und  diese  selbst  zweckmischende  Verfassungen 
haben,  sie  ist  hingegen  eine  zwecksondernde,  wenn  die  Vereine 
ungemischte  sind  und  selbst  zwecksondernde  Verfassungen  haben. 
Bei  den  Verein  e  n  ist  die  Verfassung  zweckmischend,  wenn 
ihre  Gegliedtheile  zur  Erreichung  verschiedener  Zwecke  dienen 
und  zwecksondernd,  wenn  jeder  Gegliedtheil  nur  zur  Er- 
reichung eines  Zweckes  dient.  Die  in  einer  stark  gegliederten 
Gesellschaft  vorkommenden  Vereine  sind  selbstverständlich  sehr 
mannigfaltig,  die  wichtigeren  sind  folgende: 

Erstens,  die  Familie,  für  welche  wir  das  von  innig  ab- 
geleitete Wort   Innschaft   vorschlagen,    ist    ein   zusammengesetzter 
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\ind  zwar  ein  aus  zwei  in  eigenthümlicher  Weise  miteinander  ver- 
bundenen Vereinen,  der  Ehe  und  der  Stammschaft,  zusammen- 
gesetzter Verein.  Die  Ehe  bezweckt  die  Lebensgemeinschaft  und 
Fortpflanzung  der  Ehegatten;  die  Stammschaft  die  Aus- 
bildung und  Versorgung  der  Kinder  durch  die  Eltern  so  wie  die 
Unterstützung  dieser  durch  jene.  Die  Innschaft  ist,  da  beide  in 
ihr  enthaltene  Vereine  sowohl  gläubige  als  bürgerliche  Zwecke 
zu  erreichen  haben,  ein  gläubig- bürgerlicher  Verein,  und 
da  die  einen  wie  die  andern  theils  werkliche  theils  nußliche  sind, 
ein  ^^'^  e  r  k  n  u  ß  V  e  r  e  i  n. 

Zweitens  die  H  a  u  s  s  c  h  a  f t.  Mit  diesem  Namen  wollen  wir  alle 
•die  Führung  einer  gemeinschaftlichen  Haushaltung  bezweckenden 
Vereine  bezeichnen.  Die  Hausschaft  ist  eine  vollständige, 
wenn  sich  die  Gemeinschaft  auf  alle,  eine  unvollständige,  wenn 
sie  sich  nur  auf  gewisse  Zweige  der  Haushaltung  erstreckt.  Häufig 
sind  die  Hausschaften  von  einer  solchen  Beschaffenheit,  daß  sie 
für  manche  ihrer  Mitglieder  vollständige  und  für  manche  unvoll- 
ständige darstellen.  Aus  den  Zwecken  der  Innschaft  erhellt,  daß 
die  Mitglieder  derselben,  wenn  jene  vollständig  erreicht  werden 
sollen,  zugleich  Mitglieder  einer  Hausschaft  sein  müssen.  Viele 
Hausschaften  bestehen  lediglich  aus  Innschaftsglieucrn,  andere  aus 
Mitgliedern  von  verschiedenen  Vereinen,  deren  Mitgliedschaft  die 
Führung  einer  gemeinsamen  Haushaltung  erheischt,  wie  dies  bei 
Vereinen  von  Dienstherrn  und  Dienern,  von  Pflegeeltern  und 
Pflegekindern,  von  Bordschaftgeber  (Bordinggebern)  und  Bordschaft- 
nehmern  u.  s.  w.  der  Fall  ist.  Uebrigens  bestehen  nicht  alle  über 
die  Innschaft  hinausgehenden  Hausschaften  aus  Personen,  die  der- 
artigen Vereinen  angehören,  es  giebt  deren  auch,  bei  welchen  ein 
solches  Verhältniß  nicht  stattfindet,  wie  z.  B.  die  Hausschaften, 
welche  von  den  Insassen  eines  Kranken-  oder  Siechenhauses  ge- 
bildet werden.  In  manchen  Ländern  namentlich  in  Rußland  ge- 
schieht es  auch,  daß  die  Mitglieder  mehrerer  Innschaften  zu  einer  Haus- 
schaft  zusammentreten.  Da  die  Führung  einer  Haushaltung  etwas 
rein  bürgerliches  ist,  so  stellt  auch  die  Hausschaft  einen  bürger- 
lichen Verein  dar.  Nehmen  Hausschaften  gemeinsame  Glau- 
bensübungen vor,  so  bilden  sie,  in  so  weit  dies  geschieht,  einen 
von  der  Hausschaft  verschiedenen  gläubigen,  und  üben  adUge 
Hausherrn  Hoheitsrechte  über  ihr  Hausgesinde  aus,  so  bilden  sie 
mit  diesem  einen  ebenfalls  von  der  Hausschaft  verschiedenen  staat- 
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liehen  Verein.  Diese  Behauptung  steht  nicht  im  Widerspruch  mit 
der  früher  gemachten,  daß  es  zu  den  häusUchen  gehörige  gläubige 
und  staatliche  Lebensbeziehungen  geben  könne,  denn  die  Begriffe 
von  häuslich  und  hausschaftlich  fallen  nicht  zusammen.  Die 
Lebenszwecke,  welche  in  der  Hausschaft  erreicht  werden  sollen,, 
sind,  obwohl  vorzugsweise,  doch  nicht  ausschließlich  nußliche,, 
sondern  auch  werkliche.  Die  Hausschaft  stellt  also  einen  Xuß- 
werkverein  dar,  bei  dem  übrigens  gewisse  Mitglieder  wie  z.  B.  die 
Hausdiener  vorzugsweise  bei  den  werklichen  und  andere  wie  z.  B. 
die  Bordschaftnehmer  vorzugsweise  oder  lediglich  bei  der  nuß- 
lichen Seite  betheiligt  sein  können. 

Drittens  das  S  c  h  a  f  f.  Mit  diesem  Namen  wollen  wir  die  \'er- 
eine  bezeichnen,  deren  Zweck  in  der  Erzeugung  und  dem  Absatz 
von  nicht  zum  eignen  Gebrauch  sondern  zum  Austausch  gegen 
andere  bestimmten  werklichen  Gütern  besteht.  Wir  wählen  das  Wort 
Schaff,  weil  es  unserer  Sprache  an  einem  geeigneten  Worte  fehlt, 
denn  die  häufig  gebrauchten  Ausdrücke  Geschäft  und  Unter- 
nehmung stimmen  darin  überein,  daß  sie  ebenso  häufig  für  das  Schaff 
selbst,  als  für  in  demselben  vorkommende  Handlungen  gebraucht 
werden,  so  daß  man  nicht  selten  von  den  Geschäften  eines  Ge- 
schäfts oder  den  Unternehmungen  einer  Unternehmung  zu  reden  hat. 
Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf  der  Umstand,  daß  nicht  alle 
Schaffe  Vereine  darstellen,  weil  ein  Theil  derselben  nur  aus  einer 
Person  besteht.  Aber  auch  die  aus  einer  Gesammtheit  von 
Personen  bestehenden  werden  gewöhnlich  nicht  alle  zu  den 
Vereinen  gezählt,  sondern  nur  diejenigen  von  denselben,  welche 
lediglich  aus  Schaft'herrn  bestehen  und  den  Xamen  Handels- 
gesellschaften führen.  Der  Grund  dieser  Auffassung  liegt  darin,  daß 
man  nicht  zwischen  selbständigen  und  unselbständigen  Diensten 
unterscheidet  und  deßhalb  die  Dienstschaft  d.  h.  die  Verbindung 
von  Dienstherr  und  Diener  nicht  als  Verein  betrachtet.  Wenn 
ein  Arzt  Kranke  behandelt,  so  leistet  er  ihnen  selbständige  Dienste, 
wenn  er  der  Gehülfe  eines  anderen  Arztes  wird  und  diesen  bei 
dem  Betrieb  seines  Berufswerkzweiges  unterstützt,  so  leistet  er 
diesem  unselbständige  Dienste.  Im  ersteren  Fall  ist  er  nicht 
Mitglied  eines  Vereins,  im  letzteren  ist  er  ein  solches.  Verbinden 
sich  Personen,  welche  einen  Werkzweig  gemeinschaftlich  betreiben, 
dergestalt  miteinander,  daß  dies  auch  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung geschieht  oder  mit  anderen  Worten  daß  sie  alle  Schaft  herrn. 
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sind,  so  ist  der  von  ihnen  gebildete  Verein  offenbar  ein  engerer, 
als  wenn  sie  sich  nur  dergestalt  verbinden,  daß  der  gemeinsame 
Betrieb  nicht  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  geht  oder  mit  andern 
Worten,  daß  einer  von  ihnen  Schaffherr,  der  andere  Schaffdiener  ist. 
Aber  Verbindungen  der  letzten  Art  hören  deßhalb  nicht  auf,  Vereine 
zusein.  Da,  wie  aus  dem  Gesagten  erhellt,  die  Mitglieder  eines  Schaffs 
auf  verschiedene  Weise  mit  einander  verbunden  sein  können,  so  giebt 
es  verschiedene  Schaffe.  Sind  die  MitgHeder  eines  Schaffs  alle 
auf  dieselbe  Weise  mit  einander  verbunden,  so  stellt  jenes  einen 
einfachen  Verein  dar,  sind  hingegen  die  Mitglieder  eines  Schaffs 
auf  verschiedene  Weise  miteinander  verbunden,  so  stellt  dasselbe 
einen  zusammengesetzten  Verein  dar.  Für  den  ersten  Fall 
kann  die  gewöhnliche  Handelsgesellschaft,  und  für  den  letzten 
die  genannte  Gesellschaft  mit  stillen  Gesellschaftern  oder  mit 
Gehülfen  als  Beispiel  dienen.  Wenn  wir  von  unwesentlichen  oder 
nur  mißbräuchlicher  Weise  vorkommenden  Ausnahmen  absehen, 
werden  weder  staatliche  noch  gläubige  Werkzweige  von  Vereinen 
betrieben,  deren  Erzeugnisse  zum  Absatz  bestimmt  sind.  Wir 
können  also  die  Schaffe  als  bürgerliche  Vereine  betrachten. 
Daß  sie  reine  Werk  vereine  sind,  leuchtet  von  selbst  ein. 
Nach  der  oben  gegebenen  Begriffsbestimmung  können  die  Schaffe 
ebensowohl  öffentliche  als  heimige  Vereine  sein ;  da  jedoch 
zwischen  den  öffentlichen  und  heimigen  wesentliche  Unterschiede 
bestehen,  so  scheint  es  uns  angemessener,  das  Wort  Schaff  nur 
für  die  heimigen  zu  gebrauchen  und  den  öffentlichen  einen  an- 
dern Namen   zu   geben. 

Viertens  die  Zunft,  welche  auch  Innung,  Gaffel  und  Gilde 
genannt  wird,  ist  ein  Verein  von  Fachgenossen  d.  h.  von  den- 
selben Werkzweig  treibenden  Personen  zur  Befriedigung  gemein- 
samer, aus  dem  Betrieb  des  betreffenden  Werkzweigs  ent- 
springender Bedürfnisse.  Die  bestehenden  Zünfte  sind  von 
bürgerliche  Werkzweige  treibenden  Personen  gebildet,  stellen  also 
bürgerliche  und  w^enn  sie,  was  öfters  der  Fall  ist,  staatliche 
Nebengeschäfte  haben ,  staatlich-bürgerliche  Vereine  dar. 
Eine  aus  Staatsdienern  gebildete  Zunft  ist,  weil  sie  weder  Hoheits- 
rechte ausübt  noch  bürgerliche  Lebenszwecke  verfolgt,  weder  ein 
staatlicher  noch  ein  bürgerlicher  sondern  ein  mischselliger 
Verein.  Ganz  dasselbe  gilt  von  einer  aus  Geistlichen  gebildeten 
Zunft,   sie  ist,  weil  sie  weder  heilige  Handlungen  vornimmt  noch 
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bürgerliche  Lebenszwecke  verfolgt,  weder  ein  heiliger  noch  ein 
bürgerlicher  sondern  ebenfalls  ein  mischseUiger  Verein.  Wir 
drücken  uns  also  in  einer  für  alle  Fälle  passenden  Weise  aus, 
Avenn  wir  die  Zunft  einen  s eiligen  Verein  nennen.  Da  die 
Zwecke  der  Zunft  lediglich  werkliche  sind,  so  gehört  sie  zu  den 
reinen  W  e  r  k v  e  r  e  i  n  e  n ,  und  da  die  Befriedigung  fachgenossen- 
schaftlicher Bedürfnisse  von  dem  Beisammenwohnen  der  Fach- 
genossen bedingt  ist,  so  sind  die  Zünfte  bezirkliche  Vereine,  die 
sich  jedoch  von  den  Gemeinden  dadurch  unterscheiden,  daß  sie 
nicht  alle  Bewohner  des  betreffenden  Bezirks,  sondern  nur  einen 
Theil  derselben  umfassen. 

Fünftens  die  Gemeinde.  Das  Wort  Gemeinde  hat  eine 
weitere  und  eine  engere  Bedeutung.  In  der  weiteren  bezeichnet 
es  jeden  bezirklichen  Verein.  Nimmt  man  es  in  dieser,  so  muß  man 
den  Zweck  und  den  Umfang  derselben  ausdrückende  Zusätze  beifügen, 
also  z.  B.  von  Orts-  und  Kreiskirchengemeinden  sprechen.  Nimmt 
man  es  hingegen  in  der  engeren  Bedeutung,  so  versteht  man 
darunter  einen  Verein  aus  Bewohnern  eines  Bezirks  zur  Be- 
friedigung gemeinsamer,  aus  dem  bezirklichen  Beisammenwohnen 
entspringender  Bedürfnisse.  Der  Umfang  dieser  Gemeinden  kann 
verschieden,  d.  h.  diese  können  Orts-,  Gau-,  Kreisgemeinden 
u.  s.  w.  sein.  Die  Gemeinde  im  engerem  Sinne,  von  welcher 
hier  die  Rede  ist,  stellt,  da  ihre  Zwecke  bürgerlich  sind,  einen 
bürgerlichen  Verein  dar.  Obgleich  man  nun  die  bürgerliche 
Wirksamkeit  der  Gemeinden  stets  als  den  Hauptzweck  derselben 
betrachtet,  so  kommt  es  doch  häufig  vor,  daß  dieselben  auch 
staatliche,  und  wenn  sie  bei  der  Besorgung  von  Pfarrämtern  mit- 
wirken, sogar  gläubige  Verrichtungen  haben,  also  bürgerlich- 
staatliche, oder  bürgerlich-staatlich-gläubige  Vereine  darstellen. 
Da  in  den  Ländern,'  in  welchen  die  Gemeinden  eine  solche  Be- 
schafienheit  haben,  gewöhnlich  auch  der  den  Namen  Staat  führende 
öffentliche  Verein  außer  den  staatlichen  noch  bürgerliche  und 
gläubige  \"errichtungen  hat,  so  unterscheiden  sich  in  denselben  der 
Staat  und  die  Gemeinden  nur  dadurch,  daß  bei  jenem  die 
staatliche  und  bei  diesem  die  bürgerliche  Wirksamkeit  in  den 
Vordergrund  tritt.  Da  die  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Gemein- 
glieder theils  werkliche  theils  nußliche  sind  und  namentlich  viele 
Gemeindegüter  wie  z.  B.  die  Straßen  und  Brunnen  sowohl  zu 
werklichen  als  zu  nußlichen  Zwecken  benutzt  werden,    so  stellen 
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die  Gemeinden  Werknußvereine  dar.  Die  zur  Verrichtung  der 
Gemeindegeschäfte  erforderliche  Arbeit  kommt  bei  dieser  Be- 
nennung nicht  in  Betracht,  denn  sie  ist  nicht  \"ereinszweck, 
sondern  nur  Mittel  zur  Erreichung  desselben  und  kommt  auch 
bei  reinen  Nußvereinen  z.  B.  bei  Vereinen  zum  geselligen  Ver- 
gnügen vor. 

Sechstens  die  5pendschaft.  (Wohlthätigkeitsvereine).  Unter 
diesem  Namen  verstehen  wir  alle  Vereine  zur  Unterstützung  von 
Hülfsbedürftigen  durch  Gaben  oder  Dienste  und  zwar  sowohl  der 
Armen  als  der  Reichen,  jener  durch  Gaben  und  Dienste,  dieser 
durch  Dienste.  Obgleich  die  Spendschaften  nicht  gerade  bezirk- 
liche Vereine  sein  müssen,  so  sind  sie  es  doch  meistens,  weil  das 
Beisammenwohnen  der  Spender  und  Hülfsbedürftigen  die  Unter- 
stützung der  letzteren  erleichtert.  Es  giebt  selbständige  Spend- 
schaften, welche  für  sich  bestehende  Vereine  darstellen  und  u  n  - 
selbständige,  welche  Gegliedtheile  anderer  Vereine,  des  Staats, 
der  Gemeinden  oder  der  Glaubensgemeinden  darstellen.  Da  die 
Unterstützung  von  Hülfsbedürftigen  eine  bürgerliche  Verrichtung  ist, 
so  sind  die  Spendschaften  bürgerliche  und  die  sich  damit  befaßten 
Glaubens-  und  Ordensgemeinden  keine  rein  gläubige  sondern 
gläubig-bürgerliche  Vereine.  Obgleich  die  Unterstützung  von 
Hülfsbedürftigen  die  Befriedigung  sowohl  nußlicher  als  werklicher 
Bedürfnisse  bezweckt,  so  ist  doch  Spendung  von  Gaben  oder 
Diensten  eine  werkliche  Thätigkeit  und  deshalb  die -Spendschaft 
ein  Werk  verein. 

Siebtens  die  Glaube  nsgemei  nde  oder  wenn  man  das  Wort 
Gemeinde  vermeiden  will,  die  Glaubensschaft.  Alle  durch  Ge- 
meinschaft des  Glauben  zusammengehörenden  Menschen  stellen 
eine  Glaubensgenossenschaft  und  alle  einen  Verein  für  gemein- 
same Glaubensübung  bildenden  Glaubensgenossen  eine  Glaubens- 
gemeinde dar.  Christliche  Glaubensgenossenschaften  werden  auch 
Kirchen  und  die  von  Mitgliedern  einer  Kirche  gebildeten  \'er- 
eine  Kirchengemeinden  genannt.  Stellt  eine  Glaubensgenossen- 
schaft wie  z.  B.  die  der  Katholiken  einen  einzigen  Verein  dar, 
so  hat  sie  eine  einheitliche,  stellt  sie  hingegen  wie  die  der 
Protestanten  eine  Reihe  verschiedener,  von  einander  unabhängigen 
Vereine  dar,  so  hat  sie  eine  nicht  einheitliche  Verfassung.  Die 
Thätigkeit  der  Glaubensgemeinden  ist  theils  eine  unmittelbare 
d.  h.  geradezu  auf  Erreichung  des  Vereinszwecks  gericlitct,  theils 
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eine  mittelbare  d.  h.  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  der 
zu  dessen  Erreichung  erforderUchen  Sachgüter  gerichtete.  Die 
Glaubensgemeinden  unterscheiden  sich  durch  ihre  unmittelbare 
Thätigkeit,  welche  eine  heilige  ist,  von  allen  nicht  gläubigen 
Vereinen,  während  sie  die  mittelbare,  welche  ein  seilige  ist,  mit 
allen  gemein  haben.  Man  kann  sie  also  heilig-seUige  (sacral- 
sociale)  Vereine  nennen.  Da  gemeinsame  Gl^ubensübungen  das 
Beisammenwohnen  der  Glaubensgenossen  erfordern,  so  gehören 
die  Glaubensgemeinden  zu  den  bezirklichen  Vereinen.  Sehr 
kleine  Glaubensgemeinden  können  einfache  Vereine  sein ,  alle 
größeren  sind  zusammengesetzte  und  zwar  bezirklich  abgestufte. 
Beschränken  sich  die  Glaubensgemeinden  auf  die  Verfolgung 
ihres  eigentlichen  in  der  gemeinsamen  Glaubensübung  bestehenden 
Zwecks,  so  sind  sie  reine  gläubige,  verfolgen  sie  hingegen  neben 
diesem  noch  staatliche  z.  B.  durch  Betheiligung  bei  Ehegerichten 
und  durch  Ausübung  von  Strafgewalt  über  ihre  Mitglieder,  so  sind 
sie  gläubig-staatliche,  verfolgen  sie  neben  ihrem  Hauptzweck 
noch  bürgerliche,  wie  z.  B.  durch  Betheiligung  bei  Schulämtern 
oder  Unterhaltung  von  Spendschaften,  so  sind  sie  gläubig- 
bürgerliche, oder  wenn  das  eine  wie  das  andere  der  Fall  ist, 
gläubig-staatlich -bürgerliche  Vereine.  Da  die  Leitung 
der  gemeinsamen  Glaubensübungen  eine  werkliche  und  zugleich 
eine  in  dem  Vereinszweck  liegende  Thätigkeit  ist,  so  stellen  die 
Glaubensgemeinden  nicht  reine  Nuß,  sondern  Nuß  werkver- 
eine dar. 

Achtens  die  Or  de  ns  g  e  m  e  in  d  e  oder  Ordensschaft.  In  den 
christlichen  Kirchen,  namentlich  in  der  katholischen,  haben  sich 
außer  der  Kirchengemeinde  noch  besondere  von  dieser  ver- 
schiedene aber  mit  ihnen  zusammenhängende  Vereine  gebildet, 
welche  darin  übereinstimmen,  daß  sie  besondere  über  die  der 
gewöhnlichen  Kirchengemeindeglieder  hinausgehende  Glaubens- 
übungen bezweckten  und  sich  dadurch  von  einander  unterschieden, 
daß  sie  sich  auf  den  genannten  Zweck  beschränkten  oder  außer 
demselben  noch  andere  Zwecke  verfolgten.  Diese  Vereine  werden 
theils  Orden,  theils  Brüderschaften  genannt.  Das  Wort  Orden 
wurde  theils  für  solche  gebraucht,  deren  Mitglieder  sich  durch 
Gelübde  zur  lebenslänglichen  Befolgung  der  Ordensregeln  ver- 
pflichteten, theils  für  solche,  welche  unmittelbar  d.  h.  nicht  durch 
Vermittlung   der  Bischöffe    unter  dem  Kirchenoberhaupt  standen. 
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Mit  dem  Wort  Brüderschaft  pflegte  man  hingegen  diejenigen  zu 
bezeichnen,  bei  welchen  weder  das  eine  noch  das  andere  der 
Fall  war.  Wir  wollen  beide  Arten  von  Vereinen,  weil  sie  nicht 
wesentlich  von  einander  verschieden  sind,  Orden  und  weil  ebenso- 
wohl geistliche  als  weltgeistliche  und  weltliche  Mitglieder  in  die- 
selben eingingen,  nicht  wie  gewöhnlich  geschieht,  geistliche,  son- 
dern kirchliche  Orden  nennen.  Es  gab  rein  kirchliche,  welche 
sich  wie  viele  Mönchsorden  auf  Glaubensübungen  beschränkten, 
kirchlich-staatliche,  welche  wie  z.  B.  der  Orden  der  Templer 
durch  Bekämpfung  der  Türken  neben  den  kirchlichen  auch  staatliche 
Zwecke  verfolgten,  kirchlich -bürgerliche,  welche  wie  /..  B.  der 
Orden  der  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  durch  Unterstützung 
der  Hülfsbedürftigen,  namentlich  durch  Krankenpflege,  neben  den 
kirchlichen  auch  bürgerliche,  und  kirchlich-staatlich-bürger- 
liehe,  welche  wie  z.  B.  der  Orden  der  deutschen  Ritter  neben  den 
kirchlichen  die  genannten  staatlichen  und  bürgerlichen  Zwecke  ver- 
folgten. Die  Orden  waren  Seitenvereine  der  Kirchengemeinde, 
stellten  also  mit  diesen  einen  abgezweigten ,  zusammengesetzten 
Verein  dar,  und  waren  für  sich  betrachtet  ebenfalls  zusammengesetzte 
und  zwar  bezirklich-abgestufte  Vereine.  Die  rein  kirchlichen  ge- 
hörten zu  den  Nuß-,  die  übrigen  zu  den  V\'erknuß vereinen. 

Die  weltlichen  Orden  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  sind  keine 
Vereine,  sondern  Genossenschaften  von  Personen,  welche  vom 
Staatsoberhaupt  verliehene  Ehrenzeichen  tragen.  Ehedem  gab  es 
jedoch  auch  welche,  die  Vereine  darstellten.  Sehen  wir  von  den 
keine  wirklichen  Orden  darstellenden  Genossenschaften  ab,  so 
haben  vir  unter  Orden  Vereine  zu  verstehen,  deren  Mitglieder 
sich  die  besonders  gewissenhafte  Erfüllung  gewisser  (gläubiger, 
staatlicher  oder  bürgerlicher)  Pflichten  zur  hauptsächlichen  Lebens- 
aufgabe machen,  so  daß  es  sowohl  rein  gläubige,  rein  staat- 
liche und  rein  bürgerliche  als  aus  den  genannten  ge- 
mischte Orden  geben  kann.  Die  Spendschaft  unterscheidet  sich 
von  einem  bürgerlichen  Orden  zur  Unterstützung  von  Hülfs- 
bedürftigen wesentlich  dadurch,  daß  die  Mitglieder  der  ersteren 
sich  die  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  nur  zur  nebensächlichen, 
die  des  letzteren  hingegen  zur  hauptsächlichen  Lebensaufgabe 
machen. 

Neuntens  der  Gild.  Die  öffentlichen  Vereine,  welche  man 
Staaten  zu  nennen  pflegt,  verfolgen  gewöhnlich  mehrere  Zwecke: 
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erstens  den  staatlichen,  welcher  in  der  Herstellung  der  rechtlichen 
Ordnung  besteht,  zweitens  bürgerliche,  welche  im  Betrieb  biu'ger- 
licher  Werkzweige  z.  B.  des  Bergbaus,  des  Forstbaus,  der  Post 
u.  s.  w.  bestehen  und  drittens  gläubige,  welche  in  der  Betheili- 
gung an  den  Geschäften  der  Glaubensgemeinden  bestehen.  Verfolgen 
die  öffentlichen  Vereine  die  drei  genannten  Zwecke,  so  sind  sie 
staatlich -bürgerlich-gläubige,  beschränken  sie  sich,  was 
ebenfalls  öfter  geschieht,  auf  die  beiden  ersteren,  nur  staatlich- 
bürgerliche. Haben  sie  für  jede  dieser  drei  oder  dieser  zwei 
Arten  von  Geschäften  besondere  Gegliedtheile,  welche  nur  durch 
ein  gemeinsames  Hauptgegliedtheil  mit  einander  in  Verbindung 
stehen,  so  sind  sie  zusammengesetzte  gezweigte,  haben 
sie  hingegen  gemeinschaftliche  Gegliedtheile  für  die  verschieden- 
artigen Geschäfte,  so  sind  sie  nicht  g  e  z  w  e  i  g  t  e  Vereine,  und 
zwar  sowohl  die  einen  als  die  andern,  wenn  ihr  Umfang  nicht 
allzu  klein  ist,  bezirklich  abgestufte.  Obgleich  von  den 
öffentlichen  Vereinen  der  staatliche  und  bürgerliche  stets  mit  ein- 
ander verbunden  sind,  so  ist  doch  deren  Verbindung  nicht  durch- 
aus nothwendig.  Jeder  von  beiden  kann  auch  für  sich  bestehen. 
Sowohl  wenn  beide  Vereine  vollständig  getrennt  sind,  als  wenn 
sie  Glieder  eines  gezweigten  Gesammtvereins  sind,  ist  für  jeden 
ein  besonderer  Name  und  im  lezteren  Falle  noch  ein  dritter 
Name  für  den  Gesammtverein  nöthig.  \\'ir  wollen  den  staatlichen 
Verein  Staat,  den  bürgerlichen  Gild  und  den  Gesammtverein 
Reich  neuen.  Mit  dem  Wort  Staat  wird  bald  ein  Verein  zur 
Herstellung  der  rechtlichen  Ordnung,  bald  ein  öffentlicher  Ver- 
ein bezeichnet,  wir  nehmen  es  also  bei  dem  über  den  Gebrauch 
desselben  gemachten  Vorschlag  nur  in  seiner  engern  Bedeutung ; 
Gild  ist  willkührlich  gewählt,  weil  es  unserer  Sprache  gänzlich 
an  einem  Wort  für  den  dadurch  auszudrückenden  Begriff  gebricht. 
Das  Wort  Reich  wird  in  denselben  Bedeutungen  gebraucht  wie 
das  Wort  Staat,  jedoch  nur  für  Staaten  von  bedeutendem  Um.- 
fang.  Da  jedoch  ein  besonderes  Wort  zur  Bezeichnung  großer 
Staaten  nicht  nöthig  ist,  so  scheint  uns  dadurch  der  über  die 
Verwendung  des  Wortes  Reich  gemachte  Vorschlag  gerechtfertigt 
zu  sein.  Der  Gild  d.  h.  der  öffentliche  bürgerliche  Verein 
kann  die  Erzeugnisse  seiner  werklichen  Thätigkeit  entweder  wie 
z.  B.  die  von  ihm  erbauten  Straßen  behalten  und  seinen  Mitgliedern 
zum  gemeinsamen  Gebrauch  überlassen,  oder  dieselben  wie  z.  B. 
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das  in  seinen  Forsten  gewonnene  Holz  verkaufen.  Im  ersteren 
Fall  ist  er,  falls  seine  Erzeugnisse,  wie  z.  B.  die  Straßen,  sowohl 
zu  werklichen  als  nußlichen  Zwecken  dienen,  ein  Werknuß-,  in 
lezteren  Fall  hingegen  ein  reiner  W'erkverein,  der  sich  von 
dem  Schaft'  nur  dadurch  unterscheidet,  daß  der  W'erkherr  ein 
öffentlicher  Verein  ist. 

Zehntens  der  Staat.  Unter  Staat  verstehen  wir  wie  eben 
gesagt  jeden  Verein  zur  Herstellung  der  rechtlichen  Ordnung. 
Seine  Thätigkeit  ist  theils  eine  unmittelbare  d.  h.  geradezu  auf 
die  Erreichung  des  genannten  Zwecks  gerichtete,  theils  eine 
mittelbare  d.  h.  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  der  hierzu 
erforderlichen  Sachgüter  gerichtete.  Er  unterscheidet  sich  durch 
den  ersten  Theil  seiner  Thätigkeit,  welcher  hochlich  (hoheitHch, 
regal)  genannt  wird,  von  allen  übrigen  Vereinen,  während  er  den 
zweiten  Theil,  welcher  sellig  ist,  mit  allen  übrigen  gemein  hat.  Er 
stellt  also  einen  hochlich-seUigen  (regal-socialen)  Verein  dar, 
während  der  Gild  zu  den  rein  seiligen  d.  h.  bürgerlichen  (civilen) 
gehört.  Staaten  mit  einheitlicher  Verfassung  sind  einfache  öffent- 
liche Vereine,  Staaten  mit  nicht  einheitlicher  Verfassung  sind  zu- 
sammengesetzte ab ge st u  fte  Vereine,  von  welchen  nur  der 
Gesammtverein  ein  öffentlicher  ist.  Zu  den  Staaten  der  letzteren 
Art  gehören  sowohl  die  aus  einem  Gesammtstaat  und  Einzelstaaten 
bestehenden  Bundesstaaten,  als  diejenigen  Staaten,  in  welchen  es 
Hoheitsrechte  ausübende  Gemeinden,  Zünfte,  Edelleute  u.  s.  w.  gibt. 
Obwohl  in  Bundesstaaten  strenge  genommen  nur  der  Gesammt- 
staat ein  öffentlicher  Verein  ist,  so  können  doch  auch  die  Einzel- 
staaten schon  als  öffentliche  Vereine  betrachtet  werden.  Bundes- 
staaten, in  welchen  sowohl  der  Gesammtstaat  als  die  Einzelstaaten 
mit  Gilden  verbunden  sind,  stellen  selbstverständlich  Bundesreiche 
dar.  Da  der  Rechtsschutz,  welchen  der  Staat  seinen  Gliedern  ge- 
währt, sowohl  zu  werklichen  als  nußlichen  Zwecken  dient,  so  ist 
der  Staat  als  ein  Werknußverein  zu  betrachten.  Obgleich  Ge- 
währung des  Rechtsschutzes  eine  zwar  sehr  umfangreiche,  werkliche 
Thätigkeit  ist,  so  kommt  dem  Staat  der  Name  Werkverein  doch 
nicht  um  ihretwillen  zu.  Denn  nicht  sie,  sondern  der  durch  sie 
gewährte  Rechtsschutz  muß  als  der  eigentliche  Staatszweck  be- 
trachtet werden. 

Mit  dem  Staat  ist  die  Reihe  der  wichtigen  X'ereine  geschlossen. 
Hinsichtlich  der  minder    wichtigen    wollen    wir    uns   auf   die    An- 
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führung  einiger  besonders  beachtenswerter  beschränken.  Diese 
sind :  Erstens  die  Pflegschaft  (Pensionat).  Sie  ist  ein  der  Inn- 
schaft  (Familie)  nachgebildeter,  aus  Pflegeeltern  und  Pflegekindern 
bestehender  Verein,  und  deßhalb  ebenso  wie  jene  ein  gläubig- 
bürgerlicher  We rknußverein.  Zweitens  die  Klubschaft 
(Casino):  mit  diesem  Namen  wollen  wir  alle  zum  geselligen  Ver- 
gnügen bestimmte  Vereine  bezeichnen.  Sie  sind  selbst\'erständlich 
rein  bürgerliche  und  zwar  rein  Nu ßve reine.  Drittens  die 
Bildschaft  (Bildungsverein).  Unter  diesem  Namen  fassen  wir 
alle  Vereine  zur  Beschaffung  gemeinschaftlich  zu  benutzender 
Bildungsmittel,  als  Kunstwerke,  Bücher,  Zeitschriften  u.  s.  w.  zu- 
sammen. Sie  gehören  gleich  den  Zünften  zu  den  seiligen  Ver- 
einen und  stellen  je  nach  den  Zweck,  zu  welchem  die  Mitglieder 
die  gemeinsamen  Bildungsmittel  benutzen,  entweder  Nuß-  oder 
Werk-  oder  N  u  ß  w  e  r  k  v  e  r  e  i  n  e  dar.  Viertens  die  Forsch- 
schaft  (Akademie,  gelehrte  Gesellschaft).  Unter  diesem  Namen 
fassen  wir  alle  zur  Anstellung  wissentlicher  Forschungen  gebildete 
Vereine  zusammen.  Sie  sind,  weil  ihre  Thätigkeit  eine  rein  wissen- 
schaftliche ist,  bürgerliche  und  zwar  lediglich  Werkverein  e. 
Nachdem  wir  die  wichtigsten  Vereine  und  deren  Zwecke 
kennen  gelernt  haben,  sind  wir  im  Stande  uns  ein  deutliches  Bild 
von  der  zwecksondernden  und  zweckmischenden  Verfassung  der  Ge- 
sellschaft zu  machen.  In  Gesellschaften  mit  zwecksondernder 
Verfassung  ist  die  Innschaft  (F^amilie),  deren  Zwecke  (bürgerliche 
u.  gläubige)  nicht  getrennt  werden  können,  der  einzige  gemischte 
Verein.  Alle  übrigen  Vereine  sind  ungemischte.  Die  Zunft  ist 
ein  rein  selliger  Verein,  welcher  keine  staatliche  Gewalt  ausübt. 
Die  Gemeinde  ist  ein  rein  bürgerlicher  Verein,  der  sich  auf  die 
Befriedigung  von  aus  dem  Beisammenwohnen  entspringenden  Be- 
dürfnissen beschränkt.  Die  Spendschaft  ist  ein  rein  bürger- 
licher, die  Unterstützung  von  Hülfsbedürftigen  bezweckender  Verein, 
der  weder  mit  dem  Staat  noch  mit  den  Glaubensgemeinden  noch 
mit  den  Gemeinden  zusammenhängt.  Die  Glaubensgemeinde 
ist  ein  rein  gläubiger  Verein,  welcher  weder  staatliche  noch 
bürgerliche  Nebengeschäfte  hat.  Die  Ordensgemeinden  sind 
entweder  gläubige  oder  staatliche  oder  bürgerliche.  Der  Staat 
ist  ein  rein  staatlicher  Verein,  der  weder  bürgerliche  noch 
gläubige  Nebengeschäfte  hat  und  deshalb  der  Gild  entweder  voll- 
ständig oder  mindestens    in  so  weit  von  derselben  getrennt,    daß 
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das  durch  die  V^erbindung  beider  gebildete  Reich  einen  ge:icweigten 
Verein  darstellt.  In  Gesellschaften  mit  zw  eck  mischender 
Verfassung  kann  selbstverständlich  sowohl  die  Art  als  der  Grad 
der  Mischung  sehr  verschieden  sein.  In  starkgemischten  stellen 
jedenfalls  sowohl  der  Staat  als  die  Glaubensgemeinden 
gläubig-staatlich  bürgerliche,  die  Zünfte  und  die  Gemeinden 
staatlich-bürgerliche  und  die  Spend Schäften  keine  selbständigen, 
sondern  mit  den  bereits  genannten  verbundene  Vereine  dar. 

Versuchen  wir  die  wichtigeren  Vereine  der  Gesellschaft  eines 
Staatsvolkes  nach  ihrem  Umfang  zu  ordnen,  so  stoßen  wir  auf 
die  Schwierigkeit,  daß  bei  einem  Theil  derselben  der  beziehungs- 
weise Umfang  sehr  verschieden  sein  kann.  Beschränken  wir  uns 
auf  diejenigen,  bei  welchen  dies  oft  der  Fall  ist,  so  erhalten  wir 
die  Reihe:  Innscliaft,  Hausschaft,  Schaff,  Gemeinde,  Reich,  Bundes- 
reich. Der  Umfang  der  Glaubensgemeinde,  der  Ordensgemeinde, 
der  Zunft  und  der  Spendschaft  kann  sowohl  kleiner  als  größer 
wie  der  der  Gemeinde  sein  und  letzteren  Falls  den  des  Reichs  oder 
Bundesreichs  erreichen,  ja  der  Umfang  der  Glaubens-  und  Ordens- 
gemeinde sogar  über  den  des  Bundesreichs  hinaus  gehen.  Wenn 
die  Schriftsteller,  welche  unter  Gesellschaft  die  halbheimige  Seite 
derselben  verstehen,  die  Reihe  „Familie,  Stamm,  Gesellschaft,  Staat, 
Bundesstaat"  aufstellen,  so  bringen  sie  ungleichartige  Glieder  in 
dieselbe,  denn  die  Familie,  der  Staat  und  der  Bundesstaat  sind 
Vereine,  der  Stamm  ist  eine  Genossenschaft  und  die  „Gesellschatt" 
weder  ein  Verein  noch  eine  Genossenschaft,  sondern  Etwas,  was 
alle  Genossenschaften,  also  auch  den  Stamm  und  alle  halbheimigen 
Vereine  einschließt. 
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